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AtoUv  (tti  üSentllclies  Recht,  m  i. 


Zur  Lehre  vom  öfTentlichrechtlichen  Vertrage. 

Von 
Prof.  Dr.  Otto  Mavbb  in  Strassburg  i.  E. 

Soll  die  VerwaltungHreclitswissenschnft  als  gleichberechtigte 
jurisfcifiche  Oisciplin  neben,  die  älteren  Schwestern  treten,  so  mufis 
sie  ein  System  von  eigen thtlmli eben  Recbtsinätituten  der  staat- 
lichen Verwaltung  sein. 

Gerade  von  diesem  Standpunkte  aus  wurde  ihr  neuerdings 
durch  die  gewichtige  Stimme  Ladands  *)  die  Daseinsberechtigung 


')  Ärch.  f,  öff.  R.  II,  S.  155  ff.  Inzwischen  hat  Em.  LCniNO  einen 
Feldzug  gegen  die  ganze  ^^konatruktivo  Methode^^  eröffnet  und  sich  insbe- 
sondere meinee  Buchet)  Über  das  franz.  V.R.  bedient,  um  die  Gefahren  der- 
selben darzuthun  (ScRUoi-r.ERV  Jahrb.  XI,  2,  S.  117  ff.  und  vorher  schon 
im  Lit.  Ccntr.Bl.).  Ich  mftrhte  ein  paar  Pnnkte  daraus  hervorheben,  nur 
weil  sie  so  bezeichnend  sind  fUr  die  wahre  Natur  dieses  Methoden  kam  pfes. 

L.  beginnt  mit  der  BcliwierigüD  Frage  der  Abgrenzung  des  Gebietes 
der  Regierung  (gouveniemerit)  von  deui  der  Verwaltung  und  glaubt  hier 
alle  ^t^willkürlichcn  Konatruklionen''''  entbehrlich  zu  machen  durch  eine 
praktische  Losung:  es  handelt  sich  nur  darum,  durch  eine  gründliche 
Untersuchung  der  I^ntscheidungen  des  Staalsrathes  festzustellen  ^  welche 
Akte  des  Staatsoberhauptes  deraelbe  von  seiner  verwaUungsgerichtlichen 
Kompeteux  nusschliesst,  Nun  gibt  es  aber  auch  viele  Akte  des  Stuatäober- 
hauples^  welche  dem  Gebiete  der  Verwaltung  angehören  and  über  welclie 
der  Stsatsrath  sich  weigert,  im  conteutieuz  zu  erkennen^  nämlich  alle 
d^rets  adminiatratifs,  welche  mit  freiem  Ermessen  erlassen  werden  als 
actes  de  pure  udminisLration.   Diese  werden  mich  jenem  praktischen  Merk- 


4      — 


abgesprocheu.  Der  Gnmd  ist  einfach:  es  ist  nicht  StoflF  genug 
vorhanden.  In  dem  Verhältnisse  der  Verwaltung  zu  den  Unter- 
thanen   gibt    es  nur  eine  einzige  cigenfchtimlicli  öffenthchrecht- 


mftl  unterschiedslos  cinhegrifTi^n  wcnlen  und  i'ine  Abgrenzung  des  Gebicta 
der  Regierung  crtmlten  wir  aUo  nicht.  Der  ganxc  Varschlag  beruht  auf 
einem  handgrcinichen  Denkfehler:  es  ist  ja  richüg,  daas  alle  Akte  der 
Kegierung  der  V.-rechtsp liege  entzogen  sind;  aber  man  darf  einen  der- 
arligep  Satz  doch  nicht  ohne  weilercf  umkehren  ond  »4gen^  e»  ist  alles 
Akt  der  Regierung,  worüber  eine  V.-reclitäpUege  nicht  statlflndet 

Wegen  der  Lehre  von  der  Zuständigkeit  der  franz.  V.-gerichte  ver- 
weist dann  L.  auf  das  Muster  seiner  Darstellung  in  Hahthakk's  Ztsclift  VI. 
12  fr.  Ol)  er  aber  waht  glaubt^  Jemanden  über  das  Wesen  der  ordent- 
lichen V, -Streitsache,  des  acte  du  contentieux^  anfgekl&rt  zu  haben,  indem 
er  dort  die  Redensart  der  frans.  Juristen  nb8clirieb;  es  müsse  sich  um  ein 
verletztes  subjektivcR  Recht  handeln?  Ich  suchte  nachzuweisen,  dass  ein 
sog.  subjektives  Recht  Überall  angenommen  werde,  wo  ein  hesttromtes 
Verhbltniss  des  Einzelnen  zam  Staate  bereits  geschaffen  worden  ist,  durch 
ein  V.-geaeti,  welches  ihn  trilTt,  oder  durch  einen  V.-akt.  welcher  über  ihn 
ergangen  ist«  und  jetzt  der  neue  V.akt  nur  aussprechen  soll,  was  dcmge* 
miat  für  den  konkreten  Fall  schon  gewollt  ist,  als  ein  erklärender,  ge- 
bundener V.-akl.  L.  will  mir  nun  Beispiele  ontgegEnbalten  von  gebundenen 
V.-aktcn  in  diesem  Sinne,  in  welchen  keine  V.rcchtaptlege  staltlindet.  Der- 
gleichen sollen  sich  zahlreiche  bei  Chauvcau  proccd.  adm.  I,  70  finden. 
Allein  dort  handelt  es  sich  einfach  um  mangelnde  Aktivlegitimatiun  und 
ähnliche  Dinge,  denen  man  auf  den  ersten  Blick  ansieht,  dass  sie  nicht 
hieher  gehören.  1..  erkUrt  diese  Beispielv  fUr  nicht  leicht  verstandlicli 
für  seine  Leser  und  gibt  dafür  ein  selbstgemachtes:  vs  ergeht  ein  Gesetz, 
dass  eine  Uccrstrasse  von  X  nach  Y  gebaut  werden  soll;  weder  die  beiden 
St&dte  noclt  die  anliegenden  Grundbesitzer.,  trotz  ihres  groescn  Interesses, 
haben  eine  Klage  auf  lierstelking  der  Strasse;  und  „unzweifelhaft'^''  wäre 
doch  jetzt  ein  gebundener  V.-akt  iu  meinem  Sinne  zn  mnchen.  Nun  denu^ 
solch  ein  Gesetz  kann  eine  Geldbewilligung  hrdrntcn  oder  eine  Ermäch- 
tigung zur  Exproprinlion;  an  ein  Gesetz,  welches  einer  Stadt  oder  einer 
Anzahl  von  Grundbesitzern  eine  Strasse  gewährt  und  zusichert,  wird  wohl 
nicht  zu  denken  sein.  Ein  fertige»  VerhaltniHs  des  Staates  zu  den  Einzel- 
nen ist  also  hier  gar  nicht  begründet,  ein  grosses  Intvrvsse  dcrseSben  an 
der  Ausführung  des  ncschlnsscs,  ja;  aber  hi  das  denn  so  ganz  das  N&m- 
liche?  Wer  einen  BcgrifT  ad  absurdum  führen  will,  muss  doch  vor  Allem 
im  Stande  «ein,  ihn  festzuhalten. 

In   dieser   Weise   wird    aber  hier   durchweg  mit  allen    begriflriichen 
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liehe  Form  staatlicher  Einwirkung;  das  ist  d&r  Befehl.  Also 
kann  es  sich  mir  darum  handehi,  »Couglomcrate"  zu  machen 
AUS  den  Begriffen ,  Formen  und  Rcchtoinstiluten ,  welche  die 
anderen  wahren  rechUwissenachaftlichen  Disciplinen  fertig  liefern, 
Conglonierat*  aus  viel  Civilrecht,  etwas  Strafrecht  und  Process, 
und  dazwischen  das  staatsrechtliche  Hechteinstitut  des  Befehls. 
'  An  solchem  Massstahe  gemessen,  musste  allerdings  die  fran- 

zösisch rechtliche  Lehre  vom  Offen thchrechtli eben  Vertrage  als 
die  , bedenklichste  von  nllen"  erscheinen,  nicht  bloss  deshalb, 
weil  sich  hier  etwas  Vertrag  nennt,  was  keiner  sein  soll,  sondern 
auch  und  mehr  noch  deshalb,  weil  ein  eigenthünilichcs  öfTentlich- 
I  rechtliches  Kechtsinstitut  damit  behauptet  wird ,  welches  von 
einem  Befehle  so  wenig  hat  als  mögHch.  Gerade  darum  ist  aber 
dieser  Begriff  auch  wiedtr  so  bezeichnend  für  die  Orundauffossung, 
von  welcher  er  getragen  wird,  und  so  besonders  geeignet,  die 
rorhaudcnen  Gegensätze  zur  Anschauung  zu  bringen.    Er  bildet 

^■ön    markantes    Rechtsinstitut.      Unter    diesem    Gesichtspunkte 

^M  möchten  wir  ihn  hier  betrachten. 

'        tTnterschiedcn    umgegangeu.     Soge    ich:    di«  PoÜzcivcrorduuogsgewalt  ist 

TOm  tIewCxe  den  Btliürderi  im  Zweifel  nur  delegirt  zur  BeherrachuDg  d« 

Lebene,  welches  sich  au  ölTutitlicben  Orten  bewegt^  »o  wtuHei  sich  L.  gegen 

die  Behauptnng:  nur  das  Leben,  welches  sich  an  üirenUichen  Orten  bewegt, 

sei  Objekt  der  polizeilirhcn  Thätigkeit  UberhRiipt.     Sage  icJi:  die  Polizei- 

^H  kontraTention   sei   gestaltet    nach   dem  Master   der  Verletzung  einer  civil- 

^V  rechllicbeo  Verbindlichkeit  oach  dem  c.  c,  so  erwidert  L. :  jedes  Strafge- 

sela    begründe    eine    Verbindlirlikeit.     Sage     ich:     im    GcgenBatze    lu    den 

Befehlen,    mit  welchen    der  Staat    nur  die  Wirksamkeit  der  Mittel  aeiner 

öffentlichen   Anstalten   sichert  und    untcrstUtxt,    wie  Schtilsw&ng,   Tabak- 

DDonopol,  sei  der  rolizeibefeJil  anf  die  Herstellung  gewisser  GemcinzustAnd« 

gerichtet,  verfolge  also  unmittelbar  den  ideellen  Zwecke  eü  heisat  es:  also 

die  Pfdizei  über  die  Bordelle  verfolgt  ideeite  Zwecke,  die  Schalen   and 

^^  Akailcmien  nicht.    V.  e.  w. 

^B  Man  sieht,  was  hier  vorliegt,  ist  nicht  ein  Gegenantz  der  Methode, 

^^  sondern    eine    Melntingsverschiedenheit   über   das   Mass    von   Gerianigkeit. 
welches  man   bei  Verfulgung  abstrakter  Gedankengtinge  verlangen  kann. 
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Wenn  vrir  zunächst  einen  Bück  werfen  auf  das,  was  neuef 
Unter« uclmn gen  auf  dum  Gebiete  des  römischen  Rechts  hier  so 
Tage  gefördert  haben,  ho  diirlt«  du»  nicht  zu  weit  ausgeholt  sein 
Der  Staat  der  römischen  Hepublik  ist  dem  unsrigeu  von  heutzu 
tage  verwandter  als  der  Feudal-  oder  Patrimonialstaat.  Nu 
entwickeln  sich  dort  aus  dem  gleichen  Begriff  alle  Folgerunges 
ungemildert  und  ungebrochen  in  kJa^sRischer  Reinheit. 

Zwischen  dem  römischen  Staate  und  seinen  Bürgern  gU 
nicht  Aas  jus  civile,  noch  die  bürgerliche  Rechtspflege.  AucI 
im  einfachen,  vermögensrechtlichen  Verkehre  macht  sich  dh 
majeätas  pupuU  Homaui  noch  bemerkbar.  Der  gleiche  wirth- 
schafUiche  Stoif  mag  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Staat) 
und  dem  Einzelnen  erfüllen,  wie  die  zwischen  den  Einzelnei 
miter  nich:  das  RechUverhültniss  selbst  ist  im  ersteren  Falli 
jedesmal  ganz  anderer  und  zwar  öffeuÜichrechtlicher  Natur.  S< 
entfstcht  neben  dem  System  der  Privatrechtsinstitute  ein  »corre- 
spondirendes'  System  von  Verwalfcungsrechtsinstituten :  Eigen« 
tfaum,  Freilassung,  Forderung.  Schuld  u.  s.  w.  finden  sich  sowoh 
im  Gemeindevermögensrecht,  als  im  Privatvermögensrecht,  abä 
in  einer  „völligen  Ungleichheit  der  Ausprägung*  *). 

Unter  diesen  Rechtsinsti tuten  des  öffentlichen  Rechts  er- 
scheinen auch  Verträge,  die  Namens  des  Staates  abgeschlosaei 
werden.  Das  Amt,  welches  mit  der  Führung  des  Gemeindehaus- 
halts  vorzugsweise  betraut  ist,  das  des  Censor,  bietet  die  Haupt 
anwendungställe  und  die  censorisohen  Verträge  sind  dei 
Mittelpunkt  der  Lehre.  Was  von  diesen  zu  sagen  ist,  gilt  abe] 
im  Wesentlichen  gleichmässig  von  den  anderen  fiffeatlichrecht- 
liehen  Vertrügen,  insbesondere  von  dem  allen  Magistraten  gemein« 


*)  MoMKSEN,  Rom,  St.-K.  1,S.  1Ö2  ff.;  derselbe  ia  ZUcWt.  f.  Rcchtagcscli. 
N.  F.  VI,  8.  260  ff.  Ebenso  Hkykuvsky,  Ueber  die  rechtliche  Grundlage  d 
leg«s  contractofl,  &.  15;  Peknice  in  Ztsclift  f.  RechtsgeBch.  K.  F.  V,  S.  2fl 
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samen  Äpparitorenvertrage,  dem  Seitenstücke  unserer  Beamten- 
aitöt^Uung  ^). 

Der  Censor  verpachtet  staatliche  Gefalle  (vectigalia),  verdingt 
atJieho  Arbeiten  (vermöge  der  ultra  tributa},  verkauft  eingezogo- 

"iies  Vermugen  (l>o»onim  sectio)  und  das  Vermögen  von  Schuldnern 
and  Bürgen  des  Staates  (venditio  lege  praediatoria).  Die  Rechts- 
geschäfte werden  in  Öffentlicher  Versteigerung  vorgenommen. 
Die  Grundlage  bildet  jedesmal  eine  vom  Censor  aufgestellte  lex 
contractus,  welche  die  Rechte  und  Pflichten  des  Ansteigerers 
bestimmt.    Die  allgemeinen  Bestimmungen  dieser  leges  cen-soriae 

'  werden   allmählich   zu  stehenden  Formularen,    von  welchen  man 

[nicht  leicht  abweicht;  sie  nehmen,  wie  man  sagt,  einen  tralati- 
cischen  Charakter  an,  gleich  den  Edikten  der  Priitoren  und  Aedilen. 
Wirksam  werden  sie  im  Einzelfall  durch  den  Zuschlag  des  Censor 
(addictio),  mit  welchem  das  Rechtsgeschäft  zum  Äbschluss  kommt. 
Ein  solcher  Akt  unterscheidet  sich  sehr  erheblich  von  den 

I  entapreciienden  Rechtsgeschäften  zwischen  Privaten. 

Während  die  Letzteren  noch  gebunden  sind  an  die  Einhal- 

'  tung  fester  Formen,  mit  welchen  allein  sie  die  Anerkennmig  und 
den  Schutz  der Rechtsordnimg  sich  zu  erwerben  vermögen,  wirkt 
hier  von  Anfang  an  schon  die  einfache  Willenserklärung. 

i  Die  Wirkimgen   selbst  gehen   in  vieler  Beziehung  über  das 

hinaus,  was  ein  formgerechtes  Privatrechtsgeschäft  zu  erzielen 
vermocht«:  es  entstehen  Universalsuccessionen ,  volle  Ueber- 
tragtrogen  von  Forderungen  dem  Rechte  nach,  dem  Abgaben- 
pächter wird  das  Pfiln dungsrecht  (die  pignoria  capio)  gegen  die 
Abgabenpflichtigen  verliehen.  Rechte  und  Pflichten  Dritter  werden 
feaigesetzt,  bindend  fUr  diese  und  den  Ansteigerer. 

Am   auffallendsten  aber  ist  der  Ausschluss  des  Civilrechts- 
weges:  der  nämliche  Beamte,  welcher  in  Vertretung  des  Staates 


■j  UuuuBKN,  St-R.  I,  a.  318  fr.;  derselbe  in  Ztsclift.  f.  Rccliteg«scli. 
[K.  F.  VI,  S,  2Ö8  ff. 
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den  Vertrag  abschliesst,  entscheidet  bei  entstehenden  Schwierig- 
keiten über  die  daraus  fliessenden  Ansprüche  beider  Contrahente 
gegen  einander,  gowälirt,  als  Richter  und  als  Vertreter  des  Ge- 
meindevermugens   zugleich,    dem  Ansteigerer,    was  ihm  gebühr^ 
stellt    auderenteits    fest,    vaa   dieser   dem   Staate  schuldetf    um 
zwingt  ihn  7,u  Erfüllung  oder  Schadensersatz*). 

Woher  kommt  dos  Alles?  Woher  kommt  es,  dass  der  cen- 
sonsche  Vertrag  so  besonders  wirkt  und  dass  er  überhaupt  wirkt 
Die  romanistische  Rechtswissenschaft  verweist  uns  zur  ErkiUruuj 
auf  die  ßfTentlichrechtliche  Natur  des  Oeschäites;  da  sie  aber  zun 
Glück  die  Scheu  vor  den  .Gefahren  der  constructiven  Methode 
nicht  theilt,  so  sagt  sie  ims  auch,  auf  welche  Weise  aus  dei 
öffentlich  recht  liehen  Natur  des  Gesi-häftes  jene  Besonderheitei 
sich  ergeben.  Oeffentlichrechtlich  ist  das  Geschäft,  weil  de] 
Staat  mit  seiner  Souveränetät,  Machtvollkommenheit,  auctorita« 
unmittelbaren  Gewalt,  mit  seinem  eminenten  Recht  darin  auf- 
tritt '').  Dass  dieser  Wille  des  Stiuites  olnie  Weiteres  massgebem 
wirkt  für  die  Einzelnen  wie  für  die  Behörden,  ist  sclbstv erstand 
lieh;  würde  man  noch  besondere  Formen  von  ihm  verlangen 
,go  wäre  damit  ausgesprochen,  dass  sein  Wille  nicht  schon  al 
Wille  des  Staates  vollgenOgend  ist,  sondern  sich  erst  selbst  wieda 
durch  Beobachtung  gewisser  Formen  um  die  staatliche  Garanti 
bemühen  muss*^^.  m^M 

Der  staatliche  Wille,  der  Alles  ausmacht,  erscheint  in  den 
GeächEfte  durch  das  Organ  des  Censor.  Man  kann  daher  sagen 
die  Wirksamkeit  des  Geschäftes  beruht  auf  der  Ämtsgewalt  de 


*)  Vgl.  über  Alle  diese  Abwei«hunf;en:  Heyrovsky  ,  S.  15  if.;  'Bsim 
MANM^  0er  Kniif  Tiach  gem.  Recht  [,  8.  456. 

")  Ausdrücke  von  Hei'Rotkst^  S.  75;  Rxvier,  Untersuchungen  üIm 
die  cautlo  prsedibus  pr&ediisfiue  S.  19,  20;  Zxuukruanm^  de  notione  oan- 
tionis  8.  16;  Bachofen,  röui.  PfaDdreclit  S.  220;  Münukkloh  in  Zttfchft 
f.  RccfiUgcsch.  XII,  S.  213,  214;  Momuskn  in  Ztschft.  f.  Recbtageaeh.  N.  B 
VI,  S.  270  Anm.,  Ö.  271. 

')  Becbkatin.  I,  S.  442  Anm. 
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jetzteren.  Die  magistratische  Willenserkläning,  welche  allein 
RecbUverhältniss  schafft  und  tmgt,  iät  also  mehr  als  eine 
blosse  VertragseinwiUigung,  sie  ist  ein  einseitiger,  rechts- 
>egrftndender  Akt,  dem  Oesetze  vergleichbar'). 

In  dieser  Anpassung,  welche  als  die  herrschende  bezeichnet 
rerdeii    darf,    sind    die    festen    und    ausreichenden    Grundlagen 

Igegeben  für  die  jnristiBche  Gestaltung  des  ganzen  Rechtsmstituts 
des  censoriscben  Vertrags,  die  ja  natürlich  eine  höchst  eigen- 
artige sein  muüs.  Im  Hinblick  auf  das,  was  unsere  ht'utige 
Staatsrechts wiäsenschalt  interessirt,  dürften  vor  Allem  zwei  Punkte 
hervorzuheben  sein. 

■  I.  £s  ist  bezeichnend  ftir  die  Macht  der  civilrechtlichen 
Gewöhnung,  dass  man  auch  in  der  romanistischen  Theorie  mehr- 
fach mit  der  Thatsache,  dass  die  Amtsgewalt  des  Censor  die 
Rechtswirkungen  des  censoriscben  Vertrages  hervorbringt,  so 
aUein  nicht  auskommen  zu  können  glaubt;  man  empfindet  das 
Bedürfniss,  noch  einen  Rechtssatz  daneben  zu  haben.  Rechts- 
geschäfte brauchen  nun  einmal  nach  Civilrecht,  um  gültig  und 
wirksam  zu  sein,  einen  Rechtäsatz,  der  in  ihnen  zur  Änwtn- 
dung  kommt;  ohne  einen  solchen  kann  man  sich  auch  das  öfTent- 
lich rechtliche  Rechts gescbuft  nicht  denken. 

L  Das   kommt  auf  verhältniösmässig  unschädliche  Weise  zum 

'Ausdruck  in  der  Bezeichnung  des  censoriscben  Vertrages  als  einer 
lex   specialis  %      Das    ötFcntlichc   Recht    gibt    keine   oder   keine 

lausreicbendeu  Rechtäs'aize  für  jene  Rechtsgeschäfte.  Daher  .schrieb 


'}  Karjx)Va,  rüm.  RechUgeecli.  I,  S,  245,  Amn.  1;  ^^Sie  leiten  ihre 
Kraft  her  aiu  der  den  Mag^tstraten  tnit  ihrem  Arale  ertheilten  Vollmacht,  den 
populas  bei  Abachlusa  solcher  Geacliürte  zu  vertreten.  Es  Bind  Kundgebungen 
des  Volkswillens  vergleichbar  den  Icges  datae.*^'  Heybovsky,  S.  7Ö,  S.  81; 
HÖLUEa  in  krit,  VierteljabrsBchrift  XXV,  S.  313  ff.  —  Die  Einwürfe,  welche 
früher,  namentlich  von  BauNS^  z.  Gesch.  d.  CeBsion  S.  45  ff.,  und  Üüppebt» 
in  Ztschfl  f.  Rechtsg.  N.  F.  IV,  S.  254  ff.  gemacht  worden  waren.,  scheint 
QcrKOVBKy .,  S.  70  ff.  genOgcnd  widerlegt  zu  Imben. 

')  RunoaF  in  Ztechft  f.  Rechtsgesch.  VIIL,  S.  87;  H 
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in  jedem  einzeluen  Falle  die  Staatsgewalt  die  Kegeln,  welch« 
das  betreffende  Kechfcsgeschäft  gelten  sollen,  besonders  vor'  ^). 
Diese  Rechtssutze  freilich  rerschmelzen  sich  unmittelbar  mit  ihrer 
Anwendung  auf  die  dem  Oensor  gegenüberstehende  Person  und 
gehen  in  ihren  Wirkungen  nicht  Über  diesen  Fall  hinaus;  es  sind 
lauter  privilegia. 

Thatäächlich  erhält  dadurch  der  censorische  Akt  keine  grössere 
Bedeutung,   als  wenn  er  nicht  Rechtssatz  hiesse;   seine  Stellung  j 
im  Rechtsgeschäft  wird  auch  nicht  geringer  dadurch,  da-sa  er  soj 
genannt  wird.     Nur  der  Begriff  des  RechUsatzes  ist  es,  dem  hier) 
Miashandlung  widerfahren  sein  könnte^"). 

Dagegen  würde  allerdings  die  Natur  unseres  Rechtsiustituta  { 
erheblich  geändert   durch    die    von  Pehnjce   vertretene   Theorie, 
welche    das    gleiche    subjektive   ßedürfnisa    des   Givilisten    durch 
eine  äusserliche  Zuthat  befriedigen  will. 

Pbbnicb^^)  wendet  sich   zunächst  gegen   die  Gesetzeseigen- 
schaft der  lex  contractus.    Dieselbe  ist  überflüssig.    Die  Befugniss 
zur  Eingehung   der  Verträge  haben  die  Censoren  durch  die  Er- , 
mächtigung  des  Volkes.     .Und  das  ist  die  gesetzliche  Grundlage] 
für   die   Geltung   der  Verträge."     Damit   hätten   wir  eigentlich! 
genug.   Aber  auch  PisttKicK  bedarf  noch  eines  Rechtssatzes ,  den 
dem   Akte    die  Wirksamkeit    verleiht;    denn    „selbstverständlich* 
kann    der  Rechtsgrund   dafür   nicht  in  ihm  selbst  liegen:    dieser 
Recbtsgrund  liegt  vielmehr  in  der  allgemeinen  Anschauung,  dasa 


")  Hevrovsky  ,  S.  83. 

*"}  Die  Verwendung  diese»  Kamt-n«  wird  dfälmlb  hucIi  verworfen 
von  UOldek  in  ICrlt.  Viertetjalirsschdrt  XXV,  S.  313;  Mouusen  in  Ztschfl. 
f.  Reohtsgesch.  N.  F.  VI,  S.  270,  Änm.  9:  Kablowa  S.  24r.,  Anm.  1.  Kär.das 
Bedenkliche  seiner  Ansiclitea  gibt  Hevbuvskv  selbst  trclende  Belege,  Die 
cenaoriflciien  Polizeiverfijguiigen,  die  er  anführt,  ja  auch  die  Ertheilang 
der  formule.  in  factum  cuucepta  durch  den  Pr4tor^  das  poseeBBori&che  la- 
tcrdikt  (a.  a,  O.  8.  96)  —  allee  hätte  den  nämlichen  Anepnich  darauf,  als 
Spezialgesetz  anfgcfasat  tu  werden. 

")  Ztachlt.  1".  Rechugesch.  K.  F.  V,  S.  114  ff. 
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Verträge  gehalten   wi*r<1en   inns«en,    im    Gewohnheitsrecht,    mos 

I  majomm.  Ist  ja  doch  der  Staat  auch  an  seine  völkerrechtlichen 
foedera  gebunden  ohne  gedetzlicUe  Vorschrift,  allein  durch  die 
fidö»"). 

I  Die  ZuHammenstellung  des  völkerrechtlichen  und  des  »taab;- 

rechtlichen  Vertrages  ist  sehr  lehrreich.  Ersterer  allerdings  bindet 
nur   durch  die  Kraft  der  Anschauung,    der  fides;   die  Bindung 

tist  auch  danach!  Wenn  man  damit  den  cenäonschen  Vertrag 
vergleicht,  so  leuchtet  sofort  ein,  dass  der  Ansteigerer  erheblich 
starker  gebunden  ist.  Die  dem  Cenaor  verliehenen  Gewalten 
sichern  die  Ansprüche  des  Staates  gegen  ihn  mit  einer  Kraft 
und  Strenge,  wie  sie  das  Civilrecbt  nicht  einmal  gewähren  wUrde. 

I  Man  könnte  also  vielleicht  die  unvollkommene  volkerreebLsartige 
Bindung  nur  auf  Seiten  des  Staute»  suchen  wollen  und  dauiich 
eine  Stufenfolge  herstellen  aus  Verträgen  des  zweiseitig  bindenden 
Rechtes  (privntrechtliche),  Verträgen  des  einseitig  bindenden 
(staatsrechtliche)  und  des  zweiseitig  unvollkommenen  Rechtes 
(völkerrechtliche).  Aber  auch  die  Ansprüche  des  Ansteigerors 
gegen  den  Staat  gemessen  einer  ganz  anderen  Reohtswirksam- 
keit,  als  der  völkerrechtliche  Vertrag  sie  zu  gehen  vermag.    Nicht 

^ein  blosses  GefÜlil  der  fides,  sondern  die  Amtspflicht  hindert  den 
Censor  daran,  das,  was  er  zu  Gunsten  des  Austeigerers  im  Ver- 
trage yerfügt  hat,  ohne  Weiteres  wieder  rückgängig  zu  machen 
oder  unausgeführt  zu  lassen.  Denn  dass  ein  mngi.stratischer  Akt, 
der   nicht  durch  einen  anderen  ebenso  gUltigen  aufgehoben  oder 

I  gehemmt  ist,  von  jedem  Magistrat,  von  dem,  der  ihn  erlassen, 
wie  von  jedem  anderen,  anzuerkennen  und  zu  handhaben  ist, 
das  ist  doch  Voraussetzung  der  ganzen  Staatsordnung  und  selbst- 
verständlicher Beatandtheil  aller  Amtsauilräge  und  Amtspflichten. 

[Abweichungen  davon  hindert  die  Concurrenz  anderer  Aemter  und 
vor  Allem  die  drohende  persönliche  Verantwoiilichkeit  des  Beamten. 


»0  A.  ft.  0.,  S.  121. 
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Es  sind  also  positive  »toatiiche  Einriehtungeu  vorhanden^  welche 
die  Ansprüche  auch  des  anderen  Contraheuten  im  cenäorifichen 
Vertrage  sichern,  ihnen  einen  wahren  Rechtsschutz  gewähren. 

Diese  höhere  Rcchtsrerbirdhchkeit,  weU^he  der  censimsclie 
Vertrag  nach  beiden  Seiten  hin  durch  den  Inhalt  des  Amtsauf- 
trages des  Censor  erhält,  bedarf  aber  dann  auch  keiner  weiteren 
Stutze  ausserhalb  desselben  durch  ein  Gewohnheitsrecht  oder  der- 
gleichen. Brauch  und  Herkommen  mögen  sehr  nützlich  »ein,  um 
den  Inhalt  des  Ambäauf träges  zu  erkennen.  Steht  aber  dieser 
bihalt  einmal  fest,  ro  kommt  es  auf  sonst  nichts  mehr  an ;  weder 
der  Censor  wird  behaupten  mflssen,  dass  auch  seine  Vorgänger 
ihre  Amtsgewalt  nicht  unbenutzt  Hessen,  wenn  ein  Stantsschuldner 
nicht  zahlte,  noch  wird  der  Unternehmer,  welcher  die  Aufrecht- 
erhaltung  und  AustUhrung  der  censorischen  Verpachtung  begehrt, 
nachweisen  müssen,  dass  die  Censoren  schon  stets  ihrer  Amts- 
pflicht nachgekommen  seien  und  dass  more  majorum  ihre  Akte 
in  Gültigkeit  gebalten  würden.  Das  Gewohnheitsrecht  wird  also 
ganz  überflüssiger  Weise  Über  den  ööentl ichrechtlichen  Vertrag 
gestellt,  nur  um  dem  Letzteren  ilen  juristischen  Bau  eines  civil- 
rechtUchen  Vertrages  zu  geben"). 

2.  Beruht  die  Kraft  des  censorischen  Vertrages  einfach  in 
dem  Akte  der  censoria  potestas,  so  hnt  seine  rechtliche  Wirk- 
samkeit auch  keine  anderen  Grenzen  iils  die  Amtsgewalt,  als 
die  dem  Censor  vom  populus  Komanus  verliehene  Zuständigkeit. 

Der  Censor  mag  in  dem  Vertrage,  d.  h.  in  der  dazu  ge- 
hörigen lex  cüntractus  alle  Arten  von  Verfügungen  wirksam 
treffen,  welche  sein  Amt  ilim  anheimgibt  und  welche  zur  Durch- 
führung des  Geschäftes  dienlich  sind.  Nicht  bloss  Üebertragimgen 
von   gemeindlichen   Vermögen sstücken   jeder  Art   sind   darunter 


^*)  MU  Recht  nennt  Kari-OWa  (Rom.  Reclitsgpsch.  I,  S.  245  Anm.) 
die  von  p£aNic£  rerfochtcDc  Aosicbt  einen  Verzicht  auf  eine  ErkläruDg 
dafür,  dass  hier  ölTentliches  Recht  zar  Anwenilunjf  korame. 
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rbeifriffen,  sondern  auch  die  Ordnung  bereits  bestehender  Ein- 
kUnft^S  welche  vei^eben  werden  sollen,  Sicherung  derselben  gegen 
Störung,  Ausstattung  des  Ansteigerers  mit  staatlichen  Zwangs- 
mittein.  Allerlei  Wirkungen  gegen  Dritt«  ergeben  sich  daraus 
von  selbst '  *). 

I  Dagegen  wlirden  Verfügungen,  welche  über  den  wohlver- 
standenen und  herkömmlichen  Amtiiauttrag  hinausgingen,  un- 
rochtmiissig  sein,  und  das  wUrde  sich  erweisen  an  ihrer  Nichtbe- 
achtung durch  andere  Magistrate,  llirer  Hemmung  durch  Inter- 
«ession  und  an  späterer  Verantwortlichkeit  des  VerfÜgeuden  **). 
Durch  diese  Begrenztheit  der  Amtsgewalt  und  durch  nichts  anderes 
bekommt  auch  die  Art  des  Zustandekommens  des  Geschäftes  ihre 
bestimmte  Gestalt.  Der  Censor  ist  ermächtigt,  in  gewissen  Fällen 
Zwang  zu   gebrauchen,   um  die  Bürger  zu  Leistungen  heranzu- 

» ziehen.  Dagegen  steht  es  ihm  nicht  zu,  einen  einzelnen  Bürger 
ohne  Weiteres  herauszugreifen  und  ihm  die  Uebemahme  grösserer 
öffentlicher  Arbeiten  aufzulegen  oder  ilim  ein  eingezogenes  Ver- 
mögen, einen  Umfang  öÖ'eutlicher  Einkünfte  aufzunöthigen  gegen 
eine  Zwangsabgabe.  Für  solche  Dinge  verbot  schon  der  eigene 
Vortheil  des  Gemeinwesens  den  Zwang,    Wir  haben  keinen  Nach- 


")  HEyBO^-sKy,  S.  57  (T.;  Degensolb,  lex  Hieronica,  S.42;  PEanos 
In  Ztscba  f.  Rechtsgesoli.  N.  F.  V,  6.  123  IT. 

*^)  Der  Zu  a  am  Dien  hang  der  Reclilflvrirksamkeit  dea  Geschäftes  mit 
der  Amtsgewalt  env^iat  eich  inebeflonrlere  noch  in  einer  dem  rumischen 
AemlcmeseD  eigenthümlichen  Ei-flcheinang.  Diejenigen  Verträge,  welclie 
dauernde  Leistungen  oder  vielmehr  sich  wiederholende  Leiatnngen  gleicher 
Art  zum  Gegenslande  haben ,  wie  Stencn-erpachtungen  oder  Instandhal- 
tangprerträge,  endigen  von  selbst  mit  der  Amtsdauer  des  Censor.  Durch 
frühere  oder  spätere  Vornahme  der  Neuerungen  können  dieae  Verträge  will- 
kürlich Abgekürzt  oder  verlüngerl  werden  (Mommsen,  Staatsrecht  II,  S.  335; 
Kablowa.  Rom.  Rechtegesch.  I.,  S.  245).  Man  mochte  von  dieaen  Verträgen 
Aagen  iroperio  continentur.  Daea  einmalige  endgültige  Kechtawirkungen^ 
t.  B.  die  VeräUBderung  von  Staalsglilern  vom  Amtswcchsel  nicht  beein* 
trächtigt  werden,  bü  wenig  wie  die  unter  dem  früheren  Prator  bereiia  ge- 
fällten Urtheile  in  judicia  quae  imperiu  continentur^  ist  setbutverständlicb. 
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weis  einer  ausdrücklichen  Vorschrift.  Aber  jener  Grund  muss 
von  Aniaug  an  genUgt  haben,  um  anzunehmen,  dass  der  Censor 
nur  ermächtigt  hat  werden  sollen,  jene  Verfügungen  zu  treffen 
über  freiwillig  aicli  meldende  Unternehmer.  Das  Herkommen 
bestärkte  diese  Annahme;  wenn  darin  ein  Gewohnheitärecht  liegt, 
80  ist  es  doch  nur  eine  gewohnheibrechtlicho  Auslegung  des 
Amtsauftrag».  Dass  die  Auswahl  unter  mehreren  Bewerbern  sich 
bestimmen  soll  durch  das  Ergebniss  einer  öfientlichen  Steigerung, 
ist  dann  eine  noch  genauere  Begrenzung  der  ÄmtspfticUt**).  Der 
Censor  handelt  pflichtwidrig,  wenn  er  Steigerer  willkürlich  aus- 
schliesst  (cuusa  Juniana!),  oder  wenn  er  nicht  daa  beste  Gebot 
aimimmt;  er  ginge  aber  nocli  mehr  über  seinen  Auftrag  hinaus, 
wenn  er  einen  Mann  mit  dem  Geschäfte  belasten  wollte,  der  sich 
nicht  dazu  erboten  hat. 

Auf  diese  Weise  wird  die  Zustimmung  des  Unternehmers 
SU  einem  wesentlichen  Bestandtheile  des  Abschlusses  des  censo- 
rischen  Vertrages:  sie  ist  die  condicio  sine  qua  non  der  Zustän- 
digkeit des  Cenfior,  uie  öffnet  »einer  Amtsgewalt  die  Bahn,  da- 
mit sie  diesem  Individuum  gegenüber  wirken  könne.  Das  ist 
aber  die  ganze  Bedeutung,  welche  sie  hat.  Gewirkt  wird  in  dem 
Rechtsgeschäft  immer  durch  den  ccnsorischen  Akt  allein  gemäss 
dem  obersten  Grundsatz,  welcher  sich  durch  Alles  hindurchzieht. 

Da  liegt  es  denn  nahe,  einzuwerfen:  ist  es  erlaubt^  hier  noch 
von  einem  Vertrage  zu  sprechen?  ,Ein  zweiseitiges  Rechts- 
geschäft, das  nur  eine  Seite  hat,  und  ein  handelndes  Subjeci, 
das  nur  Object  ist!"  —  In  der  That,  hier  ist  kein  Zweifel  mög- 
lich. Der  censorische  Vertrag  ist  kein  wahrer  Vertrag,  und  wir 
Juristen  müssen  das  aussprechen,  dann  haben  wir  aniraara  salvirt; 
den  historischen  Namen  werden  wir  aber  deshalb  nicht  beseitigen 
können.  Er  beruht  offenkundig  auf  einer  Entlehnung  der  Aus- 
drucksweise des  privatrechtlichen  Verkehrs.     Was  Rechtsgültig- 


t")  MouMBEN,  Staatsrecht  U,  S.  425. 
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reit  und  staatliche  Geschütztheit  anlangt,  ist  die  emtio  yenditio 
und  die  locatio  couductio  vor  dem  Ceusor  der  privatreehtlieheu 
zeitlich  vorauägegangen ;  sie  galt,  bevor  diese  klagbar  ward  und 
mag  ihr  in  manchen  Einzelheiten  nachher  zum  Vorbild  gedient 
haben  *^.  Aber  die  gleichen  Geschäfte  mit  den  gleichen  Namen 
sind  ja  schon  immer  neben  den  Rechtsgeschäften  des  jus  civile 
hergegangen,  rein  thatsächlich  auf  Treu  und  Glauben.  Wenn 
nun  in  der  Amtsverwaltung  des  Cenaor  Geschäfte  vorkamen, 
welche  eine  Art  Willens einigung  zu  ähnlichem  wirthschaftlithem 
Erfolge  darstellten,  so  erhielten  sie  die  gewohnte  Bezeichnung. 
Die  Ausdrücke :  vendere,  emere,  redemptor,  locare,  conducere,  lex 
coutrachis  werden  ganz  unbefangen  verwendet.  Eine  Gefahr, 
dass  um  Rolcher  Kamen  willen  der  Staat  in  diesen  VerhältnlHsen 
als  Privatrechtssubject  betrachtet  werden  könne,  wird  den  Körnern 
gar  nicht  zum  Bowuästsein  gekommen  sein. 


II. 


^^^^  Im  Gegensatz  zur  alfcrÖmiHchen  Itepublik  ist  der  frunzösische 
^m  Staat  doppeUebig:  er  steigt  iu  semem  Verhältnisse  zu  den  Kin- 
^r  zelnen  vielfach  auf  den  Boden  des  Privaferechts  herab  xind  steht 
denselben  dann  als  personnc  morale,  als  juristische  Person  wie 
eine  andere  gegenüber. 
^m  Die  groKse  Fi-age,  welche  fOr  das  französische  Recht  entsteht, 

^m  ist  also  die  der  Abgrenzung  dieses  Gebietes.  Die  Frage  hnt  eine 
besondere  Schärfe  dadurch  bekommen,  dass  das  neue  Staatsrecht 
seit  der  Revolution  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  an  denselben 
Haesstab  gebunden  hat.  Unter  dem  Eindruck  der  Kämpfe  des 
Königthimiä  mit  den  Parlamenten  hat  man  den  Gerichten  ver- 
boten, sich  in  die  VerwaltungsthUtigkeit  einzumischen.  Ver- 
waltimgsthätigkeifc  im  Sinne  dieses  Verbotes  ist  es  aber  nicht, 
j  wenn   die  Lebens'äusserung   des  Staates  sich  bewegt  auf  privat- 


"}  MoMMSES  iu  Xlscbft.  f.  RecliUgeficb.  N.  F.  VI,  8.  267  ff. 
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rechÜichem  Gebiete^*).  Soweit  umi  nur  soweit  sind  also  die  Ge- 
richte zuständig  auch  über  den  Staat  zu  erkennen. 

Der  leitende  Grundsatz  für  die  Ausscheidung,  der  uns  imnoer 
wieder  begegnet,  lautet  dahin,  dass  der  Staat  dem  Privatrecbt 
unterliege  Überall,  wo  er  den  Einzelnen  in  einer  Lebensüusserung 
gegentlbertritt,  die  so,  wie  sie  ist,  auch  von  einem  Privaten  aus- 
gehen könnte  **).  Das  ist  zunächst  noch  vag  genug;  aber  Ge- 
setz, Praxis  und  Wissenschaft  führen  den  Satz  durch  die  An- 
wendungen, die  sie  davon  machen,  von  selbst  zu  grösserer  Be- 
stimmtheit. Alles,  was  jenseits  der  erkannten  Grenze  seiner 
Geltung  liegt,  gehört  dem  Verwaltungsrechte,  dem  droit  ad- 
ministratif,  an.  Danintcr  finden  sich  mancherlei  Beziehungen 
des  Staates  zu  den  Einzelnen,  welche  dem  Inhalte  nach  dem 
entsprechen,  was  auch  der  privatrechtliche  Verkehr  erzeugt;  es 
entsteht  auch  für  das  französische  Recht  wieder  jener  Parallelis- 
mus  von  öflentlichem  Eigenthum,  öffentlichrechtlicher  Servitut, 
ööentlichrechtlichem  Vertrage  u.  s.  w.*").  Nur  die  rechtliche 
Natur  des  Verhältnisses  ist  immer  eine  andere.  Mit  dem  Weg- 
fall der  Herrschaft  der  llecht^sätze  des  Civilrechts  macht  sich 
von  selbst  in  allen  diesen  Beziehungen  das  eigene  Wesen  des 
Staats  willens  geltend  als  des  herrschenden,  Überwiegenden,  ein- 
seitig bestimmenden. 

Diese  Natur  der  öffentlichrechtlichen  Staatsthiitigkeit  findet 
ihren  hervorragendsten  Ausdruck  im  Begriffe  de.s  Verwaltungs- 
aktes, acte  administratif,  auch  acte  d'autorite',  acte  de  comman- 


")  DaLLue  .  r^p.  V  comp^tence  n.  8:  le  pouroir  exöcutif  n'adnni- 
niatre  pae  k  propreiuciit  parier  ijttbiid  il  pourviiil  &  Is  gesiion  des  bieai 
compria  dans  le  dnmaiiifi  de  l'Etat. 

")  DurouB,  droit  adm.  V  n.  640;  Dalloz  b.  a.  0.  n.  64;  Gacthieb, 
droit  adm.  dane  ges  rapport»  avec  les  muti^res  civik»  S.  5;  Aüüoü,  droil 
Adm.  U  ».  437. 

'^)  Eitieu  besuaders  acblageudec  Beleg  dafür  gibt  das  bekancte  Buch 
von  DAa£:»Ti:,  compätesc«  adm.,  wo  dieser  Parallelismus  der  ganien  Dar- 
akiluiig  als  Leitfaden  dient. 
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ent  genaiuit  Daniuter  wird  rerstanden  jede  Willeuserklärang 
einer  Behörde,  welche  in  der  öffentlichrechtlichen  Verwaltungs- 
thiitigkeit  ergeht  und  darauf  gerichtet  ist,  auf  die  ünterthonen 
,  einzuwirken.  Sie  hat  keinen  anderen  Kechtsgrund  alä  die  der 
Behörde  verliehene  Zuständigkeit,  tsfc  unmittelbar  massgebend  fUr 
den  Einzelnen,  den  sie  trifEt,  welches  auch  ihr  Inhalt  sei,  und 
steht  als  Wülensäussei'uug  des  gleichen  80UTeränen^Geuieinwe«en8 
gleichberechh'gt  neben  den  Urtheilen  der  Gerichte.  Sie  ist  so 
sehr  das  wichtigste  Stück  aus  dem  Öffentlichrechtlichen  Lebens- 
gebiet der  Verwaltung,  das»  jene  ZutjtiJ.udIgkeit«;greuze  der  Oe- 
t  richte  häufig  schlechtliiu  ausgesprochen  wird  als  ein  Verbot,  über 
Verwaltxmgsakte  zu  erkennen**). 

Bei  dem  innigen  ZusammcDhang  zwischen  der  Ausscheidung 
der  materiellen  Recht»gebiete  und  der  Abgrenzung  der  Zuständig- 
keit ist  es  natürlich  auch  gestattet,  rückwärts  zu  schliessen, 
nSlmlich  aus  der  Zuständigkeit  auf  die  Zugehörigkeit  der  Sache 
zu  diesem  oder  jenem  materiellen  Gebiete:  wer  da  sagt,  die  Ge- 
richte sind  unzuständig,  über  dieses  oder  jenes  Geschält  der 
Verwaltungsbehörde  zu  erkennen,  der  hat  im  Zweifel  damit  an- 


'  **)  Ckaüveaü,  comp^tence  I,  n.  408;  Cabäntocs,  droit  adm.  n.  433; 
BtOCE,  dictionnairu  V  acte  adm.  n.  1.  Damit  die  Bezeictinuiig  acte  de 
com  man  dem  cQt  nicht  misäveratanden  werde,  ist  Daixüz,  rdp.  V  acte 
ftdm.  D.  24  za  vergleichen;  er  sogt:  le  poavoir  admiulatratif  se  mani- 
feste tftntflt  par  des  rdglementa  (Yerordtiungen)  tant^t  en  agiaeant  eiirles 
ftdmini8tr^a(Vem'altung8aItte  ira  engeren  Sinno,  Verfügungen),  die  letzteren 
nennt  er  denn  auch  octes  de  coitunandcment  and  &]b  Beispiel  TÜhrt  er  an 
den  acte  par  lequel  radministralioa  accorde  ane  concessioa  de  mincs.  Das 
Wort  Befehl  dieuL  aleo  nur  zur  VerdeuÜichnng  des  agir  sur  lea  adniini- 
strds  durch  den  Hinweis  auf  die  schärfete  Art  dieses  bestimmenden  Ein- 
wirkaof.  —  Das  Wort  acte  adminißtraiif  wird^  wie  Dalloz,  r^p.  V"  acte 
adm.  n.  1  aasfllhrt^  in  doppeltem  Sinne  gebraucht.  Im  laii^age  ordinaire 
vcnteht  man  dornnter  jede  Art  Ton  WiUeneäusaeroiig  eines  Verwaltunga- 
Organa;  im  langage  du  druit  dagegen  nur  einen  acte  emanä  d'une  auloritä 
kf^tuant  dans  I'exerdce  des  l'ünutions  qiii  lui  sont  conliees  par  la  loi.  Ks 
loUte  kaom  nöthig  sein  za  sagen,  does  für  ans  nur  der  letztere,  der  jnri- 
aUflcb-technJBche  Sinu  des  Wortes  in  Betracht  kommt. 

An-hir  fUr  iMTi-iilUcbes  Hvcbt    IIE.  l,  2 
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erkeim«n  wollen,  dass  ein  Verwaituugi<akt,  ein  Rechtsgeschäft 
des  öffentlichen  Hechtes  vorliege.  Da  fOr  die  Praxis  die  Zu- 
ständigkeit meist  von  greifbarerer  Wichtigkeit  ist,  als  die  innere 
rechtliche  Natur  des  Aktes,  so  ist  eine  derartige  AusdrucksweUe 
sehr  häufig;  ja  sogar  in  die  Begriftöbestiiumuag  des  Venvaltungs- 
aktes  wird  die  Zuständigkeitsfolge  oft  schon  hineingenommeu. 
Man  darf  sich  aber  dadurch  nicht  irre  raaclien  lassen,  wie  den 
deutschen  Juristen  vielfach  begegnet.  Man  entgeht  hier  gern 
den  Schwierigkeiten,  welche  die  öffentlichrechtliche  Natur  der 
Vcrwaltungsakte  bereitet,  dadtirch,  dass  man  alle  Verwaltungs- 
akte^  mit  Aui>nulune  der  Befehle  im  strengsten  Sinne  des  Wortes, 
grundsätzlich  dem  Civilrecht  unterwirft  und  die  Ursache  ihrer 
Besonderheit  lediglich  darin  sehen  will,  dass  die  Gerichte  nach 
dem  Verfassungsgrund satze  der  Ge walten trennung  über  Verwal- 
tungsakte  nicht  zu  erkennen  haben;  dieselben  geratben  dadurch 
in  die  Hünde  der  Verwaltungsbehörden  und  Verwaltungsgericlite, 
und  diese  wenden  die  massgebenden  Sätze  des  Civilrechts  in  einer 
lässigeren,  abgeschwächten  Weise  an.  Das  ist  Alles.  Allein 
auf  diese  Weise  wird  doch  nur  das  ganze  Sachverhältniss  auf 
den  Kopf  gestellt.  Die  Franzosen  geben  .<{ich  so  viele  MUfae, 
den  Venvaltimgsakfc  vom  privatrechtlichen  Geschäfte  der  Ver- 
waltung zu  unterscheiden,  weil  sich  nach  der  gefundenen  Eigen- 
schaft beim  Schweigen  des  Gesetzes  diu  Zuständigkeit  von  selbst 
bestimmt.  Wenn  jetzt  alle  Verwaltuugsakte  mit  der  obigen 
Ausnahme  von  Haus  aus  civilrechtlich  sind,  so  wissen  wir  erst 
recht  wieder  nicht,  welche  damnter  der  Abschwächung  ihres 
Civilrechts  durch  die  Verwaltungsgerichte  ausgesetzt  werden 
sollen  **). 


■•)  tianz  der  gleiche  Nachtheil  würde  entstehen,  wenn  das  Wort  i 
•dm.^  d&  wo  es  darauf  ankommt ,  in  jenem  allgemeinen  vulgaren  Sinne 
Blatt  in  juri9ti8ch-l«cliniscliem  Sinne  gebrRUclit  würde.  Chaüveau  I, 
n.  6^8:  6i  nn  bail  eat  un  acte  adniinistralil'  parcequ'il  est  passä  au  oom 
de  r£liit  tou8  le«  actcs  qiii  conccrncnt  le«  bieui  etc.  (alle  ciTÜreclillicüen 
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Nehmen  wir  aber  den  Fall,  dass  wirklich  ein  civilrechtlicbes 
(Geschäft    entgegen   dem   leitenden   Grundsatz   der  Zuständigkeit 
ies  Verwill  tu  ngsgerichts  Uberwiü»eu  würe.    Durcli  ausdrückliches 
etz  kann  das  ja  geschehen;   der  technische  Xame  dafür  ist 
d^ltäaasemeQt  de  matieres.    Da  wird  es  zunächst  darauf  ankommen, 
jOb   es  einu   wirkhcho  Verschiebung  dieser  Art  ist.     Denn  beide 
Parteien,    Gerichte    wie   Verwaltung,    erkennen  nicht    leicht  an, 
SS   eine  ihnen  zugewiesene  Sache  ihnen  nicht  auch  natürlich, 
d.  h.  gem'äss   dem   grossen  Ausscheidungsgrundsntz  gehöre;   sie 
^.werden,  soweit  möglich,  die  Zu-sfilndigkeitj^bustimmungen  nur  als 
^■gesetzliche  Anerkeunuugeu  der  materiellen  Natur  der  Siiche  aus- 
iegeOf  verbuudeu  mit  der  Bezeichnmig  der  besonderen  zuständigen 
Behörde  **).     Nehmen  wir  aber  an,  die  civilrechtliche  Natur  der 
^■dem  Vurwaltungsgerichte    überwiesenen  Sache   stehe   fest.     Dass 
^Bdanu  das  Verwaltungsgericht,  der  ötaatsrath  zumal,  die  ihm  an- 
befohlenen Rechtsgrundsätze  laxer  handhaben  dürfte  und  wollte, 
als    das  CivÜgericht,    das  ist  ein  Vorurtheil,    welches  man  nicht 
versuchen    darf    auf  die   Franzosen   zu   übertragen.     Die   Sache 
bleibt    vielnielir   rein  und   üfien   civilreohtJicher  Natur.     Es   gibt 
kein    Zwischengebiet   von    Verschwommenheiten;   es    gibt   bloss 
Zweifel  Ober  die  ausseriichen  Grenzen  der  beiden  Gebiete.  — 
^K  Der  Staat  ^^chüesst  mit  den  Einzelnen  Verträge  ab,  indem 

^'or   mit  Einwilligung  derselben   Dienstleistungen   und  Sachgüter 

»von    ihnen   sieb    verschafft   oder    solche    an    sie    vorgibt,    immer 
bnter    gleichzeitiger    Festsetzung    einer    ausgleichenden    Gegen- 
leistung :  der  Vertrag  kaim  sein  eine  Convention  du  droit  commun 
StOAtsTcrträge)  sont  des    actes   administrattf!*.    La  distinction  entre 
rötat  Biniple  personnc  morale,  particnlier,  et  l'^tat  unitä  na* 
tiODOle  disparolt,    Also  der  Onterächeidiingsmassstab  für  die  Anwecd- 
^^barkeit  des  öffentlichen   und  des  Civilrecbtes   and    für  die  Zuständigkeit 
^Bwürde  dndurüh  verdorben.   Das  ist  gerade  das,  was  jene  deutschen  Jaristen 
^^hler  thun. 

")  ßuXK,  T*  jarldiction  adm.  n.  8. 
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oder  oiii  contmt,  ürlmini^iratif«  d.  h.  dem  CiTilrecht  oder  dem 
ttfFentlichen  Kochte  angehören.  Gerade  hier  bereitet  die  Unbe- 
stimmtheit des  allgemeinen  AuaschcidungsgrundaatzeÄ  besondere 
Schwierigkeiten;  immerhin  bleibt  bei  allen  Meinungsverschieden- 
heiten dem  öffentlichen  Rechte  ein  bedeutender  Kreis  von  solchen 
Geschäften  gesichelt.  Die  U au pthei spiele  bieten  die  Beamten- 
anstellung und  die  Verdingung  von  Öfifenthchen  Arbeiten  und 
Lieferungen  '*). 

£s  ist  aber  nicht  sowohl  der  äus^erliche  Umfang  des  Ge- 
bietes der  öffentlichrechtlichen  Verträge,  was  uns  hier  interessirt, 
als  vielmehr  die  rechtliche  Natur  derselben. 

Denn  das  Beiwort  a^ff^ntlichrechtlich*  ht  kein  blosser 
Name.  Der  contrat  administratif  hat  auch  besondere  Eigen- 
schaften und  Wirkungen:,  die  diesem  Namen  entsprechen. 
Diese  fe.stzustellen,  i^t  unser  Hauptinteresse. 

Die  Eigentümlichkeit  der  Wirkungen  des  üffenUichrechtlicheu 


'*)  Bis  vor  Kurum  galt  daTiir,  dass  alle  Vertrage  des  Staates  ÖffcDl- 
lichrechtliche  seien ^  die  nicht  ausdrücklich  mir  die  Verwaltung  seioec 
priviitwirthschaftlichen  Vermugens  betreffeo,  wie  z.B.  Erwerb  von  Grund- 
stücken zur  KajütalBanlnge ,  Vermielliunjj  und  Verpachtung  von  tnolchen.  Eine 
nenere  Richtung  will  die  Frage  vom  umgekehrten  Slandpankl  aus  be- 
trachten, OelTcntliclireclitlich  eoU  der  Vertrag  nur  aein,  wenn  ein  trif- 
tiger Grund  daltir  vorliegt  Als  solcher  kann  ein  ausgeprägter  ZosammeD' 
hang  des  Vertrags  in  baltes  mit  der  Besoj-gang  Öffentlicher  AngelegenhetCeo 
dienen  (BeamteiiBnetellung,  freiwilliger  Eintritt  in  das  Heer,  concession 
de  travanx  publics).  Auch  wo  das  nicht  der  Fall  ist,  alan  eigentlich  ein 
contral  du  droit  cominun  vorläge,  kann  die  gesetzliche  Zuständigkeits- 
regeluDg  den  gleichen  Erfolg  haben  ^  d.  h.  in  dem  Gesetze,  welches  einen 
Vertrag  zur  Zuständigkeit  der  VenvaltnngBgcrichte  verweist  (Verdingungen 
von  ölTentlichen  Arbeiten  und  Lieferungen  und  Slaategüterv erkaufe),  wird 
nicht  ein  blosses  dcclaä^emcnt  de  matiäres  geselten,  sondern  zugleich 
eine  MeinungBäuBscrung  des  Gedeizes  über  die  rechtliche  Natur  des  be- 
treffenden Vertrages.  Wcnig»lenfl  wird  thatJtachltch  auch  von  dieser  neueren 
Richtung  zwischen  ihren  beiden  Gruppen  von  offenliichrechtHchen  Ver- 
trägen in  der  juristischen  Behandhing  kein  Uulerschled  gemacht.  Vgl.  die 
ausführliche  Darstellung  bei  Aucoo  1^  n.  288;  dazu  Pekbiqcet^  uODtrata 
de  r^Ut  n.  1^1,  2*26,  232. 
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fertrogos  liegt  nicht  in  dor  Art  der  Leistungen  und  Gegenleistungen 

b  sind  es  Kaufe,  Verüusaerungen,  Mandate, 

Dienstiniethen ,    Werkverdingungen.     Die    entsprechenden    civil- 

rechtlichen  Verträge  können  immer  als  Vorbilder  dienen  für  den 

Umfang  der  begründeten  Rechte  und  Pflichten.    Aber  die  Natur 

dieser   Hechte    und  Piiichten   ist  eine  Öffeutlichreclitliche.     Wer 

I      dft  meint,  die  Sache  damit  abgethan  zu  haben,  das«  er  anerkennt, 

^Hie  Vern'altung  habe  hier  in  Streitfiillen  selbst  Recht  zu  sprechen, 

^ber  macht  sich  ein  sehr  unvoUstäudiges  Bild  von  dem  Verhältuiss. 

^V         Wenn  ein  cirilrechtlicher  Vertrag  des  Staates  in  Frage  ist, 

Vetwa   ein  Kauf  oder   eine  Verpachtung,    dann  kann  der  weitere 

Verlauf  der  gegenseitigen  Beziehungen  durch  zwei  scharf  geson- 

^kerte   Arten    von   Akten  bestimmt  werden:    Willcnserkläi'ungen 

^^der  Parteien  und  Entscheidungen  des  OrTinliU.    Erstere,  die  Än- 

^—forderungen,  Kündigungen,  Antrüge  auf  Aufhebung  des  Vertrages, 

^Bind   wirksam   nur,   soweit   sie   freiwillig   von  der  anderen  Seite 

^■anerkannt  oder  vom  Gerichte   geschützt  werden;   die   Letzteren 

"treten  zflrischen   die  Parteien  hinein  n>it  der  einseitig  bindenden 

) Kraft  des  obrigkeitlichen  Aktes. 
Im  Offen tl ichrechtlichen  Vertrage'^)  dagegen  sind  nicht  nur 
die    verwaltungsgerichtlichen  Uriheile,    sondern  auch  die  blossen 
Parteierklärungen    der   staatlichen   Behörde   obrigkeitliche    Akte, 
bindende   Entscheidungen ,    acte»    adminislratifs,    d^cisions.      Die 
^^Anforderungen    des    Staates    aus    dem    Dienstrertrag    an    seine 
^HBcomtcn,   ebenso  wie   die  an  den  Unternehmer  öffentlicher  Ar- 
beiten sind  Befehle,  bindend,  bis  im  gehörigen  Wege  ilire  Auf- 
^^icbnng   bewirkt   i^t.     Geht   die  Anforderung,    welche    der  Staat 
^^us  dem  VertragsverhUltniss  gegen  seinen  Mitcontrahenten  erhebt, 
auf  Zahlung  einer  Geldsumme,    so  ist  die  einseitige  Festsetzung 
durch  die  anfordernde  Behörde  eine  vollstreckbare  Urkunde.    Die 


'■)  Wegen  der  Einzelheiten    und  Belege  dorf  Ich  mich  wohl  auf  die 
Dar«le]luag  in  meiner  Tlieurie  des  franz.  V.-K.  §  45  IT.,  §  59  beruTen. 
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Auflösung  eines  civilrechtlichen  Miethvertrages  wegen  nicht  er- 
füllter Vcrtragsp flicht  niu»s  der  Staat  bei  dem  zustündigen  Civil- 
gerichte  erwirken;  beim  üffentliclu-echtlichen  Vei*trage  stellt  die 
geschäitsfUbrende  Behörde,  also  regelmassig  der  Minister,  nicht 
etwa  einen  Antrag  auf  Auflösung  beim  Verwaltungsgericht, 
sondern  spricht  selbst  die  Auflösung  aus :  durch  bindenden  Ver- 
waltungsakt,  nicht  durch  eiufaclie  Kündigung  oder  Widernifs- 
erklärung  o-der  neue  Parteivereinbarung,  wird  der  Lieferunga- 
vertrag,  die  Werk  verdingung  für  beendigt  oder  ftlr  erweitert 
erklärt,  der  Beamte  befördert,  versetzt,  entlassen.  Üeber  manche 
von  diesen  Verfügungen  gibt  es  Überhaupt  keine  ordentliche 
Verwftltung8rechb<pflege;  nie  sind  actes  de  pure  adniinistratioa; 
so  die  einseitige  Aufhebung  des  Lieferungsvertrages,  die  Ent- 
lassung des  Beamten.  Andere  gehören  ihrer  Natur  nach  der 
Rechtspflege  an,  als  actes  du  contcntioux,  so  namentlich  die  Fest- 
stellung der  Geldansprilcbe  des  Staates  und  der  Gegenansprüche 
der  anderen  Partei.  Bann  kann  die  Nachprüfung  durch  ein 
Verwaltungsgericht,  regelmässig  den  Staatsrath,  bewirkt  werden, 
und  es  entsteht  ein  Urtheil.  Als  Urtheil  wird  in  diesen  Fällen 
schon  die  Vertligimg  des  Ministors  aufgefnsst,  wenn  sie  nach 
Gehör  des  Mitcontrahenten,  auf  dessen  Antrag  oder  Einspnich, 
von  ihm  erlassen  oder  bestätigt  ist.  In  seiner  Wirkung  aber 
unterscheidet  sich  ein  solches  Urtheil  von  der  einfachen  obrig- 
keitlichen Partei  Verfügung  nur  durch  die  Rechtskraft,  sonst  durch 
nichts;  bindend,  erzwiugbar  ist  eines  wie  das  andere. 

Es  sind  also  im  öffentlich  rechtlichen  Vertrage  die  zwei 
Arten  von  Akten,  welche  die  Entwicklung  des  Vertrags  Verhält- 
nisses vorwärts  treiben,  ganz  anders  geschieden  und  gelagert, 
als  im  civilrechtlichen.  Einfache  Partei erklärun gen  ohne  selb- 
KtÜndig  bindende  Kraft  fllr  dt-n  Änderen  kommen  nur  vor  bei 
dem  Mitcontmhejjten  des  StiuiU>s.  Was  von  Seiten  des  Staates 
ausgesprochen  wird,  ist  immer  obrigkeitlich  bindend.  Die  ver- 
waltungsgerichtlichen   Urtheile    stehen   nicht    im    Gegensatze   zu 
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ParteierlclämngC'n    der   Behörde,    sondern    sind    diesen    im 

'  Wesentlichen  ^Icicli^^cartet  und  auch  äusserlich  auts  Innigst«  mit 
ihnen  zusammenhängend,  »ogar  fast  sich  ver»chniel7.end.    So  stellt 

ksich  der  ganze  Verlauf  des  Rechtsverhnltniases  dar  als  eine  Reihe 
von  obrigkeitlichen  Verfügungen,  die  Über  den  anderen  Contra- 

■hent^n,  für  üin  und  gegen  ihn  ergehen.  Die  Rechte  und  Pflichten 
3es  entsprechenden  civilreclitlichon  Vertrages  werden  mit  obrig- 
keitlicber  Macht  gehandhabt  durch  die  Behörde,  welche  die  eine 
Vertragspartei  vertritt,  tlieilweise  unter  den  gehütxenden  Formen 
Jer  Rechtsi)Öege,  theilweise  nicht,     und  darin  liegt  das  OeSenfc- 

[lichrechtliche  in  diesem  Recht^iverhriltniase. 

Der  Akt,  mit  welchem  es  beginnt,  der  es  begründet,  hat 
lie  gleiche  Natur-  Der  öffentlichrechtliche  Vertrag,  contrat 
administratif.  ist  von  Seiten  des  Staates  ein  Verwaltiingsakt.    Der 

^Zuschlag  öffentlicher  Arbeiten,  ebenso  wie  das  dadurch  wirksam 
gewordene  Lastenheft  werden  als  solche  bezeichnet;  desgleichen 
die  Krnennuiig  des  Beamten,  die  Annahme  des  freiwillig  ziun 
Heerdienst  sich  Verpflichtenden,  der  Abschluss  des  Siaatsgüter- 
verkaufs*").  Die  Verwaltungsakte  sind  aber  gerade  die  Aeusse- 
mngen  des  pouvoir  adniinistratif  nach  den  Zuständigkeiten  der 
Terschiedenen  Behörden.  So  bestimmt  denn  aucb  Perriquet'^ 
den  Begriff:  «Un  contrat,"  sagt  er,  «est  ua  contrat  administratif 
lorsque   l'^tat  y  intervient  pour  exercer  directement  les  pouvoirs 

.constituant  la  jmissance  publique/ 

Duraus    folgt,    dass   dieser   Vertrag   innerlich    ganz   anders 

[gebaut  ist,  als  der  civilrechtlichc;  mit  Hecht  verwahrt  man  sich 
gegen  eine  Gleichstellung  der  beiden  in  dieser  Hinsicht.  Wenn 
die  öffentliche  Gewalt  an  der  Begründung  des  UechtsverhiUtnisses 
thätig   ist,    so    kann  die  Mitwirkung  des  davon  betroffenen  Ein- 


■  ■")  Dalluz  a.  a.  0.  n.  14,  17,  45,  4S;  Block,   \°  travau»   public* 

v.  315;   PuuugüET,   contrat«    de  l'etat   ii.  487;   Staaterathsenlscheiduag 
A3.  Not.  1825  (Delanijixe),  28.0oL  1835  CRobbi),  28.  Jnni  1837  (Bketeakd). 
")  A.  B.  0.  n.  232. 
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zelnen  nicht  gleicliwerthig  sein.  Er  ist  nothwendig  nur  der 
leidende  Theil,  auf  welchen  gewirkt  wird  und  der  sich  nur  dazu 
hergeben  muss,  damit  es  geschehen  kann;  die  Wirkung  selbst 
beruht  auf  dem  Verwaltnngsakt.  Wir  finden  deshalb  das  ganze 
äusserlich  zweiseitige  Itechtsgescliäfl  nach  dieser  Willenserklärung 
der  Verwaltung  allein  bezeichnet»  so  sehr  tritt  der  Äntheil  dos 
Einzelnen  zurtlck.  Les  engagcments  votontaires,  heisst  es  z.  B. 
von  den  Capitulantenvertrügen,  sont  des  actes  adniinistratifa'" 
So  ruhen  Begründung  und  Vollzug  des  Vertrages  auf  eine 
und  derselben  K^chtaquelle:  auf  der  Zuständigkeit  der  Bt'liörde. 
Zum  Zeichen  dessen  steht  über  beiden  gteichmä.sKig  jenes  ausser- 
ordentliche Rechtsmittel,  welches  nach  französischem  Verwaltungs- 
recht als  oberste  üeberwachung  der  Zuständigkeitsgrenzen  den 
Einzelnen  gegen  Uebergriffe  der  Behörden  schützt:  der  Rekurs 
zum  Staatsrath  pcur  incomp^tence  ou  exc&s  de  pouvoir.  Wenn 
die  Behörde  die  Formen  und  Voraussetzungen,  unter  welchen  sie 
das  Rechtsverhältniss  begründen  kann,  nicht  beobachtet,  so  wird 
nicht  einfach  in  Abrede  gestellt,  dass  ein  Vertri^  zu  Stande 
gekommen  sei,  sondern  der  Verwaltungsakt  wird  angefochten 
wegen  Machtllberschreitung.  Wenn  das  Heohtsyerhältniss  einmal 
begründet  ist,  so  bedeutet  das  für  den  Staat  nicht  Rechte  und 
Pflichten  eines  Contraheuten,  sondern  eine  Erweitenmg  der  Zu- 
ständigkeit der  Behörde,  und  die  unrichtige  Verwaltung  dieser 
Zuständigkeit  in  Geltendmachung  der  neuen  Pflichten  und  Be- 
friedigung der  Ansprüche  des  Unterworfenen  hat  Ubernll,  soweit 
nicht,  wie  oben  erwähnt,  schon  die  ordentliche  Verwaltungs- 
rechtspflege nachprüft,  wieder  keine  andere  Abhülfe  als  jenen 
Rekurs««). 


'')  Dalloz,  V  comp^t.  adtn.  n.  17.    Aeholich  bezüglich  de«  Slaati 
nten-erkaur»  PEBRiQnrT  a.  a.  0.  d.  öli. 

")  Staalsrnthaeutscheidung   9.   Jan.   1968   (SEniUT),   2K  Mürz  1873 
^TauBKRT),  7.  Aug.  1874  CHoTCHKifts),  25.  Jan.  1878  (du  Ceatel).  —  Die 
rüber  stelietide  Verwaltuiig^reclitepflege  durch   gesonderte  Verwaltungs- 


—     25     — 

Angesicht«  dieses  ganzen  Thatbestandes  musste  auch  schon 
b^  den  franzöeiächen  Juristen  die  Frage  auftauchen :  ist  das  noch 
ein  Vertrag?  ist  Oberhaupt  ein  Vertrag  mÖgHch,  in  welchem  der 
Staat  als  Obrigkeit  mit  der  öffentlichen  Gewalt  erscheint?  Ein 
Vertreter  der  Mach  tan  sprüche  der  Cirilgerichte ,  der  General- 
advokat Df.8jabdiss,  hat  es  in  einer  sehr  bemerkenswerthen  Rede 
ausgesprochen:  il  n'y  a  pas  a  proprement  parier  de  contrats 
adminisiratif»  parceqn'un  pareil  adjectif  ne  saurait  acconipagner 
un  pareü  substontif.  Er  folgert  daraus,  dass  ein  Rechtsgeschäft, 
welches  als  ein  wahrer  Vertrag  anerkannt  sei.  nxir  ein  civilrecht- 
Ucher  Vertrag  sein  könne.  Was  zur  Abwehr  dieses  Angriffes 
auf  das  Wort  « öffentlichrechtlicher  Vertrag*  vorgebracht  wird, 
hat  wenig  üeberzeugendes.  So  wird  in  der  Note  zu  jener  Rede 
bei  Dalloz  zugestanden:  en  g«?neral  la  pui,s8aDCß  publique  n'inter- 
vient  que  par  des  actes  unilati.>raux ;  aber^  heisst  es  dann,  es  gibt 
doch  Verwaltungsakte,  wie  die  Beamten emennung,  die  Con- 
ceesionen,  welche  n'en  sont  pas  moins  suscepiibles  de  cr^er  des 
droits  et  des  obligations  re'eiproques  et  ne  sauraient  &tre  asi^i- 
fWlßs  ä  des  actes  uuilat<;raujc,   —    eine  offenbare  Verwechslung 


gwichte  macht  den  Ha  upt  ante  rech  ied  zwischen  dem  contrat  administraUf 
and  d«n  censoriBchen  Vertrage  aus.  Im  Uebrigen  ist  die  Aeholichkeit 
ftoeh  io  den  minder  wesentlichen  Kinxelheiten  eine  sehr  grosie,  nameot- 
lich  bei  Verdingnngen  öffentlicher  Arbeiteo  nnd  Liereningen.  Das  cabier 
des  charges  entspricht  der  lex  ceoBorin;  für  jeden  grossere»  Dienstzweig  ist 
dafür  ein  stehendes  Formular  in  Gehranch:  es  int  tralaticiscb.  Wirksam 
wird  es  durch  die  adjadication,  die  addictio.  Oeffenlliche  Versteigerung 
ist  die  ordeotliche  Form.  Der  adjadicataire  hat  Sicherheit  zu  leisten, 
regelnitkwig  durch  Pfandhestellnng.,  caationnement.  Durch  eiuseitigen  Akt 
der  Behörde  erfolgt  die  Versilberung  des  Pfandes,  praedinm  venditlo. 
,  Die  Billi^ogder  Leistungen,  n>ception  —  das  probare,  cognoscere  —  steht 
in  der  Entscheidung  der  Behörde  nach  freiem  Ermessen,  arbitratii;  bei 
Liefernngarertrügen  lÄaat  das  Lastenbeft  nicht  einmal  den  Rechtsweg  an 
das  Verwaltungsgericht  dagegen  offen.  Auch  die  Vergebung  der  unvollen- 
deten Arbeiten  an  einen  neuen  Uatemehmer  dnrch  Öffentliche  Versteige- 
rung (follc  ench^re)  aeigl  eine  Spur  ron  der  Rücksichtslosigkeit,  mit  welcher 
«las  römische  Recht  hier  verfahrL 
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von  zweiseitigem  Rechtpgesctait  und  zweiseitig  vei-pOirlitendem 
RechtvSgeschtifl''").  pEKRHii-KT^^)  verweist  auf  die  Bfamtenemen- 
nung,  die  doch  ein  Älit  der  Öffent Liehen  Gewalt  und  zugleich,  wie 
Niemand  leugnen  könne,  ein  Vertrag  sei;  denn  il  y  n  lä  «duorum 
consensus  in  ideni  pluoituni*.  ÄÜL'in  das  ist  ja  eben  die  Frage» 
ob  dieser  Consens  nicht  bloss  der  äussere  Schein  eines  Ver- 
trages ist. 

Wie  der  contrat  administnitif  thatsächÜch  behandelt  wird, 
ist  er  kein  wahrer  Vertrag;  es  wäre  unnütz,  sich  dagegen  steifen 
zu  wollen;  es  wird  hier  nur  der  Name  des  civilrechtiichen  Rechts- 
instituts entlehnt  zu  besserer  Classificirung  eines  üffentlichrecht- 
licheu,  welches  mit  ilim  eine  gewisse  äusserliche  Aehnlichkeit  hat. 


in. 

Mühsamer  als  anderswo  hat  in  Deutschland  das  öffentliche 
Becht  vom  Civilrecht  sich  losgerungen.  Der  Punkt,  an  welchem 
alle  Wandlungen  und  Uebergänge  des  Werdeprocesses  vielleicht 
am  deutlichsten  sich  widerspiegeln,  ist  die  Lehre  vom  Staatsdienst- 
Verhältnisse"*). 

Bis  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  war  das  VerhaUniss 
noch  ganz  unbefangen  civilrechtlich  aufgefasst  worden;  nur  über 
die  richtige  Vertrageart  des  gemeinen  Hechtes,  die  da  zur  An- 
wendung komme,  herrschte  Streit.  Da  erschien  als  Frucht  des 
kräftiger  gewordenen  StaaLsbewusstseins  eine  andere  Auffas-sung  auf 
dem  Plan,  zuerst  vertreten  von  J.  M.  Skukfert,  dann  noch  ent- 
schiedener durchgeführt  von  N.  T.  Gonnkr.  Das  Staatsdienst- 
verhältnisa  ganz  nach  Öffentlicbera  Rechte  zu  behandeln,  ist  die 
Losung.     Die  Art,   wie  der  Staat   grundsätzlich   seinen   Bürgern 


'*)  Za  Co88.  10.  Dec.  1878  (Gaiutieb);  Daixoz  1879,  1.  113. 

")  A.  a.  O.  n.  232. 

'*)  Für  die  Dogmengeechicbte  desselben  haben  wir  jetit  die  vor- 
trefftiche  Arbeit  von  H.  Reh»  in  HmTH'ß  AnuRlcn  1884^  S.  565  ff.,  1885, 
8.  6b  ff.,  die  uns  des  Eingebeiis  uuf  KiniiclIieiLcn  cnthubL 
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f^g^enflber  stellt,  verlangt  dns  und  gibt  zugleich  die  |;^nauere  Natur 
des  Aktes,  der  das  Verhältnisa  begründet.  Der  Staat  ist  nämlich 
berechtigt,  von  seinen  Bürgern  alle  persönlichen  Dienste  zu  ver- 
langen, welche  zur  Verfolgung  der  Staatszwecke  nüthig  sind,  also 
nicht  bloss  allgemeine  gewöhnliche  Dienste,  sondern  auch  besondere, 
•welche  eigene  Fähigkeiten  voraussetzen  und  den  ganzen  Mann 
erfordern.  Für  die  letzteren  werden  die  geeigneten  Personen  aus- 
gewählt; das  ist  die  Ernennung  zum  Amt.   indem  der  Ernannte 

Iseine  P6icht  anerkennt,  würde  nach  Skuffebt  doch  noch  eine 
Art  Anstellungs vertrag  zu  Stande  kommen.  Gonneb  aber  läast 
diesen  Anerkenuungsakt  ganz  fallen;  nachdem  die   Uebemahme 

fdcs  Amtes  eine  öffentliche  Pflicht  ist,  kommt  es  auf  die  Aner- 
kennung nicht  weiter  an.  Die  einseitige  Auferlegung  des  Amtes 
Iisfc  Alles,  von  Vertragsmassigem  und  Privatrechtlichem  jede  Spur 
beseitigt. 

Diese  Theorie  behielt  in  der  Rechtswissenschaft  auf  lange 
Zeit  hinaus  die  Oberhand.  K.  S.  Zachakiae,  Hefftkb,  Dahz.- 
»AKK,  Pbbthes  halten  fest  an  jener  Grundlage  der  allgemeinen 
ÜDterthanenpflicht  zur  Uebemahme  von  Staatsämtern. 

Man  möchte  vielleicht  heute  fragen:  wie  war  es  möglich, 
dass  ein  so  durch  und  durch  unwahrer  Gedanke  Aufnahme  fand 
uud  dass  man  so  lange  gebraucht  hat,  um  davon  loszukommen? 

,  Der  Staat  kann  Niemanden  etwas  befehlen,  Niemanden  eine  Last 
auferlegen  ohne  Gesetz.  Also  hat  mau  nur  zu  sehen,  ob  ein 
Gesetz  besteht,  welches  die  Unterthanen  zum  Eintritt  in  den  Staats- 

I  dienst  verpflichtet  und  da   dies«  oft'enhar  nirgends   der  Fall   ist, 
■so  ist  die  ganze  Lehrmeinung  ohne  Boden  und  unhaltbar*^). 

Um  derselben  gerecht  zu  werden,  muss  man  sie  in  ihrem 
eigenen  geistigen  Zusammcnliauge  erfassen.  Sie  ist  nicht  gewachsen 
aufdera  Boden  des  neuzeitUchen  Verfa8.sung8staates  mit  der  formellen 
Ausscheidung  des  durch  Mitwirkung  einer  Volksvertretung  aua- 


")  RösSE  in,  8.  407,  Anm.  2. 
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gezeiclmeten  Gesetzes.  Die  Lehre  von  der  Trennung  der  Gewalten, 
welche  praktisch  nichts  anderes  bedeutet  alij  diese  Ausscheidung, 
war  eben  erst  in  Frankreich  zur  Verwirklichung  gelangt,  als 
Seupfert  und  Goxkek  schrieben.  Unsere  Schriftsteller  fltehen 
noch  ganz  auf  der  Grundlage  einer  anderen  staatsrechtÜclien  Haupt- 
idee, welclie  bis  dahin  eine  entsprechende  alles  beherrschende 
Rolle  spielte:  es  ist  die  Lehre  von  den  Uoheitsrechten. 

Die  juristische  Anschauung  jener  Zeit  vermochte  die  Staats- 
gewalt nur  dadurch  in  die  AVeit  der  Hechtsbeziehungen  einzuftihren, 
dasa  sie  dieselbe  ausdrückt  in  subjectivcn  Rechten,  welche  dem 
Herrscher  zustehen  gegenüber  den  Unterthanen  und  neben  den 
Rechten  anderer  Herrscher.  Diese  Rechte  sind  die  Jura  majustatis, 
Hoheit« rechte,  Regierung sreclite,  Regalien.  Sie  er/.eugen  sich  im 
Einzelnen  von  selbst  aus  dem  Begritte  der  obersten  Gewalt  am 
Massstabe  des  Satzes,  dass  dem  Herrscher  alle  Beftignisse  zu- 
stehen müssen,  aber  auch  nur  diese,  welche  noth wendig  sind  als 
Mittel  um  den  Staatszweck  zu  erreichen.  Ueberall  wo  in  ihrer 
Ausübung  gehandelt  wird,  da  ist  das  Gebiet  des  Öffentlichen 
Rechts  der  staatlichen  Thütigkeit,  was  nicht  darunter  fiiUt,  ist 
civUrechtlicher  Art,  auch  am  Staate.  Sie  aufzustellen  und  abzu- 
grenzen ist  die  Hauptaufgabe  der  Staatsrechtslehre**). 

Unter  den  verschiedenen  Hoheitsrechten  wird  auch  aufgeführt 
das  Recht  Beamte  zu  bestellen,  jus  muneruni.  Es  Eiesst  natur- 
gemüss  aus   der  Unmöglichkeit   ftlr   den  FUrsten,   alles  allein  zu 


'*)  PCtter,  instit.  jnr.  ptibl.  perm.  §  215;  KRErrrsL\rRT  Gruodriaee 
des  allg.  denUcli.  ii.  tvayr.  Slaatsr^nlitH  I,  §  5,  §  7  :  1Iarf.ri.tx,  Handbuch 
ileG  dcntach.  Staatsreclits  II,  9.  H2  ff.  —  OüMPI,o^^^cz,  KcclitHi^tHBl  and 
SoxiAllsmtiE  S.  128^  kennzeichnet  direcB  System  ricUtig  daliin.  doss  dainil 
„die  Macht-  und  HcrrschafUephäre  »Is  Rechtssphäre  dargestellt  wurde".  — 
Die  Gcstaltang  der  Slaatsgewalt  zu  abffeei''>Q^*'^"  aiibjeklivcn  Hechten  bat 
KTigWicli  die  j>rakLiflche  Bedeutung  einer  Grenzziehung  Tür  diene.  Gewalt 
und  somit  eine»  Schtitrea  der  Freiheit  der  Ilnterthanen:  PCttkr,  Beitruge 
z.  deuucli.  Staatsrecht  I,  S.  320;  Weiske,  Rcchtalexikon  V,  S.  322;  Gebbkb, 
über  öffentliche  Keehte,  S.  54. 
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besorgen,  und  besteht  in  dem  ausschliesslichen  Hecht  Ändere  zu 
staatlicher  Thätigkeit  zu  beauftrager  ^^).  Auch  dieses  ist  gedacht 
als  ein  Recht  gegenüber  den  ünterthanen:  sie  dtlrfen  keine  solchen 
Anfh^e  geben  und  mQssen  sich  gefallen  lassen,  dass  die  Staats- 
gewalt durch  Vertreter  ausguUbk  werde.  Dagegen  ist  es  ursprOng- 
Uch  kein  Recht  j^cgenüber  der  zu  emcuuenden  Person;  das  Ver- 
hältniäs  zu  dieser  wird  nicht  aus  einem  Hoheitsrecht  bestimmt, 
darum  findet  hier  der  civilrechtliche  Vertrag  statt. 

Das  nun  ist  das  Neue  an  der  SKLrFKBT-Gos nee' sehen  Theorie, 
daas  auch  dieses  innere  Verhältniss  vollständig  in  den  Bereich 
der  Hoheitsrechte  gezogen  wird.  Das  entsprechende  Moheitsrecht 
wird  aber  nothwendig  ein  Zwangsrecht.  Denn  Jemanden  ein  Amt 
anzubieten  ist  nicht  als  Recht  diesem  gegenüber  denkbar;  es  muss 
die  Pflicht  bestehu,  das  Amt  anzunehmen,  nur  dann  ist  das  jus 
munerum  ein  Hoheitsrecht  auch  gegenüber  dem  zu  Ernennenden**). 
Als  Ausübung  desselben  ist  die  Regründung  des  Staatsdienstver- 
hältnisses Öffentlichrechtlicber  Natur.  Nach  der  herrschenden  staats- 
rechtlichen Grundidee  kann  sie  es  auch  nur  auf  solche  Weise 
sein.  Vielleicht  thun  wir  unseren  Seh rifbs teil em  nicht  unrecht, 
wenn  wir  annehmen  ihre  ganze  Theorie  sei  von  hinten  entstanden: 
die  üeherzeugung,  der  Staatsdienst  sei  öfFentlichrechtlich  zu  be- 
handeln, ist  das  Frühere,  und  nur  um  das  thun  zu  könneu  wird 
das  nöthigc  liolieitsrecht  ins  Spiel  gebracht.  Wo  dieaes  Recht 
nicht  Platz  greift ,  verf ilUt  die  Beamtenanstelluug  sofort  dem 
Privatrechte,  So  bei  Gönseb  selbst;  gegenüber  dem  Ausländer 
hestebt  das  Hoheitsrecht  nicht;   die  Anstellung  eines  solchen  ist 


>")  PCrrca,  instit.  jur.  publ.  genn,  %  232;  Kbeittm-^yb,  Anm.  i.  Cod. 
Majt.  V,  24,  S  n. 

**)  Oanz  nea  ist  nicht  der  Gedanke  selbst,  sondern  onr  seine  strenge 
Dorchführaag.  So  bemerkt  z.  B.  schon  KBEi'nUAyB  (Grundriäs  d.  allg. 
deutsch.  XX.  bayr.  Staatsrechtes  I,  §  10)  bei  dem  Hoheitsrechle  derAemler- 
beslellung,  dass  der  Staat  die  Ünterthanen  eigeulHch  auch  wider  Willen 
SQ  Beamten  macUeo  könnte.  Eb  sei  das  nur  nicht  uotkig  oder  wenigstens 
Dicht  rathsam  nach  dem  Sprichwort:  noli  canem  invilnm  venatum  dncerc 
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deshalb  oicht  mehr  üfCbntlichrechtlicht  sondern  ein  civUrecfatlicher 
DienstTertrag^^.  So  auch  bei  v.  d.  Bkckk,  welcher  alsbald 
gegen  Sfüfi'ert  aufgeh-etcn  war,  um  das  Vorhandensein  einer  all- 
gemeinen offen tlichröchtlichen  Pflicht  zur  üebcmahmc  von  Stoats- 
ämtein  zu  leugnen:  der  Privatdienst  vertrag  verbleibt  ihm  wieder 
ab  die  einzig  mögliche  Lösung'^}. 

Inzwischen  ist  unsere  Auffassung  von  der  Staatsgewalt  diesem 
System  der  Hoheitsreehto  vollständig  entwachsen.  Unser  Staat 
vermag  rechtlich  schlechthin  Alles.  Den  Schutü  der  Freiheit 
suchen  jetzt  auch  wir  anstatt  in  einer  äusserlichen  Begrenzung 
seiner  Gewalt,  in  einer  inneren  Zustäudigkeitsverth eilung  zwischen 
der  Regieruug  und  dem  mit  Zustimmung  einer  Volksvertretung 
geäusserten  Staatawillen,  dem  Gesetz,  nach  jener  Idee,  welclie 
unter  dem  nicht  ganz  angemessenen  Namen  der  Trennung  der 
Gewalten  ihren  Siegeslaut'  begann  und  auf  welcher  alle  unsere 
Verfasaungeu  gebaut  sind. 

Dem  entäpreclicnd  iut  jetzt  das  Wesen  des  öffentlichen  Rechts 
sowie  seme  Abgrcnzmig  vom   Civilrecht  ganz  anders   bestimmt. 

1.  Die  Kraft  der  Staatsgewidt  den  Bürgern  gegenüber  ver- 
dichtet sich  nicht  mehr  zu  einer  Summe  von  einzelnen  Befugnissen, 
sondern  bedeutet  ein  allgemeines  Recht,  der  höhere  massgebende 
Wille  zu  sein,  bestimmend  Tür  den  anderen,  besser  gesagt:  eine 
Eigeuschaft  des  Staatswillens  von  diesem  Inhalte.  Ihr  entspricht 
nicht  eine  Reihe  von  ausgeprägten  Pflichten  der  Einzelnen,  son- 
dern ein  allgemeines  hoheitliches  Verhältniss,  ein  oi^anisches, 
ein  Suhjef.tiousverhültüiös,  in  welchem  sie  atehn.  ^'^)  Unsere  Wissen- 
schaft hat  eine  Menge  verschieden  klingender  Bezeichnungen  für 


")  QOhkxb,  Der  SUatsdienst,  §  32. 

")  v.  d.  Bbokx,  Von  Stoatadintcrn  and  SUiat«dicnern,  §  14- 
••)  Ausdrilcke  von  StaiiC,  Philo«,  d.  Rechts  II,  2,  S.  Ö16;   S<,iiictt- 
HENNER,  Slaatorecht  §  64;  f  tiZEB,  Verwaltungs-  und  Ciriljiistiz,  §  10.    Diese 
Anerkünnung   der  allgemeinen    tiöheren  Natur   des  filaatewUleoa    zu    ver- 
breiten^ war  vor  Allem  da«  Werk  der  UegeJischen  Schule. 
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'das  Zutageirefcen  dieser  Eigenschaft  an  der  öfientlicbrechtlichen 
Staatsthätigkeit. 
H  Sehr  klar  spricht  sich    schon  F.  F.  M^^iJtn*°)  darüber  aus: 

,Als  Rechtssubject  kann  der  Staat  auch  als  solcher  (im  Gegensatze 
zum  Fifkus)  auch   in   seinen   öfieutlichcn  Verhältnissen,  im  Ter- 
waJtunggirecht,  aufgefasst  werden,  aber  sein  Recht  ist  hier  nicht 
ein  gleiches  mit  dem  der  einzelneu  Personen  im  Staate;  hier  sind 
Bnach  dem  älteren  Ausdruck  nicht  pares,  nicht  Parteien,  Wider- 
eaclier,  sondern  sein  Recht  ist  ein  höheres,   das  Einzelrecht  be- 
istimmendes, er  handelt  vi  potestatis  über  die  Einzelnen. " 
^P        Nach  ScuMirrBKSN£K^')  begreift  die  RegierungHgewalb  das 
Rocht  in  sich,  »verbindUche  Normen*  aufzustellen  auch  im  Einzel- 
falle durch  Befehle,  Konzessionen  u.  s.  w. 

Gebukh*')    bezeichnet    die   nümHche    Erscheinung    als    «das 
allgemeine  Recht  des  Monarclien  (und  seiner  Behörden)  mit  dem 
Erfolge  rechtlicher  Sauction  zu  handeln". 
^L        Bei  Ueld^^)   ist  das   Gebiet  des   ütfentlichen   Rechtes    „das 
^Kebiet  des  durch  den  Staat  Bestimmtwerdens ". 
^V        Skydel'**)   drückt  es  aus:  „Der  Herrscher   schalt   sich  auf 
Grund   der  Thatsache  seiner  Macht  Recht   durch  seinen  Willen, 
3er  Beherrscht«   dagegen   schafft  sich  nicht  Recht  durch  seinen 
'Willen  .  .  .   sondern    er    erhält   Rechte    durch    den   Willen   des 
^-Herrschers.' 

^  Bei  Sabwey**)  finden  wir:  »Der  Wille  der  Organe  der 
Staatsgewalt,  d.  h.  des  Einzelnen,  der  mit  der  Krafl  und  Voll- 
macht des  Voikswillens  ausgerüstet  ist,  hat  gegenüber  den  Einzel- 
nen und  ihrer  Rechts-  und  Interessensphäre  im  Grundsatz  An- 
spruch auf  unbedingte  Geltung." 

*")  OrnndsÄtze  de«  VerwaUungflrechts,  S.  15,  Anm.  I. 

•0  Slaatarecht,  6.  485. 

♦*)  üeber  öffentliche  Rechte,  S.  58. 

**)  System  des  Verrossangarechts,  S.  248. 

**')  Grandzüge  einer  ttUg.  Staatslehre.,  S.  41. 

*0  Dm  uflfentl.  R.  n.  die  Verwallungsrechtspflege,  S.  61. 
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In  gleichem  Sinn  erklärt  G.  Mbyer  *  ■) :  das  IndiTiduum 
sei  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Hechts  dem  Staate  nicht 
koordiiiirt,  viebnehr  der  Herrschaft  dessselben  untergeordnet. 
.Der  Staat  befindet  sich  daher  in  der  Lage^  ...  in  der  Form 
eines  einseitigen  Aktes  Rechte  zu  begrömleu  und  Verbindlichkeiten 
aufkuerlegeu." 

Am  kürzesten  ist  die  Formel  bei  Zorn*'):  „Auf  dem  Ge- 
biet« des  öffentlichen  Rechts  wird  der  Staat  seinen  Untcrthanen 
gegenüber  immer  nur  gesetzlich  (im  weitesten  Sinne  d.  W.)  d.  i. 
übergeordnet  tliätig." 

Was  gemeint  ist,  ist  überall  das  Nämliche.  Es  ist  nichts 
anderes  als  das,  was  wir  im  Civilgesctz  und  im  Civilurtheil  wirken 
wehen  und  was  wir  dort  die  bindende  Knift  der  staatlichen  Willens- 
Tiusserung  nennen ,  nur  verallgemeinert  und  angewendet  auf  die 
vielerlei  Gest-alten  und  Uichtungen  der  Staatsthätigkeit  in  der 
Verwaltung.  In  jedem  Organ,  welches  gemäss  der  Terfassungs- 
müssigen  und  sonstigen  ZustUndigkeitsordnungen  Geschäfte  des 
Staates  besorgt«,  erscheint  diese  Kraft,  in  Gesetz,  in  Regierung 
und  in  den  Behörden  darunter;  nicht  umsonst  werden  in  den 
obigen  Aussprüchen  gerade  die  letzteren  beiden,  Regierung  und 
Behörden,  besonders  hervorgehoben.  In  joder  Art  von  Einwirkung 
auf  den  EinzeUieti,  welche  diese  Thätigkeit  mit  sich  bringt,  kann 
diese  Kraft  zum  Ausdruck  kommen,  auch  in  solchen,  welche  nicht 
nach  dem  engen  Vorbild  des  CivUurtheils  Zwang  und  I'flicht- 
aufleguug  bedeuten.  Verleihung  von  Nutzungen  an  öffentlichen 
Anstalten  und  Einrichtungen,  Eonzessionen,  Gewährung  von  Unter- 
stützungen und  Entschädigungen  sehen  wir  aufgeführt  als  Fälle 
der  staatlichen  Thätigkeit,   in  welchen  jene  so  oder  so  benamste 


*')  In  HiaTH«  Annalen  I87Ö,  S.  671. 

")  Reichs-Staatsrecht,  S.  105.  Einen  neuen  Ausdrnck  brin^  jctit 
jEM.rNKK ,  ües.  und  Verordnung  S,  19tj;  „Jede  von  ihm  (dem  Staat«) 
innerhalb  der  selbe tgesetxten  Schranken  vnrgenomroene  That  iol  recht»- 
kriftip." 
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bindende   Erafl  erscheinen   soll.     Ihr   allgemeiner   Begriff  passt 
jch  ftlr  diese,  der  des  einseitigen  Bestiiiimens  des  Recbtverhält- 
ussesi  des  Rechtmacbens  tUr  den  Einzelnen,  welcher  dem  Staate 
gegenübersteht. 

IMit  einem  Worte:  wir  können  einfach  anknQpfeu  au  unsere 
ersten  Erörterungen;  die  iximischc  Staatsidee  ist  wiedergefunden  ftlr 
das  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Unterthan,  soweit  es  wenigstens 
ißßentlichrechtLicher  Art  ist.  Das  ist  die  folgeascliwere  Thatsacbe, 
welche  die  angeführten  Zeugnisse  bekunden.  Diese  Thatsache 
ist  vielleicht  nicht  schon  in  ihrer  ganzen  Tragweite  gewürdigt, 
^  ihre  ungeheure  Bedeutung  flir  die  Wissenschaft  des  üöcntlichen 
HKechts  wird  vielleicht  noch  vielfach  durch  Halbheiten  und  ün- 
Vlarheiten  verdeckt.  Aber  zu  bestreiten  ist  sie  nicht  Wer  etwa 
glaubt  es  zu  thun,  der  sehe  wohl  zu,  ob  er  sich  nicht  täuscht 
Ober  das,  was  er  eigentlich  behaupten  will.  Man  kann  die  bin- 
dende Krafl  des  Staafcswiltens  nur  für  einen  verhaltnissmässig 
engeren  Kreis  von  Verhältnissen  anerkennen,  man  kann  sie  in 
Abrede  stellen  für  dieses  und  jenes  Kechtsinstitui,  in  welchem 
sie  Andere  noch  wahrnehmen  wollen:  das  ist  ein  Streit  Über  unsere 
zweite  Frage,  Qber  die  Greozzieliuug  zwischen  üfieutUchem  und 
Civilrecht  Das  Civilrecht  findet  ja  bei  uns  Anwendung  auf  den 
^Ktaat  in  besonders  starker  Weise,  man  mag  mit  Grund  die  Mei- 
^^nung  verfechten,  das8  es  viel  umfassender  j^esciielie  als  anderswo. 
als  z.  B.  bei  den  Franzosen.  Aber  woran  man  nicht  denken 
kanOt  das  ist,  das.s  bei  uns  das  ^öffentliche  Recht  selbst,  soweit 
es  einmal  gilt,  eine  andere  Natur  habe.  Es  gibt  keinen  deutsch- 
nationalen Begriff  von  öffentlichem  Kecht,  der  sich  durch  einen 
mehr  civilrechÜichen  Charakter  kennzeichnete.  Was  jenen  grossen 
Grundgedanken  der  bindenden  Krall  des  Staatwillens  verleugnet, 
das  ist  einfach  nicht  offen tlichrechtlich  gedacht;  ob  mau  es  so 
nennt,  ist  einerlei. 

2.  Die  Unsicherheit  und  Unbestimmtheit  liegt  wie  oben  an- 
gedeutet ganz  auf  dem  Gebiete  der  zweiten  Frage,  der  nach  der 


Archiv  filr  iJI^■ulIi^■^u■^  UecLt.  LII.  l. 
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Abgrenzung  von   öffentlichem   und   CivUrecht   dem    uusserüchen 
Gebiete  nacb. 

Der  Massstab  der  Ausübung  gewisser  besonderer  Befugnisse 
nies  Staates  ist  mit  den  Hoheitsrechten  im  alten  Simie  verloren 
gegangen.  Der  neue  Verfassungsgrundsatz  der  Trennung  der 
Gewalten  vertheilt  die  Zuständigkeiten  zwischen  Gesetz  und  Re- 
gierung nicht  so,  dass  das  eine  nuf  Uffentliclirechttichem,  die 
andere  auf  cirilrechtUchem  Gebiete  th'ätig  wäre.  Die  R^erung 
kann  offentlichrechtliche  Akte  für  sich  allein  vornehmen,  das 
Gesetz  nimmt  Theil  am  Abachluss  civilrechtlicher  Itechtsgesc hafte 
des  Staates.  Mfm  konnte  vielleicht  nnknüpfen  wollen  nn  das, 
was  als  die  juristische  EigeuthOmlicbkeit  der  Dffeatlichrechtticben 
Rechtsverhältnisse  anerkannt  ist,  imd  die  Ausscheidung  machen 
nach  dem  Massstnbe,  ob  die  einseitig  bindende  Kraft  des  Staabs- 
willens  an  einem  Rcchtsverhältuisse  erscheint  oder  nicht.  Allein 
die  erscheint  niclit  uothwendig  so  von  selbst  und  in  äusserlicb  er- 
kennbarer Weise.  Manches  freilich  lässt  sich  schon  um  seiner 
äusserlichen  Form  willen  nicht  ander;^  als  öffentUchrechtlich  denken, 
2.  B.  ein  Polizeibefehl,  eine  Enteignung.  Es  sollen  aber  xum 
öffentlichen  Rechte  auch  Dinge  gerechnet  werden  können,  welche 
keine  so  ausgesprochen  Offentlichrechtliche  Form  zur  Schau  tragen, 
7..  B.  Aufnahme  in  den  Stautsverband,  Gewährungen  von  Knt- 
uch'ädigungön  und  Nutzungen,  Konzessionsertheilungen.  Hier 
liesse  sich  die  Sache  inuuer  mehr  oder  weniger  gut  auch  in  den 
Gestalten  civilrechtlicher  Verträge  und  Versprechen  zurechtlegen. 
Praktisch  wird  es  gar  nicht  viel  anders  aussehen,  wenn  der  Rechts- 
akt iu  seinem  inneren  Bau  auf  die  bindende  Kraft  des  Staats- 
willeus  gegründet  d.  h.  offen tl ichrechtlich  behandelt  wird.  Die 
Frage  muss  also  bereits  vorher  entschieden  .sein:  nicht  weil  die 
bindende  Kraft  des  Staatswillens  darin  wirksam  wird,  wird  der 
Akt  als  ein  Öffentlicbrechtlicher  anerkannt,  sondern  weil  er  aus 
irgend  einem  anderen  Grunde  zum  öffentlichen  Rechte  gehört, 
rechnet  man  bei  seiner  juristischen  Behandlung  mit  jener  Kraft. 
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TTm  eiaeii  Gesichtspuakt  zu  bekommen,  der  auch  die  Fälle  der 
letzteren  Art  umfusst^  bleibt  nur  übrig,  zurUckzugehn  auf  Inhalt 
und  Gegenstand  d^r  staatlicheu  Tbätigkeit.  Und  das  ist  denn 
auch  das  Bestreben  unserer  Wissenschaft,  von  dieser  Seite  her 
ien  Ausscheidungsmassstab  zu  gewinnen.  Wir  crhalt«a  ver- 
iedene  Regeln  vorgeschlagen,  die  alle  einen  stofflichen  Gegen- 
Psatz  der  dem  üÖ'entlichen  Rechte  ungehörigen  StaateÜmtigkeit 
andeuten  wollen. 

tSo  wird  gesagt:  privatrechtlich  sei  der  Staat  zu  behandeln, 
«wenn  er  in  privatrechtliche  Rechtsverhältnisse  eintritt"  **). 
Oder  es  wird  verlangt,  dass  das  Rechts verhältniss,  damit  es  Üffent- 
lichrechtlich  sei,  seinem  Inhalt  nach  «aus  dem  Staatsverbaude  sich 
ergebe";  wo  dieser  Zusammenhang  fehlt,  ist  es  civilrechtlich  **). 
Dann  legt  man  wieder  grussus  Gewicht  auf  die  Art  der  [q- 
teressen,  welche  in  Frage  sind:  wenn  allgemeine  „ü£feutliche 
Interessen*  verfolgt  werden,  so  gibt  das  öffenthche  Recht  die 
Ordnung  dafür,  wenn  Interessen  der  Einzelnen  oder  des  Staates 
handelnd  wie  ein  Privater,  so  herrscht  das  Civilrecht  ^"j.  Aber 
die  den  Massstab  abgebende  Thataache  selbst  wieder  festzu- 
stellen, das  führt  eben  doch  immer  auf  die  alte  Schwierigkeit 
zurück.  In  ihrem  praktischen  Kern  geben  alle  diese  Regeln 
eigentlich  nur  den  einfachen  Satz^  der  gleichfalls  in  neuerer  Zeit 
schon  ausgesprochen  worden  ist:  der  Staat  ist  dann  civilrechtlich 
^xu  behandeln  weim  er  thut,   was  auch  ein  Privater  thun  könnte^'). 


~  ••)  SzüPrEHT ,  Kommentar  2.  bayr.  Gericlilaordnung;   Biutee  in  BI. 

f.  adm.  Pfftxi»  V,  S.  101  i   Röxkk,  Pr.  Staatsrechl  I,  S.  493,  494i  Thos, 
r  Rechtsnorm  und  eubjectivea  Recht,  S.  140. 
'  **)  ÖABWBV,  Oell.   R.  u.   Verwaltuogsrcchlspüege,  8.  449;  Stesom^ 

Organisat.  d.   Pr.  Verw.,  S.  86;  REUELSBEfiOEB  in  Krit  Viorteljahrtscbr. 
,  IV,  8.  06. 
I  ")  Klübbh,  Oeffenll.  R«chl,  §  390;  Labaito,  Stft&larecht  I,  6.  »96; 

liAfliaH,  Allg.  Siaatarecbt,  8.  7  ff. ;    Kfiü«AKN  in  IlmTH-s  Annalen  1886, 

Ö.  407  ff. 

*')  Leüthöld  in  HniTa-9  Annalen  1884,  8.  361,  863,  Anm.  2;  Labah» 
|]D  ÄTch.  (.  off.  H.  11,  S.  155. 
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stinimt  öberein  mit  der  hekannten  Forme!  des  französischen 
Rechte.  Nur  ist  die  Anwendung  dieses  \-agen  Begriffes  bei  uns 
noch  viel  unsicherer.  Es  fehlt  hier  das,  was  in  Frankreich  zu 
einer  festeren  Auspiiigung  filhrte:  die  Zuständigkeit  der  Civil- 
gerichte  ist  bei  uns  nirgends  so  ängstlich  beschränkt  auf  die 
Anwendung  des  Civilrcchtes.  Dadurch  ist  den  Meinungen  ein 
weites  Feld  gelassen :  der  eine  verlangt  ein  schärferes  Hervortreten 
des  Unterschiedes  der  Staatstbätigkeit  von  der  gewöhnlichen  privat- 
wirth  Schaft  liehen,  um  dieselbe  tUr  öffentlichrech  tlich  zu  erklären; 
der  andere  begnügt  sich  mit  weniger.  Aut  beiden  Extremen 
stehen  Dinge,  die  jedermann  nur  als  öffentlichrechtlich  beziehungs- 
weise civil  rechtlich  sich  denken  kann,  z.  B.  der  Polizeibefehl  hier, 
die  Verpachtung  von  Stoatsgrundstücken  dort.  Das  Gebiet  der 
festen  communis  opinio  wird  sich  alimuhlich  nach  der  Mitte  zu 
vergrössem.  Aber  einstweilen  könnon  wir  auf  dem  Zwischen- 
gebiete keine  Art  von  Abgrenzung  verdammen.  Wer  will  z.  B. 
heutzutage  beweisen,  dnss  es  unmöglich  sei,  die  Entschildigunga- 
leistung  im  Enteignung» verfuhren  civilrechtlich  aufzufassen,  oder 
wer  hat  Qrüude,  welche  der  Gegner  als  zwingend  anerkennen 
müsste,  um  das  Gegentheil  darzuthun?  Nicht  einmal  der  Aus- 
gangspunkt der  Beurtheilung,  die  Regel  über  das,  was  im  Zweifel 
eher  anzunehmen  ist,  nicht  einmal  das  steht  fest.  Wir  finden 
es  häufig  ausgesprochen,  zumal  von  Civilrechtfilehrern,  dass  die 
Anwendung  des  Civilrechts  auf  den  Staat  die  Ausnahme,  die  Fik- 
tion ist.  Und  doch  dürfen  wir  uns  nicht  verhehlen,  dass  that- 
sächlich  auch  der  umgekehrte  Satz  daneben  in  Uebung  ist:  ee 
wird  noch  vielfach  geradeso  verfahren,  als  wäre  das  Unterworfen- 
sein unter  das  Civilrecht  der  natürliche  Zustand  des  Staates.  ^ 

Das  also  ist  der  Boden,  »uf  welchem  die  Frage  nach  der 
rechtlichen  Natur  des  Staatsdienst  Verhältnisses  sich  bewegt.  Es 
ergeben  sich  daraus  zunächst  folgende  Sätze: 

1.  Die  Begründung  des  Staatsdienstverhältnisses  kann  jetzt 
als  ein  Akt  öffenthchrechtlicher  Art  aufgefasst  werden,  ohne  dass 
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es  noihwendig  wäre,  die  unnatürliche  Fiktion  eines  allgemeinen 
Zwangsrechta  zu  Hilfu  zu  nehmen. 

■  2.  Der  Akt  muss  nicht  noihwendig  Öffontlichrechtlich  be- 
handelt werden;  wenn  ihn  Jemand  civilrechtlich  auffassen  will, 
so  können  wir  keinen  zwingenden  rechts  wissenschaftlichen  Grund- 
satz entgegenhalten,  wonach  das  nicht  zulussig  wäre. 

H  3.  Wohl    aber    ist    darüber    keine    Meinungsverf^chiedenheit 

möglich,  auf  welcher  Grundlage  er  gebaut  sein  muns,  wenn  er  in 

»Wahrheit    Offen tUchrechtlich    behandelt    sein   soll:    die   bindende 
Kraft    des    Staatswilleus   muss    als    positiv    wirksames    Element 
dariB  erkannt  werden. 
^         Darauf  ist  nunmehr  unser  Reclitsinstitut  genauer  zu  prüfen. 


IV. 


Aeusserlich  betrachtet  scheint  heut  zu  Tage  Alles  dabin  einig 
pxu  sein,  dass  die  Begründung  des  Staatsdienstverhaltnisses  dem 
öffentlichen  Rechte  angehöre.  Nur  was  die  besondere  rechtliche 
Natur  des  BegrUndungsakfcs  anlangt,  stehen  sich  zwei  grund- 
verschiedene AuffassungtT  fjcgenübcr.  Nach  der  einen,  welche 
bis  vor  Kurzem   die  herrschende  werden   zu  wollen  schien,  wäre 

Bes  ein  einseitiger  Akt  der  Staatsgewalt.^^)    Unter  dem  Kinflnsse 

VSKTDttL's  und  IjABAMi's  ist  aber  jetzt  eine  Gegenströmung  mächtig 
gewonlen,  welche  die  vollen  Merkmale  des  Vertragsbegriffes  dafür 

^  in  Anspruch  nimmt. 

^p  Wir  werden  sehen,  dass  jede  dieser  beiden  Auffassungen  ihre 
Berechtigung  hat,  wenigstens  jede  unter  ihren  Voraussetzungen.  — 

■  Den  Ausgangspunkt    der  Betrachtung   bildet   die  Thatsaclie, 

dass  nach  dem  bestehenden  Rechtszu stunde  Niemand  zum  Eintritt 
in  den  Staatsdienst  ge>:wungen  wird,  vielmehr  ist  die  Einwilligung 
^des  künftigen   Beamten   dazu   noth wendig.     Dieses    Erfordernias 
^isfc  nicht  selbstverständlich.     Wir  bedürfen   eines   Grundes,    der 


')  Lileratar  bei  Reuh  in  Arnalen  1885,  8.  174  ff. 
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es  nothwendig  macht.  Der  Grund  ist  bekannt;  cur  seine  Trag- 
weite gilt  es  festzusteUen.  Er  liegt  nicht  in  einem  besonderen 
Gesetze,  wclcbes  vorschriebe,  d&äs  Beamte  nur  mit  ihrer  Zu- 
stimmung ernannt  werden  können,  sondern  in  einer  allgemeineren 
höheren  Regel,  in  einem  Verfassungsrechtssatz. 

Wenn  man  so  häufig  sagen  hört:  der  Staat  kann  Nieman- 
den zum  Eintritt  in  den  Staatsdienst  zwingen,  der  Staat  bedarf 
der  freiwilligen  Unterwerfung,  so  ist  das  ungenau  ausgedrückt: 
die  Staatsgewalt  kann  Alles.  Aber  zwischen  den  obersten  Formen, 
in  welchen  ihre  Witlensäui^serung  zu  Stande  kommt,  und  dadurch 
unmittelbar  zwischen  den  Personen,  welche  in  der  einen  oder  in 
der  anderen  wirken,  zwischen  Gesetz  und  Regierung  besteht  ver- 
fassung.smäRsig  eine  Zu  stand  igkeitsvertheilung.  Danach  sind  ins- 
besondere dem  Gesetze  vorbehalten  gewisse  Arten  von  Einwir- 
kungen auf  die  ünteiihanen,  wie  vor  Allem  Zwang  zu  Thun  und 
Lassen.  Richtig  ist  also  nur,  dass  die  Regierung  regelmässig 
solchen  Zwang  nicht  Qben  kann,  weil  sie  verfassungsmässig  dazu 
nicht  zuständig  ist  im  Vorhältnisse  i\xm  Gesetze;  vom  Stjiut  als 
Ganzem  dagegen  kann  man  nur  sagen,  doss  er,  wie  seine  Ver- 
fassung bezeugt,  regelmässig  in  dieser  Form,  in  der  Form  der 
Regierung  nicht  zwingen  will'"*"). 

Handelt  es  sich  nun  darum,  dass  die  Regierung  einen  ünter- 
thanen  verpflichten  soll  zu  Dienstleiatungen  fllr  den  Staat,  :^o  ist 
das  unter  der  Herrschaft  jener  verfassungsmässigen  Zuständigkclts- 
r^^ln  nur  auf  zweierlei  Weise  möglich:  entweder  sie  muss  ein 
Gesetz  haben,  welches  sie  ermächtigt,  zu  diesem  Zwecke  Zwang 
zu  üben,  oder  sie  muss  in  die  Lage  kommen,  es  thun  zu  können 
ohne  Zwang,  und  in  diese  Lage  setzt  sie  die  freiwillige  Unter- 
werfung des  Betroffenen.  Im  ersteren  Falle  entstehen  Rechts- 
institute wie  die  Requisitionen  und  die  Bürgerpflichten,  im  letzteren 
die  Freiwilligen  Ehrendienste  und  der  berufsmässige  Stiuitsdienst 

")  Woa  wir  von  der  Regierang  sagen ,  gilt  eelbalveratändlich  auch 
von  den  Behörden,  welche  ihr  Reclit  von  derselben  ableiten. 
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Auf  diese  Weise  werden  gesetzliche  Ermächtigungen  und 
Einwillig^un^^en  des  Unterthiinon  durch  jenen  Vert'oisKUngsrechbs- 
sab:  zu  Eri'orderniääen  der  Akte  der  Regierung;  wenn  sie  aber 
nichts  anderes  hinter  sich  haben  als  das,  so  ist  ihre  Bedeutung 
gleichuüsi^ig  nur  die  eine:  das  Hindemiss  wegzurKumen,  welches 
der  verfassungsniä-ssige  Vorbehalt  des  Gesetzes  der  Macht  und 
Zuständigkeit  der  Kegierung  setzt.  Sind  sie  in  concreto  gegeben, 
so  wird  dadurch  die  Zustund igkeit  der  Regierung  für  diese  Art 
von  Einwirkung  frei.     Weiter  nichts. 

DaA  gentlgt  aber  auch.  Wir  befinden  uns  auf  dem  Boden 
des  Öffeutlichen  Rechts.  Der  durch  da«  zuiitändige  Organ  ge- 
äusserte Staatswille  hat  bindende  Kraft,  ist  für  sich  allein  ohne 
weitere  positive  Voraussetxungen  fällig,  rechtlich  wirksam  den 
Einzelnen  zu  bestimmen.  Die  Einwilligung  des  Ernannton  braucht 
almi  keine  weitere  Bedeutmig  zu  haben  als  die  eben  ge-schi Idertc. 
damit  das  Staatsdienstverhiiltniss  durch  die  Erneunimg  gültig  be- 
gründet werde.  Der  Verwaltungsakt,  der  die  Dienstpflicht  auf- 
erlegt, ist  der  gemeinsame  Kern  für  sie  und  für  alle  anderen 
öffentl ichroch tli eben  Rechtsinstitute,  welche  nach  dem  Obigen 
Dienstleistungen  für  den  Staat  besclmflen ;  nur  die  Voraussetzungen, 
die  Bedingungen  sind  verschieden;  nicht  mehr  als  eine  solche 
Voraussetzung  ist  die  Einwilligung  des  Ernannten  ^*). 

Das  genügt  aber  nicht,  damit  um  dieser  Einwilligung  willen 


**)  Die  Zijsammengeiitirigkeit  dieser  Rechte  Institute  vermag  die  Theorie 
Tom  wahren  Siaatedienst vertrage  rieht  wiederzngeben  (ü.  Mkyeb  in 
HiBTH*8  Atinalen  1876,  S.  699  ff.).  Der  berufsm aasige  SUaUtdienst,  auf 
welchen  sie  allein  paast,  sondert  sich  weit  ab  von  den  anderen  Öffentlich- 
rechtlichen  Diensten.  Die  Kluft  würde  nur  verlegL,  wenn  man  mit  Rebu 
auch  das  Ehrenamt,  selbut  da«  gezwungene^  durch  «inen  Vertrag  entstehen 
liesae;  überdies  wiire  das  nur  ein  Vertrag  von  dem  gleichen  Werthe  wie 
derjenige,  wflcheti  der  Urundbesitzer  abscbiiesst,  wenn  er  die  Enteignung 
aber  sich  ergehen  lässt  (Labahd  in  Arcb.  f.  clv.  l'r.  1852,  S.  172,  Anm.  20). 
[  —  LOmivo,  V.-K.,  6.  138  Bcbeint  den  Vertragsbegriff  schon  bei  dem 
freiwilligen  Ehrenamt  nicht  m«br  verwenden  zii  wollen;  er  hAlt  sich  da 
au  die  üUBseren  Formen  der  ü^grüuduug,  Waiil  oder  Ernennung. 
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der  Eintritt  in  den  StaaUdienst  zum  Vertrage  werde.  Es  ist 
allerdings  fast  eine  stehende  Redensart  geworden,  zu  sagen :  weil 
dftA  StaatsdienstverbtUtnist;  nur  begründet  werden  kann  mit  Ein- 
willigung des  Ernannten,  deshalb  rau».s  der  BegrUndungsakt  ein 
Vertrag  sein*^).  Das  geht  zu  rasch.  Hier  wo  es  sich  uro  die 
Frage  handelt,  ob  wahrer  Vertrag  oder  nicht,  müssen  wir  es  mit 
diesem  Begriffe  genau  nehmen.  Es  iitt  nicht  alles  Vertrag,  was 
zu  seiner  rechtlichen  Wirksamkeit  die  Einwilligung  desjenigen 
voraussetzt,  für  welchen  es  wirksam  sein  soll. 

Auch  die  einseitigen  Rechtsgesjchäfte  des  CivUrechts  können 
nicht  wirken  ohne  den  ausgesprochenen  oder  vermutheten  Willen 
desjenigen,  der  Rechte  erwerben  oder  Verpflichtungen  auferlegt 
bekommen  soll.  Die  Möglichkeit  eines  derartig  bedingten  ein- 
seitigen Kechtsgeschäftes  Hegt  natürlich  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  Rechtes  noch  viel  näher.  Der  Vertrag  aber  ist  eine 
viel  fester  bestimmte  R«chtsgeatalt  als  die  eines  Rechtsgeschäftes. 
bei  welchem  eine  Annahme  oder  Zustimmung  uötliig  wird,  damit  es 
Erfolg  habe:  die  WiUenseiuigung  der  Betheiligten,  der  „gemein- 
same Wille",  muss  die  Trägerin  des  Erfolges  sein  kraft  eines 
Rechtssatzes,  der  diese  Wirkung  mit  ihr  verknüpft.  Nicht  der 
Eine  soll  die  Rechtswirkung  erzeugen  luid  der  Aadcre  sich  das 
gefallen  lassen,  sondern  beide  zusammen  mUs^4en  sie  gescliaffen 
haben;  dann  ist  es  ein  Vertrag **■'). 


")  LÖMISQ,  V.-R.,  S.  119;  Sabwey,  WürtUmb.  St.R.,  S.  276; 
Gareib,  Allg.  Si.-R.  S.  165;  Seydel,  Gruiidr-tige,  8  59;  Derselbe,  bayr.  St.-R, 
n,  S.  526;  lUcK  in  Annalcn  18^,  S.  142.  —  Schon  Oövneu  haue  eich 
beklagt:  ^Kb  ist  ein  folgenschwerer  Irrtbam  der  RechUlebrer,  wenn  »ie 
glauben,  das  Etnverstündniss  zweier  finbjecte  ober  Rechte  und  Verbkid- 
Uchkeiten  mai^lie  da«  ganze  Wesen  eines  Vertrages  aus.*  (SlaatsdianBi, 
S  29).  —  Wir  werii*n  übrigens  sehen.»  das«  die  Sache  meist  nicht  so  ein- 
fach gemeint  und  deshalb  der  Vorwarf  der  OberllachÜchkeit  nicht  ange- 
bracht ist  (vgl,  unten  Anm.  fi4). 

*•)  Uebcr  einseitiges  RecUt*geachÄft  und  Vertrag  vgl.  BÜckino.  Fand. 
$   103,   Note    12.     Bemerkenswerth    »ind    die    Ausführungen    bei    Küntzb, 


—     41     " 

Es  mUsste  also  noch  etwas  hinzukotnmcn,  was  dem  Willen 

des  Beamten  eine  entsprechende  hf3here  Bedeutung  für  dos  Rcchts- 

fireschäfk  verleihe,  als  die  ihm  jener  Vcrfassungarecbtesatz  gewährt. 

Damit  er  als  wahre  vertr^ssc-h  Hessen  de  Partei  angesehen  werden 

könnte,    müsste  der  Staat,    nach  Labasdö  treffendem  Ausdruck, 

dem  Einzelnen  „hei  Begründung  des  Verhältuisses  einen  Antheil, 

Hein  Kitwirkuugsrecht  einräumen"  ^^).     Ein  Grund,    von  welchem 

Heine  derartige  Einräumung  ausginge ,   ist  aber   auf  dem  ganzen 

Boden  de»   üffentlichen  licchtes   nicht  zu   Enden.     Es   soll  doch 

nicht  etwa   die  Regierung  selbst,   bevor  sie  ernennt,   erst  noch 

das  Mitwirkungsrecht   einräumen,   um   dann   mit  den  Ernannten 

H einen  richtigon  Vertrag  abschliessen  zu  können,    anstatt  wie  sie 

Termüchte,    das  RechtsverhUltniKs   nach   seiner  Unterwerfung  aus 

eigener  Zuständigkeit  zu   begründen?    Ein  Gesetz,  welches  dem 

Willen  des  Beamten  irgend  welche  positive  Bedeutung  verliehe, 

^besteht  nicht. 

Ist  es  überhaupt  denkbar,  dass  ein  Gesetz  ein  solches  Mit- 

'^ wirkungsrecht  verliehe?   Die  Frage  ist  nicht  neu.   Es  wurde  bereits 

von  verschiedenen  Seiten  der  Satz  aufgestellt,  dass  wahre  Verträge 

[zwischcm  dem  Staat  und  den  Unterthanen    auf  dem   Gebiete   des 


lnhab«rpapier<:  S  81,  wegen  der  Betonung  tier   VfrwnniUschaft  dcB  ein- 
seitigen  civil rechtliclien  RechlBgesch&ftea  mit  dem   ofTentlichen  Recbtsge- 

^scbäfle.  Er  stellt  zuerst  fest,  das«  auch  dnc  einseitige  Kechtsgeschftft  eq 
Wirksamkeit  das  D&sein  zweier  zusammentreffender  Willen  vorauB- 
,Der  civilistiaclic  Grand  des  Uut«rBchiedes  aber",  fährt  er  fort, 
«Uegt  in  der  schupferiachen  Bedeut<tamkeit  der  zusammenwirkenden  Willen : 
der  Lebensgrimd  des  Aktes  liegt  in  dem  nileinigen  Willen  des  DispODenten, 

)  der   Lebeudgrund    des   Vertrages    dngegen    in    dem   Zneammenwirken    des 

[beiderseitigen  Willens.  Dort  Hegt  die  Zeugungsmacht  in  dem  einen,  hierin 
dem  wechselseitigen  Willen,  dort  ist  es  einseitige,  hier  gemeinaame  Ur- 
heberschaft ...  Eine  solche  Stellung  des  Disponenten  verleiht  seinem  Willen 
eine  nngewuhnllcbe  Macht  und  lüHtit  sie  in  denn  Lichte  aulonomiscber  Son- 

^versnelnt  erscheiiu-n,  wie  dieselbe  den  civilistischen  Rechtsbau  fast  m  i^> 

l  brechen  droht,** 

»0  Arch.  f.  off.  R.  11,  8.  159. 


—     42     — 


öffentlichen  Rechtes  nicht  möglich  seien'®).  ÄU  Grund  gibt  man 
Übereinstimmend  an,  dass  der  Vertrag  »gleichberechtigte  Kontra- 
henten, koordinirte  Subjecte"  voraussetze.  Es  ist  nichts  anderes  als 
eine  Folgerungaus  dem  das  Öffentliche  Recht  beherrschenden  Grund- 
satze der  allgemeinen  einseitig  bindenden  Kraft  des  Staatswillens. 
welche  hiermit  gezogen  wird.  Wenn  von  vornherein  Überall  der 
Wille  des  staatlichen  Organe»  fUr  sich  allein  fähig  ist,  das 
Rechtärerhältniss  zu  erzeugen,  so  kann  es  immerhin  zum  Schutze 
der  Interessen  des  Einzelnen  nothwendig  erscheinen,  auch  dessen 
Willen  einen  Einfluss  darauf  zu  gewähren.  Diesen  sachb'chen 
Zwecken  wird  aber  voUaul'  genügt  in  der  Form,  daas  die  Zu- 
ständigkeit jener  Organe  zur  Vomahme  des  Aktes  abhängig  ge- 
macht wird  von  Gesuchen  und  Ännahmeerklürungen  der  Ein- 
zelnen. Ein  Gesetz,  welches  Überflüssiger  Weise  die  Einwilligung 
zu  einer  förmlichen  Mitwirkung  an  der  Erzeugung  des  Kechts- 
verhältnisses  im  Sinne  des  Vertrages  steigerte,  nur  um  einen 
walu-en  Vertrag  zu  haben,  wäre  eine  leere  juristische  Lieb- 
haberei'*''). 

Darum  sind  wahre  Verträge  des  Staates  auf  dem  Gebiete 
des  öffentlichen  Hechtes  überhaupt  nicht  denkbar. 

^')  ÜKRBKB,  lieber  öff.  Rechte,  8.  40;  HÄnel,  Studien,  S.  32  IT.; 
0.  Metkr,  Sl.-R,,  S.  410;  Derselbe  in  Hibth-b  Annalen  1878,  S.  383,  384; 
GiKRBx  in  Tüb.  ZiBchft.  XXX,  S.  194i  SühüLze,  D.SU-R.  L,  S.  821;  Zork, 
R.  Sl.-R.  I,  8.  lOft;   E.  Mevk»,  8  tan  Im  vertrage,  S.  76,  77. 

''*)  Zu  einer  besonderen  Bemerkung  gibt  nur  rlns  Beispiel  von  offene 
Hchreclitlicheii  Vertrügen  Anlaset,  ntif  welche«  Stenoel  (D.  V.-R.,  S.  44) 
hinweist:  die  Verträge,  welctie  seiner  Zeit  einzelne  Staaten  mit  den  ehe> 
mnls  reichsunmitlelbaien  Herren  über  ilire  rechtliche  Stellung  abgescblossco 
haben.  Die  Vertragsnatur  dieser  Akte  kann  ebensowenig  geläugnet  wer- 
den wie  ihre  Zugehörigkeit  zum  uITentlicben  Recht.  Dass  sie  aber  Ver- 
tr&ge  siud,  verdanken  sie  eben  nur  dein  Hereinragen  eine«  Koordinaliona- 
Verhältnisses  :  die  rechtlicheStellung  dieser  Herren  war  vermöge  der  üaranbie 
der  deatachea  Bundesakte  und  der  Wiener  Kongressakte  eine  vblkerrecbt- 
licbe  geworden  (vgl.  RöyMK,  11,  6.  2S4  ff.^  auf  welchen  auch  Stemokl  sich 
beruft).  Nur  auf  dem  Boden  des  Völkerrechts  und  des  Civitrechta  be- 
stehen Gleicbberechtigung  und  Vertrngsform. 
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Jedenfalls    ist   der   Kntstehungsakt   des   Staatsdienstrerhält- 

nisses,  auf  den  vorhandenen  Grimdl^en  des  öÖenttichen  Hechten 

betrachtet,   nicht  als   ein  wahrer  Vertrag   anzusehen.     Welchen 

Namen  könnten  wir  ihm  nun  aber  geben,  um  seine  jurifttische  Natur 

^  zum  Ausdruck  tu  bringen? 

f  Die    ältere    Bezeichnung    als    lex   specialis^    als   Privilegium 

mochte  ihre  guten  Dieuatfi  thun,  um  die  einseitig  rechtAchnfl*ende 
Kraft  des  Staatswillens  zu  veranschaulichen.  Der  Begriff  des 
Gesetzes  ist  aber  jetzt  schon  allzufost  umschrieben,  als  dass  sein 
Name  noch  irgend  wie  verwendet  werden  dürfte,  wo  er  nur  halb 
oder  vierteis  passt.  üeberdies,  wenn  hier  ein  Privilegium  vor- 
H*li^en  soll,  weil  die  Staatsgewalt  ftlr  den  konkreten  Fall  ver- 
ftlgt.  so  würde  das  kaum  etwas  sein,  was  die  Begründung  dea 
Staatsdienstverhältnisses  vor  anderen  Verwaltungsakten  auszeich- 
ne: Polizeibefehle  und  -erlaubnisee.  Konzessionen,  Enteignungen 
ITerdienten  den  Namen  ebenso  gut**^). 
Der  gleiche  Mangel  eines  besonderen  Gehaltes  findet  sich 
aber  auch  in  den  neuerdings  üblich  gewordenen  Benennungen, 
welche  an  sich  nicht  unrichtig  sind,  wie:  einseitiger  Staat^akt^ 
Souvemnetätsakt ,  Akt  der  Staat<4hoheit,  Verwaltungsakt,  Ver- 
fügung*'). 
H  Kinen  anerkenncuswerthen  Versuch  genauerer  Ausscheidung 

H  der  Uechtainätitutc  macht  G.  Mr.YK»,   indem  or  die  Verfügungen 
■  einthcilt   in  Befehle,  Gestattungen    und    in  Verfügungen,  welche 
Rechtsverhältnisse    begründen    (rechtsbegründende   Verwaltungs- 
akte) *^).     Zu   den  letzteren  ziüilt  er  ausser  Naturalisation,  Ver- 


**J  Sie    erhaltCD    ihn   auch:    ScHiiA¥£R  in  Llnde-s  Ztschft.   N.  F.  XII, 

,  ß.  69i  Mmli  in  Ztschft.  f.  h.  R.  XXIV,  S.  359;  Löbell,  Pr.  Enieignungsi^e«. 

jfl.  16.    Wenn  aber  demnach  dna    gnni.e  Verwallungurccht  von  Privilegien 

wimmelt,  so   iH  eben  dadurch  die  VcrwenduDg  dloses  BegrifTes  hier  ad 

■bsnrdnm  gefUhn.    (Vgl.  oben  Anm.  10.) 

*'J  RO.VKE  in.   S.  406;  Zur»  I,  S.  231,  232;  G.  Meyeb  in  Ano&leo 
1^1878,  8.  384;  Schulze,  U.  SL-R.  1,  S.  321. 
••)  St.-R.,  S.  452. 
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leihimg  von  Patenten  und  Korporationsrechten  auch  die  Anstel- 
lung von  Beamten.  Allein  das  auszeichnende  Merkmal,  welches 
jener  Name  fUr  die  letzteren  Dinge  undeutiin  »ull,  i^t  in  Wahr- 
heit allen  diesen  Verwultungsakten  gemeinsam:  ein  Rechtsver- 
hältniss  erzeugt  auch  der  Befehl  und  die  Gestaltung.  Oder  was 
ist  ein  Sollen,  welches  durch  staatliche  Behörden  erzwungem,  ein 
Dürfen,  welches  durch  stn&tliche  Behörden  anerkannt  und  ge- 
schützt tvird,  anderes  aU  ein  Keclitsverhältniss? 

Deshalb  verdienen  auch  alle  Verwaltungsakte ,  soweit  sie 
nicht  blosse  Entscheidungen  sind,  d.  h.  sich  darauf  beschränken, 
festzustellen  was  bereits  geordnet  ist,  den  Namen  RechUge- 
schäft;  sie  sind  VVillensäusserungen,  darauf  gerichtet,  Rechtsver- 
hältnisse hen'orzubringen;  dos  entspricht  jenem  Begriff.  Sofern 
sie  das  thun,  von  den  Grundlagen  des  öÖentlichen  Rechte»  aus, 
darf  mau  sie  öffentlichrechtliche  Hechtsgescbäfle  nennen;  auch 
die  Beamte nanstellung  ist  ein  solches*'). 

um  die  Eigenart  derselben  gegenQher  anders  geartetren 
Rechtsgeschäften  des  öffentlichen  Hechtes  passend  zu  bezeichnen, 
durfte  der  Name  «öffeutlichrechtlicher  Vertrag"  immer  noch 
am  zweckmässigsten  sein.  ThatsachÜch  war  es  ja  auch  bis  in 
die  neuere  Zeit  ein  civilrechtl icher  Di enstv ertrag,  durch  welchen 
der  Beamte  ungestelli  wurde.    Die   Wendung  zur  offen tlichrecbt- 


")  Wfgen  der  Gefahr,  daas  civilrcchtliclie  Hintergedanken  sich  da- 
mit verbinden  könnten,  wird  diese  Beieicliniing  verworfen  vun  G.  UüfES 
in  Annalen  1878,  S.  383.  Ebenso  sprechen  sich  dag^en  ans:  Zorn  I, 
6.  231;  BEnNATzn,  Becbtspredmng  uod  materielle  Rechtskraft,  8.  10  Anm. 
Der  Letztere  verweist  daraaf,  dass  man  folgerichtig  ancli  vom  Gesette 
sagen  mlisste,  es  enthalte  Reclilsgeschafte.  Warum  nicht?  Wo  es  in  all- 
gemeinen Regeln  spricht,  würde  der  Ausdruck  allerdings  nicht  passen, 
weil  wir  mit  dem  Begriff  Kechtsgeschaft  immer  nur  die  Ordnung  des  Ein- 
zelfnlles  im  Auge  bahrn.  Wenn  aber  das  Gesetz  eine  Konzctti^ion^  eine 
EriDtichtigting,  einen  Befehl  im  Einzelfall  gibt,  so  werdi:n  wir  vor  der 
Bezeichnaag  als  üfTentHchrechtlicheä  Reclilsgeschafi  nicht  znrUcktnschrccken 
branchen.  Wo  aollen  wir  überhaupt  eine  Terminologie  herbekummen, 
wenn  wir  nicht  wagen,  efe  vom  Civitrecht  zu  entlehnen? 
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liehen  ßenrthcilung    hat    dem  Änstellungsakte    davon    nichts  ge- 
nommen als  die  bestimmte  juristische  Natair.    Das   deuten  wir  ge- 
nQgeud  au  durch  deu  Zusatz  ^ülfentlichrechtlich^.    Die  stoffliche 
Verwandtschaft  mit  dem    Civil  dienstvertrage  ist  gebliehen.     Die 
^Sprache    des    praktischen  Lehens    wird  auf  den   Namen   Staats' 
Bdienstvertrag  ohnedies  nicht  verzichten.     Wir   müssen  zufrieden 
Vsein*  durch  jenes  Beiwort  das  iicchtslEistitut  auf  seinen  richtigen 

Boden  zu  stellen, 
ft         Endlich  wird   uns   aber   auch   der  Vorgang  der  ßümer  imd 
■Franzosen   nicht   ganz  gleichgültig  sein  könueu.     Die  Franzosen 
"  haben  sicherlich  weder  Namen  noch  Gestalt  ihres  contrat  admini- 
stratif  den  Kecbtsgeschäfben  des  römischen  Censor  entlehnt.    Die 
gleiche   staatsrechtliche  Grundlage   erzeugte  selbständig  hier  wie 
dort  die  gleichen  Erscheinungen.     Kaum  ist  bei  uns  die  Staats- 
idee   kräftig    geworden,    so   wiederholt    sich    bei    uns    das  Bild. 
Unter  dem  gleichen  liechtsbegriffe 
H      ^Wandeln  die  nahen  und  wandeln  vereint  die  fernen  Geschlechter". 
Der  gleiche  Name   muss  diese  geistige  Gemeinschaft  besiegehi. 


V. 


B        Folgen  wir  aber  nunmehr  auch  der  Theorie,  welche  wahre 
und   echte  Verträge  für  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes  an- 

I erkannt  haben  will,  auf  iliren  eigenen  Wegen. 
Wir  dürfen  uns  nicht  abschrecken  lasseu  durch  jene  vage 
Redewendung,  mit  welcher  es  üMich  ist,  das  Vorhandensein  eines 
Vertrages  nachzuweisen.  Wenn  alle  Verfügungen  für  Verträge 
erklärt  werden  sollten,  wozu  eine  Einwilligung  erforderlich  ist, 
—  so  würde  das  viel  weiter  fUhren,  als  jene  Theorie  gehen  will. 
^Jede  Polizeier lauhniss  wäre  ein  Vertrag.  So  ist  es  aber  nicht 
gemeint;  es  wird  in  der  That  noch  ein  Weiteres  vorausgesetzt, 
was  dazu  kommen  muss,  damit  die  Verfügung  mit  der  Ein- 
willigung des  Betroffenen  als  Vertrag  aufgeführt  werden  könne, 
und  dadurch  verengert  sich  das  Gebiet  dieser  Verträge.    Es  wird 
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nämlich  verlangt,  ila*fs  der  Einzelne,  Über  welchen  verfügt 
dem  Staate  bis  dahin  in  einer  gewissen  Unabhängigkeit  gegen- 
flberetehe;  er  muss  nach  dem  Auädruck  von  Sciimitthbxmeb, 
welchen  L^jiAnu  aus  halber  Vergessenheit  hervorzog,  um  ihn  als 
Stammvater  der  wahren  Vertragslehre  anzuerkennen,  „der  Staats- 
gewalt gar  nicht  oder  doch,  wie  selbst  eigene  TJnterihanen, 
dem  fosteuh altenden  Verhältniss  nicht  unterworfen  sein*  "*). 

Diese  Voraussetzung  findet  man,  gleiehfalts  nach  dem  Vor- 
gänge SoaiurrHESNEft's,  vor  Allem  gegeben  in  der  Naturalisation 
und  in  der  Beamteuemennung;  dies  sind  daher  die  zwei  Baupl- 
an wcndungsfilHe  des  Vertrags begriffes. 

Der  ganze  Gedankengang  zeigt  sich  sofort  auf's  deutUchste 
an  der  Behandlung  des  Naturalisationsaktes  unseres  Staata- 
angehörigkeitsgesotzes. 

Die  Verleihung  der  StaiiUungchörigkeit  durch  Entscheidung 
der  Behörde  hatte  äusserlich  betrachtet  nichts  sehr  ErmuthJgoa^ 
des  für  die  Annahme  eines  Vertrages;  was  sie  in  dieses  Licht 
setzen  soll,  ist  nur  die  innerliche  Bedeutung  des  Vorganges.  Ein 
Ausländer  tritt  durch  den  Akt  in  den  Staatsverband  ein;  vorher^j 
also  war  dieser  Mensch  unserer  Staatsgewalt  nicht  imterworfenj^f 
er  stand  unserem  Staate  fremd  und  selbstHndig  gegenüber.  Jetzt 
wird  mit  ihm  das  pactum  receptionis  geschlossen,  welches  nichts 
anderes  ist  als  eine  Einzelvornahme  des  grossen  pactum  subjec- 
tionis,  das  die  alte  üuterthanenschaft  unter  dieser  Staatsgewalt 
schon  vereinigt  hat;  oder,  wie  man  es  dem  neueren  Geschmack 
entsprechender  ausdrückt,  es  geht  etwas  vor  wie  eine  civilrecht- 
liche  Adoption:  die  bisher  gleichberechtigten  Rechtssubjecte 
einigen    ihren   selbständigen   Willen  dahin,    dass    nunmehr   das 


''*)  SUatarecht,  S.  315,  31ti.  Es  scheint  mir  demnoch  der  Terdocbt 
unbegründet  zu  sein,  welchen  Q.  Mevek  (in  Annalen  187&,  8.  384)  gegen 
Labasd  ausspricht,  doss  derselbe  den  VertragsbegrifT  auf  alle  Vervraltungs- 
akte  anwenden  wolle,  bei  welchen  eine  Kinwilligang  erforderlich  ist. 
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eine  Qber  das  andere  gesetzt  wird,    als    GewalUiaber,  als   Herr- 

»  scher  •*). 
Diese  Auffassung  von  dem  Verhältnisse  des  Staates  zu  dem 
aufzunehmenden  Fremden  ist  m.  E.  nicht  richtig.  Un^er  Staat 
ist  kein  Verein^  dessen  Vorstand achaft  die  KtalutenniüsRige  ße- 
walt8t«llung  nur  bat  gegenüber  gehörig  aufgenommenen  Mit- 
gliedern. Er  ist  ücrrscher  und  hoheitliche  Macht  gegenüber 
Ijedermonn,  den  sein  Arm  tbaUfUcKIich  erreichen  kann,  für  den 
Ausländer,  der  sieb  bei  uns  niederlässt,  geradeso  wie  für  den 
Einheimischen.  Die  Staatsangehörigkeit  ist  eine  Eigenschaft, 
welche  einen  Theil  der  ihm  Unterworfenen  mit  besonderen 
echten  und  Pflichten  auszeichnet«  ein  statu».  Indem  der  Staat 
durch  Naturalisation  und  Entlassung  an  der  Ordnung  dieses 
Status  arbeitet,  handelt  er  obrigkeitlich,  geradeso  wie  in  den 
civilreclitlithen  Personenstaudsverfügungen  der  legitimatio  per 
reacriptum  principis  oder  der  Genehmigung  der  Adoption.  Die 
Einwilligung  des  ßetrotfenen  ist  nur  die  gesetzliche  Bedingung 
für  die  der  Behörde  verliehene  Gewalt**). 

Wenn  aber  die  Voraussetzung  eines  Koordinationsverhältnisses 
hier  nicht  herzustellen  ist,  so  bliebe  der  Vertragsbegriff  nur  an- 
wendbar von  jenem  unmöglichen  Standpimkte  aus,  der  einen 
K ertrag  überall  siebte  wo  es  einer  Einwilligung  bedarf.  — 
Die  gleiche  Grundlage  sucht  man  auch  für  das  andere  Haupt- 
elspiel  des  Vertrages  zu  gewinnen,  nur  mit  ungleich  besserem 
Erfolge,    üeberall  wo  gründlich  verfahren  wird,  geht  man  davon 


•*)  ScmoTTHKiWER,  S.  *62;  Laband  I,  S.  166;  Rosin  in  Annalen  1883, 
S.  299;  ItEHU  in  Annalen  1885,  S.  119. 

'")  Wonn  die  Einwilligung  fehlt,  ho  ist  nicht  etwa  das  ItccfaUgeschäft 
nicht  zu  Stande  gekommen,  sondern  der  Verwaltungsakt  der  Naiuratisation 
mangelliurt  und  alles  Weitere  hängt  dann  dnvon  nb,  inwieweit  /iiHlandlg- 
kellen  bealeheo,  um  ihn  lür  ungültig  zn  erklüreo  (Sevuel  in  UiKTH'S  An- 
aalen  1876,  S.  142;  LAKltORArF  daselbst,  S.  1029;  ROnke  II,  6.  18,  Anm. 
Ib;  G.  Meyeb,  V.R.,  S.  137,  138:  Sahwkt,  Oeff.  R.  u.  VerwaUungerechls- 
pOege,  S.  461). 
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aus,  das  Gebiet  das  lioheitliclien,  des  Subjectionav erbat tnisses  ao 
abzugrenxcu,  duää  die  Bekundung  des  Staatsdienstverhält- 
ais ses  nicht  mebr  darunter  lallt.  DcrWillensäusserung  des  Staaten 
wird  etwa  hoheitliche  Natur  und  einseitig  bindende  Kraft  nor 
zuerkannt,  wo  sie  in  Form  des  Befehles  auftritt'^').  Oder  man 
8t«Ut  auf,  der  Staatsaugehörige  sei  bloss  dem  Herrscher  als  Ge- 
setzgeber gegenüber  bloss  Object  der  Herrschaft,  der  Verwaltung 
gegenüber  sei  er  vermöge  der  sogenannten  Grundrechte  unab- 
hängig, soweit  das  Gesetz  nicht  Ausnalimea  macht  durch  Er- 
mächtigung der  Verwaltung  zimi  Befehle.  .In  dieser  Weise  wohl 
kann  man  auch  auf  staatsrechtlichem  Gebiete  von  Gleichberech- 
tigung ....  reden"*").  In  Begründung  des  Staatsdienstverhälfc- 
nisses  macht  der  Staat  offenbar  von  keinem  Befehlsrechte  Ge- 
brauch, also  gilt  dabei  Gleich bercchtiguug.  —  Den  nämlichen 
Erfolg  wllrde  jede  andere  Abgrenzungstheorie  errciclu-n,  welche 
itlr  diesen  Fall  die  einseitig  bindende  Kraft  des  Staatswillens 
beseitigte;  keine  vermöchten  wir  grundsätzlich  auszuschliessen,  weil 
eben  eine  feste  allgemein  gültipe  Hegel  ftlr  diese  Abgrenzung 
nicht  besteht.  Und  Überall  wird  dann  durch  die  Beseitigung  des 
grossen  Hindernisses  Baum  geschahen  für  einen  wahren  Vertrag; 
das  ist  nicht  zu  leugnen. 

Was  ich  aber  behaupten  möchte,  das  ist,  das«  der  auf  solche 
Weise  ermöglichte  Vertrag  nothwendig  eine  civilrechtlichf 
Grundlage  bekommt.  Das  Vacuum,  welches  daa  ZurUckt>chieben 
der  einseitig  bindenden  Kraft  des  Staatswillens  lässt,  füllt  sich 
ganz  von  selbst  wieder  aus  durch  die  Regeln  des  Civilrechts. 


")  Ladaxd,  St.-K.  11,  S.  203,  217;  derselbe  in  Areh-  f.  Öff.  R. 
5.  159.  Dass  der  Staat  hoheitlich  und  mit  bindender  Kratt  nur  auftritt, 
wo  ihm  „durch  die  Geeeligebang  eiDgcraumte  Befagoissc*  znr  Seite  stel^ii^ 
erinnert  an  die  Lehre  von  den  Holieitureehten.  Indeus  streiten  wir  jm 
nicht  über  die  Be^reuzung  dca  Gebietes  des  orTentlichen  Ri'chles  und  mtiSBen 
deashulb  Jedem  die  Art  lassen,  wie  er  zu  der  «einigen  kommt 

^0  Ktam  in  llmTH-a  Annalen  1885,  S.  121  ff. 
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Wir  müssen  vor  Altem  immer  eiue  Antwort  haben  auf  die 

wie   kommt   es,    dass.  dieser   wahre   Staatsdieustvertrag 

echtliche  Wirkungen  hervorbringt?    Wenn  »wei  gleichberechtigte 

Personen   zuKammentreten  und  einmltthig  aussprechen,   der  Eine 

solle    dem  Anderen   zu  Etwas    verpflichtet   sein,    so    erzeugt   das 

ftlr   sich  allein  noch  kein  bindendes  liechtsverhältniss.     Das  ge- 

schiebt  erst  dadurch,  dass  nun  auch  die  Anerkennung  der  Rechts- 

lordnung  hinzukommt,  welche  durch  einen  Hechtssatz  diesen  Aas- 

■«pruch  für  güllig  und  bindend  erklärt. 

Welcher  Ucchtsäatz    macht  z.   B.    den  Dienstvertrag    eines 
[Reichabtiamten  gültig  •* 

Wenn  die  Reichs  Verfassung  dem  Kaiser  das  Emennungsrecht 
gibt,  so  ist  das  ein  Kechtssatz,  aber  nicht  der,  den  wir  brauchen  ^*). 
Er  gehört  zu  der  ^^ertheilung  der  Vei-tretungsbefugniss  zwischen 
den  Organen  des  Reichs  und  macht  au  sich  das  daraufhin  ab- 
geschlossene Geschäft  für  den  Dritten  so  wenig  bindend,  wie  die 
Vollmacht  eines  Privatvertreters.  Das  Reich sbeamteugesetz  seiner- 
seits enthält  nirgends  auch  nur  stillschweigend  die  VerRlgung, 
dass  die  Willenseinigung  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Beamten 
mit  Rechts  Wirkungen  versehen  werden  solle.  Von  der  Zu.itim- 
mung  des  Ernannten  ist  bei  ihm  gar  keine  Hede.  Dass  etwas 
Gültiges  zu  Stande  komme,  ohne  es,  setzt  es  als  selbstver- 
ständlich voraus. 
^t  Und  es  muss  das  voraussetzen ;  denn  Reichsbeamte  sind  an- 
^HJUtellt  worden   vor   dem  Reichsbeamtengesetz;   man   denke   nur 

^V  '*)  LOmno,   V.-R.,  8.  24(5,  ecbeiüt  mit  dieBem  ReuhUastze  die  ganze 

Frage  nach  der  Möglichkeit  eines  wahren  bfrentlichrechtltchen  Vertrages 
erledigea  »u  wollen.  Fär  ihn  liegt  allerdings  auch  die  Schwierigkeit  nur 
darin,  dua  der  Vertrag  eine  VerptlichtUDg  des  Staates  begründe,  Hubjcctive 
öffentliche  KechLe  üeint-r  Unterthanen  uline  deren  ZustimoiuDg  nicht  au 
verSndem  oder  RufKulieben.  Allein  in  einer  demrtigen  Gebundenheit  des 
Willens  der  Regierung  durch  iliren  eigenen  Akt  liegt  gar  niclit  das  Eigen* 
thflniliche  des  Dienstvertrages.  Dergleichen  entsteht  auch  bei  Polizeierlaub- 
niiMD  und  entötebt  nicht  hei  der  widcrruriiclien  Anaietlang. 
Archiv  Ar  bSeutlichM  Kedat   HI.  I  4 
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an  die  vielen  ReichseiäeDbahnbeamten  in  EUass-Lothringen.  Die 
Verträge,  durch  welche  deren  Eintritt  in  den  Staatsdienst  bewirkt 
wurde,  könnten  nur  nach  Landesrecht  abgeschlossen  sein.  Allein 
unser  Landesrecht  hatte  niemals  einen  Rocbtssatz  über  Öfient- 
1  ichrechtliche  Staatsdienst  vertrage  (gehabt;  denn  das  Staatsdienst- 
verhiiltniss  war  einseitig  durch  Verwaltungsakt  begründet  worden 
ohne  llechtssat^'*').  Wenn  die  deutsche  Stnat^cwalt  über  die 
dazu  nöthige  einseitig  bindende  Kraft  nicht  verfügte,  so  war 
öffentlichrechtlicher  Weise  Überhaupt  nichts  mÖgUch.  Nur  fllr 
civibechtüche  Dienstverträge  Hot  der  code  civil  Rechtssätze  genug. 
Die  gleiche  Lücke  besteht  für  die  Dienstvertrögo  der  Lundes- 
bcamten ;  wir  verweisen  nur  auf  die  Rechtslage  der  Strossburgcr 
Universitätsprofessoren,  auf  welche  das  als  Landesgesetz  einge- 
führte Reichsbeamtengesetz  keine  Anwendung  findet,  und  auf  die 
neuerdings  mehr  besprochenen  Dienstverträge  der  militärischen 
Kapitulauten,  welche  ausschliesslich  durch  Militärverorduungen, 
d.  h.  durch  Dienstinstruktionen  geordnet  sind"). 

Thatsftche  ist,  dass  den  Anhängern  des  wahren  Staatsdienst- 
vertrages dieser  Mangel  eines  Rechtssatzes  noch  niemals  Schwierig- 
keiten bereitet  hat.  Dass  die  Wilienseinigung  immer  fähig  sein 
muss,  Rechtsverhältnisse  zu  erzeugen,  ist  ein  Axiom.  Pacta  sunt 
servanda,  der  Hechtssatz  muss  auf  dem  Gebiete  des  Öffentlichen 
Rechtes  so  gut  gelten  wie  auf  dem  des  Civilreclits^').  Nur 
freilich,  dieser  Satz  in  seinen  verschiedenen  Formuiiruugen  und 
mit  allen  seinen  Einzelheiten   gehört   von  Haus   aus  dem  Civil- 


")  Vgl.  oben  bei  Anm.  24. 

")  Labamd  IU,  S.  IG;  Rkuu  in  Annalen  ISftS,  8.  IHO,  meint  aller- 
dings die  tnaASgetiende  KabineU ordre  vum  S.  Juni  cnthnlte  r.um  TheiL 
Reclitsregelii ;  das  k&nti  nie  Aber  gar  nicht. 

^')  Die  l>ayriäcb«ti  Jiiriüten,  welc)ke  eich  von  jeher  um  das  Staats* 
dicnerreclit  und  was  dazu  gehört  beBonders  verdient  gemacht  haben^  sird 
die  Uaupttiäger  dieber  AulfaesuDg.  äu  Qratkr  in  Bl.  f.  adm.  Fr.  V.  5.  119 
und  Kote  ö7  daselbst;  Seydel,  GnindzüKe,  S.  61;  SrsNOEL  in  HatTHti_ 
Annnlen  1B70^  S.  896;  Rmu  dagelbst  1885,  S.  U8. 
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recht  äx\',  wie  er  geradeso  in  das  (ifFentliclie  Recht  gekommen 
ist,  wird  xms  nicht  gesagt.  Die  Anahigie  des  Völkerrecht«  muss 
mau  hier,  wo  eB  sich  um  innere  staatliche  Verhältnisse  mit  vollem 
Rechtsschutz  handelt,  ffiglich  bei  Seite  lassen.  Kin  öfientlich- 
rechtliches  Gewohnheitsrecht  wird  nicht  angerufen;  ein  Kohthes 
wäre  auch  schwer  nachzuweisen,  namentlich  mOsate  es  oft  recht 
plötzlich  eutstaudtn  sein.  Behaupten  wir  unter  diesen  Umstän- 
den zu  viel,  wenn  wir  sagen:  der  Eechtssatz,  welchem  der  Staat 
ßich  hier  unterwirft  wie  eine  Privatperson,  als  Gleicher  mit  dem 
Gleichen,  um  seinen  Willoa  gUltig  und  hindend  zu  machen,  der 
in  Inhalt  und  Art  der  Wirkung  dem  bekannten  Civilreclitsäatze 
gleicht  wie  ein  Ei  dem  andern,  —  ist  in  That  und  Wahrheit 
kein  anderer  als  eben  jener  CivilrechtHsatz,  welcher  einfach  zur 
Aushülfe   herangezogen  wird? 

Das  Rechtsgeschäft,  welches  auf  dieser  Grundlage  zu  Stande 
kommt,  muss  zunächst  nothwendig  die  Gestalt  eines  civilrocht- 
lichen  Vertrages  erhalten.  Wir  wiuten  also  darauf,  dass  man 
uns  die  juristischen  Unterscheidungsmerkmale  aufweise,  welche 
es  auszeichnen  vor  einem  solchen.  So  lauge  öffentliches  Recht 
und  Civilrecbt  nicht  einerlei  sind,  muss  das  öffentlich  recht- 
liche Rechtsgeschäft  seine  eigonthUmliche  juristische  Natur 
haben.  Worin  soll  die  hier  bestehen  ?  Wenn  man  anerkennt, 
der  Stantsdienstvertrag  sei  im  ößentlichen  Interesse  geschlossen, 
diene  der  staatlichen  Thätigkeit  zur  Förderung  des  Gemein- 
wesens, hänge  zusammen  mit  den  grossen  Aufgaben  des  Staates, 
M)  ist  uns  damit  noch  nicht  geholfen:  diese  Erwägungen  können 
genQgende  Beweggründe  sein,  um  den  Staatsdienst  vertrag  Öffent- 
lichrechtlich zu  behandeln;  aber  sie  beweisen  nicht,  dass  es  auch 
wirklich  geschehen  ist.  Thaten,  nicht  BuweggrUnde  dazu  wollen 
wir  sehen. 

Das  Einzige,  was  als  eine  solche  That  in  Betracht  kommt 
und  dem  Staatsdienstvertrage  wirklich  ei  gen  thllm  liehe  juristische 
Besonderheiten   gibt,   ist   diejenige  Gestaltung  desselben^  welche 


Läbanh  am  sorgfältigsten  ausf^eliiWot  uud  mit  der  massgebend 
gewordenen  Ansdrucks weise  versehen  bat.  Danach  liegt  das 
Besondere  darin,  dass  der  gewöhnliche  Dienstvertrag  kontrakt- 
liche, obligatoriache  Pflichten  begründet,  der  Staat«dien8tvertrag 
dagegen  ein  Gewaltverhältniss'*).  Was  ist  also  ein  Gewalt- 
Terhältnisa,  oder  vielmehr,  denn  das  allein  hat  für  uns  Bedeu- 
tung, was  will  in  dieser  Theorie  damit  gesagt  sein? 

Das  Gewaltverhältuiss  ist  vor  Allem  ein  Rechtsrerhöltniss, 
aus  welchem  einzelne,  nicht  im  Voraus  bestimmte  Pflichten  des 
einen  Theiles  fliessen  nach  dem  Willen  des  anderen  Theiles,  der 
sie  zu  fordern  berechtigt  ist'*). 

Dazu  muss  dann  als  Zweites  hinzukommen  die  Ungleichheit 
der  beiden  Uechtssubjecte;  der  Wille  des  berechtigten  entscheidet 
mit  selbständig  l)in<h'nder  Kraft  fUr  das  andere  darüber,  was 
aus  dem  Pflichtverhältniss  geschuldet  ist;  seine  Anforderungen 
sind  erzwingbare  Befehle'*). 


")  Staalsrfcht  I^  8.  380  (f.  Ihm  euhliesaen  sich  an:  Gabeis,  Allg. 
Staatsrecht,  8.  Itj4,  Kehm  in  Animlen  1885,  S.  146  B.  Namentlich  der 
LeVtltfre  führt  dies«  Lehn*  weiter  aus  und,  wie  mir  icheinl,  gani  in 
bABAXD'Säinii,  mit  einer  Abweichung,  weluhu  (ült  iiirht  in  IU-!tracht  kommt. 
Auch  Hoam  (Annalen  1883,  S.  249,  Anm.  \i)  scheint  gelegentlich  aeioer 
Ausl'tibrurigen  über  die  Herrschaftsrechte  die  Anwendung  dieses  Begriffes 
auf  den  SlaatedieDSt  za  billigen.  Zur  ECrltkuteniDg  dienen  auch  die  älteren 
fichriflAteller,  auf  welciie  Laband  eich  beruft,  namentlich  Schmitthenxes, 
8.  278  ff.,  S.  509,  und  GEft&rjt,  Ürundxüge  §  Sfi,  Anm.  1,  S.  16. 

'*)  SdmrrTHENNEK .,  S.  278:  , Objekt  ist  njcht  eine  einzelne  Hand- 
lung, sondern  die  l'erson  alBÜanieß*;  GmiBEß.,  §  17;  »Die  einzelnen  An- 
sprüche sind  nur  die  wichtigsten  Anwendungäfalle  seines  Oewaltrecht«"; 
LabaXI)  l^  S.  396;  .Die  Dien8t|tflicbt  eine  iiubcstimrate,  ungemessene^  die 
gauite  Persönlichkeit  erfassende";  Helum,  Annnlen  1B8<3,  S.  164:  „In  Fulge 
davon  ist  der  Diener  z-u  ungemessenen  und  unbestimmten  Diensten  ver- 
pUithtet." 

-')  Scauirru£>'>iEK,  S.  509  Aum.,  aDicbt  ein  blosses  Klagereoht,  son* 
dern  das  Recht  zu  Berrhl  und  Zwang".  Gerde»,  $  16:  «Diese  Bezichang 
bedeutet,  das»  alle  einzelnen  Volkfiglicder  durch  den  ätaalswiUen  rechtlich 
gebunden  sind."  Laband  1,  S.  :187:  , Kein  obligatorisches  KunlralilsverüaU- 
nisa,  sondern  einVerhälloise  derUeber-  und  Unterordnung,  eine  potestas;,.. 
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Anwen  dun  gsf  alle  dieses  Begriffes  findet  man  auf  civilrecht* 
'  lichem  Gebiete  vor  Allem  in  den  familienrechtlichen  Gewalten '"). 
Auch  da«  alte  RechtBinstitut  der  commendatio  wird  hervorge- 
zogen. Sonstige  civihrecbtliche  Dienstverträge  können  wohl  auch 
allgemeine  im  Einzelnen  unbestimmi*  Leistungspfiichten  erzeugen, 
aber  da»  andere  Kleinent  den  GewaltverliÜlUiisses  fehlt  dabei:  die 
hoheitliche  Stellung  des  Dienstherm,  vermöge  deren  sein  Befehl 
;  rechtsgültig  ist  aus  eigener  Kraft.  Nur  das  ältere  Gesinderecht 
und  ähnliche  Verhältnisse  enthalten  wenigstens  einen  Anklang 
daran '^. 

Dagegen  zeigt  sich  gerade  dieses  zweite  Element  am  reinsten 
ausgepri^(t  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts:  das  ganze 
Verhältniss  des  Staates  zu  den  TJnterthanen  ist  ein  grosses  Ge- 
waltverhältniss").  Das  lässt  sich  in  seiner  Allgemeinheit  natür- 
lich mit  jenen  ci  vi  hechtlichen  Rechtsinfiti  tuten  nicht  vergleichen. 
Richtige  SeitenstUcUe  zu  diesen  ergeben  sich  hier  nur,  soweit 
engere  Kreise  daraus  hervortreten,  für  welche  das  Gewalt^'er- 
hältniss  eine   besonders   scharfe  Ausprägung   erhalten   hat,   be- 


kein  Forderungsrecht^  sundern  Hoheitererhte"  .  .  S.  449:  »bei  den  Qti- 
w&Uverb&ltnis»en  trilt  an  die  Stelle  der  Forderung  der  Befehl  und  an  die 
Stelle  der  Klage  der  Zwang."  Roais  in  Annnlen  1883,  S.  26Ö,  ,die  erstere 
den  Willen  dt?r  letzteren  aus  eigener  Hnclit  rli  bpstiminen  bereclillgt**, 
S.  269:  „t>ic  WillensBoeeening  der  herrschenden  PersÖnliclikeit  ist  der  Be- 
fehl, die  der  gleichberechtigten  die  Forderung",  EBRENBERa,  Comnienda- 
tioo  nnd  Huldignng,  S.  4S  ff.,  dessen  Begriff  des  GewaltverhAltnisses  ein 
engerer  Jet  als  der  hier  in  Betracht  komnicncte,  schliesat  dasselbe  überall 
ans.,  wo  eine  gerichtliche  KInge  znr  Cieltendmachung  von  Rechten  Doth- 
wendig  and  mOglich  ist. 

")  ScmirmiEKimi ,  S.  279;  Gerber,  S36,Anm.^;  Labahd  I,  S.886; 
Roam  in  Annalen  1883^  S.  298. 

")  Labaio)  U  S.  449.  —  Ehresbebo  erkennt  nnr  bei  eigenthnnis» 
gleichen  Rechten  über  die  Persun  ein  ÜewultverlihltnisH  nn,  schlieset  dem* 

insbesondere  nut'^li  Ann  Bei^pii'l  deB  Vasallen  niim  (.S.  45  IT.). 

*«)  eciUUTTii£NN£R ,  S.  279^  Gebber^  $  Ifi;  RosDi  in  Annalen  1883 
S.  299. 
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sondere  Oe waUverhHUni.SHe.  Solche  sind  /.  B.  die  StAats- 
augebörigkeit,  die  geäetzliche  Ueereädienstpßiclit,  dos  Beamten* 
TorhältDiss  "). 

Soll  denn  die  Kigenschafl;  als  ein  derartiges  Gewaltverhält- 
niss  es  »ein,  was  den  Staatsdienst  vor  dem  privatrechtlichen 
DieD^tverhältnistfe  auszeichnet,  so  wird  es  leicht  »ein,  den  Punkt 
zu  bestimmen,  in  welchem  der  Kern  des  Gegensatzes  zwischen 
beiden  liegt. 

Jedenfalls  hat  ganz  hei  Seite  zu  bleiben  das  moraÜHrhe 
Element,  welches  mit  dem  Dienatverhältnisae  sich  verbindet.  Das 
Sittliche,  Sittlich-rechtliche  u.  a.  w.,  was  unseren  Philosophen 
immer  so  wohl  daran  gefiel,  ist  für  die  juristische  Gestaltung  der 
Sache  überhaupt  nicht  zu  verwerthen.  Ebenso  wenig  aber  auch 
die  neuerdings  wieder  in  den  Vordergrund  geschobene  Pflicht 
2ur  Treue.  Treue  wird,  wie  vom  Handlungygehülfen,  von  der 
Dienstmagd ,  so  auch  im  Staut^dieustverbältniss  verlangt  Sie 
spielt  bei  dem  letzteren  eine  besondere  [tolle  nur  gerade  de.<4- 
halb,  weil  sie  hier  über  den  Rechtskreis  des  Dienstverhältnisses, 
welches  wir  juristisch  kennzeichnen  wollen,  völUg  hiuansgreift: 
der  Dienst  ist  des  Staates,  die  Treue  aber  gebQhrt  dem  König 
ganz   persönlich'").     Die  grosse   Wichtigkeit   dieser  Treupflicht 


")  ScmnTTHENNEB ,  S.  509,  Anro. :  „ein  beßondcres  ölTcnUicIics  Sab- 
jektionsverliÄltniss."-  Labasd  I,  S.  38S;  KosiN  in  Antmlcn  18S3,  S.  299.  — 
Wohn  (lieee  besuntlers  ucliarrt*  AusprÜguiig  btetvlien  muBä,  uns  wird  bei 
ElURKNBEKO  (S.  47^  Anin.  3Ün)  gatiz  richtig  nngüdeiitet :  ^^Für  gAWulinlicb 
uuü  Allgemeiu  at«lieii  die  Ünterthancn  in  jenem  groasen  Gewaltvcrhilltni«Be 
nur  zur  ganzen  Staatsgewalt  (Krone  nnd  Fartamenl,  d.  Ii.  Gcfletz  und  \it- 
gicruQg);  das  besondere  GewaltverlialtTilEs  wird  sich  darin  ala  verschärft 
erweisen,  d&stt  eine  gleiche  OewnU  der  Regienitig  und  iliren  Behörden  nllein 
lusteltt.^^  Wenn  £mt£NitK&o  lindet,  duss  das  nur  der  Fall  nei  gegenüber 
Hilitarpersonen  und  gegenüber  allen  Personen,  welche  sich  itinerbalb  eines 
in  Kriegatustand  erklärten  Distriktes  auThaUen,  au  hangt  das  mit  dem 
strengeren  BegriiT  zusammen,  welchen  er  tni(  dem  tarnen  Oewaltsverhält- 
ntsse  verbindet. 

'")  Die  Formel  des  Diensteides  beweist  das  zur  Genüge.    Am  deat- 
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[gegen  des  Königs  Person  ist  einmal  wirklich  etwas,  was  wir  als 
eine  nationale,  als  eine  echt  germanische  Idee  in  Auspi-uch  nehmen 
können.    Sie  gibt  unserem  Heere  wie  unserem  Civilbeamtenthum 

H«in  gutes  Stück  seines  Charakters  und  ist  ein  bedeutsames  Element 
in  unserem  inneren  Staatslehen.    Aber  nicht  Alles,  was  wichtig  ist, 

^  ist  ein  juristisch  wosentlicher  Bcstandtheil  unserer  Rochtsinstituto. 

0Die  väterliche  Gewalt  stellen  wir  dar  ohne  die  Kindesliebe. 
Joristisch  ist  auch  die  Treupflicht  des  Staatsdieners  ein  Neben- 
ponkt:  er  schuldet  in  erster  Linie  nicht  Treue,  sondern  Dienste 
bestimmter  Art  und  für  diese  wird  er  bezahlt,  nicht  für  seine 
Gesinnung. 

^ft  Ferner  kommt  auch  von  juristisch  erheblichen  Bestand theilen 

Vdea  Staatsdienstes  nicht  in  Betracht  die  besondere  Art  der  zu 
leistenden  Dienste,  und  eben.sowenip;  der  Umstand,  dass  der  Inhalt 
des  Vertrages  zum  grossen  Theile  ein  für  allemal  gleichmJiasig 
feststeht.  Denn  das  ist  dem  Gewaltverhältniss  nicht  eigenthüm- 
licfa:    der    kontraktliche    Diener   kann    zu    ganz    den    nämlichen 

■  Dingen  verpflichtet  sein^').  Es  wäre  aber  nuch  nicht  richtig, 
die  Ungemesscnheifc  der  von  dem  Beamten  zu  leistenden  Dienste 
hier  zu  betonen.  Eine  gewisse  Unbestimmtheit  der  Pflichten, 
welche  der  Verftlgung  des  Gewalthabers  Spielraum  lässt,  gehört, 
wie  gesagt,  zum  Begriffe  des  Gewaltverhältnisses.  Wo  es  sich 
um  einzelne  hestimnite  Leistungen  handelt,  welche  der  Staat  den 
Untertbauen  auferlegt,  wie  z.  B.  Frohnden  zum  Wegebau  und 
alle  Requisitionen   von  Dienstleistungen,   da  sehen  wir  Ausflüsse 


Uehvlea  wird  die  Sache,  wenn,  wie  im  prcussischen  Diensteid,  die  Treu« 
Tcreprocbeo  wird,  uiclii  bloss  dem  Köoig,  sondern  anch  dem  königlichen 
Uftost:  RuSTOE  Hl,  S.  413,  Antn.  9;  Schulze,  D.  St.R.  I,  S.  327.  -  Auch 
der  Richter  schwört  diese  Treue  und  schwört  mgleicli,  «ich  in  Erfilllnng 
seiner  DlenatpQiebt  vom  Kunig  und  seiner  Kegierun^  uicUtfi  befehlen  zu 
luaen. 

*')  Ladend  l,  S.  885,   Anm.  1:   „Die  An  der  Dienste  Ist  nicht  ect- 
Kheideod.* 
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des  grossen  allgemeinen  Gewaltverhaltnisses,  aber  man  kann  nicht 
sagen,  dass  ein  neues  besonderes  Gtewattrerhältnigs  dadurch  be- 
grilndet  wird.  Soll  der  Unterschied  des  Staatsdienste»  von  diesen 
anderen  öffentlich  rechtlichen  R«chtsinsti  tuten  gekennzeichnet 
werden,  dann  wird  man  mit  Hecht  auch  auf  das  Umfassende, 
Unbestimmte  der  Oiensiptlicht  hinweisen.  Aber  dem  Privatdienst- 
vertfage  gegenüber  liegt  der  Unterschied  gerade  in  dieser  Seit« 
des  OewaltTerhältnisaes  nicht.  Der  Erstere  kann  dem  Umfange 
nach  ganz  dieselbe  Verwendungsfreiheit  des  Dienstherrn  begrün- 
den. Die  Unbestimmtheit  der  Dienstpflicht  des  Beamten  ist  ja 
keine  Unbeschrüuktlieit;  auch  er  ist  nur  zu  gewissen  Arten  von 
Diensten  verpflichtet.  Selbst  wenn  man,  was  wir  nicht  für  richtig 
halten,  den  Beamten  zu  allen  Diensten  verpflichtet  erklärt,  welche 
in  der  Verfolgung  der  Staatszwccko  liegen,  würde  sein  Verhält- 
niss  in  dieser  Beziehung  kein  anderes  sein,  als  das  eines  Hand* 
lungsgehillfen,  welcher  sich  verdungen  hatte  zu  allen  Dienst- 
leistungen, welche  das  Geschäft  mit  sich  bringt;  nur  thatsächlich 
ist  das  staatliche  Geschäft  unendlich  m an nichf altiger  als  das  private 
und  dadurch  die  Verwendbarkeit  dort  ausgedehnter. 

Kurz,  Inhalt^  Art  und  Umfang  des  Staatsdienstes,  Alles  kann 
sein  wie  bei  einem  privatrechtlichen  Dien.stverhäJtnisa.  Zum  Ge- 
waltverhältniss  wird  er  lediglich  durch  diu  Art  der  Geltend- 
machung der  Dienstpflicht.  Ttas  zweite  Ehiment  jenes  Begnß'es 
ist  allein  das  Unterscheidende.  Die  Ungleichheit  der  R«cht8- 
subjecte  muss  sich  daran  erweisen  und  die  hohcitJiche  Stellung 
des  Dlenstherrn,  der  einseitig  die  aus  den  Dieustverhältnissen 
fliessenden  Einzelverbiudlichkeiten  feststellt  und  handhabt,  ent- 
scheidend und  bindend,  nicht  als  gleichberechtigter  Kontrahent, 
als  Herrscher,  nicht  als  Gläubiger.  Was  damit  gesagt  ist,  kann 
aber  gar  nicht  zweifelhaft  sein.  Auf  das  durch  den  Vertrag 
begründete  Dienstverhältniss  sind  einfach  die  grossen  Grundsätze 
des  öflentlichen  Uechts  angewendet.  Das  Gewattverhültniss,  in 
welchem  der  Beamte  steht^  ist  nichts  anderes  als  ein  öffentlich- 


recbtJicbes  Üienstverhältniss^^).  Man  dart  luer  nicbt  von 
einem  Gewaltverhältniss  sprechen,  welches  überdies  Ötfentlich- 
rechtlich  bebandelt  wtirde«  sondern  das  OefTentlicbrcchUiche  iet 
es  eben,  was  das  Dienstverhältniss  zu  einem  Qewaltverhältniss 
macht.  Wenn  man  eich  einmal  etwas  mehr  gewöhnt  haben 
■wird,  mit  den  eigenthümlichen  Formen  des  öffentlichen  Rechtes 
zu  rechnen,  wird  man  vielleicht  auch  dieser  be sonderlichen  Be- 
zeichimiig  nicht  mehr  bedtlrfen,  um  die  Sache  anscbaulicb  zu 
machen. 

Thatsüchlich  lässt  also  die  Theorie  vom  Gewaltverhältniss 
den  waliren  Staatsdienstvertrag  auf  eine  Wirkung  ausmündeu,  in 
welcher  derselbe  mit  unserem  einseitigen  Begründungsakte  voll- 
kommen zusammentrifft^^}.  In  diesem  einen  und  wichtigsten 
Stacke  fßhren  beide  BegrUndungsarten  das  Rechtsverhältniss 
gleichmässig  in's  volle  öffentliche  Recht.  Wir  sagen:  nur  in 
diesem  einen  Stücke;  denn  neben  dem  Gewaltverhältnisse  pfiegen 
in  grösserem  oder  geringerem  Umfange  auch  noch  civihrechtlicbe 
Seiten  des  Staatsdienstes  anerkannt  zu  werden.  Das  hängt  zu- 
sammen mit  der  htichst  eigenth  Um  liehen  Lehre  vom  Fiskus,  wie 
fiie  namentlich  bei  den  preussischen  Juristen  im  Schwange  ist. 
Es  würde  uns  eu  weit  f)lhren,    hier  darauf  einzugehen. 

Worum  es  sich  aber  jetzt  handelt,  das  ist  das  Eine:  wird 
ein  Akt  dadurch,  dass  seine  Wirkungen  zum  Theil  öffentlich- 
rechtlich  behandelt  werden,  selbst  öffentlichrechtlicber  Natur? 
Bleibt   es  nicht  vielmehr  einfach  ein  civil  recht!  icher  Vertrag  mit 


")  So  bezeichnet  es  aach  Labajid  III,  S.  61.    Du  Master  eines  Ge- 
waltverhältnisBes   hnbeit  wir  oben  genauer    dargestellt  in  den  Wirkangen 
des  franxöaiBchen  conLrat  adminislraiif^  bei  Anm.  25. 
I  "3  Daher  könnrn  auch  diejenigen  Schriftsteller,    welche   die  Lehre 

vom  einseitigen  Begriinciungsaktc  vertreten,  den  BegrifT  des  Gcwaltver- 
hältniesea  ohne  Weiteres  iibernehmeii:  G.  MevER  in  Annalen  1876,  S.  669; 
ScHVLZE,  0.6t,-B.  I,  S.  320;  Ulb&ich,  Staaterecbt  der  Österreich.  Monarchie 
Ibti  MarqijARDHEN),  S.  t>5. 
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gewi.sN6n  öffentlichrechtlichen   Wirkungen,  was  wir  hier  vor  uns 
haben? 

Da»  Letxtere  scheint  mir  ausser  Zweifel.  Bei  den 
gern  des  hier  geschilderten  Systems  ist  das  Gefühl  fiir  diese" 
Gemiscbtheit  des  Kechtsinstitutes  gar  wohl  vorliauden.  Es 
äussert  sich  in  den  Bedeaklichkeiten ,  die  man  hegt,  ob  eia 
Herrschaft« verhältniss  solcher  Art  auf  freie  Willenseintgung 
zurückführbar  sein  könne'*).  Ich  kann  darin  nichts  Unannehm- 
bares sehen.  Die  Analogie  der  Adoption  und  der  VassaUität« 
wo  keine  ößentlichrecht liehen  Wirkungen,  und  der  Naturalisatdon, 
wo  kein  Vertrag  vorliegt,  passen  allerdings  gar  nicht-  Dftgegen 
kennt  ja  z.  ß.  das  preussisclie  Recht  eine  Reihe  von  civilrecht- 
lichen  Verträgen  des  Staates,  in  weichen  die  Hechte  desselben, 
tbeilweiso  wenigstens,  von  den  VerwaltungHbehurden,  die  ihn  ver- 
treten, gehandhabt  werden  können  durch  einseitig  bindende  Ver- 
fügungen. Ihre  Verfügung  unterliegt  der  Nachprüfung  durch 
die  Gerichte,  aber  vorläufig  entscheiden  sie  Über  das  Verhältuiss 
und  erzwingen  ihre  Knlschcidung'**).  Die  nämlichen  Erschei- 
nungen, nur  nicht  beschränkt  auf  einzelne  Stücke  und  auf  vor- 
läufige Ordnung,  sondern  umfassender  Art  uud  mit  endgültiger 
Bedeutung,  würde  das  durch  den  Staatsdienst  vertrag  begründete 
VerhältnisN  darbieten.  Ausserdem  hat  aber  diese  Theorie  eines 
gemischten  Rechtsinstitutes  unverkennbar  eiuen  starken  Rückhalt 


"0  RosiH  in  Anoalen  1883,  S.  299  ancht  sich  mit  einer  sehr  Bcharf- 
»innigen  UnterscheiiJun^  zu  belfen:  „Der  Wille  des  Belierreclitcn  ist  der 
Rech tsgr lind  fiir  das  Entstellen,  nicht  für  Jas  Besteben  der  Herrschort." 
Rkhh  in  Annalcn  18^5,  5.  15ö  findet  gleit'hfaJIs^  dasn  Entstehungsart  und 
rechtliche  Nntur  des  Oewaltverhältnisses  nicht  zu  eio&nder  passen,  v^^'^ 
reimt  sich  das  xuHammen?^^  fragt  er.,  um  sich  dann  mit  Hoam  uud  dso 
obigen  Analogien  zu  beruhigen. 

»')  ao  nacli  V.O.,  26.  Dec.  1808,  S  43,  die  Erzwingung  der  Räumung 
fiskahschcr  GrundBiUcke,  der  Zahlung  von  Pachtzinsen,  der  Aufiiuhruug 
von    Lieleruflgen.    Üppenhüff,    Ressortverhtiltnisse    &.  130  ff.;    R0K3ii:  I. 

s.  43»  rr. 
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"^in  den  Anschauungen  der  Prasi:^.    Man  muss  nicht  f^lauben,'  dass 
unsere  Praktiker   alle   die  Kämpfe   um   die  Feinheiten  der  Con- 
struction  im  Geiste  roitgf^macht  haben,  in  welchen  unsere  Theore- 
tiker seit  hundert  Jahren  aich  abarbeiten.    Sie  halten  sich  an  ein- 
fachere, man  möcht«  sagen,  derbere  Vorstellungen.    Und  nament- 
lich  die  llechtabegriffe  des  Verwaltungsrechts  —  seit  wie  lange 
sind   sie  denn   schon   den   breiteren  Schichten   unseres  Juristen- 
HftLaudeä  handlich  geworden  r"    Hier  gibt  das  Civilrecht  das  natür- 
liche Mass   aller  Dinge.     Der   freiwillige  Eintritt  in  CiTil-   und 
IHeerdienat    ist    selbstverstilndlich    ein    Vertrag;    wenn    man    ihn 
einen  öfientl  ich  rechtlichen  nennt^,  so  ist  dorn  unbekannten  Dinge, 
dem  Öffentlichen  Rechte   genug   gethan"^).     £r  wird   auch  ganz 
wie  ein  anderer  Dienstvertrag,  d.  h.  wie  ein  civilrechtlicher  Ver- 
H|trag   behnndelt  —  aber  nur  bis  zu  einem  gewissen  Punkte.     In 
■seinen  Wirkungen   ist  etwas,   da.s   .sich    uicht  nach  dem  Muster 
Bder   locatio   conductio    operarum    denken    lässt.      Die    staatliche 
^EDienstpfticht,  der  militärische  Gehorsam  sind  etwas  ganz  anders 
Emsthaflüs.     Ist  des  Königs  Rock  einmal  angezogen^  so  »oliliigt 
das     civilreohtliche    Vertragsverhältnisa    in    «einen    wesentlichen 
Punkteu  um  in  ein  strengeres«  einseitigeres,  nack  einem  Rechte, 
Hvelches  dem  Staate  cigenthQralich  ist.    So  entsteht  ein  Gcsammt- 
bild,   wie  das,   welches  die  hier  besprochene  Theorie  m  wissen- 
schaftlicher Form  gibt.     Die  Neigung  des  Praktikers,   den   ge- 
wohnten Boden  des  Civilrechts  nur  zu  verlassen,  wo  die  zwingende 
Nothwendigkeit  der  Thatsachen  es  verlangt,   trifft  im  Ergebnisa 
zusammen  mit  der  konservativen  Rechtswissenschaft,   welche  das 
Gebiet   der  eigenthflmlichen  Formen  des  öffentlichen  Hechts  auf 

■einen  möglichst  kleinen  Spielraum  beschrünkt. 
In   der  Sache   selb^^t  haben  wir   also   einen   grundsätzUchon 


•')  Kine  R*ihc  von  Aeussepungen  von  G£g«Uen^  Verordnnngen,  amt- 
lichen Forniut&rien ,  wetctie  Rehm  (Aimalen  1865,  S.  \26  ff.)  anführt  als 
ßtfweie«  aiLS  dem  positiven  Hechte"  Tut  die  VcrtragBnalur  der  Anstellung, 
wugeo  von  dem  Vurhandeusein  dieser  Auffaaaung. 
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Widersprach  nicht  zu  erheben.  Es  bleibt  lediglich  ein  Streit 
um  den  Namen  Übrig.  Soll  man  diesen  wahren  Staatsdienstver- 
trng  einen  Öffentliclirecht liehen  nennen  dürfen?  Die  öffentlich- 
rechtliche  Wirkung  rechtfertigt  das  für  sich  allein  noch  nicht*'). 
Sonst  wären  auch  die  oben  erwähnten  fiskalischen  Liefenings* 
und  Pachtrerträge  des  preussischen  Rechtes  wenigstens  gemischt 
öffentUchrechtliche  Verträge  in  dem  von  Kehm  vertheidigten 
Sinne.  Und  ein  Vertrag,  durch  welchen  Jemand  gegen  Entgelt 
auf  Verfolgung  einer  Beleidigung  verzichtet^  verdiente  den  Namen 
eines  strafrechtlichen  Vertrages.  Die  unjuristiscfac  Behandlung»* 
wei.se  des  öffentlichen  Rechtes  hat  ireilich  aus  dem  Worte  eine 
blosse  Titulatur  gemacht,  welche  aus  äusserlichen  Gründen 
dieser  oder  jener  Erscheinung  verliehen  wird.  Wenn  man  sie 
auch  unserem  Rechtgeschäflbe  verleiht,  so  geschieht  es  vielleicht 
in  dem  halben  Zugeständniss,  dass  es  eigentlich  Öffentlichrecht- 
lich behandelt  werden  sollte.  Seine  Natur  kann  das  nicht  andern. 
Es  erinnert  vielmehr  an  die  Geschichte  .von  jenem  Pfäfflein,  wel- 
chem am  Fasttage  ein  Uuhn  verspeisen  wollte  und  zu  ihm  sprach: 
baptizo  te  piscem.  . 
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**)  R£Hki  in  Annalen  1885,  6.  121  benift  sich  dmraaf,  dasa  man  ja 
tncb  Um  der  Wirkung  willen  famitienrechtliche  und  obligatorische  Ver- 
träge anterscheide.  Das  beweist  nichts.  Bei  glciclier  juristischer  Katar 
der  RechCegcachäfte  können  weitere  Unterscheidungsmerltirale  von  ent- 
fernieren  l'mfitanden  hergenumtnpn  werden.  Eine  richtige  Analogie  bietet 
der  völkerrechtliciie  Vertrag;  derselbe  führt  seinen  Nanien  nicht  wegen 
des  Inhalts  und  der  Wirkung^  sondern  wegen  des  grundlegenden  Verb&lt- 
ntsses,  in  welchem  die  beiden  Rechtssnbjccte  bei  Abecliluss  des  K««ht»- 
geschaftes  sich  gegennheretetien.  Zwischen  Gleichen  unterliolb  der  Staats- 
gewalt entsteht  das  civilrechtliche^  zwischen  Gleichen  atisserhalb  einer  ge- 
meinsamen Obergewalt  das  vblberrechtliche,  «wischen  Ungleichen,  d.  h. 
zwischen  Staatsgewalt  und  Unterthan  das  ofTentlichrechlliche  Rechtflge- 
schärt.  Von  dieser  TerschiedeneD  Gmodlage  aus  bestimmt  sich  in  erster 
Linie  die  Jaristischc  Natur  des  GeachäOes  nnd  eolllc  sich  wohl  auch  der 
Name  bestimmen.  Id  den  Wirkangeo  kann  nachher  mancherlei  Ver- 
mi&chnng  eintreten. 


—   el- 


vi. 


Dass  wir  die  Staats  dien  sttheorie,  welche  von  eicem  wahreu, 
I  ciTÜrechtlicli  gestalteten  Vertrage  ausgeht,  grundsätzlich  als  eine 
gleichberechtigte  anerkannten,  ist  nur  die  natürliche  Folge  davon, 
dass  wir  die  Frage  nach  den  Grenzen  des  öffentlichen  Kecht«- 
gebietes  i\lr  eine  offene  erklären  mussten.  Gleichwohl  dürfte  das 
Rechtsinstitut,  wie  es  namentlich  in  unserem  R.B.G.  geordnet 
ist,  im  Ganzen  eher  zu  einem  öffentlichrechtlichen  Vertrage 
passen  in  dem  zuerst  ausgeführten  Sinne,  und  zwar  zu  einem 
ToU  und  entschieden  durchgeftlhrten. 


1.  Das  Zustandekommen  des  Rechtsgescbäftes, 
welches  den  Eintritt  in  den  Staatsdienst  bewirkt,  und  der  Zeit- 
punkt seiner  Perfection  müssen  in  einer  sicheren  Form  fest- 
gestellt sein.  In  Ueberein Stimmung  mit  den  Landesgesetz- 
gebungen schreibt  deshalb  das  K.B.G.  die  Aushändigung  einer 
Bestallung  vor. 

Die  Bestallung  ist  uns  die  Ausfertigung  des  Verwaltungs- 
aktes, der  obrigkeitlichen  Verfügung,  welche  das  Rechtsgeschäft 
einseitig  begründet.  Diese  Verfilgmig  enthält,  wie  jede,  die  Ent- 
scheidung darüber,  dass  ihre  Voraussetzungen  gegeben  sind,  ins- 
besondere die  Unterwerfung  des  Ernannten  vorliegt;  sie  gilt 
durch  sich  selbst^  bis  sie  wieder  aufgehoben  ist.  Wirksam  für 
und  gegen  den  Betreffenden  wird  sie,  gleich  allen  obrigkeitlichen 
Einzelakten,  Urtheilen,  I'olizeibefehlen  u.  s.  w.,  im  Augenblicke 
der  in  gehöriger  Form  erfolgten  Zustellung. 

'  Die  Vertragstheorie   hat  Mühe,    mit   diesem  Vorgänge   aus- 

Kukommen.  Die  zugestellte  Bestallung  ist  ihr  für  sich  allein 
noch  nichts,  wenigstens  nicht  mehr  als  die  Einwilligungserklärung 
des  einen  Contrahenten.  Ein  bindender  Vertrag  wird  daraus 
erst  durch  die  zustiniint^nde  Erklärung  des  Ernannten,  üeber 
diesen  gleichwerthigen  Bestaudtheil   des  Rechtsgeschäfts  enthält 
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aber  das  Gesetz  keine  Vorschriften.  Er  könnte  also  ausdrücklich 
oder  »tillschweigend,  vorher  oder  nachher  dazu  kommen  **^,  Die 
BchOnen  Controversen  über  den  Verkragsschluss  zwi<jcfaen  Ab- 
wesenden fänden  hier  einen  Tummelplatz.  Daa  erscheint  aber 
aus  guten  Gründen  bedenklich  und  dos  Bt*-streben  unserer  Juristen 
ist  vollauf  gerechtfertigt,  auch  diesem  StUcke  des  Vertrages  eine 
festere  GcstiiU  zu  geben.  Zu  diesem  Zwecke  wird  die  Zustim- 
mungserklärung des  Ernannten  mit  dem  einzigen  deutlich  sicht- 
baren Vorgang  eng  verkntlpft,  mit  jener  Zustellung  nämlich: 
sie  liegt  in  der  vorbebulthiseu  Aimahme  des  verhiingnissvollen 
Papiers,  nur  in  ihr  und  jedenfalls  in  ilir**).  Was  vorau^eht 
an  Dienstanerbietungen ,  Zusagen  u.  s.  w.  ist  alles  als  unerheb- 
lich weggestrichen,  und  ebenso  nachher  jede  andere  Erklärung 
als  jene  symbolische  für  unwirksam  erklärt^'').  Man  mag  das 
etwas  gewaltsam  finden,  aber  ohne  eine  solche  Formstrenge  sind 
die  praktischen  Uebelstände  eines  wahren  Vertragsschlusses  nicht 
zu  vermeiden.  Wenn  nur  die  Gestalt,  welche  filr  die  Perfection 
des  Geschäftes  dabei  heraufkommt,  sich  mit  der  Wirklichkeit 
vertrüge ! 

Die  Ännnhme  einer  Einwilligimgserklärung  Hesse  sich  nur 
dann  mit  dem  Zustellungsaktc  selbst  fest  verknüpfen,  wenn  dieser 
dem  Emiinnten  immer  M()fort  zu  Bewusstsein  käme.  Das  ist  aber 
nicht  der  Fall.  Die  Zustellung  erfolgt  einfach  ,nach  den  all- 
gemeinen Regeln  über  die  Insinuationen  obrigkeitlicher  Ver- 
fügungen". Sie  geschieht  gültig  und  wirksam  auch  an  Ange- 
hörige und  legitimirte  (Empfangs-)  BevoUmüchtigte*').   Hier  heisst 

'")  Du  ist  dte  Meinang  ron  Gareis,  Ailg.  SlaaUrecht,  S.  Iß4,  der 
hl  dieser  Berichung  von  Läband  abweidit. 

")  Labasd  I,  S.  407;  Kehm  in  Annnlen  1885,  8.  141,  142. 

•")  Ancli  ÜD8  Letztere  geheim  Labanii  iu  wollen;  Rehm  dagegen 
mochte  wolil  auch  eint  nnclitr&gliclie  Annalime  anderer  Art  zulassen;  dann 
würde  aber  ja  der  Zweck  der  Form  Sicherheit  doch  vereitelt. 

")  Wie  die  der  Naturalisationaarkundc:  Labamd  I^  S.  166,  Anai.  4; 
HEn»,  Aunnlcn  IB85,  S.  142. 
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es  also  entweder  auf  die  Vrrtragsform  verzichten,  indem  rasjo 
gleicbwoht  den  Zustellungäakt  allein  entscheidend  sein  lässt  für 
die  Perfection.  Oder  man  muss  die  PeH'ection  verscliieben  bis 
zum  Augenblick  der  eigenen  Ken ntnissn ahme  de«  Adressaten. 
Wenn  also  die  Tochter  dem  von  der  Reiae  heimkehrenden  Vater 
die  Be&tallung  entgegenbringt,  so  vollzöge  sich  damil;  die  Be- 
gründung des  Beamtenyerhältni8f!e.s,  und  wenn  der  Ernannte  noch 
K  vor  diesem  Augenblick  stirbt«  so  wäre  die  gehörig  zugestellte 
Ernennung  niemals  gUltig  geworden.    Wir  erhielten  im  ersteren 

I  Falle  erst  recht  wieder  einen  unsicheren  Perfectionspunkt  und 
im  letzteren  kämen  wir  zu  einer  unannehmbaren  Ent^tcheidung 
in  der  Sache  selbst®*). 
Aber  auch  das  angebliche  Recht  des  Ernannten,  die  Er- 
nennung durch  Zurückweisung  der  Bestallung  einfach  in  Nichts 
zerfliessen  zu  machen ,  besteht  nicht.  Setzen  wir  den  Fall:  der 
HMaou  habe  sich  um  das  Amt  beworben,  dringend  darum  gebeten; 
jetzt  kommt  die  kaiserliche  Bestallung,   und  er  nimmt  sie  nicht 

Ian.  sondern  schickt  sie  sofort  an  die  Bchfirde  zurück.  Wird 
diese  nach  oben  berichten:  wir  haben  dem  X.  die  Vertragsofferte 
Sr.  Majestät  mitgetheüt,  aber  er  weigert  sich,  den  Vertrag  abzu- 
schliessen ;    die    Bestallung    ist    also    gegenstandslos    geworden  ? 

I Gewiss  nicht!  Wenn  auf  dem  klaren  Rockte  bestunden  werden 
^11,  wird  sie  vielmehr  den  Ernanuten  darauf  aufmerksam  macheu, 
dass  er  Beamter  sei  und  ein  Entlassungsgesuch  einreichen  könne. 
•')  Desnijukg,  Lehrb.  d.  Pr.  Pr.-Rechts  II,  S.  5«1,  Anna.  8  beliandelt 
einen  g^nz  ähnliclicn  Fall:  ^Wurde  Jemand  zum  Beamten  ernannt^  welcher 
schwer  erkrankt,  längere  Zeit  von  der  Anateilung  nichts  erfuhr,  so  war  er 
Beniiiler.  wenn  er  nur  nicht  s|iäter  [ibWliiit,  von  Zustellung  dca  DekrelfB 
»n,  er  war  Beamter^  wenn  er  in  der  Krankheit  stirbt.  Wülenseinigung 
ist  also  nicht  erfordert. "  Dieee  Entscheidung  ist  gewiss  richtig  und  ebeosü 
die  Folgertiiig  gegen  die  Vertragsnalur  des  Gestliaftee,  wflchc  DebübüBO 
daraus  zieht.  Das  ^wenn  er  nur  uiclit  spikler  ablehnt*,  kann  aber  nur  den 
Siuii  haben :  nwenn  er  nur  nicht  bewirkt,  dass  die  Ernennung  znrückgenoni- 
mcn  wird."    Davon  gleich  Näheres. 
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Em  blosser  Autmg  des  Amtes  ist  die  Erneuaiing  uiemalä.  Bl' 
wäre  nur  denkbar,  dass  sie  einmal  irrthamlicher  Weise  erfolgte, 
in  einem  Falle  also,  wo  der  Ernannte  sich  gar  nicht  bereit  erklärt 
hatte.  Da  würde  die  Zurückweisung  der  Urkunde  allerdings  die 
Bedeutung  haben,  die  Annahme  einer  nachträglichen  Unterwer- 
fung und  eine»  Verzichtes  auf  die  Anfechtung  auszuschhessen'^). 
Aber  von  selbst  wäre  die  Ernennung  auch  dann  noch  nicht  aus 
der  Welt  geschaut.  Es  käme  darauf  an,  ob  etwa  ataatUche  Be- 
hörden  ermächtigt  sind,  die  Gültigkeit  solcher  Akte  des  Staats- 
obcrhaupt^'s  ku  prüfen;  selbstverständlich  ist  das  durchaus  nicht 
Die  orduntliche  Abhülfe  bestände  in  allen  Fällen  darin,  dass  mau 
die  Sache  dem  Kaiser  wieder  vorlegt  mit  dem  Antrage,  die  Er- 
nennung zurtlckzuiiehmen.  Wer  etwa,  gesttltzt  auf  die  Vertrags- 
theorie, glauben  würde,  in  Folge  der  Zurückweisung  der  Be- 
stallung sei  nihil  actum,  der  würde  sich  schweren  Enttäuschungen 
aussetzen. 

2.  Es  besteht  eine  entschiedene  Neigung,  dem  BegrUndungs- 
akte  jede  selbständige  Bedeutung  fth-  den  Inhalt  des  begründe- 
ten Rechtsverhältnii^Kes  zu  entziehen.  Auf  das,  was  die 
Parteien  dabei  gewollt  haben,  soll  es  so  wenig  als  möglich  an- 
kommen. Das  Hechts verhältuiss  ist  durch  das  objective  Recht 
em  ftlr  alle  Mal  festgestellt;  Mannigfaltigkeiten  bringt  nachträg- 
lich die  einseitige  Veritigungsgcwalt  des  Dienstherrn  herein:  der 
StaatsdienstvortraK,  offen tlichrechtlich  oder  civilrechtlich,  gibt  zur 
Begründung  diesesZustandes  nicht  mehr  als  ein  beiderseitiges  Ja^'). 

*')  Wenn  SomrLZB,  D.St.R.  1,  S.  321  von  einem  Ablehnungsrecbte 
spriclil,  aiir  ^%'ekh«B  durch  Empfaiigimliuie  der  Bestellung  venticlitet  wärd&, 
80  ist  dieBer  Auiidruck  rielleictit  zu  Bchnrf;  gemeint  ut  das  Nämliche. 

**)  Seydel.  Orundzilge  8.61}  Garris,  Allg.  StaaUrechie  $64;  Rkxui 
in  Annalcn  1885,  S.  ISö:  „Ein  objektiv-rpchtlich  normirtes  Dienstterliätt- 
□iBB^  dessen  Begründung  das  Kiniige  ist^  was  im  Belieben  der  Parteien 
liegt."  Dass  die  Anhänger  eines  wahren  Staatsdienst  Vertrages  ihr  civil- 
rechtliches  Rechtsgeschall  mügUuhst  denaluriren,  um  die  Aeholichiceit  mit 
dem  FrivBldtenslTertrag  zu  vermeiden,  ist  erklärlich;   aber  auch  »nf  der 
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Es  ist  nothwendi^,  gegenüber  dieser  Verkümmerung  das 
lebendige,    wirkungskräftige  Kechtsgeachäft   wieder   herzustellen. 

Denn  einmal  geht  sonst  jeder  Maf«s«tab  verloren  lUr  das, 
was  noch  in  die  Dar.stellung  uoHeres  I{«chtäinstituts  gehurt.  Wir 
sehen  z.  B.  unter  den  ^  Rechten  des  Beamten  aus  dem  Äustellungti- 
vertrage*,  den  .Gegenleistungen  des  Staates",  aufgezählt:  das 
Recht  auf  besonderen  strafrechtlichen  Schutz,  auf  Stcuerprivi- 
legien,  auf  Befreiung  tou  Vormundschaften'^).  Ganz  ähnliche 
«Gegenleistungen"  macht  der  Staat  auch  zu  Rechtsverhältnissen, 
in  welchen  er  gar  nicht  Partei  ist,  z.  B.  bei  der  Vormundschaft. 
Es  sind  Massregeln,  die  er  im  Interesse  seines  Dienstes  trifft, 
bedeutsam  für  die  rechtlich©  Stellung  eines  Beamten  unter  seinen 
Mitmeoschen,  aber  es  sind  keine  Stücke  des  durch  den  Staats- 
dienstvertrag begründeten  Kcchts Verhältnisses.  Wenn  freilich  der 
Bf^ründungaakt  gruudsützUeh  Itir  den  Inhalt  des  Hechts  verhält- 
nisscj^  nichts  bedeutet,  dann  bleilit  nur  Übrig,  in  Letzteres  ein- 
fach jede  Gesetzesbestimmung  einzustellen,  welche  irgendwie  von 
Beamten  Rpricht;  statt  eines  Uechtäinstituts  erhalten  wir  ein 
Standesrecht  dargestellt. 


entgcgcngescUten  Seite,  bei  den  Verthcidigern  des  einBeiügen  StaatsaktcSy 
folgt  man  dem  gleichen  Zuge.  Daa  Üffentliclirechtliclie  RechtdgesehJftft 
wird  eben  immer  codi  mit  einer  gewissen  Befangenheit  gcliandhabt.  • 

")  Lösisü,  V.R.,  S.  28;  Ujjanu  H,  S.  H87,  4fj0:  Rehm  in  Annalen 
1885,  8.  lO.^.  Das  Recht  auf  Schutz,  ein  Ansprach  <ies  Beamten,  den  der 
SlaAt  durch  gewjaae  titratgeaetzbuchparagrapben  „befriedigt",  wird  sogar 
al«  daa  wesenllichAte  aller  Hechte  des  Beamten  bezeichnet.  Der  Vergleich 
mit  der  commendatio  goU  dadurch  verstärkt  werden.  Auch  Scbdlzb, 
D.8t.R.  I,  S.  838  erklart  den  Staat  dem  Beamten  gegenüber  für  .ver- 
pflichtet", »olchen  bp.sonderfn  Schulz  eintrehMi  zu  la»spn.  Dass  der  üeamle 
kein  besonderes  Mittel  hat,  die  Anwendung  dieser  fitrafgeaetze  herbeizu* 
[tlhren  oder  zu  verhindern,  im  Uegentheil  in  enlclien  Fällen,  wo  jeder 
andere  durch  Unterlassung  deü  Strafaniraga  darauf  verzichten  darf,  dem 
Beamten  der  BtratVeclUliche  Schatz  selir  gegen  seinen  Willen  gewahrt 
werden  kann  (St.Ü.B,  §  1Ö6),  dos  wirrt  auf  dieses  Recht  ein  eigenthüm- 
tichea  Licht. 

AcnUv  filr  öffcniliuhes  Reobk  HI.  1.  5 


—     66    - 

Zweitens  aber  verliert  auf  solche  Weise  der  wirkliche  Inhalt 
des  Rechtsverhältuisaes  seine  Einheit  und  BeHtimmtheit.  Die 
wesentlichen  Stücke,  Dienstpflicht  und  Oehaltaimspruch,  werden 
leere  Allgemeinheiten,  die  accidentalia  negotii  und  manche  natu« 
ralia  werden  zu  äusserhchen  Zuthaten.  Das  wollen  wir  an  den 
wichtigsten  Punkten  darthun. 

Stnat^diener  sein,  ist  sicher  nicht  gleichbedeutend  mit  der 
Führung  eines  Amtes;  das  Erstere  enthält  nur  die  Pflicht,  Letztere 
zu  Übernehmen.  Das  ist  keine  Besonderheit  des  Staatsdienstes; 
ftlr  die  Öeschäfta Führung  in  Privatdien stvcrhältnissen  ist  der 
nämliche  Unterschied  zu  machen.  Vor  Allem  aber  darf  man  in 
der  Scheidung  von  Amt  imd  Dienstpflicht  des  Outen  nicht  zu 
viel  thun.  Es  gibt  keinen  Eintritt  in  den  Staatsdienst  schlecht- 
hin. Die  Anstellung  erfolgt  immer  zum  Zwecke  der  Ueber- 
tragung  eines  1)estimmten  Amte»,  regelmÜKsig  unter  gleichzeitiger 
Uebertraguug  desselben"").  Nach  diesem  Amte  aber  —  das 
sollte  nicht  Übersehen  werden  —  bestimmt  sich  auch  das  Mass 
und  die  Art  der  durch  den  Dienstvertrag  übemomraenen  Dienst- 
pflicht. Diese  Bestiimntheit  allerdings  kann  von  der  Regierung 
eiuseitig  verändert  werden;  es  ist  ihr  dazu  eiu  besonderes  Recht 
gegeben,  das  Recht  der  Versetzung;  aber  dieses  Recht  hat  seinen 
begrenzten  Spielraum;  es  kann  nur  um  ein  gewisses  Mass  Über 
die  Grundlage  der  urf^prllnglich  Obernommeuen  Dienstpflicht  hin- 
ausgreifen, und  soweit  es  nicht  reicht,  bleibt  die  „contracthch 
fixirte"  Dienstpflicht  allein  massgebend,  d.  h.  derjenige  Umfang 
von  Pflichten,  welcher  durch  die  Ernennung  zu  einem  bestimmten 
Amte  mit  Unterwerfung  des  Ernannten  demselben  auferlegt 
worden  ist. 

Das  Versetzungsrecht  iät  nach   §  23  R.B.G.   in  der  Weise 
beschränkt,    dass    das   neue  Amt   nicht   von   geringerem 
noch  Gehalt   sein    darf.     Das    ist   nicht   alles;   wir   müssen   als 


"j  Laband  1,  S.  383. 
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weitere  Bedingung  hinzufügen,  da»»  dan  neue  Amt  keine  Dienst- 
pflicht von  ganz   anderer,   der  Übernommenen  fremdartiger  Be- 
I      »ehaffeuheit  bedeute. 

^P        Die  Wit'denerwendung  des  in  einBtweiligen  Ruhestand  ver- 
setzten Beamten  soll  gemäss  §  24  R.ß.6.  nur  in  den  Schranken 
des   y ersetzungsrechtes   geschehen.     Du   hier   der  Wunsch,    den 
Beamten  anderweitig  wieder  unterzubringen,  zu  Uebei^riffen  ge- 
neigt machen  könnte,   so  hat  ein  widerspruchslos  angenommenes 
Amendement  fUr   das   neue  Amt  solcher  Beamten   ausdrücklich 
verlangt,    dass    es    ,Uirer  Berufsbildung  entspricht*.     Der  Beruf 
ist  der  Dienst;   die  Bedingung  bedeutet  also  nichts  anderes  als 
I      die   Gleichartigkeit  der  neuen  Dienstpflicht  mit   der   des   fa'tlher 
^Verwalteten  Amtes.    Sie  muss  fUr  die  Versetzung  stillschweigend 
^■■ptanden  sein;  sonst  würde  der  Erfolg,  welcher  ausgeschlossen 
^Trerden    soll ,    ohne   Weiteres   durch   Wiederindienststellung  und 

t sofortige  Versetzung  erreicht  werden  können. 
Der  dem  §  23  entsprechende  §  87  Nr.  1  des  Preuss,  Ges.  v. 
21.  Juli  1852  hatte  bei  der  Versetzung  vor  Allem  an  einen  ört- 
lichen   Wechsel    bei    gleichbleibender    Dienstpflicht    gedacht  ^ '). 
Ebenso  wird  die  Versetzung  angesehen  in  ^  4  des  Reichsges.  v. 
30.  Juni  1873  Über  die  WohnungsgeldzuschUsse.     Ein  Recht  der 
Regierung,   die  ganze  Dienstpflicht  von  Grund  aus  zu  ändern, 
Küesse   sich  auch   damit  nicht  vereinigen,    dass  man  ihr  anderer- 
^  seits    die    Befugnis»    abspricht ,    die    bestehende    Dienstpflicht    zu 

»Dienstaufträgen  zu  benutzen,  welche  ,von  ganz  anderer  Natur' 
sind,  als  die  , sonstige  amtliche  Thätigkeit  des  Beamten"  ^^). 
")  Das  Vtcwelstder  Zuaatz:  niuit  Vergütung  der  Umzngskosten*.  Ancb 
die  Kamnierverhandlungffn  belonten  nur  den  Ortswechsel;  F.  Setdel,  2am 
Ou.  V.  21.  Juli  1S52,  §  87. 

'•)  Rönne  II,  8.  468,  Anm.  7:  BEEorrs,  Preofieen  in  staaterecMl. 
BesieliUDg,  6.  281  ^  Xote  5-  Der  Letztere  gibt  als  Beispiel,  daes  einem 
Bergbeaiuten  kein  Anfirag  in  Polizei-  oder  GemeindeaDgelegenheiten  er- 
Ibeilt  werden  könne. 
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Wenn  also  das  Gesetz  einen  derartig  weitgehenden  KingrÜF  nicht 
ausdrücklich  froigibt,  so  kann  es  nicht  zulässig  sein,  einen  Ober- 
förster gegen  seineu  Willeu  zum  Gymnasiallehrer  oder  einen 
Staatsanwalt  zum  Postdirector  zu  machen.  Nicht  etwa  deshalb, 
weil  sie  den  neuen  Dienst  nicht  auszufüllen  vermöchten  —  es 
könnte  ja  zufällig  die  Fähigkeit  vorhanden  sein  —  sondern  weil 
sie  nicht  wollen.  Wenn  eine  Massregel  solcher  Art  vorkam, 
wurde  sie  stets  aU  Unrecht  empfunden,  nicht  bloss  als  Unzweck- 
mässigkeit^^).  Das  Interesse  des  Dienstes  und  die  HUcksicht, 
welche  die  Regierung  von  selbst  iliren  Beamten  schenkt,  gewähren 
im  Ganzen  allein  schon  genügenden  Schutz.  Aber  trotzdem  ist 
ee  nicht  Überflüssig,  zu  betonen,  da^^s  liier  eine  Rechtsschranke 
der  Versetzungsbefuguiss  gegenübersteht,  eine  selbstverständliche. 
die  da  wirkt,  auch  wo  kein  ausdrücklicher  Get^etzestext  sie  be* 
sonders  anerkennt  ^^**), 

Worauf  beruht  sie  aber  dann?  Auf  nichts  anderem,  als  auf 
der  Auslegung  des  Begrüudungsaktes  des  Dienstverhältnisses, 
von  welchem  alle  Htichte  der  Regierung,  auch  das  Yersetzungs- 
recht,  ausgehen.  Der  Ernanute  konnte  keinen  weitergehenden 
Ptiichten  unterworfen  werden  ala  solchen,  welche  noch  in  seiner 
Einwilligung  begriffen  waren;  innerhalb  dieses  ümfanges  bewegt 
sich  auch  das  Verseizungsrccht.  Dasselbe  kann  durch  ausdrück- 
liche Klauseln  des  BegrUndungsaktes  beschränkt  werden''**).  Wo 


")  Eß  B«i  hier  nur  an  den  biekannten  Tübinger  Fall  eriDncrL 
**")  Diese  RechtBfichranke  wird  Wreils,  wenn  auch  ohne  uäliere  Be- 
gründung, bdiAuptet  von  Okrueb,  Grundxüge,  §  3Ö^  Anm.  9:  Uabeis,  AHg. 
Staatsrecht,  S.  162,  163;  ReuM,  Ännaleii  1885,  S.  141.  Iö4,  IGl,  180.  Von 
einigen  ParliculaiTbcbten  wird  sie  aasdrücklicb  anerkannt:  KAHUQixaBlB, 
CommenL,  S.  99. 

^^')  Rehm  in  Annalen  1835.  8.  127:  „Z.  6.  kann  ein  ans  dem  Aus- 
lände berurener  Gelehrter  zur  Bedingung  seines  Eintritte  machen,  da»  rr 
nicht  an  eine  andere  Stelle  versetzt  werde".  Warum  musa  es  ein  Ans 
länder  «ein?  —  ScHUi.,ZK,  D.St.R.  L,  S.  320  scheint  solche  Klaasoln  nicht 
anerkennen  su  wollen. 
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doH  nicht  geschehen  ist,  begreift  die  Einwilligung  den  ganzen 
Umfang  von  Diensten,  welche  in  dem  durcli  das  zuerst  gewählte 
Amt  bezeichneten  Berufe  liegen,  einen  grossen  Umfang,  aber 
keinen  unbegrenzten.  Nacht ritgliche,  neue  Einwilligungen  k^lnnen 
natürlich  diese  Grundlage  wieder  verändern.  Zunächst  erzeugt 
der  Eintritt  in  den  Staatsdienst  kein  ungemessenes,  allgemeines 
Gewaltverhältni.ss  zu  beh'ebiger  Verwendung  durch  die  Regierung, 
sondern  die  Dienstpflicht  einer  bestimmten«  durch  das  erste  Amt 
bezeichneten  Berufsart  innerhalb  des  Beamtenthums.   — 

Für  den  Gcbaltsanspruch  hat  unsere  Wissenschaft  den 
innerlichen  ZuHammenlmng  mit  dem  den  Eintritt  in  den  Staats- 
dienst begleitenden  Rechtsgeschäfte  von  jeher  verhültnissmiissig 
■  bes-ser  zu  wahren  gewusst.  Aber  dieses  eben  bloss  deshalb,  weil 
sie  sich  mit  civilrechtlichen  Auffassungen  durchhalf.  Entweder 
nahm  man  neben  der  Anstellung  einen  eingestandenen  civilrecht- 
lichen Vertrag  Über  den  Gebalt  an,  oder  man  Uess  aus  dem 
öffentUchrechtlich  benannten  Staatsdienstvertrage  ohne  Weiteres 
den  Gehnltsan.spruch  entstehen ,  welchen  man  dann  gleichfalls 
einen  öffentlichrechtlichen  nannte,  ohne  sich  viel  Mohe  zu  geben 
wegen  etwaiger  juristischer  Eigenthümlichkeiten,  welche  diesem 
(Namen  entsprächen*'**). 

Sobald  aber  ein  Jurist  es  einmal  enist  nimmt  mit  der  Öffent- 
'  lichrechtlichen  Natur  des  Giilialtsanspruchs,  sehen  wir  auch 
wieder  das  Bestreben  auftauchen,  einen  Einfluss  des  BegrUndungs- 
I  aktes  darauf  nicht  zur  Geltung  kommen  zu  lassen.  Das  ist  be- 
sonders scharf  ausgeprägt  in  der  von  Lauasc  vertretenen  Theorie 
vom  Gewaltverhältnisse.  Der  Gehalt  ist  danach  eine  Alimen- 
tationsrente.     Der  Anspruch    darauf  entspringt   nicht    aus    dem 


'*")  In  ilteser  Einfachheit  stellt  alcli  die  Suche  z.  B.  dar  bei  LONUfO, 
V.R.  ^  S.  132,  Aiim.  7:  „Niühl  rler  StOAt  aU  FiHkua,  somtern  der  Staat  aU 
Inhaber  der  StAaltügewalt"  schüetitst  den  StnatadienstvertrRg  ab,  also  ist 
der  Vertrag  offenttichrcchillich  und  iat  auch  der  daraus  entspringende  Oe- 
halt«anepriich  offen tljchreclitlich. 
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Dienstvertr&g,  sondern  aus  dem  dadurch  begründeten  Oevalt- 
rerbältnisse;  er  ist  nicht  zu  benrtfaeilen  nach  den  Regeln  eines 
durch  Bechtsgeschäft  begründeten,  eines  contractlichen  oder  quasi- 
contractUchen  Anäprucbea,  vielmehr  dienen  zum  Vergleich  die 
gesetzlichen  Alimentationspflichten  ^  welche  aus  familienrecht- 
lichen Gewalt  Verhältnissen  entspringen.  l>ie  Hauptsache  ist  aber, 
da^  es  zunächst  eiu  Alimentation sanspruch  ist,  den  der 
Beamte  erwirbt  und  dem  die  allgemeine  Pflicht  des  Staates  ent- 
spricht, ihn  standesgeraäss  zu  erhalten.  Zur  Ei-filllung  dieser 
Pflicht  macht  der  Staat  dem  Beamten  dann  bestimmte  Bewilli- 
gungen —  einseitige  Akte  gleich  den  Verfügungen,  mit  welchen 
er  über  seine  Verwendung  im  Dienstverhältnisse  Bestimmung 
triffli"). 

Aber  auch  hier  müssen  wir  sagen:  eine  derartige  allgemeine 
Alimentationspflicht  des  Staates  gegen  einen  Beamten  gibt  es 
nicht.  Es  gibt  nur  Ansprüche  auf  bestimmte  Renten  von  so 
und  so  viel  jährlich.  Diese  Ansprüche  werden  allerdings  durch 
einseitige  Verfügungen  des  Staates  begründet,  aber  die  erste  und 
wichtigste  dieser  Verfügungen  verbindet  sich  mit  dem  Akte, 
welcher  dos  Dienst verhältniss  selbst  begründet,  mit  der  Ernen- 
nung zu  einem  Amte  bestimmter  Art,  sie  ist  ein  Stück  dcB 
üffentlichrochtlichen  Vertrages.  Sollte  sie  einmal  ganz  fehlent 
80  besteht  so  lange,  bis  sie  nachgeholt  ist,  nicht  etwa  eine 
allgemeine  Alimentationspflicht  oder  auch  nur  eine  natunili:^ 
obligatio,  .'sondern  überhaupt  kein  Anspruch  auf  irgend  eine 
Rente.  Regelraä.ssig  wird  die  Summe  ausdrücklich  genannt  sein. 
Auch  ohne  das  bezeichnen  die  bestehenden  Qehaltsregulative  die 
gewollte  Summe.  Sie  sind  die  lex  censoriaf  welche  dieser  Seite 
des  öffentlichen  Rcchtsguschäftcs  ihren  Inhalt  geben,  wie  die 
Ordnung  des  Amtes,  zu  welchem  Jemand  ernannt  ist,  den  wesent- 

^")  Labakd  I,  S.  4ß5  ff.,  S.  476,  Anm.  2;  Gerber,  Grundaügc^  §36. 
Anm.  10  nennt  in  älinlicbem  Sinne  den  Geh&llsanspruch  eine  ^Reäex- 
wirkuDg  des  OewaltTerhäUnisseB". 
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Uchon  Inhalt  der  anderen,  der  Dienstpflicht  Wie  der  Censor 
mit  der  addictio  dem  manccps  die  Pflicht  zum  opus  facieodum 
auferlegt  und  zugleich  die  VergUtungssumme  aus  Staat>4mittelu 
Kusichert,  so  die  ernennende  Behörde  begründet  tu  einem  Akte 
die  bestimmte  Amtspllicht  uud  den  bestimmten  Gehaltsauspruch.  — 

Das  R«chtsverhältniBs  zwischen  Staatsdiener  und  Staat  weist 
noch  vielfach  besondere  Bestimmtheiten  auf,  die  alle  einer 
innigeren  Verknüpfung  mit  dem  grundlegenden  StoatsdiemjtTer- 
trage  bedürfen. 

Ks  können  im  Einzelfalle  ausdrückliche  Abmachungen 
stattfinden.  Dieselben  betreffen  die  Dauer  des  Dienstverhältnisses, 
Kündigungsrechte ,  Beschränkung  des  Versetzimgsrecbtes .  An- 
rechnung früherer  Dienstxeit,  vor  Allem  häufig  die  Höhe  von 
Oehalt  und  Ruhegehalt.  Üflun  spricht  dann  von  vertragsmässigen 
Abmachungen,  vertragsmässig  ausbeduugenen  Rechten,  beson- 
deren Neben  beredungen.  Schon  in  dieser  Ausdrucksweise  mit 
ihrer  Betonung  des  Yertragsmäasigen ,  des  Besonderen  verräth 
sich  die  Neigung,  das  alles  als  Gegenstände  eines  eigenen,  eigens- 
gearteteu  RechtsgeschÜftes  neben  dem  Hauptgeschätle  zu  be- 
bandeln. Der  Diensteintritts  vertrag,  der  grundsätzlich  ein  blosses 
Ja  bedeutet,  verhält  sich  allerdings  spröde  gegen  solche  Zusätze; 
aber  auch  die  Anhänger  des  reinen  Verwaltungsaktes  lassen  der- 
artige Verabredungen  häufig  lose  daneben  flattern"^*). 


"*)  So  bemerkt  Zoiuf,  SuR.,  S.  232,  Anm.  21,  dua  solche  „Eiciguo- 
äber  bestimmte  Punkte"  Icdiglicli  eiTi  prival rechtliches  VorhäUnisa  be- 
Icden,  das  nur  seine  caasa  aus  dem  öfTentlichen  Recht«  entnimmt,  kein 
Beslandtheil  der  ErnetiTiung  ist,  »(milern  Klwas  von  auösfn  Hiiixuknreimen- 
dea.  —  ScHUIJX,  D.StK.  I,  8.  320,  321  gesteht  diesen  Verabri-iiungen  mit 
Recht  nur  einen  „pr&par&tori&uhcn  Charakter"  su.  Aber  warum  ncniit  er 
sie  denn  überhaupt  Boch  „Tertragsmässige  Verabredungen**?  Vertragsmäaslg 
ist  doch  nur,  was  bindend  ist;  das  sind  aber  diese  Verbindungen  aach 
nach  Schulze  sicher  nicht.  —  Wie  vielerlei  Comhinalioneu  mit  Neben- 
▼erträgcn  und  Vorverträgen  am  Staat^dicnstverlibltnisse  schon  durchprobirt 
worden   atnd,   darüber  gibt  die  Öfter  erwähnte  Ai-beit  tod  Rzhu  einen 
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Dem  gegenüber  betonen  wir  die  Einheit  des  Aktes.  Jene 
Verabredungen  wirken  nicht  unmittelbar  selbst  und  nicht  neben 
dem  Hauptakt;  sie  bestimmen  nur  den  Inhalt  des  darauf  hin 
ergehenden  Änstellungsaktes«  der  sie  ausdrücklich  udcr  still- 
schweigend in  seine  Verfügungen  aufnimmt.  Unser  öffentlich- 
rechtlicher  Vertrag  ist  fähig,  allen  Reichthum  von  solchen  Be- 
sonderheiten aufzunehmen  und  das  Rechtsv erhältni&s,  welches  er 
begründet,  danach  zu  gestalten. 

Alles  was  sonst  noch  als  Inhalt  des  Willens  des  BegrUn- 
dungsaktes  erkennbar  wird,  sofern  es  nur  nicht  gegen  die  gesetz- 
lichen Ordnungen  geht,  erzeugt  gegenseitige  Rechte  und  Pflichten 
durch  die  Kraft  jenes  Aktes.  Ein  solcher  Wille  kann  insbe- 
sondere nis  ein  stillsch weige-iid  erklärter  geschlossen  werden 
aus  dem,  was  sonst  bei  DieneitTerhültnisseu  üblich  und  Rechtens  ist. 

In  dieser  Weise  möchte  ich  das  Dienataustrittsrecht  des 
Beamten  erklären.  Unser  R.B.6.  sagt  nichts  davon  und  doch 
wird  es  allgemein  angenommen*"^").  Man  beruft  sich  auf  die 
Natur  des  Beamten  verhüliniss  es  und  auf  ein  Reichsge  wuhu  he  iis- 
recht'••). 

Wir  werden  drei  Fälle  unterscheiden  mUssen,  je  nachdem 
bei  der  Anstellung  verfahren  worden  ist. 

Wenn  ausdrücklich  gesagt  wäre:   der  Beamte  soll  unlösbar 


lehrrciclien  UcberbliclE.  Ich  möclit«  nnr  hervorheben,  dasB  aach  der  an- 
gebliche Vat«r  des  wahren  äuntPiIieneUertrsges  mit  GewallverhttUniss, 
ScHMTiTHENNER,  eigcntlicli  in  dic  Gruppe  der  Anhänger  des  einfteitigen 
Staau&ktes  mit  Vorvertrag  gehurt.  Die  Begründung  des  Rechtsvertiilt- 
nissea  geiickieht  naüh  ihm  endgültija:  durch  eine  lex  Bj>ecia]iB.  Eid  Vertrag 
soll  allerdings  regelmässig  vorausgehen  oder  sich  damit  verbinden.  Dieser 
Vertrag  Imt  aber  nar  den  Zwecke  das  scholaatiBcbe  Schema  von  titulns 
und  modus  acqiiirendi  fertig  za  stellen  und  etwaige  Neb«iiberedungen 
im  obigen  t?inne  untertabriDgen. 

1°^)  So  viel  Ich  sehe.,  nur  mit  AuBDalime  von  LOhino,  V.R.,  S.  13i, 
Anm.  i. 

"•)  Laband  I,  S.  488. 
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rseinerseiis  verpflichtet  seiu  auf  Lebenszeit,  so  würden  wir  das 
jedenfall»  nicht  für  gültig  erachten.  Das  fliet^t  auH  der  Natur 
des  Beamten  Verhältnisse»  als  eines  DieuHtverhilltniääes.  Auch 
unsere  neuen  CivilgesetzbUcher  gestatten  nicht,  dass  der  Diener 
^iiu  Bienstvertrage  sich  auf  ewig  binde.  Denn  das  wäre  eine 
B^erauBserang  seiner  Freiheit  und  diese  ist  extra  commercinni ''"). 
Der  Beamte  ist  aus  dem  gleichen  Grunde  unfähig,  sich  ftir  un* 
begrenzte  Dauer  zu  unterwerfen,  folglich  überschreitet  die  er- 
nennende Behörde,  welche  nur  durcli  seine  Unterwerfung  zu- 
ständig wird  ihn  zu  verpflichten,  ihre  Zuständigkeit,  indem  sie 
»ihn  zu  mehr  verpflichtet,  ala  wozu  er  sich  unterwerfen  konnte. 
Der  Fall  wtlrdc  so  zu  behandeln  sein,  als  wäre  über  die  Dauer 
nichts  beatimmt. 
Wenn  aber  etwa  bei  der  Anstellung  nur  bestimmt  sein 
sollte,  dass  der  Beamte  eine  Kündigungsfrist  von  ß  Monaten  ein- 
halten oder  auch  1,  2  Jahre  fest  gebunden  sein  solle,  so  ist  nicht 
abzusehen,    weshalb  das  ungültig  sein  raUsste.    Ein  verbietendes 

I  Gewohnheitsrecht  aufzustellen,  fehlt  jede  Grundlage. 
Der  letzt«   Fall   ist  der,    wo   bei   der   Anstellung  über  die 
verbindliche  Dauer  nichts  gesagt  ist.    Dann  wird  allerdings  auch 
'      dem  Reichsbeamten  das  Hecht  zuzugestehen  sein,  jeder  Zeit  seine 
Knllassung  zu  verlangen.     Der  Grund  liegt  aber  nicht  in  einem 

I Gewohnheitsrecht  —  es  ist  unerfindlich,  wo  man  das  so  ge- 
schwind herbekommen  will  — ,  sondern  in  einer  Auslegung  des 
Willens  des  BegrUndungsaktes.  Man  darf  annehmen,  dass  er 
im  Zweifel    das  DienstverhältniKS   so    hat  ordnen  wollen,    wie  ea 

Iin  den  deutschen  Einzelstaat eti  kraft  besonderer  Gesetze  geordnet 
EU  sein  pflegt,  ah^o  ISsbar  durch  den  Beamten  jeder  Zeit.  Wäre 
'**)  Rkbm,  Annaien  1B85,  S.  204  knüpft  an  dieien  G«drinken  tinserM 
Civilrechts  an,  wenn  er  sagt,  ein  StAstsdienst  ohne  Auälritlarpcht  «rirtt 
8klav«rei  und  deshalb  müsse  (tns  Aaslrittsrecht  bestehen.  Zwischen  die- 
sem UasB  und  jenem  Satz  branchen  wir  aber  doch  ein  juristisches  Zwi- 
Bchcnglied. 
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selbst  dieses  Vorbild  nicht  da.  so  wUrdt)  schon  dos  Vorbild  des 
civilrechtlicht'D  Dienstvertrages  zu  dem  nämlichen  Ei^ebnisäe 
fuhren;  es  ist  danach  nicht  anzuuehmeu,  dass  man  den  Be- 
amten zu  einer  unlösbaren  Dienstpflicht  binden  wollte;  wenn 
keine  Frist  vorgesehen  iet,  so  lässt  sich  nur  ein  unbeschränktes 
Austritte  recht  als  gewollt  denken.  Dem  Qewaltverhöltuisä  ent- 
sprechend wirkt  dieses  Recht  nicht  unmittelbar,  sondern  bedeutet 
nur  eine  Gebundenheit  der  auf  das  Entlofisungsgesuch  ergeben- 
den VerHl^rung,  welche  ihrerseits  allein  im  Stande  ist,  die  Auf- 
bebung des  Verhältnisses  zu  bewirken. 

Vielleicht  ist  es  auch  zulässig,  die  Frage  der  Ersatzpflicht 
des  Beamten  dem  Staate  gegenüber  fUr  den  Schaden  aus  nicht 
erfflllter  oder  schlecht  erfüllter  Dienstpflicht  aus  diesem  Gesichts- 
punkto  zu  l^sen. 

Für  den  Fall  der  Pflichtwidrigkeit  hat  der  Staat  seine 
Die cipliuar Strafgewalt.  Die  rechtliche  Natur  der  Disciplinarstrafe 
im  Gegensatze  zu  der  des  gemeinen  Strafrechts  kann  nur  klar 
werden  aus  dem  Zusammenhang  mit  der  Staatsdienstpflicht  selber; 
sie  beruht  ganz  auf  dem  besonderen  Gewaltverhältniss  *'"^);  oder, 
wie  wir  lieber  sagen  würden:  die  Disciplinarstrafgewalt  ist  eine 
gesetzlich  geordnete  Wirkung  des  öffentlich  rechtlichen  Dienst- 
vertrages.  Ganz  die  gleichen  Dinge:  Verweise,  Gehaltsabzüge, 
Entlassung  können  sich  von  selbst  oder  durch  besondere  Ver- 
abredung auch  an  civilrechtliche  Dienstverträge  knüpfen.  Der 
Unterschied  ist  nur  der,  dans  im  fiftentlichrechtlichen  Verhält- 
niss  der  Staat  zugleich  Über  sein  Recht  zur  Strafe  im  Einzelfall 
obrigkeitlich  entscheidet  (vgl.  oben  bei  Anm.  82). 

Allein  das  Vorhandensein  dieses  Rechtes  schliesst  den  An- 
spruch auf  Ersatz  des  etwa  angerichteten  Schadens  im  öffentlic-h- 


)*^*)  Lab&md  I,  S.  450  i  G.  Metkr  ia  Annalen  1876,  S.  672  bekämpft 
diese  Anffufisiing,  um  mehr  den  Zae&mmenliang  mit  dem  sU(j:emeiiiea 
Strat'rcclit  ta  betonen.  Eine  Erklärung  der  Eigenart  der  Disciplinaretrsf- 
geivalt  wird  aber  von  dieser  Seil«  lii^r  nicht  zu  gewinnen  sein. 
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rechtlichen  Verböltnisso  an  gicb  so  wonig  aus  wie  im  civilrecht- 
lichen.  Wenn  von  der  DiscipUnarätrafe  der  Satz:  «sie  stehfc  an 
Stelle  der  Contractu  klage  auf  Leistung"  so  gemeint  ist,  dasa  aie 
ganz  allein  und  ausschliesslich  die  Stelle  derselben  einnehme,  so 
ist  das  zu  viel  gesagt:  einen  Theil  dieser  Stelle  nimmt  auch  dor 
Anspruch  auf  Schadensersatz  ein. 

Für  manche  Fülle  ist  auch  diese  Wirkung  des  Dienstrer- 
trages  besonders  geordnet;  hiehor  gehurt  das  Defekten  verfahren, 
auch  der  Gehaltsabzug  wegen  Urlaubsilberscbreitung  nach  preusai- 
schem  Recht  ''"*).  Wo  aber  das  Gesetz  schweigt,  da  will  man  den 
Schadensersatzansprucb  des  Staates  nicbt  mehr  auf  das  besondere 
RechtHverhältniss  gegrOndet  sein  lassen,  in  welchem  der  Beamt« 
zu  ihm  i^teht^  sondern  einzig  auf  die  allgemeinen  Regeln  Ober 
die  ScliadenserRatzpilicht  ex  delicto  und  qua^i  ex  dehcto;  die 
Schaden&ersatzpflicht  des  Beamten  gegenüber  dem  Staate,  dem 
er  dient,  wird  tÜr  eine  aussercontractliche  erklärt.  »Hier  zeigt 
?icli,'  sagt  Laband'"*),  „die  praktische  Consequenz,  dass  die 
Anstellung  kein  privatrechtlicher  Coutract  und  das  dadurch  be- 
gründete Verhriitniss  kein  obligatorisches  ist.'  Uns  scheint  sich 
hieran  eher  wieder  die  Unzulänglichkeit  von  Labasd's  Staats- 
dienstvertrag zu  zeigen,  der  keine  andere  Kraft  und  Bedeutung 
haben  soll,  als  das  Ja  zu  einem  gesetzlich  normirten  GewaHvt?r- 
hältniss  zu  sein,  und  uns  jedes  Mal  ira  Stiche  lasst,  wo  wir  ihn 
am  notfa wendigsten  brauebeu,  um  Rt^chtswtrkungen  zu  erklären. 

In  Wirklichkeit  wird  bei  der  Handhabung  dieser  Schadens- 
eraatzpflicht  das  Dienstverbältniss  durchaus  nicht  bei  Seite  ge- 
schoben; die  Frage  der  Verschuldung  wird  immer  gemessen 
werden  an  der  Amtspflicht.  Bas  Besondere  bei  dem  Beamten 
ist  nur,  dass  das  Gesetz  ihn  auch  dem  Bürger  gegenüber,  dem 
er   nicht  verpflichtet  ist,    haftbar  macht  für  den   Schaden,   der 


*■*)  F.  Seydbl,  Z.  Ges.  vom  21.  Juli  1862,  8.  6Ö;  Rökkb  HI,  S.  465, 
Anm.  Ib. 

"•}  Staatsrecht  I,  S.  439. 
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diesem  aus  der  verletzten  AnitspHicht  entsieht.  Ein  Beispiel 
bietet  die  Bestimmung  des  A.L.R.  11,  10,  §  90,  auf  welche  sich 
Labakd  beruft.  Der  Vorgesetzte,  welcher  durch  VersSumung 
der  vorschrifla massigen  Aufmerksamkeit  das  Amtsvergeben  zu 
verhindern  unterlässt,  verfehlt  sich  gegen  seinen  Dieut^therra, 
den  Staat;  dasa  er  auch  der  Privatperson  haftet,  welche  unter 
dem  Amtsvergehen  leidet,  ist  eine  Ausdehnung  der  Wirkung  der 
Dienstpflicht;  ohne  daa  würde  er  ihr  nicht  haften*"}.  Durch 
diese  Ausdehnung  steht  allerdings  die  Haftung  dem  Staate  gegen- 
über der  dem  Dritten  gegenüber  gleich;  aber  dem  angelegten 
Massätabe  nach  verdiente  »iie  eher  in  beiden  Füllen  den  Namen 
einer  contractlichen.  Abgesehen  von  der  Gleichheit  des  Mass- 
stabes werden  die  beiden  Richtungen  der  Schädigung  und  ihre 
entsprecheiido  Haftpflicht  wohl  unterschieden.  So  namentlich 
was  die  Verjährung  anlangt  Der  Schadensersatzanspruch  des 
Dritten  verjährt  in  den  drei  Jahren,  welche  für  die  Einklagung 
des  ^au.sserhalb  dem  Falle  eines  Contractes  erlittenen  Schadens" 
gesetzt  sind.  Der  Ersatziuhspruch  des  Staates  hingegen  oder 
Oberhaupt  desjenigen,  in  dessen  Diensten  der  Beamte  angestellt 
int  (Gemeinde,  Kirche  u.  s.  w.),  hat  die  ordentliche  Verjribrungs- 
frist  der  Contractsklagen  "'). 

Das  preussische  Übertribunal  nahm  sogar  weiter  noch  an, 
der  Beamte  hafte  für  die  Kosten  einer  Stellvertretung,  wenn 
durch  ein  in  seiner  Person,  auch  ohne  Verschulden,  enKstandones 
Hinderniss  die  Pflichterfüllung  unmöglich  ward,  und  zwar  dieses 
gemäss  den  Regeln  des  A.L.R.  über  die  Vertragserftillung.  ,Da 
das  Beamtenverhältniss, "    heisst  es,    «als   ein   quasicontractliches 

"'t  Der  gewöhnliche  nnseercontracUiche  Schadenerfatx  Beut  voraus 
die  Verletzung  ^etner  dem  Anderen  «chnldigen  PQicht",  A.L.E.  I,  6  S  H- 
Nacli  römiBchem  Rechte  bleibt  der  ManMtab  für  die  Haftung  de»  Bf&mtcn 
noch  innen  unt)  für  die  nach  aussen  grundBützlich  gesondert.  Verg).  über 
die.  Verschiedenheit  der  Gesetzgebungen  in  dieser  Beziehung  Fbeuvd  in 
Arcli.  f.  off.  R.  I,  S.  3til  ff. 

"•)  A.UR.  I,  6,  S  S4;  Rönwe  in,  fi.  582. 
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aufzofosäen  ist,   so   gestattet  es   eine  wenigstens    analoge  Beiir- 
theilung  nach  den  allgemeinen  Vertrags-Grundsätzeu"  '"). 

Die  Ersatzpflicht  des  Beamten  dem  Staate  gegenüber  fUr 
verschuldete  wie  für  unverschuldete  Schadenszufügung  regelt  sich 
also  nach  der  Haftung  des  privatrechtlich  Bediensteten  aus  dem 
Vertrage.  Wie  kommen  wir  aber  hier  zur  Anwendung  dieser 
Grundsätze  des  Civilri-chts,  da  doch  ein  civürechthcher  Diensi- 
vertrag  nicht  vorliegt,  für  das  ötfentlichrechtliche  Rechtsgeschäft 
aber  diese  liechtsregeln  nicht  gegeben  sind?  Die  Anwendbarkeit 
kann  nur  beruhen  auf  einer  Auslegung  des  Anstellungsaktes,  auf 
dessen  Willen  das  ganze  Hechts v er hältuiss  sich  gründet.  Leistung 
von  Schadenersatz  wugen  Nichterfüllung  der  VertragHp fliehten 
ist  selbst  eine  Vertragspflicht  des  civilrechtlicben  Dienstvertrages. 
Der  ÖfTentlichrechtlichc  Akt,  welcher  eine  Dienstpflicht  begrün- 
den will,  ist  dafür  anzusehen,  dass  er  auch  dieses  Stück  des 
civilrechtlicben  Dienst  Vertrages  in  dieselbe  aufgenommen  habe, 
I  soweit  nicht  ein  Grund  besteht,  der  diese  Annahme  ausschliesst, 
und  wenn  er  es  so  gewollt  hat,  so  gilt  es,  durch  seine  Kraft. 

Die  Ausdrucks  weise  de«  vorhin  erwähnten  Obertribunals- 
erkenntnisses  ist  sehr  bezeichnend.  Es  beruft  sich  auf  G>'>nneh  und 
sieht  in  der  Anstellung  einen  einseitigeu  Willensakt  des  Landen- 
hem),  die  lex  collectionis.  Das  durch  diesen  öffentl ichrechtlichen 
Vertrag  begründete  Verhäliuiaa  nennt  es  ein  quasicontractliches, 
die  auf  semem  vermutheten  Willen  beruhende  Anwendung  des 
Inhalt«  civilrcchtUcher  Regeln  eine  analoge  Anwendung  der 
letzteren.  Das  öffentliche  Recht  ist  hier,  wie  so  oft,  das  Unbe- 
wusste,  welches  in  dem  verschrobenen  Gebrauch  civilrechtlicher 
Terminologie  sich  äussert*' ^). 


"*)  EnUeliftiduDg  17.  Hin  184i5  IS.Bd.   52,   S.  334);  u  bandelte 
sich  am  die  fitellrertretung  einen  tum  Abgeordneten  gewählten  StaBt«b«> 

tder  keinen  Urlaub  crlialteu  hatte. 
0  L&BAXU  I,  S.  393,  Anm.  2  lulirt  dieses  ErkenntniBS  als  ein  Bci- 
t,   wie  das  Beamten verhaluiis»   auf  ein  civilreclitliches  Jiandat  ge> 
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8.  Die  Theorie  Tom  wakren  Staatsdienst  vertrag  niacbt  aus 
demEatwicklungsgange  desRechtsverhältnisfies  eineEteihe 
vonRcchtsgescbäflen  und  äonstigen  juristischen  Thatsachen,  welche 
inaerlich  grundverschieden  sind  und  plantos  durcheinander  laufen. 

Der  eigentliche  Vertrag,  mit  welchem  efl  beginnt,  b^rUudet 
nur  das  allgemeine  Gewaltverhältniss  und  durch  dieses  den  ebenso 
allgemeiiieu  Älimentatiuusauspruch, 

Dann  bestimmt  die  Regierung  durch  freie  einseitige  Ver- 
fügung die  Verwendung  zu  einem  bestimmten  Amte,  bewilligt 
einen  beistimmten  Hang  und  bestimmten  Gehalt;  die  letzt-eren 
können  später  durch  weitere  Bewilligungen  erhöht  werden ;  jeder 
solche  Akt  erzeugt  neue  Rechte  des  Beamten  oder  erweitert  be- 
stehende. Bei  einem  Privat  dienstvertrag  wUrde  man  es  ab«  eine 
vertragsmässige  Abilnderuug  des  ersten  Vertrages  auffassen; 
innerhalb  des  Oewaltverhältnisses  aber  stellt  es  sich  als  ein 
eigenartiges  einseitiges  Rechtsgeschäft  dar. 

Dazu  kommen  dann  Abänderungen  des  Elechts Verhältnisse«, 
welche  die  Regierung  zum  Nachtheil  des  Beamten  treffen  kann, 
kraft  besonderer  Ermächtigungen  in  dem  das  Rechts verhältnias 
normirenden  Gesetze  oder  in  einer  ausdrücklichen  Klau.'ml  des 
Anstellungsvertruges:  Versetzung  in  einstweiligen  Ruhestand, 
Kündigung  u.  s.  w.,  das  sind  wohl  befehlartige  Erscheinimgen. 
Andere  Verfügungen  über  den  Beamten  können  nur  getroffen 
werden  mit  seiner  Zustimmung:  Versetzung  in  ein  Amt  von  ge- 
ringerem Range,  Gehaltaverniinderung,  Versetzung  eines  Richters 
überhaupt.  Das  mlisste  dann  nothwendig  wieder  als  wahier 
Vertrag  aufgefasst  werden,  ebenso  gut  wie  der  Diensttüntritts- 
vertrag  ^  * ''),    nur    eben    doch    ein    Vertrag    ganz    anderer    Art. 


grilndet  werde.  Das  Bohcint  mir  nicht  ZDzatrefTen.  Du  O.-Tr.  glaubt 
allerdings  Her  civil  rechtliche  Wirkungen  des  offen  tlicb-rechtUchen  Aktes 
vor  dich  zu  haben. 

*'')  Aar  diese  Cousecjueiiz    hat  schon  0,  Ueter  auhnerksRm  gemacht 
(Annalcn  IS7Ö,  S.  671). 
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"Kcbenbei  hätten  wir  auch  das  merkwürdige  Ergebniäs,  dass  der 
bisherige  Staatsanwalt  durch  einen  Verwaltungsakt  der  Regierung 
in  sein  neues  Amt  gesetzt  wird,   der  Laudrichtür  aber  es  durch 
inen  Vertrag  erwirbt. 

Endlirh  gibt  es  Verfügungen,  welche  ergehen  m1t«8fts  Rltf 
ch  Aex  Beamten:  Entlassung,  Pensionlrung.    Werden  sie  von 
er  Kegierung  dein  Beamten  angetragen,  so  ist  es  vielleicht  alä 
ertrag    aui^ufassen,    wenn    derselbe    seine    Zastimmung    gibt. 
ndernfalls  ist  eine  nolche  erzwungene  Verfügung  kein  Vertrag, 
obwohl  ein  contrarius  actus  zum  Diensteintrittsvertrag,  jedenfalls 
auch  kein  Befehl,   sondern  eben  wieder  etwas  ganz  EigenthUci- 
liches. 
H        FUr  uns  ofienbart  sich  in  all  dieseu  Dingen  von  Anfang  bis 
zu  Ende  nichts  als  die  eine  einseitig  bindende  Kraft  des  Staats- 
willens,   wirkend    unter   verschiedenartigen  Voraussetzungen   und 
Bedingungen.     Das  ganze  Beamtenverhältniss  stellt  sich  dar  als 
ein  Process,  eingeleitet  durch  eine  von  der  Zustimmung  des  Be- 
troffenen bedingte  Verfügung,  fortgesetzt  duixh  gleichartige  Ver- 
den,   theils  frei  innerhalb  der  durch  die  erste  begründeten 
Verfügungsgewalt  sich   bewegend,    theils   durch   das  von   dieser 
chaffene  beschrünWfc  oder  gebunden;  durch  neue  Zustimmungen 
werden  die  Schranken  erweitert,  durch  Gesuche  positiv  gebundene 
VerfÜguugeu  hervorgerufen;  jede  Verfügung  schafft  wieder  neue 
ipeetandtheile  des  Kecht.sverhultnisses,  massgebend  für  das  Künftige. 
^HHe   erste    Verfügung   unterscheidet  sich    nur    durch    ihren    um- 
^■asaenderen  Inhalt,   ihre   grössere  Wichtigkeit,    daher   auch  ihre 
Auszeichnung   durch  einen  besonderen  Namen;    ihre  ßechtsnatur 
^_üt  die  gleiche  wie  die  der  späteren. 

^P  Das  Bi]d  wäre  nicht  vollständig,  wenn  man  sich  nicht  auch 
die  Rolle  vergegenwärtigte,  welche  das  Gesetz  dabei  spielt.  Die 
Gesetze,  welche  die  Rechtsverhältnisse  der  Beamten  ordnen,  sind 
nicht  den  Civilrechtssätzen  vergleichbar,  welche  die  Verträge  der 
ihnen  unterworfenen  Contrahenteu  regeln.    Sie  sind  Verwaltungs- 
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gesetze,  welche  aU  handelnder  Staatswille  theilnehmen  an  der 
Besorgung  der  Angelegenheiten  des  Staates.  Sie  nehmen  Theil  an 
der  Auswahl,  welche  die  Regierung  trifll,  durch  Festsetzung  von 
AnstoUungshedingungen,  sie  nehnieu  Theü  an  der  Wahl  der 
Form  des  Aktes  und  vor  Allem  an  der  Bestimmung  dos  Inhalts 
des  dadurch  begründeten  Rechtsverhältnisses.  Der  unterschied 
zwischen  dieser  Theilnahme  und  der  äusserlichen  Normirung. 
welche  der  Civilrechtssatz  gibt ,  zeigt  sich  praktisch  im  Falle  einer 
gesetzlichen  Neuordnung  des  Beamtenrechts.  Eine  neue  Rechfcs- 
norm für  civihrechtliche  Vertrüge  lüsst  die  unter  der  Herrschaft 
der  alten  f  bereits  abgeschlossenen  grundsätzlich  uni)erülui;  die 
Rechteverhältnisse  der  Contrahenten  bleiben  geordnet,  wie  sie 
waren;  das  Gesetz  spricht  nur  für  die  künftigen  Contrahenten, 
es  hat  keine  rückwirkende  Kraft.  Für  das  Verwaltungsgesetz 
gilt  dieser  Grundsatz  nicht;  der  Staat  bestimmt  damit  souverilD 
seine  eigenen  VcrhäUnisse,  auch  die  er  schon  vorfindet;  es  greiil 
in  die  bestellenden  Beamteuverhiiltnisse  ein  wie  eine  der  eben 
geschilderten  Verfügungen,  nur  ist  es  eine  absolute,  ungebundene 
und  eine  allgemein  gültige.  Es  kann  manchmal  ausdrücklich 
billige  Rücksicht  nehmen  auf  die  Interessen  der  bereits  unter 
anderen  Bedingungen  angest^dtten  Beamten;  es  hebt  auch  im 
Zweifel  nicht  auf,  was  die  Regierung  auf  Grund  der  bestehenden 
Dienätrerhüitniäso  durch  Einzel  Verfolgungen  bereits  endgültig 
geordnet  hat.  Aber  die  aus  dem  Dienstverhältnisse  fliesaende 
Verfügungsgewalt  zu  künftiger  Einwirkung  auf  den  Beamten 
wird  von  selbst,  ohne  dass  ausdrücklich  eine  rückwirkende  Kraft 
in  Anspruch  geuoinmen  sein  musste,  erweitert  oder  verengert, 
die  Berechnungsmassstäbe,  die  Schranken  und  Bedingungen  (tlr 
künftige  Verfügungen  werden  geändert. 

Wenn  z.  B.  das  neue  Gesetz  der  Regierung  das  Recht  gibt, 
Beamte  einer  gewissen  Art  in  einstweiligen  Ruhestand  zu  ver- 
setzen, so  trifft  das  von  selbst  auch  diejenigen,  deren  Dienst- 
vertrag abgeschlossen   wurde   zu   einer  Zeit,  wo  die  Regierung 
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Recht  nicht  hesitzeu  sollte^**).  Die  Neurej^lirung  der 
Pensionen  erhöht  oder  vermindert  auch  die  Ansprüche  der  mit 
anderer  Pensionaberechtig^iug  Angestellten  *  ^').  Die  gleichen 
Dinge,  kraft  dispositiven  Civilrechtasatzes  als  gesetzlicher  Inhalt 

^fines  Dienstvertrages  gedacht,  würden  von  einer  spfiteren  Aende- 

^■Bing  des  Gesetzes  unbeoinfluäst  bleiben. 

^m  4.  Die  beiden  Parteien,  der  Staat  «nd  der  Beamte,  erwerben 
^■«ubjectivu  Rechte,  gegenseitige  Ansprüche  aus  dem  Begrfln- 
dungsakte  wie  aus  den  Thaisachen  des  weiteren  Fortganges  des 
)ienstverhältni88e8.  Der  Inhalt  dieser  Rechte  gleicht  dem  der 
B^egenseitigen  Ansprache  der  Contrahentcn  im  Privaidienstvertrag; 
iire  juristische  Form  dagegen  ist  eine  ganz  andere,  entsprechend 
Jen  anderen  Grundlagen  des  Rechtsgebietes,  welchem  das  Reclitü- 
nstitut  angehört 

Auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Hechtes,   wo  seine  eigene 
Xator   7M  Tage   tritt,    kann   der  Staat  als  solcher  keine  eigent- 
lichen Rechte  gegen  die  üntertlianeu  erwerben;  er  vermag  ihnen 
fgegenQber  schon  von   vornherein  alles,   was  er  will,  wegen  des 
grossen   Gewalt\'erhKltnisses    der   üntertbanenschaft.     Was   man 
bier  Rechte  des  Staates  nennt,   besteht  in  der    Begründung    des 
besonderen     Gcwaltverhältnisses.      und     dieses     bedeutet     nichts 
anderes  als   eine  Verschiebung   der  verfassungsmässigen  Zustän- 
digkeitdsch ranken  zu  Gunsten   der  beweglicheren,  leichteren  Er- 
^KBcbeinungsform  des    Staatswillens,   zu    Gunsten    der   Regierung 


W. 


"•)  Vtrgl.  Verhandlungeu  des  Reicliataga  la  S  25  des  R.B.U.    Der  Abg. 

WlSDTHuBST  beantragte  lu  der  Aurxählong  der  in  einstweiligen  Rnheatnnil 
LTereetzbaren  Beamten  den  Zusatz^  ..nacli  dem  Erlasse  diefee  Gesetzes 
fmr  Anatellung  gfUngenden",  weil  das  Üeselz  sonst  ,,gleichaam  mil  riick- 

wtrkender  Kraft  aiisgi-elattet  sei'-'.     Von  flelbat  dIro! 

t»")  Eis.  Lotbr.  Ge».,  24.  März  1881,  §  19.    Vergl.  aach  Kaie.  Verord- 
Mang  V,  23.  April  167!),  $  'J.     l^-b   kann    mich    hier  oucb  anl'  die  Aiiifiib- 
rangen    bei  Binuimj  ,   Straireclit  S.  238   (T.,   berufen.     Strafgei-elz  iiiuJ  Vit- 
waltangsgeselz  baben  »ehr  viel  Verwand lacbaft. 
Archiv  fUr  öffcntUcbei  Rvcbt  HI    1  6 
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(vgl.  oben  Anm.  53).  Alles,  was  man  auf  dem  Oebiri«  des 
öffentlichen  Rechts  Rechte  des  Staates  nennt,  ist  nichts  anderes, 
als  eine  derartige  Zuständigkeitsverschiebung :  was  sonst  der 
Staat  sfiiner  Verf'assunK  nach  nur  in  der  Form  des  Gesetzes 
könnte,  kann  er  hier  al»  Regierung.  Man  mag  sich  die  Sache 
anschaulicher  und  mehr  im  Sinne  cirilrechtUcher  Denkweise 
zurechtlegen,  indem  man  sagt:  die  Regierung  sei  es,  die  in  dem 
Staats dionsfcverhältniss  Rechte  ci*wcrbe  gegen  den  Beamten;  so 
sieht  es  ja  in  der  That  aus.  Nur  darf  nicht  vergessen  werden, 
das8  mit  dieser  Ausdruckswetse  da^  Rechtsverhältniss  selbst  ver- 
dreht wird:  es  besteht  nicht  zwischen  dem  Beamten  und  der 
Regienmg,  sondern  zwischen  jenem  und  dem  Staat  als  Ganzem. 

Was  man  aber  Rechte  des  Beamten  nennt,  das  ii«t  zu  diesem 
das  Gegenspiel.  Lahano  kommt  auf  den  Begriff  zu  :^precben 
bei  Darlegung  der  Schranken,  welche  der  Regierung  in  der  Ver- 
fügung Über  den  Beamten  gezogen  sind^"*).  Dieselben  sind 
theils  thatsücb liehe,  thells  rechtliche.  Tb atäiic bliebe,  sofern  durch 
die  auf  dem  Anstellungsvertrage  beruheniien  Rt^chte  des  Beamten 
gegeben,  rechtliche,  sofern  eine  gesetzlich  au.^gesprochene  Selbst- 
beschränkung des  Staates  die  Verfügung  der  Regierung  von 
Voraussetzimgen  abhängig  macht,  Eine  thatsüchliche  Schranke 
gibt  z.  B.  der  Anspruch  des  Beamten  auf  Fortbezug  seines  Ge- 
halts: denn  das  ist  eiu  Recht  desselben.  Rechtliche  Schranken 
dagegen  hindern  die  Regierung  vielfach  in  der  Entziehung  der 
Amtsftihrung ;  denn  auf  diese  hat  der  Beamte  kein  Recht 

Die  beiden  Arten  von  Schranken,  tbatsächliche  und  recht- 
liclie,  scheinen  mir  aber  ein  und  dasselbe  Ding  zu  sein,  nur  von 
verschiedenen  Seiten  betrachtet.  Ks  gibt  keine  uueutziehharen 
Gehälter,  aber  ganz  frei  würde  der  Staat  hier  nur  eingreifen 
können  in  der  Form  des  Gesetzes;  die  Regierung  ist  dazu  regel- 
mässig  nur  ermächtigt  unter  gewissen  Bedingungen,  wie   fest- 


"*J  Staaurecht  I.  ?.  47».  480 
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Ute  Verletzung  der  Dienstpflicht,   DienstuufiUiigkeit  u.  s.  w. 
solche  Voriiussotzungen  gefordert  sind,    besteht  für  die  Re- 
gierung   eint'   Schranke,    un   der   man   mich    Belieben    mehr   die 
tbatsächliche  oder  mehr  die  rechtliche  Katur  betonen  wog.    So- 
^■■reit  aber  die  Gehaltsentziehung  oder  -Verminderung  ohne  Hulche 
^■VorBUssetzungen    njich    freiem    Ermessen   der    Regierung    herbei- 
^Heßlhrt  werden    kann,    —    die    bei    manchen  Aemtern    zulässige 
^(V^ersetzuDg  in  einstweiligen  Ruhestand  gibt  ein  Beispiel,  —  soweit 
bildet  auch   das   durch  den  Anstell nngs vertrag  erworbene  Recht 
■tteine  Schranke,    und   zwar   eine   rechtliche   so   wenig,    wie  eine 
^Ahat^iohli  i- h  e . 

^t         Gerade   so   verhält   es    sicli   mit    dem   Rang    und    Überhaupt 
mit  allen   in   Begründung  oder   Verlauf  des   Dienstverhältnisses 

^tm  Beamten  gewährten  Vnrtheilen:  sie  sind  Rechte  des  Beamten, 
>weit  sie  nicht  willkürlich  von  -Seiten  der  Regierung  aufgehoben 
toder  unwirksam  gemacht  werden  können,  d.  h.  ebensoweit  als 
lezie  sogen.  SelbstbeschrÜnkung  de;;  Staates  reicht. 
I  Was  aber  besonders  hervorgehoben  zu  werden  verdient^  das 
ist,  dass  es  im  Wesentlichen  nuch  nicht  anders  ist  mit  einer 
weiteren  Seite  des  Dienutverhültnisses:  mit  der  dem  Beamten 
I  anvertrauten  Amt.*;ftthrung.  Man  stellt  sie  geni  in  Gegensatz  zu 
den  Rechten  des  Beamten  und  beweist  dadurch,  dass  man  nicht 

kAuge  behält,  was  überhaupt  Rechte  der  Ginzelneu  auf  dem 
biete  des  iittentlichen  Rechtes  bedeuten.  Dieselben  Voraus- 
setzungen, unter  welchen  Gehalt  und  Rang  genommen  oder  ver- 
mindert werden  können,  erniächügen  die  Regierung  auch,  zur 
Entziehung  des  Amtes.  Bei  richterlichen  Beamten  gibt  es  gar 
keine  andere  Art  der  Anitsentziehung  als  diese.  Bei  den  übrigen 
^^kommt  noch  das  Versetzungsrecht  in  Frage  und  der  Dienstbefuhl. 
^Pniteres  bedeutet  aber  keine  Entziehung  der  AmlsfUiirung,  sondern 
nur  eine  Veränderung,  vor  Allem  eiiie  örtliche  Veränderung.  Das 
Recht  de&  Dienstbefebles  kann  die  vorgesetzte  Behörde  allerdings 
J)cnÜtzen.  um  den  Beamten  in  seiner  Amtsthätigkeit  zu  beengen 
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und  üinzu-schrilnkon.  Namentlich  wo  etwa  mehrere  Beamte  ^r 
deaselben  GeschUltäkrei»  augestellt  siud  und  der  Vorgesetzte  Über 
die  Geschäftes vertheilmig  bestimmt,  ist  es  thatsächlich  möglich, 
einen  Beamten  so  ziemlich  bei  Seite  zu  schieben.  Aber  eine 
wirkliche  Entziehung  der  Amtsführung  dem  Rechte  nach  kann 
auch  der  Dienstbefebl  des  Vorgesetzten  nicht  bewirken;  er  ist 
seinem  Begriff  nach  immer  nur  Leitung  der  AmtsfDfarung,  welche 
grundsätzlich  als  fortbestehend  angeäohen  werden  muss.  Eine 
Verfügung,  welche  dem  Beamten  auferlegt,  sich  bis  auf  Weitere« 
aller  Amtithätigkeit  zu  enthalten ,  wäre  kein  Oienstbefehl  mehr, 
sondern  eine  Suspension  und  wäre  rechUswidrig,  wenn  die  rem 
Gesetze  fUr  diese  geordneten  Voraussetzungen  nicht  gegeben  sind. 
Die  Schranken,  welche  der  Entziehung  der  AmtstÜhrung 
gesetzt  sind,  werden  freilich  prjiktiwch  wenig  fühlbar  ^^^).  Einmal 
wird  der  Beamte  eine  blosse  Entlastung  sich  meist  gern  gefaUeo 
lassen;  das  macht  einen  äusserlichen  Untersciüed  von  der  Gehaltü- 
entziehung.  Sodann  ist  es  grundsätzlich  die  Etegiening  selbst 
welche  darüber  entscheidet,  ob  die  Voraussetzungen  für  die  Recht- 
mässigkeit ilirer  Suspensionen,  Versetzungen  in  einstweiligen  Ruhe- 
stand u.  8.  w.  gegeben  siud,  ob  der  Dienstbefehl  seinen  recht- 
m^issigen  Umfang  eingehalten  hat;  darin  zeigt  sich  gerade  die 
Natur  des  Gewaltverhältnisses;  nur  für  folgenschwerere  Fülle  sind 
eigene  Kutscheidungsbehörden  geordnet.  Wer  in  dem  Landgerichts- 
rath  einen  nicht  zu  ersetzenden  Hort  des  Hechtes  sieht,  der  wird 
sagen,  die  Rechtsschranken  seien  hier  schlecht  geschützt;  aber 
desswegen  sind  es  doch  Rechtsschrauken.  In  dieser  Reziefanng 
sind  die  Rechtsschranken,  welche  den  Gehaltsbezug  decken,  so 
sehr  viel  besser  nicht  gestellt.  Die  Regierung  entscheidet  auch 
liier  in  erster  Linie;  die  Nachprüfung  durch  das  Oivilgericht, 
welche  in  gewisser  Frist  beantragt  werden  kann,  schützt  in  Wesent- 


"*)  S^WET,  Oetr.  R.  II.  V.. Rechts  pflege,  S.  472;   Rebk  in  AnDslco 
1885,  S.  198. 
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lichem  nur  gegen  unrichtige  Berecbnungen:  denn  die  Verfügungen, 
welche  über  die  Anitsstellung  getroffen  werden  und  den  Gebalts- 
anspruch    hanptaäcfalich    becintiusscn,    sind    dieser   Nachprüfung 

tntzogen  "*). 
Demnach   ist   die   Selb»tbeschränkung  de»   Staates   in    allen 
usentlichen  Stöcken  die  gleiche  bczQgUcli  der  Amtsführung,  wie 
BOglich  Oebalt  und  Hang.     Die  Amtsführung   ist  aber  ein  aus 
dem  Dienstverhültnisiie  fliesäender  Yurtheü  des  Beamten,  ein  In- 
Htereese  der  Ehre  hängt  daran  und  ein  Interesse  der  Macht.   So- 
weit sie  durch  die  Selbr^thearhränkung  des  Staates  geschützt  ist, 
kann  man  von   einem  Rechte   des  Beamten    sprechen    in  keinem 
besseren,   aber   auch   in  keinem  ^schlechteren  Sinne  als  von  dem 
Rechte  auf  den  Gehalt  und  von  dem  auf  den  Rang*"'). 
^K         Das  Recht  auf  das  Amt  ist   gerade   eines   der  allereigen- 
"Ihümlichsteu  Stücke  des  Staatüdienstvertrages:  der  Dienstherr  nach 
Civilrecht  kann   frei  vei'zicliten  auf  die  Dienste  des  Gedungenen, 
wenn  er  nur  mit  seinen  Gegenlcishingcn  fortfahrt;  die  Regierung 

Kann  das  nicht.  Wenn  dieses  bedcutsamo  StUck  des  Rechtsver- 
ültniäses,  in  welclien  die  Machtstellung  des  deutschen  Beamten- 
luui»  ihren  schärfsten  Ausdruck  findet,  meist  gar  nicht  zur 
Geltung  kommt,  so  ist  daran  vor  Allem  Schuld  die  Lehre  vom 
wahren    Staatsdienstvertrage.     Der    ciulrechtliche   Beigeschmack 

K'  ;t  diesem  Rechtitgeschäfte  durch  die  Beilegung  des  Namens 
ffentl  ichrecht  lieh  doch  niemals  so  ganz  auszutreiben,  dasa  mau 
nicht  Bedenken  trüge,  die  Folge  des  Erwerbs  eines  Rechtes  auf 
das  Amt  damit  zu  verbinden.  Man  scheut  den  Anklang  an  den 
Feudalstaat.  Stehen  wir  aber  einmal  fest  und  bewusst  auf  dem 
Boden  des  öffentlichen  Rochtea,  so  brauchen  wir  auch  hier  nicht 


■  '»)  EniBch.  d.  Reichsgericht«  in  (Jiv.-Saclien  SU,  Ö.  70  ff. 

■  "')  Die  Pr.  Verf.-L'rk.  Art.  98  hatte  ein  Gesetz  vorgeeehen,  .^welches 
den  Stimtsbcamten  gegen  willkürliche  Entziehung  von  Amt  und  Einkom- 
men  an  gemessenen  Schutz  gewährt.''^  Beide  Dinge  sind  also  mit  voller 
Absicht  gleich  behandelt. 
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80  ängstlich  2U  sein,  der  Wahrheit  der  Dinge  den  entsprccfaendea 
Ausdruck  zu  geben:  als  KrzeugiiisH  eineä  Kecht^cßchüi^»  d«8 
öffentlichen  Rechtem,  als  Recht  in  dem  obigen  Sinne  von  klar 
erkannter  öftentlicher  Natur  reibt  sich  das  Recht  auf  das  Amt 
ohne  Mis8ton  ein  in  da.s  Ideeugauze  des  modernen  Staates. 


Der  Wissenschaft  des  deutschen  Verwaltungsrechtes  8t«ht 
sicherlich  ftir  die  nächste  Zukunft  ein  gewaltiger  Aufschwung 
bevor.  Das  neue  Civilgesetzbuch  wird  zu  einer  festeren  Abgren- 
zung der  Gebiete  fuhren.  Das  sich  auflösende  deutsche  Prirat' 
recht  wird  uns  eine  ganze  Reihe  von  Rech Uinsti tuten  herausgeben, 
die  es  jetzt  noch  in  Anspruch  nimmt.  Neben  den  offen tlicbrecht- 
lichen  Vertrag  stellt  sich  diw  ÖrtV-ntlit^hrechtlichc  Kigenthuni,  die 
Öffentlichrechlliche  Servitut,  die  Öflentlichrei-htliche  Ent^cbüdigung 
U.  s.  w.  Das  deutsche  Verwaltungsrecht  erhält  eine  Fülle  von 
Stoß'  mit  dcniKctben  Parallel isniu:«  zu  den  Kechtsinstituten  des 
Civilrechts  wie  das  römische  und  das  französische  Recht  ihn  auf- 
weist. Ich  bin  auch  der  Meinung,  dass  uns  för  die  Beherrschung 
und  Durchdriuguug  diei^es  Sfctitles  die  einheitliche  Gritudluge  nicht 
fehlt,  deren  ein  eelbstündiger  Zweig  der  Rechtewissenschaft  be- 
darf'*'). Sie  ist  bereits  gefunden  in  jener  be.'sonderen  Kraft  des 
Stiiatswillens,  welche  wir  unter  verschiedenen  Namen  und  mit 
verschiedenem  Wirkuugskreiji  anerkannt  sehen.  Wie  der  Oftent- 
lichreohtlichc  Vertrag  des  Staatsdienstvcrhältnisse.s,  so  müssen 
»ich  alle  unsere  einzelnen  Rechtsinstitute  als  Offenbarungen  dieser 
Kraft  nachweisen  lassen.  Es  bedarf  nur  einer  entRcblossenea 
Durchführung  des  Gedankens. 


"*)  „Dm  einbeitÜRhc  Objekt,  wficlifs  jede  Wissenscliaft  erfordert", 
.,tler  eine  Paukt,  aus  welchem  das  ganze  Kechtssystem  der  Verwaltnog 
heraus  zu  konsLrniren  isl'*^  nach  dem  trelTendeo  Ausdruck  reu  GnuPLOWioE, 
der  noch  jüngst  den  Mangel  dieaea  Klementes  in  unseren  Dnrstelinngen 
beklagl  (GbCnhut,  Ztachft.  XIV,  S.  481,  482). 


Das  kaiserliche  russische  Thronfolge-  und 
Hausgesetz. 

Von 
Prof.  Dr.  0.  EinnEi.siAXN  m  Kiew. 

Zur  BehaudluDg  der   bezeichneten  Matvrie    veranlasste    den 
eferenten  zunächst  das  jllngst  (188Ö)  umgearbeitete  FamUien- 
pstatut  oder  HauHgesetz  des   russischen  Kaiserhauses.     Aber  auch 
abgesehen   hiervon   dürfte  eine  zusammenhängende  Besprechung 
Ses  ^(onzcD,  in  der  Uebersehrift  vermerkten  Themas  wissenschaft- 
nicht   unbegründet  sein.     Mit  grösserer  Geuauigkeit   inter- 
sirten  sicli  bis    jetzt    für    unsere    Frage    solhstverstUndlich    die 
tischen   Stoatsrechtsschriftäteller:    doch    haben    dieselben   dos 
iiema    vornehmlich    geschichtlich    und    descriptiv    ausgenutzt, 
'  dagf'gen    für   eine    strengere    historisch-dogmatische   Behandlung; 
[desselben  keinen  Geschmack  bekundet,  was  sich  vielleicht  damit 
rechtfertigen  Hesse,  dass  die  Frage  zunächst  nur  ein  rein  theore- 
Üsobea  Interesse  zu   bieten   schien.     Aus  diesem  Grunde  sind  ja 
auch    manche   antlere  Fragen    des  öffentlichen  Rechts  nicht  zur 
wissen  seil  aftlichen  Entfaltung,  resp.  juristischen  Analyse  gelangt. 
Im  Grossen  und  Ganzen   haftet  nun  der  russischen   Wisseuachaft 
des   Oüentlichon  Rechts  vorwiegend,    beinahe    ausschliesslich,  der 
publicistische  und  descriptive,  nicht  der  Charakter  dur  öifentlich- 
rechtlii'hen  Jurisprudenz  an.  Die  letztere  hat  gewiss  üire  Schwierig- 
keiten,  aber   unmöghch   ist   sie   keineswegs,   wenn  sich  nur  der 


—    88     - 

Geschmack  für  die  richtijje  —  juristische  —  Methode  fest  eingelebt 
hnben  wird.  An  Material  und  practischer  Bedeutung  fehlt  «3 
derselben  nicht,  und  sie  würde  ganz  ausserordentlich  den  Rechts- 
staat fester  fügen  helfen,  mehr  und  besser  als  Theorien. 

Als  Materifü  fttr  da.s  Torliogende  Referat  benutzte  der  Ver- 
fasser die  diesbezüglichen  Quellenwerke  den  geschichtlichen  und 
geltenden  Kechts:  1.  Die  c.  Iö49  beginnende,  vollständige  Gesetzes- 
sammlung, in  chronologischer  Reihenfolge  alle  Qesetze  und  kaiser- 
lichen Befehle  bis  auf  die  neueste  Zeit  enthaltend  (incl.  alle 
Staatsvertrage),  und  2.  den  Swod  Sakonow  (des  geltenden 
Rechte).  Die  Lehrbücher  des  russischen  Staat^frecbt«  und  die 
sonstige  Literatur  boten  kein  neues  Forsch uugsmaterial  und  ge- 
währten auch  keine  Gelegenheit,  mit  ihnen  in  kritische  Erörte- 
rungen Über  Fragen  aus  dem  vorliegenden  Thema,  betr.  juri- 
stische L'onstruction  u.  dgl.,  einzugehen.  Referent  entbehrte  auf 
diese  Weise  in  seinen  Ausführungen  gänzlich  der  heilsamen  Bei- 
hUlfe  eines  Correctivs  seitens  begründeter  Ansichten  anderer 
Juristen.  Die  Verantwortlichkeit  desselben  mag  daher  nicht 
absolut  scharf  bemessen  werden.  —  Die  vorhandenen  frauzösischen 
Texte  der  hier  verarbeiteten  Geset«es8tUcke  sind  unten  im  Ab- 
schnitt 11  angegeben  (in  der  Anmerkting  l   auf  S.   100). 


In  der  historischen  Entwicklung  unserer  Frage  sind  fllr 
unseren  nllchsten  Zweck  zwei  Zeiträume  aus  einander  zu  halten: 
1.  der  ganze,  fast  tausendjährige  Zeitraum  seit  der  Ankunft 
der  Rurikdynastie  bis  zum  Haus-  und  Thron folgegeaetz  von 
1797;  und  2.  die  Periode  seit  diesem  Zeitpunkt.  Daa  Gesetz 
von  1797  schui"  überhaupt  zum  ersten  Mal  eine  zuverlässige 
Thron folgeordnung  für  das  grosse  russische  Reich  und  hat  ganz 
zweifellos  durch  seine  wegenareiche  Wirksamkeit  den  urhiibenen 
Intentionen  seines  Schöpfers,  des  Kaisers  Paul,  ent^prochen.  Im 
Geiste  dieses  «FundameutalstAtuts"  sind  dann  im  Laufe  der  Zeit, 
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während  des  19.  Jahrhunderts,  als  ^ Be.stäfcigtmgen  der  unhe- 
dingt«n  und  ausgezeicliueten  Ächtung  der  russischen  Kaiser  vor 
diesem  so  ausserordentlich  wichtigen  Reichsgrundgesetz",  noth- 
wendige  ErgUnzungcn  hinzugekommen.  —  Dos  spccicUero 
Hausgesetz,  ohne  im  Grundprincip  eijier  Aenderung  unterworfen 
zii  werden,  hat  zweckentsprechende  ModiHcationen  im  Detail  er- 
fahren, um  das  ganze,  1797  geschaffene  Werk  auf  festere  Basis 
zu  stellen.  Eine  durchgreifendere  Neuordnung  in  diesem  Sinne 
erfolgte  wahrend  der  letzten  Jahre  zuerst  durch  einzelne  Anord- 
nungen und  dann  in  zusammenfassender  Weise  durch  das  um 
2,  (14.)  Juli  IfiSti  puhlicirte  kaiserliche  russische  Hausi^tatut. 
Das  Throufolgegesetz  brauchte  hier  nicht  mit  eingeschlossen 
zu  werden. 

Das  Throntbigegesetz  und  Ilausstatut  von  1797  sind  Institu- 
tionen im  Sinne  des  modernen  Staates.  Auch  ilir  historischer 
Zusammenhang  mit  der  Vergangenheit  ist  nur  ein  loser;  von 
einer  traditionellen  Reception  derselben  aus  der  eigenen  Vorzeit 
kann  sogar  kaum  die  Rede  sein:  vielmehr  ist  ihr  Entstehen  von 
ihrem  Schöpfer  als  Gegensatz  zur  früheren  Kegellosigkuit  und 
Zufälligkeit  in  der  Thronfolge  motivirt.  Und  mit  Hecht!  Denn 
nicht  nur  das  18.  JahrhuTidert  stand  in  dieser  Beziehung  dem 
Lande  als  warnendes  Beispiel  in  frischer  Erinnerung! 

Es  hat  hier  keinen  Zweck,  uns  durch  die  mannigfachen 
Wechselgestaltuugen  des  dynastischen  Erbrechtes  in  der  russischen 
Geschichte  hindurchzuwinden.  Wie  auch  bei  anderen  Völkern, 
hatte  diese  Frage  für  die  Geschichte  des  russischen  Staates 
seine  eminente  Bedeutung.  üehrigeuN  ßnden  sich  auch  liier  die 
unter  analogen  Verhältnissen  unter  arischen  Völkern  anzutreflenden 
Entwicklungsphasen  und  Einzeigcstaltungen  mit  dem  entsprechen- 
den inrlividu eilen  Gepräge.  Auch  hier  sehen  wir  ursprünglich 
ein,  betrefiend  die  thatsachliche  Bedeutung  der  einzelneu  Bruch- 
fchfili!  des  Ganzen,  sehr  verschieden  proportionirtes.  von  Erb-, 
Einsetzungs-,  Walil-  und  Vertragsprincip  gebildetes  dynastisches 
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Erbrecht.  Ein  festes,  einheitliches  Princip  fehlte  gunz  natur- 
gemäss  da,  wo  die  staaUichen  VcrhältniKse  so  lose  waren,  wie 
in  den  ereten  Jahrhunderten  nach  dur  Grilmlung  der  Hurik- 
dynnstie.  Erst  nn  das  Moskowische  Fürstentlium  setzt  sich 
während  der  TartarenheiTMchaft  dauernd  ein  zäher,  entschlossener 
und  rücksichtsloser  politischer  Gedanke  an.  Die  erbliche  E'm- 
hcrrschaft  wird  hier  allmählich  prineipiell  durchgeführt;  sclion 
gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderte  begegnen  wir  einem  ganz  bo- 
i?tinimteii  Ansutz  im  Sinno  der  Linea]pi'iniop;eniturerbfolge.  Aber 
dif  politischen  Ereignisse  im  Zusammenhang  mit  den  Dynasti«' 
wechsehi  im  10.  und  17.  Jahrhundert  und  der  Regen t^icbafts- 
frage  im  17.  und  18.  Jahrhnndert  —  braciiten  das  für  das 
grosse  Reich  nothwendige  Princip  der  Lineal-Primogeniliir  immer 
und  iimuer  wieder  aus  dem  angeätvolileu  Gefüge:  es  «iirde  ent- 
weder umgangen  oder  fand  keinen  sichtbaren  Ausdruck. 

Pbtke  der  Grosse,  im  Gram  und  Zorn  über  den  (bekannten) 
Ungehorsam  seines  einzigen  Sohnes,  glaubte,  im  Interesse  ftlr 
das  Wohlergehen  seines  Landes,  da«  erbliche  Thronrecht  ganz 
aufheben  zu  wtt.'tHen.  Er  führte  die  testamentarische  Thronfolge 
ein,  —  aber  er  selbst  hat  kein  VcrniAchtniss  hint-erlassen. 
kühne,  radicale  und  etwas  demokratische  Art,  wie  der 
Zar  mit  seiner  Refanu  vorging,  war  sehr  bemerkenswerth. 
Vorgehen  war  für  die  Begriffe  jeuer  Zeit  ein  ganz  aussergewöhn- 
liches  und  wenig  verständliches,  und  der  energische  Zai%  «in 
Selbstherrscher,  wie  nur  je  einer  es  gewesen,  aber  auch  würdig, 
wie  kein  anderer,  ein  solcher  zu  sein,  sah  sich  veranlasst,  nicht 
nur  mit  Gewaltmitteln  dem  gethanen  Kchritt  kategorischen  Ge- 
horsam zu  erzwingen,  sondern  auidi  die  freie  Ueberzeugung  der 
ünterthanen  tQrdie  Reform  nachsuchen  und  gewinnen  zu  müssra. 
Er  Hess  sich  daher  von  allen  Uuterthaneu  das  neu  angeordnel 
ToKtamentsthronfolgegesetz  besonders  beschwören  (1722),  gleich- 
sam als  einen  Staatsgrundvertrag,  und  ordnete  an,  eine 
historisch-naturrechtlich  und  theologisch  raotivirte  Rechtfertigung 
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dieses  Gesetzes  zu  verfn-ssmi  xiiitl  zu  verbreiten.  Itiese  Ajwlojfie 
ist  ein  eigen  geartetes,  kloi^sisches  Mui»t«nv-erk  in  der  gesoiniiiten 
Pablicistik  des  18.  Jabrliunderts. 

Sie  ist  vertesst  vom  Geistlichen  Fkofaic  Procopowic/  und 

'betitelt  ,da>:  Recht  des  monarchischen  Willens*.  Es  handelt 
sich  dabei  nicht  ho  sehr  um  juristische  Con^ftruetionen,  als  ganz 

I  Torzugsweise  um  naturrechtliche  und  daneben  theologische  Dia- 
lektik mit  sehr  zahlreichen  historischen  Nachweisen  und  mit 
Berufungen  auf  das  corpus  juris  civilis  u.  k.  w.  Auf  natuiTecht- 
licije  Ausgangspunkte  wird  das  bürgerliche  Hecht  der  väterlichen 
Gewalt  zurUckgefllhrt,  wenn  der  Vater  die  Kinder  für  grobe 
Vca^ehen  gegen  iliren  Erzeuger  des  Erbes  entsetzt.  Denn  dass^ 
diese  auf  dasselbe  kein  (natllrliches)  Anrecht  haben,  sei  ja  ein- 
leuchtend, wenn  man  bedenkt,  dass  aus  dem  Erbriachlass  des 
Vaters  dessen  Gläubiger  zu  alleremt  zu  betrieiligen  Mcieu  und 
eventuell  das  Ganze  zu  erhalten  berechtigt  sein  können:  und 
nur  solches  Recht  dos  Gläubigers  sei  ein  Uecht.  Peofan 
Pbücüpowicz  erörtert  ferner:  Die  christlichen  Volker  haben  das 
Recht  der  väterlichen  Gewalt  eingeschränkt;  es  ist  dem  Vater 
sowohl   das  jus  vitae   ac    necis   an   den    Kindei-n,    als  auch   das 

'  Verkautsrecht  derselben  zu  Sciaven  nicht  mehr  gestattet.  Aber 
das  VoUiiiass  der  väterliclien  (iewalt  ist  damit  nicht  untergegangen; 
die  modernen  MachtliefugnJsse  des  Vaters  tinden  am  Staatsober- 
haupt .  als  oberstem  Richter  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft, 
gleichsam  ihre  nothwendige  Ergänzung. 

Der  Verftisser  beruft  sich  auf  die  opinio  doctoruni,  die  ge- 
gesamnite  naturreclitüche  Literatur  (an  300  Arbeiten),  als  mäch- 
tige Zeugen  der  Richtigkeit  seiner  Deductionen,  die  im  Resume 
die  naturrechtliche  Gerechtigkeit  und  politische  VorzUglichkeit 
des  vom  Zaren  angeordneten  Thronfolgegesetzus  vor  allen  anderen 
Qblicheu  Svsteuien  Dbenseugend  und  in  jeder  Beziehung  UDvrider- 
leglicb  machen  wollen. 

Der  Zar  ist  (so  wurde  auch  schon  im  Throngesetz  von  1722 
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kundgegeben)    fUr   einen   tüchtigen  Nachfolger    zu    Horgeu   ver-' 
pflichtet,   um    da«   von   ihm   gepflegt«  Gut  des  Staatswohls  in 
sichere    Hunde    zu   legen.     (Die   Pflichten    des   Forsten    werden 
kategorisch   hervorgehoben.)     Kine    erbliclie   Thronfolge   hindere 
nun    den    Uerrsclier    an    die«er    seiner    natürlichen    Pflicht:    der 
nächste  Krbe  sei  nicht  immer  der  würdigste  Thronfolger;  ausser- 
dem werde  ein   durch  die  erbliche  Thronfolge  garantirter  £rbe 
durch   diese  Zuversicht  der   ünentziehbarkeit   seines   Rechtes 
Hoclmiuth  und  Widerspenstigkeit  gegen  seiueu  Vater  und  Herrn 
veraiitasät,   was   dann   diesen  behindere,   seinen  Nachfolger  zum 
würdigen  Herrscher  auszubilden,  d.  h.  seine  heiligste  Pflicht     , 
XU  erfüllen.  ^H 

Die  Mängel  der  Wahlmonarchie  waren  weit  leichter  zu  ei^^ 
bringen. 

Also  aus  <}ffeutlich-rechtlichen  und  politischen  Gründen  wurde 
in  der  officiellen  Apologie  die  testamentarische  Krnennung  des 
Thronfolgers  als  bestes  System  ausgeführt  und  befllrwortet.  Besser 
als  je  einem  anderen,  hiess  es  da.  seien  dem  leitenden  Herrscher 
die  Leute  und  Dinge  bekannt,  ihm  Liege  auch  die  ganze  Sache 
naturgemäss  am  nächsten  (also  durchaus  nicht  }jatrimonial 
wird  argumentirt) ;  kein  Änderer  als  der  Herrscher  sei  daher 
besser  im  StJindo,  also  auch  nicht  berechtigt,  den  Regierungs- 
nachfolgor  im  Staat  zu  ernennen.  —  Die  angedeuteten  Ausfüh- 
rungen passen  natürlich  auf  das  vorzügliche  Vorbild  des  grossen 
Herrsehers,  wie  Peter  I.  ein  solcher  war,  und  auf  die  von  ihm 
bekämpften  Missstände  und  Gefwhreu;  iiber  sie  sind  wohl  auch 
mit  diesen  exceptioueUeu  UrspruugsgrÜuden  mehr  oder  wenigi 
erschöpft. 

pRocopowicz'  Werk  trug  ganz  das  Gepräge  der  Petrinischen 
Anschauungen;  es  war  die  poUtische  Schule  des  grossen  Zaren, 
die  wir  hier  in  geschicktester  AusfÜhnmg  gedrängt,  man  kann 
sagen  geschmackvoll,  sehr  beredt,  tief  geUdirt  und  erschöpfend 
und  nichtsdestoweniger  sehr  mundgerecht  (populär)  wiedergespie- 
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"wlieD.  rifts  Werk  war  als  der  Commentar  zum  Gesetz 
^U  1722  pnblicirt,  als  ße.st«ndtheil  desselben;  und  die  ofticielle 
Publication  wurde  später  von  der  Kaiserin  Katharisa  1.  noch  ein 
Hai  wiederholt:  denn  das  Gesetz  tob  1722,  wurde  bedeutet,  »ei 

IUI  sich  sowohl  klar,  als  auch  TemUnftig  genug,  aber  für  ver- 
stockte Herzen  und  irregeleitete  Geister  sei  eine  wied erhol entUche 
eingehende  Belehrung  und  Ermahnung  nöthig  geworden. 
Das  pBOcopowicz'sche  Opus  enthillt  etwa  100  starke  Octav- 
seiten;  der  Ton  der  Darstellung  ist  gemischt-naturrechtlich-rhe- 
toriscb  und  theologisch-pastoral .  die  Sprache  ist  eine  erhaben 
gehaltene  rolksthümlicbe  Mundart. 
I  Das  Werk  hatte  verschieden  gesinnten  kritischen  Anforde- 

rungen zu  genügen,  um  sich  Krlblg  zu  sichern,  musste  dessen 
Methode  nothwendigerweise  alle  wirklichen  und  vemieintlicheu 
Beweismittel  erbringen  und  sich  systematisch  des  Verfahrens  der 
Propaganda  befleissigen.  und  was  Wunder!  hat  sich  ja  doch 
die  Publiciätik  bis  auf  heute  von  dieser,  man  könnte  sagen,  bunt- 

IHchecldgen  Beweisart  nicht  ganz  befreien  können.  Die  Methode 
des  Pbocopowilz  bezeugt  natürlii-h  auch  den  starken  Eintluss  der 
Hron  ÖBOox'schftn  Ärgumeiitationsweise.  Es  war  judenfalls  ein 
glänzender  Anfang  russischer  Publicistik,  den  Procopowicz  im 
Geiste  seines  grossen  Herrn  in  der  Prawda  woli  monarschei  (in 
dem  Recht  des  monarchischen  Willens  |  inaugurirte:  es  war  nicht 
nur  Nacihahroung  und  nicht  nur  Compilation,  was  er  bot^  sondern 
ein  einheitlich  zusammenfassendes  Ganze,  mitgetragen  von  der 
einschneidenden  Uebcrzeugung  des  Verfa.ssers  von  dem  Recht  der 
■  vertretenen  Sache.  —  In  der  Literatur  ist  die  Prawda  woli 
^  nionarschei  fast  immer  nur  einseitig  beachtet  worden,  zum  TheÜ 
auch  servil ;  da-s  Meisterwerk  in  seiner  Ganzheit  und  bistorisch- 
B  concreten  Beziehung  kam  dagegen  nicht  zur  Geltung.  Unberufene 
haben  es  zum  Theil  profanirt;  andere  scheinen  es  von  verschie- 
denen Standpunkten  aus  gescheut  zu  haben.  —  Es  ist  jedenfalls 
keine  Apologie  groben  Abeolutismus. 
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Das  Pt'trinisclie  TlironfoIgegesoU  hatte  nun  tlmtsäclilicl 
nachdrück LicluMi  Einllufts  dan  gunzu  Jahrhundert  hindurch:  Nach 
dem  Tode  Pktsrbdks  Okossrn  wurde  Ratbariha  L  zur  Kaiserin 
erhoben,  auf  Grund  des  vermutheten  stillschweigenden  Testa' 
mentijs  des  Zaren,  das  man  in  der  vom  Kaiser  der  Kaiserin 
gewährten  Kröuung  ausgedrückt  wissen  wollte.  Neben  der 
Kaiserin  war  bekanntlich  der  Enkel  des  Kaisers,  ein  Sobu  des 
Terurtheilten  Kronprinzen  Alkxfi  vorhanden,  nämlich  der  nach- 
malige Kaiser  Peteh  II. 

Kaihabina  I.  machte  von  dem  Petrinischen  Thronfolgegese 
ausdrilck liehen    Gebrauch;    aber   gleichzeitig    nahm    sie    Itlr  siel 
dabei  ein  Kecht  in  Anspruch,  dos  dem  Throngesetz  ihres  Gemahls, 
auf  tlaa  sie  sich  berief,  zweifellos  widersprach,  denn  sie  errichtet« 
ein  Testament,    in    dem    sie   den   nachmaligen    Kaiser  Pktkh  II. 
zum  näcliKtcn  Nuclifolger  einsetzt*,   liie.seni  hatte  dessen  Descen- 
denz  zu  folgen,  nächstdem  die  Tochter  der  Kaiserin:   Akha  To: 
HokSTKiH  und   deren  Descendenz,    nach   deren  Aussterben   dann 
die    zweite   Tochter    der    testirenden  Kaiserin,    die    nachmalig«; 
Kaiserin   Eusabetu,    thronberechtigt   wurde.     Bier  war  also 
AusftÜirung    des    Petriniachen    Gesetzes    testamentarisch    ein 
ganzes  Lineal-  (und  wahrscheinlich)  Primogenitursystem  entwor- 
fen,   das   selltstverständlich   dem   Grundprinoip   des    Petrinische 
Gesetzes  widersprach,  dem  gemä«»  nur  der  jeweilig  herrst^hendi 
Monarch  Über  die  nächste  Thron lalgel'rage  zu  entscheiden  ver- 
mochte,  denn   es  handelte  sich   dabei  um  eine  factische  Zweck- 
mässigkeitsfrage.     Ihre  Vermä(:htniRsbeftigni»s  gründete  die  Kai-' 
serin  dennoch,    wie  schon  bemerkt  wurde,   auf  das  Gesetz  ibres' 
Gemahls  von  1722. 

pBTKK  H.  wurde  1727  Kaiser:  17^0  starb  er  kinderlos.    V< 
einer  ordnungsmüssigen  Thr<^Hifolge   war   dieses  Mal  keine  Hedft 
mehr.     Die   stark    gewordene    OUgarc-henpartei    suchte    für    sich 
ihunaLs    bekanntlich   ein    gefügiges  Organ    an    der   kurländischen 
Herzogin  Axka,  einer  Brudcrstocbter  des  grossen  Kaisers.   Diese 


Off 


—     95 


I 


I 
I 


ward  mit  Hilfe  der  Oügarchenpartei  zur  Kaiserin  erlioben.  Aber 
nach  der  Thronbesteigang  machte  sie  der  OUgarchenpartoi  deu 
endgültigen  Garauä  und  bestätigte  wieder  da£  Petrinii^clie  Thron- 
foigegeaetz  gaaz  auadrücklich.  Kurz  vor  ihrem  Tode  enmnnle 
sit'  zu  ihrem  Nachfolger  dt-n  Sohn  ihrer  Schwestertochtei*,  einen 
Prinzen  von  Bruuusehweig- Lüneburg,  ein  nur  wenige  Monate 
altes  Kind,  das  wieder  sofort  durch  einen  gewaltsamen  Tliron- 
wecbsel  beseitigt  wurde.  Den  Thron  bestieg  alsdann  174]  die 
zweite  Tochter  Petehs  n.  Gn.,  die  Kaiserin  Elisabhth;  sie  grün- 
det in  den  Tbroubfsteigungsnmuift'sten  ihr  Thronrecht  auf  die 
Wohlfahrt  und  Sicherheit  dea  Reiches,  angewichts  der  Gefahren, 
die  denselben  seitens  der  permanent  gewordenen  Regen tschafts- 
regierung  drohten;  femer  auf  den  Wilh-ii  der  Unterthaneii,  die 
Vemiächtnissverfiigung  der  Mutter  Ider  Kaiserin  Katharj^a  ].) 
und  auf  die  nächste  BlutsverwuiidUchaft  mit  deni  Vater  (d.  h. 
pETKR  i>.  Gh.).  Ausser  Elisaiieth  existirte  freilich  noch  ein 
naher  und  sogar  näherer  Thronerbe,  als  sie  es  war,  nilmlich  der 
Schwesteraohu  der  neuen  Kaiserin  —  der  Prinz  Peter  von  Hol- 
stein-Gottorp  und  nachmalige  Kaiser  Pktkb  HJ.,  welcher  damals 
10  Jahr  iilt  war.  Der  Thronwechsel  zu  Gunsten  der  Kaiserin 
Glisabktu  war  von  grosster  und  segeuHreichst^r  Bedeutung  für 
das  Reich.  Und  diese  politische  Rechtfertigung  schützt  Hie  Kai- 
serin am  besten  vor  <Iom  Urtheü  der  Ge.schichtt\  Juristisch 
Btichhatlig  war  natürlich  weder  die  Berufung  iinr  Kwiserin  in 
ihrem  Maniiest  auf  die  nächste  Blutsverwandtschaft,  noch  auf 
da^  testamentarische  Erbrecht.  Diese  Mängel  mochten  auch  sehr 
wohl  gefilhit  worden  sein,  da  die  Existenz  des  Prinzen  Phtek 
genügend  bekannt  war  und  diesem  Erben  der  Dynastie  bluts- 
rerwandtschaftLich  und  testamentarisch  unzweifelhaft  das  nächste 
Recht  auf  den  Thron  zustand.  Es  war  also  nothwendigerwoise 
geboten,  politische  und  naturrechthche  Gründe  für  die  that'*äcli- 
lich  voihsogene  Thi*o  übe  Steigung  in  den  Vordergrund  zu  stellen. 
Eine  solche  Uechtfertigung  war  dieses  Mal  practisch  nicht  schwie- 
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rig,  denn  die  Thron  beste  igung  des  nüchstberochtigton,  aber  min- 
dcrjÄhrigen  Thronerben  hätte  wieder  eine  Regentschaft  nöthig 
gemacht;  eine  solche  Regieningsweise  war  aber  verhaast  gewor- 
den und  galt  ftir  staatsgefiihrlich.  So  lautete  die  öffentliche 
Meinung  des  Landes,  und  sie  wäir  auch  gewiss  ganz  im  Recht- 
Die  Zufriedenheit  und  Freude  des  ganzen  Landes  Über  den  voll- 
zogenen Thronwechsel  war  wirklich  Wahrheit.  —  Die  Apologie  des 
Thronwechsels  von  1741  in  den  Manifesten  ist  nur  ein  schwacher 
Abglanz  der  Rhetorik  eiuos  Pkocoi-üwick,  es  ist  aber  die  nämliche 
Anlage  bemerkbar. 

Auf  eigene  Leibeserben  verzichtend,  ernannte  die  neue  Kai- 
serin alsbald  ihren  genannten  Neffen  aus  älterer  Linie,  den  nach- 
maligen Kaiwer  Petbk  111. ,  zum  Thronfolger.  &\h  ,.  nächsten 
Blutsverwandten  der  Kaiserin*.  Als  Prtek  III.  den  Thron  be- 
stieg, liess  er  sich  von  den  Unterthanen  den  Treueid  auch  ftlr 
die  Tlironfol^er  schwören,  die  er  nach  seinem  Ermessen  zu 
bestimmen  für  gut  befinden  würde.  Wir  begegnen  hier  also 
einer  thatsächlidi  ganz  bestimmten  Uezugnalime  auf  das  Petri- 
nische Throngesetz  von  1722. 

Katbabina  U.  nahm  den  Thron  an  Stelle  ihres  Sohnes  Paul 
ftlr  sich  in  Anspruch  und  bestimmte  gleichzeitig  diesen  zum 
gesetzlichen  Thronerben.  Sie  berief  sich  gar  nicht  auf  juris- 
ti.sche  Titel  (auf  Verwandtschaft,  Testament  u.  dgl.);  im  Throo- 
besteigungsmanifest  erklärte  sie  vom  Thron  Besitz  genommen 
zu  haben  (ähnlich  wie  Ei.isabkth  im  ersten  Theil  ihrer  Begrün- 
dung), weil  die  Staatsreligion  und  die  Sicherheit,  das  Ansehen 
und  die  Selbständigkeit  des  Staates  in  grosser  Gefahr  gewesen 
seien. 

Es  hat  sich  das  stnrk  geglaubte  QerUcht  aus  jener  Zeit 
erhalten,  dass  Kathaäisa  II..  die  an  ihrem  Sohne  einen  Gegner 
ihres  Systems  kannte,  ihn  später  t*siameiitarisch  von  der  Thron- 
folge habe  beseitigen  wollen;  zur  Wahrheit  wurde  dw  gemuth- 
masste    Plan    nicht.     Auch    sonst    ist    das    Gerücht    keineswegs 
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"beglaubigt.    Nur  Pine  Tliatyache  möge  hier  nebenbei  gestreift 
werden,  nämlich  die,    dass   die  Muthmassuogen  (resp.  GerOchte) 
&tet8  bestrebt  waren,  die  kühnen  und  «ft  unberechenbaren  Pläne 
der  grossen,  stets  bewu.^st  haiidehiden,  gewiss  genialen  Kaiserin 
zu  übertreiben,  diesen  aber  durchweg  an  politischer  Reife  nach- 
»tandeu.  —  Aber  beachtet  mag  wohl  werden,  dass  der  nachmalige 
Kaiäer   PAi:t   nach    1788   (zusammen   mit  seiner  Gemahlin)   das 
gleich  nach  seiner  Thronbesteigung  als  Gesetz  veröffentüchte,  erste 
geordnete  Thron  feiges  tatut  Terfasste.    Der  Kronprinz  begab  sich 
während  dieser  Zeit  auf  den  Kriegsschauplatz,  liess  zwei  minder- 
jährige Söhne  xurück  und  wollte  offenbar  mit  den  ilim  zu  Gebote 
Mtehendeii  Mitteln  möglichst  jeglichen   eveutuelleu  Missverstand- 
Bissen  vorbeugen.    Als  Gesetz  konnte  der  Kronprinz  seinen  dies- 
bezüglichen Willen  nochnichtcrklaren  und  dieser  blieb  daherzunächst 
Einfache«  Tfstament.    Die  erfolgte  Zustininuuig  der  Gemahlin  des 
Kronprinzen  zu  demselben  bezeichnetedereii  Verzicht  auf  den  Thron; 
damit  sollte  eine  Bemfung  auf  den  jüngsten  Usus  ausgeschlossen 
■rerdeo,  wogegen  die  Kaiserin  Regentin  für  ihren  minderjährigen, 
Rom    Thron    gesetzlich    berufenen    Sohn    werden  konnte.     Der 
Kronprinz  nannte   seine  Verfügung   ganz   allgemein    einen  Akt. 
17i'7  erfolgte  die  kaiserliche  Bestätigung  dieses  Aktes,  und  der- 

Eae  wurde  zum  Fuadamentftl-(Reichsgrund-)Gesetz  erhoben.    Die 
prilngliche  Bezeichnung  Akt  wurde  beibehalten. 
■ 


11. 


Dieses  wichtij^e  Aktenstück  ist  in  seiner  Form  so  zu  sagen  in 
lineroZuge  —  ohne  irgend  einen  Absatz  abgefasst.  Aber  saddich 
zertollt  es  in  drei  AbKchnitte:  1.  über  die  Anordnung  der  Lineal- 
primogenitur^  2.  über  die  Motivirung  des  Gesetzes  und  des  in 
ilun  befolgten  Systems,  und  3.  enthält  es  Ergänzungen  über 
die  C^ufeasion  der  Dynastie,  die  Regentsc^halt  und  schliesülioh 
über  die  Berufung  auswärts  regierender  Mitglieder  des  Kaisor- 
Jiauses   auf    den    russischen    Kaiserthron.      Gleichzeitig   mit   dem 

AnhiT  fttr  itffentUcbos  Recht.  10.  1.  ~ 
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Thronfolgegesetz  wurde  das  Faroilienstatut  vom  5.  (17.)  April 
171J7  publicirt,  da**  die  Privilegien  und  deu  Unterhalt  der  Mit- 
glieder des  Kaiserhauses  und  die  Äpanagenverwaltuug  Emordnete. 
E»  iät  ca.  100  Seiten  stArk;  eine  Menge  sehr  interessanter  Details 
htwOglich  der  Apnna^enverwiiltuiig  haben  eine  solche  Volumino- 
»iiät  des  GesetxesülUckes  verursacht. 

Beide  Gesetze,  Thronfolge-  und  Familie ustatut,  wurden  als 
ein  einheitliches  Ganze  bezeichnet  und  sollten  den  Kundiunental- 
gesctzen  des  Reichs  einverleibt  werden:  „Sie  sind/  wurde  bedeutet 
, das  Fundament  f^r  das  Reich,  denn  das  Höchste  tUr  den  Staat 
ist  eine  fest  bestimmte  und  ununterbrochene  Thronfolge."  Dazu 
sei  eine  Dynastie  nöthig,  fUr  deren  Bestand  und  Wohlergehen 
man  durch  ein  genaues,  in's  Detail  gehende  Kaniilienstatut  vor- 
herzusehen habe,  dessen  Gi-undsätze  unbedingt  (durchaus)  der 
,Lage*"  des  Staates  und  dem  ^Retht  derNatur*"  entsprechen  müsseo- 

Welche  sonstigen  Statuten  im  Uebrigen  als  die  Fundaiuental- 
gesetze  des  Reiches  zu  gelten  hätten,  wurde  nicht  genagt-  Ea 
ist  dieae  Frago  auch  aus  anderen  Gründon  nicht  zu  beantworten. 
Jedenfalls  hat  bis  auf  den  Augt^nblick  als  solches  Fundamenal- 
gesetz  einen  eigenÜiUmlichen  juristischen  Ausdruck  nur  das 
Tlu-onfolgege«etz  allein  gehabt:  denn  der  Kaiser  soll  bei  der 
Thronbesteigung  und  Krönung  dessen  Beobachtung  an- 
geloben (ReichsgrundgesL'tze,  Art.  17).  Dieser  Vorschrift  haben 
seither  alle  Kaiser  in  allen  Siilcken  genügt  und  die  verpflichtende 
Bedeutimg  derselben  stets  mit  besonderem  Nachdrucke  betont, 
unter  Kaiser  Nicolais  wurde  sie  in  die  erste  Ausgabe  des  Swod 
Sakonow  aufgenommen  und  hat  sich  seither  unverändert  (als 
Art.  17)  in  den  späteren  revidirten  Ausgaben  des  Swod  erhalten. 
Das  genannte  specielle  Hausgesetz  »der  Familienstatut  vom 
5.  April  1797  hat  eine  andere  juristische  Bedeutung  als  das 
Throufolgegesetz.  Sammt  dem  Thron folgegesetz  wird  auch  da? 
Familienst&tut  von  allen  volljährigen  Mitgliedern  des  Kaiserhause.«^ 
ausdrücklich  beschworen,  also  auch  vom  Thronfolger,  aber  ab 
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Kai^r   wird    Letzterer  fliis    Unupt  der  gesammten   kaiserlichen 
Familie  und  (Ibemiinint  in  derselben  die  Gewalt  des  Ilaiisvaters 
ala  Staatsoberhaupt  und  im  Interesse  der  Würde  des  Dyna- 
stiestandes.    Anders  ist   es  auch  nicht  deukbur.     Dem  Kaiser 
Ust    daher,    aU  Patriarchen   des    Kaiserhauses,    eutaprechend   dun 
^exceptionellen  Privile^n'^D  der  Mitglieder  desselben,  ein  aus-schiiess- 
_liches  und  daher    uiieiugcschriinkte»  Discipli narrecht  tiingeräumt. 
le  Würde  der  Sache   machte  es  nöÜiig,  diese  richtigen  Conse- 
quenzen    in    rOcksichts vollen    Sätzen    auszudrücken.      Juristisch 
lässt  sich  aber  an  den  notli wendigen  Consequenzen  nichts  Sndeni. 
^liinzi'lueii  Mitgliedern    kiiun    auch    das  Thrnn  folgerecht  entzogen 
^nverden  durch  Ausschluss  &m  dem  Kaiserhause,  aber  das  Thron- 
Hfolgegeset?.  bleibt  iniact. 

^1        Ueformeu  Im  Hausstatut  (betr.  Rang  und  Geh  alt  Verhältnisse 
^ftcr  Mitglieder  de«  kaiserhchen  Hauaes)  steheu  daher  staatsrecht- 
lich ganz  oorrect-er  Weise  dem  Kaiser  zu.     Der  Begrifl'  ^Reichs« 
Hgundgesetz*   ist  auch  sonst  auf  dos  gesammte  Statut  vom  5.(17.) 
April  1797  nur  ungleichmüssig  luiwendbar.    Dieser  Cuistand 
hat  in  der  bald  darauf  nöthig  gewordenen  Systematik  des  Swod 
seinen  ganz  entsprechenden  Ausdruck  erhalten.  —  Die  Vorfas-ser 
des  Statuts  von  1707  dachten  sich  dessen  geKammtc  Anordnungen 
offenbar  ander;«;  sie  .^ttellten  .'^ich  dieselben  mit  allen  resp.  Details 
unterschiedMio»  und  gteichsaiii  unveräuderlich.  so  zu  sagen  niet- 
und  DOgelfoBt  vor.    Der  Eifor  iür  die  neue  Sache  Hcj^s  sie  in  der- 
selben   die    natdrlichen    und    dann  auch   juristisch   wirklich 
gemachten  Unterschiede  übersehen. 
K  Der  Swod  brachte   auch    in    üU8»erlicher   Beziehung   durch 

^■entsprechende  systematische  Anordnung  der  Materie  Klarheit  in 
die  Sache.  An  der  Spitze  des  Swod  »tehen  als  erster  Theil  des- 
selben «die  StaafcsgruiitlgeMelae"  in  zwei  Abschnitten.  (Der  ÜH- 
here  Ansdruck  »Fundamentalge^etze"  ist  durch  »Staatsgrund- 
gesetze* ersetzt.)  Die  beiden  erwähnten  Abschnitte,  daim  aber 
»uch  im  ersten  Abschnitt  die  eiiueelneu  Uuterabtheilungen,   sind 
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staatagnindgesetzlicher  Bedoutunj?.  Dennoch 
haftet,  dem  ganzen  ersten  Theil  des  Swod  wirklich  der  allge- 
meiue  Typus  des  Staatägruudgesetzlichen  an.  Abschnitt  I  behan- 
delt die  sacrosancten  Hechte  des  Staat^hauptes ;  in  demäelben 
handelt  Cap.  1  ron  deno  Wesen  der  Staatsgewalt  des  Selbstherr- 
schers; Cap.  n  von  der  Thronfolgeordnuug  (und  deren  Beschwö- 
rung durch  daä  Staatsoberhaupt);  Cap.  Ul  von  der  Mündigkeit 
des  Kaisers  und  der  eventuellen  Kegentschaft  (und  Vormundschaft); 
Cap.  rV  von  der  Thronbesteigimg  und  dem  Unterthanoneid;  Cap.V 
von  der  Krönung  und  Salbung  (Incl.  die  Angelobung  des  Kaisers); 
Cap.  VI  vom  Titel  und  Wappen  des  Kaisers;  Cap.  VII  von  der 
Staatsretigion  und  dem  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche  im 
Reich.  Diesen  im  Ganzen  4l>  Paragraphen  umfassenden  6  Capi- 
t<jlu  folgt  das  in  den  gg  47  bis  79  formulirte  Capitel  VIU  über 
die  Kecht^stellung  des  Gesetzes,  an  das  sich  eng  das  folgende 
Capitel  IX,  H  HÜ  u.  81,  anschliesst,  welches  Über  das  Grundprincip 
der  Staatsverwaltung  im  Sinne  des  Rechtsstaates  bestimmt. 

Abschnitt  II  im  ersten  Theü  des  Swod  enthält  das  kaiser- 
liche Hausstatut.  —  Die  Apanage nverwaltimg  ist  im  Swod  in 
die  Theile  über  die  Verwaltungsorgane  und  die  Verwaltungs- 
thätigkeit  verwiesen  '). 

Die  Systematik  im  Theil  I  des  Swod  ist  bedeutsam  gewählt; 
sie  prägt  den  Grundgedanken  des  russischen  Staatsrechts  richtig 
aus:  es  ist  die  fortdauernd  gesellschaftlich  (social)  bedingte,  in 
der  Volks  Vorstellung  duiTh  ununterbrochene  Tradition  historisch 
nothwendig  gewordene  und  religiös  geheiligte,  unbeschrankte, 

0  Der  Text  ilr«  russischen  KeicIiB^undgeeetzes^  im  Umfange  dM 
].  Tiieile«  ries  Swcitl ,  ist  meines  Wissens  erst  in  allerneiiesler  Zeit  durch 
Uebersetzung  ins  Fraoi«ö9i&clie  dem  des  Russischen  nicht  kundigen  [.««er 
erschlosseo  worden :  Abschnitt  1  durch  Dare^^te.,  les  Canatitutions  tnodi-mej. 
T.  ri.  8.  245—262  1883-,  Abschnitl  11,  in  seiner  neuen  Gesialt  durch  du 
Journal  de  St.  P^lersbourg  1886,  Nr.  177.  Beide  Uebersetiungen  sind  recht 
oorrect.  S.  beide  Abschnitte  in  HARTBtca  (-Stosre)  K.  Recueil  G^n^r&l  11. 
Serie  T.  XU. 


^Vi  "10  Ij 
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"Äbioera tische  Monarchie,  aber  regiert  al»  KechtHsl: 
der  natürlicher  Weise  die  Dynai^tie,  hU  allernächste  Rechtsinsti- 
tuiion  eiDverleibt  iät.  Als  unbedingt  bindend  gedacht  ist  für  die 
Hoberste  sacrosancte  Gewalt  das  Thronfolgegesetz;  so  iat  dasselbe 
Bconstitutionell  (reicbsgrundgesetzlich)  ausgedruckt  und  so 
wird  es  geachtet.  Da«  vom  Kaiser  zu  «erlassende"  Gesetz 
wird   als  Grundpfeiler   fllr  die   Thütigkeit    des  Staatä   in   dessen 

I geordneter  Verwaltung,  Justiz  und  Gesetzefiberathung  festgesetzt. 
Die  Recbt^tellung  des  Gesetzes  wird  unter  solchen  VerhiUtnissen 
dessen  ewigem  (uatürlichem)  Wesen  gemäss  entwickelt  (in  einer 
Anzahl  von  bemerkenswerthen  Paragraphen).  —  Erhebliche 
Detail  -  Modifientionen  widerfuhren  dem  kaiserlichen  Hau.sstntut, 
d.  h.  dem  Abschnitt  11  in  Theil  1;  das  Princip  des  kaiserlichen 
Hauses  bleibt  dagegen  in  ihm  unerschUlterlich  fest  stehen  nebst 

^m  dessen  nothwendigcn  Con Sequenzen. 

I  Die  Redaction  des  I.  Abschnittes  in  Theil  I  des  Swod  soll 
unter  ganz  besonderer  Leitung  de»  Kaisers Nkulaui«  stattgefunden 
haben.  Und  die  ÄUerbÖehste  Gewalt  bat  seither  ihr  eigenes 
Werk  mit  ergebener  Liebe  und  ehrfurchtsvoller  Achtung  gepflegt. 
Die  Detailentwicklung  dieser  gewaltigen  Culturphase  gehört 
nicht  an   diese  Stelle.     Nur  soviel  sei   beiläufig   bemerkt,   dass 

Hder  von  der  Staatsgewalt  zwcckbcwusst  und  unumwunden,  weil  als 
nothwendig  anerkannt,  angeordnete  ßeulit^^tiiat,  als  die  constante 
und  allerlei  Wechaolwirkungeu  überdauernde,  fUr  den  geordneten 
Culturstaat  nothwendige  Institution,  nicht  zu  beurtheilen  ist  nach 

Hden  MissbrÜuchen  und  iutellcctuellen  Mängeln  in  der  practischen 
Ausfllhrung  der  Verwaltung  und  den  Zuständen  der  Qesellschait. 
Beiderlei  Missiitäiide  haben  die  volle  Entwicklung  der  grossarti- 
gcn  monarchischen  Intentionen  in  den  geschaffenen,  modernen 
und  national  angepa^sten  Institutioneu  ^um  Theil  seltr  gehindert^ 
zum  Theil  zu  einer  Rückkehr  veranlasst.  Inmitten  dieses  zum 
Theil  chaotischen  Durcheinander  ist  nun  aber  die  absolute  Mon- 
archie im  russischen  Reich  Uurem  Gesetzesstaat^princip,  als  Gruud- 
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pfeiler  für  die  gedeihliche  Exintenz  des  ^^rossen  Staats,  treu  ge- 
blieben. Mit  besonderer  EntsdiiedenLeit  ist  sie  wieder  in  letzter 
Zeit  den  von  der  Verwaltung  stets  favorisirtcn  Kxreptionen  durelt 
äingulargeuetze  ent^egen^treten.  Her  absolute  Monarch  vrill 
Beinen  ihm  historisch  gewordenen  und  fortlaufend  ganz  mH 
Recht  zustehenden  Willen  haben,  und  auf  diese  Weise  ist  der 
Staatäwille  j?ut  aufgehoben.  In  höherem  Grade,  als  je  ein  ande- 
rer, hat  er  das  gemeinsame  Wohl  im  niäsiscUeu  Staut  gewollt. 
Und  er  will  e«  in  objectiv  geordneter  Weise:  er  hat  sich  mit 
dem  Gesetzesbegrift"  für  unlöslich  solidarisch  erklärt,  denn  er 
iat  sich  dessen  sehr  wohl  bewus.<t,  dass  eine  solche  Ordnung  der 
Dinge  seine  stärkst«  und  sicherste  Stütze  iet.  Systematii^ch  steht 
er  wohl  Über  dem  Gesetz,  aber  inhaltlich  (materiell)  ist  er  mit 
dem  Gesetz  ein  Ganzes.  In  solcher  Weise  will  der  ahifointe 
Monareh  »ein  eigenstes  Wesen.  Abschnitt  I  in  TheÜ  I  ist  auch 
äusserlich  In  diese  Gedankenfolge  gleichsam  eingeschlossen:  Der 
Anfang  conslatirt  die  unbeschränkte  Monarchie  mit  deren  volks- 
thümlichor  religiöser  Weiht';  dun  Ende  will  und  ordnet  da.«  Princip 
des  (ie^ct7.est^taa^e.'^.  I)a.s  ist  der  ge-sidiichtlich  und  legi.-^IatiT  klar 
ausgedrückte  und  feste  Ausgangspunkt  ftlr  eine  juristische  Con- 
struction  der  russiechen  Staatsrechtswissenschafl ,  die  im  Detail 
ein  au!<  reichen  de»  Geset/,e.*imateriai  zu  verarbeiten  hat,  dessen 
Priucipii-ii  und  ICinzelheitcn  in  nüclister  und  engster  Fühlung  mit 
den  BegriflVn  des  modernen  Staats  .stehen.  DieJ^e  unleugbarea 
Nothwendigkeiten  und  Thatsachen  stellen  sich  Über  alle  Partm- 
umtrieb«  in  jeglicher  Gestalt,  die  den  Gesebzesstaat  nicht  er&s&eod 
oder  perhorrescirend.  ihn  al^  unnatürlich  für  das  russische  R«icb 
behaupten  wollen!  Besonders  belehrend  und  einleuchtend  wird 
die  moderne  Richtung  des  russischen  K^chtsstaats  belegt  durch 
die  Geschichte  der  meist  sehr  voluniinösen  Commissionsarbeiteo, 
die  allen  bedeutenden  Legislationsakten  zu  Grunde  liegen. 
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m. 

1.  Die  Thronfolgeordnung.  Sie  folgt,  im  Kreise  der  zur 
Phronfolge  berufenen  Dynastie,  und  zwar  von  deren  Staininli alter 
oder  Urahnen,  dem  Kaiser  Paul  an  gerechnet:  dem  Princip  der 
Liuealprimogenitur  mit  Bevorzugung  (dem  Vorrecht)  der  männ- 
Kehen  Linien  und  deren  männlichen  Stämmen  vor  saiumtlichea 
weiblichen  Stämmen  der  männlichen  Linien  und  vor  den  gesamm- 
t-en  weiblichen  Linien.  Nachher  folgen  die  weiblichen  Stämme 
der  männlichen  Linien  nach  dem  Princip  der  Liuealprimogeuitur 
und  erst  zuallerletzt  kommen  die  weiblichen  Linien  an  die  Keihe. 

El  dieser  Beihenfolge  ist  nun  in  den  weiblichen  Stämmen  und 
eibüchen  Linien  die  weibliche  Thronfolge  als  zulässig 
achtet,  aber  als  herrüchendes  Princip  gilt  auch  hier  das  Vor- 
recht der  Männer  und  deren  Deäcundenten ,  und  iusbe-sondere 
«uch  schon  das  Vorrecht  dee  jüngeren  gleich grad igen  Bruders 
vor  der  älteren  Schwester,  dagegen  geht  die  in  der  Primogenitur 
nähergradige  Tante  dem  Nellen  und  die  Mutter  dem  Sohne 
voran  (K.G.G.  Art.  8).  Der  zur  Thronfolge  gelangte  weibliche 
Stamm  (resp.  Linie)  erschöpft  sich  in  allen  seinen  männlichen  und 
weiblichen  Abzweigungen,  ehe  der  nächstberechtigte  weibliche 
Stamm  (resp.  dessen  event.  münnlichc  Abzweigungen)  zum  Thron 
berufen  werden  könneu  —  d.  h.  im  Gegensatz  zu  der  Tlironberu- 
fungsordnung  in  den  männlichen  Stämmen  der  männlichen  Linien 
gilt  die  Müglicbkeit  einer  gemischten  successiven  Reihe  von 
weiblichen  und  raannlicben  unmittelbar  nach  einander  thi*on- 
bercchtigten  Personen-  —  Ausdrücklich  bemerkt  ist.  dass  im  Fall 
der  eintretenden  (füiligeiil  Thronfolge  eine»  weiblichen  Staujmes 
der  betreffenden  ältesten  weiblichen  Primogenitur  der  Vorzug  vor 
deren  männlicher  Desccndenz  und  den  Neffen  vorbleibt.  Der  zu 
allererst  thron  berechtigte  weibliche  Stamm  soll  derjenige  der 
ältesten  Tochter  des  letzten  Kaisera  sein  und  «ofort  primogenitur- 
mSssig  rtlckwärb«,  bis  schUesslich  der  weibliche  Stamm  des  ältesten 
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Sohnes  des  kaiiH>rlicheu  StAin inhalier»  in  der  üblichen  Weise  folgt 
(Art.  Ö). 

Der  vorgfetragenen  zusarainenfassenden  Darstellung  der  rus- 
sischen Thronfolgeordnung  liejLi!:t  die  beschreibende  Anordnung, 
wie  sie  im  Statut  von  1707  enthalten  ist.  zu  Grunde.  Diese  Be- 
«chreibung  ist  ganz  absichtlich  sehr  ausfohrlich:  »der  Thronfol- 
ger soUte  durch  das  Qesetz  ganz  genau  vorherbeäiimiut  werden* 
—  war  das  angezeigte  Motiv  des  Statuts.  Ganz  Jückenfrei  irf 
freilich  das  Statut  von  1797  nicht:  a)  Obwohl  eingehend  beschrei- 
bend —  unterliess  es  doch,  das  flir  die  Nachkommen  des  Kaisers 
Paul  bestimmte  „Primogenihirprincip"  (das  sich  wörtlich  so 
bezeicimet  findet)  von  den  Linien,  ausdrücklich  und  In  allgemei- 
ner Weise,  auf  die  Stämme  und  deren  weitere  Verzweigungen  zu 
beziehen.  Unzweifelhaft  ist  eine  solche  Ordnung  präsumirt:  sie 
findet  sich  auch  in  einzelnen  Düiails  augewendet.  Sie  ist  all 
allgemein  zu  construiren,  da  ein  Voneug  der  jUngeren  Söhne  vor 
dem  ältestgoboreneii  nicht  bestimmt  und  keineswegs  anzunehmen 
ist.  Dos  Statut  und  nachher  der  Swod  haben  es  auch  unterlas- 
sen anzugeben,  dass  der  üehergang  aus  einem  älteren  Stamm  in 
einen  jUngeren  innerhalb  derselben  Linie  zweifellos  nach  -Mass- 
gabe des  nächsten  kaiserlichen  Vurwandtschaftägrades  stuttzuKuden 
habe,  da  ja  z.  B.  die  jüngere  Linie  der  älteren  Linie  nur  noch 
deren  voller  Erschöpfung  zu  folgen  hat.  b)  Nicht  so  glatt 
kommen  wir  Qber  die  folgende,  bis  jetzt  legislatorisch  nicht  be- 
seitigte und  in  der  Doctrin  nicht  beachtete  LUcke  dos  Statut» 
von  1707  hinweg.  —  Der  Fall  einer  Thronentsagung  ist  zu- 
lässig, und  zwar  kann  er  unter  den  nachstehenden  Umständen 
eintreten:  Der  Entsagende  ist  letztes  Glied  in  der  betreffenden 
Linie  und  er  ist  bis  dahin  kinderlos;  er  entsagt  dem  Thron  und 
dif  Thronfolge  geht  über  in  die  nächste  jüngere  Linie  {oder  den 
nächsten  Jüngeren  Stamm),  ja  möglicher  WeistJ  erfolgt  somit  der 
Uebergang  der  Thronfolge  aus  dem  letzten  männlichen  Stamm 
der  jüngsten   männlichen   Linie   in   einen   auswärts   residirenden 
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reiblicheu  ätaium.  Wus  ist  aber  RechtcDS,  wenu  nach  derartig 
lordnungsmääsig  ^^tattgcliubter  Thri)iibe»teigung  demjenigen,  der 
|dem  Thron  ent^tagt  hatte,  eine  dynaatiach  correcte  raänuliche  De- 
scendenz  geboren  wird?  Konnte  des  Hauptes  Entsagung  dessen 
künftige  l)esc*ndenz  dm  Thnmrechtes  enterben?  (Die  etwaige 
üebertragung  bezüglicher  lehnrechtlicher  Begriffe  und  Uegeiti 
Bhätte  natürlich  gar  keinen  rechtlichen  Zusaiumeuhaug  und  keinen 
historischen  Sinn  für  unsere  Frage.)  Das  russische  Heichsgrund- 
gesetz  spricht  audererseitu  nur  vom  Uebergung  des  Thrones  aus 
Älteren  Geschlechtern  in  jüngere.  Wir  sehen  uns  ulao  iu 
^Widersprüche  verwickelt,  für  deren  LOsung  uns  die  Mittel  der 
juriHtischen  Interpretation  ihre  Dienste  versagen,   und   selbstver- 

t£tüudhch  durf  man  es  in  solchen  Fragen,  wie  die  vorliegende, 
nicht  darauf  ankommen  lassen,  doctrinäre  Auslegimg  des  Gesetzes 
als  ergiebig  in  Anspruch  zu  nehmen.  Hier  hat  der  Gesetzgeber 
mit  einer  ganz  klar  lautenden  Regel  einzugreifen,  um  damit  im 
(reißt  des  Statuts  vou  1797  fortzufahren,  das  jeden  mindesten 
Zweifel  über  seinen  Gegenstand  gemieden  wissen  will,  c)  In 
solcher    Weise    verfuhr     in    einer    ähnlichen    Krage    der    Kaiser 

tKxcoLAUB.     Als   authentische   Interpretation    wurde    1826    die 
Bestimmung  getroffen  (»als  Folge  und  Anwendung  der  geltenden 
Thronfolgeordnung")  —  wonach  filr  den  Fall,  dass  den  absterben- 
den  Kaiser  keine  bereiLs  geborenen  Sohne  Überleben,  die  Kaiaerin- 
I  "Wittwe  aber  in  Schwangerschaft  zurückbleibt  —  die  Thronfolge 
erst  nach   der  zu   erwartenden  Niederkunft   sich   endgültig  cnt- 
K  scheidet:    würde    daher    ein    Sohn    geboren,    s<i    wird    derselbe 
™  Kaiser;    wenn  t?iue  Tochter,    so  geht  ihr  der  Oukel,  des  Vaters 
Bruder,  resp.  der  sonstige  nächste  Agnat  des  Vaters  vor.  —  Die 
Aufnahme  dieser  Anordnung  von  1826  ist  im  Swod   unterlassen 
worden,    in    den  Quelleucilaten    zu  den  Artikeln  der  Throufolge- 
ordnang  ist  sie  aber  angegeben.    Sie  i.'^t  allerdings  zunächst  durch 
den  einzelnen  bestimmten  Fall  bedingt  worden:   falls  der  Kaiser 
ficoLAus  ohne  männliche  Descendenz  verstorben  und  die  Kaiserin- 
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Wittwe  in  Schwangerschaft  zurückgeblieben  wäi'e.  Auch  kcIwd 
in  dieser  GeäUdt  würde  die  berührte  Verordnung  wohl  mehr  als 
ein  einfacher  PräcedeuzfuU  zu  bedeuten  haben.  Die  juriBÜache 
Bedeutung  der  Anordnung  von  182ti  wird  aber  ausserdem  in  ihr 
seli)at  ganz  zweiieUos  als  eine  allgemein  geltende  (nllgcmein  sich 
ergebende)  Norm  aufgefa»»!,  deren  so  zu  sagen  TerfaBSungKUiäasige 
(reichsgrundgesetzliche)  Correctheit  ganz  besonders  und  naclidrück- 
ücb  betont  wird:  sie  wird  als  folgerichtige  Interpretation  des 
Statuts  von  1797,  und  solvhes  ganz  mit  liecht.  bezeitluiet.  Ausser- 
dem sei  bemerkt,  dass  fOr  die  in  R«de  stehende  Verordnung 
gleiciisam  die  Zustimmung  eines  Familienrathes  eingeholt  wurde, 
was  rechtlich  gar  nicht  nöthig  war:  Der  GrossfUrst  Cokstäniik, 
der  ältere  Bruder  des  Kaisers  Nioolaus.  der  dem  Thron  zu 
Gunsten  dieses  seines  jUngenin  Bruders  ent-sagt  hatte,  gab  seine 
Zustimmung  zu  der  Anordnung  von  1826.  Die  Docfcrin  dea  russi- 
schen Staatsrechts  hat  diese  deutliche  Rechtsnatur  der  Anord- 
nung von  182t3  übersehen,  d)  Der  Fall  einer  üeburt  von  Zwillings- 
söhnen nach  des  Kaisers  Tode  ist  überhaupt  nicht  in  Erwägung 
gezogen  worden,  und  doch  ist  die  Bedeutung  einer  Bestimmung 
in  dieser  Frage  sofort  eu  erkennen.  Eine  Doppelgewalt  von 
zwei  Kaisern  wäre  gnindgesetzlich  ausgeschlossen. 

2,  Kinc  ganz  neue,  allerdings  in  der  Neuzeit  ganz  aUgemeiil 
traditionelle,  Bestimmung  wurde  in  das  Thron folgegesetz  von 
1797  durch  die  Anordnung  von  1820  eingetragen;  demnach  ist 
die  Mitgliedscliafl  im  Russischen  Kaiserhause  bedingt  durch  Ge- 
hurt aus  sogen,  ebenbürtiger  Ehe ;  nur  solche  Nachkommen  sind 
thronberechtigt.  Diese  Bestimmung  bildet  den  zweiten  Thei!  des 
nämlichen  Aktenstückes,  dessen  erster  Theil  die  nachgesuchte 
unil  vom  Synod  kanonisch  för  correct  befundene  Ehescheidung 
des  Grossfilisten  Constaniin  von  dessen  (ebenbürtiger)  Geiimhlin 
anordnete,  mit  Berufimg  auf  die  Zustimmung  der  Kaiserin- 
Mutter.  Das  Gesetss  von  1820  hat  zum  Zweck,  Würde  und 
Frieden    im    Kaiserlmusu     und     im    Reiche     unerschütterlich     zu 
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wahren:  es  soll  daher  für  ewige  Zeiten  gelten,  heih'g  und  unver- 
letzt gehalten  werden.  Et>  nennt  -sich  nur  „Unsere  Ergiin- 
zuugsbesticQDiung'',  nimmt  fUr  sich  also  noch  eine  ältere  Äuto- 
[lität  in  Anspruch,  um  damit  gleichsam  um  so  unbedingteren 
Gehorsam  von  Jedermann  in  der  Zukunft  Wanspruchen  /u  können. 


IV. 

1.  Dieses  vorgetragene  Kechfcftniaterial  über  die  Thronfolge 
hatt«  der  1832  in  erster  Ausgabe  erschienene  Swod  zu  verarbei- 
ten; unverändert  sind  später  aus  dieser  ersten  Ausgabe  des  Swod 
die  Thron t'olgegc setze  in  die  zweite  und  dritte  Ausgabe  (I8r>7) 
hina)>ergenomweu.  GegenwiLrtig  Mrird  eine  neue  (vierte)  Ausgabe 
des  Qesummt-Swod  veranstaltet;  einzelne  Stücke  daraus  sind 
bereits  officiell  üdirt;  andere  Partien  scheinen  grosse  Schwierig- 
keiten zu  verursachen  wegen  der  Menge  und  der  Eigenartigkeit 
vieler  neuer  Materien,  die  seit  1857  entstanden  .sind.  Die  Reiclis- 
gnmdgesetze  stehen  fttr  die  vierte  Ausgabe  des  Swod  noch  aus.  — 
Die  Swodredacteure  hatten,  wie  Überhaupt,  so  auch  ganz  beson- 
ders in  unserer  Frage,  die  zu  verschiedenen  Zeiten  erbuisenen, 
noch  gültigen  Gesetzesbestimmungen  in  einer  Oesammt-ausgabe 
►  (Swod)  systematisch  zu  consoiidiren,  und  zwar  möglichst  ohne 
Abweichung  vom  Wortlaut  der  vorhandenen  zerstreuten  Gesetzes- 
texte ').    Auch  fllr  die  Uedaction  des  Thron folgegeaetzes  Im  Swod, 

')  Coüillcatioueii  eoIlLeii  der  ZukutiCt  anrge6|mrt  bleiben;  diese  letztere 
hatte  somit  die  Tnllkommi'ncre  Aufgabe  z\x  losen.  A'orlaufig  war  ein  boch- 
5t&blich  gcDBUcr  Swod  (ZusaniiDenlrsguiig)  ano  dem  Vorliandenen  ilringeu- 
de«  BedÜrfniM  dee  Landes.,  ohne  ihn  der  beslimcnt  gewollle  UotietzesBlaat 
ia  begreifliclier  Oeralir.  Die  Ataatsgewalt  Itattc  alao  eine  unmitlelbar 
practische  Frage  zu  lösen  nnd  mvisste  sich  zu  derselben  mit  practiscUem 
Verstanduiss  stellen;  sie  wablte  daher  den  Weg  de»  Swod.  Dieses  durch 
die  Umstände  aufgezwungenp  Millei  halte  Jtpine  *i»hr  heileutenflen  SrhaKen- 
seiten.,  nameutlicü  entstand  dadurch  auch  der  Mangel  an  Einheitlichkeit 
und  Be«timintheil  der  Recht&sprache,  und  die  spätere  Zeit  liat  leider  diese 
Uangel  nicht  genügend  zu  beseitigen  verslanden. 

Den  Swud  bewundert  man  ganz  mit  Recht  ale  eine  EUeseascliÜpfang, 
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auf  Grund  des  Statuta  von  1707,  ergaben  sieb  hieraus  manche 
UebeLstände;  denn  das  Statut  von  1797  war  nicht  in  der  Form 
TOn  allgemeinen  Gesetzespura^Jiruphen,  d.  h.  nicht  80  zu  sagen 
dogmatisch  redigirt,  sondern  in  der  Art  eines  Vermächtnisses.  Es 
bestimmte,  wie  die  Söhne  und  Töchter  des  Kaisern  Paul  und 
deren  Descendenz  den  Thron  erl)en  sollten.  Und  es  wird  aul 
diesem  Wege  das  von  uns  oben  ausgefQlirte  System  der  Thron- 
folge filr  das  russische  Iteich  folgerichtig  zum  Ausdruck  gebradit. 
Die  Redacteure  des  Swod  Ubertfuhen  diesen  Ausgangspunkt  des 
StatuU  von  1797  und  den  Zusaniiueuhaug  dieses  Ausgangspunktes 
mit  der  ihm  folgenden  AusfUhrung  und  deren  Ausdrücken  und 
Kedewendujigcn  im  Statut  von  1797  und  benutzten  buchstäblich 
die  vorhandenen  Sätze  ebenfalls  In  der  von  ihnen  zu  sclmfpBndäD 
dogmatischen  Form  allgemeiner  Rechtsregeln.  Dieser  Umstand 
hat  nun  in  den  Swodartikeln  oftenbare  LUcken  und  einige  Unklar- 
heit verursacht.  Eine  interpretatio  extensiva  wäre  hier  fOr  den 
practischen  Gebrauch  selbstverständlich  nicht  besonders  zweck- 
mässig, und  solches  ist  wohl  zu  beachten. 

2.  Treten  wir  der  berülirteii  Fnige  näluT.  Art.  5  bestimmt 
,deu  Vorrang  des  männlichen  Geschlechtes  vor  dem  weihlichen 
nach  MaAsgahe  des  Primogeniturprincips.  Nach  Aussterben  der 
letzten  männlichen  Pükolenijt*  (das  Wort  wird  leider  ohne  festen 
Unterscliied  fUr  Linie,  Stumm  und  Geschlecht  gebraucht),  kuiniiit 
da«  Thronfolgerecht  an  die  weibliche  Pokolenije,  nach  Massgahe 
des  Stellvertretungsprincips".  (Dieser  Satz  ist  fiir  den  Swod 
selbständig  redigirt  und  er  ist  als  rtllgümeiuus  Princip  an  die 
Spitze  der  darauf  tolgonden  Kinzelausftlhrung  gestellt.)  «Auf 
Grund  dessen,"  lautot  darauf  ^Vrt.  G,  ^besitzt  das  allererste 
Thronaufallsrecht  der  ältet:te   Sohn   des   regierenden   Kaisers 

die  im  Rcchtslebeu  dt»  Lanile.s  cpoclieniacIieDil  wer(l«n  musste.  Freilieb 
liobcn  die  späteren  Geschltchter  daa  grossu  Werk  niclil  mit  gleicher  Energie 
lind  Hingebung  rortzuftihren  versUinden,  denen  v»  feine  Entstellung  ver* 
dankte  obgleich  man  über  mehr  Zeit>  MitleL  und  Krarie  verfügte,  als  »oleli« 
damaU  dem  Schöprer  de«  Swod,  äi-tRAM^Ki,  zu  Gebole  ttlanden. 


—      lOf»     — 


und  »eine  männliche  Descendenz'^,  deniuäeh^i  (Art.  7)  tier  zweit 
in  gleicher  Weise,  der  dntte  u.  s.  w.  —  Mit  Erlöschen  der  ge- 
sammten  männlichen  DeHcendenz  des  Kaisers  (Art;.  8)  verbleibt 
die  Tlirotü'olge  in  dem  nämlichen  Geschlecht  (Ron),  denn  der 
Thron  gelangt  an  die  weibliche  Pokolenije  des  letzten  Kaisers, 
,als  die  dem  Thron  zu  aller/unächst  stehende".  Innerhalb  dieser 
Pokülenije    gilt    der   gewöhnliche  Vorrang   der  Müuner  vor  den 

■  Frauen,  „indess  behält  stets  selbst,  persönlich,  ihr  (Thron-) Recht 
diejenige   Frauensperson,    der    das    (Thron-)Recht    unmittelbar 

H  entstammt". 

H  Qleich  hierauf  bestimmt  Art.  !>,  dass  nnch  dem  Aussterben 

(dieser  in  Art.  8  erwähnten  Deacendenz  der  Thron  an  die  weib- 
liche Descendenz  des  ältesten  Sohnes  des  Kaisers-Stammhal- 
ters  gelangt:  gleichfalls—  nach  Massgabe  der  gewöhnlichen  Primo- 

»geniturregel.  dcH  Vorzuges  der  Mutter  vor  dem  Sohn,  des  Stell- 
-vertretungsprincipsuud  des  Üblichen  Vorzuges  de»  Mauncä^Lammes. 
(Es  sei  bemerkt,  dasa  der  Text  von  Art.  9  unMar  ist.)  —  Weiter- 
hin sind  (nach  Art.  10  und  11)  Thronerben,  mit  Beachtung  der 
I  nämlichen  soeben  genannten  allgemeinen  Grundregeln,  succcssive: 
die  weiblichen  Stämme  der  nach  geh«  rt-nen  Söhne  des  Kaisers- 
Btammhalters  und  die  weiblichen  Linien  des  Kaisers-Stamm- 
halters. 

■  Die  Bezeichnungen  .  regierender  Kaiser*  .   „Kaiser*  und 

.Kaiser-Stammhalter*'  siud  oben  mit  buchstäblichem  Auschlua« 
an  die  Ausdrücke  im  Swod  gebraucht.  Wenn  wir  nun  die  ge- 
schilderte Darstellung  im  Swod  ganz  genau  durchsehen,  so  finden 
wir,   dass  bealisichtigt  ward,    das   ganze  Thema   im  Detail    aus- 

■  fQbrlich  darzustellen;  also  dieses  Detail  ist  ganz  besonders 
massgebend,  d.  h.  die  EinzcIausfiUhrung  des  in  Art.  5  nur,  ich 
möchte  sagen,  andeuiuiigNweise  charakterisirten  Princips.  Mit 
H  Rücksicht  hierauf  ist  nun  zu  betonen,  dass  die  Bestimmungen  im 
^  Swod  ganz  vergessen  haben  zu  erwähnen,  wann  die  männlichen 
'«inion    des  Kaiscrs-Stammhalters    und    die  älteren  Seiten- 
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linien  des  letzten  Kaisers  zur  Thronfolge  zu  gelangen  babeD, 
d.h.  ob  vor  dem  VVeil>erstamin  des  letzten  Kaisers  oder  nach' 
her.  Nach  dem  Statut  von  1797  ist  es  durchaus  klar, 
dass  solches  Mvorher*  ku  geschehen  hat,  und  auch  Art.  5 
wäre  iu  diesem  Sinne  zu  deuteu.  jVi't.  8  im  Swod  wäre  daher 
damit  in  Kinklang  zu  bringen:  1.  durch  Hinzuitlgung  iXa»  Zusatzes 
.Stammhalter"  zum  Wort  ^Kai.ser"  und  2.  durch  einen  eTeD> 
tuellen  Krgänzuugsartikel  zur  Beseitigung  der  ofFenbaren  LUclce 
ZMriscbcn  Art.  7  und  8  (vergl.  oben). 

'A.  Ein  Rf?icb.sgrundgt'.setz  von  traditionellster  Stabilität  ist 
das  gleichfalls  zur  Throufolgeorduung  gehörige  absolute  Verbot 
der  Zugehörigkeit  des  russischen  Kaisers  zu  einer  anderen,  als 
der  »rechtgläubig  griechisch- russischen  Kirche'  oder  griechisch- 
orthodoxen  Contession.  Die  Geschichte  dieses  Dogmas  war  bis 
1727  unzweifelhaft,  und  die  Frage  bedurfte  gar  nicht  berührt  zu 
werden;  sie  erheischte  aber  eine  Entscheidung  (und  diese  war 
notUrlich  nuj-  iu  der  erfolgten  Weise  des  bezeiclmeten  Vea-botw 
einzig  und  allein  inögliidi],  als  das  Testament  der  Kaiserin  Katha- 
rina 1.  deren  auswürtd  geborenen  Enkeln  den  Thron  zugünglich 
machte.  —  Eine  Berufung  aiiswiirtiger,  dem  nissischen  Kaiaer- 
hause  durch  des^ien  weibliche  Linien  und  Stömme  verwandter 
Prinzen  und  Priuzesslnueu  oder  gar  regierender  Häupter  ist  nun 
reicbsgrundgesetzlich  zulnssig  und  sogar  besonders  vorherge- 
sehen, und  zwftr  in  der  Weise.  das.s  ftir  diesen  Fall  die  im  Reich 
anäU.ssigeu  Mitglieder  der  Dynastie  keineswegs  bereits  erschöpft  lu 
sein  braucheu.  Sind  nun  erwübute  eventuelle  Thronerben  nicht  grie- 
chisch-katholischer ('onfession,  so  verlangt  dfls  russische  Thrnn- 
folgestatut  von  denselben,  behufs  Erwerbung  des  Erbes:  1.  (ab- 
solut) Uebcrtritt  zum  «Glauben".  da>i  soll  lieisisen  zur  griechiscb- 
katholischen  Kirche  und  Entsagung  der  froheren  Coufession 
(beides  wird  ausdrücklich  bestimmt)  und  'J.  (bedingt)  Verzicht  auf 
den  eventuell  im  Auslande  besessenen  Thron,  wenn  dessen  Inne- 
habung  an  ein  «Gesetz"   —  sukon   (da»  ^oll  heisBen  —  «n  eine 
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fttsreligion)  f^ebutulen  ist.  Gleichwerthig  neben  diesen  zwei 
Bedingungen  steht  S.nh  (dritte)  Bedingung  für  den  Thronci-woj'b 
iler  resp.  tilauben»weclisul  und  die  bezUgUche  auswärtige  Thron- 
entsagang  des  demuUckstigeu  Thronfolgere.  —  Ganz  vor 
i  ßchvierigkoiten  und  Zweifeln  .schützt  nun  die  Passung  dieses 
ausfllhrlichen  Artikels  13  nicht.  Und  die  Interpretation  wäre 
ja  auch  hier  ein  mangelhafter  Äushelf. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  der  Art.  Ki  ganz  ausdrücklich  das 
•■Recht  der  unmittelbar  thron  berechtigten  Person  mit  dem  Erwerb 
[  -der    vollen  Thronberechiigung    ihres   demnächstigen   Nachfolgers 
in  Verbindung  setzt,   daher  beider  Recht  »o  zu  sagen  solidarisch 
erklärt,  und  die  Nichtherechtigung  des  Einen  w^gen  Nichterfül- 
lung der  in  Art.  13  verlangten  Bedingungen  auch  dem  Anderen 
4*8  resp.  ausstohende  Recht  bonehiuen  soll.   — 
,  Sollt*  aber  wohl  solches  Absicht  des  Gesetzgebers  gewesen 

'sein?  Der  Satz  ist  wörtlich  aus  dem  Statut  von  1797  herüber- 
gekommen. —  Die  gewöhnliche  itechts  vor  Stellung  sträubt  sich 
gewiss  gegen  den  oben  strict  wörtlich  bestimmten  juristischen 
Inhalt  des  Wortlautes  dieses  Satzes.  Und  im  Civilrecht  würde 
mau  mit  ihm  leicht  fertig  werden.  Andererseits  dürfte  dem 
buch«tSb]ich  zu  bestimmenden  Sinn  des  Art.  13  vielleicht  eine 
gate  practische  ßedeubmg  zugemessen  werden  können.  —  Sicher 
ist,  duss  I7t*7  solche  Zwecke  nicht  vorscliwebten.  -  Bei  aller 
AusfUlirlichkeit  des  Art.  13  ist  indessen  die  zu  erwartende  Be- 
dingung des  eventuellen  Uebertrittes  der  Gemahlin  des  von  aus- 
Ärts  zu  berufenden  Thronerben  und  dessen  event.  Thronfolgers 
nicht  gestellt.  Diese  Bedingung  soll  aber  doch  wohl  gelten. 
Bemerkt  sei  hierbei,  dass  die  Reichsgrundgesetze  im  Abschnitt  1 
,nber  die  geheiligten  Rec:hte  des  Kaisers"*,  »der  gerannten  Be- 
dingung für  die  Kaiserin  Uherhaupt",  nicht  Erwähnung  thnn. 
Aber  nach  Art.  60  des  Hausstatuts  darf  dem  Tlironfolger  die 
kftitferliche  Genehmigung  nur  zur  Ehe  mit  einer  Prinzessin 
,  griecliiech-orthodoser  Religion  ertheilt  werden. 
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4.  Perfecf  wird  das  Throimn  fall  recht  nicht  in  allen  Falten 
gleich  massig.  K»  sind  nach  dem  Obigen  zu  unterscheiden  ].  der 
Fall,  wenn  die  zunächst  zu  berufende  Person  sich  zur  grie- 
chisch-katholischen ConfesBion  bekennt,  und  2.  wenn  das  nicht 
zutrifft.  In  dem  betr.  Art.  31  sind  dieäe  wirklich  zu  machen- 
den Unterschiede,  wie  das  zu  erwarten  gewesen  wäre,  nicht  ver- 
merkt 

Im  ersteren  Fall  Hndet  nun  der  Thronanfall  ohne  den  min- 
desten Verzug,  w kraft  des  Gesetzes  über  die  Thronfolge*, 
daher  im  Äugenblick  des  Todes  des  Kaisers  statt.  Dieser  Grund- 
satz ist  natürlich,  er  ist  auch  allgemein  anerkannt  und  findet  sich 
im  russischen  Reichsgrundgesetz  voll  bestätigt 

Im  zweiten  Fall  musB,  wie  augenscbeiulich  zu  ersehen  ist, 
selbstverständlich  ein  Intervallum  stattfinden  nicht  nur  bis  zum 
Augenblick  der  voll  und  ganz  erfolgten  KriUlluug  der  im  erwähn- 
ten Art.  l.H  gestellten  (oben  au.sgefllhrt,en)  Bedingungen,  sondern, 
wie  sich  das  von  selbst  ergibt,  bis  zum  Augenblick  der  ordnangs- 
mässigen  Veröffentlichung  der  gesetzlich  erfolgten  Thronannahmo. 
Dieser  ganze  Sat^  ist,  wie  bemerkt,  nicht  ausdrücklich  formiUirt 
worden,  er  ergibt  sich  aber  zweifellos  und  mit  Klarheit.  Der 
reichsgrundgesetzllche  Thronbesiiz  wird  nicht  nnlieimgcgebcn 
unerfüllten,  sondern,  wie  sich  du»  von  selbst  versteht  —  voll 
erfüllten  Bedingungen.  Und  der  nn-onbesitz  kann  nur  ein  voller 
sein.  Im  oben  erwähnten  er^^ten  Fall  sind  die  Bedingungen  lllr 
den  vollen  Throubesitz  von  Hause  aus  erfüllt  Der  Berechtigte 
gelangt  de  jure  augenblicklich  mit  dem  Tode  des  Vorj^ngers 
in  den  Tlironbesitz.  Er  ist  sogleich  Kaiser.  Es  steht  ihm  »lann 
das  eigene  Hecht  2u,  dem  Thion  zu  entsagen:  sein  Throubesitx- 
recht  hört  dann  mit  d iesem  Augenblick  der  veröffentlichten 
Thronents^ung  wieder  auf  und  gelangt  ipso  jure  an  den  dem- 
nächst Berechtigten.  Die  Thronbesitznahme  in  dem  bezügliche» 
ersten  Fall  ist  ganz  mit  Kecht  präsumirl,  da  sie  gesetzlich  an 
keine    weiteren    ergänzenden   Bedingungen   geknüpft   ist.     Für 
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die    VerCffentlichuug;    des    Thron besteigungsniani festes    hat    das 
Rcicbsgrundgesetz  überhaupt  keinen  Termin  fef^tgeKetzt. 
I  Hingegen  kann  nun  aber  im  zweiten  oben  erwühnten  Fall 

die  TUroubeüitznahme  auch  selbst  in  einer  unbestimmten  Zukunft 
seitens  der  im  Sinne  des  Art.  13  noch  nicht  ganz  thronfolge- 
b«recbtigten  Person  keineswegs  prU^uniirt  werden;  denn  nicht 
nur  ihr  Wille  entscheidet  Ober  die  Thronbesitznahme,  soudera 
strictes.  weon  auch  im  bczOgl.  Fall  nicht  ganz  lUckenireies.  ob- 
jectives  Recht,  d.  h.  hier  bestimmte,  unerliwsliche ,  ei^änzende 
Bedingungen.  Der  zweifellos  nur  bedingt  Thronberechtigto  hat 
also  keineswegs  schon  bereits  ein  so  zu  sageu  zeitweihg  8U»pen- 

idirte»  ÄusQbungsrecht  am  Thron,  soudeni  überhaupt  noch  gar  kein 
perfectes  Thronanrecht,  aondera,  wenn  man  so  sagen  soll,  nur 
ein  de  jure  zugesagtes,  wenn  auch  »ogar  nächstes  Tbronanrecht. 
Vir  haben  us  daher  unter  solchen  Verhältnissen  zu  thun  mit 
einer  wirklichen  und  rechtlichen  Thronvacanz  (nicht  bloss  mit 
factischer  Behinderung,  aus  dem  einen  oder  anderen  Grunde.  <lie 
Kaiserrechte  persönlich  auszuüben),  bei  vorhandener  Dynastie: 
die  Beendigung  solcher  Thronvaeanz  tritt  ein  kraft  rechtsverbind- 
licfier  Erklärung  über  den  reichsgrundgesetzlich  vollzogenen 
Antritt  de»  Thronbesitzes  entweder 

1.  durch  den  auswärtigen  Thronerben.  In  diesem  Falle, 
wie  auch  überhaupt  laut  Art.  17  der  Hcichsgrundgcsetze.  ist 
uoerlässUch  die  Angelobung  der  Beobachtung  des  Tlu-onl'olge- 
gesetzes,  um  so  mehr  (darf  ergänzend  hierzu  bemerkt  werden) 
als  sie  in  dem  gegenwärtigen  Fall  noch  gar  nicht  geschehen 
ist,  wie  solches  seitens  der  sämmtlichen  im  Laude  ansässigen 
Hitgheder   des  Kaiserhauses   bei   deren   VoUjährigkeitserkläruug 

IJaut  Art.  81   des  Faroilienstatuts  stattfindet; 
oder  2.  im  widrigen  Falle,  durch  den  demnächst  Berechtigten, 
der  den  reichsgrundgesetzhchen  Bedingungen  genügt. 
DaäS  dem  auswärtigen  Thronerbeu,    der  noch  ergänzende 
Bedingungen  zu  erfüllen  hat.    Ul>erhaupt  nooh  kein  Thronbesitz- 

Arokiv  fUr  o(r«titUcJies  Recht,  m    l.  8 
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nahnierecht  zukonimt,  ergibt  sich  auch  z.  B.  ganz  bestimmt  tt,n? 
dem  UrastanHe,  dass  ihm  vor  Erfüllung  Her  ergänzenden  Bedin- 
gungen überhaupt  kein  Thronentsagungsrecht  zukommt.  Seine 
event.  diesbezügliche  Erklärung  wäre  gar  kein  Thronentsagungs- 
aUt,.  Eine  weit*^;re  Ltlcke  tritt  uns  in  unserem  Thema  entgegen 
bezüglich  der  Fristbestiramung,  innerhalb  deren  der  auswärtige 
Thronerbe  seine  vacanten  Rechte  geltend  zu  machen  hat.  Da» 
Gesetz  verfügt  weder  eine  bestimmt  bemessene  Frist,  noch  verfügt 
es,  da88  die  Geltendmachung  sofurl  zii  gewchelien  liabe.  Im  Zusam- 
menhang hiemit  bleibt  denn  auch  gänzlich  imcnt*chieden,  was  zn 
geschehen  hätte,  wenn  der  auswärtige  Thronerbe  minderjährig  wäre 
und  der  rusnischen  Staatskirche  nicht  ungehörte.  Soll  da  der 
Eintritt  der  Volljährigkeit  abgewartet  werden,  um  seine  Entschei- 
dung zu  erfahren?  Oder  sollte  sie  wohl  dem  Vormund  über  den 
Souverain  zugestanden  werden  können?!  Auch  wegen  des  Tbnm- 
folgers  könnten  sich  in  dieser  Materie,  im  Zusammenhang  mit  dem 
oben  über  ihn  Gesagten,  bezügliche  uneiitscheidbare  Fragen  ergeben. 

Auch  darüber  nun,  was  während  der  in  den  sogleich  bezeich- 
neten Fällen  uöthig  gewordenen  Thronvacanz  zu  geschehen  habe, 
um  die  Staateoberhauptsstelle  provisorisch  auszuftillen.  falls  hier- 
über vom  verstorbenen  Kaiser  nicht  die  betreifenden  genügenden 
Verfügungen  getroffen  wurden,  schafft  uns  das  Gesetz,  in  Folge 
der  obigen  Lücken,  selbe tvers tun <Uich  gar  keine  Anleitung.  Dae 
Gesetz  bestimmt  genau  nur  über  eine  Regentschaft  f fl  r  einen 
minderjährigen  Kaiser,  also  einen  voll  und  gaaz  thronbesitz- 
berechtigten  Erben,  der  aber  schon  Kaiser  ist;  und  sonst  Ober 
keine  andere.  AUeriiings  steht  eine  practische  Schwierigkeit 
in  diesen  sogleich  berührten  Fragen  nicht  zu  erwarten.  —  Die 
Jurisprudenz  darf  aber  natürlich  nichtsdestoweniger  die  bemerkten 
Lücken    nicht  unangezeigt  lassen. 

V. 

Das  Recht,  auf  die  Thronbesitznahme  zu  verzichten,  wurde 
1825  ausdrücklich  bekräftigt.     Es  wäre  auch  unnatürlich  gewe- 
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sen,    ein   solches    Kerbt    nicht   anzuerkennen.      Aber  gleichzeitig 
erinnerte   sich  das  Gesetz  auch   der  event.  Schwierigkeiten,   die 
in  firüheren  Jahrhunderten   stnttgehabt  hatten   wegen  Mangel  an 
Thronerben;    und    mit   RUrksicht;  hierauf  hatte   das  Statut   von 
■  1 707    wohl   nicht   ohne  Absicht   die   Fruge    über    das   Thronent- 
™ »agungsrecht  ganz  verschwiegen.    Auch   1825  wai-  doi  kaiser- 
liche Haus  an  Mitgliedern  noch  nicht  erheblich  /.ahlreich  gesegnet. 
HDer    weise   Kaiser    Kicolaub    bedingte    daher   daf    auHdrilcklich 
H anerkannte    Abdicationsrecht   durch   den    Zusatz,    dass    dasselbe 
unbedingt  nur  dann  freigegeben  sein  solle,    wenn   dadurch  keine 
Schwierigkeiten  ftlr  die  anderweitige  Thron besetzung   entstünden 
(R.G.6.  Art.  15).  —  Für  die  anderweitige  Tlironbesetzung  genügt 
offenbar,  laut  Art.  15,  überhaupt  ein  thronbesitaberechtigter  Erbe, 

■  d.  h.  auch  ohne  die  kaiserliche  Volljährigkeit. 
Erwähnter  Art.  lö  ist  jedenfalls  juristisch  als  strict.  ver- 
pflichtend zu  nehmen  för  die  volljährigen  Prinzen  des  Kaiser- 
hauaes .  die  auch  diesen  Satz  eidlich  beschworen  haben.  Die 
K prent.  auswErtigen  Tlironcrben  wären  daher  anders  gestellt, 
"^  da  sie  diesen  Eid  nicht  geleistet,  und  besonders  auch  ftlr  den 
Fall,  wenn  itu"  Thron  folgerecht  erst  nur  bedingungsweise 
besteht,  sie  also  ihren  Willen  noch  frei  zu  äussern  haben.  — 
Practiscb  ist  das  ganze  Thema  wohl  nur  von  vorzugsweise  mora- 
lischer Bedeutung. 

Die  Thronentsagung  kann  nicht  revocirt  werden^  wenn  sie 
«rerbOndigt  und  Gesetz  geworden  iat".  Dieser  Satz  (Art.  16) 
versteht  sich  allgemeiu  auch  von  selbst,  aber  dennoch  ist  seine 
IrUckliche  Bekräftigung  eine  sehr  weise  Vorsicht  uud  war keines- 
unnUtz  hingestellt;  er  sollte  jeglichem  eventuellen  Streit  in 
der  Frage  vorbeugen.  Die  Methode  fllr  die  Bearbeitung  eines 
Thron folgegeaetzea  ist  hierbei  richtig  verstanden.  Bezüglich  der 
Vollständigkeit  der  Modalitäten  im  Art.  16  dürfte  dennoch 
nachzutragen  sein,  d&st*  sie  keineswegs  die  ganze  Frage  pünktlich 
beantworten.     Der  Wortlaut  des  Art.   lü,   mit  dessen  Beziehung 
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auf  den  Art.  In,  gibt  nicht  klare  Auskunft  darüber,  ob  »eine 
solche  Thronentfiagung'^  ab  endgültig  verbindlich  und  voll  rechta- 
wirkeud  vor  der  bezüglichen  Thronvacanz  statthaft  ist;  wenn  sie 
e»  nicht  i»t  (nicht  sein  kann),  no  wäre  auch  die  vorzeitig  erfolgt« 
Abdication  als  eine  nicht  staatsrechtliche  Handlung  revocirbar. 
Zuständig  ist  das  liecht  der  Thronen tsaguug  immer  nur  dem 
nächstberechtigten  Thronerben.  DieKea  ist  au8  allgemeinen 
Gründen  anzunehmen  und  ist  auch  im  Art  1ü  genügend  aus- 
gedrückt. Aber  über  den  Zeitpunkt  der  Throuent-sagung  ent- 
scheidet diei^er  Sachverhalt  nicht.  Diese  Entscheidung  müssen 
wir,  wie  mir  scheint,  in  folgt-nden  ii  ümKtänden  gleichzeitig 
suchen .  davon  ist  einer  überwiegend  historischer,  der  andere 
Überwiegend  jurif^tiRcher,  der  dritte  überwiegend  allgemein 
staatsrechtlicher  Natur.  Wir  bemerken  1.  dnss  1825  zur  staatit- 
rechtlich  corapleten  Thronentsagung  des  GroasfUrsten  CnssxAKTi» 
Pawlowitsch  vom  Kaiser  Nicolacs,  dem  Schöpier  des  Thron- 
entsagungsgesetzes,  zur  endgültigen  Kechtskrait  derselben  die 
Wiederholung  dieses  Willensentschlussey  bei  einge- 
tretener Thronvftcanz  Itir  nöthig  erachtet  wurde  (Manifest 
vom  12.  December  1825,  Absatz  6  u.  7);  2.  bemerken  wir,  dass 
der  Grundgedanke  des  Art  15  bezügUch  des  eveutuellen  Verbots 
der  Thronentsagung  zur  nothwendigen  Conseqnonz  hinleitet,  das 
Thronentsagungsrecht  erst  bei  eingetretener  Thronvacnnz  voll 
rechtsgültig  werden  zu  lassen «  da  ja  doch  nur  erst  dann  über 
die  Zulässigkcit  der  Abdication  auf  Grund  des  Art  15  entschieden 
werden  und  also  auch  die  zu  verkündigende  und  damit  zugleich 
nicht  revocirbar  gewordene  Thronentsagung  uorrect  im  Sinne 
des  Art.  15  erfolgen  kann.  3.  möchte  ich  noch  bemerken,  daaa 
dies«  speciallen  positiv  -  rechtlichen  Gründe  begrifflich  noch 
vertieft  werden  diu^h  den  Umstand,  daas  ein  .so  wichtiges  Ent- 
sagungsrecht, wie  das  vorliegende,  und  wohl  dai*  bedeutend i^tc, 
das  man  ^ich  vorstellen  kann,  gänzlich  frei  —  in  souveraiuem 
Zustande    ausgeübt    werden    muss,    also    nur   von   dem    bereits 
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iTerain  gewordenen  Kaisur.  Diese  Gedankenreihe  lehnt  sich 
»trict  und  eng  dem  moDurchischen  Princip  an,  das  »einerseits 
"woW  eine  anderweitige  nicht  duldet,  wenn  man  sich  das  Princip 
in  seiner  rein  Öffenthch- rechtlichen  Natur  inmitten  des  modernen 
Staate,  unbeschadet  seiner  nationalen  Eigenthümlichkeit,  denkt. 
—  Das  sich  von  selbst  ergebende  Resultat  dieser  verschieden- 
artigen dreifachen  Erörterungen  für  die  Deutung  des  Art  16 
"will  ich  weiter  nicht  besonders  verfolgen. 

VI. 

1.  Die  Volljährigkeit  des  Kaisers  tritt  mit  dessen  been- 
detem secbszehnteu  Lebensjahre  ein.  Die  auch  sonst  tlbliclie 
gekürzte  Frist  für  die  Volljährigkeit  gekrönter  Häupter  (und 
gleichzeitig  ihrer  Thronfolger,  wie  diejäes  auch  nach  russischem 
Reichsgrundges^etz  statthat),  motirirt  da»  Statut  von  1707  aus- 
drQcklich  mit  der  Nothwendigkeifc,  die  Dauer  der  Regen tso hafts- 
zeit  abzukürzen.  Man  hatte  vor  diesem  Tn^titut  Scheu  bekommen 
wegen  der  mit  demselben  im  18.  Jahrhundert  gemachten,  zufallig 
sehr  staatsgetährlichen  Erfahrungen.  Bis  zum  voUeudeteri  sechs- 
zehnten Lebensjahre  des  Kaisers,  wenn  dieser  minderjährig  den 
Thron  bestieg,  besorjürt  nach  geltendem  Recht  (Art.  Ifl  d.  R.G.G.)eine 
Regentschaft  die  dem  Kaiser  obliegeutk-n  RegieruugMgeschÜfte. 
Andere  GrUnde  fUr  die  Bestellung  einer  Regentschaft  bestimmt 
das  Gesetz  nicht.  Wir  brauchen  wohl  nicht  auf  das  allgemeine 
Thema  zurückzugeben,  duss  das  In.stitut  der  Regentschaft  eine 
uuerhisshche  Forderung  resp.  Ei^änzung  für  das  monarchische 
Princip  ist;  angedeutet  sei  nur  das  Charakteristische,  dapK  dem 
Regenten  gewöhnlich   immer  nur  cin^    wenn    auch    unbedeutend, 

doch  gekürztes  Mass  von  Behignissen  zukommt  im  Yergleidi 
znm  eigentlichen  Souverain,  was  nemlich  als  Vorsichtsmassregel 
zur  Vorbeugung  Vormundschaft  lieh  er  Missbrüucbe,  soweit  solches 
der  Natur  der  Sache  nach  möglich,  stattfindet.   Dieser  Gedanken- 

e  begegnen  wir  in  entsprechend  iiUancirter  Gestalt  auch  im 
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russi.schen  KeichssLaats recht.  («.  S.  124 — 129).  —  Das  gi'lUsnde 
HegeutHchafts recht  bei*uht  ganz  und  gar  auf  dem  Statut  von  1707. 

Die  Ilcgenischaft  wird  coustituirt  entweder  1.  auf  Grund 
besonderer  Anordnung  des  regierenden  Kaisern  fUr  dessen 
Todesfall.  Diese  Anordnung  ist  in  nicht.-*  beschränkt  und  iät 
als  das  gleichsam  Wün&chenswerthere  jedem  Kaiser  zur  Pflicht 
gemacht  (Art.  21).  ,£r  soll  um  diese  Anordnung  (rechtzeitig) 
besorgt  sein  *  Die  Art  und  Weise  derselben  ist  ihm  anheim- 
gegeben, da  er  ^die  beste  Kenntnisä  bezQgUch  der  Leute  und 
Umstönde  besitze"  (Art.  30).  —  Nm^  eine  Schränke  setzt 
ihm  das  Reichsgrundgesetz  im  Interesse  der  Wahrung  der 
Ünverletzticbkeii  des  monarcliisclien  Princips:  d.  h.  der  minder- 
jährige Kaiser  kann  als  Staat-shaiipt  nur  durch  einen  Kegenten, 
fdso  eine  Person  vertreten  werden.  —  Die  russischen  Kaiser 
Nicolaus,  Alexander  II.  und  Alexasukb  UI,  sind  der  vernünf- 
tigen Mahnung  des  Art.  21  d.  11.(1. G.  stets  aUbald  nach  der 
Thronbesitznahme  gewissenhatt  nachgekommen ;  HegentschafU- 
anordnuugen  filr  den  bezQglichi'n  nötliigen  Fall  ergingen  daher 
182ti,  IRSö,  1881.  Zum  Oiück  brauchte  keine  derselben  aus- 
geführt zu  werden. 

Art.  21,  im  Zui^mmenhang  mit  Art.  30.  bei'uht  auch  noch 
auf  einem  anderen,  freilich  nicht  ausgesprochenen  Motiv,  als  dem 
oben  angegebenen :  Im  Interesse  der  ununterbrochenen  und  wider- 
spruch^sloseu  Herrschaft  der  monarchischen  Lnstitution  soll  auch 
keinen  einzigen  Augenblick  der  mindeste,  selbst  auch  nur  zufällige 
Zweifel  Ober  den  StoI1vertret<'r  des  StAathhauptes  obwalten.  £U 
soll  diese  Angelegenheit  in  die  klarste  Ordnung  gebracht  sein, 
als  Grundbedingung  fftr  die  Sicherheit  der  Monarchie.  (Das 
Nähere  in  diesem  Gedankengange  können  wir  hier  übeixehen.) 
Und  diese  Pflicht  kann  gewiss  nur  dem  regierenden  Kaiser  ob- 
liegen; auch  nur  er  allein  hat  bierau  das  llecht  (die  Machtbefug- 
niss).  Bei  der  Kegentschaftsanordnung,  die  ganz  naturgemäss 
auch  ohne    besondere   Vorschrift    im  Keichsgrondgesetz    —    oh 
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Staatsgesetz  %\i  verüffenÜicheD  ist,  handelt  es  sich  zu  allenmchst 
1.  um  die  firnennuDg  der  als  (Staats-) Regent  zu  bcrufeudea 
Person  (die  Auswahl  steht  dem  Kaiser  ganz  frei  zu)  und  2. 
aber  nur  bedingt,  d.  h.  wenn  es  geschieht,  um  Bestimmungen 
über  einen  itegeotächaitsrath;  fUr  denäelhen  kann  die  beäou- 
dere  Organiäution  angeordnet  und  können  det^i^en  Mitglieder  be- 
zeichnet sein,  oder  er  kann  ganz  untersagt  sein.  Biese  Befugnisse 
aind  in  Art.  30  deutlich  enthalten.  Kalla  nun  aber  in  der  Kegent- 
^chaf'tsanurdnung  —  ausser  der  Ernennung  des  Kegenten  — 
des  RegeuUchalbiratheä  gar  keine  ErwUhnung  geschieht,  so  hat 
ein  »olcher  gesetzlich  iu  der  vom  Gesetz  vorgeschriebenen 
Gestalt  in  Kraft  zu  treten  nach  Masagabe  der  sogleich  weitor 
unten  auszutUhrendt^n  Ordnung  d.  h.  gemäss  Art,    2t) — 28. 

Es  kann  nur  ein  Regent  ernannt  werden,  keineswegs  kann 
aber  aus  diesem  Grund  die  Möglichkeit  einer  gleichzeitigen  Er- 
neunung  von  successiven  Substituten  als  au.sgesr:hlossen  gelt.en 
für  den  Fall  des  Todes  oder  eines  anderen  ÄusschliesHungsgruudes 
des  resp.  uächstbcvollmächtigten  Itegenten.  Denn  ein  Eingriti* 
Lu  irgend  welches  eigene  Anrecht  auf  die  Kegentschatl  bestände 
darin  nicht,  wenn  der  Kaiser  vom  Art.  15  Gebrauch  macht,  der 
ihm  eine  Pflicht  auferlegt  aus  durchaus  vernünftigen  und  zum 
Theil  sogar  ausdrücklich  bestimmten  Gründen.  Andererseits 
bedeutet  die  erwähnte  Suhstitutenenieunung  eine  verstärkte  P&icbt- 

^  erftlUung  —  in  ganz  correctem  Einklang  mit  Art.  15  und  durch 
diese  Vorschrift  bedingt.  —  Die  Vormundschaft  Über  die  Person 
des    minderjährigen  Kaisers   gehört    a  priori  zur   Regentschaft ; 

l«ie  kann  indessen  vom  regierenden  Kaiser  tör  dessen  Nachlblger 

[einer  anderen  (zweiten)  Person  getrennt  übertragen  werden  und 
ganz  gewiss  gleichfalls  mit  Substituten. 

Art.  21  redet  iu  der  sogleich  sub  1.  erürterten  Frage  vom 
Regenten   und  Vormund;    aber  dieselben   können   natürlich  auch 

,  Frauenspersonen  sein,  da  Intestatregcntschaft  (und  Thronfoige- 
ordnung)  das  weibUche  Geschlecht  aicht  ausschliessen.    In  der  Wahl 
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der  KegenUchaftscaiididaten  beiderlei  Geschleclites  ist  der  Kaiser 
ganz  frei,  und  er  kaan  sie  aucli  ausserhalb  der  Dynastie  wählen. 

Wird  die  Ke^entschaft  nach  dem  gemeinen  Geseti 
constituirt.,  wenn  eine  besondere  Anordnung  des  verstorbenen 
Kaisers  über  dieselbe  nicht  erfoljfl  war.  Ref^nischafl  und  Vor- 
mundschaft sind  in  diesem  Fall  verbunden,  wenn  fQr  die  letztere 
nicht  besondere  Massregeln  bestimmt  wurden.  An  erster  StcDe 
beruft  das  Gesetz  zum  Regenten  .den  Vater  oder  die  Mtitter* 
(Stiefvater  und  Stiefmutter  »ind  ausgeschlossen  ,  Art.  2*2), 
dann  die  der  Thronfolge  nächste  männliche  (resp.  weibliche)  Per- 
son, die  roUjährig  ist. 

2.  ücber  das  erforderliche  VoUjühriglceitsalter  des  Regenten 
geschieht  im  Gesetz  keinerlei  Krwühnuug.  Diese  Lflcke  ist 
gewiss  misslicb.  Durcli  Interpretation  erledigt  sich  di«se  Frage 
in  folgender  Weise. 

Die  Volljährigkeit  des  Thronfolgers  und  Kaisers  ist  gani 
genau  mit  H>  Jahren  bestimmt.  Diese  Bestimmung  ist  nun  eine 
ganz  ausnahmsweise  und  lässt  gar  keine  Erweiterung  auf  andere 
Personen  zn;  daher  ist  sie  auch  auf  die  laut  Gesetz  zu  berufenden 
Kegenten  ohne  jegliche  Anwendung. 

Für  die  Volljährigkeit  der  übrigen  Mitglieder  des  Kaiser- 
hauses, ausser  Kaiser  und  Thronfolger,  bestehen  1.  fest  bestimmte 
Altersstuten  von  20  imd  von  21  Jahren,  und  2.  bedmgte  Zeit- 
punkte fllr  beiderlei  Geschlecht:  nämlich  der  Eintritt  in  eine 
geneinnigte  und  t-benbürtige  Ehe.  AI«  Regenten  nach  dem  Gesetz 
werden  nur  MitgUeder  des  Kaiserhauses  berufen.  Also  die  Voll- 
jährigkeit des  Kegenten  muss  aus  einem  dieser  sub  1.  und  2. 
soeben  erwähnten  Gründü  eingetreten  sein.  Dabei  sind  aber  zwei 
nmcweifelhalte  Cünsetjuenzen  zu  beacliten: 

a)  Das  Regentschaftsanrecht  kann  einer  weiblichen  Person 
zufallen,  die  noch  nicht  l(i  Jahre  zählt;  denn,  wenn  sie  dynastisch 
gUllig  verheirathet  ist^  und  solches  kann  auch  nach  russischem 
Recht  vor  ihrem  vollendeten  IG.  Lebensjahre  stattfinden,  so  gilt 
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sie  als  mOndig.  Sie  könnt«  auch,  obgleich  nur  um  ein  Weniges, 
junger  sein,  als  der  zu  bevormumlcnde  Kaiser. 

b)  Der  Hegeut  re»p.  die  Hegentin,  die  durch  dynastisch 
gültige  Khe  die  Volljährigkeit  vor  erreichtem  20.  resp.  21 .  Lebens- 
jahr erlangt  haben,  brauchen  daher  auch  nicht  die  gewöhnlich 
{reguläi)  nächi^teu  volljährigen  Thronerben  zu  sein,  da  sie 
kraft  ihres  speciellen  Volljährigkeit« titeis  an  Jahren  ältere, 
solcher  Rechtstitel  nicht   theilbiiftige  Prinzen  übergehen  können. 

Das  Volljährigkeitsah  er  des  Regenten  ist  im  Fall  der  Be- 
rufung eineü  auswärtigen  l'rinzeu  unzweitethaft  nach  den  Grund- 
sätzen dei<  ruB-sischen  Rechts  zu  bestimmen,  da  er  hier  ausschliess- 
lich als  Mitglied  der  russischen  Dynastie  in  ßetracht  kommt.  Dar- 
aus ergibt  sich  femer  der  Schluss,  dass  der  auswärt.ige  Erwerb 
eines  privilegirten  VoUjährigkeit.salters  wegen  eingegangener 
Ehi'oder  aus  einem  anderen  Orunde  —  den  der  Innekabung  eines 
auswärtigen  Thrones  nicht  ausgeschlossen  —  für  unseren  Fall  keine 
Gültigkeit  beanspruchen  kann,  denn  die  Gültigkeit  eines  privi- 
legirten Volljährigkeit-salters  (vgl.  S.  120,  2)  filr  die  einheimischen 
Prinzen  istunlöslich  an  den  Willen  ihres Faniilionhauptes gebunden. 

■  3.   Der   Inteslatregenl  gründet   sein  Recht  auf  sein«   Ver- 

■  wandtschafUinähe  zum  minderjährigen  Kaiser;  dieser  muss  daher 
KMbon  ganz  endgültig  Kaiser  sein.  Wie  oben  bemerkt,  kann  es 
^liÄer  geschehen,   dass   der  nächste  Thronerbe   minderjährig  und 

zugleich  nicht  griechisch-katholischer  Confession  ist.  Sein  Thron- 
recht steht  daher  aus  (ist  suspendirt)  bis  zur  ErllUllung  aller 
ftir  die  Thronbesitz niihme  erforderlichen  BedinguTigen  nach  (wie 
oben  zu  zeigen  versucht  wurde)  vollendetem  IG.  Lebensjahre. 
Ein  solcher  nur  erst  möglicher  Throncandidat  kann  selbstver- 

»ständltch  nicht  durch  einen  Regenten  vcrticten  werden  in  einem 
R«cbt  (Herrschaft^recht) ,  dos  ihm  noch  gar  nicht  zuerkannt 
werden  konnte.  Wir  hätten  es  in  diesem  Fall  mit  einer  wirk- 
lichen Thronvttcanz  bei  bestehender  Ilynaatie  zu  thun,  während 
welcher  consequenter  Weise  fUr  den,  genau  gesprochen,  endgültig 
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noch  gar  nicht  vorhandenen  uiinderjührigen  Kaiser  dessen  Vat«r 
oder  Mutter  nicht  K^^euteu  sein  dürfen.  —  In  diesem  ausnabniä- 
weisen  Fall  existirtf  die  Hegentschaft  überhaupt  auf  ganz  eigener 
Qrundlagc.  Kntweder  würe  sie  vom  verMtorbeueu  Kaiser  nach 
dessen  Ermessen  eingesetzt  und  iro  Einzelnen  orgaiii^irt,  oder^ 
wenn  solches  nidtt  geschehen,  wäre  der  denmächstige  volljährige 
Thronberechtigte  des  verstorbenen  Kaisers,  in  der  Eigen- 
»chuft  als  näebster  Verwandter,  zur  Regen Ucli all  zu  berufen.  Die 
Möglichkeit  einer  wirklichen  Thronvacunz  bei  vorhaadeucr  Dy- 
nastie kann  nach  Obigem  nicht  bestritten  werden.  Das  Ilechts- 
sprichwort:  , Der  König  stirbt  nicht",  darf  folglich  nicht  wörtlich 
in  der  Üblichen  Auffassung  genommen  werden.  „Das  Staatsrecht 
duldet  keine  Vacanz  der  Staatsgewalt" ;  das  ist  ubuolut  und  wört- 
lich richtig  und  vertrUgt  sich  auch  gani*.  normal  mit  der  möglichen 
Thatsache  einer  Regentschaft  fUr  einen  vacanten  Thron  bei  vor- 
handener, vielleicht  auch  zahlreicher  Dynastie. 

Praktische  Bedeutung  dürften  diese  vermerkten  Consequenzea 
des  russUchen  Reichi^regenUchaftägetfetzes  zum  OlUck  kaum  je 
erlangen.  Die  weise  Varaichb  der  russischen  Kaiser,  da^s  sie, 
l>eim  Vorhandensein  minderjähriger  Thronfolger,  gleich  nach  der 
eigenen  Thronbesteigung  in  ganz  bestimmter  Weise  Vorsorge  zu 
trßifen  pflegten  fUr  den  Fall  einer  Uegentscliuft,  hat  »ich  seit  1826 
gleichsam  zu  einem  ständigen  (irebrauch  ausgebildet  Zum  evea- 
tuellcn  Regenten  pflegten  die  Kaiser  ihre  demniichst  ältesten 
Brüder  zu  ernennen,  somit  die  .nach  dem  Gesetz"  in  diesem 
Fall  nächst  der  Kaiserin  nächsten  Regentschafts  berechtigten.  — 
Kaiser  Nicolauh  ernannte  zum  eventuellen  Regenten  seinen  Jüng- 
sten Bruder  Michacl,  weil  der  ältere  Bruder  CoKsrAKTiN  bereits 
dem  Thron  entsagt  hatte;  der  GrossfUrst  Mkhabi.  war  dalier  der 
nach  dem  Kaiser  älteste  Bruder  und  im  eventuellen  Fall  hätte 
auch  nur  er  Kaiser  werden  können;  dieses  wurde  auch  ausdrück- 
lich in  dem  Gesetz,  d^  Kaii^er  Nicolaus  für  diesen  Fall  erliess, 
bemerkt. 
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vn. 

1.  Der  Regent  tritt  zeitwi^iUg  un  die  St«Ue  des  Kaisers, 
grandsätzUch  (s.  S.  124)  mit  den  gleichen  Machtvollkomiuenheiten, 
die  dem  Kaiser,  als  unumschränktem  Selbstlierrscher,  zustehen. 
Diese  Satze  folgern  wir  aus  Art.  U»  und  'J8.  PrincipieU  und  im 
Allgemeinen  ist  solches  auch  schon  au  sich  ganz  selb  st  verstand - 
,  lieh :  die  Staatsgescliäftc  können  während  der  Regentschaftszeit 
nicht  suspendirt  oder  auch  nur  eingeschränkt  werden,  denn  dem 
natürlichen  Gange  des  Staatslebens  sollen  durchaus  keine  lliuder- 
tiisse  aus  der  iiegentschaft  entstehen.  Ihi-ss  dem  Regenten  die 
.kaiserliche  Machtvollkommenheit  zusteht,  ist  in  der  Anord- 
nung Aber  den  von  gesetzes wegen  zu  creirenden  Regen tschaits- 
rath  (Art.  28),  man  kann  sagen,  ausdrOcklich  festgestellt,  denn 
_  obgleich  dieser  alle  sonst  der  kaisürlicbeu  Beschluss- 
^fossung  unterliegenden  Geschäfte  mit  dem  Regenten  berathet, 
^^^hkommt  doch  die'  Entscheidung  in  denselben  aus-schliessUch 
^^ur  dem  Regenten  zu  (Art.  28  und  21>).  —  Es  ist  ganz  nntür- 
■  lieh  (und  das  Gegentheü  wrire  widersinnig),  dass  lllr  die  zeit- 
weilige Kegentschaft  die  Form  der  Staatsverfassung  nicht  veräu- 
bdert  wird.  Im  modernen  Staat  ist  es  anders  auch  gar  nicht 
I  möglich.  Der  Regen tschaltsrath  ist  daher  kein  Anlauf  zur  Oli- 
Daher  muss  auch  folgerichtig,  der  ganzen  Anlage  der 
en  ßeichsgrundvert'a»sung  gemäss,  als  absolut  bindend  der 
tSatz  gelten,  doss  gleichfalls  der  ernannte  Regent  nur  als  unum- 
schränkter Selbstherrscher  bestellt  sein  dilrle  zur  stellvertretenden 
Forti^etzung  der  gesammten  HeiTschaftsrechte.  Der  Regent  nach 
russischem  Staatsrcclit  bleibt  principicU  daher  in  Fjllen  Fällen 
unumschränkter    Selbstherrscher,     wenngleich    auch    bloss 

t  provisorischer.  Auch  die  einzelnen  Ausuahmen  hiervon  beschränken 
da«  politische  Wesen  dieses  Princips  nicht. 
2.  Gehen  wir  sie  einzeln  durch.  —  Wir  wissen  :  a.  dass  sowohl 
dor  ernanute   als   auch    der  Intestatregeut  immer  nur  einer 
leein  könnt«.     Seine  Stellung   ist  reichsgnmdgesetzlich  bej^timmt; 
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die  ihm  zust«hcndu  StuuUgewtUt  kann  aucli  in  keiner  Weise  durch 
irgend  welche  specieUe  Aaorduungeu  eingeschninkt   werden. 

Es  ist  dieses  das  Recht  de^  Regentschaftsinstituts  und 
nicht  nur  subjectives  Recht  des  Regenten.  Daher  kann  anderer- 
seits auch  der  Regent  selbst  weder  fUr  »eine  Regierungstzeit, 
uud  noch  weniger  bleibende  StaatsTerfassungstbrmänderungen 
veranstalten.  Sein  Recht  ist  unter  allen  umständen  blog«  Öffentr 
lieh -rechtliches  Mandat  (den  Fall  der  wirklichen  ThronTacaux 
nicht  ausgenommen);  am  Staat  und  8omit  dei^seii  Verfa^Hungaform 
kann  ihm  kein  eigenes  Recht  zusti^hen,  er  kann  daher  an  der* 
selben  auch  nichts  eigenwillig  veräussem.  b.  Die  Vormund- 
schaft für  die  Person  des  minderjährigen  Kaisers  kaim,  wie 
oben  bemerkt,  vom  regierenden  Kainer  in  besonderer  Weise 
angeordnet  werden,  d.  h.  getrennt  von  der  RegentÄcholt.  Sie 
i»t  daher  ohne  ausdrückliche  BeschrUukuugeu  gänzlich  autouoni 
in  ihrer  Sphäre  und  unabänderlich  bis  zu  ihrer  eigenen 
Auflösung. 

Ad  b)  müssen  wir  noch  bemerken,  dae»  jeder  Regent  (daher 
auch  resp.  jede  Regentin}  als  stellvertretendes  Staatshaupt  die 
hausherrliche  Gewalt  über  die  kaiserliche  Familie  präsumti' 
itzt.  Der  Zulü^sigkeit  einer  anderweitigen  speciellen  An- 
dnung  dieser  Frage  gedenkt  d.  R.G.Ö.  nicht.  Versuchen  wir 
daher,  an  diesen  Sachverhalt  eine  juristische  [nter])retation  anzu- 
legen. Positiv-rechtliche  Gnmdlagen  hiei-für  scheinen  nur 
darin  zu  bestehen,  dass  (a)  in  ganz  bestimmter  Weise  die 
oben  erwähnte  getrennte  Vormundschaft  für  die  Person  des 
minderjährigen  Thronfolgers  zulässig  ist,  und  dass  (ß)  allgemein 
die  hausväterliche  Gewalt  über  die  kaiserhche  Familie  gauz 
vorzugsweise  einem  Privatrecht  gleicht,  über  welches  das  Staatai^B 
huupt  patriarchalisch  verfügt.  Die  Ausscheidung  derselben  aus^^ 
der  RegentschaR  bedeutet  ferner  dem  Wesen  der  Sache  nach 
auch  keineswegs  irgend  eine  Theilung  der  Staatsgewalt;  diese 
bleibt   dabei  imberührt.   —   Wenn    abio   einerseits   mangels   einer 
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anderweitigen  speciellen  Anordnung?  über  dio  Innehnbucg  der 
haus  väterlichen  Gewall  im  Kaiserhauee  der  Hegent  von  rechte* 
wegen  an  diese  Stelle  tritt  und  dieses  Plus  (-j-)  zu  seiner  Staats- 
gewalt Übernimmt  und  ungetheilt  übernehmen  muss,  so  beruht 
das  darauf,  dass  im  Staate  Niemandem  im  ÄU}<eubLick  der  Regeiit- 
scbail  über  diot^er  eine  höhere  Gowalt  zusteht,  der  Regent  dagegen 
sein  übernommenes  Mandat  ungeschmälert  und  ungeändert  ver- 
walten muffs,  so  lange  er  sieb  nicht  der  ganzen  Pflicht  entzieht. 
Andererseits  folgt  aus  diesen  Sätzen  nicht  die  nothwendige  Zu- 
gehörigkeit der  Furailiengewalt  im  Kuiserhause,  also  dieses  + 
(reM|>.  ünzulÜMsigkeib  eines  Minus  [ — )  dieserseits)  zur  ungetheüten 
Staatsgewalt  des  den  unumschränkten  minderjährigen  Kaiser 
Tertret«nden  Ilcgenten.  Practisch  ist  diese  Krage  allemal  immer 
nur  partiell  geluvt  wordeu,  indem  in  den  üben  erwühuten  Regent- 
achaftsanordnuugen  die  Vormundschaft  über  die  jUngeren  Brtlder 
dea  minderjährigen  Kaisers  gleichzeitig  der  Vormünderin  des 
letzteren,  also  deren  Mutter  übertragen  sein  sollte.  —  Das  weitere 
in  dieser  Fn^^e  glauben  wir  übergehen  zu  dürfen. 

3.  Ein  Regentschafbsrath  steht  dem  Regenten  aU  be- 
ratfaende  Behörde  zur  Seite.  Wie  erwähnt  wurde,  iafc  die 
Existenz  desseU»en  verschiedenartig  bedingt,  a.)  Er  ist  unerläss- 
lieh  während  der  Regentschaft,  wenn  und  soweit  der  Kaiser 
nicht  ausdrücklich  und  bestimmt  anderes  verfügt  hatte,  lutestat- 
regentschaft  oder  testamentarische  bilden  in  diesem  Fall  keinen 
Unterschied.  Der  Intestatregentschaftsrath  musste  natürlicherweise 
eine  ftllgomein -gesetzlich  genau  vorgezeichnete  Gestaltung  erhalten. 
I  Kirnach  besteht  er  aus  der  unveränderlichen  Anzahl  von  ti  Mit- 
gliedera,  die  den  beiden  höchsten  Dienstrangklassen  zu  entnelimen 
sind.  Die  Ernennung  und  Ergänzung  derselben  erfolgt  durch 
den  Regenten  allein.  Ausserdem  kann  der  Regent  diesen  obli- 
gatorischen Bestand  des  Regents-chuftsrathes  verstärken 
durch  volljährige  männliche  Mitglieder  des  Kaiserhauses.  —  Ob 
hierbei  fUr  die  Mitglieder  des  Regen tschal^srath es   an  ein  Recht 
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der  luamovibilität  iu  diesem  Amt  gedacht  ist,  Hesse  sich  wol 
vermuthen  (und  zwar  dann  für  silmmtliche) ;  die  Fr^e  wfirde  a' 
fUr  eine  Htrict  bejahende  Beautwortun^  mmde^tens  einer  bezQg- 
lichen  ausdrückliclieu  Betitinimung  bedürfen,  die  bis  auf  den 
Augenblick  fehlt,  legislativ  aber  sehr  wohl  und  ganz  correct  im 
Sinne  des  R.G.Ö.  ge^^eben  werden  könnte,  ß)  Der  regierende 
Kaiser  kann  —  darüber  lasst  Art  30  gar  keinen  Zweifel  — 
nach  Ermessen  für  eine  eventuelle  Regentschaft  dun  Regentscbafts- 
nith  unverbindlich  machen,  resp.  ihm  fUr  den  speciellen  Fall 
eine  besonder»  ad  hoc  angeordnete  Verfaasung  geben  l&.tsen. 
üeber  diesen  Ausnahmefall  muss  in  klarer  Weise  verfllgt  ?eiii; 
gleichmUssig  zulässig  ist  er  sowohl  ftlr  die  Infeestat-,  als  auch 
für  die  testanientariscbe  Regentschaft.  —  Dieser  pracise  Inhalt 
deH  Art.  JJO  steht  mit  dem  Art.  25,  der  bestimmt,  «daKS  der 
Regent  ohne  Regentschaft^rath  und  dieser  ohne  den  Regenten 
nicht  bestehen  können*,  in  keinem  Widerspruch;  Art.  25  behi 
seine  regelmässige  Bedeutung,  wenn  keine  anderweitige  Anonf* 
nung  vom  Kaiser  auf  Grund  des  Art.  3U  getroffen  ist.  Auch 
die  systematische  Anordrmng  der  Art.  25  und  80  bestärken  mich 
in  der  gebotenen  Constmction  unserer  Fr^e. 

4.  Ein  wesentlicher  (logisch  bedingter)  Unterschied  zwischen 
der  Herrscherstellung  des  Kaisers  und  des  Regenten  beatebt  in 
Folgendem:  Der  volljährige  Kaiser  kann  ifür  sich  nach  ClmiesseD 
eine  Stellvertretung  installiren:  för  seinen  eventuellen  minder* 
jlihrigen  Nachfolger  kann  er  nach  Krmessen  einen  Regenten 
ernennen,  was  ihm  auch  ftlr  den  Fall  der  eigenen  Thronentsagung" 
zusteht.  Endlich.  f[1r  den  Kaiser  bestehen  keine  Ausschliessungs- 
gründe  von  seinem  Recht:  dagegen  ist  nicht  nur  der  Antritt  des  - 
Regentsehaft?(arates,  sondern  auch  die  Fortsetzung  desselben  hl|^| 
dingt  durch  ununterbrochen  normalen  fieisteszustand  der  Person  :^^ 
und  auch  ausserdem  wird  die  Fortitlhrung  de»  angetretenen  Regent- 
schaft.samtes  behindert  durch  die  Eingehung  einer  zweiten  Ehe 
seitens    des   verwittweten   Regenten    während   der  Regentschaft. 
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Die  gleichen  Ausschliessungs-  und  BohiLidenmp;sgr(hide  finden 
Anwendung  auf  die  Vormünder  (Art.  24).  Der  Berufungi*titel 
des  Regenten  und  Vormundes  begründet  dabei  gar  keinen  Unter- 
schied (für  eine  gegentheilige  Ansicht  kann  man  sich  auf  Art.  30 
I nicht  stlitÄcn).  Daa  erwähnte  Kheverbot  ist  wörtlich  auf  Ver- 
wittwete  beHchränkt  und  kann  ilaher  olme  nt-ue  au^^drUckliohe 
Ergänzungen  auf  die  eventuellen  Fälle  einer  ersten  Ehe  und  dann 
auch  einer  Scheidung  nicht  bezogen  werden.    Ob  wohl  ein  solcher 

Lder  Sinn    des    gleichfalls  1707    stntuirtcn  Gesetzes    gewesen    sein 

'mag?  Sein  einziges  Motiv  schcini  das  zu  sein:  Dem  Kaiser 
liegt  es  ob,  im  uötbigen  Fall  eine  gute  Hegeutschaft  zu  bt^stellen. 

■er  beuchtet  dabei  die  sämmtlicheu  Verhältnisse  des  zw  wählenden 
Regenten  und  Vormundes,  daher  auch  dessen  Ehe  und  Familien- 

ibeziehungen  als  besonders    wichtige  umstände;    dieselben    sollen 

IbIbo    vom    Kegenten   nicht    willkürlich    geändert    werden    dürfen. 

[damit  nicht  plötzlich  veränderte  Zustände  für  die  Person  des 
unmQndigen  Kaisers,  die  kaiserliche  Familie  und  Hlr  das  Reich 
herbeigeftlhrt   würden.     Im  Bereich   einer   gewissen   Möglichkeit 

,ist  nun  dieser  Zweck  durch  das  erwähnte  Eheverbot  zu  erreichen. 
)ie«e6  bezeichnet   indessen    nicht    näher    die   specielle  Natur  der 

luutersagten  Ehe,  d.  h.  ob  nur  ebenbürtige  oder  auch  uneben- 
bßrtäge  gemeint  ist.  Das  Statut  von  1797  machte  diesen  letz- 
teren Unterschied  Überhaupt  noch  nicht,  und  das  Ehenbürtig- 
Iceitfigesetz  von  1820  hat  seinerseits  ehie  bezügliche  erklärende 
Ergänzung,  betreffend  Eheverbindungen  des  Regenten,  zu  Art.  24 
nicht  getroffen.  Andererseits  ist  hier  mit  Rücksicht  auf  die 
besonderen  Verhältnisse  de»  Art.  24  eine  Antwort  auf  dem  Wege 
der  Interpretation  nicht  möglich.  Die  Frage  ist  daher  nur  legis- 
latorisch zu  lösen. 

k  b.  Mit  dem  Abgang  eines  aus  oben  erwähnten  GrUnden 
untauglich    gewordenen    oder    verstorbenen    Vormundes    hat    die 

,  Vormundschaft,  wenn  sie  getrennt  von  der  Regentschaft  bestand, 
den  Regenten  zu  gelangen,    falls  nicht   ein   anderer  Sub- 
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«titut  fllr  die  Vormundschaft  vorher  Ijestimnit  war:  nicht  aber 
etwa  an  den  Vuter  oder  die  Mutt«r  oder  den  uächsten  volljöhrigeu 
Thronberechtif^teu,  falls  diese  nicht  gerade  gleichzeitig  auch  die 
Hegent^ohAtl  inne  haben.  Diesfalls  gt>schieht  es  aber  aus  letx- 
^terem  Grunde,  denn  (a.  o.)  die  Regeutachaft  und  Vormundschaft 
ehören  mangels  einer  anderweitigen  Verfngung  des  verstorbenen 
Kaisers  stet«  zusammen;  daher  auch  in  dem  Fall,  wenn  der  be- 
sondere Vormund  (vgl.  S.  124,  2,  b)  aus  irgend  welchem  Grunde 
seiu  Amt  niclit  mehr  fortfuhren  kann,  und  das  Amt  vacant  wird. 
Dieser  Satz  ist  ohne  Bedenken  in  den  Art.  22  hinein  zu  inter- 
pretiren.  Auch  ist  der  Regent  (».  o.)  nicht  in  der  Lage,  nach 
Ermessen  einen  Vormund  für  den  minderjährigen  Kaiser  zu  er- 
nennen, falls  er  »elbst  /u  diesem  Amt  verpflichtet  ist. 

Ebenso  wenig  ist  der  Regent  in  der  Lage,  sein  Regeatfichafts- 
amt  irgendwie  weiter  zu  delegiren,  bei  Lebzeiten  oder  fUr  den 
Todesfall.  Abdicirt  oder  stirbt  der  Uegent,  so  tritt  an  seine 
Stelle,  wenn  vom  Kaiser  kein*  Substitut  bestellt  ward,  der  gfl- 
setzlieh  nüc^liste  Regentsc liafLsbe rechtigte  —  d.  h.  der  nächste 
volljährige  Verwandte  des  unmündigen  Kaisers.  Diesem  selbst 
steht  keinerlei  Wahlrecht  des  Regenten  zu.  Es  ist  selbstver- 
ständlich, dash  nicht  der  näclistH  volljahrigt!  Verwandte  des  aus- 
gescliiedenen  Regenten  dessen  Nachi'olger  werden  soll,  zumal  der 
Regent  auch  ausserhalb  der  Dynastie  gewählt  werden  kann. 
JodonfnllH  kommt  der  Regent  immer  nur  als  einzelne  herr- 
sch afLsbereclitigt^^  Person  in  Betraclit  und  irgend  ein  Dynastie- 
recht  steht  ihm  in  keiner  Weise  zu.  Audi  ganz  allgemein  wäre 
das  im  Widerspruch  mit  den  sonstigen  monarcliiachen  Tni^titutionoQ 
und  deren  gedämmtem  Zusammenhang.  Im  einzelnen  ist  femer 
laut  Art.  2  dew  Familienstatut»  ganz  unzweifelhaft,  dass  nach  dem 
derzeitigen  Regenten  keine  dynastischen  Verwandtschaft.siufrade 
im  Kai^erliause  bestimmt  werden  können,  denn  die  Kochte  der  Mit- 
glieder im  Kaiserhause  bemessen  sich  ausschliesslich  nach  dem 
Verwandtschaftsgrade  zu  dem  in  ihrer  Ascendenz  nächsten  Kaiser. 
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"I'ür  den  demnächst  gesetzlich  zur  Regentschaft  zu  oeru- 
euden    Prinzen    kunn    e«    naiürÜtli   ki'in    HindemisH   .sein,    wenn 
er»elbe   im   Fall    der   Ernennung   des   früheren   Regenten    Dach 
ent  £rme»seu  des   verfügenden  Kaiserin    Übergangen  war.     Eine 
Präjudiz  gegen  ihn  kann  darin  in  keiner  Weise  erachtet  werden; 
drnn    ein   gunz    bestiinrater   Wille    des    Kaisers    gegen    ihn    ist 
dadurch    nicht    HU^gedrUckt,     da.sB     der    Kaiser    zunäeliHt    einen 
^easeren«   geeigneteren   Regenten   zu   ernennen   fUr   gut   befand, 
sadem   ein   solcher  Wille    könnte    nur  kraft  eines  resp.  förm- 
lichon  klaren  Äus^ichliesäungsäkte«  als  juristisch  vollgültig  aa- 
genommen  werden.     An  einem  solchen  ist  der  verfügende  Kaiser 
reichsgrundgesetzlich  nicht  behindert,    ihm   steht  da«  unbedingte 
iecht  einer  Ernennung  der  Person  des  Regenten   und  von  Sub- 
stituten zu  für  die  ganze  Dauer  der  Uegentachaft.    Wenn  er  daher 
in    positiver   Form   die  Kucce-^sive   Reihenfolge  der  zu  berufenden 
Uegtmten  bestimmt,    ist  das  rechtlich   ganz  gleich  damit,    wenn 
die    zur  Regentschaft  nicht  zuzulusseuden  Dynustiemitglieder 
Hein  bezeichnet. 

2.  Ist  ein  bortondcror  Vormund  fllr  den  minderjilhrigen 
Kaiser  bestellt,  und  tritt  ein  Personcnwi-uiisL*!  in  der  Kegeatsclmft 
ÄD^  so  berührt  dieses  da»  selbstäudigi*  Recht  des  Vonuuudes  in 
feiner  Weise.  Könnte  indessen  andererseits  der  Vormund  nicht 
'  aus  seinem  Auftrage  die  rechtliche  Vernnithung  ableiten ,  als 
beabsichtigter  Substitut  den  Regenten  zu  gelten,  zumal  der  Regent 
die  eventuell  vacanten  Vormundschaftsrechte  an  sich  ziehen 
LUfis;  sollt«  da>!  gleiche  nicht  vice  versa  als  analoge  PHicht 
und  Recht  tUr  den  V^ormund  bezüglich  der  Regenbiehaft  zu  gel- 
en  haben  r*  Üas  Gesetz  schweigt  hierüber  und  hat  diese  Frage 
ewisH  gar  nicht  vermuthet;  Präcedenzfälle  h'md  nicht  vnrgekora- 
len.  Auch  die  Bestimmungen  des  Swod  stimmen  genau  wörtlich 
lit    denen    des    Statuts    von    1 795    Überein ;    andere    hiätorisch- 

Arclijv  ftlr  offcutli-lips  R«ekt   UJ.  l.  Q 
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juristische  Interpretation-smittel  sind  nicht  vorhanden.  Die  ein- 
^sige  sichere  positiv-rechtliche  Grundlage  für  un.sore  Frage  wäre 
die  gesetzlieb  präsumirte  Zusammengehörigkeit  der  K^gent^chaß 
und  Vormundschaft,  wenn  dieser  regelmässigen  Ordnung  nicht 
eine  Special  Verfügung  ad  hoc  entgegensteht. 

Künnen  wir  an  diesen  scheinbar  khiren  AuhHlfepunkt  mil 
Sicherheit  die  juristische  Construction  der  erwähnten  Regent- 
schaftsunwnrtschaft  des  Vormundes  ansetzen? 

Rein  formalistisch  ginge  das  wohl,  und  die  oben  gestellte 
Frage  wjiru  recht  einfach  zu  beantworten.  Mir  scheiut  aber, 
dass  wir  auf  diesem  Wege  der  Sache  Oewatt  antbun  würden. 

Als  gewiss  darf  gelten,  dass  der  besondere  Vormund  gleich- 
falls ausgezeichnete  Vertraue usperson  des  Kaisers  war.  Selbst 
dass  nr  neben  dem  tlegenten  fDr  den  einfacheren  Posten  de» 
Vormundes  bestellt  wurde,  lässt  keinen  kategorischen  Schluss 
zu,  als  wäre  er  hiermit  als  unverwendbar  ftlr  die  Kegentschaft 
bezeichnet  oder  auch  nur  als  minder  bedeutend  erachtet  wonleu, 
:-«a18  der  derzeitig«  llegent.  Kinen  Unterschied  macht  es  hierbei 
«ch  nicht ,  wenn  er  eventuell  zum  minderjährigen  Kaiser  in 
einem  näheren  Verwandtschaftsgrade  stand  oder  an  Jahren  älter 
war,  als  der  Elegent.  Alles  dies  spräche  also  nicht  gegen  den 
Vormund  des  minderjährigen  Kait<er8  als  stillschweigend  bezeich- 
neten eventuellen  Substituten  tHr  den  Rcgentscbaft?posten.  Doch 
all'  diese  Vermutliungen  wären  müssig.  Sie  hätten  weder  fQr, 
noch  gegen  eine  sichere  Bedeutung,  da  sie  Ober  das  Gebiet  des 
Willkfirlichen  nicht  zu  erheben  sind,  und  ausserdem  durch  andere. 
juristiwob  .sicherere  üdlndo  widerlegt  werden  künnen;  denn  be-sser 
begrtindbure  Ileelite  Dritter  treten  ihnen  entgegen. 

3.  Das  Gesetz  spricht  ganz  cousequent  immer  uur  .von 
Regentschaft  und  Vommndschait",  d.  h.  ausschliesslich  in  dieser 
.Aufeinanderfolge.  Es  lässt  andererseits  beide  Aemter  als  ganz 
selbständige  von  einander  trennen;  es  i.st  aber  nicht  gesagt 
dass    das    eine    oder  andere    von    dem    (ab    intestato)    g  e- 
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meinsamen  Institut  (d.  h.  welchem  von  beiden)  abge- 
zweigt wird,  oder,  das»  äa»  eine  oder  andere  von  beiden  dos 
I minder  wichtige  wäre.  Thatsächticli  iet  es  möglich  (und 
hätiv  eventuell  in  Russland  eintreten  mOssen),  dusä  die  besonders 
mit  der  Vormundschaf)  betraut«  Kaiserin  den  ausgetretenen  H%- 
I  genten  gesetzlich  hätt*  in  der  RegenUchaft  zu  folgen  gehabt. 
Aber  diese,  wenn  auch  wiederliolt  stattgehabte,  so  doch  jm-istiHcb 
nur  zurällige  Thatsache  enUckeidet  die  gestellte  Principien- 
frage  nicht.  —  Bezüglich  der  Thatsache  sei  übrigens  erwähnt, 
^Uass  ihr  eine  gewisse  orgauische  Natur  anhaftet,  denn  den  er- 
^  wähnten  PrÜccdenzfällcu  getrennter  Anordnung  von  Uegeutschafb 
und  Vormundschaft  liegt-  immer  das  permanente  verständige 
Motir  zu  Grunde,  die  Regentschufl  einer  Mannsperäou  anzuver- 
trauen, die  Pflege  des  MUndels  dagegen  der  Mutter  anheimzugeben, 
die    mangels    anderweitiger   Anordnung    als    allgemein-gesetzlich 

I nächste  Regentschaftserbin  ihr  Recht  auf  die  Kegentschaft  mit 
dem  Aufhören  des  Hechtes  der  eventuell  eingesetzten  Regenten 
wiedererwirbt;  —  ganz  allgemein  aufgehört  hatte  es  nie.  Die  einzig 
und  allein  begrttndbare    ratio  legi«    in    der   discutirten  Frage    ist 
^die,  dass,  wie  auch  schon  oben  bemerkt  wurde,   in  <ler  Gesammt- 
Blieit  von  Regentschaft  und  Vormundächaft.  diese  letztere,  d.h. 
die  Vormundschaft,   ein  Theil  der  ersteren  iHt,     Aus  dem  Statut 
^^ou  1707    ist   diesbej'.Uglich    folgende  erklärende  Stelle  zu  er- 
^■wälmen:    Die  Volljährigkeit  des   Kaisers   (resp.   der  regierenden 
^Kaiserin)  und  de»  Tlu-miiolgers  tritt  mit  vollendetem  1 H.  Lebensjahre 
ein,   .damit  die  Periode  der  Regentschaft  ahgekür/.t  werde". 
^^         Die   demnächst   consequent    durchgeführte    (oben    bemerkte) 
^^fennung  der  Regentschaft  vor  der  V^ormundschaft  ist  nicht  will- 
kürlicher Zufall;    dieser  That^ache    liegt   aucli  ein  »achgeraässer, 
ja  wir  können  wohl  sagen  -  zwingender  Gedanke  zu  Grunde.   Sechs 
H|Uat  (mit  der  Uebersehrift  sieben  Mal)  lesen  wir  an  verschiedenen 
Stellen    in    dem    Regen tschaftsgesetz    (R.G.G.   Art.  18^30)    die 
betonte  Reihenfolge  von  Regentschaft  und  Vormundschaft.    Femer 
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wenn  kein  beBonderer  A'ormund  bestellt  ist,  so  trägt  der  Uegent 
doch  uur  diesen  Titel  allein  —  jedenfalls  an  erster  Stelle. 

Daher  entspricht  e&  der  GesammtautYuäsuug  des  Gesetzes,  da» 
die  Vomiund^chuffc,  als  ein  Theil  der  dem  Uegeuten  verblei- 
benden Gesainmtgewalt,  getrennt,  als  eine  innerlich-h&usliclie 
Angelegenheit,  die  den  in  allgemein -gesetzlicher  Ordnung  zu 
bestellenden  Kegeatschatlärath  nicht»  angehen  soll,  wie  es  in 
Art.  28  auddrücklich  und  bestimmt  lautet,  einer  anderen  Person 
übertragen  wird.  Die  Vonuundschaft  ist  reichsgrundgesetKÜcli 
ein  getrenntes  und  unabhängiges  Amt  iiuierhalb  seines  bestimiDt 
hegreuzteu  Wirkungskreises,  als  solcbetii  ein  Special  recht  im  Ver- 
gleich zum  (und  neben  dem)  allgemeinen  HemuhafUrecht  der 
Regentschaft.  Unbestreitbar  ist  gewiss,  dass  das  Speciairechl 
nifbt  erweiternd  über  seinen  Recblstitel  hinaus  interjiretirt  werdvn 
darf.  Als  Specialrecbt  tangirt  daher  das  Vorniundschaftsrecht 
nicht  die  regelmässige  gesetzliche  Kcgentschaftsordnung,  resp.  di« 
allgemeinen  Rechte  der  RcgentäGhaf^scandidaten.  Dogmen  kano 
die  eingetretene  Vacanz  de^  Regent^tchaftspOHtena  die  Rechte 
und  Ansprüche  des  Vormundes  weder  irgendwie  beschränken, 
noch  erweitem. 

K. 

Der  Gemahlin  und  den  Kindern  des  Regenten,  wenn  er  zur 
Dynastie  gehört,  verbleiben  die  ihrer  Stellung  in  derselben  ent- 
sprechenden Rechte:  Titel,  Gehalt,  Wappen,  Kbrenrechte.  Eine 
Erhöhung  derselben  tat  nicht  anzunehmen,  denn  sie  werden,  wie 
bereits  gesagt  wurde,  nach  dem  später  zu  erörternden  kaiserlichen 
Faznilienstatut  au^drllcklich,  einzig  und  ausschliesslich  nacli  dem 
Verwandtschaftsgrad  der  einzelnen  Person  in  der  Ascendenz  mit 
dem  nächsten  kaiserlichen  Ahnherrn,  resp.  nach  der  Stel- 
lung des  Gemahls  bestimmt  Diese  Kegel  gilt  ganz  allge- 
mein; nur  eine  Ausnahme  ist  zulässig,  falls  die  Thronfolge  BD 
einen  entfernteren  Grad  gelangte:  fUr  Hie  Geschwister  dies^ 
Kaisers.     Die   Regentschaft   iitt  nun    keine   Thronfolge.     Sie   ist 
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ein  auf  je  eine  Person  bettchränktes  Recht  und  gewährt  keine 
neuen  FamÜienr^chte,  wie  solches  die  Kaiserscimfl  thut.  Kann 
daher  der  Regent  souverain  die  tllr  ihn  nOthigen  Ausgaben  auf 
Kosten  der  Stautskastte  bestimtnen,  »o  erhhlt  dagegen  seine  Fa- 
milie aus  dem  Apanagengut  nur  die  ihi*  dynastisch  gehörigen 
Bezüge.  Von  Bedeutung  ist  dieser  Satz  besonders  für  die  Zeit 
nach  Beendigung  der  Regentschaft.  —  Anders  lassen  sich  diese 
Tona  Gesetz  direct  nicht  beantworteten  Fragen  Über  die  Rechte 
der  Familie  des  Kt^genten  juristisch  nicht  lösen.  Ftlr  eine  ander- 
weitige Beantwortung  läge  gar  keine  gegründete  Vermuthung 
vor,  denn  in  kat^^goriHchem  Gegensatz  zu  einer  solchen  stände 
die  fest  gefügte  unvoriinderliche  Rangordnung  im  kaiserlichen 
Hauae  für  dessen  Mitglieder  unter  (oder  nach)  einander.  An 
diese  Rangordnung  knüpfen  sich  die  einzelnen  Unterschiede  in 
den  verschiedenen  Rechten.  Diese  Privilegien  sind  angeboren 
und  nur  als  Strafe  entziehbar.  —  Nehmen  wir  ein  Beispiel. 
Der  Terwitt^reten  Kaiserin  gebührt  das  Vortrittsrecht  vor  der 
Oemahlin  des  regierenden  Kaisers;  die  entsprechenden  Altersvor- 
rechte verbleiben  auch  den  Wiitwen  dt-r  übrigen  GrossfUrsten 
\md  Fürsten,  denn  ihre  Titulatur  und  Reihenfolge  wird  durch  deu 
Tod  ihrer  Gemnhle  nicht  alterirt.  Nach  dieser  Kegel  hätte  auch 
die  Gemahlin  des  älteren  verstorbenen  Thronfolgers  iils  ältere 
Casarewua  das  Vortritts  recht  vor  der  des  jCIngereu  lebenden,  bis  diese 
nicht  K^serin  würde;  letzterenfalls  träte  das  Verbältniss  von 
Cäsarevrria  zur  Kaiserin  ein.  Die  Frau  des  Regenten  tritt  daher 
weder  an  die  Spitze  der  Gross ftirstinnen  der  Djnastie,  nocli 
kommt  ihr  die  erste  Stelle  nach  der  Kaiserin -Wittwe  zu.  Ist 
diese  nicht  am  Leben,  so  tritt,  im  Sinne  des  Gesetzes,  an  letz- 
terer Stelle  als  erste  Dame  im  Staat  die  Gemahlin  oder  Wittwe 
des  in  der  L.- Primogenitur  demnächst  ältesten  verheiratheten  Gross- 
ftiraten  (nach  dem  Alt^r  dieses  letzteren,  nicht  nach  der  Ancien- 
nität  der  Verheirathung).  —  Die  Bezeichnung  Regentiu  für  die 
Gemahlin  des  Regenten  ist  Überhaupt  keine  officielle  Titulatur, 
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wie   es    «Kai^erin^  Thronfolgerin,   GrossfÜrätin   und  Filratin  voa 
kaiserlichem  Geblüt"   siud. 


X. 

Der  Intestatregont  soll  der  näcliste  voHjährif^e  A^iat  m 
Kaisers  sein;  en  werden  somit  die  verwandtschaftlich  näher 
stehenden,  aber  nicht  volljährigen  Agnaten  übergangen,  und 
»war  in  der  Weise,  dass  der  als  Kegent  eingetretene  A^piat  nun 
auch  nicht  mehr  beseitigt  werden  kann  durch  die  während  der 
llegentschaft  mUndig  gewordenen  näheren  Agnaten  des  Kaisers. 
Dieser  Satz  ist  im  R.G.G.  niclit  ausdrücklich  formuürt.  aber  auf 
die  ununterbrochene  Dauer  de.s  Regent«chaftsamts  bis  zur  A^oll- 
jälirigkeii  des  Kaisers  weist  der  (iesammtsinn  den  ganzen  Kapit 
Ober  die  Kegentächaifc  hin  und  insbesondere,  wenn  auch  nur 
direct,  der  Art.  24,  der  die  einzigen  Absetzungsgründe  di 
Regenten  enthält. 

Üeberhlickeii  wir  am  SrhhiMs  der  ErßHerung  über 
Regentschait  die  bezeichneten  EigenthUmlichkeiten  derselben, 
Vergleich  mit  der  Kaiserschaft,  so  ergibt  sich  auch  jetzt,  dass 
der  Regent  provisorisches  sotiveraines  Stfl.atshaupt  ist;  er  ist 
während  dieser  Zeit  Selbsthen\soher  und  unbescIuUnkt.  Aber 
gleich  wie  der  Kaiser  ein  Ueicbi^giuudgesetz  Über  sich  anerkennt, 
so  ist  ein  solches  noch  eiuschränkender  fUr  den  Regenten  (die 
diesbezüglichen  Punki*  wurden  oben  erörtert),  was  durch 
Provisorium  seiner  Stellung  bedingt  ist.  Doch  diese  Unterschiedfl 
ändern  nichts  an  der  in  der  Äutocxatie  üblichen  Ordnung  de 
politischen  Thätigkeit  der  Staatsgewalt.  —  Die,  man  könnte  sage 
innere  Motivirung  der  Macht^ttellung  des  Kaisers  imd  Regenten 
ist  nun  aber  eine  principiell  verschiedene.  Der  Kaiser  besitzt 
sie  zu  allererst  als  ein  eigenes  (geheiligtes)  Recht,  daran  knüpft 
er  dann  sein  Herrscheramt ;  für  ihn  ist  sein  Recht  lebenslänglich 
und  sogar  noch  ausgedehnter.  Der  Regent,  ob  ernannt  oder  ab 
intestato,  erhält  das  souveraine  Amt   provisorisch  aufgetragen 
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'•und  damit  die  dazu  gehörigen  [{echte.   Niemand  dagegen  besitzt 

absolutes  llecht   auf  die  Kegentschaft;    der  Kaiser    verfilgt   über 

dasselbe  ganz  frei,  der  Intestatregeni  ist  daber  nur  ein  Aushelf. 

|Der  R^ent  luiun  auti  fest  bestimmten  Verfassungsgr linden  auch 

(wieder  beseitigt  werden  fArt.  24).    (S.  oben  S.  127.) 

XI. 

Das  kaiserliche  Hnusgeset«  oder  das  Statut  der  kaiserlicken 
f'amilie  in  seiner  Fassung  vom   2.  Juli   1S86  enthält  9H  Artikel 
Inebat  10  Zusatznrtikeln  und  zerfällt  in  folgende  (nicht  nuramerirte) 
leechs  Abschnitte,   von  denen  der  erste  Ahschnitt  von  den  Ver- 
Iwandtschai'tsgraden   im   Kaiserhause   handelt;    der  zweite   tlber 
Geburt«-    und  Sterbefaüe   von    Mitgliedern  der  Dynastie  und  von 
deren  Geschlechtsregister:    der  dritte   von  den  Titeln.  Wappen 
und    anderen   Äu.iseren    Vor/.Ügen;    der    vierte    vom    Gehalt    der 
Mitglieder  des  Kaiserhauses.    Fast  eine  ganze  Hälile  des  neuen 
Statuts  von   I88t>  —   nämlich  Art.  58  bis  93  und  die  10  Zusata- 
artikel  —  handelt  fünften-s  von  den  „bürgerlichen  Rechten'  oder 
ttrivatrechtlichen    Verhältnissen    der   Mitglieder    des    kaiserlichen 
lauses,  und  zwar  in  folgenden  Unterabtheilungen :    I.  von  der  £!be 
(Eheschliessung,  den  Eheverträgeu  und  der  Ehescheidung) ;  II.  von 
der  Volljährigkeit;    ITI.  von  den  verschiedenen  Vermögensarten; 
^-I V.  von  den  ErbschaftÄverhältnissen ;  V.  von  dem  Verhältnis»  der  Mit- 
^klieder  des  Kaiäerhauaes  zurgemeinen  Justizordnung  des  Landes. 
^1         Ein  sechster  Abschnitt  bestimmt  zum  Schiusa  die  PHicht« 
^■Verhältnisse  der  Mitglieder  des  Kaiserhauses   zum  Kaiser.     Die 
^Zusatzregeln   in    Id  Artikeln   ordnen   die  Nutzniessung   der  aus 
dem  Apanagengut  an  Fürsten  von  kaiserlichem  Geblüt  verliehenen 
MajoraisgQter. 
^ft        Diese  Systematik   des  Statuts   von   18Rf)   schliesst  sich    eng 
^Tkn  die  des  Swod  au,  der  von  der  weniger  übersieh tUt'hen  Anord- 
nung des  StoÖes  im  Urstatut  von  1791  mehrfach  abweicht.    In- 
haltlich reproducirt  das  Gesetz  von  188t3  zum  grossen  Theil  den 
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Text  de»  Swod  wörtlich.  Die  materiellen  Aenderungen,  welche 
die  frohere  Ordnung  durch  das  neue  Statut  von  1880  erfahren 
hat,  sind  folgende:  Vielleicht  am  meisten  tritt  1.  der  ganz  neue 
Satz  hen'or,  dass  die  Geschwister  des  Kaisent,  falls  der  Thron  an 
einen  entfernteren  Grad  gelangt,  in  den  Stand  der  .Kinder 
des  Kaisers'  erhoben  werden,  d.  h.  damit  in  den  Vollbesitz  aller 
damit  verbundenen  Rechte  gelungen  und  dass  2.  die  gesetzlich 
angeordneten  Gehaltbezüge  der  Mitglieder  des  Kaiserhauses  nur 
bis  auf  die  kaiserlicbexi  Urenkel  incl.  herab  festjjesetjst  sind. 
Bis  1880  geschah  solches  ad  infinitum;  das  Gesetz  vnm  2.  Juli 
1886  läsKt  dagegen  die  Gehalthe/Clge  in  der  weiteren  kaiserlichen 
Descendenz  bedingt  sein  vom  Ermessen  de^t  Kaisers  und  von  den 
Einnahmen  des  Äpauagengutes ;  aber  dieses  Ermessen  soll  sich 
in  Anbetracht  des  §  40  des  Gesetzes  von  1880  offenbar  nur  auf 
den  Gehalt»be trag  —  also  nicht  auf  das  principielle  R^rht,  son- 
dern nur  auf  das  Quantum  bezieheu. 

Die  Aenderungen  des  neuen  Gesetzes  von  lB>*fi  sind  8.  recht 
zahlreich  im  Detail.  Ohne  dass  die  bestehenden  Titel  und  die 
damit  verbundenen  äusseren  Vorrechte  geändert  worden  wären, 
erfolgte  noch  im  Jahre  1885  eine  Einschränkung  des  GrossfUrsten- 
titels  auf  die  Söhne  und  Knkel  der  Kaiser;  dieselbe  ist  vom  Gesetz 
vom  2.  .luli  ISHl)  rccipirt.  Bereits  bestehende  Gro.ssfÖrstcntitel 
^nirden  duicb  diese  Einschränkung  noch  nicht  berührt  und  das  Ge- 
setz konnte  ohne  Entziehungen  und  Ausnahmen  in  Wirkung  treten. 

Eine  Hauptaufgabe  des  neu  edirten  Statuts  von  1886  scheint 
eine  systematisch  durchgefülirte  Neuordnung,  resp.  verhältniss- 
mässigc  Eiiischräukuug  der  bis  dahin  von  den  Mitgliedern  des 
Kaiserhauses  bezogenen  Gehalte  gewesen  zu  sein,  und  zwar  hält 
sich  solche  zumeist  an  die  Reducining  der  früheren  Gehaltsbe träge 
auf  etwa  ','s.  Die  Bezugsquellen  filr  diesen  Unterhalt  ist  das 
Apanagengut  geblieben  und  nur  in  selu-  beschränkter  —  ausser- 
ordentlicher —  Weise  wird  aushelfend  die  Staatskasse  beansprucht. 
[Ein  ScIiliiüBariikel  fo1gl.l 


Quellen  nnd  Entscheidungen. 


Die  Collision  der  Armenfürsorgerechte  in 
Deutschland. 

[Mit  Rücksicht  auf  die  Verträf^e  vuu  Gotha  und  Eisenach  und  das 
Freizügig  keitsgesetz 

erörtert  von 

Amterichfcer  n.  D.  TouRBift» 

MafpistmU-AoMMur  LS  Uvtlln. 
I. 

Der  Anfang  zur  Anbahnung  eines  gemeinsamen  deatscben  Armen- 
flirsorgerecbts  wurde  durch  die  zwischen  Preussen,  Bayern,  Sachsen 
und  einigen  kltDinereti  Bundesstaaten  mit  einjähriger  Kündigungsfrist 
abgeschlossene  Qothoer  Convention  Toni  15.  Juli  1851  gemucht,  welche 
durch  Beitiitt  der  übrigen  Staaten  in  der  Folge  för  das  Oebiet  des 
deutschen  Bandes  mit  Ausnabme  der  deutsch* österreichische d  und 
faolstein-laaenbnrgiscben  Gebietstheüe  Geltung  erlangte  und  der  ein- 
aktigen Beförderung  lästiger  Fremder  an  die  Landesgrenze  ein  Ziel 
aebete. 
H  §  1  der  Convention  tautet: 

^ft         Jede  der  contrahireuden  Regierungen  verpflichtet  sich: 
^^^^     a)  diejenigen    Individuen ,    welche    noch    fortdauernd    ihre    An- 
^^^p        gehörigen  (üntertbanen)  sind,  und 

^^^^  b)  ihre  vonnaligeii  Angehörigen  (üntertbanen),  auch  wenn  sie 
^^^^  die   Unterthanenschaft    nach   der    inländischen   Gesetzgebung 

^^^H  bereits  verloren  haben,  so  lange,  als  sie  nicht  dem  anderen 
^^^H  Staate  nach  dessen  eigener  Gesetzgebung  angebörig  gewor- 
^^^P        den  sind, 

auf  Verlangen  des  anderen  Staates  wieder  zu  übernehmen. 


Das  Schiassprotokoll  vom  25.  Juli  1854  beginnt  mit  dem  Satze: 

IMe  VersammlUDg  h&lt   dafür,    dass  es   in  dem  Zwecke  de« 

Vertrages  liege  and  dem  TntereRse  der  durch  diesell>eD  verbno* 

denen  Staaten  entspreche,  die  Zahl  der  Heiinatblotfon  so  viel  als 

mOglioh  ZQ  Tennindern,  insbesondere  aber  dem  Debergange  der 

Staatsangehörigen  iu  den  Zustaud  der  Heimathlosen  vorzubangea. 

Der  Vertrag  enthfilt  femer  Vorschriften  darüber,  in  wiefern  die 

StaatsangehSrigkeit  onselbstftndiger  Familienglieder  and  der  Wittwea 

sich    nach    der  Staatsangehörigkeit    der    Familien haaptperson    bezw. 

des  Terstorbenon    Eht^muDDes   richtet,   und  hostimiut,    dass  die  Ueber- 

uahinepÜiuht  von  Ausländern  unter  den  Vertragsstaaten  darch  Gebart 

und    Aufenthalt    an    Stelle    der  StaaLsangehörigkeit  begründet   wird. 

£r  ordnet   femer   den  Trausport    und  Durch transport  und   gibt  zum 

Zwecke  der  Beseitigung  von  Meinungsverschiedenheiten  aoheim.  Streit- 

fUle   zur   schiedsricbterlicben    Entscheidong   einer   dritten    deutschen 

R^erung   zu    bringen.      Nach    Ziff.   9    des    Schlassprotokolls    vom 

25.  Juli  1854   ist  die  Bemfang   auf  schiedsrichterliche  Entscheidung 

nicht  nur  bei  Streitigkeiten  über  die  Verpflichtung  zur  Uebernohiue 

eines  Auszuweisenden,  sondern  bei  allen  xwiscben  den  Vereinsätaatea 

entstandenen  Diiferi^n^en    über  die  aus  dem  Vertrage  entspringenden 

R«ohte  und  Verbindlichkeiten  zaiäsüig. 

Nach  Ziff.  12  des  Sohlassprotokolls  vom  25.  Juli  1854  findet 
der  Gothaer  Vertrug  keine  Anwendung  auf  AasHeferungen,  welche 
zufolge  Antrags  oder  Vertrags  massiger  Verptiicbtung  bewirkt  werden, 
wohl  aber  wird  er  nach  Ziff.  1  des  Schlussprotokolls  vom  29.  Juli  18&6 
auf  jedes  Individuum  angewendet,  welches  aus  einem  Vereinssiaftte 
in  den  anderen  uns  irgend  einem  (irunde,  alw  nicht  bloss  ans  dem 
Grunde  der  Hülfsbedürfligkeit ,  ausgewiesen  winl. 

Srgiln/.t  wurde  der  Gothaer  Vertrag  durch  die  ebenfalU  künd- 
bare Eisenacher  Uebereinkunft  vom  11.  Juli  1853,  Dieselbe  ver- 
pflichtet in  der  Hanptaache  die  betheiligten  Regierungen  ohne  Anspruch 
anf  Ersatz  an  die  öffentlicheu  Ka$seu  des  Heimathstaates,  dessen  er- 
krankten Angehörigen  Kur  und  Ver[iäegniig  bis  dabin  zu  gew&bren, 
wo  ihre  Rückkehr  in  den  zur  UebRmabme  verpflichteten  Staat  ohne 
Nachtbeil  für  ihre  oder  Anderer  Gesundheit  geschehen  kann. 

So  sehr  der  Inhalt  dieser  zwischen  den  Staaten  des  deutschen 
Bundes  geschlossenen  Abkommen  nur  auf  das  Kuth dürftigste  berechnet 
war  und  hauptsächlich  ein  Nothheimatbrecht  für  die  ausserhalb  der 
Landesgrenzen   befindlichen   Unterthanen   oder  frühereu  Angehörigen 
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der  BundeftHaateii  schuf,  rief  ihr  Wegfall  in  der  prenssisiihen  Ver* 
waltungspraxis  tiir  das  VerböUniss  der  dtirch  die  politischen  Ereignisse 

■  des  Jahres  1866  zu  einem  Staatsganr^n  vereinigten  alten  und  neuen 
Landestbeile  eine  merkliche  Lüfbe  hervor.  In  einem,  in»  M.Bl.  f.  i.  V. 
verAffentlichten    Bescheide    vom  27.  Juni  18(37   erklärte  der  Minister 

■  des  Innern,  dass  der  Eisenocber  Vertrag  und  die  Gothoer  Uebereiu' 
kunft  insoweit  ausser  Kraft  getreten  snien,  als  sie  Vereiubitrungen 
zwischen  der  preus'iischen  Regiarung  und  den  vormaligen  Regierungen 
der  mit  dem  preussischen  Staate  vereinigten  Landestbeile  enthielten; 
gleicb/eitig  lehnt«  er  es  ab.  die  gegenseitige  Erstattung  der  duri'Jh 
die  Pflege  fremder  Armer  erwachsenen  Kosten  unter  stimmtlicben  * 
Armenverb&nden  des  preussiscben  Staates  anzuordnen.  Femer  enthält 
No.  32  der  Deutschen  Grane iude/citung  vom  B.  August  1808  einen 
am  31.  Januar  1H68  an  den  Oberpräsidenten  der  Provinz  Brandenburg 
ergangenen  Bescheid,    in  weloht-ui  der  Minister  des  Innern   nochmals 

»betont,  dass  er  die  ihm  vom  Oberpräside  titen  von  Hannover  aar  Ent- 
scheidung vorgelegte  Frage  nach  der  Anwendbarkeit  der  in  Rede 
stehenden  Rtaats vertrage  für  das  pren.ssisehe  Gebiet  verneinen  müsse 
uud  sieb  dann  dahin  ausspricht  .dasa  demgeralUs  bis  zur  Uerstellung 
einer  vollständigen  Rechtsgleichheit  die  zur  Entscheidung  kommenden 
Fragen  nach  denjenigen  Vorschriften  zu  beurtheilen  und  zu  entscheiden 
sein  werden,  welche,  abgesehen  von  jenen  internationalen  Vertrags- 
bestimmungen, in  den  altländischen  Provinzen  in  Geltung  sind." 
T)ie  gleichzeitig  in  der  D.  Gomcindezcitung  gegen  diesen  Bescheid 
gerichteten  Angriffe  gingen  dahin:  zunächst  sei  es  für  den  FslU  der 
Ungültigkeit  jener  Verträge  selbstverständlich,  dass  Ansprüche  der 
altländischen  preussischen  Armenverbände  gegen  neuländische  nur 
nach  neuIändiKcbeis  Ket-bt  und  umgekehrt  Ansprüche  der  ueuländi* 
sehen  Armeuverbände  gegen  aliländische  nur  nach  altländischem 
Becht  bourtheilt  werden  könnton;  sodann  gehörten  der  Gothaer  Vei^ 
trag  and  die  Eisenacher  Uebereinkunft  zu  den  3taat<sverträgcn,  welche 
nicht  die  Hobeitsrechte  der  Staatsoberhäupter  oder  der  bezüglichen 
Staaten  als  solcher,  sondern  vielmehr  materielle  Recht«  und  PBichteu 
den^lbcn,  sowie  ihrer  Körperschaften  und  Angehörigen  beträfen ;  end- 
lich ignorire  der  Ministcrialerlass  den  §  11  des  Freizügigkeitsgesetzes, 
welches  ausserdem  im  S  '  den  Gothaer  Vertrag  ausdrücklich  auf- 
rech  th  alte. 

Der  erste  Ginwand  lief  darauf  hiiiauji,   dass  im  Falle  der  Ver- 
schiedenheit   der  Rechtsgebiete    der  Herkunft    und    des   Aufenthaltes 
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eines  hülisb^därftig  Werdenden  entstehende  Streitigkeiten  nach  dfi 
Beohte  der  Herkunft  zu  beartbeilen  seien.  Es  erinnert  dies  an  das 
Princip  der  Person  11  ubkeit  des  Rechts,  welches  uns  in  der  ttltestea 
Zeit  der  germanischen  Staatenbildungen  entgegentritt.  Das  QffaDi' 
Uobe  Recht  der  germanischen  Vulkerwelt  scheint  auf  dem  iu  Rede 
stehenden  Gebiete  heute  noch  Anklänge  an  jenes  Princip  zu  enthaltea. 
Der  Schleßwig-Hülsteiuer,  welcher  sich  gemäss  Art.  19  des  Friedeiu- 
tratitats  vom  30.  October  18(>4  bis  zum  16.  November  1870  für  die 
dAnische  Staatsangehörigkeit  entschieden  hat,  erwirbt  in  Dänemark 
an&cbst  nach  fiübercm  schleswig-holsteinischem  Recht  durch  fBnf 
bnjübrigen  Aufenthalt  eine  Unter  st  ützungftheimath  und  dann  erst 
eine  neut^  nach  dänischem  Hecht  durch  fernerweiten  filnfjllhrigeo 
Aufenthalt ').  Ebenso  trßgt  in  Deutschland  der  rechtsrheinische 
Bayer  sein  Heimathrecht  in  die  bayrische  Pfalz.  Nach  Art.  28  und  H 
des  bayrischen  Heimathgesetzes  vom  It».  April  1808  kann  der  Bayer, 
welcher  iu  den  rechtsrheinischen  Landestheilen  eine  wirkliche  oder 
angewiesene  Heimath  besitzt,  die  Verleihung  der  Ueimath  in  einer 
Gemeinde  der  Pfalz  erst  dann  beanspruchf^n ,  wenn  er  nach  heimi- 
schem Recht  sich  in  derselben  im  Alter  der  VuUjahrigkeit  fünf  Jahre^ 
long  freiwillig  und  selbständig  aufgehalten,  während  dieser 
direete  Steuern  au  den  Staat  bezahlt,  seine  Öffentlichen  Verpflio 
taugen  gegen  die  Gemeinde  und  Armenkasse  erfüllt.  Armenunt 
Stützung  aber  weder  beansprucht  noch  erhalten  hat.  Ferner  ist  för 
ihn  na<!h  seinem  heimischen  Recht  auch  zur  Erwerbung  des  Hetmath' 
rechtä  iu  der  Pfiilz  ein  zehnjöhriger  Aufeutbalt  iu  einer  Gemeinde 
erforderlich,  wenn  von  den  erwähnten  Voraussetzungen  nur  VoUj&hng" 
keit,  Untinterbrocbenheii  und  Freiwilligkeit  des  Aufenthaltes,  sowie 
Nichtempfang  und  Nichtbeanspruchung  von  Armenunterstützung  vor- 
handen sind. 

Als  ein«    duruhgrcifendG   RocbUregel    llLsst    sich    aber  das   histo^ 
rische    Princip    der    Stammesrechte    auch    für   die  genannten  Staaten 
nicht  erkennen ,   vielmehr  gelangt  auch  in  diesen  Staaten   das  Recht 


')  Bbuu:«,  VejledoiDg  til  Üehandlingaf  FatÜgrdruorgelBi'BSagtr.  Femte 
Ddgave  ved.  J.  G.  F.  Rinim,  Kopenbagen  1884,  S.  93  und  122.  Das  längst 
der  Codification  bedürfende  dänische  Armennirsorgereclit  beruht  nur  zoni 
geringen  Thcilc  noch  auf  der  organischen  Gesetzgebung  au»  der  Wende 
des  vorigen  Jalirhunderta  und  ist  in  der  obigen  Beziehung  durch  Miuistc- 
rial-Rcachpte  weitergebildet. 
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des  Douicils  zur  Anwendung.  Dor  Isländer  erwirbt  in  Dänemark 
Qock  dänischem  Kecht  durch  fünfjährigen,  der  Däne  in  Islund  nach 
dortigem  Recht  durch  zehnjährigen  ÄufentbaH  die  üntersttitzungs- 
heimath  *). 

Der  bayrische  PÄlzer  aber  lässt  auf  rechtsrheinischem  Gebiet 
das  pftlziscbe  Heimathrecht  hinter  sich,  welches  nur  den  Namen 
«ines  solcbeo  bat  und  durch  längeren  Aufenthalt  an  einem  Orte  nicht 
bedingt  ist.  Während  nach  Art.  21*  bayr.  Heimath-G.  fftr  den  selb- 
ständigen volljährigen  Angehörigen  der  Pfalz  dor  Hoimatherwerb 
kraft  Gesetzes  eintritt  und  —  von  der  Entrichtung  der  jetwa  in  der 
Gemeinde  eingefilhrten  und  nicht  erlassenen  Heimathgebnbr  abge- 
sehen —  nur  durch  die  Abgabe  einer  bexögliohen  Erklärung  bei  dem 
Bürgermeisteramt  der  bisherigen  und  der  neuen  pfälzcrischeu  Heimsth 
bedingt  ist,  ist  der  bayrische  Pf^Uer  bei  der  Uebersiedelung  in  das 
rechtsrheinische  Gebiet  von  den  Regeln  desselben  über  den  Erwerb 
der  Hnimath  durch  Verleihung  und  qunliHcirten  fUnf-  bis  zehnjährigen 
Aufenthalt  nicht  eximirt. 

Lässt  man  jenes  historische  Princip  der  Persönlichkeit  des  Rechts 
bei  Seite,  so  ergibt  sich,  vom  Standpunkt  der  modernen  Anschau- 
ungen, dass  das  sogenannte  internationale  Privatrecht,  an  dessen 
Oumdsätze  über  die  Anwendung  des  passenden  Rechtssatzes  bezüglich 
des  sogenannten  persönlichen  Standes  man  denken  künnte,  hier  in 
Stich  lässt.  Denn  die  betreffenden  Regeln  fassen  nur  die  Verschieden- 
heit der  Rechtsquelleu  verschiedener  Gebiete  biusichtlich  des  recht- 
lichen Verhältnisses  einer  Person  zu  ihrer  Familie  und  hinsichtlich 
des  ümfanges  ihrer  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  ins  Auge,  während 
es  andererseits  atigemein  anerkannt  ist,  dass  der  den  Selbstverwaltungs- 
körpern obliegenden  Pflicht  zur  Armenpflege  kein  subjectives  Recht 
des  Hülfsbedürftigen  auf  Gewährung  der  Unterstützung  entspricht*). 
Die  ArmeofÜrsorge  als  Angelegenheit  der  Communulverbände  liegt 
lediglich  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung,  mag  man  nun 
diesen  Begriff  definiren  nls  die  ausserhalb  der  Finsnx-  und  Heeres- 
verwaltung liegende  Thlitigkeit  des  Staates,  welche  die  Forderung 
der   Col tu rent wicklang  des   Volkes   zur   unmittelbaren   Aufgabe   hat 


I  Verwaltung 
der   GultuT 
*)  Bru 
»)  Wsi 


*)  BRUim  1.  c.  S.  94. 

*)  LAicimi,  Lehrbuch  dea  deutschen  Verwaltungsrecht«,  8.  699,  Anm.3; 
G.  Hevea,  Lehrbuch  deit  D.  V.R.  L  S.  114,  Anm.  13;  Aoickbh  in  der  Tü- 
binger Zeitschrirt  1881.  S.  771  ff. 
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(XiOExue)  oder  ulfi  die  Gesammtheit  derjenigeti  Thätigkeiten  des  Staates, 
welche  dem  Einzelnen  die  von  ihm  $i>lber  durch  eigene  Kraft  nnd 
Anstrengang  nicht  erreichbaren  Bedingungen  seiner  individaeUeo 
Entwicklong  darbieten  (L.  v.  Steis,  E.  Mcteii,  Schuue)  oder  als  di« 
Staatslhatigkeit  der  Turwirklichuug  der  in  der  gcncsscnscbafUichen 
Seite  des  Staates  begründeten  Aufgaben  (v.  S^vbwky)  oder  als  vor- 
bftugende  und  zwingende  Polizei  nebst  Staatspflege  (v.  Stekckl). 
Ebensowenig  wie  de-m  Einzelnen  wiUirend  seines  Aufenthalts  in 
Heimathstaate  ein  subjektives  Recht  auf  Axmenanterstützung  zusteht, 
war  für  die  Angehörigen  der  deutschen  Bundesstaaten  ein  solches 
ausserhalb  der  Grenzen  ihres  Staat*«  durch  den  Gothaer  Vertrag  und 
die  Eisenaoher  CTeberelnkunft  geschaffen.  Aus  dem  oben  mitgetbeUten 
Inhalt  jener  Staatsverträge  erhellt  zur  Genüge ,  dass  die  contri- 
hirendeo  Regierungen  durch  deren  Absühluss  nicht  Rechtsverhältnisse 
ihrer  Landesbewohner  regeln ,  sondern ,  soweit  es  hier  interesairt, 
nur  Zweck  in  Ossi  gkeit>smassregeln  auf  dem  Gebiete  der  internationalen 
Armenpolizei  vereiobaren  wollten,  um  ,dem  Uebergonge  ihrer  Staate- 
aiigehürigeu  in  den  Zustand  der  Heimathloseu  vor^ubeugeu'. 

Es  war  daher  ungerechtfertigt,  wenn  gegen  den  Bescheid  des 
preussischen  Ministers  des  Innern  vom  31.  Januar  1863  auch  eiD- 
geworfen  wurde,  der  Gothaer  Vortrag  betreftb  Rechte  der  KOrper 
Schäften  und  Staatsangehühgen.  Schwerwiegend  war  der  dritte  Ein- 
wnnd,  dass  in  jenem  Bescheide  das  kurz  vorher  in  Wirksamkeit 
getretene  Freizügigkeitsgesetz  ignorirt  werde. 

Der  Abschnitt  dieses  Gesetzes,  welcher  die  unter  dem  Einflüsse 
der  Freizügigkeit  vor  sich  gehende  Verschiebung  der  Armeniast  mit 
Rücksicht  auf  die  bereits  erfolgte  Niederlassung  an  einem  Orto  zu 
regeln  sucht,  lautet: 

8  n,  Abs.  2. 

Wenn  jedoch  nach  den  Landesgesetzen  durch  den  Aufenhalt  oder 
die  Niederlassung,  wenn  solche  eine  bestimmte  Zeit  hindurch  uuunter- 
brochen  fortgesetzt  worden,  das  Heimatbrecht  (Gemeinde angebörig- 
keit,  Untcrstntzungs Wohnsitz)  erworben  wird,  behält  es  dabei  sein 
Bewenden. 

8  5. 

Offenbart  sieb  nach  dem  Anzüge  die  Nothwendigkeit  einer  fiffent* 

liehen  Ui)t«rstUt/ung,  bevor  der  neu  Anziehende  an  dem  Aufeuthalts* 

orte  einen  Unterstützungswohnsitz  (Heimathrecbt)  erworben  hat,  und 

weist  die  Gemeinde  nach,  dass  die  Unterstützung  aus  anderen  Grün- 


I 
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dm,  als  wppen  einer  nur  voriibfirgelientl^n  Arb*?itsuuf^liigkoit  noth- 
weudig  geworden  ist,  so  kunn  die  Fortsetzung  des  Aufeiilbults  ver- 
sagt werden, 

S  7. 

Bind  in  den  in  §  5  bezeichneten  Fällen  verschiedene  Bundes* 
Staaten  beiheiligi,  so  regelt  sich  das  Verfahren  nach  dem  Vertrage 
wegen  gegenseitiger  Verpflichtung  zur  L'ebei-nübme  der  Auszuweisen- 
den d.  d.  Gotha,  den  15.  Juli  1851,  sowie  nach  den  späteren,  zur 
Ausführung  dieses  Vertrags  getroffenen  Verabredungen. 

Bis  zur  üebemahme  des  verpflichteten  Staates  ist  der  Aufenthalts- 
staat  rar  Fürsorge  für  den  Auszuweisenden  am  Aufenthaltsorte  nach 
den  für  die  Öffentliche  ArmenpHege  in  seinem  Qebiete  gesetzlich  be< 
stehenden  Grundsätzen  verpAichtet.  Ein  Auspruch  auf  Ersut/.  der 
für  diesen  Zweck  verwendeten  Kosten  findet  gegen  Staats-,  Gemeiode- 
oder  andere  •öffentliche  Kassen  desjenigen  Staates,  welchem  der  Itülfs- 
bedörftige  angehört,  sofern  nicht  anderweitige  Verabredungen  bestehen, 
nur  insoweit  statt,  als  die  Fürsorge  für  den  Auszuweisenden  länger 
als  drei  Monate  gedauert  hat. 

Der  Vorschrift  des  S  11.  Abs.  2  lag  nirht  die  anscheinend  in 
ihrem  Wortlaute  begründete  Trivialität  zu  Grunde ,  da>;s  einzelue 
Snndeastaaten  ihr  Armi'nnirsorgerecht  behalten  sollten.  Im  Texte  des 
Gesetzes  steht  sie  in  unraittelbarem  (regensatze  zu  der  Buslimmung 
l-des  Abs.  1: 

Durch  den  blossen  Aufenthalt  oder  die  blosse  Niederlassung. 
wie  sie  das  gegenwärtige  Gesetz  gestattet,  werden  andere  Rechts- 
verhältnisse, uamenltich  die  Gemeiudeangehörigkeit,  das  Ort«- 
bargerrei-ht ,  die  Theilnahinc  an  den  Gemeindenutzangen  und 
der  Armenpflege  nicht  begründet. 

Hier  wurde  der  Inhalt  der  im  §  1  des  Freizügigkeitsgesetzes 
|N^its  aufgozahUen ,  im  Begriffe  der  Freizügigkeit  liegenden  Befiig- 
gegenüber  den  uus  d»'m  blossen  Aufenthalte  nicht  fliessenden 
öffentlichen  llechts Verhältnissen  noch  einmal  abgegrenzt  nnd  wurde 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  in  den  meisten  kleineren  Itechtsgebieteu 
die  Fürsorge  für  einen  Armen  den  Gemeinden  nur  dem  OrUsbürger 
oder  dem  GemeiudeangehÖrigen  gegenüber  oblag,  ausdrücklich  betont, 
doas  der  blosse  Aufenthalt  nicht  zur  Theilnahme  an  der  Armen- 
pflege berechtige.  Dagegen  war  der  im  ^  11,  Abs.  2  enthaltene 
Grundsatz,  dass  jeder  liundesan gehörige  un  dem  Orte  des  Bundes- 
gebiets,  an  welchem  er  sich  niederliess,  da*  Heimathrecht  oder  den 

Aivhiv  für  ufTeiitUclK!*  Kec-lit.  III.  1.  10 
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DnterstfttzuBgs Wohnsitz  erwerben  durfte .  soiern  uur  dieser  Erwerb 
haupLstlchlicb  Üurub  längere  Zelt  bindurcb  fortgeseUten  ÄafeDthalt 
bedingt  wur,  eine  einfache  Konsequenz  nicht  schon  der  Errichtung 
des  Dundesstaates,  sondern  gerade  des  erst  durch  das  Frei/ügigkeits- 
gesetz  den  Bandesan gehörigen  gewährten  Aufenthalts*  iind  Nieder- 
lassungsrechts  im  ganzen  Bundesgebiete.  Dieses  Recht  war  durch 
das  Indigenat  des  Art.  3  der  Bundesverfassung  noch  nicht  gew4hrt 
worden*),  und  der  negative  Inhalt  des  Abs.  1  jenes  Verfassnzig»- 
artikelp  ist  seitdem  in  Bezug  auf  Person  und  Eigenthuro  vertrags- 
mfissig  sogar  mit  dera  Auslände  vereinbart  worden'). 

W&hrend  aber  jeder  Staat  dem  verarmten  und  httlfsbedfirfligea 
Auslander  den  Aufenthalt  einseitig  versagen  kann,  statuirte  das  Frei- 
iügigkeitsgesetz  dem  hülfsbedürftig  gewordenen  BundesangehOrigen 
gegenüber  eine  Pflicht  der  Aufenthaltsgemeinde,  ihn  auch  in  diesem 
Zustande  ferner  zu  dulden,  wenn  sein  Niederlassangsrecbt  durch  hin- 
reichenden Gebrauch  in  einer  bestimmten  Gemeinde  m  eineui  defini- 
ttven  Wohnrecht  geworden  war.  insofern  er  desselben  in  armenrecht- 
lieber  BMiehung  höchstens  durch  gesetzlich  fixirten  Nichtgebrauch 
wieder  verlustig  gehen  konnte,  oder  um  mit  dem  Sprachgebrunch  zu 
reden,  wenn  in  seiner  Person  ein  kraft  Landesgesetxes  ohne  Mitwi^ 
kung  der  Gemeinde  vor  sich  gehender  Erwerb  des  Un  terstützongs* 
wohnsiUes  odler  des  Heimathiechts  eingetreten  war.  In  httzter  Linie 
war  dann,  wenn  in  einem  Rechtsgebiete  die  Armenfürsorgepflicht 
lediglich  auf  der  Gemeindeangeh^rigkeit  beruhte,  zugleich  aber  ao^ 
nabmsweise  die  Gemeindeangehürigkeit  selbst  durch  längeren  ununter- 
brochenen xVufenthalt  erworben  werden  konnte,  die  Wirkung  des 
Iftngcre  Zeit  hindurch  ausgeübten  Nieder! assnngsrecbts  nicht  zu  um- 
gehen, dass  die  Armenfürsorgep flicht  der  Wohugemeinde  einem  Bundes* 
angehangen  gegenüber  auch  auf  Grund  des  zur  Erlangung  der  Ge- 
meindeangehürigkeit führenden  ununterbrochenen  Aufenthalts  einzu- 
treten hatte.  Deshalb  wurde  im  g  11,  Abs.  2  des  Fr.G.  auch  der 
Erwerb  der  Gemeindeangehürigkeit  dem  des  Heimathrecbbs  zur  Seite 


*)  Vorgl.  Laban»,  Dm  Staatsrecht  des  deutachen  Reichs  X,  S.  177., 
Afim.  1. 

^)  An.  1  des  NiederlaBBUogB-Vertragcs  zwiscben  dem  Deutschen  Reiche 
nnd  der  8chw.  Eidgenossenschaft  v.  27.  April  l&lii,  R.G.BI.  1877,  S.  3^ 
Art.  1—3  den  Handels-  und  SchifTahrtv-VertrHges  mit  Spanien  v.  12.  Joll 
1883,  R.Ü  Bl.  S,  307. 


gestellt*).  Das«  roraussicbtUcb  die  alipreassidchen  Piovinzeu  mit  dem 
bei  gehöriger  polizeiliclier  Meldung  nur  durch  einjilbrigeii  Axifeathalt 
bedingten  R^-chtsinstitute  des  Ünterstützungswohnsit/es  von  der  arraen- 
recbtlicben  Wirkung  des  im  FreizügigkeitJ^geseize  gewährten  vollen 
Aufenthalts-  und  NiederlassungsrecbU  am  bärtesten  betroffen  werden 
mussten.  kam  bei  den  Debatten  des  Norddeutschen  Reiebstages  fiber 
den  jetzigen  §  5  Fr.G.  tum  Ausdruck ').  liie  Bestimmungen  des 
1et£t«ren  Paragraphen  beseitigen  jftdon  Zweifel  über  die  Auffofisnng 
des  g  11,  Abs.  2,  indem  sie,  allerdings  unbekümmert  um  die  Milg- 
lichkeit  durchg&ngig  wechaelaeitiger  Upltendmachung  durch  die  Neben- 
anderstellung  der  Worte  .Unterslützungswohnsitz"  und  .Heimathrecht' 
aasdrOcklieh   an  Stelle  der   bisherigen    zwischeastaatlioheu  Beziohna- 


I 
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*)  Da«  Fr.  G.  halte  hier  namentlich  das  bannüverBche  Recht  im  Auge. 
At^esehen  von  Ootrhealaud  and  vou  der  auf  die  sugenannten  Amtiineben- 
aDlagerrrbändi*  rani-iidt.-n  Armenla»t  wnr  in  Uannorer  die  Gemeindeange- 
hörigkeit tut  die  Vcrpüiclitung  zur  AnntiarUrsorgi-  entscheidend.  Vergl. 
EMHisnnAi's,  Da5  ArmenweAen  und  die  Armt^ngesetzgebung  in  europäioclien 
ätaateo^  S.  98  ff.  CiemeindeangetiurigkeJl  und  definitiv  erworbene»  Wuhn- 
recht  »ind  nach  %  35  der  rev.  SlAdleordniiug  v.  2i.  Juui  1858  und  nach 
$  8'  Ge«.  y.  28.  April  1869  die  Landgemeinden  belrelTend^  ideniisch.  Die 
beiSToi.1'.  »DieGemeindeverTaesungen',  Bd. 6,  $.235  abgedrackte  Bekannt- 
marhun^  rlcallitiiät^rB  dej  Innern,  din  Regelung  d^r  VirhaltniMe  der  Land- 
{^enieii'dc  bi-lrtfrend,  bt^traclilrt  aiiläbälich  der  Bildung  von  äammtgemein- 
den,  Wohnrecilt  und  ArmcnUsI  alü  L'orrelatc.  Nacli  der  Domicil-Onlnung 
V.  tf.  Jnli  1827  wird  da»  Wohnrecht  oder  die  Geraeindemttgliedschart  in 
Stadt  und  Land  auch  durch  bleitienden  Aufenthalt  erworben,  wenn  Jemand 
fich  mit  der  Abfiicht,  aicli  dauernd  niederzulassen  fiinf  Jährt-  liiudurch  in 
einer  Gemeinde  uaunlnrbrüclieii  Hul'halt  utjd  »einen  cigrtieti  IlauHJttand 
/tiiirt,  so  dnsB  die  Gemeinde,  oder  in  den  Stadien  die  Obrigkeit  eine  Kennt- 
nis« davon  hat  erlangen  können  and  «eine  Absicht,  einen  bkibenden  Wolin- 
orl  lu  nehmen,  deutlich  gewesen  iet.  E^ne  Zusammenetellung  der  Armen- 
und  GemeindegesetEgebong  der  meinten  R«chtsgebiete  des  Norddeutacheu 
Bnndes  befindet  sich  in  der  Deiit«chen  Gemeindezeitung  von  1867,  S.  5S7, 
.H9.  567,  582  und  von  18tt8.  S.  77.  89.  101. 

0  AnxoLDT,  Die  Freizügigkeit  und  der  Unterattttzungs- Wohnsite,  8. 54  ff. 
Ea  war  unnbthig,  da^s  bei  diesen  Debatten  hervurgehobeu  wurde^  daas  der 
Erwerb  dee  altpreueeiBchen  einjährigen  l^nteratnizungswohnüitzes  nach  der 
Auslegung  der  Praxi»  auch  Anttlündem  zu  Theil  werde,  da  jetzt  nach  S  2 
Fr.  G.  für  den  BundL-sangeliorigen  diese  Consequenzdes  N'iederlaSBungsrechta 
lediglich  au6  der  Bundesangeborigkeit  folgte. 
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geu  die  lex  domiüilii  als  Ausgteiobungsregel  zvrischon  jenen  armen- 
rechtlichen Gegetistltzen  aufstellen.  Die  Modification,  welche  durch 
diesen  Grundsatz  fUr  die  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  dem  ^  1 
des  Güthaer  Vertniges  gegeben  wtirde,  hätte  man  etwa  durch  folgen- 
den  Zusatz  zu  demselben  ausdrücken  kennen; 

Kutnmt.  jedoch  die  Ausweisung  nur  auf  Grund  eingetreteaer 
HüUsbedttrftiKlseit  in  Frage,  so  ist  die  Regierung  des  Aufent- 
halt'istaate.s  nicht  berechtigt,  Tom  Heimathstaate  die  Ueberuahme 
zu  verlangen,  wenn  iur  den  Hilfsbedürftigen  bereita  durch  den, 
nach  deu  Landesgesetzen  des  Aufenthaltsstaates  gehörige  Zeit 
hindurch  fortgesetzten  Aufenthalt  die  Armen  (Ursorgepflicht  einer 
Gemeinde  desselben  begründet  ist. 

Zugleich  wurde  die  Initiative  der  Aufenthalisgemeinden  zur 
Stellung  des  an  die  Behörden  des  eigenen  Staates  zu  richtenden  An- 
trages auf  üehprCühning  solcher  Hülfshedürftiger,  welche  noch  uiclii 
den  Unterstützungswühnsitz  oder  dai  Hetuiathrecht  erworben  hatten, 
an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dass  dem  Hülfsbedtirftigeu  eine  Öffent- 
liche Unterstützung  habe  gewRhrt  werden  müssen  und  an  den  Nach- 
weis, dass  die  HUlfsbedürftigkcit  keine  temporäre  sei  {%  5).  Ferner 
erhielten  die  Gemeinden  durch  §  7  Fr.G.  einen  durch  Vermittlung 
ihrer  eigenen  Staatsregie ning  geltend  zu  machenden  Ersatzanspruch 
an  die  öffentlichen  Kassen  des  übernehmenden  Staates  in  dem  Falle, 
wenn  die  Fürsorge  für  den  Auszuweisenden  länger  als  drei  Monate 
gedauert  hatte  und  zwar  bezieht  sich  dieser  Anspruch  nach 
Motiven  des  Gesetzes  auf  jede  nicht  durch  die  Kisenacher  üeberein.'^ 
kunft  als  unentgeltlich  vorgesehene  Verpflegung.  Sonaoh  wur 
einerseits  die  Mhgüchkeit  eines  Ei-satzanspruches  gegeben  fdr  die  Vej^' 
päegung  sutuher  H hilfsbedürftiger,  die  aus  einem  anderen  Grunde,  als 
wegen  vorübergehender  Arbeitsunfiihigkeit  öffentlich  unterstützt  werden 
müssen  und  anderei-seits  iiir  die  VcrpÜegung  solcher  Erkrankter,  d.  h. 
der  öffentlichen  Kur  und  Verpflegung  Bedürftiger,  deren  Rückkehr 
in  den  Heimathstuat  sanitär  zulässig  ist.  Die  Ersat^pÜicht  beginnt 
in  beiden  Fällen  *)  drei  Monate  vom  Zeitpunkt  der  Benachrichtigung 
des  zur  üebernahme  verpÜicbteteu  Staates,  weil  dem  letzteren  die 
dreimonatliche  Fri.st    eingeräumt  ist,  um  die  Staatsangehörigkeit  des 


*)  Vergl.  die  Begründung  da  Scbiedsapruchs  der  badisubcn  Krgierung 
T.  4.  H&rs  1681,  abgedruckl  bei  Reobr^  Entscbeidungoo  I.  S.  41t)  and  in  ~ 
FrcasBtachen  Verwaltungsblait  1881/1S82,  S.  19. 
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Aaszu  weisen  den   zu   ermitteln   und  sich   auf  die  angesonnene  üeber- 
nähme  schtfUsig  za  maoben. 

Nqo  Liegt  in  dem  Cl m stände ,  ^üüs  nuch  dem  Fr.G.  in  diesen 
Grenzen  auch  für  die  Verpflegung  sanitür  rciset^iger  Erkrankter  ein 
Ersatvjiiisprnch  znlBsag  ist,  keine  Aenderung  der  Eisenacber  Ueber- 
einkiinft,  vielmehr  halt  S  7  Fr.G.  durch  Bezugnahme  auf  anderweitig 
bestehende  Verabredungen  die  in  der  Ei<^nacher  Uebereiukunft  sta* 
toirt«  Pflicht  des  Aufenthai t^staates,  den  im  bülf«ibedü.rftigeD  Zostonde 
erkrankten  Angehörigen  des  anderen  Staates  bis  zum  Einiritt  der 
itanitAren  Reisef^higkeit  unentgeltlich  /.n  Terpflegen,  an5>dri'ick1icL  auf- 
recht. Man  kann  aber  folgerichtig  nicht  umhin,  die  nach  der  Eise- 
nacher  üebereinkanft  zulässige  oder  von  der  Praxtii  wenigstens  als 
schlechterdings  zul&ssig  gehandb&bte  Ausweisung  »anitKr  reisefUhiger 
Erkrankter  von  der  generellen  Regel  des  §  5  Fr.Q.  abfa&ngig  am 
machen ,  mit  anderen  Worten  es  muss,  wenn  bei  sauitiLrer  Reisef^iig- 
keit  die  HeimschaÜung  t^rfolgeii  soll,  das  Stadium  der  Krankheit  aueh 
dann  immer  noch  voraussichtlich  eine  mehr  als  vorübergehende  Ar* 
beitsunfahigkeit  bezw.  Hülfsbedtirftigkeit  bedingen.  Es  giebt  nichts 
Widersinnigeres,  als  dass  die  Ausweisung  nicht  erkrankter  HtSlfs- 
bedürfliger  oder  in  Folge  früherer  Krankheit  hülfs bedürftig  Gewor- 
dener den  Nachweis  dauenider  Hülfsbedilrftigkeit  äeiiens  der  Anfent- 
haltsgemeinde  zur  Voraussetzung  hat ,  während  andererseits  die  Auf- 
enthaltsgemeindü  berechtigt  sein  soll,  die  Abnahme  des  im  hülfs- 
bediirftigcu  Zustande  erkrankten,  reisefähigen  fremden  Staatsangehörigen 
ohne  Weiteres  zu  verlangen;  im  letzteren  Falle  kann  die  ArbeitsfUhig- 
keit  des  Zurücktransportirten  nouh  früher  wieder  eintreten,  als  bei 
seinem  Verbleiben  im  Aufenthaltsstaate  der  Heimathstaat  von  dem 
durch  den  citirten  badischen  Schied ssiiruch  normirten  Zeitpunkte  ab 
zur  Kostenerstattung  verpflichtet  gewesen  wfire:  aach  w&re  es  müg- 
Uch|  dass  die  im  Heimathstaate  während  der  Beconvalescenz  des 
Zurüoktransportirten  aufgewendeten  Pfiegekosten  kaum  den  Trausport- 
kosten gleichkämen. 

U. 

Das  unter  dem  Einflüsse  der  Freiziigigkeit  geschaffene  interterri- 
toriale ArmenHirsorgerecht  Dbonlauerte  unter  Verfichiebung  seines 
Geltungsgebietes  den  Norddentsohnn  Bund.  Für  die  ehemaligen  Nord- 
deutschen Bundesstaaten  und  Sttdhessen  trat  am  I.  Juli  1B71  das 
Gesetz  über  den  Unterstützungswobnsitz  iu  Kraft,  welches  für  die 
Beziehungen   seiner   Geltungi^gebiete   den   §  7   Fr.Ö.    aufhob  und  in 
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9§  30.  31  den  §  h  Fr.G.  mit  der  in  der  Gemeinsamkeit  des  einheit-  . 
lieh  durchgeführten  Syatems  liegenden  Wirkung  flbemahm^  dass 
fortan  die  Angehörigen  eines  Staates,  welche  in  einem  anderen  Stuate 
den  Uiiterstützungswohn.iitz  erworben  haben,  und  bei  ihrei-  KiiclEkebr 
in  den  Heimathstaat  dauernd  hülfsbedürftig  sind,  aui-  dem  letictereD 
iu  den  anderen  Bundesstaat  zurückgewiesen  werdf>n  krmnen  und  dass 
ferner  die  Betreibung  der  Ausweisuog  daunrnd  llütfftbcdürßiger  Im 
ganxen  Rechtsgebiete  von  den  politiftehen  Gemeinden  anf  die  Ärmoa- 
Torb&Dde  übergegangen  ist. 

Fflr  die  Beziehungen  dieser  Staaten  zu  Württemberg  und  Baden 
blieb  da»  interterritoriale  Armeiifürsorgnrecht  de.s  Fr.G.  vom  Tage 
der  Siuführung  dieses  Gesetzes  iu  den  letzteren  Staaten,  dem  1.  Ja- 
nuar 1871  bis  /.um  dortigen  Deginu  der  Wirksaiuketl  de«  ü.W.G. 
dem  1.  Januar  1S78  in  Geltung.  Was  aber  dann  das  Verhältniss 
Bayerns  zu  den  Staaten  des  U.W.G.  anlangt,  so  Hessen  der  Vorbehalt 
Bayerns  im  Versnillcr  Schlussprotokoll  bezüglich  der  Aufrechterfaaltnng 
des  Gothaer  Vertrages  und  der  Eisenacher  Üebereinkuuft,  sowie  die 
verfassungsmässige  Ausschliessung  der  Reich scompetenz  hinsiclitlicb 
der  bayrischen  Niederlassungs-  und  fleimatbsverhlütnisae  und  die 
trotzdem  auch  in  Bayern  erfolgte  Einführung  des  Fr.G.  die  bethei* 
ligten  Verwaltungsltehürtlen  den  dadun*b  gp.'*chiiflenen  Recbt^^izustand 
lange  Zeit  hindurch  verkennen.  Wtlhrend  in  der  Praxis  allgemein 
die  Ansicht  massgebend  war,  dass  die  Zurückverweisung  Imyrischer 
Unterthaneu  sich  lediglich  nach  dem  Gothaer  Vertrage  richti.>  und 
demxufolge  selbst  bayrische  Gemeinden  bezüglich  solcher  bayrischer 
Üntertlinrien,  welche  in  anderen  deutschen  Staaten  nach  dem  Erwerbe 
des  Untei-stütÄungswohnsitxes  hülfsbedürftig  wurden,  die  Erstattung 
laufender  Unterstätzungen  an  die  betreffenden  Armenverbttnde  der 
üebernahme  in  die  eigene  Fürsorge  nicht  selten  vortogen,  wurde  erat 
im  Jahre  1886  durch  die  preussiscbc  Ceiitralinstanz  im  Verwaltungs- 
wege constatirt,  dass  das  Prei/ügigkRitsgesetv.  die  entscheidende 
Rechtsquelle  sei.  Ein  uu  den  Oberbürgermeister  von  Düsseldorf  ge- 
richteter Erlass  des  preussiscben  Ministers  des  Innern  vom  18.  April 
1Ö86  hat  folgenden  Wortlaut: 

Ew.  Hochwohlgeboren  erwidere  ich  auf  die  Rekursrorstellung 
vom  7.  Juli  V.  J., 

betreffend  die  Ausweisung  der  bayrischen  Staatsangehörigen 

Wittwe  P.  und  deren  Kinder, 
ergebeast  Folgendes: 
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Das  Freizügigkeitsgeset?  vom  1.  Novomber  1867  macht  im 
t}  b  das  R«cht  der  Gemeinde,  einem  BundesangehÖrigen  noch 
erfolgtem  Anzape  die  Fortsetzung  de»  Aufenthalts  stu  Tersagen, 
von  der  Voraussetzung  abhängig,  dass  der  Betreffende  daselbst 
noch  keJnen  tJoterBtützaugswofansitK  (Heimathrecht)  erworben 
habe.  In  dieser  Beziehung  soll  es  nach  der  Entsteh üngsgf>.sr.hichtR 
und  der  Be.<ttimmung  im  §  11,  Abs.  2  des  Gesetzes  citcit.  bei 
den  landeitgesetzlicheu  Beatimmungen  insbesondere  auch  da  sein 
Bewenden  behalteo,  wo  durch  den  eine  bestimmte  Zeit  hindurch 
fortgesetzten  Aufenthalt  der  Unterstütxungswohnsitz  erworben 
wird.  Diese  Voraussetzung  trat'  in  Prcussen  bnyriw-'hen  Unter- 
thanen  gegenüber  schon  unter  der  Herrschaft  des  preussischen 
Armengeseties  vom  '^fK  Deceiuber  1842  in  sofern  zu,  als  danach 
Ausländer  durch  AutVnthalt  im  Inlande  einen  Ünterstützungs« 
Wohnsitz  erwarben.  (Min.Erl.  v.  16.  November  lb4t>,  M.BI. 
1847,  S.  6  und  28.  August  18f>l.  M.BI.  1861,  S.  255.)  Der 
gleiche  Kecht^KUstand  be<iteht  auch  gegenwärtig  fort,  du  nach 
dem  preuKiischen  Ausführuagsgesetze  vom  H,  Märi  1871  (g  (»4) 
Ausländer  den  Inländern  in  Bezug  auf  Erwerb  und  Verlast  des 
Ünterstützung8wohn5it?.es  vBllig  gleich  gest-cltt  worden  .sind  (Ent- 
scheidungen des  Bundesamtes  für  das  Heimathwescu  Bd.  8, 
S.  14Ü— 143).  Daraus  folgt,  dass  gemftss  J(  b  Fr.G.  bayrische 
Unterthanen  aus  Preussen  nicht  mehr  ausgewiesen  werden  können, 
weuu  dieselben  in  einem  inländischen  Ortsarmen  verbände  zwei 
Jahre  lang  (§  10  des  Gesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz 
vom  6.  Juni  1H70)  ihren  ununterbrot-henon.  unterstützung^freie« 
Aufenthalt  gehabt  haben.  Ein  »olchfs  Uecht  Iftsst  sich  gegen* 
über  bayrischen  Staatsangehörigen  auch  aus  den  in  dem  Schluss- 
protokolle über  den  Abschluss  eines  Verfassungsbnndnisses  mit 
Bayern  (Bundcsges.Bl.  S.  2'i)  vorbebaltenen  Oothaer  Vertrage 
vom  15.  Juli  1851  nicht  herleiten,  da  dieser  Veitrag  gemäss 
§  7  Fr.G.  nur  bestimmt  sein  soll,  das  Verfuhren  in  denjenigen 
Fällen  zu  regeln,  in  welchem  der  Bundesangehijrige  noch  keinen 
Unterstützungswohnsitz  (Heimathrecht)  erworben  hat  und  des- 
halb ausgewiesen  werden  kann. 

EbensuwBnig  kann  für  die  Entscheidung  der  Sache  der  Um- 
stand in  Betracht  kommen,  dass  der  Erwerb  des  Heimatbrechts 
in  Bayern  anderen  Bnndesan gehörigen  gegenüber  an  erschwerende 
Bedingungen   geknüpft   und   dadurch   unter   Umständen    in    der 
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Handhabnng  der  Bestimmung  im  §  h  des  nach  Erlass  des  preus- 
sisclien  ArmengesetÄps  vom  8,  März  1871  ohne  weiteren  Vor- 
behalt in  Barern  zur  Einfnhmng  gelangten  FrcizügigkeitJigBsetvs 
eine  Ungleichheit  zum  NacbtheU  der  diesseitigen  OrUarmen- 
verbäude  berbeigefnhrt  \ni-d. 

Ich  kann   hiernach   nicht   umhin,   der  von  dem  Herrn  Ober- 
prUstdenten   zu  Coblenz  anter  dem   4.  April   v.  J.   ergangenen 
Vorentscheidung    dahin    beizutreten ,    dass   die    Ausweisn  ng   der 
bayrischen    Siaatsangehürigen     Wittw»;    P.    und    deren    Kinder, 
anf  welche  die  vorstehenden  VoraTiss^^tzungen  wegen  Erwerbung 
eines  ünterstützungswohrsitzes  im  Inlande  zutreffen,  nach  gegen- 
wärtiger Loge  der  Gesetzgebung  unstatthaft  ist. 
Ein  zweiter  an  das  Königliche  Polizeipräsidium  zu  Berliu  gerich- 
teter Erlass  vom  13.  Juni  ISSt»  nimmt  auf  obige  Ausfiibrungen  Bezog. 
erkiBrt,    daas   der   Minister    auf  seine    frühere   gegentheiligo  An.^icht 
nicht  mehr  /.urückommeu  werde  und  verbietet  die  Ausweisung   eines 
bajriächen  Unterthanen^  welcher  vor  Eintritt   der  Hülfsbedürftigkeit 
den  Unterstütaungswohnsitz  in  Prenssen  erworben  hat,  auch  für  den 
Fall,  dass  die  ba3Ti5che  Heimathgrmpinde  den  Antrag  auf  üeberfiih- 
rung  in  die  eigene  Fürsorge  aufrecht  halt. 

Die^  Erlasse  entscheiden  die  Frage  richtig,  obwohl  die  uni 
Heranziehung  des  missverstaudeueu  §  11  Abs.  2  Pr.G.  erfolgte  Ver- 
legung dos  Schwerpunktes  der  Begründung  in  dds  aur  Ausführung 
des  U.W.G.  ergangene  preussische  Landesgesetz  verfehlt  ist.  Im 
Ueltungsgebiete  des  U.W.G.  gibt  es  kein  Lnndesgcsetz  im  Sinne  de* 
§  n  Abs.  2  Fr.G.  mehr,  denn  das  U.W'.G.  selbst  ist  jetzt  für  das 
g»Dxe  Rechtägebiot  die  alteinige  Hechtsi|uelle  für  den  Erwerb  des 
TTnteiMtützungs Wohnsitzes  durch  ununterbrochenen  Aufenthalt.  Wenn 
femer  §  8  U.W.G.  der  landes gesetzlichen  Kegelung  u.  A.  die  Be- 
schämung der  Mittel  der  Armenpflege  und  die  Zusammensetzung  und 
Einrichtung  ihrer  Organ**  Uberlässt  luid  §  tiÜ  eod.  den  einzulnen 
Buudesätaateu  auheimgibt,  die  ihnen  als  Staaten  obliegende  definitive 
Fürsorge  fttr  hilfsbedürftige  Ausländer  auf  ihre  Armenverbände  zu 
übertragen,  so  Hegt  die  Ausübung  dieser  Befugnisse  auf  dem  Gebiet 
der  den  einzelnen  Bundesstaaten  verbliebenen  Verwaltung.  Da  mithin 
jeder  Bundesstaat  hier  sein  eigenes  Verwaltungsrßcht  hat,  ist  es  ebenso 
selbstverständlich,  wie  für  die  interterritoiinlen  Beziehungen  schlech- 
terdings gleichgültig,  wenn  er  in  seinem  Gebiete  den  Ausländer  die^sem 
Verwaltungsrechte  unterwirft.  Selbst  wenn  man  bayr! 
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htn  Gebiet«  des  D.W.G.  lediglich  als  Ausländer  ansehen  wollte,  würde 
demnach  die  Anffassang  der  preussischen  Centmlinstanz  za  dem  an- 
acnehmbaren  Ergeboiss  föhren,  das»  nur  diejenigen  Bundesstaaten, 
welche  im  Wege  dtr  Landesge«ekgebung  TOn  der  im  g  »>**  U.W.G. 
nachgelassenen  Befugnis,  die  doßnitive  Fürsorge  für  Aasländer  atif 
ihre  Arnienverhöudfi  zu  übcrtfageii.  Gebrauc-h  gemacht  haben,  ver- 
pflichtet wUren,  für  die  Ausweistiug  eines  hülfsbedürftigen  Bayern  die 
Beschränkungen  des  Fr.G.  gelten  /.u  lassen,  während  denjenigen 
Bandesstaaten ,  in  denen  die  Fürsorge  för  Ausländer  beim  Rtaate 
selbst  verblieben  ist.  das  Recht  anstände,  di«  Ausweisung  auf  Grund 

KdeM  §  1  den  Guihaer    Vertrages   in   urspriiugHcber.    durch   das  Fr.G. 

"nicht  modificii'ter  Fassung  zu  betreiben.  Weiter  ist  es  von  einem 
Standpunkte  aus,  der  die  vvUtge  Gültigkeit  des  Fr.G.  in  Bayern  als 

Ijcweifellos  ansieht,  nur  inconseqnent,  den  Bayern  in  der  Eigenschaft 
eines  Ausländers  im  Geltungsgebiote  des  Ü.W.G.  einen  Interstüt^.ungs- 
wohnsitx  erwerben  zu  lassen.  Vielmehr  muss  dann  der  §  5  Fr.G.  in 
Bayern  territorial  und  im  Vprhältniss  Bayerns  zum  Gebiete  des 
V.W.G.  ungeachtet  des  Mangels  gleichmässig  gegenseitiger  Anwen- 
dung, interterritorial  gelten.  Auf  den  Bayern  müesen  sich  dann  die 
Conse<iuenzeu  des  im  Fr.G.  gewährleisteten,  auf  den  Erwerb  des 
Unterstiit/-unijswohnsit/.es  durch  längeren  ununtprbroehenen  Aufenthalt 
sasgedehntcn    AufeiiÜialtsrechts    ebenso    erstrecken,    wie    auf  jeden 

»ftudcru.  im  Geltungsbereiche  des  D.W.G.  sich  aufhaltenden  Deutschen. 
Entscheidend  ist  also  einzig  imd  allein  die  Frage,  ob  die  ^^  ^  und  7 
Fr.G.  im  VerhüUniss  Bayerns  zum  Geltungsbereicshe  des  Ü.W.G.  inter- 
territoriale Geltung  iiabeii,  trotzdem  Bayern  «ich  in  Ziff.  III  des 
bayrischen  Rchlussprotokolls  die  Fortdauer  der  Vurträge  von  Gotha 
und  Eisenach  vorbehalten  hat  und  obwohl  die  bayrischen  Nieder- 
lassnngs-  und  Heimathsverhältnisse  in  Art.  4  R.V.  der  Competenz 
des  Reichs   entzogen  sind.     Die  Logik   der  That-sacben   fuhrt  zur  Be- 

Ijahung  dieser  Frage,  obwohl  man  bei  Einführung  des  Freizügigkeite- 
gcsetzes  in  Bayern  an  die  bayrischen  Vorbehalte  nicht  gedacht  hat '). 
J)er  bezügliche  Passus  der  Motive  des  Reichsgesetzes  vom  22.  April  1H71, 
•)  Mr?i<rrrRßEn<;  hatte  im  27.  Hrfte  von  Scmim.t.r.a's  Forschnngen,  »Die 
<)«ii(8che  Armengcftctzgebiini;  und  das  Hntorial  zu  ibrcr  Rcrorra"  —  Leip- 
zig 1887  —  §  04-  Abs.  1  utid  §  45  n.  E.  bt-hauplct,  das»  dat>  Fr.G.  es  bei 
dem  Golliaer  inid  Eioetiucber  Verlrag«  tiabe  beweiideti  lassen.  Nach  der 
jüngMlcn    AufTapttiing  desselbt-n  tSchriftsU-llsn   in  Schuolleb's  JohrbSchem 
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betreffend  die   Einführung  norddeutscher    Bondesgesetse    in   Bayern, 
lautet: 

Von  Zusätzen  zu  dem  Qesetze  über  die  Freizügigkeit  vom 
1,  November  1867  ist  abgesehen  worden,  weil  es  nicht  für 
zweifelhaft  cruchtot  worden  konnte,  dass  der  §  7  des  bezeichnetes 
Gesetzes  uiierachtet  des  §  1  des  Gesetzes  über  den  Unterstützung»- 
Wohnsitz  vom  0.  .!uni  1^70  fUr  diejenigen  deutschen  Staaten,  in 
welchen  das  letzte  Gesetx  nicht  gilt,  sowohl  in  den  Bev.iehungeii 
zu  einander,  als  tn  dem  Oeltnngsbereicbe  des  erwähnten  OeMtwe 
in  Kraft  geblieben  ist  '•). 

Die  Maugel  dieser  Molivirung  sind  sijiou  der  gewohltan  Zeit- 
formoij  hnlber  uugenlUUig.  Es  wird  hier  von  einer  Geltung  des 
Ü.W.G.  xu  einer  Zeit  gesprochen ,  in  der  dasselbe  überhaupt  nodi 
nicht  in  Wirksamkeit  getreten  war.  Forner  wird,  ohne  das  bemn- 
dere  VerhSltniss  Bayems  zu  den  übrigen  deutschen  Staaten  zu  beräek- 
sichtigen ,  nur  der  Gegensatz  solcher  Staaten  zu  einander  betont,  in 
welchen  der  §  7  Fr.G.  damals  bei-pits  in  Geltung  war.  Art.  S,  Abs.  3 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  hatte  die  Geltung  d«e 
Gothaer  Vertrages  und  der  EisenacberUebereinkunft  .bis  auf  Weit«Ki* 
aufrecht  erhalt-en  und  dadurch  diese  Verträge  der  Kündigungsbofugniss 
der  Einzelstnat^n  «entrückt.  Demzufolge  hatte  für  die  Staaten  dt« 
Norddeutschen  Bundes  die  Modißcation  jeuer  Verträge  durch  d« 
Fr.G.  nur  die  Bedeutung  eines  im  EinkUnge  »nt  der  verfa.ssuag»- 
rechtlichen  Norm  stehenden  Int^rimisticnras,  welches  die  interterri- 
torialen armenrechtlioben  Beziehungen  dieser  Staaten  bis  zur  definitiven 
Regelung  durch  die  Bundesgesetzgebung  zn  ordnen  suchte.  Unter 
denselbon  Gesichts])unkt  hatte  die  Einführung  des  Fr.G.  in  Württem- 
berg und  Baden  das  Verbtlltniss  dieser  Staaten  zu  einander  und  xa 
den  Staaten  des  Nordeutschen  Bundes  gerückt,  da  Art.  3,  Abs.  ^ 
der  Norddeutschen  Huudesverf'a88ung  auch  in  die  mit  diesen  Staaten 
geschlossenen  VerfassungavertrÄge   aufgenommen  war.     Gnindsätzlidi 


1B87.  6.  S58i  Arm.  1  wäre  ilie  Anaiclii  des  Pruussiectien  ilinister»  ür^ 
Innern  aus  der  Gnt«tehung6gc«cbichle  de«  Kr.Q.  zn  rechtfertigen.  WeDn 
aber  Gcsetz«Bmotlve  und  Kamnierverliandlaugen  cntächcldond  sein  »ollen, 
miisate  folgerichtiger  aaf  die  EnUtehungsgeschicVite  des  Reicheg«setzes  Ge- 
wicht gelegt  werden,  welches  das  Fr.O.  in  Bayern  einführte. 

'"J  Stenographisch«  Berichte  I.  Lcgistatar- Periode.,    I.   Sessiün   1871- 
Bd.  3,  8   6.V 
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icliieden  war  der  Standpunkt  Bayfirns  ?,u  allen  übrigen  Staaten. 
Durch  Ziff.  IIl  de»  bayrischon  SchlussprotokoUs  hatte  sich  Bayern 
die  Fortdauer  des  Gothaer  Vertrages  und  der  £isenacber  Ueberein- 
kunft  in  ihrer  Vertroffsnatur  und  mit  der  KündigungsklausRl  sichern 
wollen  ' ')•  Deshalb  Ug  darin ,  dasfl  in  Folg'?  der  Einführung  des 
Fr.G.  in  Bayern  durch  den  8  7  Fr.G.  der  auf  das  Verfahren  bezüg- 
liche Theil  des  Gothaer  Vertrages  reichsgesetzliüh  auch  für  Rayem  der 
Kündigung  entzogen  wurde  und  dass  auch  Bayern  unter  Umständen 
den  übrigen  Btaaten  zum  Ersatz  von  Verpflegungskosten  vorpflichtet 
wurde,  eine  Verletzung  Jones  bayrischen  Sonderrechts. 

Ferner  involrirte  auch  die  Vorschrift  des  S  ^  Fr.G.,  welche  die 
Ausweisung  nach  der  Niederlassung  and  vor  dem  Hei  math  er  werbe 
hOlfsbedürftig  Gewordener  auch  für  die  Beziehung  der  bayrischen 
Gomoinden  zu  einander  an  den  Nachweis  dauernder  Hülfsbedürftigkeit 
kjiöpft.  einen  Eingriff  in  die  Ordnung  der  nach  Art.  4  R.V.  der 
Keichscompetenz  entzogenen  bayrischen  NiedurlassungsvcrhiUtnisse. 
Denn  anch  in  Bayern  ist  der  Inhalt  des  Begrißes  der  Niederlassung 
niobt  erst  seit  der  EinTührung  des  Fr.G.  der  rein  thatsäehliche  des 
Besitzes  einer  Wohnung  oder  eines  Uiiterkommens  mit  der  erkennbaren 
Absicht,  dauernd  Aufenthalt  in  der  Wohngemeinde  m  nehmen.  Viel* 
mehr  kannte  man  schon  bei  der  Einführung  des  Fr.G.  den  It+ichbizustand 
der  Ans^sigkeit  nicht  mehr  und  an  ijie  Stelle  eines  gesetzlichen  An- 
säasigkeitstiteU  oder  des  Nachweises  eines  gesicherten  Nahrungsstandes 
als  Vorbedingung  des  Anspruches  auf  Verleihung  der  üeimath  war 
damals  schon  vorschrifts massige  Vollendung  der  Aufenthaltsdauer 
gemttss  dem  bayrischen  Heimathsgesetze  vom  16.  April  18ß8  getreten, 
dessen  Aufenthaltsbeschränkungen  jenen  Nachweis  der  dauernden 
fiülfsbedürl>igkeit  nicht  kannten. 

Nun  ist  die  Abänderung  des  Vorbehalts  der  Ziff.  III  des  Ver- 
sailter  SchlussprotokoUs  als  authentischer  Interpretation  der  bayrischen 
Exemtion  von  der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des  Reichs  über 
Heimaths-  und  Niederlassungsverhältnisse,  sowie  jede  weitere  Be- 
Bchrtnkang  dieser  Exemtion  an  die  Vorschriften  des  äusserst  contro- 
Tersen  Art.  78  der  Beichsverfassuug  gebunden  '■). 
[Ein  Scblusflartikel  folgt,] 

")  HX5f:i. ,  Die  vertrnge massigen  Elemente  der  Deulschea  Reicbever- 
/awung,  S.  lOS,  109. 

")  Hasel  1.  c,  S.  2S4— 236.  Löklnu,  Die  Sonderrechte  der  Deutsclien 
Staaten  und  die  Reichsverfassang  in  Hirth's  Ann»lPD  1875,  S   3<)&. 


Ueber  die  Kosten  der  Stellvertretung  für  Beamte, 

welche  zu  Mitgliedern  der  gesetzgebenden  Körper 

gewählt  sind, 

im  Anschluss  an  das  wüitterabei^.whe  (besetz  vom  2(1.  MUn  188(1. 

hetreffend   die    Kosten    der   Stellvertretung    lllr   Beamte,    welche 

Mitglieder  der  Kammer  der  Abgeordneten  sind.   (Kegierungsblatt 

filr  das  Königreich  Württemberg  1886.  .S.  85  ff.) 

Von 

Dr.  FniTz  Wkknrr  Frkuxo, 

R«glenui«aMM«K>r.    B«Hiti. 

Das  im  Titel  angBfiihrte  wttrttemberffifiche  Gesetz  bpstimmt: 
Art.  1.  Den  in  §  138,  Ziff.  1,  ö  und  H  der  Verfassnngsurkunde  be- 
xeichnelen  Mitgliedern  der  Kammer  der  Abgeordneten,  welche 
Beamte  im  Sinne  des  Art.  1  des  Benmtengesetzes  vom  26.  Joni 
1876  {Reg.Bl.  S.  211)  sind'),  werden,  vorbehaUlich  der  in 
Axt.  2  enthaltenen  Voi*?ohriften ,  von  dem  ihnen  gemOiss  S  1 
Abs.  2  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1H21  (Reg.Bl.  S.  320)  ge- 
bttbrenden  Tagegeld^)  ?.n  utu*  7  Mk.  vernbfolgt. 

*>  Art,  l:  ^..Beamter  im  Sinne  d«s  gegeowArtigen  üesetzes  ist  jed« 
Pertton,  welche  in  dem  .Stfiato-  oder  öfrfntlii.'heii  Schulitietistr  dtircli  dea 
Kbnig  oder  darcli  eine  höhere  Slaate-  oder  Schulbehörde  angestellt . . . 
Ist  etc. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten  ferner  ein  in 
Hinsicht  ftilfdrifnach  §193  der  ^'erf.-IJrk.  bestellte  sUndifiche  Amlfipersonal.'* 

')  5  l,  Abs.  2:.,  Die  Tugegelder  aihr  Mitglieder  der  Kammer  der  Ah- 
gtrordneten  wcrdeo  aaf  h  Galdcn  SO  Krenzer  festgeseljct.  Uie  denaelben 
gebührende  Entschädigung  für  Reiseko-slen  beträgt  .  .  .'■ 
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er  weitere  Betrag  wird  von  der  ständiscbea  Sustentations- 
kasse  an  die  Staatsbauptkasse  abgeliefert ,  wogegen  diese  die 
Kosten  bestreitet,  welche  in  Folge  der  Eiubenifung  der  Beamten 
zur  ständisuhen  Thätigkeit  für  Stellvertretung  in  den  beireffen- 
den Aemtem  aufzuwondon  sind. 
rt.  2.  FUr  die  Zeit,  in  welober  die  in  Art.  1  be.eeiohueten  Mitglieder 
der  Kammer  der  Abgwirdneten  statt  der  Tagegelder  Entschft- 
digungsgehalte  beziehen  (§  2  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1821)'), 
haben  dieselben  die  wirklichen  Kosten  ihrer  Stell  Vertretung  zu 
ersetzen. 

Di«  Verbindlichkeit  ^um  Ersatz  der  wirklichen  Stellvertretiuge- 
kostcn  fiir  die  Zeit  ihrer  Einberufung  xur  stUndischen  Thatigkeit 
liegt  ferner  ob 

1.  den  Professoren  der  Landesuniversitfit; 

2.  den  Lehrern,  bei  welchen  gemäss  dem  Art.  22  des  Ge- 
setzes vom  6.  Juli  1842  (Reg.Bl.  8.  403)  die  Lehrstellen  mit 
geiftlicben  Kirofaenämtem  organisch  verbanden  oder  die  Lehr- 
ämter mit  KapUneien  p<>rsf^nliuh  vereinigt  sind; 

3.  denjenigen  unter  Art.  1  des  Beumteugesetvies  begriffenen 
Beamten,  deren  Amt  nach  der  Entscheidung  der  vorgesetzten 
obersten  Dienstbehörde  bloss  als  Nebengcscbäft  übertragen  wird; 

4.  den  auf  Lebenszeit  angestellten  Volkssohullehrem. 
3.     Die    vorstehenden    Bestimmungen    treten    mit    Beginn    der 

nächsten  WHlilperlode  in  Wirksamkpit. 

Durch  dieselben  wird  djis  Gesetz  vom  2i>.  Juni  1821  betref- 
fend die  Qefaalt«,  Tagegelder  und  Reisekosten  der  Mitglieder  der 
SttLndeversanunloBg  abgeändert. 


*)  S  2:  Die  Entscliodiffung  d«8  Präsidenten  fler  ersten  Kammer  wird 
mil  Inbegrlfl*  der  WohiiLtng  jährlich  »uT  7500  GuI^Umi^  die  rle«  Präsidenten 
der  zweiten  ivAiiiaier  gteictifall»  «inBcliliisAig  (J^r  Wuhninig  jährlich  »uf 
5000  Gulilen  bestimmt. 

GbenRO  erhalten  die  Übrigen  vier  Mitglieder  des  Ausschnsses,  welche 
nach  dem  j  VjQ  der  Verf.  Urk.  in  Stuttgart  anwveend  sein  mUssen,  eine 
Entschädigung  von  mOO  Üiilden. 

Wahrend  der  Dauer  eines  Landtags  hören  diese  Euifichädigungsgehalte 
Lbci    den    Tier   letztgeDaimten   Ausschussmilglitdern  auf.    und  die»e  treten 

en  filr  die  genannte  Zelt  in  den  Besag  der  oben  festgesetzten  Tage- 
Ser  eui." 
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Das  vorstehende  württemborgiscbe  GeseU  regelt  eine  der  widi- 
tigsten  Fragen  aus  dem  |»DUiisch  bedeutungsvollen  Kapitel  von  dem 
passiven  Wahlreohte  der  Beamten  zum  Parlamente,  welches  hier  xiuit 
VerKtlUidniss  jenes  Gesetzes  kurz  skizzirt  werden  mag. 

Im  Gegensätze  zum  englischen  Verfassungsrechte,  welches  ganxen 
Klassen  von  Beamten  die  Wltlilbarkeit  zum  L'nterhaasH  versagt 
(v.  MuHL,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  1  S.  'J4ti),  sowie 
zu  den  französisch eii  Verfudsungeu  von  1791  und  1^48,  welche  grnnd- 
sstzlich  den  Beamten  —  die  erstere  unter  AnsBohloss  der  Richter  — 
für  unfnhig  in  den  gesetzgebenden  Kürper  gewählt  zu  werden  erklftren^ 
haben  diu  deutschon  Grundgesetze  im  Allgemeinen  diesen  Beobtsasts 
—  ungeachtet  dahingehender  politischer  Strdmungen  (Zoltfl,  Orand- 
sätze  dos  gemeinen  deutschen  Staatsrechts,  ö.  AuA.,  Bd.  II, 
S.  281)  ~  nicht  aufgenommen;  uui-  die  württembtrgische  (%  14C) 
und  badische  (^  '37)  Verfassungsurkunde  sowie  dos  hessische  Wahl- 
gesetz vom  rt.  Nov.  1872  (Art.  15)  (Stuekk,  liandhucli  der  deutschen 
Verfassungen  S.  18S,  2U(,  257)  sprechen  den  Staat!^dienerQ  das  pas- 
sive Wahlrcrht  innerkalb  ihres  Amtsbezirkes  ab. 

Bedeutete  nach  dem  Zeugni»-s  Zoepkl's  die  Gewährung  des  pas- 
siven Beamten  wähl  rechts  in  den  deutschen  Verfassungsgesetxen  einen 
Sieg  über  die  demokratische  Richtung,  welche  das  englisch'fraiuösische 
Vorbild  wegen  der  zu  vermuthenden  ministeriellen  Bestrebungen  der 
Beamten  nachahmen  zu  müssen  glaubte,  so  verwandelte  sich  doch 
binnen  kui*zom  der  politische  Charakter  der  ganzen  Frage  der  Wahl- 
fUhiglceit  des  StaaUdicners,  als  die  unerwartete  Erscheinung  hervo^ 
ti'at,  dass  eine  grössere  Anzahl  von  Beamten  Abgeordnete  der  Oppo- 
sitionsparteien wordeu*). 


*)  Die  letztere  F.rrHtiniiig  hat  ntben  fler  Befflrchtong  partikalarisÜ- 
scher  Bffllrebnngen  nach  deu  Worten  des  Präsidenten  der  Bunde«conmif- 
s&rieu^  ilamaligen  ÜRAf-c^  t.  Bisxarck,  zu  iIit  anf  den  i?r«t«u  Blick  berren* 
dendcn  Thatsache  gefübrt,  dass  der  Entwiirl'  »ur  Reichavcrfaisaung.  gegen 
den  der  Vorwurr  erhoben  worden  ist^  das«  er  „einen  ziemlich  retk- 
Uonären  Stempel  an  der  Slirn  trage'-  (Kode  de.«  Abg.  Gkcmbrecht^  Sieoc- 
grapliifiche  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstages  des  oord- 
deutuchen  Bundes  i.  J.  1897,  Bd.  I  S.  4*24),  flftmmiliulie  ..Beamte  im 
Dienste  eines  der  Bundesslaateu''^  von  der  Walilbarkeit  tarn  Heictiata^ 
auwctiloBB  (Art.  21  Satz  2:  Anlagen  za  dem  eten.  Ber.  1867,  6.  IS  aaä 
Rede  Bibhaack'«  in  den  sten.  Ber.  a.  a.  O.  S.  430).  Jetzt  war  es  geradi 
die    Uiikü    Seite    licä   Idaiuea,     welche   eine    vuUig   uobeechrankt«    Zulu- 
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yiena  Erfahrung  macht  insbo.sondßre  das  SchickRul  verstau  dl  Icli, 
bes  zwei  Frageu  unseres  Gebiet£t>  in  der  Geschichte  der  dcutecheu 
GtiSeUgebuDg  gefunden  haben,  die  Frage  nämlich,  ob  der  gewählte 
Beointe  zum  Eintritt  in  daa  Parlament  eines  Urlaubs  der  vorgesetzten 
Behörde  bodOrfer  und  die  andere,  ob  der  Beamte  oder  der  Staat  die 
durch  die  Wabrnebmong  der  ittOndiäcben  Geschäfte  Seitens  des  Erstereu 
noth wendig  werdenden  Kosten  für  den  Stellvertreter  im  Amt«  zu. 
tragen  habe. 

■  Verlor  nftmlich  durch  die  unerwartAte  Erfahrung,  welche  man 
mit  den  Wahlen  von  Beamten  gemacht  hatte,  das  Pnneip  der  Zu* 
tafistmg  derselben  fUr  die  demukrat Ischen  Parteien  seine  politisch 
bedenkliche  Bedeutung ,  su  musste  das  Streben  derselben  nunmehr 
darauf  gerichtet  sein,  Cautelen  itir  eine  gleichmassige  Durch- 
fährung dieses  Prinoips  allen  Beamten  gegenüber,  moohton 
sie  regierungsfreundlicher  oder  üppositioneller  Eichtung  sein,  au 
scbaffej) ,  insbesondere  einer  Umgehung  des  Princips  gegenüber  den 
gswILhlt^n  Beamten  der  letzteren  Richtung  Seitens  der  jeweiligen 
Regierung  vorznl-eugen.  Eine  solche  Umgehung  war  aber  auf  dienst- 
lichem Wege  leicht  ausführbar,  wenn  man  für  den  Beamten  die  Aua* 
öbang  seines  Mandats  an  eine  UrlaubsbewÜUgung  knüpfte,  and 
fernerhin,  wenn  man  ihm  im  Princip  die  Kosten  seiner  Stellvertretung 

^auferlegte  und  der  vorgesetzten  Behörde  überliess,  ob  sie  eine 
Stellvertretung  für  angezeigt  erachtete,  ob  sie  dieselbe  durch  besoldete 

|bder  unbesoldete  Vertreter  vorsehen  Hesse,  und  wie  hoch  sie  letzteren 
Palls  diese   Kosten   berechnete^).     So  drängte   ein   wesentüches  poli- 


long    der    iJeomtcn    zum    jiasaiven    Wahlrechte    laut    forderte    und    nach 

'vehwerem  Kampfe   gegen   den   Standpunkt   der    verbündeten    iiegicrungen 

(Rede    Bisiuhcil'b   a.  a.  O.  S.  704)  durchsetzte.     Opponirte    man    ihr^  dasa 

Idic  Nnthwcndigkeit  fincr  .^strafTcn  Disuiplin^''  im  Benin teneiundc  mit  ihrer 
Forderung  unvereinbar  sei^  so  betonte  sie,  dass  tin  Ausscliluas  der  Be- 
«lulcn  den  Ani^scIilDSa  der  Intelligenx  vom  KeichRtugc  bciletitc,  und  dasa 
man  gerade  auf  solche  Weise  die  Beamtenschaft  in  die  Opposition  treibe. 
So  die  Reden  der  Abg.  Eichholtz,  Webkr,  OnuMRnKciiT,  WiNiiTHaBsr,  Meykr 
(Thornl  und  Schultu;  (—  vergl.  auch  v.  MoHt.  Staater. ,  Völkerr.  etc.  I, 
8.  340  — )',  anderseits  die  Heden  des  Gr.  v.  Ui^makck  und  der  Abgeordn. 
WAßiKUt  and  v.  Bri  du  (Stenogr.  Her.  a.  a.  0.  8.  415,  418,  424,  425,  482  ff., 
,434  Jr.;  430,  421  ff-,  423). 

^)  So    erinnert    der  Commiseionsbcricht    des    preussischen   Abgeord* 
Betenhauses  zu  dem  (•«setzi'ntwiirr«  vun  16Ö3  (im  Texte  unten  S.  Ifii)  an 
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iisches  Interesse  ra  einer  legislativen  Regelung  dieser  CoHisionü- 
fragen  zwischen  AmUpäicht  und  Mandatsuu.söbung  der  gen-&hltes 
Besmten,  einer  R«gelang,  welche  uun  nicht  mehr  vom  Standpunkte 
einer  >rrun<l5JUzlichea  Gef^ersohaft  oder  Nei^un);  xn  dem  (JrandsaU* 
der  Wählbarkeit  des  Beamten  zu  erfolgen  hatte,  sondern  nur  die 
Mügliohkeit  einer  unglelcbmässigen  Handhabung  dieses  einmal  auf- 
gestellten Princtps  Seitens  der  jeweiligen  R^ieruug  ausschliessen 
sollte "). 

Hinsichtlich  der  Urlaubsfrage  ist  dieses  Ziel  heute  in  den  deutschen 
Bundesstaaten  im  Allgemeinen  erreicht:  die  Get^et?«  bestimnaen,  das» 
för  den  gew&blten  Beamieu  ein  Urlaub  überhaupt  nicht  erforderlich 
(so  die  Kcichs-Verf.  Art.  21.  al.  1  für  die  Wahl  von  Reichs-  und 
Landesbeamten  Kum  Reichstage 'J,  preuss.  Verf.Urk.  Art.  78,  al.  2^ 
Württemberg.  V.U.,  S  !'**>>  "1-  '^  L^-  v.  23.  Juni  1874],  scbwarxb.* 
rudolst.  G.  V.  1(J.  Nov.  1870  §  2,   waldeck.   V.U.  g  50,   lipp.  G, 


die  Oerahreii^  wckhe  eine  dem  Verwattungsermessen  überlassene  AutHili- 
rung  jenes  Grandsatzes  für  die  LInnbliangigkeiL  des  Beamten  mit  sich 
bringe.  (Hleimgr.  Rer.  hber  die  Verhandl.  Aes  Prelis».  AbgeonIiiet«nhauses 
V.  1863^  Bd.  III  Anlagen  Nr.  12  der  Akt(;nfitUeke  S.  23  (f.)  Vcrgl.  auch 
die  Uotivirung  des  Antrags  (jnLtttmEciiT  im  Reichstage  {im  Text  unteu 
S.  102  Ig.)  durch  den  Antragsteller:  „Man  kann  sicli  in  vielen  Kreisen  nicbt 
denken^  dass  diese  Mossregeln  (,dem  Beamten  die  Stellvertretungakosten 
aiil'xuerlegen'')  gl eii-li massig  trefTen;  man  meints,  es  sei  moglit^h,  denjenigea 
Beamten,  die  man  gern  habe,  irgend  eine  Entschädigung  für  die  etwa  ge- 
zahlten  Stellverlretuagsbosteu  gewahren  au  können  d.  s.  f."  (Slenogr.  Her. 
des  Reicliat.  18Ö7,  a.  a.  0.,  S.  704.) 

*')  Was  spectell  die  Verpflichtung  sur  Tragung  der  Stellverlretangs- 
kosten  betrilTt,  so  wird  man  heutautage  nach  den  gemachten  Erfahrungco 
der  Frage,  i>b  der  Staat  oder  der  Beamte  dieee  Kualeii  ku  trugen  habe, 
im  Pridcip  schwerlich  eine  politisohe  Bedeutung  beitni-s&en  können  CebenaO 
At»g.  (äRr«BREt:HT  in  den  Bten.  Ber.  de«  Reiflist.  o.  u.  O.  S.  704,  und 
unteu  S.  171  a.  E.;  s.  jedoch  Rede  des  Gr.  v.  Bi^mahuk^  das.  8.  704)  —  wie 
denn  auch  In  rreussen  bei  der  Revision  der  Verr.-Urk.  beide  Kammeia 
einig  waren,  dem  Beamten  diese  Kosten  nuTzuerlegen  (im  Text  unten 
ß.  164)  —  ;  wohl  aber  hat^  wie  hereit.<)  angedeutet  wurde^  die  A  u  s  fil  hr  ung 
des  letzteren  PrincipB  int  V  li  rwaH  u  n  giiwegc  pulilische  Bedenken.  V'ergl- 
die  Citate  in  Anni.  5  uhini. 

'')  BiswAncK  bezeichnete  Im  Reichstage  jedoch  die  Nothwendigkeit  eines 
Urlaubs  als  das  einzige  Mittel,  um  den  Gefohren  des  Grundsatzes  der 
Wählbarkeit  des  Beamten  xu  entgehn.    [6teu.  Ber.  a.  a.  O.,  S.  430.) 
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T.Ü»  §  154,  reoss.  [j-  L.]  V.U.  §.  85,  al.  1.  schanmb.-lipp.  V.U. 
Art  19  —  »roKHK,  S.  43H.  460,  543,  552),  oder  endlich  ein  Urtaub 
xwar  xa  erbitten  sei,  jedoch  nur  aus  erhebliche»  und  nusserordent- 
lieben  üründeo  versagt  werden  könne  (bayer.  G.  v.  4.  Juni  lb4Ö 
(in  der  Fassung  der  Bekauutui.  t.  22.  März  1881]  Ai-t.  30.  sficbs. 
,V.Ü.  8  75  [Fassg.  des  Ges.  v.  19.  Oct.  18(Jl],  reuss.  |a.  L.]  V.U. 
§  60  —  Stoctk,  S.  1*ü,  128,  524),  Gründe,  die  dem  Landtage  auf 
Antrag  mitzutheilen  (sach5.-mein.  G.  v.  24.  April  1883,  Art.  18  — 
Stuchs,  S.  391)  oder  sogar  Ton  diesem  anzuerkennen  seien  (oldenb. 
V.U.  Art.  21.  §  1  u.  2  —  Stuekk,  S.  M3).  Nur  die  schwarzbarg, 
sondersbausener  Beamten  .bedürfen*  schlechthin  .des  Urlaubs* 
(Ges.  V.  14.  Jan.  1H56,  §  5,  al.  2  —  Stoerk,  S.  493). 

In  Baden  liibrte  jedoch  die  Unterlassung  einer  gesdixlicheii  Nor- 
mirung  der  Urlaubsfrage  zn  langjährigen  Conflicten  /.wischen  Regie- 
rung und  Landtag,  welche  unter  dem  Namen  des  «Ürlaubsstreite«* 
bekannt  geworden  sind.  (v.  Rotteck  u.  WELr:KER,  Staatslexikon  1843, 
Wort  .Urlaub*  Bd.  15,  S.  591-60tJ.  -) 

Die  nicht  minder  praktisch  wichtige  Frage  nach  der  Traguug  der 
Stellvertretungskosten  im  Falle  der  Wahl  eines  Beamten  /um  Land- 
tage hat  nur  vereinzelt  eine  gesetzliche  Regelung  gefunden  (rgt. 
O.  Metkm  ,  Lehrbach  des  deutschen  Staatsrechts,  ^  150),  und  zwar 
soll  die  Staatskasse  die  Vertretungskosten  tragen  nach  dem  braunschw. 
Gesetz  vom  22.  Nov.  1851,  §  15,  al.  2  und  der  schaumb.-lipp. 
V.U.  Art  19  (STornK,  S.  361,  552);  auch  da.s  sachsische  Gesetz 
Tom  7.  März  1835  (die  Verhältn.  der  Civilstaatsdieni^r  betr. ;  Ges.- 
n.  Verordn.bl.  f.  d.  Kgr.  Sachsen  8.  169ff.,  S  15,  al.  2)  stellt  den 
Beamten  für  diese  Kosten  sicher  vor  Gehaltsabzügen.  In  gleicher 
Wmse  bestimmt  hiusichtlich  der  zum  Reich.<%tag  gewählten  Reicfas- 
beamtan')  §  14,  al.  2  des  Beichsbcamtengesetzea  vom  31.  März  1873 


')  Das  Analoge  ^ilt  von  den  zum  Reichstag  gewaliUvu  elsasslothriu- 
giscben  Landesbeamten.  Auch  t'Ör  die  zum  reicltsländischeu  LaiideRaiis- 
Bchnss  gewählcQ  Bcomten  tragt  die  Staatskamio  die  Voi-tretungskoRtRn: 
vergl.  §  U,  n1.  2  des  R.B.O.  in  Verb,  mit  An.  I  des  Einf.-Ges.  (für  Eleass- 
Lotliringeo)  v.  23.  Dec.  1873  und  els.lothr.  Verurdn.  t.  26.  April  1875  Über 
dfD  [Trlaob  der  Beamten  und  deren  Stellvertretung. 
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(Tgl.  doxa  §  0  der  Veroi-dn.  über  den  Urlaub  der  Beichsbeamtea 
und  deren  Stellvertretung  vom  2.  Nov.  1874;  R.G.BI.  8.  129),  dus 
die  Reiohgkiisse  die  Stellvprtretungekosten  trage "). 

Den  entgegengesetzten  Standpunkt,  die  Kosten  dem  Beamten  xor 
Last  zu  legen,  batte  bisher  nur  das  reussisebe  (&.  L.)  Verf.-Gecetx 
(S  60.  al.  1)  und  das  lippisube  Gesetz  vom  3.  Juni  1876  (g  7.  al.  1) 
—  8T0ERK,  8.  .124,  509  —  eiugeuoiumen  '"). 

Diesem  letzteren  Standpunkt  hat  sich  das  württembergische 
Gesetz  vom  20.  Idtirz  1HH6  nngencblossen  und  iiwar  in  der  besonderen 
Weise,  dass  die  SteÜTertrotangskoslen  nicht  vom  Gehalte,  aondeni 
Ton  den  Tagegeldern  und  EntschOdigungsgehalten,  welche  der  Beamt« 
in  seiner  Eigenschaft  als  KaiumermitgHed  bezieht,  abgezogen  werden 
sollen.  Es  wird  weiter  unten  fS.  109  sub  T)  bis  172)  auf  die  Be- 
deutung dieses  Momentes  zurückgekommen  werden. 

Nicht  gesetzlich  geregelt  Ut  die  Kostenfruge  in  crstftr  Linie  ffir 
die  Landesbeamten,  welche  ein  Mandat  zum  Reichstag  erbalten  haben; 
die  deutsche  Reichs  Verfassung  schweigt  über  diesen  Punkt.  Bei  der 
V^rfassungsbcrathung  kam  diese  Frage  im  Zusammenbange  mit  den 
üestimmungeu  über  den  Urlaub  der  gewählten  Beamten  und  über 
DiKten  der  Abgeordneten  zur  Behandlung.  Zu  dem  ersteren  Gegen- 
stand der  Heichstagsbeschlttsse  (Art.  21)  böantragtu  in  der  Schlusa- 
b6rathung  der  Abgeordnet«  Gbvhbreuit  (Stenogr.  Bor.  a.  a.  0.  S.  704), 
am  Ende  des  ersten  .\hsBt7e8  (.Beamte  bedürfen  keines  Urlaubs  tarn 
Eintritt  in  den  Reichstag")  hinzuzufügen,  ,nnd  sind  nicht  verpflichtet, 
die  durch  die  Versehung  ihres  Amtes  entstehenden  Kosten  zu  tragen', 
zog  jedocli  diesen  Antrag  zurück,  um  ihn  wiedenim  zu  Art.  32  der 
Beschlüsse  zu  stellen.  In  letzterem  Artikel  hatte  der  Reichstag  im 
Gegensatz  zu  dem  mit  Art.  92  der  heutigen  Reichsverfassung  ilberein* 
stimmenden  Art.  20  des  Entwurfs  die  Bewilligung  von  Reisoko9t«n 
und  Di&ten  aus  der  Bundeskasse  für  die  Reichstagsmitglieder  nach 
Massgabe  des  Gesetzes  ausgesprochen  (Aulagen  zu  den  stonogr.  Ber. 
a.  a.  0.  8.  01,'G2);  für  den  Fall  der  (nunmehr  erfolgten)  Wieder- 
herstellung des  Entwurfs,   d.  h.  des  Verbots  von  , Besoldungen  oder 


•)  Für  die  Wahl  der  Reichsbeamttn  zu  den  Landtagen  der  einselnen 
Gliedstaoton  gilt  dan  gleictie  Ri'i'.lit  wie  fUr  die  Landeebeamlen  der  betr. 
Staatrn:  are;.  ^  IS  H.B.O. 

"•)  t>fi»  Siaatsgrniidgefieti  l'ttr R e  n  ss  (j.  L.)  $  8&,  el.  2  —  STornK,  S.  548  — 
verlieJFSt  gepelxlictic  Regelung  der  Frage. 
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EntfiGbftdignJtgeti"  für  die  Reicb»tagsmitgHedei-,  beanCrngte  Abg.  Ghuh- 
aiiECHT  (stenogr.  Ber.,  Schhissbernthnng  S.  711)  den  Znsatz:  .(die 
Mitglieder  des  Heichstagsl  sind  aber,  falls  sie  im  Dienste  eines  der 
BuBdosstaQt«n  stehn,  uicht  verpflichtet,  die  duruh  die  Versehong  ihres 
Dienstes  während  der  Sitzungen  des  Reichstages  etitstebenden  Kost«D 
ZD  tragen'.  Dieser  Antrag  wurde  jedoch  abgelehnt").  Gegen  die 
AntrBge  batt«  sich  Gruf  Bismaiii.k  vün  dem  der  Wählbarkeit  des  Be- 
■  amten  principiell  lA'id erstreben deu  Standpunkt  der  verbündeten  Rcgie- 
mngen  aiL«  (vgl.  oben  Anm.  4)  mit  Entschiedenheit  geäussert.  Aus 
der  Thatsacke  der  Ablehnung  derselben  haben  einige  Schriftsteller 
(HitRi^cnENKKL^  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bandes  ^  Bd.  \  za 
Art.  21,22  V.U.  S.  84,  Tuvoichiti,  Verfassungsrocht  des  norddeutschen 
Bundes    ä.    154  fif. ,     ALE»B.Aca ,    das     neue    deutsche    ßc-ich    8,    1 12, 

»Anm.  I  zu  Art.  21)  mit  Unrecht  in  dus  Keichsrecht  die  VerpÜiuhtung 
der  Beamten  zur  Tragung  der  Stellvertretungskosten  hineininterpretirt. 
Die  herrschende  Meinung  halt  diese  Frage  für  eine  der  Gesetzgebung 
des  Reiches  oder  der  Einzel^taaten  offengelassene  (8.  172,  Anm.  19). 
(v.  H.ARTir/,  Betrachtungen  über  die  Verfassung  des  norddeutschen 
Blindes  S.  ö2,  A.  77,  Muiil,  das  deutsche  Reichstaatsrecht  S.  '152  mit 
A.  1,  G.  Meviir  ,  Orandzüge  des  norddeutscben  Bundesrecbtes  8.  100 
^mit  A.  2,  L.%UA.>D,  das  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches  I,  S.  531, 
Ha.  2,  V.  RiiKNE,  das  Verfassungsrecht  dos  deutschen  Reiches  S.  Iti5, 
Aura.  c.  u.  A.  in.;    vgl.    noch   SnfhEL,    Üommentar   asur    Verfassungs- 

»orkande  für  das  deutsche  Reich  S.  14.%  and  dazu  unten  S.  10L1  und  171, 
A.  18).  So  hat  auch  für  die  zum  Reichstage  gewählten  preussischen 
Lande«beumtüu ,  welche  aus  Staatsfonds  besoldet  werden,  ein  Staats- 
miiiiitterialbtischluss  vom  4.  October  1807  (Justi/,-Ministerialblatt 
f&r  die   preuss.  Gesetzgebung  und   Rechtspflege  18ti7,  S.  359)  unter 

»Aufhebung  des  früheren  Staatsminist«rialbe8chlas86s  (vom  19.  Febr. 
Ititi?  —  Justiz-Min.-Bl.,  a.  a.  0.  S.  8«  -).  welcher  für  die  Beamten 
Gehaltsabzüge  wegen  der  Stellvorlrctungskosten  einführte,  diese  Kosten 
»bis  anf  Weiteres"  (d,  b.  wohl  beim  vorläufigen  Mangel  eines  preus- 
sischen Gesetzes)  auf  die  Staatskasse  überwäkt.  Den  gleichen 
K  GrondsatK  verfolgt  die  bayrische  Regierung  für  ihre  Beamten. 
(Brockiuus  in  HoLr/ENDORprV  Rechtslexikon  [3.  AnÜ.]  IJI.  Art.  ,Stell- 


")  Gleichwohl  hat  acboD  der  preiissiBche  Staalsroi niste rialbeaclilass 
'v.  4.  October  IStiT  den  Standpunkt  des  GBruBnEcHTScIiei)  Antrags  eing«- 
Ifiommen  (e.  diese  Seite  a.  £.  und  S.   171  mit  Aam.  18)- 
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Tertretungskosten"  S.  783,  Biedei.,  die  Reichsverfasflungsurlnuid 

16.  April  1871,  S,  112.)  lieber  die  reichsittndischeu  Beamten  s.  oben 

Anm.  8. 

Gleich«>rweise  ist  in  Preassen  die  besprochene  Frage  fiir  die  ras 
Landtag  gewählten  Beamten  geBet7.1ich  anerledigt  geblieben").  Hier 
waren,  als  .sich  die  Frage  bei  der  Revi.sion  der  Verfa.ssnngsnrinindfl 
(Art.  77,  JBizt  78)  aufwarf,  beide  Kammern  einig,  den  zum  Landtag 
gewählten  Beamten  ,die  Koeten  ihrer  Stellvertretung  nach  den 
darch  das  Gesetz  festzu.st«llenden  Orandsätzen'  anfzaerlegen  (Tgl. 
oben  Anm.  H);  jedoch  die  erste  Kammer  verlangte  den  besohrin- 
kenden  Znsatz,  ^diese  Kosten  dürfen  den  Betrag  der  den  Abgeord- 
neten zustehenden  Diftten  (Art.  f^i)  tiiclit  übersteigen",  welchem 
die  zweite  Kammer  unter  Anderem  deflwegRn  nicht  beitrat,  weil  er 
die  Anwendbarkeit  des  beschlossenen  Grundsatzes  auf  die  Herrenhan.«- 
mitglioder,  welche  keine  Diäten  beziehen,  entgegen  der  Intention  dw 
Beschlusses  mindestens  zweifelhaft  mache.  Da  nun  die  erste  Kammer 
den  Grundsatz  und  seine  EinschrUnkung  nauh  ihrem  ersten  Beschlüsse 
f&r  untrennbar  erklärte,  und  die  zweit>e  Kammer  die  Ginscbräukuag 
allein  ablehnen  «rollte,  fiel  die  ganze  bescbtossene  Ergänzung  des 
heutigen  Art.  78  der  preus8.  Verf.Urk.  v.  31.  Jan.  l«5ü.  (v.  BÖmn, 
die  Vorfaäsuugsurknnde  für  den  preussischen  Staat  zu  Art.  78,  8.  155ff. 
n.  Anm.  lt$,  S.  158.)  Zur  Regelung  der  Frage  wurden  nun  des 
Weiteren  —  immer  vom  Standpankt  einer  Verpflichtung  des  Beam- 
ten zur  Tragung  der  Stellvertretungs kosten  au»  —  zwei  Gesetxeni- 
würfe  in  den  SitzuDgsperioden  1850/51  und  1863  von  der  Staat«- 
regiunuig  vorgnlegt ,  von  denen  der  erster«  im  Plenum  nicht  zur 
BerathuDg  gelangte,  der  letztere  aber  vom  Hause  abgelehnt  wurde, 
(v.  B6!tNE,  das  Staatsrecht  der  preussischen  Monarchie  [4.  Aufl.]  L  Bd., 
1.  Abtb.,  §  50,  8.  247  If.)  Bei  diesem  Schweigen  dea  Gesetsee  hat 
das  preussisclie  Staatsministerium  seit  186:^  die  Regelung  der  Frage 
im  Beschlusswege  übernommen.  Nai^hdem  die  Stell vertretungskostxn 
bis  dahin  aus  Staatsfonds  bestritter  worden  waren,  legte  der  Staats- 
miniftterialbeschluss  vom  32.  September  \HiyH  dieselben  dem  Beamten 
zur  Last,  bis  endlich  ein  neuer  Staatsministerialbeschluss  vom  24.  Oc- 
tober  1869  „bis  auf  Weitere«*  zu  dem  ersteren  Standpunkt,   d.  fa. 


**)  Desgleicliea  in  Bayern;  auch  für  die  Kon  bayrischen  Landtag  ge- 
wählten fieamlen  übernimmt  in  der  Praxia  die  bsyriscbe  Staatskaeae  diese 
Kosten:  BhucuiAi'ä  a.  a.  0. 
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r  Praxis  vor  1868,  rarilokkehrte.  (Justix-Min.-Bl  1869,  S.  234, 
Minisi.-Bl.  für  die  ges.  innere  Verw.  18t>9,  S.  27t>  und  über- 
liAupt   V.  Rö\NE,    preuss.   StaaUr.    a.  a.  O.   S.  247,240.)     Üie   tiesetz* 

■  m&^igkeit  des  Beschlusses  vom  22.  Septeiober  18ti:{  ist  wiederholt 
Tor  dem  Obertribanal  in  Frage  gekommen  und  durch  eine  Anzahl 
von  £ntscbei dangen  desselben,  unter  denen  namentlich  daft  f^iugebende 
Elrkenntniss  vom  17.  März  IHtiö  (Etitscheid.  des  Kgl.  Obertribunals 
1865,  Bd.  52,  S.  390—365)  beachtenswertb  ist,  bestätigt  worden, 

Dbs  Obertribunnl  baite  sich  hier  mit  der  Frage  zu  befassen,  ob 
beim  Schweigen  dvs  Uesotzes  die  VerpÜicbtung   des  Staates   oder  des 
Beamten  zur  'IVagong  der  Stell  Vertretungskosten  aus  anderen  Rechts- 
Blitzen  oder  allgemeinen  Erwftgungen  gefolgert  werden  kOnnte.    Diese 
naeb  Lage  der  deutschen  (jtesetzgebongen  praktisch  nicht  unwichtige 
H  and  schon   vielfach  umstrittene  Frage   mag  hier  an   der  Sand  der 
gedat^ten    ober^trichterlichen    Entscheidung    und    der    eiufichlägigen 
Litt«ratur   einer   über   dos   preuuslsche    KcubUgebiet   hinausgehenden 
Prüfung  unterzogen  werden;  ihre  Beantwortung  wird  uns  auf  das  an 
H  die  %>itze  gestellte  württembergi^che  Gesetz  zurückfuhren. 
H^  1,  Wiederholt   hat    mun  uufgestellt,   daüs   sich   der  gewählte 

^^BjIKmte  Gehaltsabzüge  zur   Deckung    der  S^ellvertretungs- 
^"ItDSten     gefallen    zn    lassen    habe,     aus    privatreohtHchen 
Orandsfttzen  hergeleitet.   So  stellt«  zu  dem  oben  (S.  104)  berührten 
preossischeu    Gesetzentwürfe    von   18(>3     der   Commissar   des  Finanz- 
^m  ministeriums  die  Behauptung  auf,  dass  ebensowenig  wie  Jemand  un 
^K  Civilrenhte  eine  Gegenleistung  zu  beanspruchen  habe,  der  nicht  seiner- 
^BUHb    leiste,    der  gew&hlte    Besamte    für    den    Zeitraum  seiner   durch 
^K^B«  Landtagsge«chllfte  herbeigeführten  Amtsversäumiilss,  die  ^Gegen- 
leistung',  d.h.    sein   Gehalt   beanspruchen  könne  (Steaogr.  Ber.  des 
Abg.H.  18ö:1  Bd.  III.  Anl.  S.  2:j). 

Die  Unrichtigkeit  dieser  Auffassung  liegt  auf  der  Hund.  Es 
beroltt  auf  einer  Verkeuuung  des  juristischen  Charakters  des  «Ge- 
haltes', wenn  die  GehaUsrate  als  .Gegenleistung'"  für  die  Auitsfüb- 
mng  während  eines  bestimmten  Zeitraums  aufgefasst  wird; 
wie  wftre  dann  zu  erklUron,  dass  das  Gehalt  für  die  K<>gel  während 
«ines  kürzeren  Urlaubs  voll  fortbezahlt  wird,  oder  wie  sollte  das  In- 
stitut der  Pension  verstanden  werdenV  Dieser  irrigen  Auffassung 
gegenüber  bat  schon  das  Obertribanal  betont,  dass  von  einem  Gegen- 
Qberstebn  von  Leistung  und  Gegenleistung  in  dem  wiedergegebenen 
.Sinne  keine  Rede  sein  kann,  vielmehr  ,als  Leistung  und  Gegenleistung 
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d&s  den  Lebennberuf  des  Beamten  »usmuchendc  Amt  und  der  G«> 
nius  des  ihm  den  5ttand(»«;niässigeti  Unterhalt  sit'herndon  Dienst 
einkommens''  ers<:hei]ie. 

Trotz  der  letzteren  Grundan schauung  will  dos  Oberti-ibutial 
Erreicbung  de^  gleichen  praktischen  Kesultatoa  der  Beamten  Ver- 
pflichtung (ftlr  die  t^tellvertreiangskostiin)  die  .vermugeusrecbiliobe* 
Seite  des  ,an  tncb  öffontlich-recbtliohon'  Beamteiivcrhältnisses  als  eine 
quasicoulrBcttiche  nach  den  laudrecbtUcheD  Hegeln  über  die  Vertrag« 
behandelt  wissen.  Du  nun  nach  §§  3()!*,  371  I.  5  A.lj.R.  der  Be- 
rechtigte, wenn  die  bestimmte  Art  der  Erfüllung  des  Vertrags  durch 
einen  Umstand  in  der  Person  des  VerpÖichteten  unmfiglich  wird,  eine 
ädere  ErfüUungsarl  zu  wählen  befugt  ist,  und  der  Vcrptlicbtete  iha 
shalb  schadlos  zu  halten  hat,  so  »oll  hier  der  Staat  als  der  Berech* 
tigte  fUr  den  verhinderten  Beamten  als  Vei-pflichteten  eine  Stellver- 
tretung einrichten  '^)  und  ihm  folgeweise  die  Kosten  derselben  auf- 
erlegen dürfen  (Entscheid.  Bd.  r.2  a.  a.  0.  S.  3läo  tf.,  335  tl'..  340). 
Uebrigens  kSnne  auch  der  Fiskus  nicht  gehalten  sein,  ausser  der 
etatsniJlssigpn  Besoldung  für  ein  Anü  noch  weitere  Stellvertretangs- 
kosten  für  dusselhf;  zu  zahlen,  die  durch  eine  freiwillige  Handlung 
des  Beamten,  ntUnlich  die  Annahme  des  Mandatas  nOthig  würden 
(S.  336  B.  a.  U.).  Die  Form  des  .Oehaltsabzugs"  soll  bei  der  Ent- 
scheidung des  Obertribnnals  nur  den  Sinn  einer  Compensution,  nicht 
den  einer  Küriung  der  , Gegenleistung'  haben. 

Hiniiichtlich  des  ersteren  Argumentes  niuSH  aber,  selbst  vrenn 
man  an  der  Auffassung  der  Beamtenanst^llung  als  eines  öffeatlicb- 
rechtlichen  Vertrags  und  nicht  vielmehr  als  eines  einseitigen  Staat* 
liehen  Hecht sgeschäfles  festhält,  eine  einfache  Uebertragung  der  privat- 
rechtlichen  Contractsregt'ln  auf  die  vermögeusrechtliehe  Seite  de* 
Verhalt riisses  un/.ulSssig  erscheinen,  weil  eben  Amt  und  Oehall 
nicht  wio  Leistung  and  Gegenleistung  im  civilrechtlichen  Vertrage 
sich  gegenüberstehn.  Gegen  das  weitere  Element  der  Entscheidung 
(,das6  der  Staat  nur  die  etatsmKssige  Besoldung  für  das  Amt  zu  zahlen 
liabe  etc/)  wird  man  zwar  nicht,  wie  dies  wiederholt  in  recht  unklarer 
Weise  geschehen  ist,  einwenden  dürfen,  dass  der  Beamt-e  durch  Ver- 


")  Diese  ßerechligang  de«  Staats  betrifft  aber  doch  keineswegs  die 
vermÜgenBrechtliche  Seite  des  Beamtenverli&linissert  und  durrte  daher  gar 
nicht  mit  den  privat  rechtlichen  Contracbiregeln  in  Verbiodung  gebracht 
werden  ! 
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sehonjaf  seiner  parlamentarischen  Arbeit  doch  nur  eine  andere  Art 
von  Geschäften  des  Staates  führt  und  so  gleichsam  ein  Aequivalent 
Air  die  versäumte  Berufst htttif^keit  (jribt;  wohl  aber  erscheint  das* 
selbe  lediglich  als  eiue  Form  uliruüg ,  nicht  als  eine  Lf>sun^  der 
CoUisionsfrage;  denn  es  soll  ja  geraile  entschieden  werden,  üb  die 
fragliche  Art  der  freiwilligen  Entfernung  vom  Amte  eine  Verpflichtung 

Ides  Boamton  zur  Tragung  der  Stellvertretungskoaten ,  etwa  wie  die 
Entfeniuug  zu  einem  längeren  Urlaub,  rechtfertigt. 
2.  Von  gegnerischer  Seite  wird  die  Ansicht  vertheidigt,  daäs  da, 
wo  TerfossungS'  oder  gesetzniässig  fi^r  den  B«au)teu  ein  Urlaub  zur 
Ausübung  »eines  Mandats  nicht  erforderlich  aei,  sofeme  das  Gesetz 
die  Stellvertretujigskosten  dann  nieht  ausdrücklich  dem  Beiimten  zur 

ILast  lege,  —  wie  dies  i.  B.  in  Württemberg  der  Fall  ist,  vgl.  das 
neue  Gesetx  Tom  20.  Mttrz  1886  In  Verb,  mit  §  HG,  al.  3  der  Ver- 
fusoogs- Urkunde  —  der  Staat  dieselben  impHcite  über- 
nehme. (So  insbesondere  s.  rUhsR,  prouss.  Staatsrecht  a.  a.  0. 
8.  244 — 25'2,  ScHL'UE,  LehrbuL-h  des  deutschen  Staatsrechts  Bd.  I, 
S.  334>.)  V.  RöN.ve  führt  z.  B.  für  das  preussische  Hecht  aus,  dass 
Art.  78,  al.  2  der  Verf.-Urk.  dem  Beamten  einen  gesetzlichen 
^B  und  unbedingten,  d.  h.  hier:  nicht  durch  Uebernahme  der  Ver- 
tretuDgskosteu  bedingten  Urlaub.  Dispemt,  behufs  Eintritts  in  den 
Landtag  gewähre.  Er  schliesst  hierau,-!,  Jhss  /war,  wir;  din  Verhand- 
lungen der  ReTisioDskammern  zeigten  (oben  A.0.3.  lUO  und  104),  eine 
I  Gesetzesbestimmung,  welche  dem  Beamten  die  Vertretungskosten 
zur  Last  lege ,  der  Verfassung  und  speciell  dem  Grundsat/e  des 
Art.  78,  al.  2  nicht,  wie  zuweilen  behauptet  worden  ist,  widersprechen 
würde,  das«  aber  ohne  eine  solche  Bestimmung  die  Verpftichtung  des 
Beamten  aus  keinem  Umstände  zu  begründen  sei. 

■  Aber  die  Aufstellung,   dass   der  geHetzliirhe  Urlaub   zugleich  ein 

unbedingter  im  Sinne  v.  Hünne's  sei,  ist  eine  willkürliche.  Es  ist 
irrig,  aus  dem  Umstand,  dass  das  Gesetz  Über  die  Bedingung  des  Ur- 
laubs nicht*  sagt,  zu  folgern,  dass  derselbe  nun  unbedingt  sei.  Die 
Befreiung  des  Beamten  vom  Urlaub  zum  Eintritt  in  den  Landtag 
bedeutet  nichts  weiter  aU  eine  durch  das  Gesetz  gewährte  dienst- 
liche Entschuldigung  wegen  der  Entfernung  vom  Amte'*).     Die 


")  So  aiuserte  der  Uinieter  des  Innern  im  Preus».  Abg.-Uause  bei 
der  Revidiunsverliandlüng  (sten.  Ber.  der  zweiti-n  Kammer  184iJ/50,  S.  908): 
glu  dem  Ari.  77  (jelzt  78  V.r.)  komme  e«  darauf  an,    den  Urund^tiU  W%\- 
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Fimg«  der  Debernahme  von  StellveKretoogskosteii,  der  sogenaniiteD 
«Bediiigntig  des  Urlaubs"  nacli  v.  Ho\^f,  ist  ein«  von  der  BesUniitiun^ 
Über  den  Urlaub  der  gewfthlteu  Beamten  verschiodene,  sellistftodig» 
Frage,  der.  wie  v.  Kö>>t:  selbst  £u^ibt,  durch  Art.  78,  al.  2  V.U.  in 
keiner  Wei&e  pr^ndicirt  ist,  für  deren  Lösuug  aber  gerade  deshalb 
diesem  Artikel  ein  positives  Argument  nicht  entnommen  werden 
kann"^). 

n.  Eine  der  vorigen  verwandt«  Ansicht  will  das  Problem  otu 
dem  Geiste  der  betreffenden  Staatsdienergesetzgebuug  iGsen. 
Hiernach  soll  i.  B.  der  Beamte  die  Kosten  tragen,  wenn  auter  allen 
rmständen  bei  einer  Unterbrechung  der  Amtsgeschäfte  Gehaltsab/Ugt 
zugelassen  sind;  der  Staat  hingegen,  wenn  dieselben  nur  im  Fall  eines 
Urlaubs  eintreten  sollen,  ein  solcher  aber  zum  Eintritt  in  die  Kammer 
nicht  vorgeschrieben  ist.  ofler  aber,  wo  ein  Urlaub  hierzu  erforderlich 
ist,  wenn  dift  Gehaltsabzüge  nur  Im  Falle  des  Urlaubs  zu  Privat- 
zwecken  zul&süig  sind  (v.  Gekbeh,  Grundzüge  eines  Systems  des  deot* 
sehen  Staatsrechts  t;  -U.  S.  12«J.  A.  7,  G.  Meyui,  Lehrbuch  des  deut« 
scfaen  Staatsrechts  ]$  löO,  S.  381).  Die  Yermathnng  soll  dabei  gegen 
die   Znlas.Mgkeit   Ton   Gehaltsabzügen    sprechen    (G.  Me^eb,  a.  o.  0.). 

Diese  Ansicht  trifft  im  Allgemeinen  derselbe  Vorwurf  we  die 
vorher  besprochene.  Wenn  es  Übrigens  Rechtsordnungen  gibt,  in  Jenen 
die  Befreiung  des  Beamten  vom  Urlaub  zum  Eintritt  in  den  Landtag 
und  die  VerpHichtung  desselben  zur  Tragnng  der  Stellvertretuug»- 
kosten  uebi'ueiDandvr  besteht  (so  in  Württemberg,  vgl.  S.  107  sab  2 
oben;  dazu  die  mebrgedacbten  Verhandlungen  der  preu^scben  B<vi' 
sion?kammern  zu  Art.  78,  al.  2  V.U.,  oben  A.  li,  A,   14),  so  mnss  es  be* 


znaUllen ,  dass  die  Regierung  die  Beamten  nicht  sollverhin- 
deru  d  U  rfen^  an  den  Berat  hungen  der  Kammer  tbeil  zunehmen. 
Diesen  Grundsatz  müchtc  ich  vorsctilaget]  in  seiner  ganzen  Reinheit  bc- 
stebn  SU  lassen  und  die  Temere  BeschLubenalime  (iiler  die  Stellvertrelung*- 
koslrn)  .  .  .  dem  in  Art.  84  erwühnlk'ii  Üesetze  vorzubeliallcn."  (Vgl. 
unten  Anm.  17j. 

")  Wenn  §  H,  al.  2  H.B.Ü  („In  Krankheitsfällen  sowie  in  solclwn 
AbwesenhcitsHillen  ,  zu  denen  die  Bciimten  eines  Urlaubs  nicht 
bedürfen  (R.V.  Art.  21),  liodet  ein  Abzug  vom  Gehalte  nicht  uiali.  Die 
Stellvertretnngsk Osten  fallen  der  ReirlütkaDfe  zur  Last"]  —  vergl.  $($  Reiehi- 
Verordn.  v.  2.  Nov.  1874  nnd  oben  S.  KU  ifg.  —  die  Uozulasaigkeit  dtrs  üe* 
halleabzngs  mit  der  Disfiensatiou  der  Beamten  vom  ürlaabe  in  Verbindang 
bringt,  s<i  bnben  d&fllr  «olil  nor    redaktionelle  Rucksichten  gesproohrn. 
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Edenklicb  erecheinen,  ija,  wo  nur  die  Befreiani?  vom  ürloub  g'e- 
setxUeh  ansgesprochen  ist,  för  die  andere  Fraf^e  die  gerade  entgegen- 
gesetzte Lfisung,  d.  b.  eine  Verpflichtung  des  Staates  für  die  St«U- 
Tertretungskosten  aus  dem  «Geiste'  des  ersteren  Oesetzes  t'olgorii  nu 
wollen. 
^B  4.  Eine  andere  Ansicht  neigt  aus  allgemeinen  £rwUgungen  zu 

^MUMT  Verpflichtung  des  6e  am  te  n  für  die  fraglichen  Koston.  So  Äusserte 
^^Mt  Uinister  des  Innern  in  der  Verhandlung  des  preussischen  Abge- 
ordneten bauses  (s.  oben  A.  14):  .ich  halte  dafür,  das«  es  eine  Unge- 
rechtigkeit ist,  wenn  die  Beamten  die  Kosten  ihrer  Stellvertretung 
nicht  zu  tragen  haben,  während  alle  Andern  in  dieser  Kammer 
diese  Kosten  zu  tragen  haben*.  In  Ähnlicher  Weise  äussert  SeyDEi(Coai- 
mwttar  zur  Y.U.  für  das  deutsche  Reich  S.  145)  speciell  im  Ansahluss 
an  die  Bestimmung  der  Reichs  Verfassung,  dass  die  Heichstagsmitglieder 
als  solche  keine  Besoldung  oder  Euischildigung  beziehen  dürfen 
(Art.  32  R.V.),  die  Ersatzpüicht  des  Beamten  stimme  mit  diesem 
Qmndsat/e  jedenfalls  mehr  zusammen,  da  dieselhßn  andernfalls  sich 
«inefi  Vorzugs  vor  den  übrigen  Gesellschaftsklassen,   die  auf  den  Er- 

■trag  ihrer  Arbeit  angewiesen  sind,  erfreuen  würden. 
Aber  diese  Erwttgtmg  triflft  —  ganz  abgesehen  von  der  Frage 
ihrer  rechtlichen  Relevanz  —  nicht  die  Natur  der  Sache.  Einmal 
steht  ea  in  der  itegel  im  freien  Ermessen  des  .auf  den  Ertrag  seiner 
Arbeit  angewiesenen"  Abgeordneten,  ob  er  für  die  Zeit  seiner  Mandats- 
aosübung  einen  Stellvertreter  und  zwar  für  allp  oder  nur  einige  An- 
gelegenheiten bestellen  oder  die  Geschäfte  vom  Orte  des  Landtags 
aas  selbst  führen  will,  ob  und  wie  hoch  er  eventuell  den  Stellvertreter 
bezahlt  u.  s.  f.,  während  hinsichtlich  des  Beamten  all  diese  Fragen 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  entschieden  werden,  fr  also  nur 
die  Ersstzpflicht  für  die  Besoldung  des  Stellvertreters  ohne  irgend 
welche  Entscheidung  bezüglich  desselben  hätte.  Pes  Weiteren  aber 
ist  fttr  die  erster^  Kategorie  von  Abgeordneten  der  Fortgang  des  Er- 
^^wcrbes,  welcher  oft  darch  die  Wirksamkeit  eines  Stellvertreters 
^  (für  Käufe,  Verkäufe  u.  s.  f.)  materieU  bedingt  sein  wird,  gar  nicht 
auf  eine  Stufe  zu  stellen  mit  dem  Fortgang  des  Beamten, erwerbes', 
d.  h.  dpf  Besoldung,  welcher  nnr  durch  die  Bestimmungen  d^r  Gesetze 
bedingt  wird  und  danach  häufig  für  den  Beamten  auch  während 
seioer  Entfernung  von  den  Amtsgeschftften  statthat. 

•"i.  Das  Eingangs  abgedruckte  württeni bergische  Gesetz  bringt  die 
IVerpfiichtung   der  gewählten   Beamten    zur  Tragung  der  Siellver- 
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Irvtangskosten  in  Verbindung  mit  der  BestimmuDg  äbor  Tags- 
gelder und  Entschadigangsgohaltc  der  Kammer-  uud  Aua* 
schusBmitglieder ").  Aus  diesen  Bezügen,  nicht  vom  Ge- 
halte des  Beamten  sollen  die  Kosten  gedockt  werden. 

Spricht  sich  in  dem  wUrttembergiächen  Gesetüe  die  Auffassung  aoa, 
dus8  dif>  den  Kamnierniitgliedcni  gewahrten  Dillten  zur  Deckung  der 
Kosten  bestimmt  sind,  wt^lchc  schleolitbimlurRh  dieEntfernungvon  ihrem 
Lebensberufe  erwachsen,  also  auch  zur  Deckung  der  Slellvertretnngs- 
kosten  für  die  gewählten  Beamten,  so  kann  die  gleiche  Aoffassong  f&r 
Rechtsordnungen,  welche  derartige  Diäten  kennen,  ohne  spe- 
ciell  die  Verpflichtung  der  Beamten  für  die  Stell  vertretungskoetCD 
auszusprechen,  nur  dann  zutreffend  sein,  wenn  daselbst  die  Uewähnmg 
der  Diäten  in  der  gleichen  Weise  zu  interpretiren  ist.  Denn  dasi 
eine  Zubilligung  von  Diäten  an  die  Abgeordneten  nicht  etwa  unter 
allen  Umständen  in  der  Art  deit  wflrttem borgischen  Beehts  auszulew^H 
ist ,  beweist  z.  B.  das  sächsische  Recht .  welches  zwar  den  Kamm^^^| 
mitgliedern  Diäten  gewährt  (§  120  V.U.  —  Sti.ekx,  a.  a.  0.  S.  182), 
aber  die  Stell vertretuogskosten  dem  Staate  zur  Last  legt  (CivÜstaats- 
dienergesetz  §  15 ,  al,  2  —  s.  oben  S.  UU  a.  E. ).  So  hat  auch  ßr 
Preossen  der  Minister  des  Innern  in  der  mebrgcdachten  Rede  im  Ab- 
geordnetenhause (3.  1>>7  fg.,  A.  14,  S.  WJ  sub  4)  eine  Bestimmung  über 
die  Stell  vertretungskost«n  auf  den  über  die  Bewilligung  von  Diäten  an  die 
Abgeordneten  handelnden  Art.  84  (jetzt  85)  V.U.  venneseu  ">.  Vom 
Standpunkt  einer  Auslegung  des  Art.  35  cit  aus  dürfte  da- 
her zu  prüfen  sein,  welcher  der  rerschiedenen  bisher  vou 
der  preussi sehen  Stuatsrogierung  eingenommenen  Stand- 
punkte (oben  S.  104)  der  im  Sinne  der  Verfussungsurkunde 
begründete,  also  der  gesetzmässige  ist. 


")  Vergl.  hierzu  die  Oeachicbte  des  Antrages  OauHDaeuMT  zu  Art.  38 
R.V.  -  oben  8.  162  fg. 

'^)  y^Ich  glaube  aber^  doaa  der  Ort,  wo  divse  Angelegenhoit  (dtr  Stell* 
vertrcLuiigakoaleu)  zu  regeln,  bereits  In  iler  Verfassung  selbst  angcdeuieL 
ist,  indem  es  in  Art,  {■4  lieisst:  Die  UtigLicdcr  der  zweiten  Kammer  er 
halten  aus  der  StaaUkoa^e  Reisekosten  und  Dibteir  nach  Hasagabe  des  Ge- 
setzes u.  8.  f."  Auch  wollte  der  Antrag  der  ersten  Kammer  die  Ersats- 
[illiclit  der  Beamten  darch  die  Höbe  der  Abgeordnete  ndlütea 
begrenzt  Winsen,  wälirend  Treitich  die  zweite  Kammer  eiae  Verbioduag 
der  Diiiten-  und  .Slellverlrctungakostenfrage  abwies  (s.  oben  S.  164). 
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Wahrend  aber  die  Interpretation  der  Bestimmungen  über  die 
)i&teii  der  Abgeordneten  für  jedes  Rechtsgebiet  in  der  Praxis  nictit 
ohne  Schwierigkeit  sein  wird,  ist  dem  wUrttember^schen  Gesetze,  in- 
fsofeme  dasselbe  die  Beamtenverpflichtung  nicht  auf  das  Amts* 
'gehalt,  sondern  auf  die  Abgeordneteiicntsohädigung  stützt,  ein  prak- 
tiaoh  ungleich  wichtigeres  Moment  für  diejenigen  Rocbtäurdnungen 
zu  entnehmen,  welche  den  Abgeordneten  keine  Diitten  ?.\X' 
billigen  und  auch  über  un^re  Frage  keine  spezielle  Gnticheidnng 
enthalten,  in^^onderheit  ftir  diejenige  des  deutschen  Keicbs  hinsicht- 
lich der  zum  Reichstage  gewählten  Landesbeamten.  Hier  mnss, 
wie  dies  für  die  Reichsbeamten  in  %  14,  al.  2  U.B.G.  ge- 
schehen, auch  für  die  Landesbeamten  eine  Befreiung 
Tun  den  Kosten  ihrer  Stellvertretung  angenommen  wer- 
den. Und  in  der  Tbat  hat  z.  B.  das  preussische  Staatsministerium  die 
Uebernabme  der  Stellvertretungskosten  für  die  zum  Reichstage  ge- 
wählten preusstschen  Beamten  auf  die  Staatskasse  in  dem  oben  (S.  163) 
aogeflÜirten  Staatsminislerialbeschlusä  vom  4.  October  1867  mit  der 
Bestimmung  des  Art.  32  R.V.  raotivirt  "^. 

Wenn  indessen  auch  von  diesen  Gesichttpunkton  aus  die  Frage, 
wo  sie  gesetzlich  nicht  geregelt  ist,  am  trefiendateu  eutachieilen  werden 
mfisste,  dürft«  es  doch  bei  der  grossen  Meimingsvei-scliedeaheit  in 
Theorie  und  Praxis  und  der  Mannigfaltigkeit  der  in  den  deutschen 
Gesetzgebungen  vertretenen  Anscbanungeu  angezeigt  erscheinen,  die* 
selbe,  wie  dies  nunmehr  auch  iu  Württemberg  geschehen,  auf  dorn 
Wege  des  Gesetzes  auszutragen.  Der  Gesetzgeber  dürfte  sich  dabei, 
naehdem  die  Frage  ihr  politisches  Interesse  durch  die  nnbescbränkte 
Anerkennong   des  passiven    Wahlrechts    der   Beamten   verloren    hat, 


")  .Nachdem  nunmehr  durch  die  rechtsverbindlich  be- 
schlossene und  pnbliiirte  Verfassung  des  norddeutschen 
Bande«  definitiv  festgestellt  worden  ist  (Art.  32),  dassdie 
Mitglieder  des  Reichstags  als  suLche  keine  Betioldang  oder 
Entschädig  uog  beziehen  dürfe  n,  so  wird  unter  Aufhebung  des 
Staatsmönisterialbeschlusacs  vom  19.  Febraar  d.  J.  t'estgeeetsi^  dass  die 
Kasten  der  Stellvertretung  fär  die  aus  Staatsfonds  besoldeten  Beamten 
während  ihrtr  durch  die  Annahme  einer  Wahl  zum  ReLchatoge  des  nord- 
deatschen  Bundes  herbeigeführten  Verhinderung  in  Vcrrichtang  ihrer  Amts- 
geftchäfte  bis  aaf  Weiteres  aua  Stnatsfunds  bestritten  werden  aollen.^** 
S.  jedoch  SevDEi^  a.  a.  0.  CCommentar  etc.  S.  145). 
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lediglich  von  dem  zuletzt  b«sprocfaei]6D  Gesichtspunkt«  E-iner  Inter 
pretation  der  Bestimmung  über  Dittten  der  Abgeord- 
aeten,  wo  solche  gewährt  sind^  leiten  zu  lassen  haben, 
hinsichtlich  derjenigen  QesetzgebuDgsfactoren  aber,  deren 
Mitglieder  keine  Entsohl&digangen  besiehen'*),  sollte  er 
stets  dem  Staate  die  Stellvertre tnngskosien  für  den 
gewählten  Beamten  zur  Last  legen. 


'*)  Dies  bezieht  tich  hinsichtlich  de«  KeiobsUgee  auf  die  Geeetsgebiag 
des  Reichs  oder  der  Qliedstaaten  hrtrcffH  dfr  in  doofteJben  gewählten  lau- 
deebeamten,  sowie  hinsichtlich  der  Einzellandtage  gcwif^er  Glicdstaatca 
(s.  B.  des  prensaiBchen)  anf  die  Fartikulargesetzgebung  betreffs  der  Be- 
amten als  Mitglieder  der  ersten  Knminer. 


Literatur. 


>a8  b ad i sehe  Jngd recht, cDthaltetiddasGesetz vom 2.DeoembdrlS50 
die  Ausübung  der  Jagd  betreffend,  in  der  Fassung  der  Bekannt- 
fDuchong  vom  6.  November  lH8f>,  nebst  den  Vollzugsvorschriften 
und  sonstigen  ja^recbtlicheu  BestiiuinutiBeu.    Systematisch  dar- 
gestellt und  erlftutert  von  Dr.  K.  Schenkel.  Miiiisterialrath  im 
Grossb.  badischen  Ministerium  des  Innern.    Tauberbischofsheim, 
Druck  und  Verlag  von  J.  Lang.    18Öti.   JV  u.  1(J8  S.    Preis  brocb. 
2.1211  M.,  geb.  a.NU  M. 
[)as  badiavbe  Jagdgesetz  vom   2.  December  IBTiO   ist   durch  da« 
am    15.  Novpmber  Iftflii  in  Kr»ft  getretene  Gest^tz  vom  29.  ApHl  188G 
^  eingreifenden   Abiindorungen    unterworfen.     Dies   hat  dem    Verfasser, 
reicher  bei  den  Komroerverhandlnngen  als  UegiemngEComniissar  fnngirt 
*hat,  Veranlassung  gegeben,  unter  Verarbeitung  der  Materialien  einen 
i      Commentar  des  Jagdgesetzes  in  seiner  jetzigen  Gestalt  mit  Hin?:ufi)guug 
^Bder  ausserdem  in  Baden  geltenden  jsgd rechtlichen  Bestimmungen  heraus- 
^^togebcn,  wobei  auch  die  Praxis  der  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden 
^Unr  die  Erläuterung  eingebend  verwertbet  ist.     Diw  Werk  enthalt  zu- 
nächst eine  kurce  systematische  Darst«lhing  des  badischen  Jagdrechts, 
sodann  das  Gesetz  vom  2.  December  1850  und  29.  April  IHÜti  mit  aus- 
führlichem Commentar,  ferner  die  ebenfalls  commentirten ,  das  Jagd- 
strafrecht betreffenden  Bestimmungen  des  Reichsstrafgesetzbucbä  (g§  117, 
2Ü2— 295.  361%3ti6',  367\  368",  ',*. '^")  und  des  badischen  Polizei- 
stra%efietzbnchs  (§§  143',  147),  weiter  einen  Abdruck   der  Vollzugs- 
■  Bestimmungen  zum  Jagdgesetze,  n&mlioh  der  VoUzugsverorduung  vom 
November  1886  und   der  Dienstweisung  flu-  die  Jagdaufseher  von 
emselben  Tage,  endlich  das  Wildscbadengesetz  vom  31.  October  18S3 
;  Erläuterungen  und  einen  Abdruck  der  Instruction  für  die  Schatzer 
äw  Wildschadens  vom   2.'i.  Februar    1h:H.     Ein   iiusluhrliche.«  alpha- 
betisehes  Sachregister  ist  beigegeben. 
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Das  Werk  erscheint  durchaas  geeignet,  dem  Praktiker  und  iwar 
nicht  allein  dem  Richter,  sondeni  auch  den  soDst  mit  dpr  Anwendung 
des  Jagdrechts  befassten  Beamten  und  den  .lagdinteressenten  als  Hülfe- 
buch  /.a  dienen.  Die  Erlaatemrigcn  sind  klar,  knapp  und  doch  toU- 
st&ndig,  die  Judicatur  ist  in  reichem  Maasse  mitgetheiU.  Leider  sind 
die  Ürtheile  des  Reichsgerichts  nicht  nach  der  amtlichen  Sammlung 
der  Entscheiduugeii  citirt.  Dos  Aufsuchen  und  XacMeseo  der  be- 
treffenden ürtheile  würde  damit  wesentlich  erleichtert  sein.  Sehr 
dankenswerth  ist  die  vorausgeschickte  systematische  Verarbeitung  des 
Jagdrechts,  sie  erleichtert  das  Verständnis«  der  einzelnen  Bestimmungen 
erheblinh.  Im  Einzelnen  wäre  wfinschenswerth  gewesen,  dass  die  Aen- 
derungen,  welche  das  Gesetz  vom  2.  December  1850  durch  das  Geeetx 
vom  2Vt.  April  ISÖÜ  erfahren  hat,  ersichtlich  gemacht  wären.  Dies  ist 
nicht  geschehen,  vielmehr  ist  einfach  das  frühere  Qesetz  in  der  neuen 
Gestalt  gegeben  und  nur  im  Allgemeinen  in  der  geschichtlichen  Ueber- 
siobt  S.  2  erwähnt,  in  welchen  i*unkten  die  früheren  Besrimmnngao 
abgeändert  sind.  Wir  hätten  ferner  zu  S  H"  StO.B.,  S.  82  eine  aua- 
füln-lichere  Erläuterung,  namentlich  über  die  in  EinzelfUUen  vom  Reich** 
geriebt  vielfach  ventilirte  Frage  über  die  Rechtmässigkeit  der  Aus- 
übung dos  Amts  oder  Rechts  gewünscht.  Es  wäre  zweckmassig,  wenn  hier 
noch  g  UM  St.G.B.,  von  weichem  §  117  nur  eine  Unterart  bildet  und 
welcher  auch  für  Fürst-  und  Jagdbeamte  in  Fällen,  wo  Sj  117  nicht 
zutrifft,  anwendbar  erscheint,  abgedruckt  und  erUutert  wäre,  mindestens 
hätten  aber  §§  118  und  U9  —  die  schwereren  Fälle  des  S  117  —  nicht 
fehlen  sollen.  Die  Ansicht,  dass  das  Wildschadengesetz  vom  31.  Üctober 
18H3  für  den  einen  —  bedeutungslosen  —  Ausnahmefall,  in  welchem 
der  Wildschaden  ersetzt  werden  muss,  wenn  nämlich  Wild  aus  einem 
eingefriedigten  Grundstück  ausbricht  (§  21,  Abs.  2  des  Jagdgesetzes), 
noch  anwendbar  sein  soll,  desgleichen  subsidiilr,  wenn  vertraglich  der 
Wild8chadene!*3atz  vereinbart  ist,  ist  anfechtbar.  Principiell  wird 
der  Wild.schaden  nicht  mehr  ersetzt,  und  zwar  deshalb,  weil  graod- 
RÄtzlich  dem  Eigenthümer  die  Jagd  auf  seiri<_*m  Grund  und  Boden 
zusteht,  er  also  in  der  Lage  ist,  sich  gegen  Wildschaden  zu  schützen. 
Dos  Wildschadengesetz  beruhte  auf  ganz  anderen  Voraussetzungen, 
nämlich  auf  der  Existenz  der  Jagdgerecht igkeit  auf  fi'emden  Grund- 
stücken. Der  Ersatz  des  Schadens  ist  in  dem  Gesetz  vielfach  beschränkt 
Es  ist  deshalb  u.  E.  nicht  anzuuehmen,  doss  im  Falle  des  §  31,  Abs. 2, 
wo  die  Ersatzp&icht  ohne  Einschränkung  ausgesprochen  ist,  der  Schaden 
nur  so,  wie  es  nach  dem  Wildschadengesetz  vorgeschrieben  war,  la 
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ersetzen  ist.  Noch  weniger  dürften  <llc  Besliiinmmgen  in  Vertrags- 
fällen subsidiarisch  anwendbar  sein.  Uebrigens  ist  die  Frage  über 
den  Ersatz  des  Wildschadens  legislatorisoh  eine  viel  uraslritterie.  Die 
gegen  die  Ersatzpflicht,  «rhobene  Einwendung,  das«  der  Gmndeigen- 
tbümer,  well  <^r  das  Jagdrecht  auf  seinem  Grund  und  Boden  bnbe, 
aach  in  der  Lage  sei,  sich  gegen  Wildschaden  zu  schützen,  ist  tnao- 
fern  unzutrefiend,  weil  dif*  eigene  Ausübung  des  Jagdrecht*  dem  Orund- 
eigenthümer  in  vielen  Fallen  versagt  ist.    In  Hroussen  ist  namentlich 

I  an  dieser  Frage  die  Beform  des  Jagdrechts  gescheitert,  welche  um  so 
rat^hr  zu  wünschen  wäre,  weil  in  den  neuen  Lardestheilpu  grössten- 
theils  di«  früheren  jagdrechtlicben  Vorschriften,  weli'he  von  den  in 
Alt-Preus8en  geltenden  vielfach  abweichen,  foi-tbestehen  und  die  RetThU- 
pbeit  nur  in  einwlnen  Punkten,  insbesondere  in  dem  im  Heichsstrftf- 
t£buch  enthaltenen  Jagdstraf recht  und  in  dem  für  die  gesaromte 

'  Monarchie  mit  alleinigem  Ausschluss  von  Hohenzolleni  gültigen  Wild- 
8chongesety.e  vom  2H,  Februar  1H70  erreicht  ist.  Hoffentlich  würde 
dann  auch  in  einem  neuen  Jagdgesetze  die  Frage  über  die  Jagdbar- 
keit der  einzelnen  Thiere  entschieden.  Diese  Frage  ist  im  bndischen 
Jagdgesetze  der  Vollzugsverordnung  überlassen  und  demgemftss  hat 
die  Verordnung  vom  fi.  November  1KH6  in  §  l  darüber  Bestimmung 
getroffen.  Der  gesetzgeberische  Vorgang  ist  für  Preussen  zur  Nach- 
ahmung zu    empfehlen.     Es  kouinti  weniger  darauf  an,    ob  wirklich 

'  rin  Thier,  des-sen  Jagdbarkeit  zweifelhaft  ist,  nar.h  dem  vielfach  schwer 
festzustellenden  Partikularrecbt  als  jagdbar  anzusehen  ist  oder  nicht, 
als  darauf,  darüber  eine  positive,  allgemein  bekannte  Vorschrift  zu 
haben. 

Ebers  walde.  Ratzet  I. 


Das    Feld-    und    Porstpolizfigesetz    vom    1.    April     1H80.      Mit 
Commentar  von  F.  KoterLng^t  Landrichter  zu  Lyck.  Berlin  ISST. 
Franz  Siemenroth.     KW  S.  curt. 
Es   sind   bereit-s  mehrere   commentirte    Ausgaben  des   Feld-  und 
Forstpolizeigesetzes  (von  v  B{'i.ow  und  STEBXKiiKfHt.  Dx\ui>e.  GC.nthkr)  er- 
schienen ,  so  doss  sich  unwillkürlich  bei  einem  Commentar  die  Frage 
aufdrängt,  ob  derselbe  einem  Bedürfnis«  der  Praxis  entspricht.     Von 
dmn  Commentar   von  IIotkrisi.  ,    welcher   in    eigenlhümlicher  Art   ge- 
BohriebfiD  ist,  lässt  sich  sagen.  da.ss  er  die  anderen  Cornmentare  ergänzt 
und  sich  neben  denselben  /u  behaupten  geeignet  ist.   Es  ist  der  Text  des 
Feld-  und  Forstpoiizeigesetzea  mit  fortlaufenden  Anmerkungen  wieder- 
Arehiv  für  üfl»iitUi-he»  R«rht.    in.  t.  12 
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gegeben,  es  ist  ferner  oin  Abdruck  dei*  AasfUhrungsTBrfiigungen  de» 
Minist4?rs  Rir  Londwirthsehaft,  Domänen  and  Forsten  vom  12.  und 
2*J.Mai  lyHO,  der  §§  22  bis  ilH  der  Feldpoli^-piordnnng  vom  1.  November 
lä4T,  i'ntbaltend  die  noch  gültigen  Be^timniungeti  über  die  Ansübnng  der 
Nttcbtweide  etc.,  der  ministeriellen  Verfügung  vom  23.  Juli  18B3  be- 
treffend die  zn  Hülfsbcamten  der  Stniit.sunwnllscbaft  bestellten  Forst- 
sohut/bearoten  tind  ein  alphabetische»  Sachregister  beigefugt.  Es  hätte 
sich  vielleicht  empfohlen,  auch  noch  den  §  50  der  Feldpolizeiordnuag, 
welcher  naeb  der  Annahme  des  Reichsgericht«  (in  dem  Urtbeile  Tom 
la.  November  1884  —  Rechtsprechung  etc..  Bd.  VI.  S.  7«!  — )  be 
säglich  der  Bofagnisse  der  Feldhüter,  insbesondere  zur  PfUtidung,  noch 
gültig  ist,  ferner  die  in  g  i'Mi*  F.F.P.G.  ausdrücklieb  aufrecht  er- 
haltenen Verordnungen  vom  5.  März  184-3  und  vom  30.  Juni  Id-Sl* 
mit  ab  zudrücke  n.  Die  Erlftuterung  des  Gesetzes  selbst  ist.  wie  schon 
gesagt,  eine  eigenthümUche,  die  Bemerkungen  sind  grOsstentheils  goux 
kurz,  gefasst.  enthalten  aber  dabei  die  Verarbeitung  eines  sehr  urafang- 
reicbeu  StotTs  aus  den  Materiabeti,  der  strafrechtlichen  Doctriu.  der 
Literatur  und  der  Praxis,  Daneben  gibt  der  Verfasser  selbst  seine 
Ansichten,  allerdings  der  gan/.en  Anlage  entsprechend  in  kurzen  Worten 
ohne  längere  Begründung  ab.  Die  GriUutorung  ist  offenbar  das  Re- 
sultat einer  sehr  fleissigen  und  durchdachten  Arbeit.  Das  Buch  «iguet 
sieb  übrigens  wegen  der  meist  streng  juristisch  gehaltenen  Ausdrucks* 
weice  der  Anmerkungen  u.  E.  nur  für  juristisch  geschulte  Beamte, 
nicht  ftir  Laien,  für  welche  die  Anmerkungen  vielfach  nicht  versUnd- 
Uch  sein  werden. 

An  Einzelheiten  mag  noch  bemerkt  werden:  die  Ansicht  S.  8, 
Anro.  2,  dass  die  Shofrau  nicht  untt^r  der  Gewalt  des  EhemanDS  Stehe 
(vom  Verf.  selbst  als  ,sehr  bestritten*  bezeichnet),  befindet  sich  u.  W. 
im  Widerspruch  mit  der  bei  Anwendung  des  Forstdiebstahlsgesetzes 
und  des  Feld-  und  Forstpol i/.eigesetzes  befolgten  Praxi-s  und  ist  auch 
theoretisch  eehr  anfechtbar.  —  Nach  §  9ti,  Abs.  2  treten  ausser  Kraft 
alle  Straf bestimmungen  der  Feld-  und  Forstpolizei ge setze.  Dass  hier 
nicht  allein  die  geset/licben,  sondern  auch  die  Bestimmungen  der 
Polizeiverordnungen  gemeint  sind,  ist  gegen  den  Verfasser  anzu- 
nehmen, auch  vom  Kammergoricht  in  dem  Urtbeil  vom  5.  Juni  1H82 
—  JoHuw  und  KCntzel,  Jahrbuch  Bd,  III,  S.  Ü58  —  angenommen  worden. 

R&tzell. 


-     17H      - 

Ernst  »ukamp,  Dip  Staats-  nnd  Selbstverwaltung  Westl'iilens. 
ßochnm  1Ö87. 
Die  Ausdehnung  der  preussiscbeu  Verwalluiigsrelbrm  nuf  die 
Hrovinz  Westfalen  hat  den  Anläse  /n  dieeeui  klmiieu  Buche  gegeben. 
Der  Verfasser  will  feinen  L&adsleQt^o,  welche  !^iuh,  wie  er  münt, 
gegenüber  nenen  GetiotKen  ganz  besonders  misstrauiscb  verhalten,  da- 

Irait  den  Uebcrgang  erleiebtt.'m. 
Dem  boche  wird  die  ÄnerkeiiDUiig  nicht  versagt  werden  können, 
dum   es   den    Gesetaeastoff  in   guter   übersieht  lieber   Ordnung   und   in 
leichtverstJindlicber  Weise  zur  Darstellung  bringt.    Eine  wiasenschaft- 
liche  Bedentniig  kommt  ihm  nicht  zu.   Wo  der  Verfasser  selbstAndige 

»Ansiebten  zu  entwickeln  sucht,  wäre  es  meist  besser  nicht  geschehen. 
Sü  wirft  er  z.  B.  S.  5  dem  Gesetze  Ungenauigkeit  vor,  weil  es  dos 
Wort  Com munal verband  nicht  in  seinem  wabreu  Sinne  gebraucht,  der 
K  da  wftre:  , Verband  von  Communen'.  Dass  der  Schwerpunkt  des  Be- 
V  griffs  der  Selbst  Verwaltung  in  der  Betheiligung  von  Laien  an  der 
Staatsverwaltung  und  nieht  in  der  Üommunalverwnltung  liege,  be> 
weüt  er  damit,  doAs  man  do«h  sonst  nicht  von  der  .Einführung*  der 
Selbstverwaltung  in  Deutschland  als  von  etwas  Neuem  sprechen  könnte 
B  (8.  61).  Bei  Stkncix  findet  er  ea  «minde^itcnsa  ungenau*,  dass  derselbe 
den  theilweise  mit  Luieu  besetzten  Bezirksausschuss  eine  staatliche 
Behörde  nenne,  anstatt  ein  Organ  der  Selbstverwiiliung:  den  Oeineinde- 
vorsteher  aber,  der  doch  ganz  Laie  ist,  bebandelt  er  selbst  als  , Organ 
der  Staatsverwaltung'  (S.  :J3,  'M,  50,  Tab,  A.  I).  Sehr  unbefriedigend 
»nd  auch  die  Ausführungen  über  den  Begriff  der  Verwaltungsgerichts- 
barkeit (S.  114  IT.).  Wenn  z.  B.  gesagt  wird,  sie  bezwecke  den  Schutz 
■  .Offentliob-recktUcher  Interessen*  niulit  blos«  der  Einzelnen,  sondern 
auch  der  Beh<3rdeD,  so  must,  das  ganz,  falsche  Anschauungen  hervor- 
rufen. 0.  M. 


AlCH^andro  CorsI,  La  situazioue  attuale  della  Santa  Sede  nel  diritto 
internaziouale.  (Estratto  dal  giornale  La  Legge.  Vol.I.  Romal8(Sti.) 
Der  Verfasser  will  iu  der  vorliegenden  Abhandlung  nicht  nur  die 
Beziehungen  des  Königreichs  Italien  £um  heil.  Stulil  nach  innerem 
Staatsrecht,  sondern  die  gesammte  internationale  und  QITentlich-rech1> 
tiche  Stellung  de«  letzteren  /.u  allen  anderen  Mächten  darlegen,  wie 
Bifl  sich  nach  dem  Sturze  der  weltlichen  Gewalt,  einem  der  folgen- 
reichsten Ereignisse  der  neueren  üe^chichte,  herausgebildet  haben.  Der 
Papst  f^rt  fort,  nach  der  Einverleibung  des  Kirchenstaats  internationale 
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Rechte  zu  üben,  er  empfangt  nnd  entsendet.  Ge^ndt«;   das   ist  eine 
angoo schein liobe  Anomalia,  da  völkorrechtUch  die  Ausübung  sonveräner 
Rechte  ein  Gebiet  und  Uuterthaneu  voraussetzt.  Über  welche  der  Papst 
nicht  mehr  verfügt.    Die  Lösung  dieses  Widersprucliä  glaubt  der  Ver- 
fassfr  darin  zu  Anden,  dass  man  irrthUmlich  die  SouverBnetät  mit  der 
Territarialität  identificirt;  so  war  es  im  Mittelalter,  heute  aber  sind 
es   die  Boziobangon   zu   den  Personen,   auf  wclobon   sie   beruht,   die 
Menschen  sind  es,  welche  die  Nation  bilden,  sie,  nicht  dos  Gebiet  sind 
die  Quelle  der  SouTerKnotttt,  nicht  das  materielle  sondern  das  moralische 
Element  bestimmt,  ob  eine  Gemeinschaft  von  Menschen  als  politisch- 
aatonome  Einheit  sich  betrachten  kann,  ihre  Zahl  und  die  Bedentnng 
der  Interessen,   welche   sie   vertreten  ,   begründet    ihre   Anerkennung. 
Eine  solche  Autorität  Übt  der  Papst  über  alle  Kalbolikeu,  indem  die 
eigenthütn liehe  Organiitation   der  katholischen  Kirche ,    welche  sich  tn 
einer  Spitze  concentrirt,  dieselbe  von  allen  sonstigen  Religion sgemeiu- 
Schäften    untei-scheidet.     Das  iUlieniache  Garantiegeseta,   obwohl  ein- 
seitig Tom  Staat  erlassen,  hat,   indem   es  souveräne  Unabhängigkeit 
des  Papstes  anerkennt,  anderen  Staaten  gegenüber  deshalb  nicht  bIo86 
die  Bedeutung  eines  Innereu  Gesetzes  eines  befreundeten  Staates,  denn 
es  ist  nur   die  Erfullnng  eines   den   anderen  Staaten   gegebenen  Ver- 
sprechens, die  Unabhängigkeit  des  Papstes  zu  wahren.    Der  erste  Titel 
des  Gesetzes  bezieht  sich  auf  die  Interessen  dritter  Staaten ,  wÄhrrnd 
der  zweite  italienisches  Kirchenrecht  behandelt,  er  ist  die  magna  charta 
libertatum,  welche  die  italienische  Nation  allen  Katholiken  der  Welt 
gibt.     Jeder   Staat   also,    dem    das  Oircalar    vom  7.  September  1870, 
durch  welches  Italien  versprach,   die  Unabhängigkeit   des  Papstes  lu 
gewährleisten,  mitgetheilt  wurde,  hat  das  Recht  la  verlangen  (invo- 
care),  dass  das  Gesetz  ausgeführt  werde  (obwohl  er  sich  nicht  in  die 
Beziehangen  zwischen   Italien  und   dem   heil.  Htuhl  einmischen  kann), 
sobald  durch  dessen  Nichtausführung  dit  Interessen  seiner  katholis^h^D 
ünterthani-n  bedroht  werden. 

Man  kann  indess  diesen  Charakter  drg  Garantiegesetzes  voll- 
»tändig  zugeben,  ohne  mit  dem  Verfasser  zu  dem  Ergebniss  tn  kommaa, 
dass  der  Papst  trotz  des  Verlustes  des  Kirchenstaates  Souverän  ge- 
hlieben ist.  nnd  das  G-esetz  selbst  den  heil.  Stuhl  gleichsam  als  einen 
fremden  Staat  innerhalb  der  Grenzen  des  Reiches  betrachtet  (^  -tti). 
Dagegen  spricht  schon,  doss  das  Gesetz  ihm  nur  den  Nies«brauch  an 
den  Palästen  de^  Vatioans  und  Laterans  gibt  nnd  ansdrüi-ktich  jede 
Veräusserung  aus  deren  Sammlungen  verbietet.     Ebenso  wenig  lässt 
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sich  behaupten,  dass  seine  Garden,  Diener  nnd  Beamten  aller  Art  als 
Untertfaauen  «u  betrachten  sind;  das  Band,  welches  sie  an  den  Papst 
bindet,  ist  ein  rein  civil  rechtliches  und  moralisches,  nicht  das  der 
politischen  Dntenhanenschiift  gegen  einen  Souverän.  H&tte  einer  der- 
selben sich  eine  Venintreuung  /u  Schulden  kommen  lassen  nnd  wäre 
ins  Aasland  geflüchtet,  so  würde  der  betreffende  fremde  Staat,  wenn 
der  Papst  seine  Auslieferung  verlongte,  dieselbe  sicher  allehnen  und 
selbst  angenommen,  dass  er  derselben  y.ustimmte,  so  könnte  die  Ueber- 
führong  des  Schuldigen  nach  dem  Votican  wegen  der  nothwendigen 
Durchrtise  durch  das  italienische  Gebiet  gar  nicht  ohne  Mitwirkung 
der  italienischen  Kegierung  erfolgen,  die  sicher  verweigert  würde.  Es 
ist  auch  nicht  richtig,  wenn  der  Verfasser  sagt  (8.  Sn),  der  italifnischo 
Staat  habe  vorausgesetzt,  dass  der  Papst  die  gesetzgebende  und  rieh* 
terliche  Macht,  welche  er  vor  der  Einverleibung  gfiübt,  fort^tze,  da- 
von steht  nichts  im  Gesetz;  die  Vollmacht,  welche  der  Papst  noch  in 
eivilrechllichen  Fragen  übt,  beschrankt  sich  lediglich  auf  Klagen  gegen 
seinen  Fiskus;  weil  er  und  seine  Beamten  nicht  von  itulienischen  Ge- 
richten belangt  werden  ki)anen,  weil  kein  italienischer  Beamter  seinen 
Wohnsitz  ohne  seine  Zustimmung  betreten  darf,  war  das  Urtheil  in 
dem  Process  Tnr.nDou-MA»nM:i:üi  von  vornherein  nichtig,  da  es  nie-, 
mals  ausgeführt  werden  konnte  (cf.  Gadda  ,  I  tribunali  Vaticani  e  il 
Sommo  Pontetite.  1883.  S.  8).  Andererseits  erscheint  mir,  um  dies 
hier  zu  erwähnen,  der  von  Gni.it]ii:it(;>:i(  bei  Besprechung  meiner  Schrift 
,Die  völkerrechtliche  Stellung  des  Papstes"  (Allgem.Oesterr.  Literatnr- 
Ztg.  Nr.  4,  8.  7)  ans  dem  österreichischen  Hofdecret  vom  2.  September 
1839  angezogene  Kinwand  nicht  zutreffend.  Danach  steht  den  öster- 
reichischen Gerichten  zwar  die  Verurtheilung  eiues  Oesterreiohers  zu, 
der  sieb  in  Diensten  eines  am  Kaiserl.  Hofe  beglaubigten  Gesandten 
befindet,  nicht  aber  die  Voruuhme  einer  Zustellung,  Vorladung  oder 
Bxecutiou  im  Hause  des  Gesandten.  Die  beiden  ersten  künncn  nur 
dnrch  dus  Oberhofmarscballsamt,  eventuell  durch  dos  auswärtige  Mini- 
sterium insinuirt  werden,  eine  Execution  au  dem  im  Gesandtschafts- 
gebinde  befindlichen  Eigenthnm  do.s  Verklagten  kann  gegen  den  Willen 
des  Gesandten  überhaupt  nicht  stattfinden  und  dennoch  wird  diese 
Unmöglichkeit  der  Vollstreckung  des  ürtheils  das  QBrJcht  nicht  bin- 
dem,  ditwes  selbst  auszusprechen.  —  Das  ist  vollkommen  richtig,  aber 
dieser  Fall  liegt  doch  anders  als  der  THKumiLi-MArtTrNuna.  Der  be- 
treffende Österreichische  Diener  bleibt  Unterthan  des  Kaisers,  derMajor- 
domus  des  Papstes  ist  nicht  Unterthan  des  Königin  von  Italien ,   die 
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UnmÖgiicbkeii  der  Execntinn  gegen  den  ersteren  liegt  nur  in  seinem 
Aafenthaltsort;  sobald  er  das  GesandtschafUgebÖude  verlftsst  und  nidit 
im  Auftrage  des  Gesandton  thütig  ist,  kann  er  verbaft«!  werden, 
ebenso  Reiu  &a.>sorhalb  der  Gesandt^ichalt  betindlichcR  Gigentbam  sofort 
mit  Beschlag  belegt  werden.  Die  Diener  des  Papstes,  die  in  den 
Sübranken  der  ibnen  gewahrten  Tminanlt&t  handeln ,  kOnnen  aoeb 
ausserhalb  der  püpstlichen  Palltet»  nicht  in  Ansprach  genommen  werden 
und  was  das  ausserhalb  der  letzteren  liegende  Kigenthnm  des  Papstes 
betrtfn.  so  unterliegt  dasselbe  /war  den  italienisuhen  Givtvtzen.  kann 
aber  nur  für  Forderungen  beansprucht  werden,  welche  gegen  don- 
selben  oder  .seine  Keaniten  als  Privatpersonen  geltend  gemacbt  werden. 
Was  das  Ge>(aDdtäcbaftdreoht  des  Papät«s  betrifft,  so  übersiebt  der 
Verfasser,  der  dies  als  Zeichen  seiner  SouTerftnetät  anführt,  daas  die 
answartigeii  Mftßble  ilire  mit  diplomatischen  Privilegien  ausgestat- 
teten Gesandten  beim  Papst  nur  beglaubigten  können,  weil  Italien  die 
Voraussetzungen  ihrer  Wirksamkeit  gewährt..  Der  Papst  ist  da»u  nach 
Verlust  der  weltlichen  Maclit  giir  niflil  im  Stande,  er  kann  ihre  Voll- 
machten in  Empfang  nehmen,  ihren  Mittheilnngeu  Glauben  schenken, 
er  vermag  nieht  ihnen  ünverletzlichkeit.  ZoUfreiheit  u,  8.  w.,  kurx 
alle  Vortheile  der  Exterritorialität  zu  sichern.  Deshalb  ist  «w  auch 
nicht  richtig,  wenn  der  CardinalstaatssecretUr  jAconrm  in  seinem 
Circular  vom  11.  fieptember  1883  behauptet,  das  Oesandt^cbaftsi-et-ht 
des  Papstes  allein  beweise  schon,  dass  derselbe  auch  nach  Verinst 
seiner  weltlichen  Macht  wirklicher  Souverän  geblieben.  Er  setzt  sich 
damit  selbst  in  Widerspruch  mit  der  von  seinem  Vorgönger,  Cardinal 
Antonei.ij,  gegebenen  Erktilrnng  (Ciruular  vom  ft.  November  1870), 
dass  die  von  Italien  ungebetenen  Garantien  lediglich  den  Charakter 
von  Zugesttlndnifisen  hätten,  dass  ein«  auf  solche  begründete  AutorilAt 
niemals  selbständig  sein  k5nne,  weil  sie  von  dem  guten  Willen  dessen 
abhftnge,  welcher  sie  gewähre.  Diejenige  unveräusserliche  SouverUnetit, 
welche  Cardinal  Jacohim  kraft  der  göttlichen  Mission  und  des  aposto- 
lischen Amtes  des  Papstes  behauptet,  ist  weder  ein  staatsrechtlicher 
noch  ein  völkerrechtlicher  Begriff.  Ebenso  wenig  kann  man  sich  fftr 
die  behauptet«  Souverttnettlt  des  Pnpste.s  darauf  berufen,  dass  derselbe 
in  der  Carolinenfrage  zwischen  Spanien  und  Deutschland  vermittelt 
habe;  eine  Vermittlung,  ja  ein  schiedsrichterliches  Amt  zwischen  zmü 
Staaten  kann  jode  Privatperson  üben  und  es  ist  dies  in  zahlreicher 
Fallen  geschehen,  von  dem  Einsiedler  Nuiolals  v.  d.  FlCk  an,  der  «wi- 
schen don  Schweizer  Cantouen  vermittelte,  bis  auf  unsere  Tage.    B6 
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war  lediglioh  eine  .schiefe  Auffassung,  wenn  preossiflche  Blätter  glmch- 
sam  zur  Entschaldigung  der  überraschenden  Wendung,  welche  die 
Frage  durch  diese  Vermittlung  nahm,  sagten,  der  Pßpst  sei  nicht  als 
Oberhaupt  der  katholischen  Kirche,  sondern  nls  Souverän  gewählt.  — 
Der  einfachf)  Sachverhalt  scheint  der  zu  sein  :  die  italiemscbe  Regieruug, 
um  der  katholischen  Welt  eine  Bürgsohaft  dnfiir  zu  geben ,  ilass  der 
Verlust  des  Kirchunstaates  die  froie  und  ungehinderte  Ausübung  der 
päpstlichen  Macht  des  heil.  Stuhles  nicht  berühren  werde,  hat  sich 
durch  das  Cranintiegesetx  verbindlich  gemacht,  den  dfipossfidirtt^n 
Souverän  in  bestiuiiuten  Beziehungen  auch  tnrnerhin  aU  Souverän  KU 
behandeln,  aber  damit  ist  er  nicht  Souverän,  do  tauge  er  nicht 
wieder  über  irgend  ein  Gebiet  herrscht,  mögen  ihm  auch  alle  anderen 
Souveräne  die  grössten  Ehren  bezeugen.  Unzweifelhaft  ist  auf  diese 
Weise  die  Stellung  des  Papstes  eigen  t  hü  ml  ich  incommensurabel  ge- 
wordeü,  indem  er  weder  flouverän  geblieben,  noch  Untorthan  geworden. 
Das  Oaraotiegesetz  hat  ein  staatsrechtliches  Novum  geschaffen,  in- 
dem es  einen  depossedirt^n  Souverän  nicht  nur  im  Mittelpunkte  seines 
früheren  Gebietes  bpüfss,  sondern  ihm  auch  bastimmte  Keohte  ver- 
bürgte, welche  soD!>t  tinr  wirklichen  Sonverüneu  /.ukoumieii,  aber  dsff' 
Papsttbum  ist  eben  auch  eine  einzigartige  Erscheinung  in  der  Geschichte. 

Oeffckcri. 


Political  Science  Quarterly.  Gdited  by  tlte  faculty  of  political 
seienee  of  Columbia  College.  Now-York.  Ginn  et  Comp. 
Seit  dem  Mttrz  1Ö86  erscheint  diese  VierteJJuhi-stiübhft,  welche  in 
den  Vereinigten  Stauten  Noi-damerikas  die  einzige,  den  Staatswissen- 
schaften  gewidmete  Fachzeitschrift  ist.  Sie  berücksichtigt  aiUtser  dem 
öffentlichen  Recht  auch  Ge.schichte,  Politik,  Nationah'ikonomie  und 
Statistik  und  enthalt  Berichte  über  die  wichtigeren  Erscheinungen  der 
Lit*^Tatur.  [hl  die  buiides^taailicbe  Verfassungsiorm  fdr  manche  recht«* 
wiasenschaftliche  Kragen  eine  Gemeinsamkeit  zwischen  der  uordameri- 
kADischen  Union  und  dem  Deutschen  Reich  erzeugt,  so  dürfte  auch 
diese  Vierteljahrssehrift  manchen  Beitrag  bringen,  der  für  deutsche i 
Publicist«*!!  latereBiw  bieteL  Aus  den  vorliegenden  Heften  heben  wir 
unter  den  dos  iiäentliche  Recht  betretfenden  Aufsätzen  hervor:  WiiiTniüoE. 
Legislative  Inquesta;  I>k  Leon,  The  Berlin  Conference  (Congo);  Seili., 

I  Legal  Tender  Question:  Bt-Rne-tf,  Constitutional  Crisi«  iu  Norwaj; 

««iiN  r»itri  MiAHOL  Ssnxii,  State  Statute  aud  Common  Law. 

Laband. 
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Eugönp  Btirnl,  Etnde  sar  la  Sonveraioet«  et  TEtat  föderatif. 
(Thtee  pr^eut^  ä  la  faualte  de  droit  de  Geu^ve  poor  obt«uir 
le  Rrade  de  docteur.)  Bern  lS8n.  21li  S.  8V 
Der  Verfasser  geht  von  der  Wahrnnbraung  ans,  dass,  währeud 
die  Natoi'  des  Deutschen  Reiches  und  das  RechtsverhiUlniss  des  Reiches 
zn  den  Gliedstaaten  zum  Gegenstand  zahlreicher  und  eiodriagender 
wisseiiscbatlLicher  Untersuchungen  gemacht  wiirdun  sind ,  auf  dem 
Oehiete  ^es  schweizerischen  Staatsrechts  nicht  nur  selbständige  Arbeiteo 
dieser  Art  gänzlich  fehlen,  .sondern  auch  die  Resultate  der  deutschen 
wiasenschaftliehen  Ponichung  wenig  Beaufatuug  gefunden  haben.  Die 
ÄaafülUiiig  dieser  Lücke  iät  die  Aufgabe,  welche  er  »ich  gesetzt  hat; 
der  eigentliche  Zielpunkt  seiner  Erörterungen  ist  die  Klarstellung  des 
rechtlichen  Verhältnisses  zwischen  dem  Schweizer  Gesaronitstaat  und 
den  Kantonen.  Um  hierzu  zu  gelangen,  unterwirft  er  die  in  der 
deutschen  Literatur  hervorgetreteneu  Ansichten  über  Begriff  and 
Wesen  des  Bundesstaates  einer  übersichtlichen  Darstetlnng  und  kriti- 
schen Würdigung  und  es  muss  anerkannt  wei-den,  dass  dem  Verfasser 
eine  umfassende  Keuntniss  der  neueren  deutschen  Staat^recbtsliteratar 
und  ein  volles  und  eindringendes  V'erstäudniss  derselben  zu  G«bote 
steht. 

Der  Verfasser  erkennt  mit  richtigem  Blick,  dass  die  BegriAi- 
bcstinimnng  der  SouverftnetAt  und  die  Beantwortung  der  Frage,  oh 
die  Souveränetät  ein  wesentUcbes  Merkmal  des  Staates  sei  oder  oh 
es  auch  nicht  souveräne  Staaten  gebe,  von  präjudiüir lieber  Bedeutung 
für  die  Construction  des  BundesstaatsbegriS'es  sind.  DemgemOss  «erfiUlt 
sein  Werk  in  zwei  Abtheiinngen,  von  denen  die  erste  den  Begriff  der 
Souveränetät,  die  zweite  den  Begriff  des  Bundesstaates  behandelt,  fler 
Verfasser  bestünmt  im  engen  Anschluss  an  die  neueste  deutsche  Literatar 
das  Wesen  der  Souveränetät  uls  die  oberste,  von  keiner  anderen  Oft- 
wiUt  reohtli(;h  abhängige  Macht;  das  Kriterium  derselben  sei  die  «(»• 
gennnnti!  Competeuz-Competenz;  sie  sei  ihrem  Begriff  gemä-ts  unbe- 
schränkbar und  untheilbar  und  es  sei  undenkbar,  dass  auf  demselboo 
Gebiet  zwei  souveräne  Gewalten  besteben  können.  Den  Gegensatz 
zwiBchen  Bundesstaat  und  Staatenbund  findet  er  richtig  darin ,  das» 
bei  dem  er.st«ren  der  Gesamratstaat,  bei  dem  letzteren  der  Glied- 
staat souverän  sei.  Die  Frage  endlich,  ob  es  auch  nicht  souveräne 
Staaten  gebe,  verneint  der  Verfasser,  indem  er  ausfuhrt,  dass  es  un- 
möglich sei,  ein  Kriterium  aufzustellen,  durch  welches  sich  der  nicht 
souveräne  Staat    von   Com omnal verbänden    unterscheide.     Hierdurch 
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Dnt  et*  filr  die  Bestimmung  des  BundBAstaatstegrifles  insofern 
eine  feste  6i*andlage ,  als  sich  von  seinem  Standpunkte  aus  alle  Con- 
strnctionen  als  auunnehmbar  erweisen,  welche  entweder  auf  einer  ^e* 
thei]t«n  SoQveränetUt  oder  auf  der  Unterordnung  einer  nicht  souverllnen 
Gliedstuategewalt  unter  die  souveräne  (rcsümmtstaatsgewalt  beruhen. 
Nachdejn  er  die  Terschiedenon  in  dieser  Richtung  unternommeneu 
theoretischen  Versuche  dargelegt  und  einer  scharfsinnigen  Kritik  unter- 
zogen hat,  kommt  er  /.ur  Darlegung  seiner  eigenen  Ansicht,  die  im 
,  Wesentlichen  mit  der  Theorie  ZnnN's  in  Uebereinstinunnng  steht,  dass 
[der  Begriff  des  Sta&tenstaates  ganx  zu  verwerfen  sei,  dass  es  auch 
im  Bundesstaat  nur  eine  einzige  Staatsgewalt  gebn,  dann  die  sogenannten 
Glied-staati-n  gar  keine  Staaten  tiind,  sondern  nur  Organe  und  Ein- 
Irichtungeu  des  einheitlichen  Staates  und  dass  dieselben  von  Communul- 
L verbänden  sich  dadurch  unterscheiden,  dass  sie  an  dem  Zustande* 
kommen  des  staatlichen  Willens  betheiligt  sind.  Von  dieser  Theorie 
aus  entwickelt  er  den  R«ch  tscbar  akter  des  Bundesstaates,  das  Ver- 
h&Itoiss  desselben  zu  den  Bundej>glledei-n ,  die  Verthcilung  der  Zu- 
ständigkeit, die  Staats-  und  Bundesangehörigkeit  und  die  Grenzlinie 
cinerseita  g^en  den  Staatenbund ,  andererseits  gegen  den  Einb^ts- 
stoat.  Dass  in  allen  diesen  Beziehungen  die  positiven  Verfassangs- 
bestimmangen  und  K^chiszu stünde  der  Schweiz  besondere  Berück- 
sichtigung gefunden  haben,  ergibt  sich  ans  dem  oben  dargel^ten 
Zweck  des  Buches.  Wenngleich  der  Verfasser  keine  eigentlich  neuen 
und  eigenartigen  Gesichtspunkte  entwickelt,  so  ist  seine  Schrift  doch 
von  Wcrth,  theils  wegen  der  Vollständigkeit  und  Uebersicbtliohkeit, 
mit  welcher  er  die  neueren  Bundeestaatstheonen  darstellt,  theils  wegen 
der  kritischen  Beleuchtung  derselben.  Freilich  ist  auch  für  dio  letztere 
[das  Material  zum  grüssten  Theile  aus  den  neueren  deutscheu  Scliriften 
entnommen,  aber  es  ist  nicht  nur  in  sehr  geschickter  Weise  gruppirt. 
and  verwerthyi ,  sondern  auch  durch  selbständige  Erörteningen  er- 
gänzt. Wir  verweisen  in  dieser  Beziehung  beispielsweise  auf  die 
scharfsinnige  und  durchaus  zutreffende  Widerlegung  der  von  GiEitke 
entwickelten  Theorie,  welche  der  Verfasser  ohne  Anlehnung  an  eine 
deutsche  Untersachung  erbracht  hat.  Ebenso  ist  es  dem  Verfasser 
gelungen,  die  von  Zohn  aufgestallte  Ansicht,  obwohl  er  derselben  im 
Allgemeinen  beistimmt,  in  mehreren  Punkten  -/u  verbessern.  Mehr 
Gewicht  aber  als  auf  dergleichen  Einzelheiten  is^t,  wie  ich  glaube, 
dai'auf  iu  legen,  dass  die  vorliegende  Schrift,  weil  sie  In  franztisischer 
Spraobe  verfasst  ist,  wesentliche  Dienste  leisten  wird,  aai  die  wissen- 
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Bchaftliche  Arbeit  Deutschlands  dem  Auslände  zugftDglicb  zu  mac 
und  ihren  Einflnss  nnf  die  StantsrechtJiwiaftenschaFt  anderer  Nationen 
zn  vermitteln;  insbesondere  aber  hl  zu  hoffen,  dass  die  Schrift  der 
theoretischen  Bearbeitung  des  schweizi  risehcn  Bundesstautsrpohts  einen 
wirksamen  und  fruchtbringenden  Impuls  geben  werde. 

Laband. 

Poliiisuhes Jahrbuch  der  schweizerischen Eidgenossensebaft. 
Herausgegeben  tou  Dr.  ChH  Hilty,  Professor  des  Bundesstaats- 
rechU  an  der  Universität  Bern.  Bern  1386.  Druck  und  Verlaft 
von  K.  .1.  WysR.  072  S. 
Vorliegendes  Jahrbuch  kündigt  sich  an  als  eine  zunächst  nur  ver- 
suchsweise f&r  dieses  und  das  nKchste  Jahr  unternommene  periodische 
Publicalion  politischen  Fnliült^,  welche  immer  in  der  Mitt^"  des  Sommer; 
nach  dem  Erscheinen  der  Geschäftsberichte  des  Bundesrathes  und  dem 
Eude  der  ordeuilichen  Sitzung  der  Bundesversammlung  herauskommen 
soll.  Der  bis  jetzt  erschienen?  Jahrgang  lH8(i  enthält  fünf  tlusserst  intoret* 
sante  und  auch  für  weitere  Kreise  ausserhalb  der  Schweiv.  Inlirreicbe  Auf- 
sätze historLsch-politischcn  und  staatsriichtlichen  Inhalts,  nlimUch:  ,lfo* 
derne  Grundlinien  der  Politik*  vom  Herausgeber.  S.  1—25;  EidgeoOK- 
sische  Oeschicbten,  erste:  «Unter  i]em  Protectorate''  vom  Herausgeber, 
S.  2G— 432;  ,La  röaction  de  1X43  en  Valais  et  le  Sonderbund»  <p»- 
miere  partie)  de  L.  RiFti)nr>v,  ancien  st^cretaire  du  Grand-Conseil  äSiod. 
S.  433—490;  , Eidgenossische  Politik,  Gesetzgebung  und  politische 
Literattir'  vom  Herausgebar,  S.  4W1—Ü12,  und  , Schweizerisches  ■Weh^ 
wesen  der  Gegenwart"  von  Major  AtiOLTt:n,  Professor  an  der  eid- 
genössischen Kriegsschule  in  Zürich.  Der  erste  Aulsat/,,  auf  den  nnt«ii 
eingebender  zurückzukommen  sein  wird,  gibt  gleichsam  das  Programm 
des  neuen  Jahrbuches.  Der  zweite  schildert  die  Schicksale  der  Schwuz 
unter  der  ihr  von  Bonaparte  1H03  verliehenen  Mf^diationsverfassung, 
welche  den  Alles  bestimmenden  Kinfluss  Frankreichs  in  der  Schweb 
bis  zum  Sturze  des  ersten  Kaiserreichs  sicher  stellte,  und  »uchi  ans 
dieser  geschichtlichen  Darstellung  Lebren  Rir  die  Politik  der  Scbweix 
in  der  Gregenwarl  7.u  schöpfen.  Der  Aufsatz  über  eidgenössische  Politik, 
Gesetzgebung  und  politische  Literatiu-  femer  hat  zunBcfast  eiue  voll- 
ständige Uebersicht  über  die  Sohweiter  Literatur  geschichtlichen,  poli* 
tischen  und  staatsrechtlichen  Inhalts  aus  dem  letzten  Jahre  zum  Gegan- 
staude,  berücksichtigt  dabei  aber  auch  einzelne  belletristische  Werke, 
die  dos  politische  Gebiet  berühren.    Demnächst  gibt  er  eine  beaonden 
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ifiir  den  Nichtschweizer  sehr  Iphrreiche  Betrachtung  Über  die  Scbweizer 

ICosnlEgebuitg   des   let/tt'ik   Jahres   und    über   die  gegen wUHi^en   poli* 

tischeü  Verhältuiase  der  Scbwei«.    Der  Inlialt  dor  beiden  Aufsatw  von 

■  £iBt>iu)Y  und  ArFoLTfJt  eudlicb  erbidlt  uus  den  Ueberschrifteii. 
Die  wi83«u!)chaftliuhen  Grundsätze  des  Jnhrbuch&^ä  sind  t^ntlmlten 
in    dem    ersten  Aufsätze  .Moderne  Ürundlioien   t1)r  die  I'olitik",   auf 
^_den  daher  aueb  namentlich  in  den  beiden  undcrcn    vom  Herausgeber 
^BT«rfässte[i     Abhandliiiigeii     verschiedentlich     ausdrückUuh     verwiesen 
wird.    Der  Heraasgeber  g^'ht  hierbei  aus  von  der  wohl  ausser  Zweifel 
stehenden  Thotüacbe.  dass  die  gegenwärtige  Generation  oine  sehr  starke 
^■Abneigung  gegen   alle  Philosophie   hat.    £r  wirft  ihr  dahiT  vor,  da 
^■UflK  ThAt&Hche  sich  Auch  auf  dem   staatärechtlich-poHtisubeu  Gebiete 
^Hwner  mehr  geltend   macht,  sie  kenne   nur  eine  Politik   der  Mittel- 
ursachen,  die  nioht  weitf^r  gehe  als  bis  znr  Befriedigung  der  realen, 
^^d.  h.   der  augenblicklich   am   st!trksfcen   üch  geltend  machenden    Be* 
^f  dürPnisse,  und  diese  Politik  ohne  leitende  Orucdslltze  nenne  mau  Real- 
politik.    Mit   dieser  politischen  GnindsatzJosigkeit  erziehe   man  abfir 
nur    .leitende   Staatsmänner"    und    ihr   Gomplement,    „ bcschrönktfin 
CnterÜianenverstand'.    Die  einzige  Ausnahme  von  dieser  uuob  in  der 
^■Literatur  sich    Immer   mehr   geltend    tnnchenden   Kii-htnne   sieht   der 
^^Herausgeber  in  JHERi>n*8  Werke  .Der  Zweck  im  Rechte''.    Aus  diesem 
Werder  daher  in  dem  weiteren  Inhalte  der  Abhnttdlung  die  modernen 
Grandlinien  der  Politik,  die  philosophische  Grundlage  für  die  Staals- 

»und  Rechtsphitosophie  geschöpft. 
Es  kann  nun  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  an  dieser  Stelle  gelegent- 
lich der  Besprechung  des  Jahrburhs  ouch  noch  Aen  Inhalt  eines  Werkes 
Ton  der  Bedeutung  wie  JniiitLN(;*s  , Zweck  im  Rei-hte'  nebenbei  zu  er- 
örtern. Wohl  aber  gibt  der  Äusgong-sptinkt  des  Herausgebers,  ver- 
möge dessen  er  moderne  Grundlinien  für  die  Politik  suchen  zu  mtissen 
glaabt,  Anlass  /.u  einer  eingehenderen  Ausein andei'setzung.  Die  Ab- 
neigung der  gegenwärtigen  Generation  gegen  alle  Philosophie,  also 
auch   g<^tgun    die  Rechtsphilosophie,   ixt   zu/ugeben.     Aber   man   muss 

»bestreiten,  dass  es  früher  trotz  aller  Philosophie  praktisch  eine  andere 
Politik  gegeben  hat  als  die  der  Mittelursacben,  wie  sie  der  Heraus- 
geber nennt.  Nie  hat  ein  praktischer  Staatsmann  nach  philosophischt+n 
Örundzätzen  rejjiert,  nie  hat  er  seine  Aufgabe  in  etwas  anderem  sehen 
könoen,  als  in  der  Befriedigung  der  augenbUeklicben  Bedürfnisse  seines 
.Staates.  £s  fragt  sich  nur,  wie  daneben  früher  noch  eine  Kechts- 
Philosophie  bestehen  könnt«,  die  über  die  sogenannten  Mittelursacbeu 
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hinaasging.  Die  Antwort  ergibt  sich^  wenn  man  die  einzelnen  Blätb^ 
jteiten  der  Philosopbio  und  der  Bochtsphilosuphie  intibeiujndere  be 
iTuchtet.  Wie  dtrr  Meuücb  Überhaupt,  so  kauu  sich  auch  seine  Becht^ 
philo&opbie  nicht  befreien  von  den  Schranken  des  Orts  und  der  Zeit 
Alle  rechtspliilosophiscbeu  Werke,  von  l'lato's  llepublik  an  bis  zur 
Blütbezeit  der  Kecbtsphilosophie  im  1^.  Jabrbandert,  ja  bis  in  die 
nuueätc  Zuit,  geben  nur  scbeinbui*  über  die  Mitlelarsacbeu  kinatu,  sip 
enthalten  in  abstractem,  philosophischen  Gewände  die  sehr  coneret^a 
Forderungen  ein/einer  Gesellschaftsklassen,  die  ihre  B^chttertigung  in 
sooiolen  und  politisobeu  Verhältoisseu  tindeu,  aber  ,vernunfT.gemftS5*, 
d.  fa.  philosophisch  begründet  werden  ').  Weshalb  man  zu  dieser  ab- 
8tract«n  Einkleidung  politischer  Forderungen  so  of^^  gegriffen  hat,  ist 
leicht  erklärlich.  Diejenige  Klo&se,  welche  sie  aufstellt,  ist  nicht  am 
Rader  des  Staates,  sie  ist  von  der  Gasetzgebang  wie  von  der  Ver 
waltung  desselben  ansgeschlosaen.  Da  sie  instiuktmtlssig  ihr«  Be- 
dürfnisse flihlt,  aber  ohne  Kenntniss  vom  wirklichen  Staat«  von  diese« 
abstrahiren  mnss ,  entsteht  die  abstracte  philosophische  Form ,  dil 
Übrigens  als  auf  der  , Vernunft"  begj-tindet  auch  zur  Deberrediug 
politischer  Gegner  ein  sehr  geeignetes  Mittel  ist.  Es  ist  daher  k«in 
Zufall,  dass  die  Blüthe  der  Rechtsphilosophie  immer  in  politisch  und 
social  ungesunde  Zeiten  fUlIt. 

Wenn  nun  auch  Referent  in  der  Abneigung  der  Gegenwart  gctgeti 
die  Philosophie  nicht  wie  der  Herausgeber  des  Jahrbuchs  einen  Mangel 
au  erkennen  vermag,  so  sind  dies  ja  Verschiedenheiten  in  der  Grund- 
anschauung von  Recht  und  Staat,  die  lange  bestanden  haben,  »eb 
vielleicht  auch  noch  lange  erhalten  worden ,  und  über  die  sich  daher 
nicht  weiter  rechten  lässt.  Dagegen  erscheinen  die  Folgerungen,  die 
der  Herausgeber  an  verschiedenen  Stellen  des  Jahrbuches  aus  seiner 
Auffassung  von  Staat  und  Rechi  xieht,  selbst  wenn  man  sich  auf  dea 
philosophischen  Standpunkt  stellen  wollte,  nicht  ohne  Bedenken.  Wenn 
der  Herausgeber  z.  B.  8.  10  aus  der  Jeiriunc 'sehen  Theorie  von  der 
Zweckmässigkeit  des  Rechtes  folgert,  die  fortschreitende  wahre  Cnltur 

')  Den  besten  Beweis  liefert  ä\t  vom  Hcrausgi^ber  8. 7  aitf^enoninieiie 
Bcgriffsbestitiiniuiig  Jh£iunos  vom  Kechte  ale  dem  Inbegriffe  der  durch  G^■ 
walt  geacliütiten  Lehenebedingungen  der  Oeeellscbaft^  aus  der  n.  a.  di«* 
der  Geeanimtheit  gegenüber  nur  relatire  B«rechtigang  de«  Privateigentbun» 
gefulgert  wird.  Eine  solche  Theorie  kann  nur  hervorgehen  aus  einer 
sociolistiach  stark  beeinÜufisteu  Zeildttbmuut;. 
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■strehc  aur  Austlehnuiig  des  Stiiuiu rechtes  auf  alle  Klassen ,  zuletzt 
doä  weibliche  Geschlecht,  und  /.ur  direot«n  Gesetzgebung  durch  das 
Volk  (Referendum),  die  Republik  sei  daher  die  nothwendige  Conse- 
qaeuz  fortschreitender  Gesittung,  ^o  verfällt  er  dabei  offenbar  in  den 
Fobler  aller  rechtsphilosophischeu  Sj-steme,  die  Verallgomeinerong  einer 
Theorie.  Die  hier  vom  Herausgeber  aufgestellte  rang  für  Suhwcizor 
Verhältnisse  zutreffend  Sßin ,  die  Entwicklung  Preussens  und  des 
Deutschen  Reiches  strebt  jedenfalls  nioht  zur  Erweiterung  der  Volks- 
recht«, welche  in  einem  Grossstaate  nur  zur  Unterdrückung  und  Aus- 
bcatuug  der  schwächeren  Gesettscbaft^klassen  durch  die  Besitzenden 
fährt ,  sondern  zu  einer  starken  Monarchie  als  dem  Schutze  der 
Schwachen  gegen  die  Starken,  und  sie  verleiht  Rechte  uur  gegen  die 
Uebemahme  von  Pflichteu  im  Dienste  des  Staates.  Auch  die  an  rer- 
Mhiedenen  Stellen,  am  deutlichsten  B.  253  gelegentlich  der  ErJirteruog 
des  französischen  Protectorates  über  die  Schweiz  mit  nicht  misszu* 
Terslehendon  Seitenblicken  auf  die  Gegenwart  gemachten  Bemerkungen 
über  Militarismus  und  Anbetung   des  Genies   und  des  Erfolges,   sind 

Eifellus  hervorgegangen  ous  der  Neigung,  abstracte  und  allgemcino 
le  aus  vpreinzelt*>n  Thatsachen  abxuleiteu. 
Gleichwohl  ist  das  Jahrbuch,    wenn    man    sich  durch  die  Gmnd- 
cbaunngen  nicht  beeinflussen  lilsst,   von   bedeutendem  Werthe  für 
.      die  Kenntniss   der   politUchen  Verhältnisse  der  Schweiz.     Namentlich 
Hftollten  durch  eine  Beschäftigung  mit  diesen,    wozu  dos  'lahrbuch  im 
^nesten  Sinne  anregend   wirkt,    die  juristischen  Kreise   innerhalb   des 
Hfieiohes  wieder  eine  Anknüpfung  und  einen  ZnsQmm.enhuDg  zu  finden 
racben  mit   der  Entwicklung   des  deutseben  Stammes  in   den  Alpen, 
wip  ein  solcher  in  den  früheren  Jahrzehnten  namentlich  durch  Bli^ytt^ciiu 
vermittelt  wurde. 
^L       Berlin.  Conrad  Bornhak 

K.  Pare^i  Königl.  Verwaltuugsgerichtsdirector  a.  D,     Die  Bechts- 

^^  grandsfttze   des    KOniglieh    preussi^cheu    0 herrer wal- 

^^^^  tungsgericbts.  Nach  den  gedruckten  Gnti^cheidun gen  Bd.I  —  XII 
^^^H  sosammeDgestellt  und  mit  Rücksicht  auf  die  fortschreitende  und 
^^^^  aaf  die  neuen  Provinzen  ausgedehnte  Yerwaltungsgesetzgebung 
H  erliutert.    Berlin  1887.    J.  J.  Heine's  Verlag.    548  S.    8". 

^B        Die  grosse  Bedeutung  der  ThRtigkeit  des  Oberverwaltungsgerichts 
^Tttr   die  Fortbildung   des   öffentlichen   Hecht»  Preussens   nicht   nur  in 
praktischer,  sondern  auch  iu  theoretischer  Beziehung  lässt  unzweifol- 
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bafl  eine  allgemeinere  Keniitniss  seiner  Entscheidungen  im  hOch&ten 
Manfise  wüuscbenswertli  erscbeineo.  So  lauge  diese  Kenntnis»  jedoch 
HUT  aus  d«n  zahlreichen  Bänden  der  amtiiclieD  Samnilaog  der  Ent- 
scheidungen geschöpft  werden  konnte,  musste  sie  sich  natur^iuto 
im  Ganzen  und  Grossen  auf  den  Kreis  der  praktischen  Verwaltang»- 
heamten  busuhränken.  Hierzu  kamen  die  Scbwierigkeit^n ,  die  sidi 
au»  den  Aenderuiigen  der  Gesetzgebung  und  der  allaiäblichen  Aq9- 
dehonng  derselben  auf  die  neuen  und  westlichen  Provinzen  ergabeu. 
Selbst  der  Jurist ,  der  sieh  nicht  in  ausgedehntem  Maasse  mit  dem 
verwickelten  Detail  des  preusanchen  Verwaltungsrechts  beschäftigt 
hatte,  musste  sich  in  vielen  F&Uen  vergeblich  (ragen,  ob  und  inwie- 
fern ©iu  froher  von  doni  Oberverwaltungsgerichte  aufgestellter  RecbtB- 
grundsat7.  nach  inzwi:ichcn  erfolgter  mehrfacher  Abänderung  des  der 
Entscheidung  zu.  Grande  liegenden  Gesetzes  noefa  aufrecht  eu  erhalt«], 
oder  ob  eine  auf  Grund  der  »Itlftiidiscben  Kreis-  und  IVorinrial- 
nrdnnng  ergangene  Entscheidung  auch  ffir  din  anderen  ProrinTfB 
verwerthbar  »ei. 

Mit  Freuden  sind  daher  Werke  /u  begrüssen ,  die  wie  das  vor 
liegende  durch  eiim  wissenschaftliche  Uearbeitung  des  in  den  gedruckten 
Entscheidungen  vorhandenen  Materials  dem  grfi&seren  juristischen  Publi- 
kum und  den  an  der  Verwaltung  bethfiiligten  Ehrenbeamteu  die  Bnt 
Scheidungen  r>rst  zugänglich  mnchen.  Das  gegen  derartige  Sammlung«!, 
namentlich  die  neuerdinga  erschienene  von  Boize,  .Die  Praxis  des 
Reichsgerichts  in  Civüsachen",  aber  auch  die  Ri:iiiit:r->'sche  Bearbeitung 
der  ObertribunAlsentschciduugon  vielfach  geltend  gemachte  Bedenken, 
in  dem  Festhalten  der  unteren  Instanzen  an  den  Entscheidungen  Aa 
oberen  Hege  eine  Gefahr  für  die  Kecbt^bildung  und  Rechtsprechung 
Überhaupt,  trifft  jedenfalh  bei  der  yerwaUung3recht8pi*echung  uicbt 
zu.  Denn  die  Entwicklung  derselben  aus  dem  Aufsichtsrechte  der 
oberen  Behiirde  übnr  die  unteren  ergibt,  da.ss  letztere  eine,  wenn  audj 
uioht  rechtlich  erzwingbare,  ao  doch  natürliche  Verpflichtung  haben, 
sich  bei  ihren  Amtsbandlungen  nuch  den  von  dem  höchsten  Ver 
waltungsgerichtdhofe  aufgestellten  GrundäUtzen  /.u  richten.  Uebrigenfi 
wird  auch  die  Fortbildung  des  Verwaltungsrechts  schwerlich  von  ein- 
zelnen Exocutivboamten  oder  den  unteren,  vorwiegend  aus  Laien  zu- 
sammengesetzton Verwaltungsgerichten,  sondern  eben  lediglich  durcb 
das  Oberverwaltungsgericht  erfolgen  können. 

Das  pAnKv'sche  Werk   scheidet   sich   in    vier  Hauptabthellungen: 
Angelegenheiten  der  Gomniunal-  und  staatlichen  VerwHltungsbe/Jrke; 
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Ullas,  Sclinle  unA  PprsonenKtanil ;    polir^ilicfae  Angetegcnbeiteii  unil 

'  endlich  Vcrwultungsprocfiss.  Diese  zerfallen  ihrerseits  wiederum  jn 
29  Unt«rabscbDitte,  wie;   8tadte,  ÄmtüveibftDde,  Hülfskusflen,  Deiche, 

jWege  u.  dergl. 

Nach  diesen  Rubriken,  ati  deren  Spitze  sich  meist  sehr  dankeiis- 
be  Zusammenstellungen   der  über   die   betroffenden    Gegeastftude 

^eraohienenen  Munügraphitm  befinden,  sind  die  einzelnen  Etitfcheidaogen 
geordnet,  und  bei  jeder  Entsclieiduug  dii*  sich  aus  derselben  ergebenden 
R«chtsgnindsat!u>   unter  verschiedenen    Xnmmern    aafgestellt.     Dabei 

^ist  daK  rechtliebe  Moment  raüglichst  aus  den  zu  Gninde  liegenden 
ThatsAchen,  soweit  diese  nicht  interessiren,  berausgeschttlt.  Es  geschieht 
dies  aber  nicht  etwa  in  der  Form  jener  Orakeisprüche,    wie  man  äe 

^meist  in  der  Tagespresse  unter  der  Rubrik  .Eotsuheiduiigen  der  höchsten 
SerichtshÖfe"  findet,  und  über  deren  AVirtli  sich  ohne  Kenntniss  der 
ErrrAgungen ,  die  zu  dem  Rechtsgrundsatze  geföhrt  haben ,   Niemand 

lein  Urtheil  bilden  kann.  Vielmehr  lässt  der  Verfasser  stets  voll- 
Ständig  erkennen ,  aufweiche  Weise  aus  der  concreteu  Bestimmung 
des  Gesetie«  der  oberste  Verwaltungsgerichtahof  seinen  Kechtsgrund- 
satz  entwickelt  hat.  Es  ist  demnach  jeder  Jurist  in  der  Lage,  die 
einxelne  Eulsebeiduug  des  Geriuhtähofs  wissensehafLlich  zu  prUfen.  An 
der  Spitze  der  Bltereu  Entscheidungen,   welche   auf  gegenwärtig  ver- 

,  &nderte[i  Gesetzesbestimmungen  beruhen,  findet  sich  stets  eine  Angabe 
derselben,  sowie  der  an  ihre  Stelle  getretenen  Anordnungen,  und  e6 
wird  demnach  der  Schluss  gezogen,  inwieweit  der  iUtero  Kecbtsgrand- 

iSBtz  gegenwärtig  noch  Anerkennung  zu  beanspruchen  bat.  In  der* 
elben    Weise   ist   verfahren    mit    den    auf  der    altländischen    Kreis- 

'iind  Provinzialordnung  beruhendpn  Grundsätzen,   indem    hier  die  för 

^die  anderen  Provinzen    geltenden  Bestimmungen   in  Parallele  gestellt 
Innd.     Aach  hat  die  Fortbildung,   welche  die  einschlagenden  Kechts- 
ndsfttze  Inzwischen  in  der   theoretischen  Literatur  erfahren  haben, 

Pin  ausgedehnter  Weise  Berücksichtigung  gefunden.  Das  Buch  wird 
daher  lu  einer  werthvoUen  kritischen  Erlfluternng  der  gcsammten 
Entscheidungen  des  Oberverwaltungsgerichts,  die  auch  für  diejenigen 
voti  Bedeutung  ist,  welche  sich  in  der  amtlichen  Siimmluiig  der  Ent- 
soheidungen  zurecht  einfinden  verstehen. 

Beigefügt  sind  zwei  Register,  ein  alphabetisches  und  ein  chrono- 
logiftühes.  Ersteres  weicht  insofern  von  der  gewöhnlichen  Methode 
ob,  als  der  Verfasser  sieh  mit   Rücksicht  auf  die  in  der  Selbstverwal- 

■  toDg  tliittigeu  Laien  auf  deren  Standpunkt  gestellt  and  die  Stichworte 
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der  Den kun^sweise  des  Nichtkenners  angepasst  bat,  ohne  dass  dan^boo 
die  System atisclie  Auswahl  der  Stichworte  vernachlässigt  wftre.  Dai 
chronologische  EUgister  gibt  u.  A.  einen  Nachweis  darOber,  welche 
B«uhtsgrundsfttze  auf  die  einzflnen  Bestimmungen  der  hannorcr'schen, 
hessen-nassauischen  und  westfälifichen  Kr«elv  und  Fror  in  xial  Ordnung 
entweder  direct  oder  anolug  Anwendung  finden  köunen. 

Hoffentlich  trtlgt  das  mit  ausserordentlicher  Sorgfalt  und  mit  der 
eingehendsten  Eenntniss  des  preussischen  V  er  waltun  gsreohta  in  seiner 
Entwicklung  und  gegenwärtigen  Gestalt  bearbeitete  Work  duzu  hä. 
die  Tbatigkeit  des  büebäleu  Verwallungsgenuhtähofs  auch  weitereo 
Kreisen  als  bisher  nutzbar  zu  machen  und  die  Krkenntniss  der  Grund- 
sätze des  rjffentliohen  Rechts  zu  erweitem. 

Borlin.  Conrad  Bornhak. 

11.  Preuss,  Friedenspr&senz  und  Reichsvert'assuog.  üine  staaU* 
reclitliche  Studie.  Berlin.  S.  Rtisenbaum.  18S7.  VT,  97  8.  8* 
M.  1.50. 

Die  Veranlassung  zu  vorliegender  Schrift  haben  äugen  schein  lieh 
die  Beichstagsvorhandlungen  des  Torigen  Winters  über  die  Htlit&r- 
TOrlage  gegeben.  Dieselbe  ist  Jedoch,  wie  schon  aus  der  Datinug 
des  Vorwortes  vom  25.  Februar  IWi  hervorgeht,  erst  erschienen, 
nachdem  die  Frage  des  Septennatos  durch  die  Wahlen  eine  thatsKdh 
liehe  Ent!6cheidnng  gefunden  hatte.  Aus  diesem  Grunde,  meint  d«r 
Verfasser,  dürfte  man  vielleicht  geneigt  sein,  seine  Studie  aJs  eiae 
allias  poHt  Homerum*  zu  betrachtHn.  Aber  er  hebt  gegenüber  dieeen 
Einwiindo  mit  Recht  hervor,  dass  fUr  eine  unbefangene  staatsrecht- 
liche Beurt-heilung  der  Frage  erst  jetzt,  nachdem  sich  die  Hoohflutb 
politischer  Erregung  gelegt  habe,  die  Zeit  gekommen  sei.  Und  eiw 
stfttttsroch tliche  Studie  soll  seine  Schrift  sein.  , Nicht  was  dem 
Vaterlande  froraint,  nicht  was  die  Freiheit  fördert,  sondern  einzig  udJ 
allein,  was  in  Wahrheit  Rechtens  ist,'  will  er  erfoi-schcn.  DiMea 
^^  Programm  ist  er  bei  Ausführung  seiner  Arbeit  treu  geblieben;  seiM 
Beweisffllirung  ist  juristisch,  nüchtern  und  objektiv. 

Der  Verfasser  Iheilt  seine  Auseinandersetzungen  in  eine  historiMb« 
Entwicklung  und  eine  dogmatische  Erörterung. 

Die  historische  Entwicklung  beginnt  mit  einer  eiageihendcD 
Darstellung  des  preussischen  Militär-  und  Verf'assungsconäiotes.  scbildvt 
dann  die  Entstehung  der  auf  die  Friede uspr äsen z  bezhgiichen  Bestim- 
mungen  der   norddeutschen  Bundes-   und   deutschen  Reichsverfiasiug 
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und  geht  schlipisUcli  auf  die  spateren  "Verhandlungen  im  Reichstage 
ein ,  welche  zu  der  Einrichtung  des  Septennates  geführt  haben.  Das 
für  die  Beurtheilung  der  staatsrechtlichen  Frage  erforderliche  Material 
wird  hierin  wflnschenswerther  Vollständigkeit mitgetheilt.  Insbesondere 
ist  die  Anknüpfung  an  den  preussischen  Conflict  wohl  berechtigt.  Die 
Erinnerung  an  diesen  Conflict  ist  eine  traurige  Erbschaft,  welche  der 
norddeutsche  Bund  bei  seiner  Entstehung  übernehmen  inusste.  und 
gerade  die  Bestimmungen  der  Verfassung  ttber  das  MÜitärwesen  sind 
durch  die  Ereignisse  der  Conflict^tjahrc  so  vielfach  boeinflusst ,  doss 
aie  erst  auf  Grand  einer  Kenntniss  der  letzteren  vollkommen  ver- 
ständlich werden. 

Bei  der  dogmatischen  Erörterung  kommt  es  dem  Verfasser 
namentlich  auf  die  Entscheidung  der  Frage  an;  Was  hat  zu  geschehen, 
wenn  die  zur  gesct/.Uchen  Regelung  nttthigo  Ueboreinstimraung  von 
Biindpsrath  und  Reichstag  über  deu  FriedensprSsenzstaiid  nicht  er- 
zielt wird?  (8.2).  Unter  eingehender  Widerlegung  der  Ansicht  des 
Reichskanzler«!,  dass  in  diesem  Falle  die  kaiserliche  Ma<:htTollkommen- 
faeit  eintreten  müsse,  kommt  er  zu  dem  Resultat,  das»  die  Verfassung 
die  Frage  nicht  entscheidet,  d&ss  vielmehr  alle  ihre  Bestimmungen 
TOD  der  Existenz  eines  Präsenzgcsctzos  als  unbedingter  Voraussetzung 
ausgehen.  Nimmt  man  die»  hinweg,  so  fnnctioniren  sie  eben  nicht 
<S.  95). 

Nur  ein  Mittel  gibt  es  nach  dem  Verfasser,  das  vollständige 
Stillstehen  der  Maschine  zn  verhindern,  die  Fixirung  der  Friedens- 
pr^aenzstärke  durch  materielles  und  dauerndes  Gesetz,  das  so* 
genannte  Aeternat.  Dieses  ist  aber  auch  diu  verfassungsmässig  ge- 
botene Institution.  Das  Septennat  ist  obenao  verfassungswidrig 
wie  das  Triennat:  das  Aetemai  allein  entspricht  den  Vqrschriflen 
der  RflichsverfasÄung  (S.  82.  !Jr>.  96). 

Der  Ausdruck  .Aeternat"  ist  bekanntlich  währeud  der  politischen 
Kämpfe  des  letzten  Winters  annöchst  in  der  Tagespresse  aufgetaucht, 
später  auch  in  den  parlamentarischen  Verhandlungen  gebraucht  worden. 
Ueber  die  Un angemessen heit  desselben  kann  ein  Zweifel  nicht  bestehen. 
Auch  der  Verfasser  fTihlt  recht  deutlich,  dasü  die  Bezeichnung  keine 
ganz  passende  ist.  Gibt  es  schon  überhaupt  keine  lex  in  aeteruum 
valitnra,  so  kann  die  Priedensprlsenzstärke  des  Heeres,  welche  der 
Natur  der  Sache  nach  einem  häufigen  Wechsel  unterliegt,  am  aller* 

I wenigsten  als  eine  , ewige"  Eiurichtong  bezeichnet  werden.    Ich  hätte 
daher  den  Ausdruck  .Aeteniat'    in   einem   wissensohaftlichen  Werke 
AiclÜT  Or  öffiiuOiuiiv»  Recht.    Zu.  1.  13 
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lieher  vermiMtoti  geMben,  wenn  ich  anoh  zugeeiehen  mnss,  doss  der 
Verfasser  mit  dem  Qebraucb  desselben  eine  falitche  Vorstellung  nicht 
verbindet. 

Aber  ich  halte  auch  die  mstfirielle  Ansohauung  des  Verfuttors, 
dass  die  ReicfasverfaASong  eine  dauernde  Festsetzuag  der  Frieden»- 
präsenzstArke  ohne  ZeiibeKchriLnkiing  fordere,  für  nicht  zutreffend. 
Es  kommt  diihei  auf  die  Inlerpretation  des  BchlusssaUes  des  Art.  t'>0 
an:  .Für  die  spfitere  Zeit  wird  die  Friedenspräsenzst&rke  des  Heeres 
im  Wege  der  Reichsgesetzgebun^  festgestellt/  An  dieM  Worte 
knüpfen  sich  zwei  Streitfragen  an:  erstens  kann  die  FeststeUong 
der  FriedenspräseuKStärke  auch  durch  den  Reichshaushaltseiat  oder 
muss  sie  stet-s  durch  ein  besonderes  Gesetz  erfolgen,  und  zwei- 
tens  muss  im  letzteren  Falle  das  Gesetz  ein  dauerndes  seia, 
welches  so  lange  gilt ,  bis  es  durch  ein  anderes  Gesetz  wieder  auf- 
gehoben ixt,  oder  kann  dasselbe  auch  auf  Zeit  erlassen  werden? 

In  Bezu^  auf  diö  erstere  Frage  habe  ich  mich  achon  früher  (Lehr* 
buch  des  deuisoben  Staatsrechtes  S.  593,  Anm.  ^i)  dabin  geäasscrt, 
dass  ich  eine  Feststellung  der  FriedenspräsenzstSrke  durch  den  Eut 
rechtlich  für  zulUssig  halte,  wenn  ich  auch  die  politischen  Be- 
denken, welche  gegeu  eine  solche  Massregel  sprechen,  in  keiner  Weiso 
verkenne.  Diese  Meinung  wird  auch  von  einer  Reihe  angesehener 
staatsrechtlicher  Schriftsteller  getheilt.  Entscheidend  für  uns  ist  der 
Sprachgebrauch  der  Reichs  Verfassung.  Diese  spricht  von  einem  Reich»- 
geäetz  überall  da,  wo  es  sich  um  einen  übereinstimmenden  BeschlosB 
von  Bundesruth  und  Reichstag  handelt;  sie  bexeichuet  die  Feststellnng 
des  EeiohshauRhaltsetais  im  Art.  G^  ausdrücklich  als  einen  Akt  dw 
Geaetzgebung.  Die  Regelung  der  Friedenspräsenzstärke  durch  den 
Etat  ist  daher  auch  eine  Feststellung  ,im  Wege  der  Reicb5geset^ 
gebung"  und  den  Vorschriften  der  Reicfasverfassung  wird  mit  einer 
solchen  Feststellung  Genüge  geleistet- 

Der  Berufung  auf  den  Sprachgebranob  der  Reichsverfassung  tritt 
der  Verfasser  mit  einer  zweifarhen  Deduction  entgegen.  Zun&chst  mit 
einer  Erörterung  über  dus  Wesen  des  Etats.  Im  Ansobluss  an  die 
herrschende  Lehre  entwickelt  er  den  Unterschied  von  Gesetz  im  m»* 
terieUen  und  Gesetz  im  formeilen  Sinne  und  bezeichnet  die  Feststptlnng 
des  Etats  als  einen  VerwattungRakt,  der  in  den  Formen  der  Ge- 
setzgebung auftritt  (S.  74  ff.).  Die  Feststellung  der  Fried ensprBseoi- 
stärke  ist  nun  aber,  so  führt  er  weiter  aus,  die  rechts verbiud- 
liohe   Anordnung   eines   Rechtssatzes,   ein  Gesetz    im  ms- 
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fceriellen  Sinne.  Der  Etat  er^icheiiit  nicht  als  der  Ort  för  eine 
^K>  emiiient  materiell  rechtliche  Vorschrift  -wie  die  Feststellung  der 
Friedenspräsenzstark«.  Mit  den  Au-sgangspunkteu  des  Verfassers  voll* 
kommen  ein  verstunden ,  kann  ich  duuh  nicht  zu  den  von  ihm  ge- 
u^iCeuen  Coosequenzeu  gelangen.  Denn  der  Etat,  wenn  seine  Auf- 
stelloDg  sieb  auch  als  Verwaltunjtfsakt  charakterisirt,  kann  doch  ein- 
zelne Bestimmungen  materiell  rechtlichen  Charakters  enthalten.  Dies 
gesteht  der  Verfasser  im  AnschlmiS  un  LAB,^^I^  sogar  selbst  zu  (8.  77). 
Aber  er  meint,  man  kQnne  dabei  nur  an  Hestimmungen  denken,  welche 
mit  dem  zahlenmlUsigen  Inhalt  des  Budgets  in  directem  und  nächstem 
ZoÄaxnmen hange  stünden,  tuf  Allem  an  Steuergesetze,  besonders  bei 
contiogentirten  oder  verschieb  harten  Steuern.  Als  ein  rechtliehor  Grund- 
Sfttx  kann  die:««  Meinung  aber  k»um  aufgestellt  werden.  Tliatsäch- 
lich  werden  in  den  Etat  allerdings  nur  solche  Vorschriften  aufge- 
nommen werden,  welche  mit  dem  Budget  im  Za.sammenhflnge  stehen, 
aber  die  gesetzgebenden  Facturen  sind  rechtlich  nicht  gehindert, 
auch  anderweite  Festsetzungen  da-^elbst  vorzunehmen.  Uebngens  kann 
man  auch  von  der  Höhe  der  Friedenspräsenzstftrke  mit  Fug  und  Recht 
beb*upl«u.  dass  sie  mit  dem  zahlenmässigen  Inhalt  des  Budget«  in 
directem  und  nächstem  Zusammenhange  steht,  da  sie  die  Grundlage 
fär  Bemessung  der  Militär  ausgaben  bildet. 

Der  Verfasser  fuhrt  gtgfn  die  rechtliche  Znl&ssigkeit  der  Feet- 
slellong  der  Friedeusprftäenzslärke  durch  den  Etat  noch  einen  anderen 
Gmod  in  das  Feld,  die  Beirtimmuag  in  Abs.  4  des  Art.  t>2  der  Reichs* 
Ter£Hsang.  Nach  dieser  wird  bei  der  Feststellung  des  Militäran&gabe- 
Hats  die  auf  Grundlage  der  Verfassung  gesetzlich  feststehende 
Organisation  des  Ueicbshoeres  zu  Grunde  gelegt.  Ohne  TOrgängige 
Prftsenzzift'er ,  meint  nun  der  Verfasser,  fehle  ein  unerlSssliches  Glied 
der  Organisation;  es  sei  daher  ohne  dieselbe  eine  Etatsfoststcllung 
nicht  m&glich.  Auch  dieser  Ausführung  vermag  ich  nicht  beizutret«n. 
Kue  gesetzlich  feststehende  Organisation  des  Keicbshcores,  an  welche 
sich  die  Etatsfestätellung  anlehnen  könnte,  würde,  selbst  wenn  eine 
Frieden spräsenuiffer  nicht  festgestellt  wäre,  ia  den  durch  Gesetz  dauernd 
errichteten  Oadres  vorhanden  sein. 

Aber  der  Verfasser  verwirft  nicht  allein  die  Peststellung  der 
Friedenspr&senzstärke  durch  den  Etat,  sondern  hält  überhaupt  die 
Regelung  derselben  auf  Zeit  lur  rechtlich  unzulässig  und  erklärt 
demgemäse  das  j«tzt  bestehende  Septennat  geradezu  für  verfassungs- 
widrig (S.  Bl  ü,}.    Er  gibt  allerdings  zu,  dass  Gesetze  im  materielien 


—     196     — 


1 


Sinne  vorkommen,  welche  nur  für  eine  bestimmt  begrenzte  Zeit  gelUm. 
Aber  alle  derartigen  Oesetze  siod  uacb  ihm  entweder  Dobergangs- 
oder  Äusnabmegesotze.  Im  Wesen  eine«  so  eminent  grandlegenden 
Geset«!^!«,  wie  dos  im  Art.  00  vorgesehene  sei,  meint  er,  liege  die  Eigeu- 
sohgil  der  Dauer.  So  wenig  man  auf  den  Gedanken  kommen  werd», 
ein  Oericbtsverfassnngsgesetz  auf  Zeit  zu  erlassen,  so  wenig  döHe 
man  diese  problematiscbe  Existenz  dem  Gesetze  über  die  Frieden»- 
pi^enzst&rke  geben.  Der  Gedanke,  die  Frage  durch  ein  Gesetz  Mf 
Zeit  zu  regeln,  sei  lediglich  hervurgegangen  aus  dem  Festhalten  an 
einer  alt«n  und  veralteten  Badgettbeorie.  Gerade  im  GegensAtx  zam 
Budget  trete  die  Dauer  als  Cbarakteristlcum  des  materiellen  Ge«)!«» 
scharf  hervor.  Dauer  liege  im  Wesen  des  Gesetzes,  PeriodicitÜ 
im  Wesen  des  Etats. 

Die  letztere  Beliauptung  kann  »Is  richtig  zugegeben  werden.  JÜm 
die  Daner  ist  docli  nur  ein  Naturale,  kein  Essentiale  des  Goseti» 
begrifils.  Auch  ein  auf  Zeit  erlassenes  Gesetz  ist  ein  Geeets  im  mi* 
tt>riellen  Sinne,  sofern  es  wirkliche  Bechtsrorschrif^en  enthält.  Da« 
aber  gerade  die  Natur  der  Friedensprftsenzst&rke  eine  dauei-nde  Fest- 
stellang  erfordere ,  kann  nicht  behauptet  werden.  Im  Gegentheil; 
gerade  bei  dieser  lassen  sich  manche  Gründe  für  eine  periudiMib<> 
Festsetzung  geltend  machen.  Die  lieeresst&rke  eines  Staattss  bestimmt 
sich  naeJi  wechselnden  Factoren.  Bei  ihrer  Feststellung  ist  die  all- 
gemeine politische  Lage,  die  lleer«6maoht  anderer  StMten,  die  fintB- 
üelle  und  wirtbschafUiche  Leistungsfähigkeit  des  Landes  zu  berüok- 
sichtigen.  Der  Vergleich  mit  einem  Geiichtsverfassungsgeeetx ,  \m 
dem  derartige  Factoren  nicht  in  Betracht  kommen,  trifft  daher  oielit 
zu.  Schon  das  preussische  Gesetz  über  die  Verpflichtung  zum  Krie^'r 
dtenKt-e  vom  3.  September  1S14  bestimmt  tn  g  3:  .Die  Stärke  6» 
stehenden  Heeres  und  der  Landwehr  wird  nach  den  jedesmaligen 
Staatsrerbll tnissen  bestimmt.*  Dieses  Gesetz  stammt  au«  den 
Zeiten  des  absoluten  Staates  und  kann  daher  nicht  auf  den  Einflnas 
irgend  einer  Budgettheorie  zurückgefulirt  werden.  Trotzdem  stellt  ei 
den  Grundsatz  der  periodischen  Festset-zong  der  Heeresstärke  auf.  Da» 
gerade  die  HeeresstUrko  ihrem  Wesen  nach  eine  dauernde  Regelung 
ohne  Zeitbegreniung  verlange,  kann  demnach  nicht  behauptet  werden. 

Der  Verfasser  scheint  der  Meinung  zu  sein,  dass  mit  der  donern- 
den  Fest<itellung  der  Heerecstttrke  die  Quelle  der  HilitAroonfliote  be* 
seitigt  sei.  Seit  25  Jahren,  föhrt  er  aus,  sei  die  Milit&r&age  in  PreoBeo 
and   im  Beiche  die   immer   wiederkehrende  Uruohe  tiefer   Erregung 
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stAndig  drohender  Coiißicte.  Der  Weg,  diBseiu  unnatürlichen 
aden  Ziutaade  ein  Sade  7.Q  aiftchen,  sei  zugleicb  der  vom  posi- 
ft'van  VerfM&angsfecbt  gebotene  Weg,  d.  b.  also  in  seinem  Sinne,  die 
emde  Feststellung  der  Präseni^tärke  ohne  ZeitbegrenKun^  (8.  VI). 
F Dabei  bat  der  Verfasser  aber  zu  ausschliesslich  die  staatsrecbt- 
liohe  Seit«  der  Frage  in  das  Ange  gefasst.  Die  Staats  rechtlichen 
Coptroverifen,  welche  sioh  an  den  jetzigen  Zustand  anknüpfen, 
würden  durch  die  dauernde  FestHtellung  der  Präseuzät&rk«  allerdings 
am  der  Welt  geschah.  Keineswegs  aber  die  politischen  Oon- 
flicte.  Die  Schwierigkeiten,  welche  seit  dem  Jahre  1S74  in  Militar- 
fragen  erwacb&en  sind.  Laben  nicht  die  VerllLngerung,  .sondern 
die  £rhOhttog  der  Präsenwtärke  zum  Gegenstände  gehabt.  Eine 
cükÜLohe  Verltlngerang  der  bisherigen  Frieden sprfti*eD£stftrke  wäre 
I  Termutblich  auch  von  dem  aufgelüsten  lieii'hstage  mit  grosser  Majorität 
bewilligt  worden.  Die  Nothwendigkeit,  über  die  Erhöhung  derselben 
mit  dem  Reichstage  zu  verhandeln,  wäre  aber  im  Jukire  IHSO  und  im 
Jahre  1886  auch  dann  he  vorgetreten,  wenn  im  Jahre  lS7-i  einedauernde 
FeetsteUang  der  Friedenspräsen/.  stattgefunden  hätte.  Dass  sieb  aus 
der  Forderung  einer  derartigen  Erhöhung  ein  ganz  ähnlicher  Uonfliot 
zwischen  den  verbündeten  Regierungen  und  dem  Reichstage  hätte  ent^ 
wickeln  können,  wie  der  des  letzten  Winters  war,  liegt  auf  der  Hand. 
Dif'  Möglichkeit  von  UouHicten  ist  durch  die  Natur  des  coustitutionelleu 
StABtslebens  gegeben;  es  gibt  dagegen  keine  andere  Abhülfe  als  eine 
verständige  Nachgiebigkeit  beider  Theile,  welche  einen  annehmbaren 
▲nagleich  autrichtig  anstrebt. 
B  D«r  mannigfache  Widerspruch,  den  ich  gegen  die  Auaftlhrnngea 
B4«s  Verfassers  habe  erheben  müssen,  bindert  mich  nicht,  anzuerkennen, 
Vdass  derselbe  eine  wichtige  staatsrechtliche  Frage  in  anregender  und 

ansprechender  Weise  bebandelt  hat. 
H  Jena.  6.  Ueyer. 

^raite     elementiiire     de    Droit     in  ternatianal    prive.       Par 

»j^tdre  Weiss,  Professeur  agrege  ä  \&  faculte  de  Droit  de  Dijon. 
Paris  188*1.  L.  Larose  et  Forcel. 

Unter  den  xnhlreiclu^n  Lohrbüchern  der  dem  Stndienplan  der 
fraiuösischen  Kechtsfacultäten  durch  das  Decret  vom  -H.  December  löSd 
nea  eingefügten  Materie  des  intern  ationalen  Privatrecbts  nimmt  die  Arbeit 
Ton  A.  Wtiss  wohlverdient  einen  hervorragenden  Platz  ein.  Sie  vermag 
»war  weder  in  ihrer  syatematisuhen  Anlage  noch  in  ihreri  speoiell  diesem 
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Punkte  zugewiesenen.  ^Introduction*  genau  die  Grenten  dieeee  oeueo 
Lebrgebietes  anzugeben;  der  angestellte  Versuch  zum  Zwecke  der  ,finiiun 
rcgundorum '  gegenüber  der  älteren  festgesessenen  Disciptin  muss  rwu 
als  ge&cheitert  angesehen  werden,  —  es  geht  auch  allen  anderen  Com- 
pendien  des  Stoffes  nicht  besser ,  man  vergleiche  nur  die  verdienst 
Tollen  Arbeiten  Üahu's  and  LALHorti,  die  preisgekrönte  Studie  Duiukd's 
u.  a.,  —  daä  liindert  aber,  und  mit  gutem  Grunde,  unsere  praktisclua 
Nachbarn  nicht,  auf  einem  Buden  zu  schaffen  und  zu  fürdem,  deBseo 
äussere  präcise  Umschreibung,  wenn  überhaupt  je  erreichbar,  dem 
scfaärt'ern  Blicke  der  Zukunft  überlaäüen  bleiben  m^ge.  Die  Werkf 
der  bezeichneten  Art,  sie  tragen  sHmnitlich  bei  aller  Anfechtbarkeit 
vum  Standpunktp  f^treng  ^stofflicher  Ordnung  eben  dem  Gedaokeo 
Kechnung,  mit  dem  sich  jedo  junge  Wissenschaft  trösten  muss:  .pour 
parvenir  il  faul  marcher.' 

Den  Grundstock  der  Behandlung  im  ersten  Buche  bildet  der  Rechts- 
kreis  der  mit  dorn  Erwerbe,  dem  Verluste  und  dem  Wechsel  der 
Staatsangehörigkeit  zusammenhängenden  liecht&fragen.  Der  rechts- 
geschichtliche und  rechts  vergleichende  Theil  der  Studie  ist  hier  auf  du 
Gewissenhafteste  ausgofiihrt,  dagegen  der  dogniatisch-junstischeu  Seite 
der  einzieleuden  Probleme  nicht  die  gleiche  Rücksichtnahme  gewidmel 
worden.  Die  grossen  Fragen  der  juristischen  Natur  der  Btaatsan^ 
hörigkeit,  des  Verleihungsaktes,  des  Veividites  u.  s.  w.  Iflsst  die  friE* 
zilsische  Fachliteratur  bisher  völlig  unberührt,  und  es  bleiben  daher 
auch  für  sie  unverwerthet  die  festgeformten  Resultate,  welche  die  ein' 
dringeude  deutscht  Hechts wisäeuschaft  auf  diesen  Gebieten  in  des 
letxten  Jahren  2U  Tage  gefördert  hat.  Das  Gleiche  gilt  von  dem  oüt 
grosser  Gesetr.eskunde  und  sachverstÄndiger  Verwerthung  des  inter 
nationalen  Judicatonmatonols  uufgebauten.  dem  Fremdenrecbte  (dl 
la  condition  des  etrangcrs)  gewidmeten  zweiten  Buche  des  Werkes. 
Die  beiden  letzten  Abschnitte:  Du  ronßit  des  lois  civiles  et  ocm- 
merciales;  juridictions ,  procedure,  jugements,  suchen  die  übrige 
Fragen  des  internationalen  Privat-  und  Processrechts  —  abgeäebeo 
von  denen  des  Personenrechts  —  unter  das  Richtmaass  zwischeustaai- 
lioh  gültiger  und  wirksamer  Eutsoheidungsnormen  zu  bringen.  Stellen- 
weise mit  gutem  Erfolg  und  mit  dem  gelungeneu  Nachweise  der  weit* 
reichendeu  praktischen  Wirksamkeit,  welche  die  MeinungsübereinstiiD- 
muug  der  zur  Anwendung,  Auslegung  und  Si.>haffung  des  Rechts  Be* 
mfenen  unter  den  modernen  OulturvÖlfeern  xur  Folge  hat.  —  Du 
belehrende  Buch    ist  ziemlich    frei   von  dem  Nationalfehler  so  vieler 
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iranzöstscher  Werke;  W.  vprmpidet  es  );;mndsftt^/.Iicb  die  retfhlicli  an- 
te Literatur  nur  als  unverwerthpten  Ballast  mitzusclilepppn. 

Stoerk. 

Wollnnzien ,    J.     Das    Gerich takassenwesen    in    Preussen. 

L  Berlin    iHHii.     Franz  Siemenroth.    H».    474  S. 

r  Die  mit  sachverständigem  Blick  und  Pleiss  bearbeitete  systema* 
tische  Zusammenstellung  aller  das  Kassenw^en  bei  den  preussischen 
Justi7.helii)rden  betreffenden  gesetzlichon  und  ftdmtnistrativen  Vor- 
schriften, Instructionen  etc.  in  ihrer  heutigen  Gestalt  und  Geltunt; 
wird  rielen  ein  willkommener  Führer  durch  ein  Oebiet  seio^  in  dem 
der  Praktiker  allein  zum  Lehrer  berufen  ist.  Das  beigefügte  Rept-r- 
toriom  ist  giündlitih  bearbeitet  (S.  4-^8 — 474)  und  handgerecht  in  der 
Aaswahl  der  Sohlagworte.  Dr.  G. 


J.  Jeg^ierek.     Das  Heimat  bsrecht,  dann  das  Änfenthalts-  be/w. 

II  Abschaff'ungsrecht,    die  Arme^versorglIngsp3i(^bt  und   der  Ver* 

I  pflegs-,  Transports*  und  Beerdigungskostenersatz  in  Oesterreiuh. 

I  Wien  lMfl6.     Perles.     Kl.  H".    148  S.     Preis  1  B.  ö.  W. 

Die  M?it  Kurzem  mitten  im  Flusse  legislativer  Versuche  und 
parteipolitischer  Discussiouen  betindlicbe  verwaltungsrechtliche  Materie 
des  Armenfürsorgerechts  in  Oesterreich  setzt  üoh  aus  einer  Fülle 
n-uhtlicher .  landesgesetzHcher  und  com raunal rechtlicher  Normen  zu- 
sammen .  welche  Yerf.  in  eine  gute  üebersicht  gebracht  und  durch 
ein  sorgfältig  gesammeltes  verwaltungsrechtlicbes  Judicatunmaterial 
illustrirt  hat.  Die  Studie  bildet  das  10.  Heft  der  auch  in  £in/,elaua- 
gaben  erscheinenden,  gut  ausgestatteten  Sammlung  Österreichischer 
OeMtze  mit  Erläuterungen  aus  der  Bechtsprecbung.  St, 


|Ij.  Mcchelin.  Preeis  du  droit  public  du  Grand-Dnche  de 
Fin lande,  OP  6d.  Helsingfors  18ö(i.  Edlund.  8*.  127  3. 
Eine  Beurtheilung  des  eigenthümlichen  Verbandrerhältoisses,  das 
zwischen  Rnssland  und  dem  Grossherzogthum  Finnland  seit  der  Ver- 
eiüigung  im  J.  1B08  besteht,  und  eine  tiefere  Kenniniss  des  gesammten 
Öflentlichen  Kechtszustandes  in  der  mit  weitreichender  Autonomie  aus- 
gestatteten Provinz  des  russischen  Iteiches  war  bisher  nur  anf  der 
Grundlage  äusserst  dürftiger  Quellen  zu  gewinnen.    Das  Manifest  des 

^Kaisers  Ar-EXAM)tii  I.  vom  2(1.  März  IHOH  und   die  Friedrich&liammer 
^riedensurkunde   vom   5.;16.  September    1309    im   Mähte» »'sehen    Re- 
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muH,  Sttppl.-6d.  V.,  einige  Angaben  im  Gotka^r  genealog.  Tasches* 
buch,  die  cursoriscben  Daten  b^i  DtnioHRKVNEs  und  DAKii-iTi:.  eadUti 
MosTfioMKHv's  etwas  ausfübrlichere  , Notice  sur  les  travaux  lÄgislatifs 
de  La  Diete  du  Grand-Duche  de  Finlande  (181)8—1879)-,  veröffentUcht 
im  Annusire  de  la  Sociöte  de  L^ialalion  compai-e«  (1881)  —  konniftti 
jenem  Mangel  an  verlisslichen  Angaben  nicht  abbnlfen.  IJna  so  donkens- 
weither  ist  die  Leistung  des  ehemaligen  Rechtfilehrers  au  d«r  Cm- 
vervitttt  HeLsingfors  und  gegenwärtigen  Mitgliedes  des  kais.  Senat« 
von  Finnland,  der  durch  die  jüngst  erschienene  oben  citirte  Arbeit 
weiteren  Fachkreisen  den  Einblick  in  die  Grundzüge  und  in  die  lehr 
reichen  Details  der  finnl&ndi»chen  Verfassung,  der  Recbtsquellen,  der 
Arataorgunisation.  der  V'erwaltungsihatigkeit  etc.  eröffnete.  Di* 
Absicht  des  Verf.,  den  gesammten  im  Grossherzogthnm  gültigen  (Je- 
9etzesstoff  äu  einem  völlig  orientirenden  Rechtsbilde  zu  verarbeiten, 
ist  demselben,  wie  jeder  aufmerkaame  Leser  bereitwillig  anerkenoeo 
wird,  vollkommen  gelungen.  Stoerk. 


Alfred  de  Courey.  QnestionK  de  Droit  maritime.  Troisitee 
Serie.  Paria  1886.  F.  Pichoii. 
Gin  fachlich  gut  geschulter  Praktiker  zeigt  uns  hier  in  einzelneo 
selbständigen  Aufsätzen,  wie  sich  das  wirkliche  Leben  des  Seeverkehrs 
und  dessen  Bedürfnisse  ^n  den  ausgestalteten  Begriffen  und  zu  d«ii 
befestigten  Rcohtsinstituton  das  öffentlichen  und  des  HandelsS^erechts 
verhalten.  Wer  die  Voreingenommenheit  gegen  glatten  Flus»  der 
Sprache  abzustreifen  vermag,  wird  in  den  knappen  Skizzen  über:  U 
sanvetage  et  rossissance;  L'tnfluence  du  t^lngraphe  snr  le  ittäi 
maritime;  La  responsabilitf^  des  proprietaires  de  navires  en  kagit 
terre  et  en  France  etc. — vielfach  neue  Seiten  den  oft  behandelten  Stoffen 
abgewinnen  können.  In  den  Studien  über:  Le  vrai  uaracUre  de  t'tr 
ticl«347;  Une  Strange  doctrine  en  roati^re  d'avariecommone;  L'abio- 
don  et  le  delaisserapnt  —  fordert  der  geschäftskundig«»  Vorfasaw 
(derselbe  ist  adrainistrateur  de  la  compagnie  d'assurances  gMueral«) 
vor  den  Vertretern  der  Dc^psatik  rechtliches  Gehör,  das  ihm  in  der 
That  nicht  verweigert  werden  sollte.  St. 


Aufsätze. 


Archiv  für  «ffeutlicbe«  RecbL  HI.  1.  H 


Dr.  jur.  L.  v.  Saviost. 

I. 

Eiiileitendes  >). 


Die  Friedenspräsenz  des  Dentschen  Heeres  und 

H  Seit  dem  Ausgange  des  Mittelalters  bemerken  wir  eine 
stetige  Fortentwicklung  auf  dem  Gebiete  dea  Heerwesens  in 
allen  europäisclien  Staaten.  Je  grösser  der  lUum  war,  den  taan 
afing  im  Staatenleben  der  auswärtigen  Politik  einzuräumen, 
mehr  musstc  auch  gerade  bei  den  massgebenden  Staaten 
'des  Contincnts  das  Bedürfni.-is  nach  einer  starken,  zur  Aktiou 
jederzeit  bereiten  Kriegsmacht  wachsen.  So  folgt  auf  das  Va- 
sallenheer  der  Lehensepuche  diis  siebende,  geworbene  Heer; 
■  und  00  kommt  es,  dass  bald  auch  das  Werbesjrstem  den  Bedarf 
nicht  mehr  deckt,  und  das  Princip  zum  Durchbruch  gelangt, 
daaa  der  Landesherr  von  der  BerOlkerung  des  Landes  auch  die 
fttr  sein  Heer  erforderliche  Mannschaft  zu  fordern  berechtigt 

Iist.  Seinen  Ausdruck  findet  dieses  Princip  in  dem  neben  dem 
WerbesTstem  ergänzend  angewandten  System  der  Conscription. 
')  Vgl.  LnB>::tz  v.  Stki»,  Die  Lflire  vom  HeerweMn  als  Theil  der 
^Uabiwii>5enai:h»ften ,  8.  40  fl"- ;  31.  Srydel,  Das  Kriegswesen  des  deataehen 
^iehe«  (UntTa?  Annalco  1875,  S.  1431  IT.);  Bluvtschli,  AUgeiueines  Staat«* 
recht,  a  270  ff. 
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Ihren  derzeitigen  Abschluss  fand  diese  Eiitwickelunj^  durch 
die  im  Laufe  unseres  JabrhunderU  fast  ulbeiiig  erfolgte  An- 
nahme des  Systems  der  allgemeinen  WelirpHicht,  wie  dasselbe 
zuerst  in  Prcnssen  dem  Staatsleben  als  dauernde  Institution  ein- 
gefügt wdrden  war. 

Durch  diese»  System  scheint  dasjenige  Problem,  dessen 
Lösung  das  Ziel  einer  Jedeu  Wehrverfassung  sein  muss,  fOr  die 
Verhältnisse  der  Gegenwart  die  entsprcclicndste  Lösung  gefunden 
zu  haben: 

Concentrirung  und  Entwtckelung  aller  Kräfte  des  Staates 
fQr  den  Kall  des  Krieges,  unter  möglichst  geringer  Behistaag 
des  Volkes  im  Frieden. 

Die  GrundzQge  dieses  Systems  sind  im  Wesentlichen  folgende. 

1.  Der  Kriegsdienst  zum  Schutze  des  Vaterlandes  ist  jed» 
pbysiijch  und  moralisch  bef^ilngten  Mannes  PHicht 

2.  Um  die  zur  Erfüllung  dieser  Pflicht  erforderliche  mili- 
tärische Ausbildung  sich  zu  erwerben,  ist  ein  Jeder  gehalten, 
dem  aktiven  Uecre  auch  im  Frieden  eine  bestimmte  Zeit  hin- 
durch anzugehören. 

3.  Dieses  aktive  Friedensheer  hat  einerseits  den  Zweck 
einer  militärischen  Bildungsschule  für  die  Nation  *  andererseits 
ist  es  bestimmt,  den  festen  Kern  zu  bilden,  an  welchen  im 
Kriegsfälle  sich  die  Gesammtheit  der  Wehrpflichtigen  ansehliesst 

4.  Darum  werden  im  Frieden  nur  die  Raluuen  (Codres) 
der  fOr  den  Krieg  bestimmten  Formationen  gebildet,  welche  im 
Hobilmachungsfalle  durch  die  eingezogeneu  Wehrpflichtigen  aus- 
gefüllt werden. 

Hierdurch  ist  nun  allerdings  die  Möglichkeit  gegeben,  bei 
verhältnissmässig  geringer  Friedensbelastung,  im  Kriege  ein 
Heer  nufzustcllen,  welches  alle  waffennihigcn  Männer  des  Volkes 
umfasst. 

Ob  nun  jedoch  jene  oben  gekennzeichneten  Ziele:  stark« 
Kriegsmacht  und  geringe  Belastung  im  Frieden,  thatsächliclt 
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'>ei  diesem  Syätoni  erreicht  werden,  das  hängt  wesentlich  ah 
von  der  Stärke  des  im  Frieden  bei  den  Fahnen  präsent  ge- 
haltenen Heeres 

ZoDachsfc  ist  ffir  den  rein  militärischen  Zweck  die  nume- 
rische Si&rke  des  Friedensheeres  in  dofipelter  Hinsicht  von 
hoher  Bedeutnng. 

Kiumal  bestimmt  bei  festateltendcr  Dienstzeit  lediglich  die 
Friedenspräspiizsturke  des  Heeres  die  Anzahl  der  ausgebildeten 
Mannschaften,  welche  im  Kriegsfalle  bereit  sein  werden. 

Ferner  wird  die  Grösse  jenes  festen  Kerns,  welchen  die  im 
Frieden  bei  den  Fahnen  versammelten  Truppen  bilden,  auf  die 
innere  Consistenz  des  Kriegsheeres  den  allereutacheidendsten 
Einfiuss  ausüben  müssen. 

Doch  anch  die  Lasten  des  Volkes  werden  wesentlich  von 
der  Fruge  mitbestimmt,  in  welcher  Stärke  das  Friedensheer 
präsent  gehalten  wird;  und  zwar  gilt  dies  sowohl  von  den  per- 
Bönlicben  als  auch  von  den  rein  finanziellen  Opfern,  welche  die 
Nation  der  Wehrhaftmachung  des  Staates  im  Frieden  zu  brin- 
gen hat. 

Die  erateren  werden  einerseits  begrenzt  durch  die  Di^sst- 
zeit,  welche  den  Umfang  der  persönlichen  Opfer  des  Einzelnen 
bestimmt,  andererseits  aber  anch  durch  die  Friedenspräsenz- 
starke,  welche  die  Zahl  der  zu  diesem  Opfer  Verpflichteten 
aormirt.  Denn  die  allgemeine  WehrpSicht  bedeutet  im  Frieden 
nur  die  Verpflicbtung  eines  Jeden,  dem  Befehle  der  Staatsge- 
walt Folge  zu  leisten,  welcher  die  ErfülUtng  der  Dienstpflicht 
zur  Erlangung  der  uuthweudigen  Ausbildung  in  den  Waffen  for- 
dert. Aus  finanziellen  Gründen  sind  die  Staaten  nun  aber  nicht 
im  Stande,  eine  solche  Friedensarmee  präsent  zu  halten,  wie 
sie  zu  der  heute  för  nothwendig  erachteten  vollen  militärischen 
Ausbildung  aller  Wehrpflichtigen  und  Wehrfähigen  nothwendig 
wäre,  mithin  bleibt  ein  Theil  der  letzteren  von  der  Pflicht, 
dieser    Friedensarmee    anzugeliören,    befreit.      Wie   gross  dieser 
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Theil  sein  soll ,  dfts  h&ngt  seihst  verstand  lieh  bei  feststehender 
Dienstzeit  lediglich  von  dtr  Höhe  der  Friedenspräsenz  ab,  so- 
mit auch  das  Maass  der  von  der  Nation  zu  bringenden  perBjJn- 
liehen  Opfer. 

Eines  Beweises,  dos«  ferner  auch  dii»  finanziellen  Opfer. 
welche  zu  dem  genannten  Zwecke  der  Gesammtheit  der  Staats- 
bürger obliegen,  mit  der  Priedenspräsenzsiärke  des  Heeres  in 
innigem  Znsammenhange  stehen,  bedarf  es  wohl  nicht. 

Hiernacli  dürfte  klar  f^ein,  wie  bedeutsam  für  das  ^ranze 
Staatflleben  die  Bemessung  der  Kriedenspräsenzstfirke  des  Heeres 
sowohl  in  militärischer,  als  auch  politischer  und  wirtbschaft- 
licher  Beziehung  ist;  Wohl  und  Wehe  des  Staates  hAngt  nicht 
zum  kleinsten  Theile  auch  von  ihr  ab. 

Unerläsalicb  erscheint  daher  auch  im  cousiitutionellen  St^at« 
eine  Einwirkung  des  Parlaments  auf  dieselbe. 

Daa  Wesen  des  constitutionellen  Staates  besteht  ja  geradr 
darin,  dass  dem  Volke  in  seiner  Gesammtheit  eine  aktive  Bo- 
thcüigung  an  der  Ausübung  der  gesammten  Staatsgewalt,  »ei 
es  direct,  sei  es  indircct,  durch  das  Organ  einer  sogenannten 
Volksvertretung  gewährt  ist. 

Die  der  letzteren  ertheilten  Befugnisse  erstrecken  sich  in 
den  verschiedensten  Formen  über  das  gesammte  Staatfileben. 
Namentlich  sind  die  Lasten,  welche  der  Staat  seinen  Borgern 
auferlegt,  regelmässig  von  der  Zustimmung  der  Volksvertretung 
abhängig  gemacht.  Eine  Staatsinstitution  nnn,  welche  nicht 
nur  die  Erreichung  der  allgemeinen  Staatszwecke  so  wesentlich 
bedingt,  sondern  auch  für  den  umfang  der  persönlichen  and 
finanziellen  Lasten  der  Staatsbürger  in  dem  Maasse  bestimmend 
ist,  wie  wir  dies  bezüglich  der  Friedenspräsenz  stärke  des  Heere« 
in  den  Staaten  der  allgemeinen  Wehrpdicht  darzuthun  verancbt 
haben,  muss  deshalb  ihrem  Wesen  nach  der  Mitbestimmung 
durch  die  Volksvertretung  unterliegen. 

So  war  es  nur  natürlich,   wenn   im  Deutschen  Beiche  dem 
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'arlameute   desselben«   dem   deutschen  Reichstage,    ein   solches 
Mitbesiimmungsreebt   hinsichtlich   der    numerischen  Stärke   des 
Keichaheeres  durch  die  Verfassung  gesichert  wurde. 
I  Art  und  Umfang   dieses  Elechtcs  haben  seit  den  Anfängen 

des  Korddeutacheu  Bundes  zu  den  um  meisten  umstrittenen 
Punkten  der  Verfassung  gehört,  nnd  nichts  deutet  darauf  hin. 
dass   die   nächste  Zukunft  eine  Aenderung  hierin  bringen  wird. 

Eine  staatsrechtliche  Untersuchung  dieser  Rechte  des  Reichs- 
tags und  der  dieselben  begrenzenden  Verfassungsbestimmangen 
dOrfte  demnach  auch  heute  nicht  überflüssig  erscheinen. 

Hierbei  werden  wir  zunächst  einen,  wenn  auch  nur  flüch- 
tigen Blick  auf  die  Umstände  werfen  müssen,  unter  denen  die 
einschlägigen  Bestimmungen  ins  Leben  getreten  sind,  denn  die 
EigenthümÜchkeiten  dieser  letzteren  sind  nur  aus  ihrer  £ut- 
.«rtehungsgeschicbte  (im  weitesten  Sinne  genommen)  verständlich. 


U. 

Einfluss  des  Preussiachen  Conflicts. 

Als   nach   den  Kämpfen  des  Jahres  1866  die  Regierungen 
der  deutschen  Staaten  nördlich  des  Mains  sich  anschickten,  dem 
deutschen  Norden  eine  bnndesntaatliche  Einigung  zu  geben,  da 
|-war  es  nur  natürlich,  wenn  das  Wesen  des  weitaus  mächtigsten 
'jener  Staaten,  dessen  Institutionen  sich  soeben  in  schwerer  Zeit 
glänzend  bewährt  hatten,  dem  neuzuschaffenden  staatlichen  Ge- 
bilde seine  Signatur  aufdrückte.    Dies  zeigte  sich  namentlich  bei 
den  Hcerescinrichtungcn,  in  welchen  vor  Allem  die  neugewonnene 
Einheit  ihren  ersten  Ausdruck  fand.     Das  gesammte  preussische 
System  wurde  auf  das  Bundeskriegswesen  übertragen. 
t         Doc-b  nicht  nnr  die  preussischen.  auf  das  Militärwesen  sich 
beziehenden  Gesetze,  Verordnungen  und  Reglements  wurden  dem 
Heerwesen  des  Bundes  zu  Grunde  gelegt,  vielmehr  rerwertheten 
die  verbündeten  Regierungen  sowohl,  als  die  Mehrheit  des  con- 
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stituirenden  Reichstages  auch  die  bezüglichen  Erfahrtingen  des 
constitutionellen  Lebena,  welche  man  gerade  wübreud  iler  letzten 
Jahre  in  Preuasen  reichlich  zu  machea  in  der  Lage  war:  wir 
meiuen  die  Erfahrungen  des  sogenannten  MilitÄrcontlikts.  Die 
Kriunerungen  an  diesen  Conflikt,  welcher  Jahre  hindurch  die 
Grundfesten  de^  prctissischen  Staates  schien  erschüttern  zu 
wollen«  waren  bei  der  Abfassung  des  Entwurfs  der  Verfassanf^ 
des  norddeutschen  ßundes  und  der  Aufnahme,  welche  derselbe 
durch  den  constituirendeu  Reichstag  fand,  von  entscheidender 
Bedeutung.  rj 

Zum  Verständniss  der  Absichten,  durch  welche  die  geset^^ 
gebenden  Kactoren  bei  der  verfassungsmässigen  Normimng  de» 
ßundeskriegswesens   geleitet   wurden,    ist  es  daher  uuerlüsslich, 
sich    in   Kurzem   die  Ursache    und    den  Verlauf  des   genanuttn 
Conflikts  *)  au  vergegenwärtigen. 

Bei  der  im  Jahre  1859  erforderlich  gewordenen  Mobil- 
niacliung  halten  sich  in  der  bisherigen  Heeresorganisation  ver- 
sehicdene  Mängel  gezeigt,  namentlich  schien  der  preussischen 
KegieruDg  die  Anzahl  der  Cadres  imd  die  sich  daraus  ergebende 
l'riedenspräsenzstärke  nicht  mehr  den  neuen  StaatsbedQrfnisseii 
entsprechend  zu  sein.  Die  genannten  Institutionen  beruhten  sDf 
dem  grundlegenden  Gesetze  vom  S.September  1814*)  und  der 
daraufhin  erlassenen  Cabinetsordre  vom  22.  December  1819*) 
und  waren  somit  etwa  40  Jahre  unverümlert  geblieben. 


*)  Man  vgl.  Gnei^-t,  Die  Lage  der  PrcuesisclicD  UeereaorganUBtioo 
um  29.  September  18G2;  Bos.vhak,  Geschichte  des  PreusaiBcben  Verwil* 
tungsrechU,  Bd.  III,  5.  2Ü7  fT. ,  Geeist,  GoseU  und  Budget,  S.  222  ((■■ 
ScHi'i.2K,  DeutflcheB  Staatsrecht,  BH.  II,  S.  251  IT.;  v.  K<is?iE,  Du  SIsj»!*- 
recht  der  Preussischen  Monarchie,  Bd.  TI,  S.  902  IT.;  Piiruss,  Friede ti»iir»- 
»enz  uod  Reichsverr&Brang,  S.  8-fT. ;  sowie  die  stenographischen  Berichie 
tiher  die  Verhandlungen  des  Preussischen  .Abgeordnetenhaitsei>18<i2-lBt>6' 

')  §  3  lautet:  Die  Stärke  des  stehenden  Heerea  und  der  Laodivehr 
wird  nach  den  jedesmaligen  StaalsverhäUnlssen  hestimrot. 

')  Oesetteammlung  1820,  S.  5. 
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So  wurde  denn  die  sogenannte  Reorganisation  der  Armee 
in  Angriff  genommeu  und  im  Wege  der  kßnigUcheu  Verorduuiig 
während  der  Jahre  185!)  — 1861  in  der  Weise  thatsiicblich  durch- 
genUirt,  dass  die  Anzahl  der  Cadres  und  die  Effektivstärke  der- 

t  seihen  wesentlich  vermehrt  wurde. 

Die  durch  diese  HeorganisatioQ  aotbwendig  gen'ordeneu 
finanziellen  Mehrfordenmgen  unterlagen  nun  ireüich  der  Be- 
willigung des  Landtags,  und  die  Mehrheit  des  Abgeordneten- 
hauses war  dem  Gedanken  der  Reorganisation  keineswegs  ge- 
neigt. Die  Bewilligung  der  entsprechenden  Mittel  konnte  daher 
nur  unter  dem  Titel  der  , erhöhten  Kriegsbereitschaft*  zweimal 
Torfibergehend  erlangt  werden,  und  endlich  kam  es  im  Jahre  18ü2 

^  xnm  vollständigen  Bruch  zwischen  Regierung  und  Abgeordneten- 
hans.  Während  die  Regierung  behauptete,  die  Reorganisation 
bewege  sich  im  Rahmen  der  bestehenden  Gesetzgebung  (§  8  des 
Gesetzes  vom  3.  September  1814)  und  sei  daher  im  Wege  der 
Verordnung  durchzuführen,  leugnete  die  Mehrheit  des  Abgeord- 
netenhauses eine  solche  ßefugniss  auf  das  Entschiedenste  und 
berief  sich  darauf,  daas  die  in  die  Gesetzsammlung  aufgenommene 
Cabinetsordre  vom  22.  December  1819  nur  durch  ein  Gesetz, 
also  in  dem  jetzt  Constitutionen  gewordenen  Staate  durch  lieber- 
einstimmung  der  gesetzgebenden  Factoren  abgeändert  werden 
könne. 

Die  Waffe  in  dem  jetzt  entstehenden  Streite  bot  dem  Ab- 
geurdnetenhause  das  Budgetrecht^  wie  es  in  Art.  09  der  preussi- 
scben  Verfassung  seinen  Ausdruck  gefunden  hatte; 

«Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  de.s  Staates  mÜR.sen  für 
jedes  Jahr  im  Voraus  veranschlagt  imd  auf  den  Staatsfaaushalts- 
etat  gebracht  werden.  Letzterer  wird  jährlich  durch  ein  Gesetz 
festgestellt.* 

I  Hierauf  gestützt,   strich   die   Mehrheit   des   Abgeordneten- 

hau^ses  im  Herbst  1862  die  Kosten  der  Reorganisation  aus  dem 
Etat    und    verhinderte  dadurch  dos  Zustandekommen  des  in  der 
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Verfassung  vorgesehenen  Etatsgesetzes,  die  Regierung  jedoch 
leistete  die  erforderlichen  Ausgaben  ausser etatam assig,  wozu  ihr 
Art.  100  d.  Verf.,  der  die  Einnahmen  auch  ohne  die  formelle 
Ermächtigung  des  Etatsgesetzes  sicherte,  die  Mittel  gab. 

Indem  beide  Tlieile  an  ihrem  Standpunkte  festhielten,  wurde 
der  Streit  bis  zum  Ausbruche  des  Kriege»  von  ISÜti  fortgesetzt 
Die  Erfolge  dieses  Krieges  riefen  eine  versühnlicbere  Stimmung 
hervor  und  erleichterten  es  der  Regierung,  die  Beendigung  dee 
Streites  durch  die  Vorlage  des  sogenannten  Indemnitatsgesetzes 
unzubahueu,  in  welchem  das  Budgetreeht  des  Art.  99  anerkannt 
war.  Dieser  Vorschlag  wurde  von  der  Mehrheit  des  Abgeord- 
netenhauses angenommen  und  somit  der  Conäikb  formell  bei- 
gelegt. 

Wynn  auch  im  Laufe  der  Zeit  die  ursprüngliche  Differeui 
zwischen  tiegiernng  und  Abgeordnetenhaus  in  den  Hintergrund 
trat  und  die  dos  ganze  Staatsleben  umfassende  Frage  des  Budget- 
rechts das  Streitobjekt  bildete,  so  ist  doch  nicht  zu  vergessen, 
dasä  den  Ausgangspunkt  des  Streites  die  Frage  nach  dem  Dm- 
fang  der  purlHUientarischen  Befugnisse  bezüglich  des  Heerwesens 
bildetrC,  und  speciell  die  behauptete  Befugniss  des  Parlamente 
bei  der  Feststellung  der  Friedenspräsenz  des  Heeres  mitzuwirken 
den  ersten  Anläse  zum  Conflikt  bot.  Und  diese  Frage  btieb 
auch  nach  der  formellen  Versöhnung  eine  brennende. 

Die  Regierung  betrachtete  jede  Einflussnahme  des  Paria- 
Dients  hierauf  mit  dem  grössten  Misstrauen,  während  bei  der 
damals  die  öffentliche  Meinung  beherrschenden  liberalen  Partei 
die  durch  keinerlei  gesetzliche  Schranken  gehinderte  Jährliche 
Fixirung  der  Friedeuspräseuzstärke  als  wesentlicher  Theil  des 
Budgetrechts  galt. 

Diese  principielle  Verschiedenheit  der  Auffassungen  musste 
nun  bei  Feststellung  der  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes 
zum  Ausdruck  kommen. 

Das  Streben  der  verbilndeten  Regierungen  ging  dahin,  nicht 
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mir  die  Organisation  des  Heeres  verfassungsratlssig  festzustellen, 

»sondern  auch  die  Waffe  des  parliunentariäclieu  Budgetrechts  dem 
Jl^^re  gegenüber  unwirksam  zu  machen.  Daher  räumte  der 
[^Entwurf  der  VerfaflBung  des  norddeutschen  Bundes'  dem  Heicfas- 
iaffe  hinsichtlich  des  Bundeskriegsweseos  nur  eine  sehr  geringe 
Competenz  ein. 

Zunächst  war  unter  den  in  Art.  4  dea  Entwurfs  aufgezählten, 
der    ßundesgesetzgebung    unterliegenden    Angelegenheiten    das 
Bundeskriegs wesen  nicht  genannt,  eine  Mitwirkung  des  Reichs- 
tages bei  der  Gesetzgebung  in  Milltärsaclieu  daher  nicht  beab- 
sichtigt^).    Art.  56*)  des  Entwurfs  erkannte  zwar  die  Befugnise 
j^des  Reichstages  znr  Mitwirkung  bei  Feststellung  der  Friedena- 
H|»räsenzstärke  an,  stellte  jedoch  dieselbe  dauernd  fest,  indem  er 
^eioe  Aenderung  nach  je   zehn  Jahren  nur  unter  Uebereinkunft 
der  gesetzgebenden  Pnctoren  vorsah').  Endlich  gewahrte  Art.  5S*) 
in  Verbindung    mit  Art.  05*)  des  Entwurfs  zur  Bestreitung  der 


^)  Darcli  den  Enlworr  war  es  11b«vtiaupt  tmentselideden  gelauen,  wem 
in  Uilitär^Aclitn  die  ücsetigclnnig  zustellen  sollte.  Han  vgl.  die  Kvden 
Äer  Abg.  TwKrtTr.N,  WAQ.stn,  sowie  dts  Jlinietcrpradidenleti  Grafen  Bismahck 

E(BKzni.r>,  MaterialiRn  <)t-r  deiitsclieii  ReichSTerfaesung,  Bd.  II,  S.  546  und 
5,13). 

1  •)  .Die  FricdoDBpritocozst&rke  de»  Bundcskeercs  wird   aaf  I*/«  der 

iBevulktfruDg  von  1867  normirt  und  itro  rata  dersclljeii  von  den  einzelnen 
Biindcst>tnat«n  geBtellt;  bei  waclisender  Bevölkerung  wird  nach  je  10  Jahren 
ein  anderwcitig«r  ProcentsaLz  restgesteltt  werden.* 

0  Br  ergibt  aicb  die«  deulltcli  aus  dcui  Woi-Üaut  des  Art.  .5ti  d.  E., 
cowie  ans  derdenBclben  begründenden  Rede  des  Baudeskommissnrs  Kriegs- 
niinii<t«r8  v.  ßo<>.\  (Bkzold  II,  S.  351),  insofern  war  dtu  Amendement 
V.  HoLTKr  (Bfzold  II,  S.  ft.'il):  „die  durcli  Art,  5ö  und  58  beelimmten 
Leistungen  duurrn  fort  bis  zur  Publicatiou  dea  neu  za  Stande  zu  bringen 
den  Knndesgenclzos",  als  /iiRatz  znin  Entwurf  überÜÜsaig. 

*)  .Zur  Bestreitung  dc-a  Aufwandes  filr  das  gesanimt«  Heer  und  die 
sn  deniMlben  gehörigen  Einrichtungen  Bind  dem  Bundesfeldherm  jährlich 
lOTielmai  225  Tlialer,  als  die  Kopfzahl  der  Fried ensp rasen zstiirke  dea 
Heeres  nach  Art,  5t5  bctrigl,  zur  Vert'tigang  7.u  stellen.' 

')  wAbgeaebcn  von  dem  durch  Art.  58  bestimmten  Aufwände  fiir  das 

.finndeahecr  und  die  zu  demEelben  gehörigen  Einricblnngen,  sowie  von  dem 
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Militäraasgaben  dem  »Bundesfeldherrn*  ei»  dauerndes»  von  der 
Bewilligung  des  Hcichstages  unabhängiges  PauscliqiiaDtum  tmd 
überlieas  damit  auch  die  ganze  Formation  des  Heeres,  sowie  die 
Nonnirnng  der  Offi/.iersstellen  dem  Ermessen  desselben. 

Hiernach  beschrfinkte  sicli  die  Befugniss  des  Reichstages 
hinsichtlich  de»  Militär wesens,  abgesehen  von  seiner  xu  Ver- 
iinderuugen  der  verfassungsmässigen  Organisation  erforde rlichfn 
Zustimmung  auf  Bewilligung  etwaiger  extraordinärer  Forderungen, 
sowie  auf  die  Mitwirkung  bei  der  nach  je  zehn  Jahren  im  Fall 
des  Zunehmens  der  Bevölkerung  vorgesehenen  Neufesbstelluug 
der  Friedenspräsenz,  welch  letztere  jedoch  fQr  den  Fall,  da» 
eine  neue  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  kommen  würde,  unver- 
ändert fortbestehen  sollte. 

Diese  Bestimmungen  des  Entwurfs,  welche  der  herrschendea 
Theorie  des  Budgetrechts  diametral  entgegengesetzt  waren,  be- 
geguetca  nun  im  constituirenden  Reichstage  einem  entscbiedeaeu 
Widerstjißd,  ja  man  kann  sagen,  dass  von  allen  Tbeileu  des 
Entwurfs  der  Abschnitt  \I  (Bundeskriegswesen)  am  heftigstes 
umstritten  worden  ist. 

Die  Mehrheit  des  Reichstages  war  wohl  geneigt,  die  dorcli 
die  preusaische  sogenannte  Reorganisation  geschaffenen  Ghfimd" 
lagen  des  Heeres,  wie  es  der  Entwurf  forderte,  in  ihrem  that* 
suchtichen  Bestände  durch  die  Verfassung  festzustellen ,  nicht 
jedoch  die  dauernde  Festjstellung  der  Fried cnspräsenz  und  du 
dauernde  Pauschquantum  zu  bewilligen.  Im  Gegensatz  zu  den 
Kegierungsforderungen  fring  die  Absicht  der  Mehrheit  des  con- 
stituirenden Reichstages  vielmehr  dahin,  die  Theorie  vom  abso- 
luten   .Budgetrecht*  "^),    wie   sie   sich   im   preussischen  Conflikt 

AafwftDde    für   die  Unrine  (Art.  &0)   werden   die  gerne inscliHftlichen  At» 

gaben  im  Wege  der  BoiidcsgeBt'tKgebung fe«tgeälo]lt.* 

'"1  Welclie  Unklarheit  bezüglich  dieses  Budgetrechte  iiemcbte,  er- 
gibt eich  deutlich  aus  den  bei  dieser  Gelegenheit  Seitens  der  ÜberaW 
Redner  geochehenen  Aeu^^enmgen.      Han    vgl.  namentlich  die   Reden  yob 

PonilKENIlElüC,   LASKSn,   TWKSTE\    u.    A. 
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auHf^childet.    üu   KorddeuUcben   Bunde    praktisch    zu    verwirk- 
^lichen. 

^p         Jährliche   Feststellung   der  Fried  eni^prüsenZf   unbescliränkte 

^KFreiheit  in  der  Bewillip'ung  des  Heeresetatß  auf  der  einen  Seite; 

dauernde  Feststellung  der  Friedenspräsenz  durch  die  Verfassung 

und  eisernes  Pauschquantura  auf  der  anderen  Seite:   das  waren 

die    beiderseits    als   dem   Staatfiwohl   unentbehrlich   bezeichneten 

Forderungen. 

^ft         Andererseits  bestaud.  trotz  dieses  principielien  Auseinauder- 

^Bgehens,  die  Absieht,  eine  positive  Kinigung  hinsichtlich  der  Ver- 

Vfassung  zu  Stande   zu  bringen,    und  diese  drängte  beide  Theile 

auf  den  Weg  des  Compromisses. 

P  Diesem  Compromisse  nun  verdanken  die  Grundlagen  unseres 
beutigen  Rechtszustande»  ihre  Entstellung.  Hieraus  iTwst  sich 
^^der  vielfach  störeud  hervortretende  Mangel  an  Klarheit  und 
^fConsequeuz  in  den  eioschlägigeu  ßestimmungen  erklären,  darum 
scheint  auch  mebrfucb  eine  Form  gewählt  zn  sein,  welche  nicht 
nur  verschiedene  Deutungen  znlasst,  sondern  geradezu  den  Ein- 
druck einer  beabsichtigten  Unklarheit  macht.  Bei  der  Annahme 
der  deutechen  Reichs  Verfassung  scheute  man  sich  allgemein. 
diesen   wunden  Punkt  zu  berühren,   so  daas  die  theilweise  ver- 

flteten  provisorischen  Bestimmungen  auch  in  der  Verfa-ssung 
es  Deutschen  Reiches  einen  Platz  fanden. 
Versuchen  wir  nun  die  Hechte  und  Pflichten,  welche  die 
to  zu  Stande  gekommenen  Bestimmungen  der  Reichs verfassimg 
dem  Eleichstage  mit  Bezug  auf  die  Friedenspräsenzstärke  des 
ieiclisheeres  zutheilen,  in  Folgendem   kurz  darzustellen. 


III. 

Bechte  des  Reichstags  atis  Art.  60  der  Beichsverfassimg. 

P        Jedes  Heer   setzt   sich    zuHammeii   aus  den  Cadres  und  der 
Fällung,    weiche    diese   Rahmen    durch    Mannschaften   erhalton. 
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Die  numerische  Stärke  eiues  Heeres  kann  dem  entsprechend  fe 
gestellt  werden,  sowohl  dadurch,  dass  die  Anzahl  der  Cadre« 
und  die  Effektivstärke  derselben  bestimmt,  als  auch  dudura 
dass  nur  die  Summe  der  Mannschaften,  nicht  aber  die  Verthet^ 
lung  derselben  auf  die  einzelnen  Cadres  Torgeschrieben   wird. 

Diese  letztere  Art  der  Normirung  iässt  sich  wiederum  so 
denken,  daas  entweder  das  jährlich  in  die  Armee  einzusieUeude 
Trupp eucontingent  bestimmt  ist,  wobei  dann  die  Qesammtstärke 
der  Armee  das  Product  ans  Dienstzeit  und  Jahrescontiogent 
darstellen  wQrde,  o<i(;r  dass  die  Starke  der  Armee  in  einer  Qe- 
sammtsumme  bestimmt  erscheint.  Letztgenannten  Wog  hat  man 
in  Dtftitschland  schon  seit  dem  Kntstehen  der  Verfassung  des 
Norddeutschen  Bundes  eingeschlagen :  unter  dem  in  der  Geseti- 
gebung  angewendeten  Begriff  der  Fricdensprilsenzstärke  wird 
eben  jene  Gesammtsumme  verstanden. 

Das  llecht  des  lieichstages  nun  bei  Feststelluug  derselh 
direct  mitzuwirken,  gründet  sich  auf  Art.  ÖO  der  Heichsrerfassun 

Derselbe  lautet: 

,Die  FricdenspriisenzMtiLrke  des  deutschen  Heeres  wird 
zum  31.  December  1871  auf  1  Procent  der  Bevölkerung  tq 
1867  normirt,  und  wird  pro  rata  derselben  von  den  einzelneo 
Bundesstaaten  gestellt.  Für  die  spätere  Zeit  wird  die  Fricdens- 
präfienzstürke  des  Heeres  im  Wege  der  UeicbsgeseUg«! 
festgestellt." 

Aus  dem  Wortlaute  geht  liervor,  dass  der  erste  Theil  dd 
Art.  60  mit  dem  31.  December  1871  seine  Gdltigkeit  verlöre 
hat,  und  dnss  der  zweite  Theil  die  Norm  fQr  die  spätere  Reg^ 
Intig  darstellen  soll. 

Zunächst  fragt  es  sich,  ob  diese  Norm  auch  jetzt  uocli 
formelle  GCltigkeit  beanspruchen  kann.  Auf  Grund  derselbeo 
sind  zum  Zwecke  der  Feststellung  der  Friedenspräsenzstilrkej 
das  Gesetz,  vom  9.  December  1871,  welches  die  Friedenspräseiii 
stärke  auf  3  Jahre  feststellte,  sowie  das  Gesetz  vom  2.  Mai  187<l, 
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iie  Novellen  vom  i>.  Mai  1880  und  U.  März  1B87  erguugen, 
deren  jedes  eine  Feststellnng  derselben  auf  7  Jahre  anordnet«. 
Diese  mehrmals  erfolge  Feststelinng  auf  7  Jahre  hat  nun  die 
Meinung  hervorgerufen,  eä  sei  hierdurch  ein  neuer  Rechtszusiand 
geächaffcn,  wonach  das  sogenannte  ^iSeptennat'  auf  einem  Ge- 
wohnheitsrecht beruhe").  Die  Annahme  dieses  Gewohnheits- 
recht« würde  die  gesetzgebenden  Factoren  verpflichten,  eine 
Feststellung  der  Frieden spr äs enzsturke  von  7  zu  7  Jahren  vor- 
zunehmen. 

U.E.  entbehrt  jene  Auffassung  jedes  tbatsächlichen  Grundes. 
7tcht  nur  bietet  der  Wortlaut  der  betreffenden  Gesetze  einer 
aolchen  Behauptung  keinen  Anhalt  —  derselbe  beschränkt  sich 
darauf,  die  Feststelinng  fQr  einen  bestimmt  begrenzten  Zeitraum 
vorzunehmen  —  sondern  es  ist  auch  der  für  später  unverbind- 
liche Charakter  einer  solchen  Normirung  ganz  ausdrücklicli  Seitens 
ier  betheiligten  Factoren  mehrfach  hervorgehoben  worden^'). 
Endlich  kann  die  blosse  Thatsache,  dass  eine  mehrmalige  Fest- 


'*)  In  den  Verlinndlungen  des  Reichstages  im  Jnhrc  1880,  gelegentlich 
Her  BrrnlbuDg  der  ergtru  Novelle  zotn  HeicIisuüliiiirgegeU.,  findet  sich  diese 
Ansiclit  mchrlauh  Angedeutet  (vergl.  die  Kcden  der  Abgeordnete» 
T.  BEXittnsEN,  und  v.  Treitsoukk,  Sten.  Ber.  IV.  l.rgiBlatorperiode,  3.  ScMion 
ISdOt  8.  1B9  tt.y  195  fT).  Dieser  Ansicht  schien  «ach  der  Reiclisk antler 
Ural  HKiUROi  Ausdruck  gehen  ku  wollen,  wenn  er  in  der  am  24.  Januar 
t887  im  Freuseischeu  Abgeordnetenlmase  gehaltenen  Rede  mit  Bezug  bier- 
anr  sagte:  .Durch  die  zweimal  aul' 7  Jabreertulgte  Bewilligung  hm  eich  schon 
ein  förmlicher  Usus  hemasgebildet"  (nb^cdruckt  in  IIikth'm  Annalcu 
1887,  8.  184). 

")  Vgl.  die  Rede  des  Antragetellers  Abg.  v.  Hknmuseh  bei  der 
tweiten  Berathung  des  ReiehsmililKrgesetzeti  (Sten.  Ber.,  II.  LegislatDr* 
Periode,  I.  Session  1874,  8.  753  (T.).  Die  Erklärung  des  Krieg^minisierfl 
r.  Roov  (S.  7S8  das.).  die  Rede  des  Abg.  Gskist  (3.  9(K>  ff.  das.)  u.  A. 
V,  Ruox  erklärt«:  .Das  Amendement  v.  Brnskisen  erkennt  die  Kotbwendig- 
keit  dieser  Starke  für  die  nächsten  7  Jnbrc  an,  will  aber  Über  diese  Zeit 
kinauB  die  legislaliven  Factoren  nicht  Terptlichten,* 

Aehnticlie  Aensserungen  wiederholen  sich  vielfach  bei  Berathung  der 
IJovellen  von  1880  und  1887. 
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Stellung  auf  7  Jahre  erfolgt  ist,  bei  vollstÄndigem  Mangel  d«r 
opinio  occessitatis  doch  gewiss  nickt  geuUgen,  um  daraus  ein 
Gewobabeitsrecht  abzuleiten. 

Es  ist  demnach  auch  heute  noch  keine  andere  Regel  fUr 
die  Feststellung  der  Fried enspräsenzstärke  massgebend  als  die 
des  Art  60. 

Zum  Verstäiidaifis  der  Bedeutung  dieser  Norm  wird  es  ror 
Allem  nöthig  sein,  die  wesentlichsten  in  ihr  enthaltenen  Be- 
gritfe  zu  iuterpretiren. 

Hierbei  luuss  uns  zunächst  die  Frage  aulstossen,  was  unter 
der   «FriedensprösenzsUirke"    an   dieser  Stelle   Terstanden   wird, 

1,  Der  Begriff  der  Friedenspräsenzstärke  imifus.st  nicht  das 
ganze,  im  Frieden  bei  den  Fahnen  versammelte  Heer,  vielmehr 
versteht  die  Reichsgesetzgebung  unter  derselben  nur  die  Ge- 
sammtsumme '^)  der  Unteroffiziere  und  Mannschaften'*),  welche 
im  Frieden  dauernd  präseut  gehalten  werden  dCrfen.  Offi* 
ziere'*)  sind  in  dieser  Zahl  nicht  begriffen,  auch  die  Einjährig- 
FreiwUligeu '  *")     sind     oicht     eingerechnet.       Desgleichen     sind 


»)  S.  oben. 

'*)  Es  crgittt  f>ich  dies  aus  den  von  dem  Krjegemitiistcr  r.  Book  den 
coDstitnirendeii  Reiclistage  gegebenen  Erläuteruugen  (Drucksachen  Nr.  38; 
Bezuld,  Bd.  II.,  ß.  2ttB).  anwic  aus  dem  Wortlaute  des  $  1  des  ReicU«mililir- 
gcaelzea  vom  2.  Uni  1S74.  Wenn  in  den  Norelten  von  1880  und  1887  dir 
ünierofßciere  nicht  mehr  ausdrücklich  genannt  sind,  so  sollen  sie  datnlt 
keineswegs  ausgeschlossen  sein  (vgl.  die  Begründung  des  Entwarfs  von 
1880,  Sien.  Ber.  IV.  Ugialaturperiode.,  III.  Session,  S.  22). 

'*')  Desgl.  die  Aertte  und  Militarbeauiten.  Hitieiclitlicli  der  Ofticierr 
war  dies  bereits  in  den  genannten  Erläuterungen  des  Kricgaministers 
V.  Koüs  ausgesprochen  worden.  Bestätigt  wird  es  durcli  den  Wortlaut  des 
S  l  des  Keiohsmililargesetzes  in  Verbindung  mit  §  4  Abs.  6  desselben 
Oeselxes. 

")  Bezüglich  der  Einjfthng- Freiwilligen  ist  eine  verschiedene  Praxfi 
geübt  worden.  Bis  zu  dem  Jahre  1871  wurden  dieselben  eingerechnet 
(Mittheilungeti  der Militorcommiasion  des  Reichstages  187  t,  II.  Session,  Druck- 
sachen Nr.  102  C>.  Auch  nachher  bis  zum  Erlass  des  RrichsmiUtargesetsea 
geschah    dies   aus   ErspamisarÜcksichten   (Uotive  zu  $  1    der  Regierung^ 


I 

I 


aiisffeschlosäen  die  zum  Zwecke  von  iniliiärisdien  Uebungeii 
vorübergehend  emberufenen  Personen  des  Soldatenstaudes  der 
Reserve  und  Landwehr,  sowie  die  MonnschatVn  der  Ersatz- 
reserve'"^  welche  zu  üehungeu  eingebogen  sind. 

2.  Die  Ziflfer  der  FriedeusprÜsenz  ist  eine  Maxinialziffer**). 
sie  stellt  das  Maxiimini  dar.  vun  welchem  der  Kaiser*^)  nach 
dem  Minus  hin  abweichen  darf,  welches  er  aber  zu  flberscbreiten 
regelmässig '**)  nicht  befugt  ist.  Der  Kaiser  bestimmt  somit  die 
Effektivstärke,  und  zwar  hängt  es  von  seinem  Ermessen*^)  ab, 
ob  dieselbe  gleich  der  Fried ensprUsenzstärke  ist  oder  hinter 
<)erjtelben  zurückbleibt 


I 
I 
I 


vorläge).  Seitdem  sind  dieselben  nicht  mehr  in  der  ,t'riedensprttaeQutiLrke^ 
iobegrilTeD  (cCr  die  §$  1  des  R<;icb6iDilitargesetz«s  und  der  Novellen  von 
1880  und  1887). 

")  Boriclil  der  in.  CnmmUsinn  des  deutschen  Reichstages,  IV.  Le^fis- 
lttltirpeiiode.  3.  vSoBsioit  1H80,  8len.  Ber.  S.  492. 

")  NncI)  dem  Berichl  des  Ahg.  üligrEi,  zu  §  1  des  Kcichemilltärge- 
eetzeä  wurde  das  .anthentiecli'  Seitens  der  Regierung  erklärt  (Sten.  Ber. 
U.  Legislötarperiodc,  l.  Session  1874,  8.  7&1).  Vgl.  duelhst  Druck- 
ncben  Nr.  lOli,  Anlage  IX,  Ziffer  H.  «0«  Verwnltnng  ist  nicht  ver- 
pllichlet,  nie  (dirfic  YAtfvr^  priuienl  zu  liBlten.'*  üe«g).  Erklärung  di^s  Re- 
gierungsvertreters in  der  ^iliLarcnmmiEsion  1887  (abgcdrucUl  in  HiitTH's  An- 
nalen  1687.  S.  l:>ä].  Seine  verfasBungBniäsi^ige  Begriindnng  findet  dies  in 
i^rt  63*  der  Reichererfnssitng. 

**)  Art.  63^  der  KeichsvcrfaDanng  sagt:  „U^r  Kaiser  bestimmt  den 
Priuenuiand.  die  Gliederung  und  Kintheilung  der  Contingentc  des  Reichs- 
lieeres.'*  Die  Itier  in  Betracbt  kommende  Frage  der  Sonderstellung  der 
B-tyrisclien  Arm<-c  lassen  wir,  als  für  unsere  Aufgabe  irrelevant,  nnbcrtihrt. 

"j  5  <>  io  Verhiiidmig  mit  ^  8  des  „Wehrgeaelze«"  vom  9.  Nnvember 
18d7  gewalircii  dem  Kaiser,  auch  abgi-seben  vom  MabDmiicbungül'nlle^  das 
Kccht.  Toräbergebcnd   „nothwundigc  VcrEtürkungen"  eintuberufcn. 

")  Wenn  nach  dem  Commissionsberlclit  der  ArmeeconimiBsion  tl887. 
abgedruckt  in  IlinT>ri<  Ann»len,  S,  135)  der  Vertreter  der  Regierung  diese 
ZtiTer  auch  als  eine  mnglkli^t  zu  erreichende  KormnUiiTer  bez^klmete^  so 
kuon  man  zugeben,  dass  ein  gewisser  moralischer  Antrieb  f'iir  die  Ueeres- 
verwoUnng  in  der  Uinsiclit  besteht«  eine  VerpfliobtuDg  existirt  kelnes- 
fells.  —  üeber  den  Charakter  der  Ziffer  der  Friedensprascnzatarke  »Is 
«Normolziirer*   werdun  wir  iintoii  za  handclD  Imbcn. 

Arcliiv  nir  äffcntllcbcs  Becbt  UI.  £.  1& 
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Der  zweite  Theil  des  Ark.  tid  der  Reichs  Verfassung  will 
also  dem  Biiiiilesrailie  und  dem  Reiclistage  das  Recbt  emrüumen. 
die  Grenze  zu  bestimmen ,  über  welche  hinaus  das  Heer  im 
Frieden  niclit  dancrnd  präsent  gehalten  wcrdea  darf,  deshalb 
soll  die  Friedenspriisenzstärkc  .im  Wege  der  Retchsgcsetzgebung* 
festgestellt  werden. 

In  dem  Streite,  zu  welchem  jede  Neufeststellung  der  Friedeus- 
präsenzstÄrke  des  Heeres  Anlass  gegeben  hat,  musst«  stets  die 
Interpretation  des  Wortes  „Heidisgcsetzgebung"  im  Sinne  des 
Art.  ÖO  eine  hervorragende  Stelle  einnehmen. 

Von  der  einen  Seite  wurde  die  in  Art.  GO  gefordert«  Fest- 
stellung „im  Wege  der  Reichsgesetzgebung''  aU  Gegensatz  zur 
Feststellung  durch  die  Verfassung  angesehen  nnd  behauptet, 
eine  Keststelluiig  durch  das  jährliche  Ktatsgesetz  sei  nicht  nur 
dem  Wortlaute  der  Verfassung  nach  zulässig,  sondern  auch  dem 
Geiste  derselben  durchaus  entsprechend.  Von  der  anderen  Seite, 
der  der  Regierung,  machte  man  geltend,  es  sei  unzweifelhaft 
der  Wille  des  Gesetzgebers  gewesen,  die  Feststellung  der 
FriedenspräRenz  der  blossen  jährlichen  ßiidgetbewitligung  und 
ihren  Schwankungen  zu  entziehen,  mithin  erfordere  der  Begriff 
der  ^Reichsgesetzgebung"  ein  Gesetz  im  eigentlichen  Sinne  des 
Wortes,  und  zwar  ein  dauerndes,  d.  h.  ohne  fixirten  Endtermin 
seiner  Gültigkeit**). 

Eine  dritte  Auffassting  endlich  ging  dahin,  es  sei  allerdings 
die  Regierung  dem  Reichstage  gegenüber  durch  die  Bestimmung 
des  Art.  t>0  berechtigt,  eine  Feststellung  der  Friedenspräsenz- 
stärke  durch  ein  Specialgesetz  (im  Gegensatze  zum  Ktatsgesetz) 


*0  Uaa  vgl.  die  Darstellung  iler  geschilderten  gegi-nsatilicben  Auf* 
fusungcn.  nie  eie  gelegentlich  der  Commissinnsberathiiug  des  Reicbsmiti- 
iftrgeS'ftzes  zum  Ausdruck  kamen,  in  der  Berichterstattung  de»  Abgeord< 
neten  Hiolei.  (Stcn.  Her.  II.  Legiälaturpcriode,  1.  SessiOQ  1874^  S.  747  ff.)> 
Die  Berathungen  der  Novellen  von  1)J80  und  ISS7  drehen  eich  Tost  uar  um 
diesen  l'onkt. 
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liingeii,  «ie  sei  jedoch  uurOriiinl  der  Itestehenden  Oesetz- 

» gebung  nicht  befugt,  eine  duiiernde  FefiU;teUung  (ttügenanntes 
pÄeternat*)  zu  fordern**). 
I  £ine  authentische  Interpretation  ist  hinütchtlich  dieser  Krage 
i>i3  beute  nicht  erfolgt.  Man  hat  sich  chirch  die  in  Aupföhrung 
des  Art.  (>0  erlassenen  Gesetze  im  Wege  des  CompromisBea  im 
•Jahre  1871  auf  eine  dreijährige,  in  den  Jahren  1874,  1880  und 
1887  auf  eine  siebenjährige  Feststellung  der  Friedenspräsenz- 
atärke    geeinigt.     Die  Kecht^frage   ist   dadurch,    wie   wir   oben 

tdargethan,  keineswegs  entschieden  worden,  und  ebensowenig 
hat  man  es  zu  verhindern  vermocht,  dass  bei  der  jedesmaligen 
nothwcndig  werdenden  Neufestsetzung  die  alten  Gegensätze  in 
schärfster  Weise  zur  Geltung  Itainen. 

Wenn    wir   nun   behufs    Untersuchung    der   Frage,    welche 

■Von    den    drei    soehcn   angeführlen  Inierpn^tjitioiien  des  Art.  (»0 

Sie  richtige  sei,  den  Wortlaut  desselben  ins  Auge  fusseu,  so  ist 

Ee6  unzweifelhaft,  dasa  diesem  durch  jedes  Gesetz  im  materiellen 

[Worteinne.  sei  es  von  längerer,  sei  es  von  unbestimmter  Dauer, 

[Genflgc    geschieht;    also    durch    die   sub   'l   und   :t   angeführten 

lAuffttSsnngen.    Nach  dem  Sprachgebraucbe  der  Reichsverfnssung 

»t  aber  auch  eiae  Feststellung  der  Friedenspräsenzstärke  durch 

I  Etatagesetz  nicht  ausgeschlossen,  denn  auch  das  sogenannte 

setz  im  formellen  Siune  ist  der  Reichsverfussung  ein  „Gesetz". 

So  spricht  rlieselbe  in  Art.  62^  von  dem  »Etatsgesetz'  und 

fordert  in  Art.  f>9  die  Feststellung  des  Reichshanshaltsetats  durch 

ein    «Gesetz***).     Der    Wortlaut    der  Verfassung   läs«fc  somit 


")  Diese  Aufras«Dng  fnnd  zuerst  ihren  Ausdruck  in  der  Aede  dea 
ibgeordneten  t.  BK^^■|üSEs  (Stcc.  Ber.  1874,  II.  LegiBlaturperiode,  1.  Se«- 
öon,  8.  755). 

"J  Art.  ßö  d«8  Enlwurrs  der  Vcrr&esung  des  Norddeulschen  Bundes 
rorderle  die  Fcstelellung  der  gemeinscliaftliclien  Ausgaben  „im  Wege  der 
Bündesgesetzgebung*.,  bediente  sich  qIbo  genau  des  In  Art.  00  der  Heictis- 
Tftrfaatung  angewandten  Ausdrachs. 
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jede  Art   der  formell   gesetzlich  zu  Stande   gekommenen  Kes 
stellungdcr  Friodcnspräsenzstärke  als  rechtlich  zulässig  erscheinen. 

Sehen  wir  nunmehr  zu,  ob  die  Entstehungsgeschichte  der 
einschlugigen  Verfaesungsbestimmung  uns  einen  Fingerzeig  znr 
Lösung  der  Schwierigkeit  gibt. 

Id  dem  von  den  verbündeten  Regierungen  dem  cousiitalren- 
den  Ueichstjige  desNorddeutächen  Bundes  vorgelegten  Verfassungs- 
entwurf lautete  Art.  55  also: 

,Die  Frindenspräscnastürke  des  Bundeshecres  wird  auf  1  V 
der  Bevölkerung  von  1807  normirt  und  pro  rata  von  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  gestellt;  bei  wechselnder  BevOlkernug  wird 
je  nach  10  Jidiren  ein  anderweitiger  Procentshtz  festgesetzt  werden.' 

Damit  war,  wie  wir  oben  gezeigt,  eine  dauernde  FeststelluDK. 
d.  h.  eine  solche,  deren  Gültigkeit  bis  zur  Abänderung  im  We^f 
des  Gesetzes  währen  sollte,  durch  die  Verfassung  gefordert.  An 
die  Stelle  des  Art.  56  des  Hegierungsentwurfs  trat  dos  Amen- 
dement FüBCKESBEt'K,  der  heutige  Art.  (iO. 

In  der  zur  BegrUmlung  seines  Amendements  gehaltenen 
iiede  sagte  der  Antragsteller  '*). 

,Ich  halte  Oberhaupt  eine  grundgesetzliche  Bestimmung  (W 
FriedensziUer  der  Armee  ftir  alle  Zeiten  nicht  fOr  zulässig.* 

Ebenso    äusserte   sich  bei  Vertheidigung  des  Amendemen 
der  Abgeordnete  Twkstkn**): 

,Xun  verlangt  man  aber  weiter  von  uns,  wir  sollen  auch  die 
genaue  Ziffer  der  Armee  für  alle  Zeiten  anerkennen.  Mein« 
näheren  Freunde  und  ich,  wir  sind  bereit,  auch  in  diesem  Punkte 
nachzulassen  mit  Kttcksioht  auf  die  Bedürfnisse  des  Augeo- 
blicks  .  .  .  Dazu  können  wir  uns  entschÜcssen  fflr  eine  Zeit,  aber 
nicht  für  immer." 

£ndlich  der  Abgeordnete  Laskeb  *')  in  der  Sclilus^sberathnnf^:^ 

">  Bkzold,  Bd.  II,  S.  363  und  364. 
»)  Bkxou.  II,  S.  441. 
">  BKZoi.b  II,  S.  6U9. 
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,Ich  gebe  die  Erliläriing  ab.    dass.  wenn  die  Amendements 

nm  Sinne  des  AbgcordneN'n  für  Hagen  ^''j  angenommen  werden, 

idass  dann  viele  Mitglieder,    und  icli  bekenne  mich  zu  der  Zahl 

[dieBer  Mit|c;lieder,  ausser  Stande  sein  würden,  ftlr  die  Verfasaung 

KU  stimmen.* 

Diese  Reden  der  Vertreter  der  Mchrlieitsparteien  insscn  so- 
Imifc  erkennen,  das«  man  beabsichiigie,  durch  das  Amendement 
fFoBCKKKBECK  ein«  dauernde  Normining  der  Fried ensprilsenzzÜFer 
fdurch  die  Verfassung  zu  verhindern. 

Und  auch    die  Gegner  dieses  Amendements  gaben  ihm  die 

Igleiche  Auslegung.    So  behauptete  der  Abg.  v.  Bi.askenbcbg  ***, 

pm  Art.  60  liege  die  Absieht:    «dass   durch    einen  ßtidgetstrich 

noch  über  die  Kopfzahlstilrke   des   kdnfligpn  Bundesheeres  ver- 

'ftlgt  werden  kiiMu." 

Endlich  präcisirte  der  den  Autrag  Fobckkstibck  bekämpfende 
Kriegsministcr  v.  Roos*")  seine  Auffassung  desselben,  indem  er 

Iför  nicht  y.ulä.ssig  erachtete  „eine  wech<;elnde  Bewilligtmg  von 
Jahr  zu  Jnhr.  wie  sie  in  Aussicht  genommen  ist  in  dem  zweiten 
Theile  des  .Amendements  des  Herrn  von  FomKKsriKCK*. 
Frennde  und  Gegner  des  Antrags  verstanden  ihn  somit  da- 
hin, dasa  er  bestimmt  sei.  eine  verfassungsmHssige  Festätellung 
Buszuachliessen ;  ohne  Widerspruch  zu  tiiidcn,  supponirte  man  von 
verschiedenen  Seiten  dem  Antragsteller  die  Absicht,  eine  jähr- 
liche Feritstelinng  herbeizuführen,  man  sah  diese  letztere  also  als 
mit  dem  Amendement  jedenfalls  vereinbar  an. 

I'  ••)  Di«  Amendemenl»  Ötulhkiiu.   weli-lic  nBmenllirli  von  dem  AUge- 

«rdneUn  FreiJicrrn  v.  Vincke  (Hagen)  verlhcidigt  wurden.  Dns  wicblif^iite 
derselben  laulete:  .Statt  dei«  letzten  .Satics  (in  Art.  tid)  711  setzen:  Für 
die  spatere  Zeit  wird  die  Friedenspniscnzstirke  durcli  oin  Bundepgesciz 
festgealellt^  hia  zu  i)eH>iPu  ErlaAs  die  vr>ri(te)ienden  Beslimninngen  von  Jftlir 
zu  Jalir  in  Kraft  blcibtui.'  Ein  entsprechendes  Aniendemcnl  war  zu  Art,  62 
geslelll. 

»J  Bkzold  ir,  S.  701. 
«•)  ÜKZoui  II,  3.  369. 
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Endlich  wurden  die  in  verschiedenen  Stadien  der  Verh«nd- 
iun^  eingebrachten  Anträge  v.  Moi.tke  und  Stulhsbo,  welche 
klar  eine  dauernde  bVststellung  der  FriedenspräsenzzifTer  ein- 
führen wollton,  abgelehnt. 

Andererseits  vermied  man  aher.  dem  Antrag  eine  solche 
Fassung  zu  geben,  dass  eine  jährliche  Normiruiig  aU  die  einzig 
zulässige  hätte  erscheinen  können. 

Danmi  wurde  auch  da.s  zu  demselben  Artikel  geKtellte 
Amendement  Ijunckek,  welches  ,ein  jährliches  Gesetz  Ober  die 
Gesamnitzabl  der  Aushebung  zum  Kriegsdienste*  forderte,  bei 
der  Abstimmung  mit  grosser  Mehrheit  verworfen. 

Gerade  die  alle  Arten  der  gosetzlichen  Kest^tcllnng  der  Frie- 
denspräsenzstärke zulassende  Form  war  es,  welche  das  Amendi'- 
ment  Fobukkmüeik  sowohl  der  Regierung  als  auch  den  Gej^nern 
annehmbar  machte.  Jede  Partei  war  zufrieden,  das«  das  Amen- 
dement die  Einigung  für  die  Gegenwart  ermöglichte,  ohne  der 
Zukunft  zu  priijudiciren.  vielmehr  zu  der  Hoffnung  berechtigte. 
bei  der  In  ruhigeren  Zeit<^'n  erwarteten  iletinitiven  ßegelunj: 
die  Parteiwünsche  durchzusetzen. 

Diesem  Gedanken,  welcher  «nzweilelhaft  bei  Nonuirung  de? 
Art.  Gl)  der  Reichsverfiussung  massgebend  war,  gab  wohl  den 
treffendsten  Ausdruck  der  Abgeordnete  Bbacx'^)  (Wieabadeol. 
wenn  er  mit  Bezug  auf  den  Antrag  Fuuckkniikck  sagte:  ,Ich 
glaube,  wir  haben  nicht  den  Conflikt  vertagt,  wir  haben  die  Lösung 
vertagt  und  das  Provisorium  bringt  uns  den  Zustand  der  defini- 
tiven und  vnllRtilndigen  JjÖsnng.  den  wir  in  dem  gegenwärtige» 
Augenblick  durch  unseren  Antrag  anzubahnen  suchen^*).* 

Das  Studium  der  Entstellungsgeschichte  dieser  Verfius.sungs- 
bestimmung  bestätigt  somit  in  Jeder  Weise  da»  Uesultat,  eu 
welchem  tms  die  Interpretation  des  Wortlauts  führte:  Dem  Art.  Öt> 


")  Bmold  II,  S.  378. 

")  Dk'sc  Lösung  iat  nun  rreilicli  bis  auf  den  heiiligro  Tag  in  kointf 
Weis«  erfolgt. 
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der  Verfassung  geschieht;  Genüge  durch  jede  in  den  Formen  des 
Gesetzes  zu  Stande  gokonimeiie  Kest^ttellung  der  Friedensprä- 
senzstärke. 

Diese  Ansicht  ist  auch  in  der  einschlägigen  Literatur  die 
herrschende. 

So  besonders  SKTUEr,**),  v.  Roxhs**),  Labakd^'^).  Zohk**)^ 
0.  Mbtkb'O  und  PßüBST»«). 

V,  Martjt'/**)  nimmt  an,  weungleich  er  es  aus  politischen 
Gründen  beklagt,  dass  die  Ffiststfllimg  durch  das  Etatsgesetz 
Ton  der  Verfnssnng  nnbcfohlen  werde. 

Die  Ansicht  von  v.  Martitz,  welche  derselbe  allerdings  durch 
Beweise  nicht  stutzt,  wird  durch  den  Wortlaut  und  die  von  uns 
oben  gegebene  Darstellung  der  Entstehungsgeschichte  des  Art.  (30 
vollkomuien  widerlegt. 

Mehrere  Scbriftdteller  vertreten  freilich  auch  die  Ansicht. 
ironach  der  Art.  (30  die  Festsbellting  der  Friedenspräsenzstürke 
durch  ein  Spccialgcsetz  fordere  und  jedenfalls  die  Normirung 
durch  d&s  Ktiitsgesetz  ausscliliesse. 

In  diesem  Sinne  üiissern  sich  Fhickkb^^),  Bbsbijer  "j^ 
Thcdiobim**),  ScauLZE*^)  und  Prel'ss**). 


")  HmTir'8  Anoalcn  1875,  S.  Uli   fT. 
**)  Slantsreclit  des  Dfuischrn  Keiclies,  Bd.  11,  S.  15Ü. 
'^)  Das  Staatsrecht  des  Deuuchen   Reiches,    Bd.  III.  1,  S.   89. 
")  Rejclieütoolsreclit,  Bd.  I.  S.  321. 
")  Lrlirliiicli  de«  DeuUdien  SlaalMrwlils,  8.  517. 
■*)  Die  Verfaisung  de»  Dciitsclun  Kcicbe«^  S.  110. 
")  Betrachtungen    llber  die    Verrasfiung  des   Norddeutscbeii  Bandes, 
S.  112  ff. 

"J  Zeitschrift  für  die  gedämmte  Staatswlßseraclmft  1872.  S.  174. 
*'J  rreusaisclie  Jahrbiiciier,  Bd.  33,  S.  587. 

")  HoLTZEsTKiriFFw  JahrbüchLT   lUr  Üi-sclzgebung  etc,    Bd.  II,  S.  109, 
|«owie  Verfa^snngsrecht  des  Norddcotscbcn  Bundes,  S.  420  ff- 

*')  Zeiiflchrift  für  das  private  und  Öffentliche  Recht  der  Gegenwart. 
J.  Jl,  S.  208  ff.,  sowie  Dcutach«  Staatsrecht,  Bd.  U,  S.  277  ff. 
*')  Kriedenspräsenz  und  Rerchsverfasiiting,  Ö.  71  ff. 
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Die  vou  Fbickbb,  BKSKLEa  und  Tiiudichum  beigebrachten 
(iründe  sind  im  Wesentlichen  ZwecknmssigkeitsgrQnde,  welche 
wohl  ii\Y  die  lex  ferenda  von  Bedeutung  sind,  fUr  die  Interpre- 
tiition  der  be.stehenden  ge.setzlichen  Bestimmungen  jedoch  niclit 
musügebend  sein  können.  ^. 

TiiDuirirFM   beruft:   sich  ferner,   in  u.  E.  nicht  ziitreffeude^H 
Weise  auf  den  §  9  dos   , Gesetzes,  betr.  die  Verpllichtnng  zum 
Kriegsdienste  vom  0.  November  1807*  (sog.  Wehrgezetz).    Der 
erste  Satz  desselben  Inutet: 

,Der  Buiitlesfeldhert*  bestimmt  für  jedes  Jahr  nach  Mais- 
gnbe  des  Gesetzes  die  Zahl  der  in  das  stehende  Heer  und 
in  die  Murine  einzustellenden  Rekruten." 

Thiujichim  behauptet,  diese  Vorschrift  habe  nur  einen  Sinu. 
wenn  die  Friedenspräseiizstärke  auf  meJirere  Jahre  gesetzlich 
festgestellt  sei.  Zunächst  ist  zu  erwidern,  dase  allerdings  diest* 
Bestimmung  wolil  hanptsiichlich  mit  Rücksicht  auf  den  damnÜ- 
gen  Rechts/. ust4Lnd,  wonach  that^^Üehlich  (lie  Kriedenspräsenzstürk^ 
für  ntchrcre  Jahre  tV.-*tge.H teilt  wovikm  war,  ergangen  ist.  Doch 
auch  bei  Feststellung  dieser  Ziffer  d\irch  da*>  l'jtatsgesetz  wfirJif 
diese  Bestimmung  .einen  Sinn'  haben. 

Wie  wir  oben  gezeigt,  ist  die  gesetzliche  Friedenspräsenz- 
stärke in  Deutschland  eine  MaximulziGTer;  diese  Maximalziffer 
würde  in  dem  von  luis  angenommenen  Falle  durch  da$  Ktutsgesctz 
bestimmt;  das  darch  den  §  9  des  Wehrgesetzes  dem  Kaiser  ge- 
währte Reclit  bestünde  dann  darin ,  dasa  er ,  innerhalb  der  dmrt^ 
diese  Mnximahiffer  gezogenen  Grenze,  die  Zahl  der  effecfciv 
einzustellenden  Kekrtitcn  normirt. 

SciiLi.zK  hält  es  für  nnzweifelhaft,  dass  die  .\usdrucksweise 
des  Art.  ÜO  ,iui  Wege  der  Bundesgesetzgebung'  eine  Feststel- 
lung der  Friedenspräseuzstiirke  durch  ein  Gesetz  im  materiellen 
Sinne  verlange,  im  (iegensatz  zur  jährlichen  budgetmässigert'' 
Feststellung.  1 

Zum  Beweise  hieftir   bezieht   er  sich  auf  die  Vorgänge  im 
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Preussisclien  Abgeordnetenhause  in  den  Coiifliktejahren ;  damal8 
wurde  uUerdlugs  seitens  der  liberalen  Mehrheit,  unter  der  Fflii- 
rnng  der  Abgeordneten  Gnkist  und  FoBcrsNBECK  eiue  gesetz- 
liche Fixirung  der  Friedensprüseuzytärke  gefordert,  im  Gegen- 
^sate  zur  jilhrlichen  Feststellung  durch  das  Etatsgeüetz. 

Die  Ani'ülining  dieser  Thntsache  mag  geeignet  sein,  die 
Inconsequenz  derjenigen  Politiker  darzuiljuii,  welche  im  Jahre 
1803  im  Preussischeu  Aligeordnetenhauee  eine  Massregel  for- 
derteu,  gegen  welche  sie  im  constituirenden  Reichstage  heftig 
unkilmpften;  indessen  berechtigt  uha  nichts,  den  im  Preussi- 
»eben  Abgeordnetenhnuse  im  Jahre  18(i3  geäusserten  ge- 
Isetzgeberischen  Willen  ohne  Weiteres  anch  für  die  in  Uhnlirher 
iParteistelhing  betindtiche  Mehrheit  des  ReichstagR  von  1K67 
uIh  fortbestehend  anzusehen,  lieber  die  Beschlüsse  von  1867 
können  viehnehr  nnr  die  Verhandlungen  des  constituirenden 
lleichstAgs  Auftchluss  geben.  Wir  haben  oben  gezeigt,  dass  diese 
üner  Auslegung  des  Art.  tiü,  wie  Scuui./s  sie  vertheidigt,  einen 
Stfitzpoukt   keineswegs  gewähren**). 

pBEiss*'^)  uiumit  aa,   dass  die  Gesetzgeber  die  Frage,    ob 

Idie  Feststellniig  der  Pruserizzahl  durch  Special-  oder  durch 
Badgetgeaetz  erfolgen  solle,  im  Jahre  18()7  und  spiiter  wollten 
dahingestellt  sein  lassen.  Er  hält  aber  dafür,  dass  diese  ^reiu 
negative*  Absicht  der  gesetzgebenden  Kactoren  in  letzter  Linie 
nicht  entscheidend  sei    für  die  HtMlentung    des  Gesetzes.      Viel- 

ttnehr  sucht  er  nachzuweisen,  duss  das  Gesetz  (die  Keichs- 
verfaBsung)  aus  «inneren  Gründen  jene  Frage,  die  man  offen 
**}  ScncLZE  belmuplcl  Ca-  Q.  0.),  der  Abgeordnete  v.  BKitMOü»  habe 
»ich,  pr legrtillich  der  Berntliung  de»  ReicIiHmilitnrgeselzro,  der  Aiiffftssiing' 
der  Rrgiening  angcsrhlossen  ^  wie  dJcpetbe  im  S  1  *lcs  UegitTiingsent- 
warr»  zum  Keichsinilitarpei^ttz  ihren  Aui^druck  l'&nd :  dies  ist  ein  Irrtlium: 
V.  Bo^t(iSK^  bek&mpft  vielmehr  den  Anspritcli  der  Regierung  aul'  eine 
danernde  Festsetzung  der  Friedenspräseuzsl&rke  (Sten.  Bericht  des 
KeiehsUgs,  11.  I-egistoturperinde,  I.  8i>A>)iiHi  1874^  S.  löü), 
")  A.  a.  0.,  S.  70  ir. 
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lassen  wollte,  in  einem  ganz  beRtimmten  Sinne  entscheide* ,  und 
daes  daneben  die  snbjective  Absicht  der  Urheber  jede  Kraft  nnti 
Bedeutung    verliere.     Diese  iDneren  GrUnde  »ind  nun  folgende: 

1.  Die  Art  57  und  59*')  der  lleichsverfassung  sind  that- 
süchlich  unvereinbar,  sie  heben  einander  gegenseitig  auf.  Die 
PrüsenKzah)  ist  nun  ^das  Zünglein  an  der  Wage,  welches  die 
Differenz  zwischen  den  widerstrebenden  Gewichten  des  Art.  57 
und  59  regulirt  und  ausgleicht".  Daher  musste  dieselbe  eigent- 
lich in  der  Verfassung  selbst  festgestellt  werden.  Nur  au* 
Gründen  der  Pulitik  und  Gesetzestechnik  „begnügt  sich  die 
Verfassung  gleichsam  mit  einer  Bluncorollniacht.  welche  sie  der 
gewöhnlichen  Gesetzgebung  ertheilt".  Diese  Vollmacht  ist  in 
Art.  6(1  enthalten.  Immerhin  bleibt  eine  danach  ertolgende  Feat* 
Stellung  der  Präsenzzahl  die  , rechtsverbindliche  Anordnung  eines 
Rechtssatzes" ,  ist  somit  Gesetz  im  materiellen  Sinne,  daher 
nicht  ira  Wege  des  Etatsgesetzes  zn  erledigen. 

2.  Art.  02*  der  Reichs  Verfassung  lautet:  «Bei  der  Fest- 
stellung des  Militäratisgabeetats  wird  die  auf  Grundinge  dieser 
Verfassung  gesetzlich  feststehende  Organisation  des  Heichsheeres 
zu  Grunde  gelegt. 

Ohne  gesetzliche  Fixirung  der  Präsenzzahl  steht  nun  aber 
die  als  Grundlage  des  Etats  geforderte  gesetzliche  OrganisatiOD 
ebcu  gesetzlich  nicht  fest;  es  gibt  keine  andere  gesetzliche  Or- 
ganlKation,  die  dem  Etat  zu  Grunde  gelegt  werden  könnt«: 
Art.  57  und  50  sind  hierzu  nicht  geeignet,  desgleichen  nicht  §2 
des  Reiclismilitärge.setze!>.  Daher  liegt  in  der  Vorschrifl  d» 
Art.  62.  die  Forderung  nach  einer  gesetzlichen  Fixirung  der 
Frifdcnspräsenz;  und  zwar  dnrch  ein  Gesetz  im  materiellen  Sinne. 
Husserhnlb  des  KUts,  denn  sonst  würde  in  die  Verfassung  hin- 
einzuinterpretiren    sein,    dass   dem   Etat   eine   Organisation    zu 


*0  Art.  57  bestimmt   die   allgemeine  Wehrpaicht  and  Art.  69  ^ 
DieDBtzeiL 
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Grunde  gelegt  werden  solle,  welche  eben  dieser  Etat  erst  schaffen 
müsste.  Diesen  circiitus  vitiustm  könne  man  der  Keichsverfas- 
sung  nicht  zutrauen. 

K  pBjfusa  kommt  daher  (S.  81)  zu  dem  Resultat,  daes  die 
ReichsTerfassung  in  Art.  60  fflr  die  detinitive  Regelung  der 
Friedenspräsenz  ein  besonderes  Gesetz  fordere,  und  die  Festsetzung 

^derselben  lediglich  durch  den  Reichs  hau  shnttoe  tat  absolut  aus- 
Kchliesse. 

Ad  l.  Es  ist  /.uniichst  zuzugeben^  dass  in  der  Tlmt  die  nicht 
unzweideutig  in  dem  Gesetze  ausgesprocbene  Absicht  den  Gesetz- 
gebers ihre  Bedeutung  Terliert,  wenn  wirklich  innere  Grit nde 
vorhanden  sind,  welche  die  in  dem  Gesetze  absichtlich  offen  ge- 
lassene Frage  in  einem  ganz  bestimmten  Sinne  entscheiden. 

Bezüglich  des  Vorhaudeuseioä  dieser  inneren  Gründe  können 
wir  uns  jedoch  in  dem  vorli^enden  Falle  den  Deductionen  von 
Preuss  nicht  anschliessen. 

H  Zunächst   ist  u.  £.   der  Beweis,   welchen  PaKuss  aus  dem 

Verhältnifis  der  Art.  .^7  niid  r>9  zur  Bestimmung  der  Prägenzzahl 
herleitet,  auf  einen  Fehler  aufgebaut.  Dieser  Fehler  besteht  in 
dem  onrichtigeu  Verständnisse.,    einmal  de^  Begriffes  der  allge- 

K  meinen  Wehrpflicht,  wie  sie  in  Art.  57  iKren  Ausdruck  gefunden 

Hittlit  Hodann  des  Verhältnisses  rnn  DieuHtxeit  und  PrÜsenzzuhl  zu 

^raerselhen. 

I  Der    Grundsatz    der   allgemeinen    Wehrpflicht  bedeutet  die 

■  Verpflichtung  jedes  dazu  Befiihigten,  auf  die  Aufforderung  des 
Staates  hin  in  das  Heer  einzntrntpn,  sei  cn  im  Falle  eines  Krieges, 
Hei  CH  zum  Zwecke  der  erforderlichen  Ausbildung  in  den  Waffen 
während   der   Friedenszeit.     Dafis    thatsüchlich    im  Frieden  jene 

■  Auflorderung  an  jeden  Wehrfähigen  ergehen  solle,  ist  durch  den 
Begriff  der  allgemeinen  Welirpfticht  keineswegs  gefordert,  wird 
also  auch  durch  Art.  .^7  der  Keichsverfassuug  nicht  festgestellt. 
In   welchem    Umfange    und   unter    welchen   Bedingimgen    diese 

[Aufforderung  seitens  der  Staatsgewalt  erlassen  werden  darf,  das 
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wird  in  den  GrundzGgeii  gerejifelt  durch  die  (in  Art.  59 
haltoiic)  Anordnung  Ober  die  Dienstzeit,  nowie  durch  die  he- 
Stimmung  der  Präsenzzahl.  Die  Dienstzeit  des  Art.  b9  bedeutet 
iiher  das  Maximum^**)  der  Zeit,  während  welcher  ein  Jeder 
bei  den  Kähnen  gehalten  werden  darf,  wie  die  Präsenzzahl  die 
Grenze  bedeutet,  über  welche  hinaus  die  !^hl  der  bei  den  Kahnea 
VerKHinmelten  nicht  nnwachtteii  darf. 

Aus  dieser  Bedeutung  der  Allgemeiueu  Wehrpflicht 
im  Frieden,  als  einer  Norm,  welche  jeden  Einzelnen  verpflichtet, 
dem  Befehle  der  Staatsgewalt  zum  Eintritt  in  das  Heer  Kolpi; 
zu  Iei!<ten,  nicht  jedoch  den  Staat  bindet  liinsichtlich  der  Zahl 
derjenigen,  an  welche  er  einen  solchen  Befehl  erlässt;  sowie  der 
gesetzlichen  Dienstzeit,  als  einer  Vorschrift,  die  das 
Maximuai  der  Zeit  feststellt,  während  welcher  der  Einbernfeiie 
bei  den  Kähnen  zurückgehalten  werden  darf  —  ergibt  sich,  dna» 
die  Art.  57  und  51),  welche  jene  Pflichten  nonniren,  nicht  ,that- 
silchlich  unvereinbar"  sein  können,  noch  „sich  einander  gegen- 
seitig uufheben*.  Es  bedarf  daher  auch  der  Vermittlung  der 
PrÄHenzziihl    nicht,    um    eine  llebereinstimmung   herzustellen. 

Allerdings  ist  es  wUuschenswertb,  dass  die  Verfassung,  das 
Grundgesetz  des  Staates .  Bestimmungen  hinsichtlich  der  ge- 
nannten wichtigen  Punkte  enthulte;  doch  wird  )?s  nicht  möglich 
seiu,  dieselben  in  glt^icher  AVeise  in  die  Verfassung  aufzunchnieii. 

Gewiss  ist  es  unbedenklich  und  wönschenswerth.  dasg  da« 
Princip  der  allgemeinen  Wehrpflicht  in  der  Verfassung  stehe. 
Die)*  int  in  Art.  '»7  entlialten,  Auch  die  Dienstzeit,  welche  er- 
forderlich ist.  um  den  Wehrfähigen  genügend  in  den  WaÖen 
auszubilden,  wird,  wenn  nicht  Erfindungen,  sei  es  auf  dem  Ge- 
biete der  WaflTentechmk,  sei  es  auf  anderen  Gebieten,  gemacbt 


*')  Dem  enlspriL-Jit  auch  die  iu  Driitaclitand  beobavblete  Praxis.  (Vergl. 
a.   A.  Commissionsbericht   der    MiliUircommisaion  1887.     Abgfdmckt 
ilinTU*«  Annalvn  1887,  8.  124  (T^ 
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rerden.   welche  fireeignet  sind .  alle  militärischen  Einrichtuugea 

XU    modifictren,    wühreud    sehr   langer  Zeit   die   gleiche   bleiben 

DÖBsen.     Ks  sieht  demnach  nichts  im  Wege,    auch   hierüber  in 

der  Verfasaong  eine  Bestimmung  7.n  treffen.     Die  Reichs verfas- 

H^iing  hat  dies  in  Art.   ')V>  j^ethan. 

^t        Durchaus  anders  verhält  es  sich  jedoch  mit  der  Präsenzzabl. 
^BfiM6  mas^  ihrem  Wesen  nach  einem  häutigen  Wechsel  unter- 
liegen. 

Ihr  Mass  bestimmt  sich  vornehmlich  nacli  dem  Zneck,  die 
genügende  Ausbildung  einer  solchen  Anzahl  von  Wehrfähigen 
zu  ermöglichen,  vcie  »\c  im  Falle  eines  Krieges  dem  Bedfirtniase 
des  Staates  entspricht.  Dieses  Bedürfnis^  hängt  jedocli  nicht  in 
r  erster  Linie  von  inneren  Verhältnissen  ab,  welche  sich  auf  längere 
'  Zeit  übersehen  lassen ,  für  dasselbe  sind  vielmehr  vomehnilich 
uiisiierhalb  des  Staates  liegende  Umstände  massgebend;  so  nament- 
ücli  die  kriegerische  Stärke  derjenigen  Staaten ,  mit  welchen  eine 
kriegerische  Verwicklung  zn  befürchten  steht.  Bei  einer  be- 
d<!iitenden  Veränderung  in  der  Stärke  jener  Kriegsheere  wird 
auch  eine  entsprechende  Veründenmg  im  eigenen  Lande  ertbr- 
(ierlich  werden;  ja  selbst  durch  die  politische  ConsteUation,  AUianz- 
r«^iUtni39e  u.  dergL  kann  die  Präsenzstärke  beeiuflusst  werden 
mfissen. 

Es  ist  demnach  dit*  Höhe  der  Friedenspräsenzziffer  abhängig 
^  beständig  wechselnden  Umständen  und  eine  verfassuuga- 
missige  Feststellung  derselben  daher  dem  Wesen  der  Ver- 
basang,  als  eines  dauernden  (irundgesetzes,  widersprechend. 
Die  Reiclisverfassung  hat  sich  demnuch  richtiger  Weise  dar- 
auf beschränkt,  in  ArL  IJU  zu  bestimmen,  durch  welches  Organ 
^it  Friedenspräsenzstärke  festgestellt  werden  solle.  Kine  solche 
Bestimmung  musste  getroffen  werden,  denn  dieselbe  wird  ge- 
fordert, um  mit  Art.  57  und  59  das  System  zu  bilden,  auf  dem 
'iiwere  Wehrverfassung  beruht.  Hinsichtlich  des  Inhalts  dieser 
Bestimmung    war   man  jedoch  vollkommen  frei.     Zwar  konnten 
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politische  Erwäffungen  bedeutsamster  Natur  es  al»  wunscheos- 
werth  erscheinen  langen ,  dasa  die  VerfasBung  dieses  oder  jene» 
Organ  mit  dieser  Function  betraute  und  diese  oder  jene  Art 
der  Ausübung  demselben  zur  Pflicht  machte,  juristisch  war 
man  jedoch  in  voller  Freiheit,  sowohl  in  der  Wahl  des  Organs, 
als  auch  hinsichtlich  der  Bedingungen,  die  bei  der  AusQbung 
dem  gewählten  Organe  vorzuschreiben  waren.  Wir  wOssten  uns 
z.  B.  keinen  juristischen  Grmid  zu  denken,  der  eine  Fassung 
des  Art.  OÖ  hätte  hindern  sollen,  wonach  etwa  dem  Kaiser  oder 
dem  Buudesrath  et*  Überlassen  sein  sollte,  den  jeweiligen  SUat<i- 
yerhältnissen  entsprechend^  die  FriedenspräAen^stÜrke  zn  bestim* 
men.  Desgleichen  könnte  die  Art  der  Ausübung  diesen  Organen 
in  der  verschiedensten  Weise  vorgeschrieben  .«ein.  Ebensowenig 
lässt  sich  ein  innerer  jnristischer  (irmid  denken,  welcher  die 
mit  der  Feststellung  der  Verfassung  betrauten  Factorcn  hätte 
hindern  sollen,  ausdrücklich  zu  bestimmen:  die  Friedcnspriseot 
wird  nach  den  jeweiligen  StaaUverhältnissen  durcli  das  EtaU- 
gesetz  festgestellt. 

Darum  fehlt  es  auch  absolut  an  einem  rechtlichen  Grundr. 
der  es  verbieten  sollte,  das  „im  Wege  der  Reichsgeaetzgebun^E;' 
auch  nach  dem  Etatsgesetze  hin  zu  interpretiren. 

Ad  2.  Wir  «timmen  mit  Pbf.ii;;«  in  der  Annahme  überein,  da« 
Art.  52*  unveränderte  Geltung  auch  heute  noch  beanspruchen 
kann.  In  der  Interpretation  kommen  wir  jedoch  wiederum  zu 
Resultaten,  die  den  seinigen  entgegengesetzt  sind. 

Phkiss  nimmt  an.  dass  Art.  (id*  eine  gesetzliche  Grundlaffe 
der   Heeresorgan isatiou    fordere.     Zu    dieser  Annahme   scheint^ 
uns  jedoch   weder  der  Wortlaut,    noch   der  Gedankengang 
friedlichen  Artikels  zn  berechtigen,    ü.  K.  ist  diese  Bestimmiii 
vielmehr  dahin  zu  interpretiren,  dass  sie  besagen  will:  Soweit 
eine  gesetzliche  Organisation  auf  Grundlage  der  Verfa.ssung  fest- 
steht,  und  solange  sie  als  solche  feststeht,  wird  dieselbe  dem 
Militärausgabe  etat  zu  Grunde  gelegt.    Es  ist  dies  ein  eigentlich 
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durchaus  eelbstverstündlicher  Satz,  der  die  gesetzlichen  £in- 
richtungeu   des   Militärwesens  gegen  einseitige  Budgeiabstricbe 

[schützen  will  und  der  seine  Entstehung  der  gerechtfertigten  Be- 
sorgnis» -verdankt,  mit  welcher  die  verbündeten  Regierungen  dea 
Norddeutschen  Bundes  auf  die  damals  herrschende  Theorie  de« 
Budgetrechts  blickten. 

DxirchanM  willkürlich  ist  e»  aber,  ihn  ul»  eine  Forderung 
nach  gesetzlicher  Organisation  auszulegen.  Er  künute  in  der 
Verfa^isung  auch  dann  mit  vollem  Kechtc  stehen  bleiben,  wenn 
durch  Verfassungsänderung  die  gesamnite  gesetzliche  ()rganisa- 

Ition   des   Reichsheerea,     soweit    sie    dem    Militürausgabeetat   zu 

[Grande  gelegt  werden  kann,  beseitigt  wäre.  Zu  praktischer 
Anwendung  würde  er  dann  erst  wieder  bei  NeueinfUhrung  einer 
solclien  Organisation  gelangen. 

AugenblicVlich  schützt  diese  Bestimmung  die  gesetzliche 
Dienstzeit  gegen  Verkürzung  im  Wege  des  Budgetstrichs,  femer 
die  gesetzlich  feststehenden  Cadrea;  desgleichem  »ohützt  sie  die 
FriedcDspräsenzstürke,  wenn  dieselbe  auf  gesetzlicher  Grundlage 
bemht 

Wenn    dagegen   die    Friedenspräsenzstnrke   nicht  durch  ein 

ISpecialgesetz  feststeht,  sondern  durcli  das  jedesmalige  Ktatsgesetz 
bestimmt  wird,  so  gehört  sie  eben  nicht  zu  der  gesetzlichen 
Organisation,  welche  bei  der  Feststellung  eben  dieses  Etatsgesetzes 

|xti  Grunde  zu  legen  ist,  und  die  Bestimmung  des  Art.  (J2*  wird 
bezüglich  ihrer  unanwendhar. 

Bei  richtiger  Interpretation  des  Art.  62^  ist  somit  von  dem 

Icirculus  vitiosus.,  den  Freiers  den  Gegnern  vorwirft,  nichts  zu 
entilecken  und  deshalb  vermag  uns  auch  die.se  Ausführung  nicht 
davon  zu  Oberzeugen,  dass  eine  Feststellung  der  Friedenspräsenz- 
stärke im  Wege  des  Etatsgesetzes,  durch  die  Verfassung  recht- 
klich  verwehrt  wird. 
Dem  Versuche  von  Fekuss,  die  Feststellung  der  Friedens- 
präsenz«tärke   durch    dauerndes  Gesetz  als  Postulat  der  Ver- 


^ 
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ÜMUDg  nachzuweisen,  ist  schon  durch  die  vorhergehende  Dar- 
stellung der  Boden  entzogen.  Denn,  wenn  es  sich  schon  nichl 
beweisen  liisst^  dass  die  Feststellung  durch  ein  Spenialgesetx 
erfoljren  müsse,  so  ist  es  a  fortiori  aussichtslos,  den  Nachwei» 
ftüiren  zu  wollen,  dass  nur  ein  dauerndes  Specialgeäetz  der 
Verfassung  genüge. 

Docli  auch  an  sich  sind  die  von  Phkuss  f(ir  diese  nene  Be- 
hauptung vorgebrachten  Gründe  nicht  stichhaltig.  Nach  ihm 
liegt  »im  Wesen  eines  so  eminent  grundlegenden  Organisatioriü- 
gesetzes,  wie  e^  das  im  Art.  ti't  vorgesehene  ist,  eines  Ge- 
setzes, dessen  Inhalt  ^vichtigen  Veri'assungsbestimmungen  er»i 
Lebensfähigkeit  gibt",  die  Eigenschaft  der  Dauer. 

Das  Verhiiltniss  des  Art.  (30  zu  den  entsprechenden  Ver- 
fassungsbestimmungeu  haben  wir  oben  genügend  beleuchtet, 
ebenso  glauben  wir  daselbst  dargethan  zu  haben,  dass  in  dem 
Wesen  der  Friedenspräsenzstärke  nicht  das  Element  der  Daner, 
sondern  das  der  Veränderlichkeit  das  vorherrschende  ist.  Ein 
Blick  auf  die  bisherige  Entwicklung  in  Deutschland  gibt  hierfßr 
auch   hist^jrische  Belege. 

EiidlifU  dürfte  der  Vergleich  der  Feststellung  der  Frieden?- 
präsenzstärke  auf  Zeit  mit  dem  Erlassen  eines  Gerichtsver- 
fiissungsge.<ietzes  auf  Zeit  nicht  ganz  zutreffend  sein. 

Das  Gerirhtsverfassung.^geRetz  ordnet  ein  BedOrfniss  dw 
Staates,  dessen  Umfang  von  rein  inneren,  auf  lange  Zeit  Ober- 
sehbaren  Umständen  bestimmt  wird;  die  Friedensprüäenzatärke 
bestimmt  sich,  wie  wir  gezeigt,  nach  Gesichtspunkten,  die  bänfig 
wechseln  und  von  äusseren,  dem  Staatsein Husse  entzogenen  Far- 
toren  abhängig  sind.  Unter  gewissen  Constellationen  wird  die 
Friedenspräseuz.^tärke  eine  Höhe  erreichen  müssen,  die  das  ordent* 
liehe  Staat'ibedürfniss  ebensoweit  übersteigt,  als  sie  mit  den 
flnanziellen  Kräften  des  Staates  ausser  Verhältuiss  steht.  Die* 
Alles  kann  bei  dem  Gericht8verfa8SUDgsge8etz  gewiss  nicht  ein- 
treten. 
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So  kQimen  uns  auch  die  Einwände  der  Gegner  nicht  davon 
nberzeui^on.  dass  die  aus  der  Betracbtiing  des  Wortlautes,  sowie 
kxis  dem  Studium  der  Entstehungsgeschichte  des  Art.  60  von 
\jui8  hergeleitete  Interpretation  dieses  Artikels  unrichtig  sei.  In 
TJebereinstimmung  mit  der  Mehrheit  der  Autoren,  welche  in  der 
einschlägigen  Literatur  diese  Frage  behandelt  haben,  kommen 
wir  demnacii  zn  folgendem  Resultate : 
■  D<*Ri  Art.  60  der  Reichs  Verfassung  geschieht  Genfige  dur^sh 
jede  in  den  Formen  des  Gesetzes  erfolgende  Feststellung  der 
Kriedenspriisenzstärke,  möge  dieselbe  geschehen  durch  dauerndes 
Gesetz,  durch  Gesetz  auf  Zeit  oder  durch  das  jährliche  Etats- 
gesetz. 


IV. 


IDie  Friedenspräsenz  des  Heeres  und  das  Budgetrecbt  des 
Beichstags. 
Art.  62'  der  Reichs  Verfassung  und  das  Gesetz  vom  9.  De- 
cember  1871  gewährten  der  Militärverwaltung  zur  Bestreitung 
des  Aufwandes  für  das  Reichsheer  ein  nach  der  Hohe  der  Frie- 
denepräsenz  bemessenes  Pause hquantum.  Die  späteren  Gesetze, 
durch  welche  die  Friedenspräsenz  normirt  wurde,  treflFen  dagegen 
keinerlei  Bestimmung  bezüglich  des  Heeresaufwandes ,  mit  dem 
£rla88  des  Keichsmilitärgesetzes  vom  2.  Mai  1874  ist  vielmehr 
die  Bemessung  desselben  dem  jährlichen  Etatsgesetze  tiberlassen. 

PEs  fragt  sich  nun,  ob  mit  dieser  Befugniss  des  Reichstags, 
nach  freiem  Ermessen  jährlich  den  Ueeresaufwand  mitzubestim- 
men, demselben  zugleich  ein  Recht  eingeräumt  ist,  auf  die  durch 
ein  Specialgesetz  normirte  Friedenspräsenz  des  Heeres  einzu- 
irken. 

Wir  müssen   dies  durchaus   verneinen.     Allerdings   ist  die 

'riedeuBpräsenzziffer ,  wie  wir  oben  gezeigt,   eine  Mnximalzüfer 

and  es  besteht  keine  Verpflichtung,    dass  dieselbe  wirklich  er- 


Ar«Uv  für  öfientliofaes  Heofat.  in.  8. 
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reicht  werde.  Biese  Eigenscbafl  hat  jene  Zahl  aber  uai 
Militärverwaltung  gegenüber:  derselben  ist  es  überlassen,  in  den 
durch  die  Friedenspräsenzstärke  gezogenen  Grenzen  die  Höhe 
des  Effektiv  bestand  es  nach  freiem  Ermessen  zu  bestimmen  *'J. 
Dagegen  ist  die  Friedensprüsoozziffer  dem  Budgetredit«  dn 
Keichstags  gegenüber  Normalziffer*"). 

Nach  Art.  02*  ist  bei  Feststellung  des  MilitärausgabeetaU 
die  auf  Grundlage  der  Verfassung  gesetzUch  feststehende  Orga- 
nisation des  Ileichsheeres  zu  Grunde  zu  legen,  also  auch  die 
gesetzlich  festgestellte  P'riedensprüsenzstärke  ^^).  Die  Militär- 
verwaltung ist  befugt,  nach  dem  Minus  hin  von  der  Präsenzzahl 
abzuweichen,  der  Reichstag  dagegen  ist  verpflichtet,  jede  von 
der  Militürverwftltung  geforderte  Ziffer,  bis  zu  der  gesetzlich 
bestimmten  PrUsenzzuIil  hin,  seiner  Bewilligung  zu  Gmnde  za 
legen. 

Wenn  daher  anch  der  Reichstag  bei  der  BewUligimg  de» 
Aufwandes  für  das  Heer  nicht  an  ein  bestimmtes  Mass  gebunden 
ist,  vieiraehr  nach  freiem  Ermessen  über  die  Höhe  des  Betrags 
beschliossen  darf,  so  ist  er  doch  nicht  befugt,  auf  die  Bemeasang 
des  Effectivbestandes  durch  das  Bndgetrecht  einzuwirken,  sondern 
muss  nach  redlichem  Ermessen ,  bis  zu  dem  der  gesetzlichen 
Prascnzzahl  Entsprechenden  hin,  falls  es  gefordert  wird,  seine 
Bewilliguug  erätreckeu. 

Weibergehend  ist  dagegen  die  Befugniss  des  Reichstags 
hinsichtlich  derjenigen  Bestandtheile  des  im  Frieden  bei  den 
Fahnen  versammelten  Heeres,  welche  nicht  unter  den  technischen 
Begriff  der  .FriedenapräaenzstÜTke"  fallen,  hinsichtlich  der  Oflß- 


••)  Vgl  oben  Note  18  und  21. 

^'^)  Commiseionsbericht  zur  IJ.  Bcrathnng  des  Reichsmilitirgeselitl 
erBtattel  durch  den  Abgeordneten  JUiquel.  (8tQD.  Bericht,  IL  Legis]attI^ 
periode,  I.  Session  1874,  3.  751  ff.) 

*^)  Voran sgeaetzt,  dMS  die  Mitit&rverwaltang  nicht  mit  einem  nl«<lri' 
geren  EfTectivbestande  eich  begnilgt. 


—     235     — 


eiere,  Militärürzte  und  -Beamten  *').  Die  Zahl  dieser  Kategorien 
ist  diiTcH  das  jeweilige  die  Fried enspraäenzstärke  normirende 
Gesetz  nicht  mitbestimmt. 

Der  §  4  des  Reichsroilitür Gesetzes  triflFt  bezQglicb  derselben 
nur  allgemeine  Anordnungen,  indem  er  die  Chargen  feststellt, 
mit  welchen  ,in  der  Regel*  die  jeweiligen  Stellen  zu  besetzen 
sind  und  Abs.  5  besagt: 

.Die  hiernach  im  Frieden  »stände  des  Heere»  aothwendigen 
Officier-,  Arzt-  und  Bearatenstellen,  sowie  die  hieran  erforderlich 
werdenden  Aendemngen  unterliegen  der  Feststellung  durch  den 
Reichfihaushaltsetat",  d.  h.  Bundesrath  und  Reichstag  haben  jähr- 
lich nach  freiem  Ermessen^')  darüber  za  beatimznen. 

Allerdings  ist  dieses  Ermessen  durch  die  in  §  2  des  Reichs- 
militärgesetzes erfolgte  Nonnirung  der  Anzahl  der  Cadres  be- 
schränkt. 

Hinsichtlich  der  Gliederrmg  und  Kintheilung  der  Armee  war 

eine  Mitwirknng  der  gejietzgebenden  Factoren  durch  die  Reichs- 
verfassung  vollständig  ausgeschlossen,  denn  Art.  ü3*  ^*)  gewährte 
dem  Kaiser  in  dieser  Beziehung  ein  uneingeschränktes  Ver- 
fOgungsrecht. 

Allerdings  stand,  nachdem  die  Zeit  des  Pau»chquantums  ihr 
de  erreicht,    diesem   kaiserlichen  Verfügungsrecht  das  unbe- 
schränkte  Ausgabebewilligungsrecht    des   Bundesraths   und    des 
Reichstags  gegentiber,  wie  es  durch  die  Art.  69,  70  and  71  der 
Reichs  Verfassung    sanctionirt  war.     Denn    die   Bestimmung  des 
jWArt.  62*   schützte   nur  .die  auf  Grundlage  der  Verfassung  ge- 
^Psetzlich"  feststehende  Organisation  des  Reichsheeres,  nicht  aher 

^H  **)  Bei  den  der  Staaukaose  nicbt  eor  Laat  faUecdcD  Einjahrig-Frei- 

l^^wUligeo  kommt  natargcmius  auch  das  Btidgetrecht  nicht  in  Betracht. 

*')  Die  Frage,  ob  dieacs  ErmcüBen  durch  Art.  5^  der  Reichsvcrroeaung 
beschr&nkl  erscheint^  werden  wir  unt«n  zu  untersuchen  Oelegenbeii  nehmen, 
**)  , Der  Kaiser  beittimmt  den  Pr^itcnutand^  die  Gliederung  and  Ein- 
Uietlang  der  Contingente  des  Eeicbsheeres.' 


I 


$ 
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«uch  die  durch  kaiserliche  Verordnnng  ins  Leben  gerufene.  BU 
erschien  daher  wünschenswerth,  nuch  die  Gliederung  und  Ein- 
theilung  des  Heeres  der  gesetzlichen  Feststellung  zu  flherweiseii. 
und  so  wurden  denn  in  den  §§  2  und  ^  des  Reichsmilitärge- 
setzes die  GrundzUge  der  Friedensformation  des  Heeres  festige- 
stellt^  indem  die  Zahl  der  Batailloue,  Eskadroos  und  Batterien, 
sowie  der  Armeecorps  bestimmt  wurde«  während  hinsichtlich 
der  Zwischenglieder  dem  Kaiser  einerseits  und  andererseits  anch 
dem  Reichstage  ^*)  freiere  Hand  gelassen  wurde. 

Dieses  Princip  wurde  auch  bei  den  in  den  Jahren  1880 
imd    1887   nothwendig   gewordenen  Vermehrungen   beibehalten- 

Es  ist  nun  ganz  unzweifelhaft,  dass  hierdurch  dem  Ermessen 
des  Reichstags,  hinsichtlich  der  im  Wege  des  Etatsgesctzea  za 
bestimmenden  Officier-,  Arzt-  und  Beamtenstellen  eine  wirksame 
Schranke  gesetzt  worden  ist.  Eine  gewisse  Anzahl  von  Officie- 
ren  etc.  gehört  erfahningsgemäss  zur  Organisation  der  genannt«D 
Cadres,  die  auf  Gesetz  beruhen,  mithin  dem  Militürausgabeetat 
zu  Grunde  zu  legen  sind. 

Wie  gross  diese  Anzahl  zu  sein  hat,  das  ist  eine  Frage  d«r 
militär -technischen  Erfahrung.  Jedenfalls  ist  der  Reichstag  rer- 
pflichtet,  das  Minimum  an  OfficJers-  etc.  Stellen,  welches  er  nacb 
redlichem  Ermessen  als  von  der  Natur  der  gesetzlich  festge- 
stellten Truppenverbäude  gefordert  ansieht,  zu  bewilligen. 

V. 

Art.  5'  der  ReichsTerfaasung  und  die  Friedeuspräsem. 

Wie  wir  oben  gesehen,  gestattet  Art.  GO  der  Reicharer* 
&MUQg  jede  in  den  Formen  des  Gesetzes  erfolgte  Fest^telltiDjf 
der  Friedenapriksenz.  Die  gcäetzgebenden  Factoren  haben  bisher 
immer  von  dieser  Befugnis»  dahiu  Gebrauch  gemaclit,  dass  eine 


*')  Sclb«Lverat5ndUch  auch  dem  Bundesratbe. 
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^  KegeliiDg   der   Friedeuspruäenz    auf  mehrere  Jahre   erfolgt   ist. 

^.KeinesfaUs  kann  ein  Zweifel  darüber  bestehen,    dass  während 

■dieses  Zeitraums  die  Vorschrift  des  Art.  5'^'^)  gegenüber  jedem 

■auf  Abänderung  der  bestehenden  Friedenspräaenz stärke  abzielen- 

^Blft  Gesetzesvorsohlag  Anwendung  finden  wUrde:  ein  jeder  der- 

"Tuliger  Vorschlag  gilt  als  vom  Buudesrath  abgelehnt,  sobald  sich 

PreuBsen    Tür  Aufrecliterhaltuug   der   bestehenden   Friedensprä- 

senzdtärke  ausspricht.     Wesentlich  verschieden  hiervon    ist   die 

Frage,  ob  bei  der  nach  Ablauf  des  gesetzlich  fixirten  Zeitraums 

erforderlich  werdenden  Neufeststellung  Bundesrath    und  Reichs- 

tag  befugt  sind,    nach    freiem   Ermessen   dieselbe  vorzunehmen, 

f  oder  ob  sie  anch  dann  durch  die  Vorschrift  des  Art  5*  der 

H«icbsverfassung  behindert  sind. 
^L         In  der  Bejahung  der  Anwendbarkeit  des  Art.  ü'  ist  aller- 
^■dings,    wie   Labänd'^')   richtig  gegen   v.  Konkk  ausfülirt,   nicht 
eingeschlossen  die  Behauptung,  dass  die  Präsenzziffer  auf  unbe- 

I stimmte  Zeit  fortzugelten  habe,  es  würde  vieiraehr  damit  nur 
ges^t  sein,  dass  der  Krone  Preiissen,  gegenüber  jeder  von  der 
früheren  Ziffer  abweichenden  Friedenspräsenzziffer,  «in  Vetorecht 
Eustehe,  dass  somit  Preusseu  eine  solche  abändernde  Neufest- 
st«Unng  verhindern  könne.  Selbstverständlich  wCfrde  dies  mate- 
hell ebensowohl  den  Reichstag  wie  den  Bundesrath  beschränken. 
In  der  eil] schlägigen  Literatur  sprechen  sich  für  die  An- 
nahme dieses  Vetorechts  aus  Setdel  ***),  Laband  **),  Schulze  ""), 


'*)  .fiel  GuetscsTDrschlSgen  über  du  UililärweseD,  die  Kriegs- 
marine ....  g^bt,  wenn  im  Bundesrathe  eine  Meinangsvencbiedeuheit 
BtattfindeU  die  Stimme  des  Präsidiums  den  AQSSchla^.  weun  sie  sich  fUr 
die  Anfreelithaitung  der  besiehenden  Rinrichtnngeo  ausspricht.* 

")  Staat»reclit,  Bd.  UI,  8.  90.  Dieselbe  Verwirning  Öndet  sich  bei 
Pavuss  a.  s.  0.,  S.  UI. 

*•)  Hjhth's  Annaleo  1875,  S.  1413  ff.  und  Commenlar  S.  221. 

»)  A.  a.  0. 

*")  Staatarecht  II,  S.  280. 
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THimicHüM •*) f  G.  Meyer**),  AcEEBAcn'*),    HiEBSKMKwe«LH 
Dagegen  wird  diese  Berechtigung  Preussens  geleugnet  tod 

ZORX*^,    UlEDEr.*^,    V.    ROKKK*'),    PeKÜSS*"). 

Zunächst  ist  zuzugeben,  dass  allerdings  Art.  5'  den  ge- 
Hetr.lichen  Bestand  einer  Einriciituug  auf  dem  Gebiete  de^ 
Militiir Wesens  mcht  voraussetzt,  sondern  jede  derselben  ein&ch- 
hin  als  .bestehend*  scbützt.) 

Es    ergibt    »ich    dies    aus    der    Gntstehungägeschichte 
Art.  hK 

Diese  Verfassungsbestimmung  verdankt  ihre  Entstehung 
einem  Amendement  Twksteh,  welches  da«  „Militürwcsen  und 
die  Kriegsmarine"  in  den  Bereich  der  Bundesgesetzgebuiig  zieheu. 
zugleich  aber  durch  den  untrennbar  damit  verbundenen  zweiten 
Theil  der  Krone  Preussen  den  überwiegenden  Eiolluss,  welcher 
den  Machtverhältnissen  zu  entsprechen  schien,  auch  rechtlicb 
sichern  wollte  ""J.  ~ 

Und  zwar  sollte  dieser  EinfluRs  sich  nicht  bloss  auf  Erh 
tung  des  gesetzlichen  Zustandes  beschränken ,  sondern  jede  be- 
stehende  Einrichtimg  schützen.  Zur  Begründung  sagte  der  ge- 
nannte Abgeordnete  '*);' 


**)  V»-fs«Bung8recht  de«  Norddou Ischen  Bandes,  S.  414,  und  Holt 
DOBrr's  Jahrbach.  Bd.  II  (1873).  8.  110  ff. 

")  Sl»atorecht,  8.  517  und  Hibth's  Annalfa  1880.  S.  349. 

"')  Das  neue   deutsch«  Reich.  S.  138  und  141. 

**)  Die  Verfassung  dos  Norddeutschen  ßiitides,  S.  160- 

■*)  Zeitschrift  für  die  gesammtc  SlAaUwidsenschaft  1872,  S.  177. 

••)  Rcichsstftat« recht,  Bd.  1,  S.  323- 

")  Die  Reicbaverfaseun^urkunde  (Commentar).  S.  142. 

■*)  Das  Slaalarcclit  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  II,  Ablh.  1,  6. 151 1 

••)  Friedensprasens  und  Reichs  Verfassung,  S.  91   IT. 

")  Abg.  TwKSTSS  (Brzold  I,  S.  547):    .Ich  meine  aber,  dass  auch  ( 
Bestimmang  der  Preussisohen  Verfassung,  nach  welcher  der  Krune  Prea 
ein  unbedingtes  Veto  suBtehl,  hier  zugleich  übertragen  werden  mn 

")  A.  a.  0.,  ß.  548, 
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«Man  liat  gemeint,  statt  «Einrichtungen'  zu  sagen  «Gesetze^ 
Ich  glaube  aber,  dass  Einricbtimgeu  stehen  bleiben  muss.  Denn  es 
pbt  manche  Einrichtungen,  sowohl  im  Militärwesen  wie  sonst 
im  Staate,  die  nicht  ausdrücklich  auf  Gesetzen  beruhen,  sondern 
thatsächlich  bestehen;  auf  welche  sich  aber  kQnfbige  Gesetze 
wohl  beziehen  können;  und  ich  meine,  die  Krone  Preussen  mu»s 
in  der  Lage  sein,  auch  dann  ein  Veto  einzulegen,  wenn  es  ver- 
sucht werden  sollte,  durch  die  Gesetzgebung  Aendcrungen  an 
ftolcheu  Kinrichtungeu  zu  treffen,  welche  bisher  nicht  auf  aus- 
drücklichen gesetzlichen  Bestimmungen  beruhen.* 

Art.  5*  schützt  somit  jede  bestehende  Einrichtung  auf  dem 
Gebiete  des  Militün\'esen8.  Daher  deckt  sich  die  Frage  nach 
Anwendbarkeit  des  Art.  Ti*  bei  Neufestsbellung  der  Friedens- 
präsenzstärke mit  der  Frage«  ob  auch  nach  Ablauf  des  Zeit- 
raums, fiir  welchen  die  Friedenspräsenzstärke  normirt  war,  die- 
1  selbe  als  eine  , bestehende  Einrichtung"  zu  betrachten  ist.  Wir 
glauben  das  verneinen  zu  müssen. 

Denn  wenn  Art.  5*  von  , bestehenden  Einrichtungen*  spriclit, 
so  kann  er  ujimöglich  darunter  auch  solche  nur  thatsächlich 
bestehende  Verhältnisse  subsumiren  wollen,  die  nicht  nur  einen 
rechtlichen  Bestand  nicht  haben,  denen  vielmehr  durch  Recbts- 
satz  dieser  entzogen  ist.  BegrciflicberweiRe  würde  eine  solche 
Annahme  zu  den  bedenklichsten  Couserpienzeu  fUliren.  Vielmehr 
ging  die  Absicht  der  gesetzgebenden  Factoren  nm:  dahin,  die 
Preussiscben  Verordnungen,  Reglements  etc.,  die  ja  nach  Art.  61 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  im  ganzen  Bundes- 
gebiet eingeführt  werden  sollten«  und  auf  denen  das  Preussische 
Heerwesen  groasentheils  beruhte,  vor  einer  gesetzlichen  Abände- 
rung in  Preussen  missliebigem  Sinne  zn  schützen.  Diese  Be- 
stimmungen bestanden  als  durchaus  rechtliche  imd  verfassungs- 
mässige, wenn  sie  auch  nicht  direct  gesetzlich  begründet 
waren. 

Von  dem  Bestand  der  Friedenspräsenzstarke,  nach  Eintritt 
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de»  gesetzlich  fixirten  dies  ad  quem  kann  man  jedoch  keini 
ilas  Gleiche  sagen. 

Denn  die  Festabellimg  derselben  ist  von  der  Verfassni^ 
nn  sHchlieäslich  dem  Gesetze  Überwiesen,  einen  verfassungs- 
mässigen und  rechtlichen  Bestand  bat  dieselbe  also  nur,  inso- 
fern sie  auf  dem  in  Art.  60  vorgesehenen  Gesetze  beruht.  Wecii 
nun  die  gesetzgebenden  Factoren  die  Wirksamkeit  ihres  gesetz- 
geberischen Willens  ausdrücklich  auf  die  Bauer  eines  bestimmten 
Zeitraums  beschränken,  so  wollen  sie  offenbar  auch  das  unver- 
änderte Bestehen  dieser  Euiricbtung  nur  bis  zu  diesem  Zeü- 
ptmkte.  Mit  dem  Eintritt  des  dies  ad  quem  schwindet  ip^^| 
jure  der  einzige  von  der  Verfassung  anerkannte  Kechtsgrund  fflr 
die  bisherige  HOhe  der  Friedenspräsenz  und  damit  hört  diese 
Höhe  aui',  vcrl'afitiiuigs massig  und  rechtlich  begründet  zu  sein- 
Der  Umstand,  dass  in  einem  solchen  Falle  das  Heer  thatsach- 
lich  auch  nach  Ablauf  der  gesetzlich  normirten  Zeit  in  der 
froheren  Höhe  präsent  prehalten  würde,  könnte  somit  nicht  ge- 
nügen, diese  Ziffer  als  „bestehende  Einrichtung"  im  Sinne  di 
Art.  5^  erscheinen  zu  lassen. 

Daher  würden  die  gesetzgebenden  Factoren   rechtlich  voll- 
kommen frei  sein,    nach  ihrem  Ermessen,   ohne   Rücksicht 
den  Ruberen  Zustand,  die  Neufestsetzung  vorzunehmen. 

Auch  die  von  Thudichüu  '*)  aufgestellte  Behauptung: 
wolle  doch  wohl  kein  Vemflnfliger  sagen,  dass  das  deutsclie 
Heer  sich  an  dem  Tage  in  alle  Winde  zu  zerstreuen  habe,  wo 
das  Gesetz  über  die  Friedenspräaenzstärke  ohne  Ersetzung  durch 
ein  neues  Gesetz  abläuft  —  scheint  uns  nicht  in  der  von  ilim 
gewttn.schten  Richtung  beweisend  zu  sein.  Selbst  für  den  Fall 
der  Annahme,  dass  Art.  Ti'  hier  anwendbar  sei.  würde  das  hier- 
dvurcb  Preussen  gewährte  Recht  ein  rein  negatives  sein: 
Preussen  könnte  dann  abweichende  Beschlüsse  der  gesetzgebe 


")  HotTiiisDOHKr's  Jahrbuch  1873,  S.  112. 
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den  Factoren  verhindern.  Das  wQrde  aber  eine  Verlängerung 
der  Gültigkeitsdauer  der  alten  Friedens  Präsenzstärke  keineswegs 
bedeuten,  und  somit  auch  nicht  verhindern ,  dasa  «das  deutsche 
Heer  sich  in  alle  Winde  zerstreue*. 

In  gleicher  Weise  müssen  wir  die  Unanwendbarkeit  des 
Art.  5  behaupten,  ftlr  den  Fall,  dasa  die  Mehrheit  des  Bundes- 
raths  nnd  des  Reichstags  dahin  Übereinkommen,  die  Anzithl  der 
Officier-,  Arzt-  und  Beamtenstellen,  die  früher  durch  den 
Keichshaushaltsetat  festgestellt  waren,  bei  der  NeufeststeUung 
desselben  zu  vermindern.  Da  die  durch  den  jährlichen  Keichs- 
haushaltsetat  erfolgte  Festsetzung  solcher  Stellen,  dieselben  nnr 
für  die  Dauer  der  Gültigkeit  dieses  £tats  anerkennt,  so  bestehen 
dieselben  rechtlicii  nicht  mehr  nach  dem  Ablauf  der  Etat*periode, 
sind  somit  auch  nicht  ^bestehende  Einrichtungen*  im  Sinne  des 


5»^ 


VI. 


■ah. 

H     Rechtslage  im  Falle  des  Nichtznstandekommeus  des  in 
■  Art.  60  geforderten  Gesetzes. 


A.    Kennt   die   Reichs  Verfassung    einen 
dieses  Gesetz? 


Ersatz    für 


Die  Uebereiiuitimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  von  Bun- 
dearath  und  Reichstag  ist  ftir  die  Feststellung  der  Friedens- 
präsenzstärke verfassungsmässig  gefordert  Beide  Versammlungen 
sind,    wie   wir    gesehen,    rechtlich    vollkommen  frei  in  ihrem 

H  Ermessen,  ao  dass  es  geschehen  kann,  dass  eine  Einigung  be- 
züglich der  Fried enapräsenz  nicht  zu  erreichen  ist.  Man  hat 
nuu  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  in  diesem  Falle  das  in 
Art.  60   den  Factoren    der   Reich sgesetzgebnng    zugesprochene 

H  Recht  an  den  Kaiser")  devolvire,  und  sich  hierfür  auf  Art.  63* 
berufen,  wo  es  heisat: 


")  Da    nach  dem  Bundnissvertrag  mit  Boyero  vom  23.  Movember 
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.Der  Kaiser  bestipimt  den  Prisenzstand,  die  Gliederang  iind 
Einthcilung  der  Contingente  des  Reichsheeres. * 

Dieser  Ansicht  gab  der  Reichskanzler  Fürst  Bisuahck  Äub- 
drack,  wenn  er  in  der  am  U.  Januar  1887  gehaltenen  Rede  im 
Reichstage  ansfOhrte  ^*); 

.,Wenn  wir  uns  tiber  die  Präsenzziffer  nicht  einigen,  dum 
treten  diejenigen  Bestimmungen  der  Verfassung  wieder  in  Kraft. 
die  durch  das,  auf  Grund  der  Zusage  von  Art.  60  gegebene 
Gesetz  beschränkt  sind  .  .  .  (Deshalb)  hat  die  Verfassung  schon, 
bevor'*)  das  Versprechen  in  Art.  ül)  entstand,  durch  den  4.  Ab- 
satz des  Art.  t>3  das  Moderameu  gegeben,  dass  der  Kaiser  d^n 
Präsenzstand  der  Contingente  des  Heichsheeres  bestimmen  soIL" 

In  der  staatsrechtlichen  Literatur  wird  diese  Ansicht  ver- 
treten von  Laüaitd''"),  Zokn  ")  und  Pbazajc '*).  Die  grosse 
Mehrzahl  der  Schriftsteller  erwähnen  diese  Frage  zw^r  nicht 
direct,  aus  der  Art  jedoch,  in  welcher  sie  Art.  63*  interpretiren, 
geht  hervor,  Aass  sie  einer  solchen  Auffassung  nicht  günstig  sind. 


1870,  III,  S  5  Art.  t>3*  der  ReieluverlasBong  »nf  Bayern  keine  Anwen- 
dung 6ndet,  so  würde  ein  analoges  Recht  dem  König  von  Bayern  n* 
xospreckcn  »ein.  Hier  wie  anderwärts  Ituaen  wir  die  aua  der  Besoadtf- 
lieil  der  Rechtsstellung  Bayerns  sich  ergebenden  Fotgemngcn,  als  tut  die 
uns  beschäftigenden  Befugnisse  den  Reich stngs  unerheblich,  auuet 
Bctraclit 

'*)  Abgedruckt  in  HmtHV  Annalen  1887,  S.  165. 

")  Dieses  ^bevor"  ist  unbewiesen  und  unbeweisbar. 

»«)  Staatsrecht  UI,  I,  S.  Ö3. 

")  Staatsrecht  I,  6.  322  IT.  Zonn  bestreitet  zwar,  daos  eine  d&aemde 
Fixirong  der  Fried ensprtlsenR  im  Wege  des  Art.  63*  erfolgen  könne,  prak- 
tisch hebt  er  diesen  Grundsatz  jedoch  einigermass^'n  wieder  auf,  wenn  er 
nusführl:  „Ausnahmsweise  darf  der  Kaiser  ohne  Uesetz  ....  über  die  ge- 
Bfitxlicho  Friexlenspräsenaiiffer  liinausgehen  ....  da.«  ein  solcher  Ans- 
nahmefall  auch  vorläge,  wenn  kein  Üeseti  über  die  FricdenspriMenxstarkc  zu 
Stande  käme,  ist  unzweifelhaft.  Das  durch  Art.  63*  dem  Kaiser  statoirle 
Recht  käme  dann  xq  praktischer  Oeltcng." 

'")  Archiv  t^ir  otfeutliches  Recht  1SÖ7,  S.  430. 
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I 


So    namentlich    die    mehrfach    citirien  Seydel,   TmrDioinni, 

T.    RöKNE,    RiF.DEL,    HlEBäEUEÜZKL,    Q.    MeYKB,    U.    ScHULZE. 

PbEüss'*)  spricht  sich  entschieden  gegen  die  Anwendbar- 
keit des  Art.  63*  auf  diesen  Fall  aus. 

Wir  können  uns  der  namentlich  von  Laband  verfocbtenen 
Ansicht  nicht  anschliessen. 

Allerdings  ist  Art.  63^  weder  durch  das  Gesetz  rom  9.  De- 
cemberl871,  noch  durch  den  §  1  des  Beichsmilitärgesetzes  vom 
2.  Mai  1874,  noch  auch  durch  die  Novellen  von  1880  und  1887 
aufgehoben  worden:  viehuehr  besteht  er  neben  diesen  Gesetzen 
fort,  wie  er  neben  dem  Art.  ö<)  von  Anfang  an  bestanden  hat. 
'  Aber  eben  weil  er  neben  dem  Art.  6(\  Gültigkeit  hat, 
können  wir  nicht  annehmen,  dass  er  mit  demselben  im  Wider- 
spruch stehe;  denn  alle  Kegeln  einer  gesunden  Interpretation 
verbieten  die  Annahme  einer  Antinomie  zwischen  den  einzelnen 
Bestimmungen  eines  und  desselben  Gesetzes,  wie  dies  die  Kcichs- 
verfaKsuiig  ist.  Zwischen  Art  üO  und  Art.  tiZ*  wäre  aber  ein 
unlöslicher  Widerspruch  vorhanden,  wenn  es  richtig  wäre,  dass 
beide  Bestimmungen  sich  auf  denselben  Gegenstand  bezögen; 
denn  dann  wäre  durch  die  Verfassung  dem  kaiserlichen  Ver- 
ordnnngsrechte  dasselbe  Überwiesen ,  was  andererseits  der 
Beichsgesetzgebung  vorbehalten  ist.  Wollen  wir  also  nicht  an- 
nehmen, dass  eine  unlösliche  und  augenfällige  Antinomie  in  der 
Reichs  Verfassung  bestehe,  so  müssen  wir  daran  festhalten ,  dass 
Art.  60  und  Art.  63*  verschiedene  Materien  zu  regeln  be- 
stimmt sind. 

Hierauf  scheint  auch  schon  die  Verschiedenheit  der  ge- 
wählten Bezeichnungen  „ Friede nspräsenzstarke"  und  „Präsenz- 
stand"  deuten  zu  sollen. 

Wir  haben  oben  gesehen,  was  tmter  ,,Frieden8präsenzstJirke" 


")  Frieden  spr&sens  und  RcichBverfassung,  S.  8t>  IT. 
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zu  verstehen  ist:  tmtersiicbeii  wir  ntin  iu  Folgendem  den  Inhi 
des  kaiserlichen  Rechtes  uuf  Bestijumung  des  ..Präsenzstande 

1.  Wie  wir  oben  ausgeführt,  ist  die  gesetzlich  festgestellte 
Fried eiupräsenzstärke  eine  Maximalziffer.  Für  die  Militärver- 
waltung besteht  keinerlei  Verpflichtung  dem  Bundesratbe  nnd 
Iteichstage  gegenüber,  das  Heer  in  dieser  Höhe  thatsäcblich 
präsent  zu  halten.  Die  ülffektivstärke  wird  nun  auf  Grund  von 
Art.  GS*  durch  kaiserliche  Verordnung  bestimmt,  und  zwar^  ab- 
gesehen von  der  Auanahine  des  §  C  Absatz  ö  des  Wehrgesetz-es 
vom  9.  November  1807  regelmässig  „nach  Maasgabe  des  Ge- 
setzes** ^^),  d.  h.  bis  zur  Höhe  der  gesetzlichen  Friedenspräseiu* 
i^tärke. 

2.  Nicht  nur  die  Qesammteffektivstärke,  sondern  auch  die 
Diätributiou  derselben  auf  die  einzelneu  Cadres  wird  durch  deo 
Kaiser  norrairt^').  Dieses  Kecht  war  vor  der  durch  das  Reichs- 
militärgesetz  erfolgten  gesetzlichen  Fixirung  der  Anzahl  der 
Cadres  vollkommen  uubescbräukt;  doch  auch,  nachdem  diese 
Fixinmg  erfolgt  ist,  bleibt  dieses  Recht  von  Bedeutung.  Denn 
es  besteht  keinerlei  gesetzliche  Nüthigimg,  dass  die  Oesammt' 
zahl  unter  die  einzelnen  Cadres  in  gleicher  Weise  vertfaeilt 
werde "'). 

3.  Vielfach    wird   angenommen,    dass    auch   das  Recht  des 


'*0  S  0  dcA  Wclirgeiictz«»:  „Der  Bundesfeldherr  bestimmt  fltr  jedei 
Jahr  nach  Map^g&be  des  Gesetzes  die  Zahl  der  In  das  stebead«  Heer  ud 
in  die  liHrine  pinzuettelleuden  Rekruten.* 

**}  Im  konatituirendeii  Reichstage  des  NorddeaLsclien  Bundes  (1867) 
erläuterte  anf  eine  Anfrage  des  Abgeordneten  Holzmak»  der  Bnndtsromie- 
aar,  Generalmajor  v.  PoDBiBtäKi,  den  Art.  63'  dahin:  „Die  Bedenken  udi) 
Zweifel,  die  eben  angeregt  worden  sind^  erledigen  sich  wohl  einfach  da- 
durch^ dass  unter  dem  Fraeenisland  verstanden  ist:  Der  Bnndesfeldherr 
bestimmt,  ob  die  Bataillone  Tj'ii  Köpfe,  538  Köpfe  oder  ob  sie  000  Kopfe 
unter  den  verschiedeneu  Verhältnissen  begreifen  sollen."    (Bkzold  II,  &.  ^.) 

")  Vergl.  die  Beispiele  bei  Laband,  Stutarccht,  Bd.  IU,  I,  8.  67, 
Anm.  3,  und  v.  LObell,  Jahresberichte  Über  Yer&ndernngen  und  Fortschritte 
im  Mitilärwcsen  1876^  S.  3  9. 
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iKiüaers ,  ausnahmsweise  und  vorübergehend ,  auch  ohne  zur 
Mobilmachung  zu  greifen ,  ,noth wendige  Verstärkungen*  des 
Heeres  eintreten  zu  lassen,  d.  h.  mit  anderen  Worten,  die  ge- 
setzliche Friedenspräsenzstärke  zu  überschreiten,  —  dass  auch 
dieses  Recht,  wie  es  durch  §  (i,  Absatz  'i  des  Wehrgesetzes  vom 

^9.  November  1867  anerkannt  wird ,  aus  Art.  03*  herzuleiten  sei  *^). 

W  U.  £.    kann    dieae   Berechtigung   sich    nicht  auf  Art.    68* 

stützen. 

1^  Zunächst  lassen   es  die  Verhandlungen   des   constituirenden 

^  Reichstags  durchaus  nicht  erkennen,  dass  bei  Einfügung  dieser 
Bestimmimg  in  die  Verfassung  die  Absicht  obgewaltet  habe, 
dem  Kaiser  eine  U eberschrei tung  der  gesetzlichen  Frieden sprasenz 

Hxu  gestatten. 

H  Allerdings  wurden  die  Anträge  Dotckeb  und  Gontheb  **), 

fm  welche  eine  solche  Ueberschreitung  ausdrücklich  gesetzlich  ver- 
bieten wollten,  abgelehnt;  doch,  wie  sich  ans  den  Verhandlungen 
ergibt,  nicht  sowohl  deshalb,  weil  man  dieses  Recht  dem  Bun- 
desfeldherrn  einräumen  wollte,  als  weil  man  nach  den  Erklä- 
rungen des  Bundesconimissars  von  PonniEi.sKi  eine  solche  Nor- 
mirung  nicht  mehr  für  nothwendig  erachtete**). 

»Die  unbestrittene  Befugniss  des  Kaisers ,    die  Präsenz  vor- 
Gbergehend  auch  über  das  Mass    der  gesetzlichen  Friedens- 
präsenzstärke  hinaus  zu  bestimmen,  hat  ihren  Rechtsgrund  eben 
nur   in  der    positiven  Bestimmung   des  §  0*   des  Wehrgesetzes. 
An  der  Richtigkeit  dieser  Thatsache  ändert  auch  nichts  der 


*')  So  namentlich  Srydki,;  Hirth's  Aonalen  1875,  S.  1416  ff,  ^  v.  UAnxe, 
Deatacli»  Staaurecht,  Bd.  11 ,  fi.  143^  THUutcmm ^  TerfaaRtingureclit  des 
Korddeutschrn  ßundes,  S.  434j  PiiKUfts,  o.  n.  0.,  S.  91. 

••)  Bemld,  II,  S.  4ö8. 

■')  Der  Abgeordnete  Waldkck  sagte  mit  Bezug  hierauf,  ohne  Wider- 
sprach zu  finden:  .Nach  den  Erklärungen,  die  der  Herr  CommiBsarius  ge- 
geben hat,  scheint  mir  dieser  Zweifel  nicht  begründet  zu  sein.  Es  acheinl 
die  Feststellung  des  Präsenzstandt^a  innerhalb  der  geaetzlicben  Normen  hier 
gemeint  la  eeln."     (.Bezdld  II,  S.  457). 
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Utnstand,    dass   bei  Berathung   des   Wehrgesetizes    Redner 
Begründung  der   Kegierungsvorlagc  auf  Art.  63*  der  Keichsver- 
f»ssiing   sich    berufen    buben  *  *).     Dieselben   gingen    eben 
einer    fabcben    Interpretation     dieser     VerfassungsbestimmD 
aus*"). 

Ans  der  Torstehenden  Darstellung  des  recbtlicben  InbalU 
von  Art.  63*  ergibt  sich,  da&s  derselbe  aebr  wohl  neben  Art.  00 
stehen  kann,  eben  weil  beide  durchaus  verschiedene  Gebiete 
zu  regeln  bestimmt  sind  und  sich  hierbei  gegenseitig  ergänzen. 

Art  60  überweist  der  Gesetzgebung  das,  was  derselben 
zugewiesen  werden  muss  und  zugewiesen  werden  kann,  Art.<>ä^ 
gewährt  der  Executive  die  vom  Standpunkte  einer  gesunden 
Gesetzgebungspolitik  derselben  zu  belassende  Freiheit  und  Un- 
gehemmtlieit  der  Bewegung.  Unter  keinen  Umständen  kann 
jedoch  dieses  Hecht  der  Executive  an  die  Stelle  des  verfas- 
sungsml-issigen  Rechtes  der  Gesetzgebung  treten. 

Die  Verfassung  fordert  daher  absolut  das  Zustandekom- 
men des  Gesetzes,  betreffend  die  Friedenspräsenzstärke,  und  kennt 
einen  verfassungsmässigen  Ersatz  für  dieses  Gesetz  keineswegs- 


B.  Wie  kann  das  entstehende  Vacnum  ausgefüllt 

werden? 

Bei  der  Nichteinigung  von  Bundesrath  und   Reichstag,  bei- 
der Friedenspräsenz,  entsteht  somit  ein  Vocuum.    Es  ist  selb«- 


*')  T.  Uoi.TKK  und  v.  Rooh.   (Stra.  Ber.  des  ordentlichen  Reichitap 
1867,  8.  477  tind  481.3 

'0  Die  durch  §  6*  des  Wehrgesütics  gestattete  Deb«rGchr«itBng  der 
Fried eu 8p rasen Mtarke  flndet  tibrigene  ihr  Gegengewicht  in  dem  Anigtbe* 
bewIlUgungB recht  des  Bundearaths  und  Reichstags,  welche»  bei  jeder  Deb*^ 
Bcbreitung  der  geactzlichen  Friedensprftttentsiärke  durch  die  Schranken 
dcfl  Arl.  Ü2*  nicht  mehr  gehemmt  wird.  {Dies  wurde  auch  in  den  V«- 
haiidluugen  des  ordentlichen  Reichalag«  von  1867  anerkannt  Steo,  B«^ 
S.  476  und  4830 
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verständlich,  dass  das  Fehlen  der  geforderten  gesetzliehen  Grund- 
lage fßr  die  Erhaltung  des  Reichsheeres   eine  Auflösung   dieses 

B  Heeres  nicht  znr  Folge  haben  kann.  Denn  die  Verfassung» 
welche  das  Loben  des  Staates  zum  Zwecke  hat,  kann  nicht  be- 
absichtigen, die  ersten  Voraussetzungen  der  Selbsfcerhaltiing  dieses 

^^StAates  iudirect  unmöglich   zu    machen. 

^f  Die  Reichsregierung  r\-äre  demnach  verpflichtet  und  berech- 
tigt, anch  ohne  gesetzliche  Grundlage  das  Erforderliche  für  die 
Erhaltung  des  Heeres  zu  thun. 

^-  Bei   der   Nichteinigung    von    Bundesratb    und  Reichstag  ist 

^B  non    eine   doppelte  CouKtollation   möglich :    Der  Reichsregierang 

^P  steht  eine  Bundesrathsmujorität  gegenüber  oder  eine  solche  des 
Reichstage.  Wohl  nur  der  letztere  Fall  ist  praktisch  zu  beröck- 
sichtigen.     Es  vrürden  also  die  Massnahmen  der  Reichsregiemng 

I       ihre  Spitze  gegen  den  Reichstag  richten  müssen. 

^1  Diese  Hassnahmeu   würden  nun   sehr  verschiedener  Katur 

^H  sein,  je  nachdem  die  DiflTerenz,  welche  das  geforderte  Gesetz 
verhinderte,  sich  beziehen  würde  auf  die  Zeit,  för  welche  die 
Feststellung  zu  erfolgen  hätte,    oder   auf  die  Ziffer  der  Frie- 

I       dengpräsenz. 

^h         Im  ersteren  Falle  wäre  kein  Grund  vorhanden,  warum  das 

~  verfassungsmässig  erforderte  Etatsge^etz  nicht  zu  Stande  kom- 

^m  men  sollte. 

H  Einerseits  könnten  Bundesratb  (und  Reichsregierung),  ohne 

ihrem  principiellen  Standpunkte  etwas  zu  vergeben,  der  Fest- 
stellung der  Einnahmen  und  Ausgaben  durch  das  Etatsgesetz  in 
der  von  ihnen  für  angemessen  erachteten  Höhe  "*')  unbedenklich 
zustimmen.  Andererseits  wäre  auch  für  den  Reichstag  kein  Grund 
vorhanden,  die  Mittel  zu  verweigern,  welche  erforderlich  wären. 


'*)  U«b«r  diese  würde  ja  in  dem  vorBiisgeMtzten  Falle  der  allefni- 
gea    Differeua  bezüglich   der  Dauer  der  Feststellang   üebereinBOminunir 
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um  das  Heer  in  der  von  ihm  für  angemessen  erachteten  H^Jhe 
während  des  von  ihm  angestrebten  Minimums  ■■)  von  Zeit  prl- 
sent  zu  halten. 

Anders  wßrdo  sich  jedoch  die  Sachlage  gestalten,  sobald  b^ 
züglich  der  Höhe  der   Prüsenzzif  Ter   eine  llehereinstimmnng 
nicht  herzustellen  sein  würde,  dann  könnte  ein  Etatsgesetz,  f&r 
welches  ja  eine  der  wichtigsten  Grundlagen  fehlen  würde,  nicht 
zu  Stande  kommen"''). 

Hier  würde  die  Frage  sich  erheben,  welche  Mittel  der  Reic 
regierung  gegeben  sein  würden,  um,  auch  ohne  die  Ermächtig 
des  Ktatsgeset7.es,  das  Erforderliclie  für  die  Erhaltung  eines  ge- 
wissen Präsenzstandes  des  Heeres  thun  zu  können. 

1.  Die  Einnahmen.  Vielfach  wird  angenommen,  dass  in 
dem  von  uns  geschilderten  Falle  Art.  ti2'  der  lleicbsverfasaong 
die  für  das  Heerwesen  erforderlichen  Geldmittel  sichersteUe. 
Art.  02*  lautet: 

,Nach  dem  31.  December  1871  müssen  diese  Beitri^e") 
von  den  einzelnen  Staaten  des  Bundes  zur  Reichskasse  fortgezahlt 
werden.  Zur  Berechnung  derselben  wird  die  im  Art.  60  interi- 
mistisch festgestellte  Friedenspräsenzstarke  so  lange  festgehalten, 
bis  sie  durch  ein  Reichsgesetz  abgeändert  ist." 

Ffir  fortdauernd  anwendbar  auf  unseren  Fall   halten  die« 


'*)  Wir  setzen  hier  Dur  den  Fall.  dsM  ßundearslh  nnd  Reichsreg 
rnng  eine  Featstellung  der  Fricdeneprasenz  für  einen  I&ngeren  ZeitnuiJ 
heanspriichen^  alfi  der  Reichatog  zu  gewähren  geneigt  ist.  Der  umgekehrt« 
Fa.1l  ist  thcoretincli  denkbar,  praktisch  aber  wohl  mit  ELecht  ausser  AobI 
zu  lassen. 

■")  Dr8  Gleiche  konnte  sich  alljährlich  bei  der  nach  §4'  des  Reich*- 
militärgesetzes  im  Wege  des  EtAtsgesctzes  vorzii  nehmen  den  FeststetluDg 
der  Officicras teilen  ereignen  ^  wenn  Über  die  Anzahl  derselben  L'ebereia 
sümmung  nicht  heraaBlcllen  wäre. 

*')  Sovielmal  225  Th^iler,  als   die  Kopbahl  der  Friedensstärke  <ka_ 
Heeres  nach  Art  60  beträgt.    (Abs.  1  dea  Art  62.) 
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iBestimmtmg   in   der  einftchlägigen   Literatur:  Laband"),   Thu- 

IßlCHUM**),  SrHÜI.ZE  "•),  FBirKER"'),  V.  MaRTITZ  **)  und   fREUfts") 

Für   aufgehoben  halten   Art.   62'  und   zwar  bereit«  durch 
fdss  Gesetz  vom  9.  December  1871  Seitdkl**)  nndZoBH**);  ftir 
aufgehüben    durch   das    Reichsuiilitiirgesetz    vom    2.   Mai    1874 
^v.  Kö.NSE^'^ö)  und  G.  Mkyeb'oi). 
W         £s  wird  sich  somit  bei  der  Untersuchung  der  Anwendbar-^ 

keit  des  Art.  62'  darum  handeln,  ob  diese  Bestimmung 
K        a)  auch  heute  noch  formel)  gQltig, 

b)  ob  und  wieweit  sie  auch  heute  noch  in  dem  von  una  ge- 
^^etiten  Falle  praktisch  anwendbar  ist. 

^P  a.  Der  von  den  verbündeten  Regierungen  dem  constituireuden 
Reichstage  des  Norddeutschen  Bundes  vorgelegte  Verfassungs- 
entwurf enthielt  in  Art.  58  folgende  Bestimmung: 

.Zur  Bestreitung  des  Aufwandes  für  das  gesammte  Bundes- 

faeer  und   die   zu  demselben   gehörigen  Einrichtungen  sind  dem 

Biindesfoldherm  jährlich  soviehnal  225  Thaler«  als  die  Kopfzahl 

Hcles  Heeres  nach  Art.  50  (des  Entwurfs)  betrugt,  zur  Verfügung 

Bbu  stellen' 

H  Nachdem  nun  schon  früher  die  dauernde  Feststellung  der 
Friedenspräsenzsiärke,  wie  Art.  56  des  Entwurfs  sie  forderte, 
abgelehnt  worden  war,  konnte  die  Majorität  des  constituireuden 
^ichstags  nicht  bewogen  werden,  dem  dauernden  Pauschquan- 


•«)  Staatarechl  lU,  I,  S.  92  IT. 

•')  Hoi,TZEM>oRFp's  Jahrtiucli,  Bd.  J,  8.  41^  und  Bd.  U,  8.  120. 

**)  Staatsrecht,  Bd.  II,  8.  280. 

*^)  Zeitschrift  fär  die  grsammte  Staat« wissensch alt,  Bd.  28,  S.  175. 

'*)  Be  t  räch  lange  a   über  die   Verfasgung   des   Norddeutschen    BuDiies, 
123. 

*')  Friedensprüscnz  elc,  S.  58  ff. 

'*)  Hmnis  Annalen  1875,  S.  1411  ff.;  Commentor,  S.  S3S. 

")  Sla«t8reoht,  Bd.  l.  8.  322. 
***)  Deutccbes  Staatsrecht,  Bd.  II,  8.  177  fT. 
"»)  Hirth's  Annaleii  1880,  S.  349,  und  Staattrecht,  8.  560. 
AKhiv  fltr  ttflMtttobM  Kedit.  UI.  i.  17 
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iTim  rles  Art.  tS  Ihre  Zuätinunung  zu  geben.  Es  wnrde  viel- 
mehx  der  Antrag  Forckkkbkck'^*),  wonach  die  Dauer  dieseit 
Pauschquantaims  nur  bis  zum  31.  December  1871  bemessen  sein 
sollte,  angenommeu. 

Dies  genügte  jedoch  den  verbündeten  Res^ierungen  nicht, 
da  sie  mit  dem  Ablauf  des  bewilligten  Interimisticums  die  Mög- 
lichkeit eines  Conflicts  bet'tirchten  zti  müssen  glaubten. 

Eine  Ausgleichung  dieser  Differenz  zwischen  dem  Stand- 
]mnhte  der  Regierungen  und  der  Mehrheit  des  c^nstituirendea 
Heichstags  beabsichtigte  nun  das  in  der  Schlussberathung  ge- 
stellte Amendement  von  Benniosbx-Ujrst  (Absatz  2«  3,  4  dec 
jetzigen  Art.  02),  indem  es  die  regierungsseitig  gefordert«  Siehe 
rung  des  Heeres  im  Absatz  2  tmd  4  mit  dem  parlamentansrfaen 
Budgetrechte  im  Absatz  3  zu  vereinigen  suchte.  Wenngleich 
die  Behandlung  und  Begründung  dieses  .Antrags  im  oonstitui- 
renden  Reichstage  darauf  hindeuten ,  dass  man  bei  Stellang 
desselben  wohl  nur  den  Zustand  nach  dem  Ablauf  des  ersten 
Provisoriums  im  Auge  halte,  während  für  später  eine  definitive 
Regelung  erwartet  wurde,  welche  solche  Aushilfsmittel  Über- 
ßOssig  zu  machen  geeignet  wäre,  so  ist  doch  anzuerkennen,  dass 
die  gesetzgebenden  Factoren  dieser  ihrer  Absicht  einen  deut- 
liciien  Ausdruck  im  Gesetze  selbst  nicht  gegeben  haben,  so 
dass  umi  nichts  erübrigt,  als  uns  streng  au  den  Wortlaut  za 
halten,  welcher  diesen  Bestimmungen  eine  Geltung  «nach  dem 
31.  December  1871*,  also  an  sich  auch  heute  noch,  sichert '***). 

TJ.  E.  ist  diese  formelle  Gültigkeit  der  Absätze  2 — 4  des 
Art.  62  der  Reichs  Verfassung  nun  auch  weder  durch  das  Gesetx 


"*)  (Bkzolo  U^  S.  454.)  Der  Antrag  ist  identisoh  mit  Abs.  1  Jei 
jetzigen  Art  62. 

'"')  FUr  rein  provisoriscli  wurden^  otine  oäliMc  Begründung,  <lirM 
Befiimmnngen  Im  ersten  Reichstage  1871  von  den  Abgeordneten  Sonn- 
MAMt  und  Lasker  erkl&rts,  der  Antrag  Sohneuanh  auf  Streichung  denclben 
aber  abgelelint. 
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om  9.  December  1 87 1 ,  noch  auch  durch  das  Reichsmilitärgesetz 
gendwie  heeinträchtigt  worden. 

Znuächst  ist  es  unv  erstand  lieh,  wenn  Zohn  meint,  dosii  im 
Gegensatz  zur  provisorischen  Ordnung  den  Art.  62  im  Gesetze 
von  1B71  ein  Definitivuni  geschaffen  sei.  Die  Bestimmung  den 
esetzes  von  1871  reihte  sich  viebuebr  dem  in  Art.  62'  Fest- 
esetzten durchaus  provisorisch  bis  1874  an,  und  wir  vrüssten 
un«  keinen  Grund  zu  denken,  warum  die  von  1871 — 1874  gel- 
tende,  dem  Inhalte  nach  gleiche   Bestimmung  definitiver  als  die 

Ifon  1807—1871  geltende  sein  sollte. 
Doch  auch  mit  den  Bestimmungen  des  Keichsrailitäi^esetzes, 
piit  welchem  das  ,  Pauschquant  um"  sein  Ende  erreichte,  steht  der 
Art  02'  durchaus  im  Einklang. 

Nicht  nur  verträgt  er  sich  mit  der  jährlichen  Veranschla- 
goxtg  der  Militärausgahen:  die  untrennbar,  durch  grammatische, 
logische  und  historische  Beziehmigen  mit  ihm  verbundenen  Ab- 
sfttxe  3  nnd  4'*")  setzen  eine  solche  sogar  voraus. 

Die  genannten  Theile  des  Art.  62  sprechen  von  der  Fest- 
^4t«Unng  iler  Ausgaben   durch    das   Etatsgenetz   und    der   hierbei 
^fsa  Grunde  zu  legenden  Organisation  des  Keiclisheeres.     Offen- 
bar   konnten   sich    diese    VorRchriften   nicht   auf  den    bis   zum 
;^1.  December  1871  durch  Art.  71'  der  VerfaHSxmg  eingeführten 
^ZustAnd,   der    dann   durch  das  Gesetz  vom   9.  December  1871 
^B>is  einschlicBshch  1874  prorogirt  wurde  *'*^)  beziehen.    Hiernach 
war  wälirend  dieser  Uebergiiugtizeit  der  nach   Titeln  geordnete 

^V  Ab«.  4:  B«i   (l«r  PejUtellung  den  MiltluraaBgftbeetats  wird  die  auf 

Grundlage  dieeer  Verfa^Bung  ^eselzHcb  fesUtebende  Oi^anieatioD  dee  Reichf- 
terts  XU  Uriiod«  {fclt-gl. 

"*')  S  2  des  QeaeUcB  vom  9.  ÜcceiDÜcr  1871,  betr.  di«  Friedeoaprä- 
vnuUkrk«  des  deutschen  Heeres  aiid  die  Ausgaben  Tür  die  VerwaltuDg 
ArsMlbeo  Tür  die  Jabre  187ä,  lS7ä  und  1874. 


'**)  Abs.  3:  IHe  Verausgabung  dieser  Summe  für  das  geHammtc  Reicba- 
lieer  und  desien  Einricbtungeii  wird  durcb  das  Etatsgesets  restgestellt. 
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Etat  über  die  Ausgaben  für  da«  üeer  dem  Bundesrathe  und 
dem  Reichstage  uur  zur  Kenntnisenahme  und  2ur  Erinnemog 
vorzulegen,  von  einer  aFeststellung  der  Ausgaben  darcb  du 
Etatsgesetz^  konnte  demnach  nicht  die  Rede  sein.  Erst  mit  dem 
Zeitpunkte  des  Anfhßrens  dieser  Be»chrunkung,  also  mit  dem 
Erlaas  deH  Iteicihsmilitärgesetzes,  konuteu  diese  Bestimmungen 
in  Wirksamkeit  treten. 

Unrichtig  wäre  ea  daher,  wenn  man  durch  das  Reichsrailitär- 
gesetz,  vvt'lches,  wie  wir  gesehen,  eine  Wirksamkeit  dieser  Be- 
stimmimgeu  überhaupt  erst  ermöglichte,  dieselben  für  uufgebobeQ 
erachten  wollte.  Sind  aber  Absatz  8  und  4  gültig,  so  kann,  b«i 
der  nahen  Verbindung,  in  welcher  dieselben  mit  Absatz  2  stehen, 
die  Furtdauer  der  Gültigkeit  auch  dieses  letzteren  nicht  bezweifelt 
werden. 

Wir  stimmen  deshalb  mit  der  Ansicht  derjenigen  Schrift- 
steller überein,  welche  dem  Absatz  2  des  Art.  62  fortdanerode 
formelle  Oültigkeit  zusprechen. 

b.  Nicht  dagegen  können  wir  uns  davon  Überzeugen,  da» 
in  dem  Falle  eines  Budgetconflicts  zwischen  Reichsregierung  nsd 
Reichstag,  welcher  in  Folge  der  Nichteinigung  von  ßundeanti) 
und  Reichstag  in  Bezug  auf  die  Friedensp rase nz stärke  entstttndeo 
wäre,  Art.  02'  auch  heute  noch  Anwendung  linden  könnte. 

.Auch  %vir  unterscheiden  wie  Lahanu  '*^)  im  Art,  62*  Jif 
Yerschiedeues  bestimmenden  beiden  Sätze:  «Der  erste  sanctio- 
nirt  die  dauernde  Pflicht  der  Einzelstaaleu  zur  Zahlung  def 
Militürbeitr^e ,  der  zweite  norniirt  die  Berechnnngs weise.' 
Diese  Pflicht  bleibt  dauernd  bestehen,  sie  kann  aber  nicht  pnc* 
tisch  durchgeführt  werden ,  sobald  eine  Berechnung  nicht  mOg' 
lieh  ist 

Solange  ein  gültiges  Reichsgesetz  die  Friedens präseuzüU^' 
bestimmt,   bildet   diese  Friedensprüaenzziffer   die  Grundlage  fBr 

"•)  A.  *.  0.,  8.  96. 
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ßerechnniig;    dieBc   Bcn^chnviiig    wird   jedoch    unniöplicb, 

ild  bei  dem  Ablaufe  der  Zeit,  fTir  welche  die  FriedenepräsenE- 

stärke  uoruiirt  war,   eine  reicbsge&ctzHche  Neafeststellung  der- 

pelben  nicht;   erfolgt  ist.     Denn   ein   solches  Reichsgesetz  wird, 

ehulB  Berechnung   dieser  Beiträge,    von   Art.   02'  durchaus 

efordert. 

Nach    dem    31.   December    1871    sollte    allerdings   die    in 
^rt.  60  inierimistiseh  festgestellte  Friedeiispräsenzstärke   bis  zu 
'einer  reichsgesetzlichen  Abänderung  zur  Berechnung  festgehalten 
^-werden. 

^H         Dass  dies  jedoch  auch  heute  von  der  Friedenspräsenzattlrke 
^H^ten  sollte,    deren  Gültigkeitsdauer  ihr  gesetzliches  Ende  ge- 
F     fnnden,  könnte  doch  nnr  im  Wege  einer  durchaus  willkfirlichen 
Analogie    behauptet  werden.     Denn   nicht»   veranlasst  uns,    au« 
<ll^^l  Umstände,  dass  einmal  ein  solches  Festlialten  der  Friedens- 
prtUenz  über  ihre  Gültigkeitsdauer  hinaus  znm  Zwecke  der  Be- 
rechnung für  nSthig  erachtet  wurde,  darauf  zu  scbliessen,   dass 
Keses  Festhalten  auch  in  den  späteren  Füllen  stattzufinden  habe. 
Auch  der  Argumentation  aus  der  Absicht  der  Urheber  des 
wie  Scbulzb"')  sie  versucht,    können    wir  uns  nicht 
amcchliessen.      Das    Studium    der   Entstehungsgeschichte    dieser 
Bestimmung  zeigt  uns,  dass  die  Urheber  wohl  kaum  weiter  als 
1871  gedacht  haben,  weil  sie  dann  eine  definitive  Regelung  er- 
I     warteten.    Wenn  sie  dies  nun  auch  nicht  gehindert  bat,  dem  Ge- 
^■etze  eine  Fassung  zu  geben,  welclie  demselben,  wie  wir  oben  ge- 
^sehen,  auch  heute  noch  eine  formelle  Gültigkeit  sichert,  so  kann 
doch  fSr  die  Beurtheilung  des  heutigen  Rechtszustandes,  den 
die  Gesetzgeber  nicht  voraussahen,  nnd  fUr  den  sie  deshalb  auch 
nicht  Vorsorge  treffen  wollten,    die    nicht  unzweideutig  im  Ge- 
^ktze  selbst  ausgesprochene  Absicht  derselben  keineswegs  mass- 
^^ebend  sein. 


»•')  A.  a.  Om  8.  280. 
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Ziehen  wir  aus  dem  Vorstehenden  kurz  die  Folgerung: 
Art.  62'  ist  anwendbar,  sobald  und  solange  die  FriedeoÄ- 
Präsenzstärke  reicbsgesetzlidi  feststeht.  Von  pr&ctischer  £«• 
deutung  konnte  dies  sein,  sobald  ein  Etat^gesetz  aus  andereo 
GrDaden,  alf;  wegen  Nichbeinigiing  der  gesetzgebenden  Factor«: 
hinsichtlich  der  Friedenspräsenz,  nicht  zu  Stande  kommen  w&rde: 
die  Reicfaaregierung  könnte  dann  ihr  Recht  auf  die  in  Art  112' 
festgestellten  Einnahmen  geltend  machen  ""•).  TJnanwendbar  iM 
diese  Bestimmung  jedoch,  sobald  eine  Nichteinigung  der  geseu* 
gebenden  Factorcn  ein  die  Friedensprääciizjttärko  festste] lendi*--' 
Reichsgesetz  bei  Ablauf  des  früheren  nicht  hat  zu  Stande  kom* 
men  lassen,  d.  h.  in  dem  von  uns  gesetzten  Falle  ist  Art.  dV 
iinan wendbar  ""). 

Der  Heichsregierung  würden  somit  durch  positive  Ver^- 
Hungsbestimmung  für  diesen  Fall  angewiesene  Einnahmen  fehleji; 
jedoch  wäre  dieselbe  gewiss  berechtigt,  die  anf  dauernden  Ge- 
setzen benihendeu  Reichseinnuhmen  aus  Steuern,  Zflllen  etc.  m 
erheben,  auch  wenn  da»  jährliche  Etatsgesetz  nicht  zu  Stande 
kommen  sollte'"^).     Doch  die  bei  dem  Unzureicheu  dieser  Gin* 


"")  Die  Fra^e.  wie  diese  EinDahmen  sicli  zu  deo  ubiigea  Reidi»* 
einnahmen  verhalten  würden,  haben  wir  hier  nicht  zu  anterftachen.  da  «ir 
ja  in  dem  vorlie^nden  Falle  ein  Recht  auf  dieselben  nicht  anerkeanni 
kunoon, 

"'*)  Doch  wenn  wir  auch  die  Anwendbarkeit  des  Art.  62'  v(»ruu- 
Mtzen  wollten,  fio  stünde  dem  das  AuBgobebewiltigungsrecbt  des  Reifte 
tags  in  Art.  62',  selbätverat&ndlich  unbehindert  dnrrh  Art.  62*,  gegeodtier. 
Fkicna  (a.  a.  O.  175)  bestreitet  dem  ReichsUge  die  BeftigntBe  de«  Sdo 
dens  über  die  Qesamm  tsummen;  er  nimmt  vielmehr  nur  ein  BccM 
dedselbeu  an,  die«e  Gesammtsammen  auf  die  £inzclzwecbe  zu  diBlribninc 
Gegeniiber  den  Verhandlungen,  welche  aollUslich  der  Berathung  des  Amfs 
dement«  v.  BEXmcsirf-U^EST  gepflogen  wurden,  ist  die««  Ansicht  unhallbV' 
Dnss  das  volle  Aosgabehewilligungerecht  im  Art.  62'  ausgesprochen  tta 
sollte,  ergibt  eich  namentlich  aus  den  Reden  der  Abg.  v.  \'i<(nKB  tHogtij) 
Lasker,  sowie  des  Grafen  Bisharck  (Burauü  11,  S.  694,  697,  702). 

KO)  Uie  Frage  nach  den  Rechtsfolgen,  welche  das  Nichtzuat&ndekoa 
mcn  des  Ktatsgesetxes  bedingt,   baben  wir  hier  naturgemüsa  nur  in»afr/n 
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ualuueD  erforderlichen  Matriknlarbeiträge  können   nach  Art.  70 
der  Keicbsverfassuuff  nur  im  Wege  <le»  Etatsgesetzes  festgestellt 

■  werden.  Die  £rbebiiQg  derselben  ohne  die  Ermächtigung  eines 
solchen  wäre  somit  verfassungswidrig, 

2.  Die  Ausgaben.  Die  zur  Erhaltung  des  Heeres  erfor- 
derlichen Ausgaben  müsste  die  Ueichsiegieruug  (der  Ueichskanzler) 
leisten,  unter  der  in  Art.  17  der  Reichsverfassung  normirten 
Verantwortlichkeit.  Diese  Verantwortlichkeit  wtirde  nun  eine 
sehr  verschiedene  sein,  je  nachdem  diene  Ausgaben  in  Ausftlhrung 
bestehender  Gesetze  und  zur  Erhaltung  boätehender  gesetzUcber 
Einrichtungen,  oder  ohne  eine  solche  Grundlage  erfolgt  wären. 

H  Im  crsteren  Falle  ist  die  ßeichsregierung  zur  Verausgabung 
verpäichtet,  desgleichen  kann  der  ReichsUig  die  nachträgliche 
Genehmigung  nicht  verweigern.  Hierbei  könnte  nur  die  Ange- 
messenheit des  Betrages  eventuell  in  Frage  kommen.  Eine  ernst- 
liche Differenz  würde,  bei  einer  Beschränkung  der  Ausgaben  auf 
die  durch  langjährige  Praxis  begrtindete  Höhe,  dabei  wohl  kaum 

»zu  befürchten  .sein. 
In  dem  zweiten  von  uns  gesetzten   Falle  dagegen  bestände 
keinerlei  RecbtspAicht  des  Reichstags,  die  geschehenen  Ausgaben 
Bsa  billigen. 

Fragen  wir  nun,  welche  Theile  der  Organisation  des  Reichs- 
heeres, die  als  Grundlage  der  Verausgabung  dienen  könnten, 
beim  Kichtzustandekommen  des  Gesetzes  über  die  Friedensprä- 
senzstärke gesetzlich  feststehen  und  einen  Anhalt  bezüg- 
lich der  Zahl  der  bei  den  Fahnen   präsent   zu   Haltenden  geben 


M  erOrtern,  als  ile  BesODderbeiten  darbietet  fUr  den  Fall  des  von  uns 
»ngfnommenen  Ulli  tärconflictd.  In  den  allgemeinen  Orunrlsatzen,  deren 
WürdigQDg  liier  nn&ere  Aufgabe  nicht  sein  kann,  nnd  die  wir  hier  wie 
im  Folgenden  als  bewiesen  annehmen.,  stimmen  wir  im  Wesentlichen 
Überein  mit  LABA^tD.  (Das  Budgetrecht  nach  den  Best-mmungen  der  Preussi- 
fcheu  VerfassangBurkunde,  derselbe  in  Hirtu*  Annalen  1873,  S.  534  ff.; 
»wie  Da»  Staatsrecht  de»  I>eut*fchen  Keiclie»  lU,  2,  i).  3*?7  ff.) 
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wQrden,  so  mOssen  wir  znnäcbst  ausschlicssen  die  BlIgemeiDen 
Beatimtnungen  der  Art.  57  und  59  der  Reichsverfassung  hin- 
sichtlich der  Wehrpflicht  und  der  Dieostzelt.  Dasä  diese  ils 
Maximalgrenzcn  eine  solche  Grundlage  nicht  bilden  können,  gehl 
hervor  aus  dem,  was  wir  hinsichtlich  ihrer  oben  (gegen  pBznc) 
angeführt  haben  *  * '). 

Nur  die  Anzahl  der  Cadres,  wie  sie  im  Reichs militärgesetz 
und  den  entsprechenden  Novellen  von  1880  und  1887  durch 
dauernde  gesetzliche  BHätimmnngen  norrairt  worden  ist.  wfirde  der 
Verausgabung  dann  zu  Grunde  gelegt  werden  müssen.  Unzwei- 
felhaft wird  hierdurch  eine  gewisse  Minimalh'iedenspräseni- 
stärke^")  dauernd  gesetzlich  garantirt,  doch  lassen  sclbstver- 
ständlich  die  Begriffe  »Bataillon*»  .Escadron*,  .Batterie*'  etc. 
hinsichtlich  der  Zahl  der  darin  begriHenen  Mannsohaflen  grosse 
Schwankungen  zu,  sobald  nicht  anch  ihr  Inhalt  gesetKÜch  fest- 
gestellt ist.  Letzteres  ist  nicht  geschehen,  so  dass  der  Anlialt, 
den  diese  Begriffe  der  Reichsregierung  für  eine  Verausgabang 
bieten  würden,  nur  ein  sehr  unbestimmter  sein  könnte. 

Dieses  sind  somit  die  einzigen  formell  rechtlichen  Anhalts- 
punkte, auf  welche  die  Reichsregierung  behufs  Erhaltung  eiaeo 
bestimmten  Präsenzstandes  sich  berufen  könnte,  wenn  die  Diffe- 


"*)  Der  Reichskanzler  FtU-st  Biamarck  vertheldlgte  theoretisch  wenif 
stens  die  rfcbtliche  Möglichkeit  einer  solchen  Aonahme,  wenn  er  m 
U.  FebruEr  1R87  im  Reichstage  sagte:  ,Ea  aleigt  (bei  Wegfall  der  Be- 
sohrttnkuDg  des  Art.  60)  die  obere  Grenie  der  berechtigten  PrafieauilTrr 
der  Armee  bis  zu  dem  Satze  des  Art.  59  der  Verfasaung ;  Jeder  w«ll^ 
püicbtige  Deutsche  bat  3  Jahre  bei  den  Fahnea  zu  dienen.  Das  ist  das» 
uaaere  Fräsen tziH'er,  die  wir  erreichen  dürfen.*  Freilich  gesteht  der  Keieltf' 
kRQzler  dann  zu ,  dass  dies  eine  ßnancielle  Unmöglichkeit  sei  aud  bul 
darauf  seine  von  uns  oben  bereits  gewürdigte  Interpretatioa  des  Art.  63* 
dpr  Verfassung. 

'**)  Uan  vergleiche  die  Aeuaserungen ,  welche  gelegentlich  der  Bt- 
rathung  de.s  Keicbsinilitdrgefictzes  in  der  Reichstagficommissioa  eine  soltlt« 
MinimalfriedcDsproaenzstarkc  anerkannten.  (Bericht  des  Abg.  Uigt'KL.  >Suu 
Ber.  Ü.  Legislaturperiode,  I.  äession  1874.  S.  748.) 


renz  bezüglich  der  FriedenspräsenzzifFer  eine  Einigung  hinsicht- 
lich des  Etatsgesetzes  unmöglich  gemacht  hätte.  Abgesehen 
von  diesen  sehr  weit  gezogenen  Schranken,  wäre  dem  freien 
Ermessen  des  R«ichstf^s,  zum  genannten  Zwecke  geschehene 
Ausgaben  zu  genehmigen,  oder  deren  Genehmigung  zu  verwei- 
gern, keinerlei  juristisclies  Hinderniss  entgegengestellt 


I 


I 


In  dem  Geftige  der  Reichsverfassung  bildet  daher  Art.  60 
ein  so  wichtiges  Bindeglied,  dass  die  Nichterföllimg  der  in  ihm 
gestellten  Forderung  Überhaupt  nicht  vorgesehen  ist :  die  lleichs- 
verfassüDg  fordert  absolut  und  gebieterisch  ein  Reichageaetz 
behnfs  Feststellung  der  Fried enspraäenzstärke  und  unterlässt  es, 
für  den  Fall,  doss  ein  solches  nicht  zu  Stande  kommen  sollte, 
irgendwelche  Directiven  zu  geben.  Man  mag  diesen  Zustand 
CBr  sehr  unvollkommen,  ja  für  gefährlich  halten,  und  eine  Besse- 
mng  desselben  durch  Verfassnngsünderung  anstreben;  dnrchans 
zurückzuweisen  ist  jedoch  die  vielfach  in  der  einschlägigen 
Literatur  sich  gerade  in  dieser  Frage  zeigende  Neigung,  poli- 
tische Postulate  in  den  bestehenden  Rechtszustand  hineinzuinter- 
pretiren.  Auch  in  dem  Interesse  der  Besserung  dieses  Zustandes, 
sei  es  nach  der  einen,  sei  es  nach  der  anderen  Seite,  liegt  es, 
denselben  darzustellen,  nicht  wie  er  sein  sollte,  sondern  wie 
er  ist. 

I  Nicht  nninteressaut  dfirfte  ein  Vergleich  der  Bestimmungen 
des  französischen  Staatsrechts  mit  den  im  Vorstehenden  darge- 
stellten deutschen  sein.  Wir  versuchen  deshalb  im  Folgenden 
«nen  kurzen  Abriss  der  einschlägigen  in  Frankreich  geltenden 
Normen  zu  geben. 
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Anhang. 
Friedenspräsenz  und  Parlament  in  Frankreich. 

Der  Eiufluss  des  Parlamouts  auf  die  Bestimmung  der  nume- 
rischen Stärke  des  im  Frieden  präsent  gehalteneu  Heeres  ist  in 
Frankreich  schon  seit  dem  Beginn  eines  geordneten  constitutio- 
nellen  Regimes  als  Grundsatz  anerkannt  und  festgehalten  worden. 

So  stellte  die  Charte  constitutionnelle  vom  9.  Juni  1814 '"i 
das  Princip  auf,  dass  die  Friedenspräsenz  der  Armee  durch  ein 
Gesetz  festzustellen  sei,  d.  h.  unter  Mitwirkung  der  Volks- 
vertretung. 

Die  Bestimmung  der  Anzahl  und  Normirung  der  Effecd* 
stärke  der  Cadres  war  der  Executive  Überlassen.  Letzteres 
wurde  unter  der  Julimonarchie  beibehalten,  dagegen  die  Jälir- 
liche  Votirung  des  Conti  ngents  dem  Parlamente  einge- 
räumt ***).  Grundlegend  blieben  diese  Bestimmungen  auch  unt« 
dem  Empire;  noch  das  Reorganisationsgesetz  (des  Marschalls  Nm) 
vom  1.  Februar  1868  bestätigte  dem  Corps  legislatif  das  Recht 
der  jährlichen  Bewilligung  den  Contingents  "*). 

Die   radicale  Umgestaltung «   sowohl  der  Staats-,  wie  auch 
speciell   der   Heeresverfa«sung,    welche    nach   dem    Kriege    toO 
1870—1871  für  nöthig  gehalten  wurde,  bedingte  auch  für  dies^ 
Grundsätze  mancherlei  Modificationen  *^*). 


'■■}  Art.  12  (Bulletin   des  lois  1814,  &.  200).    Darauniin  eri^ng  dl 
Geeetz   rom    10.  März   1818,   welches   die  Fri eilen spr&aeoz  featatellte,  uo^^ 
zwar  biB  zur  Abänderung  durch  ein  neufs  Qesetz. 

"')  Fordeningca  der  Cliftrte  constitationnelle  Tom  9.  Aogost  183^^ 
unter  4,  —  „Le  vot«  annuel  du  contingenl  de  rannte  —  (Bulletin  dee  liA— ^ 
1880,  S.  45).  Nähere  Aueführungen  ßnden  sich  in  dem  Oeseta  vom  21.  ^ 
1832  (Bulletin  d.  1.  S.  113). 

"*)  Lol  Bor  le  recrntement  de  l'annee  etc.   (BnlloUa  d.  1. 1868,  S.  I 

'")  Als  „Farlamenf*  sind  in  Frankreich  beide  Kammern.,   der 
und  die  Depaürtenkanimer  xu  betrachten. 
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Versuchen  wir  nun  in  Folgendem  die  heute"')  in  dieser 
Beziehung  gellenden  staatsrechtlichen  Regeln  kurz  darzustellen. 

Auch  heute  noch  gilt  der  ärundsatz,  dass  die  Friedens- 
prftsenz  der  Armee  durch  ein  Gesetz  festzustellen  ist""),  d.  h. 
durch  übereinstimmende  Mehrheitshe8chltis.se  des  Senats  und  der 
Kammer  der  Abgeordneten.  In  Ausführung  des  Gesetzes  vom 
24.  Juli  1873  "*)  wurde  nach  langen  Verhandlungen  dasCadree- 
gesetz  vom  1^.  März  1875'*')  beschlossen,  dessen  2.  Artikel 
die  staatsrechtlichen  Grundlagen  für  die  Fixirung  der  Friedens- 
präsenz eutUäU. 

1-  Die  Friedenspräsenz  der  Armee  ist  in  der  Weise  fest- 
gestellt, dass  sowohl  die  Anzahl  und  Zusammensetzung  der 
Cadres  '*•)  bis  in»  Einzelne  geregelt  erscheint,  ab  auch  die 
Effectivstärke  dieser  Cadres,  d.  h.  die  Füllung,  welche  die- 
selben durch  .simples  soldais*  erhalten,  bestimmt  ist.  So  be- 
ruhen nicht  nur  die  Officierstellen,  sondern  auch  die  Stellen  der 
Unteroffi  eiere  auf  Gesetz;  dem  Kriegs  min  ister  ist  in  dieser  Be- 
ziehung gar  kein  Spielraum  gelassen'-^). 


^^')  Wir  berilcksichligen  Iiiebei  nicht  das  Keformprojecl^  welches 
auK-enbÜcklicIt  der  Berathuug  der  geaetzgebeoden  Factoren  unterliegt, 
■lesseo  Aonahme  aber  noch  durchaus  ungewiss  ist  (lierbst  1887)  und  wel- 
ches die  alaatsrec  btlichen  Berugnisse  des  Parlamente  nicht  wesentlich 
modiflcirt. 

*'*)  l^i  relative  k  Toi^anisation  de  Tarmäe  vom  24.  Jnti  1873. 

Art.  6':  La  eomposlUon  detaill^e  dea  cadres  des  corps  de  troapes... 
et  Jee  effectifs  de  ces  corps  de  troupes  tant  aar  le  pied  de  palx  qoe 
aar  le  pied  de  guerre  seront  d^^lerminäs  par  une  toi  speciale. 

"'J  Loi  relatire  li  ia  Constitution  des  cadres  et  des  efTectirs  de  Tarm^e 
activc  et  de  l'armce  territoriale.  Die  Halerialien  dieses  Gesetzes  enthalten 
ein  anter  dem  Titel :  «R^rganisation  des  arm^es  actlve  et  territoriale' 
heransgegebeoes  Werk, 

"*)  unter  .Cadres'  versteht  das  Gesetz  sowohl  die  Grandformationen. 
in  welche  die  Armee  gegliedert  ist  ^  als  auch  alle  nicht  unter  den  BegrifT 
dea  simple  soldat  Tallenden  llititürpersonen. 

'*')  Art.  3'  des  Cadresgeaetzes,  Le  nombre  et  Ia  composition  des 
cadres  sur  le  pied  de  paix  et  le  pied  de  gaerre^  aiosi  qne  TefTectif  normal 
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2.  Die  fOr  jede  Formation  gesetzlich  festgestellte  Effectiv- 
atärke  ist  eine  Durcbsch nittsziffer,  d.  li.  sie  stellt  die  Ziffer 
dar,  unter  welche  der  mittlere  Jahresdurchschnitt  der  bei  den 
Fahnen  präsent  gehaltenen  Mannschaften  nicht  sinken  darf^*'] 

Diese  Bestimmung  gewährt  dem  Kriegs  min  ister  eine  ge 
Freiheit  der  Bewegung  und   beruht   darauf,   daes  a)  das  jäh 
liehe  Contingent  hinsichtlich  der  Dienstzeit  vom   Kri^sminister 
in  2  Theile  getheilt  wird,    deren   einer  1  Jahr,  deren  anderer 
5  Jahre  zu  dienen  hat"').    Der  Kriegsminister  hat  die  relative 
Qrösjie  dieser  Theile  und  deumach  auch  jUlirlich  zu  bestinimei], 
wie  viele  Mannschaften  mehr  als  1  Jalir  zu  dienen  haben  ^**).    Die 
Zugehörigkeit  zu   der  einen  oder  anderen  Hälfte  bestimmt  sich 
nach  der  Losnummer,     b)  Die   der  Losnummer  nach   zum  ein^^f 
jRhrigen  Dienste  Bestimmten  können,  wenn  hie  des  Lesens  anJ^^ 
Schreibens  kundig  sind,  nach  »3  Monaten  bereite  entlasseu  wer- 
den **•).    c)  Für  den  Kriegsminister  besteht  keinerlei  Verpflich- 
tung,    die    ausgehobenen    Mannschaften    f>  o  fo  rt    einzustellen, 
d)  Endlich  ist  er  berechtigt,  innerhalb  gewisser  Grenzen  Beur- 
laubungen vorzunehmen.    Diese  Befugnisse  ermöglichen  es  des^_ 

«II  simples  soldats^   qup  cps  cadres  daivent  contenir  enr  le  pied  de  paix. 
sunt  Gxci<  par  ]a  pr^senle  loi. 

"*)  Art  3,  S  2  dea  CadreageseUes :  L'eflfectif  uortnal  du  pied  de  paix 
reprtoeiit«  le  chifTre  au-dessous  duqael  la  moyennc  aonnelle  de  l'elfcetif 
entretena  eous  Irs  drapcaux  oc  peat  ^trc  abaiss^e.  Hierin  sind  JDbegrifTen 
dte  Einjtthrig'FrelwiJli^ea  {engog^i  coDditinnoelti).  Nicht  eingerechnet 
sind  die  ztim  Zwecke  ron  ITebangen  eingezogenen  Re«ervi«ten  und  An-, 
gehürige  der  Territorialarmee.    (Art.  2,  $  3  des  Cadreageseti«*.) 

'**)  Loi   9ur   le  recrateineDt  de  l'arm^e  du  27  JuUlet  1872.    Art. 
und  41. 

"*)  Die  Bedeutong  der  genannten  Bestiinnjuiig  des  Art.  40  def 
Rekratlrnngvgesetzea  liob  treffend  hervor  der  General  Chargtoii,  Bericht- 
erstatter der  ArmeecommiBsioa  (1875),  wenn  er  aagte:  Cest  ce  poa 
(de  partager  en  deux  partiee  le  contingent)  laise^  an  gouveraeroenc.  qi 
conatitne  l'elaBticit^  de  la  loi  de  recrutement,  car  le  minlstre  a  tonjoart 
le  droit  de  faire  varicr  eea  chiffrea,  de  niani^  k  ne  pw  »'^Carter  de 
l'eflTecUr  g^n6ral  total.     (Keni^Bnisation  etr.,  S.  577.) 
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Kneg8mintst«r,  zn  verschiedenon  Zeiten  des  Jahres  eine  sehr 
verachiedeue  Präsenzstärke  zu  erhalten.  Hierin  int  er  nur  durch 
die  gesetelich  Torgeschriebene  Jahrefidurchschnittszifferbeschränkt. 

3.  Diese  gesetzliche  fifPectivatärke  ist  eine  Minimalzif- 
fer*"); der  Kriegsminister  ist  daher  durch  das  Gesetz  nicht 
daran  gehindert,  sie  zu  überschreiten.  Die  einzige  ihm  dies- 
bezüglich gezogene  Schranke  besteht  iu  dem  Umstand,  dase  dies« 
Ziffer  zugleich  auch: 

4.  Normalziffer  1'"*)  fCtr  das  Budget  ist.  Die  Ziffer  des 
gesetzlichen  Effectivs  muss  dem  MUitärausgabeetat  zu  Grunde 
gelegt  werden,  und  bindet  beide  Kammern,  bis  aie  durch  ein 
von  dem  jährlichen  Etatsgesetz  unabhängiges  Gesetz 
abgeändert  worden  ist-  Der  im  französischen  Staatsrecht  viel- 
fach anerkannte  Satz,  daas  durch  Budgetotrich  **')  ein  Gesetz 
unwirksam  gemacht ,  wenn  nicht  aufgehoben  werden  könne ,  ist 
soniit  hier  durch  positive  Gesetzesbestimmung  ansgescldossen 
worden. 

5.  Das  die  Effectivstärke  normirende  Gesetz  ''^)  ist  ein 
danerudes,  d.  h.  es  gilt  bis  zur  Abänderung  durcli  ein  neues 
Gesetz  i"). 


*'^)  Art.  2,  S  2  des  CadresgeseUee. 

"•)  Art  2,  5  2  dee  CadreBgeseUes:  1.1«  cbiffre  de  reffectif)  il  «ert 
[de  baae  aux  evalusLions  budg^taires  annuelles,  et  ne  peat  i^tre  modifiä 
I  qae  par  one  loi  speciale  indipendsote  des  lois  de  ßnances. 

^*')  Z.  B.  wurden  im  Jahre  1885  die  auf  Gesetz  bernhenden  katho- 
liech-lheologitichen  Faculiäten  im  Wege  des  BiidgeLatricbe  beseitigt. 

*'")  Es  sind  bisher  cur  unwesentliche  Aenderungeo  in  den  durch  das 
Oeaets  vom  13-  Uärx  1875  normirlen  ZifTern  erfolgt. 

"•)  Art.  2,  S  2  des  CadreageseUes.  Eigenthümlicb  war  das  VerhäU- 
nfss  der  massgebenden  Factoren  gerade  zu  dieser  Beetimmung.  Dvr  Kriege- 
minlatcr,  General  Cisset.  verlangte  die  j&brliche  Fixirung  des  KfTective, 
wie  sie  seit  1832  in  Frsultreicb  Recbtene  war,  während  fUr  dieses  TrUher 
hochgehaltene  Recht  aus  der  Kitte  der  AseembUe  nationale  sich  keine 
Stimme  erhob.    CtUorganisation,  8.  4U  fT.^ 


—     262     — 

Einerseits  ist  somit  die  MilitärTerwaltting  in  der  Freiheit 
der  Bewegung  ungemein  beschränkt,  indem  die  Gesetzgebung 
Angelegenheiten  regelt,  die  sonst  der  Verwaltung  überlassen  zu 
werden  pflegen ;  andererseits  hat  der  Kriegsminister  ein  beinahe 
unumschränktes  Yerfßgungsrecht. 

In  ersterer  Beziehung  erinnern  wir  an  die  detaillirte 
Bestimmung  der  Anzahl  und  Zusammensetzung  der  Cadres  durdi 
dauerndes  Gesetz  (Fixirung  der  Unterofficierstellen  etc.)>  In 
letzterer  Beziehung  weisen  wir  hin  auf  die  kriegsministerielle 
Befugniss,  zu  bestimmen,  ein  wie  grosser  Theil  des  Contingents 
1  Jahr,  ein  wie  grosser  5  Jahre  unter  den  Fahnen  zu  bleiben  hat 

Allerdings  findet  eine  eventuelle  Willkür  des  Kriegsministers 
ihre  Beschränkung  in  der  strengen  Verantwortlichkeit  des  par- 
lamentarischen Regimes  in  Frankreich,  dessen  Brauch  es  der 
parlamentarischen  Mehrheit  jederzeit  gestattet,  einen  missliebigeo 
Minister  zu  stürzen. 


Das  kaiserlich-nissische  Thronfolge-  und 

Hausgesetz. 

Von 

Prof.  Dr.  0.  Eichbluakn  in  Kiew. 

(Schlaa*.) 

XII. 

Da«  kaiserHche  Familien-  oder  HaxD^^tatui  vom  2.  (14.)  Juli 
j  beginnt  mit  einer  Begriffsbestiuimung  des  kaiserlichen 
Hauses  (Art  1)  und  einer  Anordnung  der  Verwandtschafts- 
grade in  demselben  (Art.  2 — 8).  Die  gesammte  kaiserliche 
Familie  wird  vorherrschend  mit  dem  Ausdruck  „kaiserliches 
Haus*  bezeichnet,  obgleich  in  der  TiteUiberschrifl  des  Haus- 
statuts seit  jeher  consequent  der  Ausdruck  , kaiserliche  Familie" 
gebraucht  wurde.  Im  engeren  Sinne  wird  die  Bezeichnung 
, kaiserliche  Familie*  wohl  auch  für  die  Descendenz  des  d.  Z. 
herrschenden  Kaisers  mit  deren  Familien  gehraucht. 

Reichsgrundgesetz,  Art.  3,  lautet:  ,Der  russische  Kaiser- 
[tiu'OD  ist  erblich  in  dem  gegenwärtig  glücklich  herrschenden 
kaiserlichen  Hause."  Nach  Art.  1  des  Familien-  oder  Haus- 
statuts sind  «Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses"  ,alle  von 
kaiserlichem  Geblüt  und  aus  gesetzlicher,  vom  Kaiser  gestatteter 
und  ebenbürtiger  Ehe  abstammenden  Personen".  Jede  dieser 
soeben   genannten  —  vier  —  Bedingungen  der  Dynastieange- 
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hörigkett   resp.  -Fälligkeit  besitzt  selbständige  Bedeutung,  und 
alle  —  vier  —  mttssen  gleichzeitig  statt  haben. 

1.  Am  jüngsten  entstand  die  Bedingung  der  Ebenbürtig- 
keit (1820);  in  den  Swodausgaben  ward  sie  übrigens  erst  ganz 
neuerdin,^»  au  massgebender  Stelle  (im  Art.  1  des  Ilaiisstatuts'l 
berücksichtigt.  Der  Begriff  »Ebenbürtigkeit*  wird  unischriebt^u 
mit  dem  Ausdruck  .entsprechend  wOrdige  Herkunft'  und  der 
ergänzenden  Erläuterung:  .d.  h.  Zugehörigkeit  zu  einer  herr- 
schenden Dynastie  oder  einem  regierenden  Hause*  ;  alle  media- 
tisirten  Dynastien  fallen  abio  gewiss  »usserhalb  dieser  Grenze. 

2.  Die  Genehmigung  des  Kaisers  wird  als  unerliisfJicbe 
Bedingung  für  die  dynastisch  gültige  Ehe  —  zu  wiederholte» 
Malen  —  im  SUtut  (Art.  l,  9,  58)  verlangt. 

8.  Zur  Gesetzlichkeit  der  Ehe  von  Djnastiemiigliedeni 
gehören  gleichfalls  die  gewöhnlichen  —  sowohl  bürgerlichen, 
als  auch  canonischon  —  Bedingungen  (Art.  t,  69 — 71). 

4.  Der  historische  Anfangspunkt  fQr  die  ^Herkunft  tdd 
kaiserlichem  Geblüt*  ergibt  sich  aus  dem  Thron folgegesetz  von 
1797  (§  17  desselben):  Das  kaiserliche  Geblüt  gehört  der  dynt- 
stischen  Descendenz  des  Kaisers  Paul  an;  allgemeine  Bedingung 
für  die  Angehörigkeit  zu  derselben  tst  die  ununterbrochene 
Abstammung  vom  Kaiser  aus  dynastisch  correcteu  Ehen.  — 
Dieses  ist  der  in  Art.  1  ausgedrückte  engere  Kreis  der  Dynastie; 
ihm  steht  der  AnsprncJi  auf  die  Apanage  zu.  Den  Oemahliniiea 
der  Prinzen  des  kaiserlichen  Hauses  gebühren  —  entsprechend 
dem  kaiserlichen  Verwandtschaftsgrad  oder  Dynastierang  ihrer 
Gemable  —  Ehrenrechte,  Gehaltsansprflche  und  resp.  Wittwen- 
versorgung.  In  der  Begriffsbestimmung  des  Art.  1  im  Haus- 
statut  sind  sie  aber  nicht  berücksichtigt,  resp.  konnten  es  nicU 
werden,  denn  sie  besitzen  keine  Thronansprüche.  (Vgl.  x.  B. 
auch  den  Sprachgebrauch  in  Art.  14.)  Ihre  Zugehörigkeit  tarn 
kaiserlichen  Hanse  ist  bedingt  und  auch  freiwillig  lösbar:  wenn 
daher  verwittwete  Schwiegertöchter  des  kaiserlichen  Uaases  sich 


eder  yerheirathea,  büsaen  sie  auch  alle  Anapn 
Apanage  und  kaiserlichen  Rang-  und  anderen  Rechte  ein 
■[Art.  55).  Die  auswärtigen  Gemahle  der  kaiserlichen  Prinze8- 
sinnen  sind  in  keiner  Weise  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses, 
tind  ihre  Ehrenrechte  am  russischen  Hof  bestimmen  sich  — 
nnterschiedHloH,  wie  bezüj^lirh  aller  aiiHwürtigen  Prinzen  —  durch 
den  eigenen  dynastischen  Rang,  in  der  Weise,  wie  dessen 
Reihenfolge  und  Vorsitzrecht  der  russische  Hofbrauch  festsetzt, 
was  nuch  den  allgemein  üblichen  Maximen  geschieht.  Steht 
der  Rang  des  Geiualds  dem  angeborenen  Rang  der  rusaischen 
Prinzessin  nach,  so  bleibt  dieser  der  Letzteren  am  russischen 
Hof  für  immer  reservirt  (d.  h.  immer  aber  ohne  Rangerhöhung 
des  Gemahls,  Art.  2U — 27),  nicht  aber  der  Titel. 
_  Nicht   ganz   bestimmt  ist,    mit   Rücksicht   auf  Art.  l    des 

^Hausstatuts,  die  Abgrenzung  des  kaiserlichen  Hauses  in  der 
Ausdehnung  auf  die  entferntere  Descendenz  der  Töchter  des- 
selben bezeichnet.  «Kaiserliches  Haus"  bezeichnet  nach  Art.  3 
der  E.G.G.  den  Kreis  der  thronherechtigten  Miinner  und  Frauen, 

Innd  ausdrücklich  ist  die  Thronberechtigung  in  der  Descendenz 
der  Töchter  des  kaiserlichen  Hauses  anerkannt  (vgl.  Art.  10 — 13 
der  R,G.G.).  Insbesondere  ist  auch  (Art.  10)  anbefohlen,  dass 
Aber  die  von  weiblichen  Stämmen  des  kaiserlichen  Hnnses  ge- 
borenen Söhne  und  Töchter  der  d.  Z.  regierende  ruitsische 
Kaiser  benachrichtigt  werden  soll;  darnach  wird  das  .Stamm- 
buch des  kaiserlichen  Hause.s'  geführt,  das  sich  nicht  bloss 
auf  die  erstgradigen  Descendenten  der  Töchter  des  kaiserlichen 
Hauses  beschränkt  (R.G.G.,  Art.  1>,  10  und  13).  Indessen  von 
einer    anderen  —  praktischen  —  Seite    her    könnte    nach    dem 

■  Art   1    des  Haasstatnts  eine  Einsehrünkung   entstehen:    Es   ist 
W  zu   fragen,   ob  ^e  oben  (im  Art.  1)  bemerkten  vier  Bedingun- 

■  gen  der  Dynastiefdlngkeit  ununterbrochen  absolut  und  unver- 
ändert gültig  bleiben  sollen  fflr  die  event,  Tlironansprücbe  der 
fortlaufenden  Descendenz  der  mssischen  Prinzessinnen  bei  gleich- 

AtoUt  nr  <)ffan(Ur.h«8  Recht   III.  t.  18 
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zeitiger  Angehorigkeit  derselben  zti  anderen  dynastischen  Uäuseni 
(man  beachte  wohl  die  zweite  Bedingung!).  Die  Frage  ist 
offenbar  im  Allgemeinen  zu  bejahen,  gestattet  aber  ancb  Aus- 
nahmen, denn  sie  wird  casuiatisch  —  von  Fall  zu  Fall  —  ent- 
schieden durch  nachträgliche  Ratihabition  des  d.  z.  Kaisers,  dem 
die  Geburtsfälle  auch  der  entfernteren  Cognateu  umgehend  mit^ 
zntheiten  sind;  der  Kaiser  prüft  dann  die  sUramtlichcn  obwalten- 
den Umstände,  nnd  wenn  er  sie  im  Sinne  des  für  das  russiwhe 
kaiserliche  Haus  geltenden  Dyna.slie|)rincips  für  gültig  befindet, 
entfichliesst  er  Ober  die  Annahme  des  nenen  ßUede«  in  du 
kaiserliche  Stammbuch^  das  den  urkundlichen  Beweis  fQr  die 
Zugehörigkeit  zur  Dynastie  bildet  und  also  den  Umkreis  der 
einzelnen  Dynastieraitglieder  ganz  genau  absteckt  (Art  17). 
Eventuell  begangene  Fehler  bei  der  Eintragung  ins  Stammbuch 
können  von  jedem  Kaiser  nachträglicli  corrigirt  werden  (nach 
Analogie  mit  Art.  94  nnd  ^(7);  aber  eine  nachträgliche  BevisioiL 
in  dieser  Beziehung  im  Moment  der  Berufung  einer  solcha 
entfernteren  Cognatur  zum  Thron  ist  nicht  zulässig»  da  dan 
zn  dieser  Revision  Niemand  berechtigt  wäre. 

Xlll. 
Das  kaiserliche  P'arailienBtatut  von  1797  sollte  alles  ml 
die  Ordnung  im  kaiserlichen  Hause  Bezügliche  in  einer  «der 
Stellung,  d.  h.  dem  Ansehen  und  der  Würde  des  Reiches  uofl 
dem  natürlichen  Recht  entsprechenden  Weise*  bestimmen.  Die 
Keihent'olge  der  Thronrechte  wurde  in  der  natürlichen  Ürdnuutf 
der  .Liuealpriniogenitur  mit  Bevorzugung  des  ManneBstamme»* 
geregelt  und  im  Anschluss  daran  das  Maass  der  übrigen  Rechte.  — 
Jedes  Mitglied  de.s  kaiserlichen  Hauses  besitzt  seinen  dynastischen 
Verwandtschaftsgrad  nur  nach  der  Zahl  seiner  Abstammunffs- 
grade  von  dem  ihm  nächsten  kaiserlichen  Ahnherrn;  die^r 
Satz  wird  ganz  besonders  betont  (Art.  2  und  C).  Eine  ein2i}(e 
ausdrückliche  Ausnahme   davon  wurde  zum   ersten  Mal  ]6t)t> 
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emacht   (Art.    Ü    und    41;     vgl.    oben    S.    30,   Nr.    1).     Eine 
andere   Autmahme   hiervou    gilt    schon   seit   1 797 ,    »h    wurde 
aber   Dicht  als  solche  betrachtet;   sie  besteht  darin,   dass  die 
dynastischen  VerwandtRchaftfl^radp   der  Deaeendenz  des  Thron- 
folgers  so   KU    sagen    anticipirend    bestimmt   werden,    indem  des 
Throaiblger.s    ültester  Sohn,   ältester  Knltel  n.  s.  f.,    iils  präsum- 
tive nächste  Thronerben  —  alle  tnsgesammt  und  gleichzeitig  — 
•ichon  bei  Lebzeiten  ihres  kaiserlichen  Ahnherrn  den  besondere» 
Namen   , Kinder  des  Kaisers",  gleich  dem  nÜclLsten  Thronfolger, 
führen    und   alle    dessen  Rechte   an  Ehren    und  Gehalt  besitzen 
und   ebenfalls   in   entsprechender  Weise   auf  ihre   Descendenz 
bleibend   fortHetxen,    auch   wenn   die   älteren   Zwischenglieder, 
oluie    den    Thron    bestiegen    iu    haben,    mit    Tode    abgegangen 
j^würen  oder  resignirt  hätten  —  der  erworbene  Titel  bleibt  un- 
verändert bestehen.    Z.  B.  der  Sohn  des  Thronfolgers  stirbt,  er 
hiuterltütst  jüngere  Brüder   und    einen   Sohn:    auch    der  Thron- 
folger stirbt,  und  sein  Enkel  wird  Thronfolger  und  mit  der  Zeit 
an  des   Urgrossvaters  Statt   Kniaer;   seine  Onkel  (VatersbrOder) 
sind  thatHüchlich  nur  Enkel  eines  Kaisers  gewesen,  iu  der  dynasti- 
schen Ordnung  sind  und  bleiben  sie  aber  , Söhne  des  Kaisers*. 

XIV. 

Hamstatut,  Art  10 — 18.  —  Das  Stammbuch  des  kaiser- 
lichen  Hauses   liefert  den   urkundlichen   Beweis   der   Dynastie- 
aogehörigkeit   und   des   Bestandes    der   kaiserlichen   Verwandt- 
schaftsgrade ;    jeder     dieabez  ügliche     Öeburts-     und    Sterbefall 
ausserhalb  und  im  Heich  ist  dem  Kaiser  zu  melden,  der  selbst 
!  die   betreffende  Eintragung  (Verzeichnnng)   ins  Stammbuch  an- 
ordnet.    Das  Stammbuch  wird  im  kaiserlichen  Oabinet  auf- 
"  bewahrt.     Die  vors chrifta massigen  Nachrichten  sind  mit  Angabe 
,  des  Zeitpunkte»   des   betrefl'enden   Ereignisses   —  Sterbe-   oder 
(ieburtfifalles  —  einzusenden   und   werden   im  ReichsarchJT 
aufbewahrt 
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Jetzt  werden  nnr  die  ßehnrts-  und  Sterbefalle  der  Groes- 
ftirsien  und  der  (der  Familie  entstAinmendcn)  Grossfürstinnen  — 
d.  h.  der  beiden  ersten  kaiäerlicheii  DeNcendenzgradc  —  besonders 
feierlich  durch  Manifeste  von  Stautawej^en  zur  öffentlichen  KenrI 
niss  gebracht  (die  iCaiseria  und  Throui'oigerin  sind  hier  sellmt- 
verständlich  miteinzubeziehen).  Die  Übrigen  res^p.  Bekannt- 
machungen geschehen  seit  186ti  auf  kaiserlichen  Befehl  darcli 
den  Senat,  was  sich  auch  auf  die  Gemahlinnen  der  ^iimmt liehen 
Grossfürsten  bezieht.  Ueber  die  Geburts-  und  SterbetTUIe  Ton 
auswärtigen  Descendenten  der  Töchter  des  kaiserlichen  Hausn 
finden  gar  keine  Anzeigen  ?on  Staatswegen  statt. 

XV. 

20  Artikel  im  Absch.  lU  des  Hausstatuts  umfassen  die  selir 
ausführlichen  Bestimmungen  Ober  die  Titel,  Wappen  und 
anderen  Ehrenrechte  der  Dynastie  in  ihren  Abstufungen 
nach  den  kaiserlichen  Verwandtschaftsgraden. 

1.  Das  bedeuteudste  dieser  Rechte  ist  das  Recht  des 
Titels;  derselbe  bezeichnet  auch  grundsätzlich  dsrn  Maas»  der 
fibrigen  Rechte.  Das  Gesetz  ron  188()  hat  die  frOheren  Titfl 
intact  belasrtcn,  hat  aber  niedere  neue  Prüilicate  7,u  denselben 
eingeführt  und  hat  ganz  besonders  Kürzungen  bezüglich  der  Be- 
rechtigung zu  den  höheren  Titeln  vorgenommen,  «in  Anbetracht  d« 
gegenwärtigen  /zahlreichen'}  Bestandes  des  kaiserlichen  Elauses*. 

a)  Der  bedeutendste  Titel  gebührt  nächst  dem  Kaiser  uwl 
der  Kaiserin  dem  Thronfolger  und  dessen  Gemahlin.  Ausser 
dem  (allgemeineren)  Titel  ^Grossfflrst*  imd  dem  Prädicat 
.Kaiserliche  Hoheit*  gebührt  nur  dem  Thronfolger  nni 
dessen  Gemahlin  der  besondere  Titel  Caesarewitfich  reap. 
Caeaarewna  tseit  1841);  die  , Gemahlin  des  Thronfolgers'  i*l 
aber  nicht  ^  Thronfolgerin"  (in  diesem  Sinne  kommt  der  russisch« 
Aasdruck  nicht  vor). 

b)  Die    nächstfolgende  Titelgruppe  bilden  die  GrossfilrstHi 
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ona  GrossfUrstinneii  mit  dem  Prüdicat  «Kaiserliche  Holieit*;  sie 
schliefst  seit  1885  mit  deti  zicei  ersten  kaiserlicheu  Deäcendenz- 
graden   ab,   bis   dahin   umfasste  sie  vier  derselben.     An  Cog- 
naten    wurde   dieser   Titel  nur   ausnahmsweise,    als   besondere 
kaiserliche   Quade,    bewillig.     Der    dritte    agiiatische   Desceu- 
deutengrad  fülirt  jetzt  den  Titel  «Fürst  von  kaiserlichem  Gebiflt* 
mit   dem    Prildicat    .Hoheit' ;    die   ftrntreu  Qrade  —  ohne  Be- 
Kgrenzung  —  denselben  Titel   mit  dem  Prädicat  «Durchlaucht*, 
statt  des  früher  zugestandeneu  .Hoheit*:  und  nur  die  agnatische 
Litiealprimogenitur    des    dritten    uguatisclien    Grades    behält    ad 
inßnitum    den   Hüheitstitel    hei.    al»    reservirtes    Majorats- 
^■recht,   das   in   entsprechender  Weise  ancli  an  die  agnatischeu 
Seitenlinien  ühergehen  kutui,   aber  in  diesem  Kall  die  eventuell 
gleicbherechtigteu  oder  höherberei-htigteri  Prinzen  ilberspringl, 
^^eil    es    für   sie  keiue  Bedeutung  hat   (und  ausserdem  doppelte 
y  ÄponagenaiisprÜchc  untersagt  sind).  Kürdie  mUnnliche  Descenden/. 
einer  regierenden    Kaiserin  —  also    Cognaten    der    Dynastie  — 
hätte    (trotz   des  Art.  5    in   den  Ziisatzartikeln  zum  flaii^statut) 
^  diese  Majorutsordnnug   mit    dereu  Hechten   iitid  in  iler  gewühn- 
^v lieben    Weise    gleichfalls   tn    gelten.     Zum     genannten    reser- 
^Rrirten    Hoheitstitel    gehört  stets    ein  Mnjoratsgut  (Art.  22,  53 
und  Znsatzart.  6 — i>);  beide  können  nie  einer  Prinzessin  ange- 
hören;   aber   im   Uebrigen   besitzen   diese   ihren   Titel   gleich 
ihren  Brüdern  (über  die  Töchter,  Schwiegertöchter  und  Schwieger- 

iflöbne  des  kaiserlichen  Hauses  vgl.  oben  Cap.  XU,  Kr,  A). 
Als    besondere    Gnade    wurden    verlieben    a)   das    Prädicat 
.Kaiserliche  Huheit"  dem  Schwestersohn  dos  Kaisers  Alkxandkr  I. 
—  dem  Prinzen  Pi;j  ^:K  vun  Oldknbibu  (nebst  dessen  Gemahlin)^ 
aber  nnr  persönlich;   ß)  das  gleiche  Prädicat  —  der  Descen- 

Idenz  der  Tochter  des  Kaisers  Nil'oj.aits  —  Marik,  d.  h.  den 
Fürsten  K(»xanowbki,  Herzögen  von  Lkuchti^nhebo  bi.s  in  den 
vierten  kaiserlichen  Descendenzgrad  inclusive  (natürlich  mit  aus- 
uuhmsluser  Be<tbachtnng  der  ervvähnteu  Bedingungen  im  Art.  1 
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des  Hausstatuts).  Dtm  neue  Gesetz  hat  wegen  seiner  neaen 
Titelannrdnung  dieses  besondere  Privilegium  entsprechend  ein- 
sdirilnkeu  müssen  uuf  zwei  Descendenzgrade,  und  belieas  es  nur 
dem  schon  vorhandenen  kaiserlichen  Urenkel  dieses  cogntti- 
sehen  Stammes  —  dem  Fürsten  Aiiexanueik  GeoauicwiTscu.  Mit 
Ausnahme  des  Kanf^es  am  Hof,  der  sich  für  sie  persönlich 
nach  dem  kaiserlichen  Verwandtschaftsgrad  bestimmt,  besitzen 
die  vorhandenen  Fürsten  dieses  Stammes  ihre  übrigen  Ehren- 
rechte als  gewöhnliche  .Fürsten  von  katserlichem  Geblüt',  daher 
auch  bezuglich  des  Unterschiedes  der  PrÜdicate  Hoheit  und  Durdi- 
laucht,  bezüglich  der  Orden  und  militärischen  Honnenrs. 

2.  Uen  Mitgliedern  des  kaiserlichen  Hauses  gebührt  der 
erste  gesellschaftliche  und  Standesrang  im  Staat;  die  Rang- 
ordnung unter  ihnen  tilhrt  das  HuuKstatut,  entsprecliend  d» 
allgemein  ühlichen  Grundsätzi^n,  näher  im  Detail  aus.  Die  6^ 
mahlinncn  der  Prinzen,  wenn  sie  selbst  Töchter  des  kaiserlichen 
Hausett  »ind  und  höheren  Rang  besitzen  als  ihr  Gemahl,  behalten 
den  höheren  Uatig  bei.  Im  Wittweustaude  gebührt  den  Ge- 
mahlinnen der  (rusHiiichen)  Prinzen  der  Hang  des  Ehestände.« 
in  unveränderter  Weise;  die  Kaiserin wittwe  bewahrt  demgemiss 
den  Rang  resp.  Vortritt  vorder  Geraahhn  des  regierenden  Kaisers, 
die  Thronfolge rinwittwe  vor  der  Gemahlin  des  jüngeren  Thron- 
folgers auch  nach  dem  Tode  der  Kaiserin. 

3.  Das  Recht  auf  Orden,  Wappen,  militärische  Honneurs 
(und  kaiserliche  Livr^enniform)  stuft  sich  nach  den  Titeln  ib. 
Mit  der  neuen  Einschränkung  des  grossfürstlichen  Titels 
ergah  sich  im  Vergleich  zu  früher  auch  eine  entsprechende 
Kürzung  jener  Rechte.  Bereits  erworbene  Rechte  wurden  da- 
durch noch  nicht  berührt. 

Das  Recht  auf  Ordeusauszeichnungen  statuirte  der  Kaiser 
Paul  in  einem  besonderen  Gesetz,  dem  das  Vorbild  der  religi'-s 
ioitürten  Ritterorden  vorschwebte.  Sämmtliche  Mi^lieder  its 
kaiserlichen  Hauses  sollten  nun  schon  durch  ihre  Geburt  berufen 
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sein.  Ritter  der  in  deu  OrdeiisftU»zeiclinungen  ausgodrtlckten 
Tugeuden  uiid  Verdieu^t«  tun  die  Menschheit  und  den  Staat  zu 
sein.  Der  von  Petbb  I.  1698  zu  Ehren  des  Patrons  Kusslands  — 
,ftir  GUiiben  und  Treue*  —  gestiftete  Andreasorden  —  auch 
jelat  in  gewisser  Weise  das  höchste  Ordenszeiclien  im  Reich  — 
wurde  seit  I7i^i7  gesetzlich  allgemein  allen  trrossftirsten  (bis 
zum  vierten  kaiserlichen  Descendenzgrad  inclusive)  beim  £nipfang 
der  heiligen  Taufe  beigelegt,  deu  Debrigen,  d.  h.  Fßrsten  von 
kaiserlichem  Geblüt  —  nach  Vollendung  des  zwanzigsten  Lebeua- 
jahres:  nach  dem  Ordciisstatiit  gehören  zum  Andrea.sorden  auch 
die  Sterne  des  Alexander  Newaki-,  weissen  Adler-,  Annen- 
und  Stauislausordens.  Neuerdings  ist  dieses  Ordensrecht  nur 
den  Groäsffirsten  (jetzt  xind  es  die  zwei  ersten  kaiserlichen 
Descendenzgrade)  vorbehalten,  die  es  seit  der  Tanfe  ausüben, 
und  den  Priozen  im  dritten  agnatischen  kaiserlichen  Descendeuz- 
grftd,  die  es  mit  zurückgelegtem  VoUjäbrigkeitsalter  erwerben 
und  cor  auf  ihre  majoratsl>e rechtigten  Linealprimogeniturerben 
fortsetzen  (gleichzeitig  mit  dem  Hoheitstitel;  vgl.  XV,  l,b).  Ganz 
genau  parallel  den  eben  bezeichneten  Unterschieden  erhalten 
die  Grossfürstinnen  den  Katharine norden  bei  der  Taufe  und 
die  Prinzessinnen  im  dritten  Descendenzgrad  mit  zurückgelegter 
VoUjälirigkeit.  —  Der  Wladimir-  mid  Georgsordea  sind  in  allen 
Klassen  Auszeichnungen  für  persönlich  erworbene  Verdienste. 

3.  Das  Wappen  der  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses 
stuft  sich  ab  nach  den  Titeln;  das  Ueichswappen  dient  allen 
zum  Gnindthema;  für  den  Thronfolger  ist  das  volle  Kcichs- 
wappen  nur  sehr  wenig  gekürzt.  Die  Gemahlinnen  der  russi- 
schen Prinzen  verbinden  mit  dem  Wappen  ihres  Gemahls  das 
eigene  angeborene  Familienwappen;  dos  Gleiche  gilt  für  die  an 
auswärtige  Prinzen  verheiratheten  Töchter  des  kaiserlichen 
Hauses ;  ein  gleiches  Kecht  war  ursprünglich  auch  ihren  Descen- 
denten  gestattet,  ist  aber  jetzt  anfgehoheu. 

4.  Ebenfalls  stuft   sich  die  kaiserliche  Livree  uniform  nach 
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den  kaiserliclien  VerwatidtäiiiatUgraden  ab.  FQr  die  Hausboten 
des  Kaisers  und  des  Thronfolgers  ist  sie  uuturschiedslos  dieselbe, 
für  die  liausbotcn  der  übrigen  Grossförstou  bewahrt  sie  die^J 
selben  ursprünglichen  Grundfarben,  aber  mit  besonderen  Detailt,*' 
die  für  den  Hof  jedes  OroäsfUrsten  vom  Kaiser  besonders  be- 
fetinimt  werden.  Der  dritte  kaiserliche  Bescendeuzgrad  und 
dessen  agnatischc  Linealprimogcniturerben  bewahren  die  Livree- 
uniform  ihres  Vaters. 

5.  Die  Kaiseriji,  der  Thronfolger  und  die  Grossnirsteu 
iuhrcn  (seit  1827  und  nach  sinteren  Anordnungen)  ihre  beson- 
deren Seeflaggen  (Art.  30).  —  Die  ciTÜe  Pro  vi  nzial  Verwaltung 
rapportirt  jetzt  nur  dem  Kaiser,  der  Kaiserin  und  deui  Throu- 
folger  auf  deren  Durchreisen.  (Frdher  geschab  dns  auch  u 
summtliche  »usUndische  gekrönte  Häupter.  Art.  37.)  — 
In  Festungen  und  auf  der  Flotte  werden  jetzt  die  ordniuigs- 
müssigen  Honneurs  nur  an  Grossfürsten,  deren  Schwestern  und 
Gemahliuuen  (mit  besonderer  Zustimmung  der  Berechtigteu) 
geleistet.    (Ibid.)     Gleichzeitig  erwähne  ich 

U.  dass   das   Strafgesetz   Leben,    Freiheit,   Gesundheit  nad 
£hre   der  sämmtlichen  Mitgheder  des  kaiserUchen  Hauses  in 
unterschiedslos   gleicher    Weise,    wie    bezüglich   des    Kaisi 
selbst  schützt.     St.G.B.  Art  24—48. 

XVI. 

Hausstatut  Art.  89—57.  —  1.  Für  den  Unterhalt  der  kais 
liehen  l'^amilie  sorgt  dos  Apanagengut  mit  eventuellen  subsidiüreu 
Zuschüssen  aus  der  Staatskasse;  den  Grundstock  dieses  Gut«« 
bildeten  die  schon  vor  1797  bestandenen  Palaisgüter;  1797  er- 
hielt es  aber  seine  eigene  Gestaltung  mit  einer  vom  Domänen- 
gut  getrennten  Verwaltung,  eiueni  besoudereu  Ceutraldepartemeut 
uud  Minister  uud  eigenen  Provinzialbehörden ;  zum  Apanagen- 
gut  gehürte  auch  der  auszubildende  Apanagenschatz,  als  Baar- 
summe  des  kaiserlichen  Hauses.    Der  neue,  unter  unmittelbarer 
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CnTsicht   des    Kaisers    stehende   Verwaltungszweig    erhielt   seine 
3t4ituten,    die   eine    tius^ezeichnetc   wirthsi'haft liehe  Stellung  für 
fü\e  Äpanageubauern  schufen,  mit  Gemeindeorganisation,  Pacht- 
zablung  imd  ohne  Frohndienste.    Das  Äpanagengut  nebst  Schatz 
sind    Privutgut    des    kaiserlichen    Hauses;    es   ist   vom  Fiscus 
getrennt.     Seine   Verweudiingsart    ist   die.    dasa    ausser    dem 
Kaiser    und    der    Kaiserin    nur    die    zunächst   Uh*    den    Thron 
nöthigen   Mitglieder  der  Dynastie  — ,  der  Thronfolger,   dessen 
K  ältester  Sohn  u.  s.  w.  und  deren  Gemalitimien  —  bleibend,  deren 
^Kinder  und  BrÖder  dagegen  nur  bis  zur  VolljiUirigkeit  den 
Unterhalt  von  der  Staatskasse  beanspruchen  (Art.  42 — 44,  4t>); 
f  diese  zahlt  auch  die  Aussteuer  an  alle  Prinzessinnen  des  kaiser- 
lichen Hauses,   da    .sie   dem  Staat  angehören   und  vom  Kaiser 
lab  Oberhaupt    des  Hauijes)    verheirathet    werden*    (Statut   von 

11797,  Art.  Ocl;  Uauastatut  Art.  GG).  Dagegen  hat  alle  übrigen 
kaiserlichen  Familienglieder  (d.  h,  aber  im  engeren  Sinne  des 
Art.  1  (C.  XII,  4)  and  mit  Einbeziehung  der  Kranen  der  Prinzen) 
die  Apanage  zu  unterhalten.  Sie  , befriedigt  die  dem  Thron  nicht 
zunächst  stehenden,  der  Linealprimogenitur  entfernteren  Mit- 
glieder des  kaiserlichen  Hauses  *.  Das  Statut  von  1797  beruft 
■  sich  hierbei  auf  die  gleichartigen  Unterscheidungen  aller  vor- 
handenen auswärtigen  fürstlichen  Hausgesetze  (§§  78  u.  74). 

Der  Apnimgenschatz  sollte  nach  dem  Gesetz  von  1797  stets 

einen  Baarvoratli    von   ;!  Millionen  Rubeln    besitzen;    zu  diesem 

^  Zweck    gewährte    ihm    die    Staatskasse,    wenn    nothig,    jährlich 

ZQschussweise  bis  zu  1    Million  Rubel,  nSmlich   nach  Maassgabe 

Ider  eventuellen  Lücken  im  Normalstande  des  Schatzes,  dessen 
Erhöhung  mit  kal^^erlicher  Zustimmung  dann  auch  nur  aus  dem 
wohlerworbenen  Apanageneinkommen  statthaben  durfte.  Der 
Schatz  sollte  den  Geldbedürfiiissen  der  Apanage  aushelt^end  zur 
Seite  stehen  —  fOr  Gagen  an  die  Prinzen  und  insbesondere  für 
den  allmählichen  Ankaufeines  ausreichend  gros.sen  Grundbesitzes, 
der  für  alle  Zukunft  j<^ue  Jegliche  Störung  des  Gleichgewichts 
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in  der  Staatskasse,  eine  fi^enüffende  und  sichere  Eiiikommeui^- 
qnelle  fdr  einen  zahlreich  angewachäenen  Familieubeätand  der 
Dynastie  bilden  könnte;  dieses  sollte,  seinem  Zweck  entsprechend, 
ganz  vorzugsweise  durch  eine  weise  Privatwirthschaft  erzielt 
werden  —  mit  massigen  und  nur  beiläufij^en  subsidiären  Bei- 
trägen des  Staats,  für  dessen  Zwecke  die  Drnastie  bestehL  — 
Das  ganze,  vernünftig  concipirte  Thema  ist  consequent  za  Ende 
gedacht  in  der  Bestimmung,  dass  auch  das  Liegenschafts verm^^Q 
der  Apnnage  sich  auf  die  Mnximalziffer  von  1  Million  Leibeigenen 
XU  beschränken  liatte,  was  nach  den  damaligen  VerhÜltnisAeD 
ein  Minimaleinkommen  von  3  Millionen  Rubeln  garantirie:  die 
Staatskasse  durfte  also  durch  unausgesetzten  Odterankauf  fOr  die 
Apanage  nicht  beansprucht  werden,  und  es  sollte  einer  eweckloseii 
Ueberfüllo  von  Apanagenliegeuschaften  vorgebeugt  werden.  In 
den  Swod  wurden  diese  Bestimmungen  nicht  herQbergenommeo 
(vgl.  Haußstatufc  Art.  40). 

2.  Ihren  Unterhalt  in  den  gesetzlich  bestimmten  Beträgen 
bezieben  aus  der  Apanage  —  mit  Ausnahme  der  sub  Nr.  1 
besonders  Genannten  —  sämmtliche,  dem  kaiserlichen  Htuse 
(genauer  wäre  zu  sagen :  den  regierenden  Kaisem  and 
Kaiserinnen*)  in  männlicher  Desceudenz  entstammenden  —  männ- 
lichen und  weiblichen  —  Mitglieder  desselben  und  die  Gemah- 
linnen der  Prinzen  bei  Lebzeiten  dieser  und  aU  Wittwen.  Zu- 
nSchst  sind  18B(i  die  Beträge  bestimmt  bis  in  den  dritte 
Descendenzgrad  inclusive  (und  für  die  agnatiache  Linealprimo- 
genitur  dieses  Qrades,  vgl.  oben  S.  I30j.  Dabei  werden  unter- 
schieden a)  das  Alter  bis  zur  Volljährigkeit,  und  b)  das  Alter 
nach  erlangter  Volljährigkeit. 

b)  Bis  zur  Volljährigkeit  beträgt  der  Unterhalt  ftir  die 
drei  ersten  Descendenzgrade  (ausschliesslich)  —  verschieden  — 
etwa  ^jio — */5  des  Gehaita  für  das  Mtindigkeitsalter,  und  zwar 
in  gleicher  Höhe  für  beide  Geschlechter  des  gleichen  Gradee; 
die  volljährigen  weiblichen  Mitglieder  erhalten  etwa  ntir  '/r — ^ 
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[des  Gehaltes  ihrer  valljUlirigen  Brüder.  Die  Aussteuer  jfctöhrt 
[ihnen  vom  Staat,  mit  deren  Enipfaug  ihre  ÄnsprGche  au  die 
[Apanage  ganz  aufhören. 

b)  Wie  unter  Nr.  a,  so  sind  auch  für  die  volljährigen  Mit- 
glieder die  ihnen  gebührenden  Gehaltäumnieii  in  fixen  Ziffern 
bestimmt.  Das  Detail  derselben  und  deren  parallele  Zusammen- 
steUuug  mit  den  früheren  Zalden  von  188(i  übergeben  wir  mit 
Rücksicht  auf  die  Raumverhältnisae  des  Archiva  und  beschränken 
uns  auf  einige  allgemeine  Sätze: 

Die  Zahlen  stufen  sich  ab  nach  der  Anzahl  der  kaiser- 
lichen Verwandtschaftsgrade,  besonders  für  jeden  Grad;  be- 
stimmte Verhältniäszahten  lassen  sich  aber  für  diese  Abstufungen 
nicht  bemerken.  Die  Näntmtlicheri  Mitglieder  des  gleichen 
kaiserlichen  Verwandtschaftsgrades  —  weibliche  und  männliche, 
und  gleichfalls  die  Gemahlinnen  der  Prinzen  —  bilden  in  beiden 
Altersstufen  in  ihren  Gehaltsbezügen  eine  geschlossene  Gruppe 
von  besonderen  Zahlen  gegenüber  den  einzelnen  anderen  Ver- 
wandtschaftsgraden ;  das  frühere  Gesetz  fasste  zu  solchen  Gruppen 
mehrere  Grade  zusammen,  z.  B.  die  beiden  ersten,  und  anderer- 
seits alle  niederen  vom  fünften  Grad  an.  Die  Gemalilinnen 
der  Prinzen  behalben  ihren  Gehalt  unverändert  (die  Thronfolgeriu 
in  doppelter  Summe)  auch  im  Wittwenstande  bei,  nicht  aber  für 
den  Fall  einer  Wiederverheirathung;  nehmen  sie  ihren  Aufent- 
halt im  Ausland,  dann  verlieren  sie  '/3  (die  Kaiserin  und  Thron- 
folgerin '/>)  ihres  regelmässigen  Wittwengehaltes.  Die  Prinzen 
des  dritten  Grades  erhalten  eine  besondere  Jahresrente  von 
30,000  Rubel  imd  ein  100,000  Rubel  jährlich  rentirendes  Apa- 
nagenvermögen  (eine  Art  Servitut),  dieses  bildet  für  ihre  agna- 
tische  Linealprimogenitur  ein  ungetheiltes  Majorats  vermögen 
ihrer  Familie,  das  der  ^eieo  Veräusserung  und  Belastung  und 
Haftbarkeit  für  persönliche  Verpflichtungen  des  Majorateherrn 
entzogen  ist  und  mit  dem  Erlöschen  der  männlichen  Descendenz 
in  die  nächste  agnatische  Seitenlinie  übergeht  (vgl  Cap. XV,  l,b). 
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Es  vurde  schon  bemerkt,  da»s,  entgegen  dem  Art.  ö  der  fieilmge 
zum  üiiusfitatut,  die  agnatische  Deüceudtiuz  einer  regierenden 
Kaiserin  ganz  zweifellos  niajoraUbereehtigt  wäre  in  der  soeben 
erläuterten  Beziehung  (H.).  Der  Majorats besitzer  t>orgt  auch  ffir 
.seine  iiiiiioreniieii  Geäctiwlster.  Erlischt  die  Majorat^uachfolge 
gäuzlich,  so  fällt  das  Gut  an  die  Ajjanage  zurfick.  Das  Mu- 
joratsgnt  kann  eine  Liegenschaft  sein  oder  nach  Ermessen  des 
Kaisers  e'm  Bauroapitai,  von  dem  das  Apunagenamt  dem  be- 
rechtigten Nutznicsser  nur  die  fälligen  Zijiseu  ausbezahlt:  luit 
Genehmigung  des  Kaisers  können  Theite  oder  das  ganze  Ba&r- 
capital  zum  Ankauf  von  Liegeusuhaften  verwendet  werden; 
diesfalls  schliesst  das  Apauagenumt  den  Kaufvertrag  im  eigeneu 
Namen  ab,  da  es  sonst  privatrechtlich  an  demselben  seine 
Ktgeutbumsrechte  nicht  sichern  künnte.  Bezüglich  jeder  dieser 
Liegenschaften  hat  der  Majoratsprinz  die  volle  wirthschaftlich 
Kulüssige  Kutznicasung  unter  allgemeiner  Oberaufsicht  des 
Apanagenanites,  das  besonders  die  Wuldnutzung  beaclitet  (Bei- 
lage zum  Haiisstatut,  Art.  1  u.  2). 

a.  Die  1797  tixirten,  auf  der  Apanage  lastenden  Gehalt- 
sunuuen  erliielten  sich  unverändert  auch  nach  der  Devalvatiou 
von  1839  und  1343,  aber,  wie  ets  scheint,  dem  allgemeinen  Brauch 
zuwider  —  in  der  alten  Banko Währung;  darnach  wäre  auch  di* 
1830  an  den  Zittern  von  17117  vorgenommene  durchgängige 
Keductiou  inhaltlich  zu  bemessen;  sie  ist  meist  proportional 
in  den  verschiedenen  Beziehungen  eingehalten  und  setzt  die 
früheren  Zahlen  etwa  um  '/a  herab.  —  Das  neue  Gesetz  hat  auch 
zweckmässige  neue  Sät^e  über  die  GehaltsansprUclie  dnr  Mitglieder 
des  kaiserlichen  Hauses  eingeschaltet;  einer  derselben  wurde 
schon  vorhin  in  Cap.  XI,  S.  1 36,  1  angeführt ;  z w  e ite ns 
ist  zu  erwähnen,  dass  die  volljährigen  , Sühne  des  Kaiserü' 
ein  einmaliges  Extrafixura  von  1  Million  Rubel,  die  voUjährigea 
agnatischeu  Enkel  ein  solches  von  (jUO,UUO  Kübel  —  zur  Ein- 
richtung   ihres   Palais    erhalten,    und  dass   die    verehelichten 
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\ Söhne  des  Kaisers"  für  sich  eine  Gehaltszulage  im  Betrage 
eine.^  Drittthcils  des  gewöhn Hchen  Gehalts  beziehen;  die  Gemahlin 
erhält  ausserdem  besonderes  Gehalt.  Drittens:  die  Gejüaliliimen 
der  Bämmtlicben  Grossförsteu  werden  bei  der  Vermählung  mit 
rwei  Morgengaben  ^  einer  vom  Kaiser  nnd  einer  zweiten  von 
dem  Gemahl  —  in  der  Gesammtsninnie  v(in  150,000  Rubel  be- 
schenkt.—  Mit  Ausnahme  der  Thronfolgerin  erhalten  die  Gemahlin- 
nen der  Prinzen  an  Gehalt  eine  geringere  Summe,  als  die  Schwe- 

f  fitem  ihrer  Gemahle;  der  unterschied  schwankt  zwischen  'Js— '/«. 
Vgl.  über  die  Versorgung  der  vierten  u.  s.  w.  kaiserlichen 

jBescendenz grade  oben  Cap.  XI,  S.  136,  2. 

xvn. 

1.  Die  Ehe  eines  Mitgliedes  des  kaiserlichen  Hauses  wird 
l-dynastiefühig  unter  den  oben  im  Cup.  XII,  Xr.  1 — •^  an- 
Igezeigten  Bedingungen.  Daneben  ist  aber  die  einfache  gesetz- 
liche (morganatische)  Ehe  för  sämmtliche  nicht  verehelichte 
Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses  nicht  ausgeschlossen;  ohne 
Ansprüche  auf  die  Dynastierechte  und  an  die  Apanage,  die  ihr 
auch  nicht  zuerkannt  werden  dürfen,  ist  die  gewöhnliche  ge- 
H  setzlicbe  oder  morganadsche  Ehe  von  Mitgliedern  des  kaiser- 
lichen Hauses  in  ilireni  gemeinrechtlichen  Bestände  anerkannt, 
wenn  sie  vom  Kaiser  genehmigt  ward.  Alle  persÖnlir.liett  und 
Privatrechte  de.s  morganatisch  verehelichten  Dynastiegliedes 
werden  aus  diesem  Grunde  in  nichts  alterirt  (vgl.  Art.  58,  63). 

P2.  Hausgtatnt  Art  50.  —  Die  Statthaftigkeit  von  Mischehen 
für  griechisch-katholische  Personen  überhaupt  wurde  schon  zur 
Zeit  Petbr's  des  Grossen  vom  Synod  ausführlich  behandelt  und 
bejahend  entschieden.  Bezüglich  derjenigen  Dynastie,  die  zur 
Thronfolge  berufen  werden  könnte,  verbot  die  Mischehe  das 
H  Gesetz  von   1707  Mitgliedern. 

™  3.  Die  Errichtung  einer  dynastiefähigen  Ehe  geht  in  zwei 

Stadien  vor  sich: 
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a)  aJs  Verlobung,  und  b)  als  Trauuuf^. 

Zu  bemerken  ist  besonders,  da«)  beide,  wenn  sie  mit 
Anders-(d.b.Nichtrecht-)glftubigenstatttinden,  auch  ohne  Än- 
wBHeiiheit  dieser,  d.  h.  durch  BeTollmüohti^te  perfect  bewirkt 
werden  können  (Art,  »iO).  Der  Synod  hat  diesen  Modus  bereits 
1700  als  canoniflch  voUstündig  correct  befunden. 

4.  Die  Ehescheidung  im  kaiserlichen  Hause  ist  mit  Beach- 
tung der  canonischen  Vorschriften  znlä^sig:  diese  letzteren  intar- 
pretirt  der  Synod,  er  entscheidet  jeden  diesbezüglichen  Fall;  aber 
dun  (für  die  Scheidung  günstigen)  EnUsoheid  bestätigt  der 
Kaiser  nach  freiem  Ermessen.  Eine  ganz  gleiche  Bewandtniss  hat 
es  mit  der  eventuellen  Wiederverehelirhung  Geschiedener.  —  Die 
genannten  Vorschriften  j>a»sen  auch  cuf  die  morganatische  Ehe, 
da  auch  sie  gesetzlirli  nur  mit  des  Kaisers  Genehmigung  besteht 

5.  Wird  der  Eheantrag  eines  ebenhfirtigen  Prinzen  an  eine 
.Tochter  des  kaiserlichen  Hauses*  gebilligt,  so  soll  diesfalls  eio 
Ehepact  geschlossen  werden  zur  Sicherung  der  Ver mögen srccble 
der  Prinzessin  im  Ehe-  und  Wittwenstande;  daf^  Gesetz  instriiirt 
eingehend  die  Oetails.  deren  Befriedigung  man  sich  dabei  be- 
tleissigen  solle  (Art.  *>4  flg.j.  Es  soll  auch  (im  Fall  einer  Sfiscb- 
ehe)  tlber  die  Keligion  der  Kinder  vereinbart  werden:  schliesslich 
ist  ausdrücklich  zu  bestimmen,  dass  der  fflrstliche  Gemahl,  im 
Fall  seiner  Domicilinmg  in  Kussland,  für  sich  und  sein  Geschlecht 
ausdrücklich  verpflichtet  werde,  allen  Gesetzen  und  insbesondere 
den  Erbse haftsgesetzeu  des  Landes  nachzukommen. 


XVIII, 

Hanastefcat  Art.  72,  73,  81—83.  —  Der  Thronfolger  wirf 
vulljährig  mit  10  Jahren;  die  drei  kaiserlichen  Descendenzgrade 
und  die  Majorat^erben  der  agnatischen  Lijiien  letzterer  —  mä 
20  Jahren;  diese  letztere  Frist  wird  gekürzt  für  beide  Ge- 
schlechter durch  V^erehelichuug,  mit  deren  Vollzug  gleichzeit^ 
die  eventuelle  Minderjährigkeit  der  Gatten  ihr  Ende  nimmt.    Die 
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Bbrigen  , Fürsten  von  kaiserlichem  Geblüt"  sind  seit  1886  dem 
geraeinbürgerlicben  Volljübrigkcitsalter  von  21  Jahren  unter- 
worfen. 

I        Das  Volljähri]ekeit«alter  den  ältesten  Sobnea  des  Thronfolgers, 
dann  des  Letzteren   iilteaten  Sohnes  u.  s.  w.  hätte  nach  Art.  3 
im  Hausstatut   gJeicbfulU   mit  1<>  Jahren   einzutreten.     Art.   72 
macht  diesen  Schlus«^  etwas  xweifelbatt.    InUesfien  sprechen  auch 
Sberzeugende  Zweckmässigkeitsrücksichten   fUr  die  stricte  An- 
rendnng  des  Art.    3,   die  immerhin  juristisch  wohl  baltbar  ist. 
2.  Die  volljährigen   ,ziim  Geblüt  des  kaiserlichen  Hauses 
bOrenden  Mitgheder  beiderlei  Geschlechts"   leisten,  nach  fest- 
lesetzteni  Uitus,  dem  Kaiser  und  Vaterland  den  feierlichen  Treu- 
eid nnd  besiegeln  eidlich  gleichzeitig  die  Thronfolgeordnung  und 
Biiu.sHtHtut.    Reit  1RH(1  leiMteii  ausserdem  bei  dieser  Gelegen- 
heit die  Männer    auch  noch    ihren  Diensteid .   obgleich    sie  nach 
lemselben  Gesetz  von  1836  schon  mit  10  Jahren  dem  Ueichsdiensfc 
angehören.  —  Der  gesammteEidesleistungsact  wird,  wieauchsonst 
üblich,  schriftlich  corroborirt,  und  die  hierüber  aufgenommene 
^^^i'ltunde  dem  Staatsarchiv  zur  Autbewahrung  anvertraut  (Art.  83). 

I  XIX. 

^M  «Ffir  die  Erziehung  der  minderjährigen  Mitglieder  deskaiser- 
^lichen  Hauses  haben  zunächst  die  Eltern  zu  Horgen;  sterben 
Letztere  oder  treten  pandere",  eine Vormundächaft  erheischende, 
frQnde  ein,  so  wird  eine  solche  fiber  die  Person  und  das  Ver- 
mögen einem  Vormund  anvertraut"  (Hausstatut,  74),  —  Die 
„anderen"  Vorniundsrhaftsgründe  ermisst  natürlich  der  Kaiser 
1  ganz  frei  nach  eigenem  Befinden:  einer  derselben  ist  in  Art.  77 
^m>ecieli  angegeben:  unerlaubter  Aufenthalt  im  Auslände. 
H  , Jedes  Mitglied  des  kaiserlichen  Hauses  kann  mit  Erlaub- 
HstiKs  des  regierenden  Kaisers  testameutari^ch  Vormünder  ftlr 
Hseine  minderjährigen  »Stammglieder'  ernennen.  Eine  solche  Vcr- 
fßgiing   wird  ununistOsslich  ^   in  Ermangelung  derselben  ernennt 
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die  nStbigen  Vormünder  der  Kaiser^  (Art.  75  u.  70)  und  offenbar 
auch  in  dem  Fall,  wenu  der  im  Austande  unbefugt  weilende 
Prinz  bereits  teatameDtarisch  ffiiltiij  verfügt  hatte. 

Diese  Vorschriften  beziehen  sich  auf  Mündel  beiderlei  Ge- 
schlechts und  auf  ulle  kaiserlichen  DcscendenKgrade  für  die  ge- 
eammte  bezügliche  Minderjührigkeit^friHt  in  gleicher  Weis«. 
Für  die  Tolljährigen  Prinzen  und  Prinzessinnen  bis  zum  dritter) 
kaiscrl.  Descendenzgrad  inclusive  nnd  für  die  Majoratsdesceniienz 
des  dritten  Grades  wird  noch  eine  zeitweilige  Curatel  errichtet 
die  bis  zum  25.  Lebensjahr  dauert  Den  Curator  ernennt  für 
jeden  FiüI  der  Kaiser  selbst.  Der  Cnratnr  ist  ßerather  der 
curatel  Pflichtigen  Person  in  allen  VermögensverwaltungsangelegoD- 
heiten,  ohne  dessen  Zustimmung  diese  sich  nicht  rechtskräftig 
verpflichten  kann  (Hausstatut  Art.  7H — 80).  Das  Motiv  dieser  cx- 
ceptionellen  Institution  bedarf  wolil   keiner  apeciellen  ErSrterong. 

Hit  Kücksicht  auf  die  etwas  zu  allgemeine  Ausdnieksweiw 
des  Haiisstatuts  bezDglich  der  berührten  Frage  ist  noch  nacJi- 
zntrageri,  das»  a)  V'orraGnder  nur  in  Ermangelung  eines  sorge- 
päichtigen  Vaters  (nicht  von  Eltern  ttberhaupt)  bestellt  wer- 
den; und  b)  sich  die  Vormnndschafts-  und  resp.  Curatelinsti- 
tntion  selbstverständlicher  weise  allgemein  nur  auf  die  Mitghedei 
des  kaiserlichen  Hauses  im  engeren  Sinn  (des  Art.  1  im  Haus- 
statut) beziehen  kQnnen,  und  nur  in  ganz  bestimmten  einzehifD 
Ausnahmefällen  auch  auf  adoptirte  Cognaten  (s.  XV,  1,  b). 


XX. 

Hansstatut  Art.  34 — 35.  —  Die  vermögensrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses  haben  sich  mit 
den  Ueformen  der  sechziger  Jahre  bezüglich  der  Grundbesitz- 
rechte  und  der  Ausfuhr  ins  Ausland  sehr  vereinfacht,  und  statt 
des  früheren  umfangreichen  Qesetzesmaterials  Ober  diese  Fraj^pn 
konnte  sich   das   Hausstatut   von   188ü  sehr   kurz   fassen.    Du 


—     281     - 


neue    Gesetz   unterscheidet   auch  noch   Majorat«»-,  Palais-,  Erb- 
^Dnd  wohlerworbenes  Gut. 

^1  1.  Das  Majoratägut  ist  ApanagenzubeHör  (siebe  XVI.  2,  b.)t 
^■M  unierliegt  grundsätzlich  dem  gemeinen  Finanz-  und  Proceas- 
■  recht,  kann  aber  im  Fall  eines  Eigenthumsstreites  gerichtlich 
nur  nach  erfolgter  Bestätigung  des  Urtheils  durch  den  Kaiser 
entzogen  werden.  —  Die  Apauugeugüter  können  wegen  ihrer 
grossen  Ausdehnung  eine  enorme  volkswirthschaffcliche  Bedeutung 
entwickeln,  erfüllt  haben  sie  diese  Aufgabe  noch  nicht. 

2.  Die  sogenannten  Palaisguter  sind  nicht  zahlreich.  Die 
Besitzrechte  an  ihnen  sind  »bifluugsmäijsig  (und  verschieden) 
geordnet.  —  a)  Eine  Kategorie  dieser  Güter  ist  nntheilbar 
and  unveräusserlich  und  vererbt  sich  stiftungsgemäss.  —  b)  Die 
andere  Kategorie  bildet  persönliches  Eigenthum,  kann  (in  der 
Familie)  getheilt  und  testamentarisch  vermacht,  aber  nicht  ver- 
I     äiWBert  werden. 

H         3.  Das    gewöhnliche   Erbgut    und    das    wohlerworbene 
^Besitzthum  werden  ganz  nach  dem  gemeinen  Finanz-  und  Civil- 
recht.  ohne  irgend  welche  Vorzüge,  noch  Einschränkungen  be- 
handelt.   Nur  ist  eine  testamentarische  Verfügung  der  Mitglieder 
des  kaiserlichen  Hauses  über  ihre  Erbgüter,  entgegen  dem  ge- 
raeinen Rechte,  mit  kaiserlicher  Genehmigung  zulässig;  anderer- 
seits i.**t  die  Testamentpfiihigkeit  der  Mitglieder  des  kaiserlichen 
Hauses  stets  un  die  Einwilligung  des  Kaisers  gebunden,  dessen 
^P  Stellung  im  Staat  und  in  der  Familie  eine  anderweitige  obrigkeit- 
liche Intervention  in  dieser  Suche  unzulässig  macht  {a.  Cap.  XXI). 
1-1.  Das  Recht  liindliclie  Liegenschaften  zu  besitzen,  gewähren 
die  betr.  Gesetze  von    ISÜO— 1865  allen  Ausländem,  ganz  ab- 
gesehen von  ihrem  Domicil.     Bekannt  sind  die  kürzlich  erfolg- 
ten Einschränkungen  für  den  Grundbesitz   der  Ausländer  in  den 
'      Westgonvemements.     Der  Grundbesitzerwerb  steht    daher    auch 
als  Recht    den    ausländischen    Prinzen,    die    Töchter    des  russi- 
schen   kaiserliclien   Hauses   geheirathet  haben,  zu.      Darf   aber 

ArcJiiT  für  ÖfTenÜidiee  Recht.  IQ.  I.  8.  19 
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wohl  für  sie,  als  Schwiegersöhne  des  kaiserlichen  Hauses, 
also  Verwandte,  eine  Au^nnhmo  gemacht  werden  vom  Ver- 
bot des  Grundbesitzes  für  Ausländer  in  den  Westgouvemements, 
in  Anbetracht  des  Versprechens  in  den  Handelsverträgen,  wo- 
nach eine  allgemein  gleiche  Behandlung  (Berechtigung)  der 
Änsländer  in  Kussland  auebedungen  ist? 

Ehedem  mussteu  ausländische  Prinzen  und  Uemahlinnen 
musischer  Prinzen,  die  ihren  Wohnsitz  im  Reich  aufgaben,  audi 
ihren  gesammten  Grundbesitz  veräussern  und  das  Erbgut  resti- 
fcuiren.  Nur  der  Kaiserin- Wittwe  und  Thronfolgerin- Wittwe  sUiod 
ein  uneingeschränktes  Verkanfsrecht  zn,  d.  h.  auch  am  Erbgat, 
tmd  auch  nur  sie  besassen  ein  unbegrenztes  Ansfuhrretht 
fiir  ihr  gesammtes  Vermögen;  der  Deti-actzoll  betrug   lO**/«. 

XXI. 

Hausstatut  Art.  88. —  I.  Für  die  Errichtung  letztwilUger  Ver- 
fügungen durch  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hnuses  —  mänDÜche 
und  weibliche  Personen  —  gelten  besondere,  vom  gemeinen 
Civilrecht  unterschiedene  Bestimmungen,  die  ihre  Begründang 
in  der  hausherrlichen  Stellung  des  Kaisers  in  seiner  Famibe 
und  in  dessen  Staatsoberhaupts  würde  haben ;  eine  sehr  eingehende 
Entwickelong  haben  dieselben  in  den  .Tuhren  18512  und  1850  ef- 
faalteu.  Bis  dahin  galten  ausschliesslich  folgende  drei  Sitae: 
l,  über  wohlerworbenes  Privatrermögen  verfügte  der  Testator 
ohne  jedweden  Consens  des  Kaisers;  2.  über  Erbgut —  mit  Zu- 
stimmung des  Kaisers  und  Bestiitignng  des  Testamen tainhaltes 
durch  denselben,  ganz  unbedingt  nur  bei  Lebzeiten  des 
Erblassers  zulässig ;  3.  die  Kaiserin  mid  Kaiserin- Wittwe  konnten 
und  können  auch  jetzt  ganz  uneingeschrünkt  über  ihr  ganzes  oni 
gesammtes  (inclusive  Krb-)Gnfc  testamentarisch   gültig  verAlgen. 

Die  neueren  und  jetzt  gültigen  Bestimmungen  sind 
im  Gesetz  von  1880  im  Art.  88  zusammeugefa^st;  an  den  Anfang 
desselben    ist  aber   noch   der  soeben   sub  Nr.  2   genannte  Satz 
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gestellt,  der  mit  dem  Folgenden    nicht    in    aUen   Stücken    Öber- 
eiu&tiniiiit.     £s  wurde  dies  Aber  gar  nicht  bemerkt. 

2.  Das  geltende  Recht  tiimnit  zum  Ausgangspunkt,  daas 
die  Mitf^lieder  des  kaiserlichen  Hauses  zur  ErrichtuDg  eines 
Testanientö  in  jedem  einzelnen  Fall  ganz  allgemein  der  Erthei- 
Inng  der  Erlnubniss  des  Kaisers  hiezn  bedürfen;  diese  Erlaubniss 
bezeugtauch  die  kaiserliche  Auerkeuumtg  der  Haudlungsfäliigkeit 
des  TestAtors  (für  die  kein  bcätiinmtes  Älter  in  diesem  Fall 
angeütitzt  ist).  Perfect  wird  die  letztwillijje  Verfügung  mit  der 
Entgegennahme  derselben  durch  den  Kaitfer  bei  Lebzeiten  des 
Erblassers.  (Vgl.  das  Einzelne  hierüber  weiter  unten.)  Unter 
solchen  Verhiiltnisseu  wurden  natürlicherweise  für  diese  Testa- 
mente die  gemeinrechtlich  erforderlichen  Zeugen  Unterschriften 
nicht  verlangt  luid  für  das  offene  nicht  einmal  die  eigenhändige 
Unterschrift.  —  „lieber  Palais-  und  Erbgut  kann  da.s  Testament 
nur  in  dem  Fall  rechtsgültig  verfügen,  wenn  es  bei  Lebzeiten 
des  Testators  Allerhöchat  bestätigt  wurde;  anderenfalls  tritt 
Intestaterbfolge  ein"  (Art.  88,  Anfang  des  Abs.   1). 

3.  Art.  88  unterscheidet  hierbei  «oflenes"  und  ,  geschlossen  es* 

.(oder  geheimes)  Testament.  D.  h.  a)  das  offene  kann  Ver- 
fügungen aber  alles  Beliebige  (nicht  ReichsgrundgesetzwidrigeV 
enthalten,  wird  geöäriet,  dem  Kaiser  zur  Durchsicht  und  end- 
gültigen Bestätigung  desselben,  über  die  er  frei  entscheidet, 
unterbreitet  und  wird  mit  der  kaiserlichen  En^egennahme  und  dem 
faezfiglichen  Vermerk  perfect  und  unumstösslich  (falls  nicht  eine 
neue  gtlltige  Anordnung  in  derselben  Weise  erfolgt);  es  braucht 
nicht  eigenhändig  unterschrieben  zu  sein,  b)  Das  geschlossene 
Testament  wird  ungeöffnet  vom  Kaiser  uach  dessen  Ermessen 
entgegengenommen,  in  Sr.  Majestät  Cabinet  aufbewahrt 
und  bedeutet  rechtlich  die  endgfiltige  Anerkennung  desjenigen 
Inhalts  im  Testament,  der  dem  Erblusser  uneingeschränkt  zu- 
steht  (oder   in   den   anderen  Gebieten    besonders   vom   Kaiser 

itchrifUich   gestattet  wurdej;  d.  h.  das  geheime  Testament  kann 
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nicht  selbständig  eiid^ültiff  verföRea  über  Palais-  und  Erbgut  und 
Vormundschaftäeinäeizung  (ohne  besondere  scbhftUclie  kuiserUche 
ßenehmignng).  Es  rnnsu  eigenhändig  vom  TefitAtor  geschrieben 
aein;  dieses  gilt  als  Ideutitätiibeweis  der  Person.  AVegen  seiner 
Form  bedarf  das  fällige  geschlossene  Testament  der  Testameuts- 
erötfniing,  die  der  Kaiser  vornimmt  nur  bezüglich  der  Inbalts- 
prfifnng,  um  sich  über  die  event  incompetenten  Verfügungen 
des  Erblassers  2u  eutsehliessen ;  —  aUo  nachträglich,  nach  Ab- 
leben des  Testators  kann  der  Kaiser  die  CompetenzQberschrei- 
tung  desselben  ratihabiren  —  zum  Recht  stempeln  (Art.  88, 
Nr.  •!);  dieser  klar  ausgedrückte  Satz  macht  die  traditionelle 
Bestimmung  zu  Anfang  des  Art.  88  ganz  obRoletf  und  der  scharf 
betonte  Inhaltfiunterschied  zwischen  geheimem  und  offenem  Testa- 
ment verliert  damit  seine  ur^prüngUrhr  Bedeutung;  dieselbe  wird 
eine  vorzugsweise  praktisck/',  indem  das  offene  Testament  dem 
Testator  nur  grossere  Gewissbeit  für  die  Krfalhmg  seines  letzten 
Willens  bezüglich   event.  in  com  petenter  Bestimmungen  gewährt 

-1.  Traditionell  beschrünktsich  Art.  8H  auf  die  ünterscheidunff 
der  oben  erläuterten  zwei  Testamentserrichtungsformen.  Diese 
Systematik  erschöpft  aber  nicht  den  ganzen  Inhalt  dieses  Ar- 
tikels ;  wir  Terfnhren  genauer,  wenn  wir  die  soeben  genaonteu 
zwei  Formen  als  die  ordentlichen  —  regelmässigen  —  zu  einer 
Gruppe  zusammenfassen  und  ihr  die  ausserordentliche 
Testamentserrichtung  (Art.  88,  Nr.  fi  und  7)  gegenßbcr- 
stellen.  (die  auch  die  Unterschiede  von  offenem  und  geheimem 
Testament  nachzuahmen  versucht,  aber  ohne  alle  relevante  Be- 
deutung.    Art.  88.  Nr.  ß). 

a)  Letztere  knüpft  sachlich  an  Art.  88,  Nr.  3,  an  und 
scha^  ganz  zweckentsprechende  Bestimmungen.  Es  bandeU 
sich  darum,  dass  (zunächst)  beim  Nichtvorhandensein  eines  bei 
Lebzeiten  des  Erblassers  vom  Kaiser  bestätigten,  resp.  accep- 
tirten  Testamentes  der  Eintritt  der  hiernacli  ordnungs massigen 
In  testater  bscbaft  nach  dem  Tode  des  Erblassers  (nach  Analogie 


I 

I 


mit  Art.  88,  Nr.  3)  inhibirt  werden  kann  durch  ein  nacbge- 
lassenea,  dem  Erblasser  entstaoimeudes  TestamentBproject,  wenn 
der  Kaiser  dasselbe  zu  bestätigen  sich  veranlasst  sieht  (Art.  Ö8, 
Nr.  ü  und  7).  Wir  bezeichnen  dieses  ActenstÜck  richtiiJ:  als 
TestaraenUproject,  weil  es  nur  eine  gansi  bedinjfte  rechtliche 
Bedeutimg  besitzt:  es  kann  Tefitament  werden,  wenn  es  die 
Bestätigung  erlangt;  es  besitzt  aber  auch  die  Wirkung,  dass  es 
nicht  überscliritten  wt^rden  kann;  denn  soweit  es  nicht  bestätigt 
wird,  tritt  immer  Intestaterbfolge  ein.  Der  Kaiser  nimmt 
für  sich  kein  einseitiges  Anordnnngsrecht  bezüglich 
des  Nachlasses  in  Anspruch. 

b)  Die  besonderen  Umstände,  welche  eine  ausserordent- 
liche Testamenlserrichtung,  d,  h.  ohne  Genehmigung  des  Kaisers, 
reclitfertigen,  sind  der  Art.  duss  sie  die  Möglichkeit  der  Ein- 
holung dieser  Erlaubuiss  ausschliesaen:  nämlich  plötzlich  ein- 
getretene Krankheit  oder  bedeutende  räumliche  Entfernung  vom 
Kaiser  in   Kriegs-  oder  Friodenszeitcn. 

c)  Diese  ausserordentliche  Testunientserrichtung  bedingt  för 
dieselbe  anch  strengere  äussere  Formen.  Ist  1.  dos  Testament 
nicht  eigenhändig  niedergeschrieben,  so  sind  2.  drei  Zeugen- 
unterschriften erforderlich  (auch  für  den  Fall  nicht  eigenhändiger 
Unterschrift),  von  welch  letzterer  Bedingung  jedoch  wieder 
3.  speciell  eingeholte  kaiserliche  Erlauhniss  dispensiren 
kann  (Art.  88,  Nr.  7).  Diese  Formen  bilden  nun  die  uner- 
lüflsltche  äussere  Bedingimg  für  das  BestäiigungKrerht  de.H 
Kaisers.  Den  gesammten  Sachverhalt  der  ausyerordeutlicheu 
Testamentserrichtnng  prüft  in  diesen  Schranken  der  Kaiser  ganz 
souverain  tmd  verleiht  ihr  nach  freiem  Ermessen  die  ergänzende 
Vollendung  der  verbindlichen  Rechtskraft. 

d)  Der  Zweck  des  Instituts  läuft  auch  hier  darauf  hinaus, 
dasB  der  Kaiser  als  Hausvater  der  Familie  am  Testamen tsproject, 
auf  Grund  des  ihm  bekannten  Sachverhaltes,  den  freien  und 
handlungsfähigen  Willen  des  Erblassers   prQft   und    in   den  er- 
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forderlichen  Fällen  dessen  Verfügungftberechtigung  (d.  h. 
über  Erb-,  Palaisgui  und  Vormundschaft)  ratihabirt.  Die  Frage 
—  wie  der  Kaiser  das  ausserordentliche  Testament  bestätigen 
kann  —  wurde  im  Gesetz  übergangen,  prheischt  aber  eine 
juristische  Antwort,  deren  Zulä.'fsigkeit  auch  dem  ganzen  Sinn 
des  Hausstatuts  und  insbesondere  dem  Art.  88  desselben  ent- 
spricht, und  die  im  Nachstehenden  nur  kurz  summariscli 
anzudeuten  ist. 

Gan£  auaser  Zweifel  steht  die  Befugniss  des  Kaisers,  da« 
gesammte  ausserordentliche  Teat&meiitsproject  zu  beatätigen 
oder  zu  verwerfen.  (Die  Angabe  von  Motiven  für  den  so  oder 
anders  gearteten  Ent^chluas  hätte  keinen  Sinn.)  Ebenfalls  »Übt 
dem  Kaiser  zu,  die  testamentarischen  Verfügungen  über  Palai»- 
und  Erbgut  um!  Vormundschaft  ganz  oder  gethcilt  zu  bestätigen, 
resp.  zu  verwerfen.  Und  was  nicht  bestätigt  wird,  kommt  in  den 
ordentlichen  Intestaterbgang.  An  den  Verfügungen  über  wohl* 
erworbenes  Vermögen  des  Erbla-ssers  kann  tler  Kaiser  natßr- 
licher weise  sowohl  den  Inhalt,  als  auch  die  Handlungsfähigkeit 
des  Erblassers  in  Betracht  ziehen  —  seine  EnUchliessung  ist 
uncontrolirbar  —  doch  soll  der  Entscheid  nicht  rechtlich  un- 
lösbare Widersprüche  aufstellen;  dcmgcmäs.<>  sind  dem  Art.  88t 
Kr.  0  und  7,  folgende,  nicht  zu  umgehende,  juristische  Conse- 
quenzen  zu  entnehmen. 

Bezüglich  der  Verfügungen  über  wohlerworbenes  Vermögen 
des  Erblassers  setzt  das  Uausstatut  nur  das  Prüfungsrecbt  de« 
Kaisers  über  die  wahrend  der  ausserordentlichen  Testaments- 
erriehtuüg  vorhandene  Handlungsiähigkeit  des  Testators;  ein 
eigenes  Verftigungsrecht  will  der  Kaiser  über  das  Erbe  nicht 
haben  —  den  Mitgliedern  des  kaiserl.  Hauses  ist  ihr  Privatrer- 
mögensrecht  garantirt. 

Folglich  kann  der  Kaiser  a)  über  alle  Verfügungen  dea 
Testaments  bezüglich  des  wohlerworbenen  Vermögens  de«  Erb- 
lassers nur  einen  allgemeinen  — sei  es  bestätigenden  oder  ver- 
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Werfenden  —  BescUluss  fassen,  und  ß)  kann  er  den  bcBtätigenden 
BescliliDiH  fürdieae  Kategorie  von  Verfüguiijfen  nicht  verweigern, 
wenn  er  ihn  irgend  einem  Theil  der  TestementsverfUgungen  über 
Erb-  oder  Palaisgiit  gewiihrt  hat.  Die  Bestätigung  der  testa- 
tuentariachen  VürmuudächafUverfägung  kommt  lüer  in  keiner 
Weiae  in  Betracht,  da  eie  ohne  gültiges  offenes  Testament 
(Art.  75)  ganz  dem  Kaiser  zusteht,  er  kann  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  diese  Bestimmung  acceptiren,  ohne  dadurch 
die  allgemeine  Frage  über  die  Handlungsfähigkeit  des  Erb- 
lassers, testamentarisch  zu  verfQgen,  zu  präjudiciren. 
■  e)  Das  in  ausserordentlicher  Weise  errichtete  Testaments- 
project  verliert  seine  Wirksamkeit,  wenn  vor  erfolgtem  Tode 
des  Erblassers  derselbe  die  Möglichkeit  erlangt  hatte,  sein  Testa- 
ment in  ordentlicher  Weise  zu  errichten;  diese  Con^quenz  ist 
gewiss  nicht  zu  umgehen. 

H  5.  a)  Krgänzungen,  Aenderungen,  resp.  gänzliche  Aufhebung 
von  Bestimmungen  im  offenen  und  geschlossenen  Testament  finden 
selbst verstüudlich  in  derselben  Weise  statt,  wie  die  urii^prüug- 
liehe  Errichtung  derselben  (Art.  88,  Kr.  5),  und  im  Allgemeinen 
gilt  dann  der  Satz,  dass  die  neuere  Bestimmung  die  ältere  auf- 
hebt. Diese  Frage  wird  aber  dadurch  complicirt,  diiss  der  Testator 
nach  Art.  88  ein  uffene«  und  geheimes  Testament  parallel  errichten 
kann  und  sie  auch  beide  zusammen  oder  jedes  einzeln  nachträglich 
mit  kaiserlicher  Genehmigung  andern  darf,  wobei  eine  Ein- 
ttchtnahme  des  Kaisers  ins  geschlossene  Testament  nicht  statt- 
Indet.  Das  neuere  offene  Testament  geht  nun  natürlich  allen 
älteren  offenen  und  geschlossenen  Bestimmungen  vor;  gleicher- 
weise derogirt  die  neuere  geschlossene  Bestimmung  Qber  wohl- 
erworbenes Vermögen  die  ältere  offene  (für  dieses  Gebiet  nimmt 
der  Kaiser  auch  im  offenen  Testament  kein  eigentliches  Be- 
stätigungsrecht in  Anspruch).  —  Erlaubt  sich  aber  das  geschlosKene 
Testament  eine  Aenderung  des  offenen  im  Gebiet  des  Erb-  und 
Palaisgutes,  kann  dann  der  das  Testament  eröffnende  Kaiser  diese 
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ÄenderoD^  zum  Schaden  des  offenen  Testaments,  gestützt  auf 
das  oben  Cap.  XXI^  3b  Vermerkte,  bestätigen,  und  könnte  dabei 
etwa  in  Betracht  kommen  sein  Recht,  Uej^erungshundlungen 
Beiner  Vorgänger  zu  ändern?  Für  die  Knlscheiduug  dieser  Frage 
sind  nun  gewiss  wesentlich  1.  die  unzweifeihnile  privatrechtliche 
Seite  derselben  und  2.  der  deutliche  Sinn  des  Art.  88,  daas  die 
Ratihabiruug^befugniss  des  Kaisers  an  inconipetenttin  Bestim- 
mungen im  geheimen  Testament  ein  nachträglicher  Anshilfeact  ist 
der  also  nur  aushelfend  schaffen  kann,  nicht  aber  zerstörungn- 
berechtigt  ist  gegenüber  ordnnugsmüssig  zu  Recht  Be- 
stehendem. Diese  Antwort  genßgt  privat-  nnd  öffentlichrechtUch. 

b)  tm  fangen  An.schhisK  an  das  siieben  A  usgefflbrte  ist  auch 
die  Frage  über  Aenderungen  und  Ergänzungen  des  geschlossenen 
und  offenen  Testaments  durch  das  ausserordentliche  Testament 
KU  entscheiden:  das  Gesetz  übersieht  diesetl>e  ganz.  Das  Bscfat 
derartiger  Aenderungen,  resp.  Ergänzungen,  ist  aber  jnristisch 
consequent  nach  Analogie  zu  folgern,  welche  auch  die  Beschränkun- 
gen bedingt.  Die  Antwort  lautet  daher  kurz  so:  Die  Bestätignur 
des  Kaisers  kann  1.  den  die  Bestimmungen  des  offenen  Testnmenta 
derogirenden  Verfügungen  des  ausserordentlichen  gewährt  werdni. 
wenn  sie  nicht  Palais-  und  Erbgut  betreffen:  2.  sämmtlichea  das 
geschlossene  Testament  derogirenden  Bestimmungen  des  ausse^ 
ordentlichen;  und  3.  sämmtlichen  das  geschlossene  oder  offene 
Testament  ergänzenden  Bestimmungen  des  ausserordentUchen. 
Das  oben  Cap.  XXI,  4  d,  Über  das  Wie  der  kaiserlichen  Te«to- 
mentsbestätigung  Bemerkte  hat  consequ  enter  weise  auch  in  An- 
wendung auf  alle  drei  soeben  angeführten  Punkte  zu  gelten. 

ti.  Das  Uausstatut  bezieht  das  geschilderte  Testameutsrecfal 
auf  alle  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses.  In  Wirklichkeit 
ist  aber  dieser  Satz  in  zwei  Beziehungen  zu  beschränken:  1.  in 
persönlicher,  und  2.  in  territorialer.  Denn  1 .  mit  der  Haas* 
berrlichkeit  anderer  Dynastiehäupter  über  ihre  Familienglieder. 
worunter  sich  auch  Töchter  des  russischen   kaiserlichen  Hausen 


und  Gognaten  desselbeu  betindeu  kOuuen ,  kann  das  russüche 
kaiserliche   Haiisstatut  nicht    concurriren    wollen   —   seine    An- 

^wendang  ist  also  in  dieser  Hinsicht  entsprechend  begrenzt; 
2.    kann     es    sich    zwingend     nur    auf     das     russische    Terri- 

ftorium  und  die  russischen  SchiflFe  beschränken.  —  Die  inter- 
nationalrechtliehen  Fragen  Ober  die  Gestaltung  des  vor- 
liegenden Erbrechts  am  Nachlass  in  beiderseitigen  Territorien 
finden  dagegen  ihre  Lösung  auf  Grund  der  —  jetzt  Üblich  ge- 
wordenen —  Nachlassconventioneii  und  des  geltenden  bürger- 
lichen Landesrechtes  und  competiren  den  gewöhnlichen  Landes- 
behörden, resp.  Conaulaten,  da  ffir  sie  ein  anderer  Itechtsweg 
und  Rechtsschutz  nicht  besteht.  Das  russische  Kecht  anerkennt 
die  Kechtswirksamkeit  auswärts  giiltig  errichteter  Testamente 
und  überhaupt  Rechtäacte  mit  wenigen  beslimuiten  —  d.  h.  den 
auch  anderwärts  allgemein  ablichen  —  Einschränkungen. 


xxn. 


IHauastatut,  Art.  92  u.  98.  Daß  den  Mitgliedern  des  kaiser- 
cfaen  Hauses  gehörige  Vermögen  ist  dem  gemeinen  Recht 
und  Gerichtsstand  unterworfen.  Dieses  Princip  ward  aach  1797 
(Art.  51)  und  darnach  im  Swod  Sakonow,  Theil  I,  Art.  190, 
s&nctionirt.  Neueateus  wurde  es  formell  klarer  gestaltet  und 
auch  inhaltlich  erweitert,  indem  das  Wort  Vermögen  an  die 

I  Stelle  des  froheren  »Besitzlichkeit*  (d.  h.  Landbesitz)  trat.  Der 
Gesetzgeber  bezeichnet  den  Art.  92  sogar  als  neu^  indem  er 
ein  historisches  Citat  unter  demselben  fortlässt.  Ein  persönlicher 
Gerichtsstand  nach  gemeinem  Reclit  ist  indessen  für  die  Mitglieder 
des  kaiserl.  Hauses  wegen  Schuldfordemngen  an  sie  damit  nicht 
Hetatuirt,  die  Klage  könnte  sich  also  nur  gegen  ihr  Vermögen 
richten,  in  allen  den  Fällen,  wo  solches  nach  gemeinem  Recht 
zulässig  erscheint.  Den  gleichen  Grundsätzen  unterliegen  auch 
I  Vermögensprocesse  zwischen  den  einzelnen  Mitgliedern  des 
kaiserlichen  Hauses  (Art.  93). 
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£in  Strafrecht  Ober  die  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauaes 
steht  nur  dem  Kaiser  ganz  allein  zu  (HausstAtut  Art.  97);  keiaer 
der  in  verschiedenen  AbstufuiigcQ  bestehenden  Staabsgerichtshöfe 
hat  mit  denselben  etwas  zu  thuu. 


XXIII. 

Das  Hansfitutut  schtiesst  rait  ftlnf  Artikebi  (04—98)  aber 
die  Pflichten  der  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses;  sie  be- 
stehen unverändert  seit  1797  und  enthalten  nachstehende  £te- 
stimmungen : 

Art.  94:  Der  regierende  Kaiser  ist  in  allen  Beziehungen 
das  Oberhaupt,  der  stete  Fürsorger  und  Beschützer  der  kaiser- 
lichen Familie.  Art.  95:  Ihm,  als  Familienoberhaupt  und  Sou- 
verain  (Selbstherrscher)  schuldet  jedes  Mitglied  des  kaiserlichen 
Hauses  unbedingte  Ehrerbietung,  Gehorsam  und  Unterordnung. 
Art.  96:  Ausserdem  besiegeln  friedfertiger  Wandel  und  Pflege 
der  Farailieneintrucht  —  als  unverletzliche  Unterpfänder  — 
die  allen  Mitgliedern  des  kaiserlichen  Hauses  gewährten  ge- 
sammten  Vorrechte.  Art.  07:  Handelt  Jemand  diesen  Pflichten 
zuwider^  so  darf  der  Kaiser,  als  unumschränkter  Selbsthecr- 
scher,  dem  Ungehorsamen  die  in  diesem  Gesetz  zugesagtes 
Rechte  entziehen  und  ihn  als  einen  dem  Willen  des  Kaisers 
Widerspenstigen  behandeln.  Art.  98:  Die  unbedingte  Geltung 
dieser  Bestimmungen  wird  für  ewige  Zeiten,  von  Geschlecht 
KU  Geschlecht,  unversehrt  als  Grundgesetz  des  russischen  Reiche« 
80  lauge  fortwirken,  als  alle  Familienglieder  aus  DankgefQhl 
für  die  kaiserliche  Fürsorge  ihr  Beti'agen  ganz  dem  Willen  und 
Gebot  des  Kaisers  anpassen  und  die  vorstehenden  Bestim- 
mungen als  kostbares  Gut  ehren  werden.  — 

Die  iin  Vorstehenden  (in  Art.  97  u.  98)  allegirten  .dieses 
Gesetz"  und  „diese  Bestimmungen*  sind  nicht  nur  auf  du 
Hausstutut  zu  beschränken,  sondern  auch  auf  das  Thi-onfolge- 
gesetz  zu  beziehen;  jenes  ist  durch  dieses  bedingt. 


Der  Begriff  des  Betriebsunfalls  als  Grundlage  des 

I Entschädigungsanspruchs  nach  den  Reichsgesetzen 
l  über  die  Unfallversicherung. 

Hl 


Vou 


Professor  Dr.  HEisEfCH  Rosin  in  Freibur^  i.  Br. 


Die  Reihe  Her  deutschen  Reichsgffletee  über  die  Unlallver- 
Icherung  beginnt  mit  dem  den  Ausgang  bildenden,  tipcuiell  so 
geaannten  .Unfallversicherungsgesetz'  vom  6.  Juli  1884  (Reiclis- 
Oesetzblatt  S.  69)  *).  Man  bezeichnet  dieses  Gesetz  wohl  auch 
ftU  das  industrielle  Unfallversicherunijsgesetz ,  indem  dusselbo, 
hervorgegangen  aus  den  zunächst  der  Befriedigung  zudrängenden 
Bedtirfnisseu  der  moderuen  6ros»iiidustrie,  seine  Woblthaten  deu- 
jenigen  Arbeitern  und  niederen  Betriebüheamten  zuwendete,  welche 
in  Bergwerken ,  Salinen,  Aufbereitungsanstalteu ,  Steinbrüchen, 
Gräbereien,  auf  Werften  und  Bauhöfen,  in  Fabriken  und  Hütten- 
werken (fS  I.  Abs.  1),  sowie  in  äiinlichen,  mit  Unfallgefahr  ver- 
knüpften. Betriehen  beschäftigt  sind').  Der  Kreis  der  versiche- 
rungspflicli Ligen  Betriebe  wurde  yodanji  durch  das  „Gesetz  über 
die  Aasdelmung  der  Unfall-  und  Krankenversichorung**  vom 
28.  Mai    1885   (R.Ü.B1.  S.   159)=*)   erweitert.    Die  Hereinziehung 

»*")  Da»  Gesetz  wird  im  FolK«Qcl«n  als  ,,Unf.G."  cilirt  »crdeo. 
')  Zu  vergleichen  sind  noch  §  U  Aba.  2—7^  aowie  die  auf  Grund  des 
Atto,   H    ergangenen   HrflcliltlsBO   des    Kundearaths    vom  22.  Januar  1885^ 
_27.  Mai  l88tJ  und  U.  Januar  1888. 
•)  Cilirt  aJB  ^Ausd.G." 
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des  geaammten  Betriebes  der  Poet-,  Telegraphen-  und  Eisenbahn- 
verwaltungen, sowie  sHnmiUicher  Betriebe  der  Marine*  und  Heeres- 
verwaltungen tritt  hier  besonders  in  den  Vordergrund  (§  1,  Nr.  1). 
Wäbreud  aber  dieses  Gesetz  lediglich  in  der  Form  einer  Novelle 
auftrat,    ist  die  Unfall versichening    der  in  land-  und  forstwirth- 
sohafttichen  Betrieben    beschäftigten  Personen   durch    das   Gesetl 
vom   5.   Mai   1880  (K.ti.Bl.    S.    132)«)    in   einer   fbimeU   selb- 
ständigen, wenn  auch  inhaltlich  mit  den  Qnuidgedanken  des  iD- 
dustriellen  UnfaUversiciiei-ungsgosetzes  weitreichend  übereinstim- 
menden   Weise   geregelt   worden.     Das   „Gesetz,    betreffend   die 
Unfallversicherung  der  bei  Bauten  beschätl;igtcn  Personen*  Tom 
11.  Juli  1887  (a.G.Bl.  S.  287)*)  hat  dann  zwar  wiederum  norel- 
larist'hen  Charakter,    greift  aber,  veranlasst  besonders  durch  die 
eigenthümUcheu    Verhiiltjiisse    dtjr    nicht   gewerbsmässigen    Baa- 
Ausftthrungen,  viel  tiefer,  als  das  vorhin  erwähnte  sogen.  Auip 
dehnungsgesetz  in  den  Organismus  des  Uauptgesetzes  ein,  deasßn 
Bestimmungen  es  immerhiu  in  weitem  Umfange  lediglich  iu  Be- 
zug nimmt.     Geschlossen  wird  die  Reüie  dieser  socialpolitischeii 
Gesetze    itlr   jetzt    durch    eine    Codification    vom   13.   Juli   1887 
(K.G.B!.  S.  329)«),   welche   die  Unfall  Versicherung   der  Seeleute 
und   anderer   bei    der  Seescliiffit'ahrt   betheiligten   Personen  z.  B. 
solcher,    welche    in    inländischen  Beti'ieben  schwimmender  Docb 
beschäftigt  sind  (g   1,  Nr.  2),  regelt. 

Ausserhalb  des  Kreises  dieser  „Reiehsgesetze  Über  die  Cn* 
fallversicherung"  und  in  diesem  Oesammtnamen  nicht  mit  inb^ 
griffen ,  weim  auch  in  innerem  Zusammenhange  mit  deuselbefi 
steht  das  unterm  lö.  März  188t>  ergangene  ,Heichsgesetz  be- 
treffend die  Fürsorge  fUr  Beamte  und  Personen  des  Soldaten- 
ataudes  in  Folge  von  BetriebsunfiUlen"  (R.G.Bl.  S.  53)').    Zweci 


')  Citirt  als  „laodw.  G." 

»)  Citirt  als  „Bitii-nnr.«." 

•)  Citiri  als  ,Sfe-Unf.G.* 

')  Citirt  als  „Btamlen-Uiir.O.* 
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iesselben  ist,  den  genannten  Personen  bczw.  ihren  Tlinterbliebenen 
dieselben  Vortheüe  zuzuwenden«  welche  die  in  der  Industrie,  der 
Landwirth Schaft  und  dem  Sce^chiffTahrtsbe triebe  Verunglückten 
genieH»en ;  allein  Kur  Erreichung  dieses  Zieles  hat  man.  wie  die 
Motive  ausfQhrlich  begründen  %  nicht  den  Weg  einer  Ausdehnung 
der  Unfall versicherungsgesetze  beschritten,  vielmehr,  um  den  auR 
der  besonderen  Stellung  des  Beamten  und  Soldaten  sich  ergeben- 
den Röcksichten  Rechnung  zu  tragen,  den  Erlas»  dienstpragma- 
tischer  Bestimmungen  gewählt,  durch  welche  die  ausreichende 
Fürsorge  fÖr  jene  Personen  und  ihre  Hinterbliebenen  durch  Zu- 
wendung erhöhter  Pensionen,  Wittwen-  und  Waisenrenten  sicher 
gestellt  wird.  Nicht  also  als  eine  Novelle  «u  den  Unfall  versieh  e- 
ningBgeeetzen,  sondern  als  eine  solche  zu  den  Beamten-  und 
Idüitär-PensionH-  und  Kelictengesetzen  sind  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  15.  März  188(i  aufzufaRsen.  Doch  können  die- 
selben immerhin,  soweit  der  innere  Zusammenbang  reicht,  als 
chätzbares  Material  fßr  das  Vcrständnisa  der  Unfallversichenrngs- 

ze  herangezogen  werden. 

Nach  den  letzteren  erhalten  nun,  wie  bekannt,  die  in  Be- 
acbt  kommenden  Personen  ^)  bezw.  ihre  Hinterbliebenen  im 
Falle  einer  durch  einen  Betriebsunfall  verursachten  Tödtung  oder 
Körperverletzung  unter  bestimmten  Voraussetzungen  gewißse  eiü- 

K*)  Stenogr.  Berichte  des  Reicbptagffi.  6.  Legislotarpertode,  2.  ficHsion 
885/6,  4.  Bd..  Anlage  Nr.  ö,  S-  52.  —  Mil  Kiiclceiclit  darauf,  dasB  die  mit 
en  .Anlagen**  zu  den  ^tenographiRchen  Herichten  JnhaliHoh  ideni.i«clien, 
aber  in  anderer  Form  gedruckten  „Drucksaclien  des  Reichstages'  den  üffect- 
lichen  Bibliotheken  eine  Zeit  lang  leider  nicht  besonders  tngegangen  alnd, 
werden  Uotivt;  und  Cominiaaiomfbericlile  hier  räch  jenen  «Anlagen*  citirt. 

re  JBarendcn  Nummern  beider  stimmen  ulierein. 
')  Es  tQBcht  keinen  Unterschied,  ob  dieselben  Tersicheningapflichlig 
aiDd^  d.h.  die  geaetzllche  Fürsorge  kraft  Gesetzes  oder  ihm  gleichgestellter 
RecbtffDOrm  ganieseen,  oder  nur  Teraichernngsberechtigt,  d.  li.  das  Fürsorge- 
recht  kra.ft  WiltensenUchlussos  besonders  erwerben  durften  und  ern-nrben 
babf-n.  Hinsichtlich  der  Letzteren  vgl.  t.  B.  5  2,  Abs.  2  Unf.G.  mil  §  2, 
Lbs.  1  Iftndw.  G.  (Unternehraer). 
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BuUige  oder  rentenweise  Gewährungen ,  welche  ihnen  von  deo 
▼«rschiedenen  Trügeni  der  Uni'allslast,  vorzugsweise  von  den  za 
dieeem  Zwecke  gebildeten  Berufsgenossenschaften  oder  deo  u 
Stelle  derselben  tretenden  politischen  Verbänden,  dem  Reiche, 
einem  Einzelstaate  oder  Communalverbande  ^"),  geleistet  werden. 
Die  FesttstelluDg  der  Entachädigungen  erfolgt  durch  Organe  der 
Berufsgenosäenschaft  oder  durch  Behörden '  ^),  gegen  deren  Be- 
scheid dem  EntTfcIlädignugsberechtigten  die  Beruümg  an  eia 
Schiedsgericht  zusteht,  welches  aus  einem  ständigL'n  VorsitxeiidM 
aus  der  Zahl  der  ütt'entlichen  Beamten  .sowie  auu  je  zwei  den 
Stand  der  Arbeitgeber  benw.  Arbeiter  vertretenden  Beiäitzem  be- 
steht *^)  und  dessen  Verfahren  durch  eine  kaiserliche  Verordnosf 
vom  2.  November  1885  (U.G.BI.  S.  279)  geregelt  wird.  In  d«a 
wichtigeren  Entschüdigungsfällen,  wenn  es  sich  um  die  Gewähnuig 
von  Renten  aus  Anlas»  des  Todes  oder  dauernder,  völliger  oder 
theilweiser,  Krwerbsuniäliigkeit  handelt  '^},  steht  den  Parteien 
noch  der  Recurs  an  das  Reichsversicherungsarat  zu,  welches  unter 
Zuziehung   von    zwei   richterlichen   Beamten  '  *)   al»   ein    höchaU« 


'**)  BenifflgenoesenseliBlIen  (.vgl-  über  rlieaelben  mein  , Recht  der 
AfTentlichen  Oenoaseuachka",  S.  56  (F.):  %  9  l'nf.O.^  $  13  landw.  G.,$i 
>'r.  I.  4  BoH-Unf.G.,  §  16  Sw-ünf.G.  —  Polilische  Verbände  (Reicli,  St«ii. 
Commune):  $  2  AuimI.Q.,  %  102  landw.  G.,  S  4,  Nr.  2.  3  Baii-Utif.a^  $  101 
ßee-Unf.G. 

•')  Organe  der  BerufsgenoBsen schart  tVorsland.  SeclionsvgrsUiri, 
AosscbusB  u.  8.  w.>  K.  B.  $  57  Unf.G.  —  Beliördeo  z.  B.  §  7  Aa«].G. 

'*)  S  46  ff.  ünf.G..  S  6  Ausd.G.  n.  ».  w.  —  Die  enlsprechendea  B^ 
BtimoQUiigett  der  splktereti  OeaeUe  aollen,  soweit  keine  specielle  Veraalv- 
BUDg  vorliegt,  von  iitin  an  nicht  mehr  beoondera  citirt  werden. 

")  S  63,  AbB.  1  Unf.G. 

'*)  S  »0,  Abs.  3  Unf.G.  -  Ueber  die  sonstige  OrganisOion  de«  AnUt. 
in  welcLiem  gleichTalls  Arbeilgeber  und  Arbeiter  vertreten  sind:  $  87  I- 
ünf.G.,  S  95  ff.  landw.  G^  5  45  Bau-Unf.G..  §  97  ff.  See-lTnf.G.  —  Afl  dk 
Stelle  des  Keicbs-Versichcruiigsamtea  l^uunen  in  bestimmtem  Umfange  La>- 
des-Versicherangs&mter  treten  ($  92  Uq/.G.).  £»  beeteht  bisher  ein  solcbtf 
in  Sachsen,  Bayern  und  Württemberg;  auch  Hir  Baden  \»t  die  Erricbnuf 
im  GtAt  pro  1888/9  vorgesehen. 
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'  Special- VerwaltuDgagericht  des  Reiches  in  den  Formen  der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  5.  August  1885  (K.G.BI.  S.  255)  verhandelt 
^tund  entscheidet.  Die  Recursentscheidungen  des  Reichsversiche- 
nmgsamtes  sind,  meist  in  sehr  knapper  Fassung,  in  den  von  dem 
Amte  selbst  herausgegebenen  , Amtlichen  Nachrichten"  ")  ent- 
halten; hemerkenswerthere  Entscheidungen  der  Schiedsgerichte 
bringt  das  verdienstvolle,  von  J.  Schmitz  herausgegebene  Organ: 
«Die  Ärbeiterrersoj^ng*  '•). 

I  lieber  keine  einzige  Frage  nun  liegte  eint*  annähernd  gleich 

grosse  Anzalil  von  Entscheidungen  vor,  als  über  diejenige,  welche 
in  der  That  die  Grundlage  jedes  einzeben  Entfichädigungsf alles 
bildet:  Ober  den  Begriff  des  Betriebsunfalles.  Anschliessend  an 
Kdie  Faiisung  von  §  1  des  sogen.  Reichshuftpäichtgesetzes  vom 
'  7.  Juni  1871  *^  werden  nach  §  1,  Abs.  1  ünf.G.  die  dort  naher 
bezeichneten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  nach  Maasgabe  der 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  , gegen  die  Folgen  der  bei  dem 
Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle"  versichert.  Diese  Fassung 
kehrt  unverändert  im  ^  1  Abs.  1  landw.  G.  meder  und  liegt  auch 
den  Eingangsbestimmuugen  des  Bau-Unl'.G.  und  des  See-Unt.G. 
^cu  Grunde,  von  denen  das  erstere  , gegen  die  Folgen  der  bei 
liesen  Bauarbeiten  sich  ereignenden  ünfäUe"  versichert, 
wälireud  das  letztere  „gegen  die  Folgen  der  bei  dem  Betriebe 
■  aich  ereignenden  Untalle  einschliesslich  derjenigen  UnluUe,  welche 


^')  Berlin,  Verlag  roti  A.  Abhkr  et  Co.  Bis  jctzl  ;i  volle  B&mle.  — 
Eine  regelmäßige  VeröfTeiitiicbiiog  der  Kotscbeidungen  der  Landca-VeT- 
lEchernDge&micr  findet,  soviel  mir  bekannt  geworden  isl,  nicht  atatL 

'•)  Berlin,  H.  Worms.    Bis  jeist  4  volle  Bände. 

*^  G.  betr.  die  Verbindlichheit  zum  ScbadenMrsalx  für  die  bei  dem 
betriebe  von  Eiflenbahnen,  Bergwerken  u.  s.  w.  herbeigeführten  Tödlno- 
Pgen  und  KörperNerletzungeo,  vom  7.  Jnni  1871.  —  §1:  Wenn  bei  dem 
Betriebe  einer  Eisenbahn  ein  Mensch  geiodtet  orler  kor|ierlicb  verlelit 
wird,  so  haftet  der  Betriebe-Unternehiner  für  den  dadurch  entstandenen 
Schaden,  eofem  er  nicbt  beweist,  das«  der  Unfall  durch  höhere  Gewalt 
oder  durch  eigenes  Verschulden  des  Getödteten  oder  Verletsten  vernr- 
»acbt  isL 
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während   des  Betriebes  in  Folge   von   Klementarerei^issen  ein 
treten',   gerichtet  ist.     Auch   das   Beamt-cn-Unf.G.  macht   cidmA^ 
«im  Dienst  erlittenen  BetriebKunfall*  in  allen  Füllen  ^^  Kur  Be- 
dingung seiner  Gewührungen. 

Entsprechend  der  durch  diese  Thatsachen  bekundeten  Wirht^^ 
keit  lies  Gegenstandes  snil  der  hiermit  vorgelegte  Aufsatz  eine 
juristische  Erüiierung  des  Begriffes  pBetriebsunfnIl*,  wie  er  die 
Grundlage  der  in  Gemässheit  jener  Reichegeeetze  Ober  die  Unfkll- 
versicherung  zu  erbebenden  Ansprtlche  bildet  '**),  unter  Benutzung 
und  kritischer  "Würdigung  der  ergangenen  Entscheidungen  ver- 
suchen. Nun  ist  der  Betriebsunfall  zunächst  ein  Unfall,  welcher  dann 
als  «bei  dem  Betriebe"  vorgekommen  seine  besondere  Eigenscluift 
erhalte  Al>er  schon  der  Begriff  , Unfall"  seihst  nimmt  mit  Itdck- 
sicht  auf  die  besonderen  Bestirauiungen  jener  Gesetze  denen  tT 
zu  Grunde  liegt,  eine  eigenthUmUche  Färbung  und  Beziehung  aiL 
So  ergeben  sich  ftlr  die  folgenden  Auseinandersetzungen  natur- 
gemäss  2  Abschnitte: 

1.  Abschnitt:  Unfall. 

ä.  Abschnitt:  Betriebsunfall, 
denen  einige  kurze  Bemerkungen  über  die  formalrechtliche  Fest- 
stellung eines  BetriebsunfaÜH  angeschlossen  werden  sollen. 


1.   Abschnitt: 
Unfall. 

Der  Begriff  des  „Unfalls"  im  Sinne  der  Roichsgesetxe  Ober 
die  Unfallversicherung  setxt  sich  aus  folgenden  Momenten  zu- 
sammen : 


")  Beamten-Unr.G.  §  1,  Abs.  I,  'J:  §  2,  Abs.  1 ;  S  8.  12. 

'"*)  Ein«  abschlieeseaüe  Interpretation  aller  Normen  der  LTofall- 
TcrBicboruDgsgeaetie,  in  welchen  Betk-hungen  auf  den  ,ünfi»U'  od«  ,ß^ 
triebsunrall"  heirortrelen,  ist,  wie  ansdräcklich  bemerkt  werden  mag,  nichi 

beabsichtigt. 
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Im  unmittelbarstftn  Wortsinne  deutet  das  Wort  ,Un-fRll'' 
af  ein  dem  Meuschen  widriges  d.  h.  ein  solches  Ereigniss  liin. 
welches  seinea  Interessen  in  irgend  welcher  Weise  zuwider  ist. 
Schon  an  diesem  Punkte  setzt  die  Besonderheit  der  Torliegenden 
Materie  ein.  Der  Unfall,  der  für  die  Ausfahrung  jener  Reicha- 
gesetze  allein  in  Betracht  kommt.  Ist  den  Interessen  eines  Menschen 
dadurch  zuwider,  dasa  er  sich  als  Eingriff  in  seine  körperliche 
Integrität  darstellt.  Der  Tod  oder  die  Körperverletzung  eines 
Menschen  sind  hier«  wie  im  Haftpflichtgesetze,  die  Erscheinungs- 
formen des  Unfalls;  nur  «körperliche  Unfälle',  wie  die  Policen 
der  privaten  Unfallversicherung  zu  s^en  pflegen^*),  oder,  wie 
mir  passender  erscheint,  nur  körpersch'ädigende  Ereignisse 
kommen  hier  in  Betracht. 
^K  Ks  ergibt  sich  daraus  sofort,  dass  alle  Ereignisse,  welche 
^H^e  Vermittlung  einer  Tödtung  oder  Ki5rperverletzung  materiellen 
^PRnaden  verursachen,  aus  dem  Begriff  des  Unfalls  auszuschliessen 
sind.  Ereignisse,  welche  den  Betrieb  stören  oder  unterbrechen 
und  dadurch  dem  Unternchraer  oder  auch  den  Arbeitern,  welche 
erwerbslos  werden,  den  grösstcn  Schaden  verursachen,  sind  doch 
ab  solche  keine  Betriebt* Unfälle,  für  welcl(e  der  versicherte  Unter- 
nehmer"*) oder  seine  Arbeiter  eine  Entschädigung  zu  verlangen 
berechtigt  wären.  Denn  nicht  „Unlalle  des  Betriebes*,  sondern 
»Unfälle  von  Menschen  beim  Betriebe"  bilden  den  Gegenstand 
der  gesetzlichen  Fürsorge*').  Ebenso  ist  treffend  bereits  von 
anderer  Seite  ")  hervorgehoben  worden,  dass  Sachbeschädigungen, 
Streiche  die  versicherten  Personen  z.  6.  an  ihren  Kleidern  durch 
ein   betriebswidriges  Ereigniss  erleiden,   auf  Grund   der  Unfall- 

'*)  HoifEOötH:    Der  Begriff  dea  Unfalls   (accidcnt)   in  der  sogen,  ün- 

IAillvenicherung.  Ztiriclier  aianUwiaseDBcbafttiche  Dissertation,  welche  ledig* 
bch  auf  die  private  UnfallTersicliernng  bezüglich  ist  (1885). 
I  »•)  8.  oben  Note  9. 

I  *>)  Arb.Vg.  (Arbeiter-Versorgung)  Itl,  8.  78:  .nach  Zweibrücken.* 

")  y.  Wöim:«:  Comnienlar  tarn  ünf.G.   3.  Aafl.  (1887),S,  108.   Com- 
I      mentar  zam  landw.  O.  (1886),  8.  88. 
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Versicherung  nicht  enUcliädigl  werden  können.  Dass  hiernach 
der  Begriff  des  Unfalls  speciell  im  Sinne  des  See-Unf.G,  ein 
engerer  JHi,  aU  im  Sinne  des  «Gesetzes  betr.  die  Untersuchung 
von  Seeiiniallen  vom  27.  Juli  1877",  geht  aus  den  Beetimmungen 
des  letzteren  zur  Genüge  hervor*'). 

Nun  fallen  allerdings  nicht  alle  Eingriffe  in  die  körperlichi' 
Integrität  eines  Menschen,  von  anderen  Voraussetzungen  ztmächtt 
abgesehen,  in  den  Ralinien  der  Unfallslast  und  verpflichten  die 
Tr&ger  dersellten  zu  pecnniaren  Leistungen,  sondern  nur  solche, 
welche  wirthschaftlicbe  Nachtheile  von  bestimmter  Schwere  im 
Gefolge  haben.  Insbesondere  werden  bei  Körperverletzungen  die 
in  den  ersten  13  Wochen  nachKinfchtt  des  Unfalls  (sogen.  Carenz- 
aeit)  entstehenden  Kosten  des  Heilverfahrens  sowie  die  itlr  die 
gleiche  Dauer  der  Erwcrbäunfähigkeit  zu  leistenden  Kentcnzahluagen 
von  den  nach  dem  Ueicbsgesetz  vom  15.  Juni  1888  geordneten 
Organen  der  Krankenversicherung  getragen  '*).  Nichtädeatowe&ign- 
wäre  es  verf'(?}ill,  eine  Beziehung  auf  diese  wirthschafUichen  Fnlgeo 
des  kürperschüdigenden  Eingriffes,  welche  allerdings  eine  weitere 
Yorausäetzuug  des  aus  der  Unialt  Versicherung  entspringenden  As- 
spruchs  bilden,  in  den  Begriff  des  Unfalls  oder  Betriebnmfall«^ 
selbst  aufzunehmen.  Die  Gesetze  lassen  auch  keinen  Zweifel  dtr- 
Uber.  das  die  «auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  entschädigenden  Co- 
falle'  '*)nur  ein©  Artder  ,in  den  Betrieben  vorgekommenen'  Über- 
haupt bilden,  und  dem  entsprechend  beziehen  sich  auch  andere, 
durch  die  Unfallversicherungsgesetze  begründete  Pflichten,  welche 
neben  der  KntscbUdigungspHicht  ihre  selbstsiündige  Bedentuog 
beanspruchen,  ohne  Rücksicht  auf  den  Eintritt  der  letzteren  otI" 
alle  körperschädigendeu  Betriebsuni^lJe.  So  ergreift  die  PBichtaur 


")  Z.  B.  S  3:  Dm  Seeamt  ist  verpflichtet,  die  UntersDchang  »ot« 
nehmen,  1.  wenn  bei  dem  Unfälle  entweder  Monacbenleben  verloren  gf- 
gaugen,  oder  ein  ScbifT  gesunken  oder  aufgegeben  ist. 

"**)  %  5,  Abs.  2  Unr.O.,  verglichea  alKr  mit  Ab«.  9,  10. 

")  5  28,  Ab«.  5  ünf.O. 
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ünfallsnieldung.  welche  dem  BetTiebsunternehmer  auferlegt  ist  **) 
und  iiitht  bloss  als  Vorbereiten gshandlxuig  l'Or  die  ünfallent- 
schüdigung,  »ondem  auch  sni  anderen  Zwecken,  z.  B.  seu  denen 
der  Unfall  Statistik  in  Betracht  kommt '^,  schon  jede  in  einem 
versicherten  Betriebe  vorkommende  Körperverletzung,  welche 
wenigstens  eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als  drei  Tagen  zur 
Folge  liat,  und  die  unfallvcrh  Utende  Thätigkeit  der  Versiche- 
rungsorgane, auf  welche  mit  Recht  der  Gesetzgeber  neben  der 
ÜnfaUent^chödigung  einen  so  hohen  Werth  gelegt  hat'*),  ist  an- 
erkanntermassen ")  eine  Pflicht  derselben,  weiche  .hinsichtlich 
aller  UniUUe  ohne  Ausnahme"  begründet  i^t. 

n.  Wenn  im  Vorangegangenen  Tod  und  Körperverletzung 
eines  Menschen  zuuächät  ganz  allgemein  als  Erscheinungsformen 
des  Unfalls  bezeichnet  worden  sind,  so  ist  dies  im  Weiteren  da- 
hin genHuer  zu  bestimmen,  dass  der  Unfall  die  Ursache,  Tod 
oder  Körperverletzung  eines  Menschen  aber  die  Folge  des  Un- 
faUs  ist'").  Die  Auffassung  des  Gesetzes  tritt  nach  dieser  Rich- 
tung an  den  verBchiedenst«n  Stellen  klar  und  deutlich  zu  Tage. 
,Von  jedem  in  einem  versiclierten  Betriebe  vorkommenden  Un- 
fall, durch  welchen  eine  in  demselben  beschättigte  Person  ge- 


■•)  S  51  Unf.G. 

■')  Slenogr.  Der.,  5.  Ug.-Per.,  4.  Sees.  1884.  3.  Bd.  Änlsge  Nr. 4,  S.  82. 

")  A.  a.  0.  (Not«  27).  S.  68,  86. 

**)  A.  N.  (Amtliche  Nachrichten  dea  Reichs-Versichentngs&mts),  H, 
6.  119. 

*")  Der  wirth  sc  haftliche  Schaden,  welcher  die  ttoraiitelbare  Grand- 
lage ätB  VersicherUDgs-ADSpruchH  bildet:  der  Verlost  des  Emälirere,  die 
Erwerbranrihigkeit,  die  AufweDdniigen  zum  Zwecke  der  HellnnK,  sind 
dann  wieder  Folgen  von  Tod  oder  Körperverletzung,  tüeo  mittelbare  Tolgen 
des  Unrollti.  Das  erstere  tritt  in  $  5,  Ab».  1  Unr.O.  hervor;  ^.Gegenstand 
der  Verflioherung  ist  der  nach  Ka5&gabe  der  nachfolgenden  ßesliromungen 
EU  beniessende  Ersatz  des  -Schadens,  welcher  durch  Sorperverlettung  oder 
Todtang  eulatebt"*,  das  letztere  in  5  1,  Abc.  I:  ,vAlle —  werden  gegen  die 
Folgen  d«r  bei  dem  Betriebe  sich  ereignenden  Unfllle  nach  Massgabe  der 
Beattmmungen  dieaeo  Gesetzes  versichert.'^ 
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tödtet  wird,  oder  eine  Körpenrerletzung  erleidet  u.  s.  w.,  ist  tob 
dem  Betriebsunternehmer  Anzeige  zu  erstatten'  (§  51,  khs.  1 
TJnf.G.).  „Jeder  zur  Anzeige  gelangte  Unfall,  durchweichen 
eine  versicherte  Person  getödtet  ist,  oder  eine  Körperverletznug 
erlitten  bat  u.  s.  w.,  ist  einer  Untersuchung  zu  unterziehen* 
(ä$  53  Unf.G.)**).  Tod  und  Körperverletzung  also  sind  die  Folgen 
eines  äusseren  Thatbestandes,  dessen  Einwirkung  auf  den  Mensrhen 
dieselben  verursacht.  Dieser  Satz  erhält  seine  nähere  Bestimmung 
durch  folgende  Aufstellungen: 

1)  Der  Tod  oder  die  Körperverletzung  eines  Menschen. 
welche  ohne  Einwirkung  von  aussen  lediglich  durch  pathologiücb« 
Vorzüge  im  Innern  des  menschlichen  Organismus  herbcigefQbrt 
werden,  können  nicht  die  Grundlage  eines  EntscbädiguDg»* 
anspruches  aus  der  Unfallversicherung  bilden,  auch  wenn  sie  b« 
Gelegenheit  des  Betriebes,  zur  Zeit  desselben  und  am  Ort  der 
Betriebsstätte  eingetreten  sind.  Es  bedarf  bei  ihnen  nicht  ent 
des  Beweises^  dass  sie  keiue  Betriebsunfälle  sind;  sie  eind  in 
Sinne  der  speciellen  Beziehungen  unserer  Gesetze,  welche  sich 
scharf  vom  Sprachgebrauche  des  gewöhnlichen  Lebens  abheben, 
Uberhiiupt  keine  Unfälle.  Beispiele  bieten  der  Tod  eine»  Arbeiter». 
welclier  an  einem  Herzfehler  gelitten  hatte  und  ohne  besonder 
Veranlassung")  während  des  Betriebes  plötzlich  gestorben  war, 
ein  ebenso  eingetretener  Tod  durch  Gehirnschlag,  eine  rein  patho- 
logische, nicht  traumatische  Lungenblutung,  ein  Leistenbruch, 
welcher  ohne  weitere  Einwirkung  von  aussen  bei  präformirtem 
Bauchsacke  hervoi^etreten  war^'). 


*')  Man  vergleichQ  ferner  etwa  noch  %  57;  vt^te  Feilatellung'  der  Ent- 
BcbadJgungen  für  die  durch  Unfall  verletzten  Versicherten  und  f&f  lÜc 
Hinterbliebenen  der  darch  UnfaU  getJ^dtcten  Vemicbertcn  erfolgt  a.  «.w.*, 
S  58:  ,,Siad  Tcraichortc  Personen  in  Folge  des  Unfalls  gctodtet'^  q.  k.  n 

")  „B«>m  Ti*agen  einer  nicht  (Ibermaisig  schweren  Last."  A.N.  BI. 
S.  262^  Nr.  2H.     Vgl.  dazu  noch  unten  Note  140. 

**)  l^ine  Ziisammenatellung  der  Qesichtspunkte  fUr  die  Frage,  ob  aod 


2)  Tod  und  Körperverletzung  sind  begrifflich  und  logisch 
nicht  Belbnt  der  Unfall,  sondern  Folgen  desselben.  Es  muss  diese 
aus  den  klaren  Worten  des  Gesetzes  entnommene  und  für  weitere 
Schlussfolgeruugen  wichtige  Thatsache  gegenüber  einer  entgegen- 
gesetzten Meinung  aufrecht  erbalten  werden,  welche  sowohl  fUr 
das  in  diesem  Punkte  auf  gleichem  Boden  stehende  Haitpflicht- 
gesetat,  als  auch  bereits  für  die  Unfallversicherung  vertreten 
worden  ist.  Insbesondere  ist  es  der  eingehendste  Comnientator 
des  erstgedachten  Gesetzes,  Egeb,  welcher  die  Ansicht  begründet, 
dasfl  .unter  Unfall  die  bei  dem  Betriebe  geschehene  Verletzung 
oder  Tßdtuug  zu  verstehen  ist*  '*),  und  ebenso  hat  das  R.V.A. 
(Reichs- Versicherungsamt)  in  einer  Recursentacheidung  betont, 
das»  „unter  Umständen"  (welche:  ist  utcht  angegeben)  .auch  die 
erlittene  Eürpervcrletzung  selbst  als  der  vom  Gesetz  bezeichnete 
Unfall  anzusehen  sei* '°).  Allein  in  beiden  Fällen  ist  diese 
Meinung  nur  das  Resultat  einer  nicht  erschöpfenden  alternativen 
Fi^cstellung.  Egeb  fragt:  „Was  ist  unter  Unfall  zu  verstehen? 
Das  Betriebsereigniss,  welches  die  Kfirporverletzung  herbei- 
geführt hat  oder  die  Körperverletzung  selbst?"  *")  Mit  höchst 
zutreffenden  Gründen  stellt  er  dann  fest,  dass  das  Betriebsereig- 


inwieweil  die  EnüiU-hiing  rioeti  Brachschadeos  aU  Bctriebsanfal]  angesehen 

»werden  könne^  ist  auten  Note  147  gtgeben. 
**)  Euer,  CommeoUr  tum  KeichshaflpUichtgeietz.  3.  Aofl.  (1886), 
B.  114  f.  Gleicher  Ansicht  auch  Endeiu-vk,  Commentar.  3.  AuU.  (1885), 
6.  53,  Tgl.  aber  doch  S.  96,  132. 
")  A.  K.  II,  S.  274,  Nr.  280.  -  Daa»  die  vom  R.V.A.  in  Bezug  ge- 
notnmenen  Stelleo,  $  1,  Abs.  1  uod  $  5,  Abs.  I  Unf.G.,  nichts  Kr  ieioe 
Meinung,  sundern  vielmehr  die  Cauealreihe:  „Dofall  —  Tod  oderKürper- 
verletzang  —  wirthBcha/llicher  Schaden*  ergeben,  geht  aue  dem  oben 
Note  30  Bemerkten  hervor. 

'*)  EuEH  fügt  S.  114  noch  hinzn:  „oder  endlich  der  dadnrch  (d.  b. 
durch  die  Körperverletzoug)  entstandene  Schaden  7**^  Diese  Annahme  wird 
von  ihm  kurz  zuriickgewiesea,  weil  der  Schaden  nur  eine  causale  Folge 
der  Körperverletzung  und  aus  dieser  hergeleitet  sei.  Vgl.  auch  üben  bei 
Not«  25  ff. 
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aisa  in  §  1  de«)  UaftpflicbtgeBetzos'')  unter  «Unfall'  rncht  ge- 
meint soin  kann.  Er  weist  darauf  hin,  dass  dieses  Eret^üss 
durchaus  nicht  immer,  wie  allerdings  in  den  Fällen  einer  Ent- 
gleisung oder  Explosion,  sich  als  ein  Betriebsunfall,  eine  Betriebe- 
störung  oder  auch  nur  eine  Unregelmässigkeit  dos  Betiiebei 
darzustellen  braucht,  und  hebt  mit  Recht  die  verschiedene  Cau- 
salitätebeziehung  hervor,  welche  sich  im  Hinblick  auf  die.  eine 
Entschädigung  ausächb'ossonden,  Gründe  der  höheren  Gewalt  und 
des  eigenen  Verächuldens  fUr  jenes  Betriebt<oreigms8  und  die 
damit  in  Verbindung  stehende  Eörperscfaädigung  ergehen  kinn. 
Auch  das  R.V.A.  stellt  der  erlittenen  Körperverletzung  «dai 
Vorhandensein  eines  ausserordentlichen ,  den  Betrieh  störend«» 
Ereignisses"  gegenüber.  Beide  ziehen  dann  gleichmässig  den 
Schluss,  dass,  wenn  das  BetriehseroignisH  der  Unfall  nicht  s«io 
könne,  dieser  in  dem  eingetretenen  Tode  oder  der  Körperver^ 
letzung  KU  liudeu  sei. 

Allein  die  Wahrheit,  welche  ein  mit  der  ausgesprochenes 
Auffassung  unserer  Gesetze  vereinbares  und  fiir  alle  Fälle  an- 
wendbares Resultat  ergibt,  liegt  hier  in  der  That  in  der  Mitte 
zwischen  jener  Alternative.  Nicht  der  äussere  Thatbestand, 
welcher  auf  einen  Menschen  köi-perüch  einwirkt,  aber  auch  nicht 
der  Tod  oder  die  Körperverletzung,  welche  durch  diese  Einwirkung 
verursacht  werden,  sondern  das  Ereigniss  der  Einwirkung  selbst 
ist  der  Unfall.  Nicht  die  Explosion  oder  Entgleisung,  nicht  dar 
Fall  auf  dem  glatten  Boden  der  Zuckerfabrik,  welcher  vielleicht 
hundertmal  ohne  Einwirkung  geblieben  ist  "*),  noch  viel  weniger 
jene  betriebi^emässeu  Thatbestande,  welche  in  besonderen  FSMcn 
Unglück  hervorrufen,  z.  B.  die  Bearbeitung  giftiger  Stoffe,  welche 


•*3  Den  5  1  *!«■  Haftpflicht-G.  s.  oben  Note  17.  Ausserdem  nocl» 
§  4  ebunda  und  bvsondprR  §  8:  .,Die  Forderungen  auf  SchadeuaensU 
▼ci'jahren  in  zwei  Jahren  vom  Tage  des  Unfalla  ttn." 

•*)  Vgl.  den  der  Recura-Entacheidung  A.  N.  III,  8.  147,  Kr.  354  n 
Grunde  liegenden  Fall. 


t 
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durch  eine  Wionde  in  den  Körper  emdringeu  **},  das  Heben  einer 
schweren  Lnst,  welches  einen  Bruch  heraustreten  lüsst^^),  die 
Glühhitze  des  Kesselofens,  welche  einen  Schlaganfall  herbeiführt: 
alle  diese  TUatbestände  sind,  wie  auch  Eobh  treffend  hervor- 
hebt, nicht  selbst  die  UnfUIJe,  welche  das  Gesetz  im  Auge  hat; 
der  Unfall  hegt  vielmehr  darin,  dass  jene  Thatbcständc  im  con- 
creten  Falle  eine  schädigende  Einwirkung  auf  den  menschlichen 
Kftrper  geUbt  haben.  Mag  es  auch  oft  schwer  sein,  sicli  einen 
gewissen  abnormen  Thatbestand  ohne  diese  schädigende  Einwirkung 
zu  denken,  z.  B.  das  Herabsttlrzeu  eines  Menschen  von  einem 
hohen  Gerüst,  das  Hineingerathen  zwischen  die  Puffer  zweier 
Eisen  bahn  Waggons:  für  die  logische  Würdigung  und  das  praktische 
Bedürfüiss  unserer  Gosctzesaiislogung  ist  nicht  die  Idcntificirung 
vom  Tbatbestand  und  schädigender  Einwirkung,  sondern  ihre 
Isoliruttg  und  Einzelbetrachtung  erforderlich.  Dasselbe  aber  muss 
auch  andererseits  im  Verhaltniss  der  schädigenden  Einwirkung 
zu  ihren  Folgen  gelten.  Auch  hier  darf  die  Thatsache,  dass 
man  erst  aus  dem  erfolgten  Tode  oder  der  eingetretenen  Körper- 
verletzung die  geschehene  widrige  Einwirkung  erkennen  kann***), 
^  begriffliche  Trennung  beider  nicht  hindern,  und  wenn  das 
praktische  Leben  uns  einerseits  Fälle  zeigt,  in  denen  im  Momente 
der  Einwirkung  auch  schon  die  vollendete  Folge,  der  Tod  oder 
eine  in  sich  abgeschlossene  Körperverletzung  eines  Menschen, 
gegeben  ist,  so  steht  diesen  andererseits  die  mindestens  ebenso 
grosse  Zahl  von  Vorkommnissen  gegenüber,   in  welchen  der  Tod 


I 


■*>  A.  N.  III,  S.  147,  Nr.  358.    Vgl.  antcn  Note  42  a. 

**)  Der  Fall,  welcher  der  oben  Note  35  clUrten  EntBcbeidung  £u 
Grande  liegt. 

*•*•)  A\u  diesem  Zusammenhange,  welcher  die  schädigende  Einwirkung 
in  Ge«ta]t  ihrer  Folgen  zu  Tage  treten  Ittesi,  rechtlerligt  sich  der  Sprach- 
gebrauch  de*  GeaeUes:  „von  einem  Unfftll  betroifen  werden"  (S  8, 
Ab».  1  UnfX}.)  und  „einen  Unfall  erleidcn^^  (§  1,  Abs.  1,  2,  §  8  Beam- 
len-DnCü.,  §  3,  Abs.  I  SeeUnf.-ü.),  im  Vergleich  mit  g  51,  Aha.  1,  §  53 
UnCG, :  „eine  Körperverletzung  durch  Untall  erleiden.''* 
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als  letzter  Punkt  einer  Entwicklung  such  zeitlich  Beiner  Cr 
dem  körperlichen  EingrifiTe,  nachfolgt,  oder  in  denen  wenigateu 
von  dem  Momente  des  Unfalls  an  ein  zunehmendes  Fortschreiten 
des  körperlichen  Schadens  stattfindet*').  Verbietet  schon  hier 
die  praktische  Anschauung  des  Lebens,  den  Unfall  mit  dem  sich 
zeitlich  hinter  ihm  entwickelnden  und  vollendenden  Schaden  an 
Leib  und  Leben  zu  identiüciren,  so  tritt  dies  am  unanfechtbarsten 
in  Fällen  hervor,  wo  die  Einwirkung  zunächst  nur  eine  psychische, 
pathologisch -anatomisch  in  keiner  Weise  nachweisbare  ist,  wie 
Schreck  oder  Aufregung,  und  erst  später,  aber  in  feststellbarem 
Causalzusammenhangc,  ein  Krankhcitszustand  oder  gar  der  Tod 
des  Menschen  eintritt.  In  solchem  Falle  die  Identität  von  Un- 
fall und  Tödtuug  oder  Körperverletzung  dadurch  aufrecht  m 
erhalten,  dass  man  den  Schreck  oder  die  Aufregung  selbst  »i» 
Körperverk'tzuug  hinstellt^'),  würde  kaum  als  eine  sachgemSsM 
Lösung  der  Schwierigkeit  bezeidmet  werden  können. 

In  der  That  drängt  sich  auch  bei  Eöfr  wie  beim  R.V_A. 
die  richtige  Auffassung  von  selbst  in  den  Vordergrund.  Im  Zu- 
sammenhange seiner  Erörterungen  sagt  der  Erstere  z.  6.:  ,Der 
Unfall  besteht  in  der  Beziehung,  in  welche  dieselben  (d.  h.  di« 
Functionen  des  Bahnbetnebes)  zu  der  Körperintegrität  eine» 
Menschen  getreten,,  in  der  Collision,  in  welche  sie  mit  dem 
Körper  irgend  eines  Menschen  gurathen  sind,  d.  h.  also  (?) 
der  Verletzung,  welche  letzterer  dadurch  erlitten  hat,"  und  eben 


*')  Hau  beachte  z.  B.  §  67,  Nr.  Ib  ünf.G.,  wo  Ton  einer  tofm»- 

«ichtlich  vorübergehenden  Krwerbiiinriihigkeit  die  Rede  ist;  deagl«ichen 
S  59^  Abfl.  2^  wo  es  sieb  um  die  Folgen  des  UofalU  handelt,  welche  «tu 
2  Jahre  nach  dem  Eintritt  desselben  bemerkbar  geworden  sind. 

"")  Daß  scheint  EflRR  ö.  Ö8  xu  wollen.  Da»  von  ihm  angeführte  EHk" 
des  Reich»- Über- Hand elsgerichts  vom  2.  Febrnar  1877  CEntscb.  Bd.  Sl, 
S.  412)  spricht  von  der  „psychischen  Einwirkung,  welche  den  Dn- 
fall  veranlasst  hat"  (6.  414),  was  mit  besonderer  Kticksicht  auf  $  H 
Hanpllicht^.  (s.  oben  Kote  8  und  EnsH  6.  570,  583  f.)  noch  wi-niger  Bei 
CiiU  verdienen  dllrfte. 
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sagt  er  zum  Schltisä,  die  Balm  habe  nachzuweisen,  „dass  die 
Kinwirkung  des  Ereignisses  höherer  Gewalt  —  auf  die  Person 
des  Klägers  nicht  abwendbar  war'  **•).  Auch  das  R.V.Ä.  hält 
in  anderer  Elecursentscheidung  die  Trennung  der  schadenbringen- 
den  Einwirkung  und  der  Körperverletzung,  sowie  deren  Causal- 
beziehung  aufrecht,  indem  es  als  Unfälle  «solche  körperliche 
Schädigungen"  bezeichnet,  welche  umnittelbar  oder  zeitlich  be- 
stimmt erkennbar  als  Folge  der  Einwirkung  von  giftigen 
oder  Kchädlichen  Stoffen  auftreten"  ****). 

3)  Muss  hiernach  daran  festgehalten  werden,  das»  Tod  und 
Körperverletzung  nicht  der  Unfall,  sondern  Folgen  des  Unfalls 
sind,  so  ergibt  sich,  dass  eine  nähere  Untersuchung  dessen,  was 
Körperverletzung  im  Sinne  unserer  Gesetze  ist,  ebenso  aber  die 
bedeutsamen  Fragen  Über  deu  Causalzusammenhang  zwischen 
einem  köq)erlichen  Schaden  und  einem  vorgekommenen  Unfall 
und  über  dessen  Unterbrechung  z.  B.  durch  eine  unabUüngig  von 
dem  Unfall  bestehende  oder  hinzugetretene  Krankheit*^)  oder 
ungeeignetes  Verhalten  des  Verletzten  während  des  Hcilungsver- 


*'*)  Vgl.  auch  EcKK  S.  69,  71 :  Ea  mu««  nachgewiesen  werden,  dase 
^die  Verlelzung  eine  Folg«  gerade  diese«  Betrieben nfalls  iit^. 

"t»)  A.  N.  Ili,  S.  147,  Nr.  352.  Am  entocbiedensten  ein  Erk.  des 
Schiedogerichts  zu  MtilhBueen  vom  9.  Juni  1386  (Arb.Vg.  111,  S.  2S4b): 
vAis  ein  Unfall  im  Sinne  des  Gesetze»  betrachtet  das  Gericht  die  den 
Körper  »cliadigcnde  Einwirkung  einer  im  Betriebe  vorgcncmmcnen  einzel- 
nen Handlung''''  nnd  epfttcr:  .,,Ucr  Unfall  sei  hier  darin  zu  ßnden:  dass  in 
Folge  Dngenbgens  seiner  KrÄfte  oder  seiner  Gewandtheit  durch  da«  lieben 
ond  Bewegen  dea  Ballens  eine  Ueberanstr engung  des  einen  dabei  be- 
tiieiligten  Organea,  des  Herzena^  stattgefunden  habe,  welche  letzteres  — 
nicht  aushallen  konnte  und  nicht  aushielW  Ucber  das  aus  anderem  Grunde 
nicht  zu  billigende  Kesultat  dieser  Entscheidung  8.  unten  Note  54. 

")  Vgl.  I.  B.  A.  N.  m.  S.  151,  Nr  358.  Beinbruch  durch  Unfall 
and  daneben  beistebendes  Lungecleidt-ti,  «ine  Vereinigung,  welche  den  Tod 
herbeifuhrL  —  Anders  steht  es  mit  der  Frage  ^  ob  ein  Betriebsunfall  be* 
stehen  kann,  wenn  eine  vorlmudtnie  Krankheit  oder  krankhafte  Anlage 
die  körpereeb&digende  Kinwirkung  erst  ermöglicht«,  üebt-r  diese  Frage 
Tgl.  den  2.  Abschnitt  III,  Kr.  3. 
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fahrene*')  über  die  Erörterung  des  UnfallbegrLffes  hinausgehen 
und  daher  hier,  trota  ihrer  Wichtigkeit  ftlr  den  geltend  n 
machenden  Anspruch  aus  der  Unfall veräichomng,  nicht  behandelt 
werden  können. 

UI.  Wie  schon  aus  den  vorangegangenen  Erörterungen  und 
Beispielen  zu  entnehmen  sein  dQrfte*  kann  der  äussere  That- 
besiand,  dessen  8cba<len bringende  Einwirkung  den  Unfall  dar- 
stellt, von  der  verschiedensten  Art  sein.  Der  Begriff  des  ünfalh 
ab  solcher  kann  aus  der  Verschieden  artigkeit  jenes  Tliatbeslaniles 
eine  Determination  überhaupt  nicht  entnehmen.  Nur  ttlr  dea 
Begrifl  des  Betriebsunfalls  ist  die  Art  jenes  Thatbestandes,  irie 
sich  im  zweiten  Abschnitt  ergeben  wird,  insofern  von  Bedeutung, 
ftl»  sie  bei  der  Beantwortung  der  Frage,  ob  ein  Mensch  der  Ein- 
wirkung eines  bestimmten  Thatbestandes  durch  seine  BeschäftiguDg; 
den  Betrieb,  dem  er  angehört,  besonders  ausgesetzt  gewesen  lA 
naturgemäss  ihre  Rolle  spielt.  Hier  kann  es  sich  nur  darum 
handeln,  zugleich  zur  Vorbereitung  der  folgenden,  mit  ]traktiscbem 
Matehal  erhebUcU  operirenden,  Partieen  dieses  Aufsatzes«  dii 
wichtigsten  Arten  der  Thatbestände »  von  denen  eine  körper« 
schädigende  Einwirkung  auszugehen  pHegt,  zusammenzusiellen. 
Hierhin  gehören: 

1)  Betriehsstörende  oder  doch  betriebswidrige  Elreignifan, 
solche,  welche  den  regelmässigen  Gang  des  Betriebes  unterbrechen 
und  etwa,  wie  die  orsteren,  auf  den  Fortgang  desselben  störend 
einwirken.  Diese  betriehsstörenden  Ereignisse,  z.  B.  eine  Kessel- 
explosion, der  Einsturz  eines  Gerüstes,  die  Entgleisung  einei 
Bahiizuges  sind  es,  welche  man  in  veränderter  Bedeutung  dea 
Wortes  als  „BetriebsunfaUe*,  d.  h.  als  UnTdlle  des  Betriebes, 
welche  eine  scl^^digende  Einwirkung  auf  den  Betrieb  ausüben, 
bezeichnen  kann.  Dass  dagegen  der  Unfall,  auch  der  Betriebs- 
unfall in  unserem  Sinne,  als  die  einen  Menschen  schädigende 


**)  8.  den  Fall  in  A.  N.  III,  S.  273,  Nr.  227. 
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Binwirkung  eine  solche  BeiriebsslÖruug  nicht  nothwendig  vorauH- 
setzt.  ist  bereits  oben  (I,  Nr.  2)  besonders  hervorgehoben  worden. 

I  Als  Beispiel  eines  befcriebßwidrigen,  d.  h.  bei  regelmässigem  Ver- 
laufe des  Betriebes  nicht  vorkommenden,  aber  auch  den  Fortgang 
desselben  nicht  weiter  störenden  EreigniHses  erwähne  ich  aua  den 
Gründen  *S)  von  Ä.  N.  III,  S.  147.  Nr.  3f)2  den  plötzlichen  Aus- 

^tritt  TOD   Ghlorgasen^    deren    Einathmung    eine    Zerstörung    der 

iLongengewebe  des  Arbeiters  veranlasst. 

2)  Entsprechend  den  obigen  Bemerlcungen  stehen  den  be- 
fcriebssiörenden,  oder  auch  nur  betriebswidrigen  Ereignissen  be- 
trieb^mässe  Zustände  oder  Handlungen  der  versicherten  Personen 
gegenüber,  welche  im  einzelnen  Falle  in  Verbindung  mit  be* 
sonderen  Umständen  eine  kürperscbädigende  Einwirkung  hervor- 
bringen. Es  gehören  hierher  die  häufigen  Fälle,  wo  das  durch 
Sea  Betrieb  veranlasste  Heben  einer  zu  schweren  Last  einen 
Bruch,  eine  Lungenblutung  oder  eine  sonstige  Körperverletzung 
bewirkt  (A.N.  11.  S.  274,  Nr.  230;  IV,  S.  84,  Nr.  468;  Arb.Vg. 
in,  S.  284;  IV,  S.  178).  der  Aufenthalt  beim  Schmelzofen,  de^ssen 
Hitze  sich    momentan   als   für    den  Körper    unerträglich  erweist 

lA.  N.  111,  S.  355,  Nr.  422),  die  regelmässige  Bearbeitung  von 
Stoffen,  welche  entweder  an  sich  dem  Körper  schädlich  sind  und 
im  Pin-zelnen  Falle  ihren  Weg  in  denselben  finden*®)  oder  doch 
ausnahmsweise  andere  solche  schadenbringende  Stoffe  mit  sich 
fahren"). 


^P  *^  tfit  dieser  und  äea  unraitt«)l)&r    folgfenden  Anrillirungen  ans  der 

Praxi«  Aoll  nnr  gesagt  sein^  dasa  zur  Hf^rvorhebiin^  des  betrefTendeo  That* 
bestandefi  jener  praktische  Fall  Veranloaeang  gibt,  dagegen  weder:  dasa 
derselbe  genan   mit  dem    hier  angeführten   Thatbestande  übereinstimmt, 

■  noch  anch  :  da«6  die  getroH'pne  Entacheidung  uobedingt  gebilligt  wird. 
**)  A.  N.  III.  S.  147,    Nr.  852:    Blutvergirturig   ia    Folge    de«    Ein- 
dringens von  Phosphor  in  eine  Wnnde. 

")  A.  N.  III,  S.  251.  Nr.  213:  Tod  des  Arbeilera  in  einer  Rossbaar- 
apinnerei  durch  tfilzbrand,  welcher  durch  (>ie  Bearbeitung  von  Haaren 
mil&brandttr&nker  Tliicre  and  plötzliche»  Eindringen  dea  Atfateckangastoffee 
in  den  Körper  entstanden  war. 
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3)  Unglückliche  Situationsveründeniugeu  des  meuHcklichea 
Kdrpers,  z.  B.  Fehltritt  und  HinfaUen  (z.  B.  A.N.  111,  S.  134, 
Nr.  324  neben  vieleu  anderen),  eine  anomale  Berührung  mit  deo 
Maschinen,  den  Werk2eugeu  oder  dem  Ärbeitsmatenol  {%.  B.  A.X. 
m.  S.  8,  Nr.  246)  und  Aohnhches. 

4)  Elementare  Ereignisse  oder  Zustände,  welche  an  sieb 
nicht  durch  den  Betrieh  her  beige  filhrt  sind,  aber  eine  Person  in 
Fol^e  ihrer  Beschäftigimg  im  Betriebe  treffen,  »Is:  Blitzschlag, 
welcher  einen  Dachdecker  triffi  (A.  N.  lU.  S.  132,  Nr.  ^17),  der 
Sonnenbrand,  welcher  bei  einem  Arbeiter  auf  dem  Zimmerplah 
Hitzschlag  hen-orbringt  (Arb.Vg.  IV,  S.  12»  177;  A.  N, 
S.  177,  Nr.  481)  u.  a.  m. 

5)  Endlich  selbst  Handlungen  dritter,  sogar  ausserhalb 
Betriebes  stehender  Peraonen.  welche  uumittelbar  auf  den  Kör]»er 
eines  im  Betriebe  Thütigen  einwirken.  Einen  interessanten  Fall 
der  Art  enthält  die  Rec.-Ent«ch.  A.  N.  IV,  S.  69,  Nr.  454,  wo 
der  Nachtwächter  auf  einer  Zeche  bei  der  Verfolgung  von  Dieben. 
welche  in  die  Bwtriebsstätte  eingedrungen  waren,  durch  ein 
Steinwurf  am  Äuge  verletzt  wurde. 

IV.  Während  hiernach  der  äussere  Thatbestand,  dessen  körji 
schUdigcude  Einwirkung  den  Unfall  bildet  keine  nähere  Pr&di^ 
ciruug  gestattet,  bedürfen  dagegen  gewisse  Eigenschaften  dieser 
Einwirkung  selbst  einer  genaueren  Feststellung.  Allerdings  ist 
es,  wie  bereits  aus  dem  Obigen  hervorgeht,  flir  den  Begriff  d« 
Unfalls  gleichviel,  in  welcher  Art  und  Weise  sich  jene  Einwirkung 
auf  den  Menschen  vollzieht.  Es  ist  bereits  davon  die  Hede  ge- 
wesen, dass  selbst  eine  rein  psychische  Einwirkung,  wie  Schreck 
oder  Aufregung,   den  Begriff  des  Unfalls  erfüllen   kann*'),  und 


*•)  S.  oben  bei  Note  42.  Man  bemerke  folgende  Fälle:  Ein  Arbeiter 
war  mit  seinem  Arm  der  Kurbel  einer  llaflchine  su  nahe  gekommen,  dus 
dieselbe  die  Kleidnng  des  ArbeitrrB  Eerriss,  ihn  eelbst  aber  nur  anuerk- 
lich  Btreirte.  Kur^e  Zeic  darauf  bekam  der  Arbeiter  anter  UmsUiidea 
einen  Schlaganfall,  welche  oacb  dem  Outachten  der  AerEte  eisen  Caiutl- 
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auch  die  somatische  Einwirkung  auf  einen  Menschen  kann  man, 
ohne  dafiR  die«  hegrifilich  einen  unterschied  macht,  in  eine  rein 
mechanische,  äussere,  und  eine  mehr  dynamische,  innere,  unter- 
scheiden, indem  hei  der  ersteren  eine  direkte  Verletzung  der 
äusseren  Körperhesohaffenheit,  eine  Verwundung,  ein  Bein-  oder 
Armbruch,  hei  der  letzteren  aber  eine  Ueberleitung  der  Ein- 
wirkung durch  Muskeln,  Nerven  oder  Bhitbahneu  auf  innere 
Organe,  wie  z.  B.  bei  einem  Bruchschaden,  einer  Lungenblutnng, 
einem  Herz-  oder  Gehirnschlage  stattfindet. 

Dagegen  ist  die  zeitliche  Beziehung  der  Einwirkung  für  den 
Begriff  des  Unfalls  von  au  sscli  laggebend  er  Bedeutung.  Schon 
der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  legt  in  den  ^Un-fall"  die  Idee 
des  Plötzlichen,  Momentanen  hinein,  und  auch  unsere  Gesetze 
lassen  die  gleiche  Anschauung  schon  aus  der  Thatsache  erkennen, 
dMfl  sie  in  einer  grossen  Reihe  von  Normen  den  .Unfall'  als 
einen  gewissen,  auch  den  Lauf  oder  doch  die  Berechnung  einer 
Frist  bestimmenden  Zeitmoment  behandeln*').  Auch  das  R.V.A. 
hebt  das  „plötzlich  Wirkende"*^)  des  Unfalls,  die  «Entstehung 
der  Körperrerletzung  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte"  im  Gegen- 
satze zu  dem  «Endergebniss  der  eine  längere  Zeit  andauernden 
Einwirkung"  *^)  henror,  während  es  allerdings,  vielleicht  nur  in 
4er  WortfsASung,   zu  weit  zu  gehen  scheint,   wenn  es  von  dem 


zusamnienhaog  mit  dem  davongetragenen  Schrecken  begründet  erBcheinen 
liesieD.  (Arb.Vg.  III,  S.  196  Brientwilcn :  D.  in  J.).  Ferner:  Ein  Arbeiter 
war  in  unmittelharer  Nhhr  einer  PulverexplijHion  durch  Zufall  unverletit 
fteblieben.  Die  rtsdurch  Terursaohtc  Aufregung  führte  bei  dem  bisher 
gcialig  dorehaua  normalen  Menichen  Wahnvorstellungen  herbei,  welche 
ihn  6  Wochen  nach  der  Explosion  zum  Selbstmord  veranlusnlen.  (Schiedsg. 
Hamburg  In  Arb.Vg.  Ill,  8.  246). 

*•)  Z.  B.  S  5,  Abs.  2i  4,  9;  S  6,  Nr.  2a:  5  Ö  a.  E. ;  5  54,  Ab«.  1; 
5ä9,  69  a.  ».  Unf.O.  —  Dass  die  Fristberechnung  a  momento  ad  mo- 
meotam  zu  ge«chehen  hat,  soU  mit  den  Worten  des  Textes  nicht  behauptet 
werden. 

'•J  A.  N.  III,  S.  251,  Nr.  213. 

"J  A.  N.  lU,  8.  356,  Nr.  422. 
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Unfall  als  einem  «zeitlich  bestimmt  erkennbaren,  zeitlich  nach- 
weiubaren,  Hlr  den  ein  bestimmter  Zeitpunkt  zu  ermitteln  ist"  ^'), 
reglet.  Denn  schon  die  FeatRtellung,  dass  die  Einwirkung  eine 
plötzliche,  momentane,  in  einem  ^ewistnen  verhältnisamääbig  kuneii 
Zeitraum  (quudani,  nicht  eerto  momento)  beschlossen  d.  h.  ent- 
standen und  beendet  gewesen  sein  mufss,  genttgt,  um  einen  UnfJoll 
EU  cnnstatiren ,  während  die  genaue  Kenntniss ,  wann  diewr 
Moment  gewesen  ist,  fUr  den  Richter  nach  dieser  Uinäicht  jedeo- 
t'alld  ohne  Bedeutung  bleibt. 

Die  Betonung  des  , Plötzlichen"  im  Unfallsb^riffe  dient  aber 
vorzugsweise  ttir  die  Hervorhebung  eines  praktisch  höchst  wicii- 
tigeu  Gegensatzes,  diurb  welchen  der  Unfall  beaw.  Betriebsunfall 
der  Betriebskrankheit  entgegengestellt  wird.  Es  gibt  eine  ganw 
Reihe  von  Betrieben,  in  denen  die  Art  der  regelmässigen  Be- 
schäftigung durch  ihre  langdauemde  Einwirkimg  auf  den  meubch- 
liehen  Körper  eint'  allmäbliche  Afft«tion  desselben  hervorbringt, 
wi'lche  aus  dem  ßegrififu  des  Unfalls  lieraustritt.  Alis  hierher  ge- 
hörig kann  aus  der  Praxis  des  Reichshaftpflichtgesetzea  die  all- 
mähliche  Erblindung  eines  Maschinenheizers  in  Folge  der  aus  der 
Feuerbuxe  strömenden  Hitze  und  Flugasche  *•)  angeführt  wenlen, 
während  die  zu  den  Unfall versicheningsgesetzen  ergangenen  Eotr 
Scheidungen  z.  B.  auf  folgende  Fälle  hinweisen :  Phosphomekn]« 
als  die  Folge  einer  chronischen  Erkrankung  durch  anhaltende 
Einwirkung  von  Phosphordämpfen;  tremor  mercuhalis,  welcher 
im  Gefolge  einer  längeren  Beschäftigung  in  Quecksilber-Spiegd- 
beleganstalten  nicht  selten  als  Höhepunkt  der  chronischen  Queck- 
silbervergitbing  eintritt;  Bleivergiftung  durch  längere  Einwirkung 
des  Bleigiftea  in  Bleihütten  und  Bleiweissfabriken  (A.  N.  III,  S.  147, 


">  A.  N.  lU,  S.  147,  Nr.  352;  IV,  S.  85,  Nr.  468. 

^')  Siebe  d&s  bei  Eukh^  S.  67  anguttlhrle  ErkenntDioB  det  Stadler 
'  riehts  BrealftQ,  welche»  aber  irrig  damit  begritndet  wird,  does  unter  .,Da- 
fall  bei  dem  Betriebe"  atets  ein  den  regelmüasigea  Gang  dee  Betrieb« 
unterbrechendes,  abnormee  Ereignis«  xu  verstehen  sei. 


r.   362);   Kopfleiden   durch  langjShrige  Einwirkung   der  Hitze 
am   Schmelzofen  (A.  N.  IIl,  S.  350,  Nr.  422);   Herzerweiterung 

r durch  anhaltende  schwere  Arbeiten  (Arb.Vg.  111,  S.  284);  Sehnen- 
BcheidenentzUndimg  durch  fortgesetzte  ThUtigkeit  als  Bimser  beim 
Abschleifen  von  Kämmen  (Arb.Vg.  III,  S.  ;iU9);  endlich  allmäh- 
liche Entwicklung  eines  Bruches  durch  eine  Kette  kleinerer  oder 
grösserer  Anstrengungen  (A.  N.  IV,  S.  85).  Auch  das  Khma- 
fieber,  welchem  versicherte  Seeleute  in  heisscn  Gegenden  unter- 
liegen, ist,  wie  auch  die  Materialien  bestätigen,  mit  den  Gewerba- 
rkheiten  auf  ein  Stul'e  zu  stellen  ***^''). 
Manche  Fälle  bieten  nun  dadurch  Schwierigkeiten  und  ein 
aem  .Unfall'  sich  näherndes  Gepräge,  das»  in  ihnen  die  als 
Gewerbskrankheit  zu  bezeichnende  Aft'ectiou  des  Körpers  den 
Arbeiter  vorerst  in  seinem  Berufe  nicht  hindert,  bis  plötzlich 
durch  eine  äussere  Einwirkung  einer  iener  schädigenden  Be- 
triebshandlungen eine  sprunghafte  anatomische  Veränderung  des 
erkrankten  Organes  eintritt,  welche  Arbeitsunfähigkeit  oder  gar 
den  Tod  ziu-  Folge  hat.  So  z.  B.,  um  an  die  obigen  Falle  an- 
zuknüpfen, wenn  bei  vorhandener,  aber  nicht  beachteter  Sehnen- 


I 


l 


••»)  MoiWe  M  S  1  6<e-Unf.G.  (Stwiogr.  Her.,  7.  Leg.-Per.,  1.  Seaa., 
1887.  Bd.  3,  Anl.  Nr.  6),  S.  50:  „Erkrankungen  nnd  Todearälle,  welche 
l«dig))ch  die  Folge  kliniatiBcher  EinwirkoDgen  sind.  eoUeo  als  dnrch  «le- 
menUre  Ereignisee  herbeigeführte  ünriUe  nicht  Itctrachtet  werden^',  mit 
Coromiasionsbericht  zu  %  1  (ebenda  Hd.  4,  Anl.  Nr.  168),  S.  1190  a.  £.: 
^Dasselbe  gelte  von  der  Einbeziehung  der  Todtung  durch  KHtDafieber  in 
den  Kreis  derjenigen  Fälle,  auf  welche  sich  da«  Geselx  beziehe.  Das 
Klimaiieber  üLehe  auf  einer  Stafe  mit  den  in  einzelnen  iDdu^lricn  vor- 
kommenden Gewerbskranklieiten.  wie  der  Bteikoliken,  Phosphorvergiflun- 
gen  und  derg].,  welche  die  Beschäftigung  in  einzelnen  Gewerbsiw eigen 
leicht  mit  sich  bringe.  Ea  würde  bedenklich  aein ,  bei  Torliegendem  Qc- 
setxe  die  Unterscheidang  zwischen  Krankheit  und  Unfall  weniger  streng 
dnrcbxaHibren,  als  da»  in  der  bii>berigen  einsuhlBgigcn  Gesetzgebung  ge- 
schehen sei." 

^*b)  Ueber  die  Haftung  der  Fabriknntemebmer  Tür  Fabrikkrankbeilen 
nach  neneflem  schweizerischen  Recht:  Zeehlides  (Note  87),  S.  GOff^  16G. 
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HcheideneutzUndung  eadlich  eine  Sehnenzerreissung  sicli  ergife 
in  Folge  der  Herzerweiterung  eine  BlutOberfilUung  der  Liu^e 
und  ein  Bluisturz  eintritt  oder  die  allmählich  gebildete  Hernie 
bei  bestimmter  Gelegenheit  eine  plötzliche  Vergrösserung  erlohrt. 
Diese  FrUle,  welche  der  Praxis  Schwierigkeiten  verursacht  haben  **), 
dürfen  nicht  als  UnfiÜle  behandelt  werden.  Die  letzte  anatomiBohe 
Veränderung  des  KOrpcnu Standes  darf  nur  ola  der  Höhepnnlct 
jener  einheitlichen  krankhaften  Entwicklung  betrachtet  wenlen, 
ebenso  wie  die  letzte  schädigende  Einwirkung  nur  als  äusseret« 
Qliod  einer  ganzen  Kette  von  EinSQsscn  erscheint  und  dadurch 
den  Charakter  des  ftü*  sich  Bestehenden,  Plötzlichen  einbUsst^^. 
Es  verdient  an  dieser  Stelle  besonders  hervorgehoben  m 
werden,  wie  sehr  sich  hei  der  Feststellung  dieses  Begriffs moment« 
die  Unterscheidung  der  körperschädigenden  Einwirkung  sowohl 
von  dem  äusseren  Thatbeatande,  welcher  einwirkt,  als  von  dem 
Tode  oder  der  Körperverletzung,  welche  durch  die  Einwirkung 
ent^tebeu,  bewährt  hat.    Nur  die  Einwirkung  muss,  um  den  Be* 


^*)  Unrichtig  erscheinen  nach  dem  im  Text  Bemerkten  die  Schied»- 
(fcrichta-Krkenntnisfle,  Arb.Vg.  111,  S.  509  (SehDenzerreisenng  nach  Sehnen- 
Bchoiden-Kntiündung)  und  Arb.Vg.  lU,  S.  284  (Blutatnrz  tisch  UertTergrra* 
aeriing  und  l.ungenanschoppniig).  Die  RecnrR-Kntiicli.  des  R.V.A.  (A.  N.  IIl. 
S.  85,  Kr.  468X  welche  eine  Gntechädigung  eintreten  l&sst,  wenn  bei  for- 
handoner  Bmchnnl&gc  plötzlich  im  AnachluBS  «n  nn  gewöhn  liehe  Aa- 
8tr«DguDg  ein  Bruch  entsteht^  unt«r8cheidet  zu  wenig  zwischen  dem  Thft^ 
beetande,  wo  die  sogen.  Bruchanlage  eine  rein  natürliche  ist  und  dem,  wo 
sie  iich  nech  den  AusCührangcn  des  Textes  selbst  schon  als  eine  Gewerb*- 
kranhheit  darstellt.  Vgl.  unten  Kot«  147,  sowie  Centralblatt  für  Chirurgie 
1888,  Nr,  U,  S.  199. 

*')  Dus  ein  En tschäd ig angsan Spruch  noch  weniger  begründet  tat,  wenn 
die  bestehende  Gewerbskrankheit  oline  jede  mit  dem  Beiriebe  zusamineo- 
hängende  Einwirkung  sich  plötzlich  verschlimmert,  ist  nach  Obigem  klar. 
Richtig  auch  A.  N.  11,  8.  252,  Nr.  215,  wo  ein  Tageluhner  durch  di« 
woclienlange  Handhabung  der  Schippe  (Schaafe])  sich  an  den  Händen 
Schwielen  zugezogen  hatte,  und  dessen  eine  Hand  in  Folge  einer  ans  an- 
anfgeklärten  Gründen  eingetretenen  KntzUndung  des  schwieligen  TheiIcS 
der  FUnd  steif  geworden  war. 
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griff  des  Unfalls   zu   erfüllen,   eine   momentane,   pIützHclie  sein, 

weder  jener  Thtitbestand,  noch  der  Körperscbadeu  selbst  braucht 

iiese    Eigenschaft    zu     haben.      Der    äussere    Thatbeatand,     von 

relcliem  die  plötzliche  Einwirkung  ausgeht,  kann  ein  andauernder 

sen  Hein  d.  h.  bereits  längere  Zeit  vor  dem  Unfall  in  gleicher 

Teise  bestanden  oder  sich  wiederholt  haben,  z.  B.  die  Bedienung 

!es  Schmelzofens,   oder   die  Arbeit  auf  dem  sonneodurchglUhteD 

Zimmerplatz,    welche   plötzlich*')  einen  Schluganfall   verursacht 

haben,  die  Bearbeitung  giftiger  Stolfe,  welche  momentan  in  den 

■Körper   eingedrungen    sind   u.  a.      Andererseits   aber   ist  bereits 

™<)beu  bemerkt  worden,  dass  auch  der  KörperHchnden  nicht  immer 

ein    im  Moment  des  Unfalls    vollendeter  ist,   dass    der  Tod    sich 

^Burch  lauge  Krankheit  vorbereiten  oder  die  Krankheit  sich  aus  der 

^Bchädlichen  Einwirkung  hing.sam  entwickeln  kann^^,   ohne  dass 

^^durch  der  Begriff  <les  Unfalls  beseitigt   würde  '^^). 

V.    Eine  fernere  iiothwendige  Eigenschaft   der  als  ,  Unfall" 
zu  bezeichnenden  körperschädigenden  Einwirkung  ist  eine  nega- 

RtlTe,  nämlich  die,  dass  sie  von  demjenigen,  der  sie  erleidet,  nicht 
ftbaichtlich  herbeigeführt  worden  ist.  Schon  der  Sprachgebrauch 
äes  gewöhnlichen  Lebens  enthält  ßich  zwar  nicht,  von  einem 
Unfall  zu  redeu,  wenn  Tod  oder  Körperverletzung  eines  Meuacheu 
durch  dessen  Leicht«iinn  herbeigeführt  worden  ist,  aber  Selbst- 
mord oder  Selbstverstümmelung  fallen  zweifellos  aus  dem  Begriff 

■F  *•)  D.  h.  —    um    BÜzu  Bchorfen    niediciniscbcD   Bedenken    vortiibeo* 

gen  —  im  Oegeneatz  zur  Oewerbskraukbeit  iu  einem  ^  wie  oben  definirt, 
Terhallnifittmäfisiij  kiirxen  Zeiträume. 

*')  Vgl.  auch  Euer,  S.  67:  ^Wolil  alter  fallen  nnler  da»  OenetiL  Be- 
scliiuligQngen  in  Folge  ron  ansBergewöhnLichcn  Krachiitierungen^  irenn 
diewlben  aacli  erst  allm&Ug  und  nach  geraumer  Zeit  ihre  aochtbeilige  Wir* 
kuDg  auf  den  Korper  iiu£««rn/^  Endemank,  Ü.  41.  Ebenso  Arb.Vg.  IV, 
S.  247  and  t.  WOdto,  Commeotar  zum  Unf.G.,  S.  104. 

*")  AndererseiCfl  beweist  der  Umat&nd^  dass  ein  Arbeiter  durch  i^lötx- 
lieb  faervortrelende  Bescitwerdcn  die  ge«cliehene  Einwirkung  bemerkt, 
Docb  Dichie  für  die  Plotzlicbkeil  der  letzteren  selbst.  Arb.Vg.  IV,  S.  180 
,  ob«D. 

Arelitv  für  MenUlohcs  B«eht.  m.  S.  i.  31 
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des  Unfalls  heraus-^").    Dass  dies  auch  für  die  Anwendung  der  Un- 
fall versicherungagesetze  zu  gelten  habe,  wird  durcli  den  Kechtssatz 
des  g  .'i,  Abs.  7  Unl.G.  bewiesen,  welcher  lautet:  .Dem  Verletzten 
und  seinen  Hinterbliebenen   steht  ein  Anspruch  nicht  zu,   wenn 
er  den  Betriebsunfall   vorsätzlich  herbeigefflhrt  hiit"  "").     Aller- 
dings könnte  man  aus  diesem  Wortlmit  entnehmen  wollen,  doat 
der  Vorsatz  wühl    den  Gnt»chüdiguug»uus^nich,    nicht    aber  den 
Begriff  des  Unfalls  auszuschliessen    geeignet   Bei*');    allein  die 
Materialien  lassen   bereits   keinen  Zweifel   darüber,   dasa   wir  es 
hier  lediglich  mit  einer  ungenauen  Ausdrucke  weise  7.u  thuu  babcD, 
welche   ilurch    die    verschiedenen    Umai'beitungen    des  Gesetzent- 
wurfes veranlasst  und  durch  die  schillernde  Allgemeiubedeutuuff 
des   Wortes  .Betriebsunfall"    ermöglicht   wurde.     Der   erste  der 
drei  Entwtlrfu,  welche  dem  industriellen  Unf.G.  zu  Grunde  lagen, 
der  Entwui-f  von   1881,   enthielt   nämlich    in    demjenigen  Theilc. 
welcher  von  den  Formalien  der  Feststellung  und  Geltendmachung 
des  Entschädigungsanspruches  handelte,    in  §  35  die  Vorschrift, 
dass  dem  Verletzten  ein  Anspruch  niclit  zustehen  8olle,  wenn  er 
vorsätzlich  die  Verletzung  d.  li.  also  den  verletzenden  Eingrifi 
sich  zugefügt  hat  oder  durch  eiuen  anderen  hat  zufQgeu  lassen**!- 


")  Ebenso  ENOEtiuxKt  Commentar  zum  Uof.O.  in  Mivuj:  tieBetxgebung 
de«  Deutech«n  Reichs  mit  ErlauteruDgen  (188Ö),  TImil  11,  Bd.  2,  S.  499: 
^Vorsaln  (dulus  nicht  culjia)  und  Unl'all  bIiuI  vinaiider  aumcliliesiieade 
Begriffe.  Wut  ciu  Unglück  vorsäulicli  herbelgcroUrt  hat,  erleidet  keineu 
Unfall." 

*^>  Dazu  §  5,  Satz  2,  laudw.  G.:  .Der  Anspruch  ist  ausgeachlosscB, 
weoD  der  Verletzt«  den  Betriebs uii fall  vorsätzlicli  tierbcigeftihrt  hat.*  Dt» 
die  Htnterbliebeni'n  hier  nirtit  besoodero  erwiihiit  sind,  obgleich  auch  ph 
heiueti  An^pructi  haben  eolltm,  erklitrt  sicli  aus  der  veiüuderteu  und  vrr- 
besaertcD  eystematiüchen  Stellung  des  Satzes.  Ebt^nso  ^  8  See-Uof.G.  Aucli 
5  5  Beainten-Onf.O. :  ilüin  Anspruch  n,  s.  w.  besteht  nicht,  wenn  der  Vcr- 
leiste  den  Unfall  (.S  U  TorsalzHch  —  herbeigeführt  hat."  Hier  gebt  je 
doch  der  Anspruch  auch  durch  Vei'schutden  von  bestiitimter  Schwere verlorea. 

*')  Vgl.  dazu  obtn  bei  Note  24,  25. 

")  Die  Kcgierungeen  [würfe  wollten  shmnitlicb  den  HtuterbliebeBM 
ihre  Ansprüche  vurbchallen. 
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ommission  uahtn  diese  Bestimmung  unverändert  an.  Sie 
lehnte  auch  den  Antrag  ab,  die  Vorschriit  nuf  den  Fall  auszu- 
duhneii,  wtnn  der  Verletzte  .«ich  die  Verletzung  durch  grobes 
Verschulden  zugezogen  habe**),  fügte  dagegen  zu  g  8  des  Ent- 
wurfs, welcher,  analog  dem  jetzigen  §  5,  Abs.  2 — 4,  (i  TJnf.G.  von 
der  Höhe  desSchadenersatzesf  handelte,  den  Zusatz  bei:  „Die  Rente 
mindert  sich  auf  die  Hallte,  wenn  der  UnlaU  durch  grobe» 
Verschulden  des  Verunglückten  verursacht  wurde*"^*),  was,  wie 
bereits  oben  bemerkt,  dem  sprachgebräuchlirhen  Begriffe  des 
Tonfalls  noch  nicht  zuwideriäutl.  Der  auf  der  Grundlage  dieser 
ConimissionsbeschlOsse  gearbeitete  2.  Entwurf  von  1882 — 8a 
ftcceijttrte  zwar  den  letzten  Zusiitz  nicht,  gestattete  aber  der 
Fassung  desselben  in  seinem  dem  früheren  §  35  entsprechenden 
§  82  insofern  Einfluss,  als  dieser  nunmehr  statt  von  .vorsUtz- 
ücher  ZufÜgung  ili-r  Verletzung"  von  ,  vorsätzlicher  Herbeiführung 
dee  Betriebsmifaüs-  redete ''*).  Der  3.  Entwurf  von  1884  hat 
endlich  der  so  lautenden  Bestininmng  ihren  PlatsE  an  der  Stelle 
angewiesen,  wo  im  1.  Conimissionsentwurf  der  Zusatz  zu  f$  8 
eingefügt  worden  war'"').  Es  erhellt  aber  aus  dem  Commissions- 
bericht  von  ISS-l,  welcher  von  dem  vorsii tauchen  Urheber  des 
Unfalls  sagt,  dass  er  „möglicherweise  nicht  nur  sich,  sondern 
cb  andere  verletzt  und  die  ITutemehmer  in  hohem  Grade 
escbädigt  habe"  •^),  dass  der  Gedanke  an  ein  den  Betrieb  atöreu- 
betriebs widriges  Ereigniss,  einen  Betriebsunfall  in  diesem 
"),  z.  B.  eine  Eaplosion,  Entgleisung,  die  Annahme  jener 
!^a»3Qng  ohne  Anstand  erfolgen  Hess. 

•')  etenogr.  Ber.,  4.  Lcg.-l'er.,   4-  Se«.    1881.    Bd.  4,  AdI.  Nr.   15», 
S.  8&9-  841. 

•*)  EbcDda  S.  853. 

•*)  SttüOfTT.  B«r. .   5.  Leg.-Per.,   2.  Sms.  1882/3.    Bd.  6,  Anl.  Wr.  19, 
B.  174.  182. 

**)  Sieucgr.  Ber.,  5.  Leg.-Per.,  4.  8v»9.  1884.  Bd.  S,  Anl.  Sr.  4,  S.  52. 

•0  Kbenda  Hd.  4,  Anlage  Kr.  115,  S.  865. 
6.  üben  bei  Note  21 
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Zugleich  1«itun  die  an  der  migeHlhrtou  Stelle  des  Comn 
aionsberichteü  iu  gleichem  Zusammenhange  weiter  fülgendee 
Worte:  «zumal  ein  durch  Vorsatz  herbeigeführter  Unfall  nicht 
als  ein  Betriebsunfall  im  eigentlichen  Sinne  angesehen  werden 
könne*  zu  einer  ferneren,  wichtigen  Bemerkung  über.  ^Unfall' 
ist,  wie  featgeetellt,  die  körperschädigende  Einwirkung,  nicht  der 
Körperschade  selbst,  aber  auch  nicht  der  äussere  Thatbestand, 
welcher  auf  den  Menschen  eine  solche  Einwirkung  geübt  hat. 
Der  Vorsatz,  welcher  den  Begriff  des  Unfalls  als  solchen  aus- 
schliesnt,  ist  also  derjenige,  welcher  sich  auf  den  Eintritt  jener 
kÖrperschUdigenden  Einwirkung  bezieht.  Daraus  folgt  einerseibj; 
Den  Körperschaden  selbst  in  seinem  ganzen  Umfange  braucht 
der  Betroffene  nicht  in  seine  Absicht  oder  auch  nur  in  sein  Be- 
wusstsein  aufgenommen  zu  haben;  es  genügt,  wenn  er  die  Ur- 
sache desselben,  die  schädigende  Einwirkung  gewollt  hat.  Auch 
der  hat  fUr  sich  und  seine  Hinterbliebenen  die  volle  Entschädigung 
verwirkt,  welcher  seinen  Tod  oder  seine  völlige  Arbeitsunfähig- 
keit herbeigeführt  hat,  obwohl  er  aus  irgend  einem  Grunde  nur 
eine  leichtere  Körperverletzung  und  geringere  Arbeitsunfähigkeit 
bei  seiner  Handlung  wollte  oder  voraussetzte.  Aber  auch  anderer- 
seits braucht  der  Verletzte  den  husseren  Thatbestand.  welche 
die  Kraft  der  körperschädigenden  Einwirkung  in  sich  trug,  z,  B.  die 
Exploaion  des  Maschinenkessels,  de»  Brand  nicht  bea1)sichtigt  oder 
auch  nur  verursacht  zu  haben;  es  genügt,  wenn  er  dem  irgendwie 
in  die  Erscheinung  getretenen  Thatbestande  vorsätzlich  eine  Ein- 
wirkung auf  seineu  Körper  gestattet  hat"").  Endlich  aber  — 
und  das  führt  auf  das  an  den  Anfang  dieses  Absatzes  gesteOte 
Citat  zurück  —  muss  auch  negativ  daran  festgehalten  werden, 
dass,  wenn  der  Thäter  zwar  jenen  üusäercn  Thatbestand,  <iageg«a 
nicht  seine  Einwirkung  auf  seine  eigene  Person  vorsätzlich  herbei- 
geführt  hat,   der  Begriff  des  Unfalls  als  solchen   nicht  MB' 


*")  Vgl.  auch  EoEB,  5.  115. 


I 


I 
I 


geschlossen  ist.  Derjenige,  welcher  um  andere  xu  tödlen  oder 
seinen  Arbeitgeber  zu  schädigen,  eine  Xesselexplosion  oder  einen 
Brand,  in  der  sicheren  Voraussetzung,  selbst  nicht  davon  betroffen 
zu  werden,  vorsRtzlich  herbeigeführt  hiit,  erleidet,  wenn  er  durch 
Zufall  aller  Berechnung  zuwider  doch  selbßt  getödtet  oder  körper- 
lich verletzt  wird,  bei  Begehung  seiner  That  einen  wirklichen, 
nicht  beabsichtigten  Unfall,  —  aber  er  erleidet  allerdings,  was 
dem  Commissionsbericht  in  jenen  Worten  vorgeschwebt  hat***), 
keinen  Betriebsunfall,  und  zwar,  weil  er^  wenn  er  auch  den 
körperschädigenden  Eingriff  in  seine  Person  nicht  gewollt,  ihn 
doch  verursacht  und  zwar  auf  eine  Weise  verursacht  hat,  welche 
den  Causalzusammenhang  zwischen  jener  Einwirkung  und  dem 
Betriebe  bezw.  seiner  Getahrlichkeit  unfcfirbrorhen  hat.  Nicht 
weil  kein  Unfall,  sondern  weil  kein  Betriebäunfall  in  Bezug 
auf  ihn  vorUegt,  erhalten  er  und  seine  Hinterbliebenen  keine  Ent- 
schädigungen, und  es  tritt  daher  in  der  Bestimmung  des  §  5,  Abs.  7 
ein  doppelter,  Übrigens  nach  seinen  beiden  Kicbiungen  schon 
durch  die  juristische  Consequenz  geii^eberier  Hechtsgedauka  zum 
Vorschein,  welcher  einerseits  dem  Bogriff  des  Uufallu,  anderer- 
«eita  aber  dem  des  Betriebsunfalls  seine  nähere  Bestimmung 
verleiht 

Der  Vorsatz  nun,  durch  welchen  die  achadenbringende  Ein- 

_    Wirkung,  um  den  Charakter  als  Unfall  zu  verlieren,  herbeigelührt 

f  sein  muss,   wird   von   v.  Wodtke'*)   ala  „das   bewusste  Wollen 

der  Itechtswidrigkeit  (hier  also  des  Unfalls)*  definirt.     „Er  hat," 

so  fährt  der  genannte  Oonunentator  fort,   «nur  ZurechnungsfUhig- 

rkeit  zur  Voraussetzung  und  wird  ausgeschloüsen  durch  jeden  Irr- 
***)  Man  hatte  pben,  wie  bemerkt,  den  einfachen  unanterscliiedlichen 
FMI  in  Gedanken,  dasa  ein  Arbeiter  in  der  Absicht,  flieh  zu  tödten,  vor- 
säi&lich  ein  betriebswidrige»  Ereignis»^  BetriebBunfftU  in  diesem  Sinne 
herbei  rtlbrt 

'")  Commentar  zum  Unf.G.^8.  121    anter  Bezugnahme   auf  Förster, 
Preo99.  Privstrecht  1,  3.  Aufl.,  S.  143. 


I 


I 


—    318     - 

fcliuni  Über  die  Widerrechtlichkeit  der  Hauillung.  Beim  Vorrat* 
will  mau  das  Unrecht  u.  s.  w."  Indessen,  wie  man  auch  in 
Beziehung  auf  den  strafrechtlichen  Vorsat«  über  das  ,  BewussUeio 
der  Roclitswidrif^keit*  als  Be^iiTsmoment  desselben  denken  mag^'), 
für  die  Auflegung  unserer  Gesetzet^stelle  kann  es  jedenfalls  nicht 
in  Betracht  konimt'n.  Da  es  sich  hier  weder  um  eine  Bestrafung 
des  Thäters,  noch  um  eine  von  ihm  zu  leistende  privatrechtliche 
Eatschädigung,  sondern  vielmehr  um  Erwerb  oder  Nichterwerb 
eines  dem  (itfentlichen  Hechte  angehörigen  Fürsorge -Anspruchs 
hnnrleltt  so  kann  sich  jedenfalls  hier  der  Vorsatz  .nur  auf  die 
Causaliiät  der  Handlung,  nicht  aber  auf  ilire  juristische  Quati- 
fication"  beziehen'').  Ob  der  Thäter,  indem  er  eine  aus  den 
ünfallver.sicherungsgesetzen  zu  ab.strahirt?nde  Norm  Ubersc-hriti, 
sich  die  verletzende  Einwirkung  um  der  zu  erlangenden  Rent« 
willen  zugezogen  hat,  ob  er  eine  anderweitige  Normwidrigkeit 
beging  und  sich  z.  B.  lichufs  Vermeidung  des  Militärdienste 
selbst  verstünmielte '■*),  ob  er  einen  einfachen  SelbKtmord  am 
Lebensüberdruss  vollzog'*),  ja  sogar,  ob  er  durch  bewusste Selbst- 
aufopferung eine  sittliche  P6icht  zu  erfüllen  glaubte'^):  gleich- 
viel,  den  so    Verletzten   hat  kein  Unfall  betroSfen.     Gerade  das 


'0  Vgl.  BiM>i.%a,  KornHQ  II,  S.  403  t.,  4iM  fT.;  dRgegen  d(c  Ubr 
büctier  des  Sirafreclits  von  Ht/co  Heykh.  4.  Aull.  (1886),  S.  198  ff.,  2NI 
und  V.  LiszT,  2.  Anll.  (1884),  S.  157  f. 

■*)   V.   LlfiCT,  R.   B.   ().,  S.   158. 

'*)  Vgl.  S  142  Reicliti-SLntrf;cf>vtzl>ucli. 

'*)  S.  ComniisEtonBb^richt ,  wie  Note  tj7  citirt.  A.  K  III,  S.  3&&, 
Vr.  420. 

'")  Insowt-it  jedeiifBlls  trele  ich  liiiER ,  ft.  d.  0.,  S.  152  bei  sein'r 
Polemik  gegen  ein  Eik.  R.O.H.G.  vom  4.  äepteatber  1878  bei,  in  wrtchfii 
aul  (ji-und  von  §  l  Ilaft|(l1iclil-G.  eine  Blnlscliadiguag  in  einem  Falle  la- 
gcsprocliin  war,  no  der  Mann  der  Klägerin  ein  auf  den  Geleisen  beAnd- 
liches  Rind  zu  retten  Tersucht  hatte  und  dabei  lodtlich  rerletst  wordet 
war.  Wie  der  Fall  ku  entsclu-iden  ,  wenn  man  vun  dem  Bewuüstsrii 
der  Selbtttatit'opl'crun^  HbaiehL|  h\  au  der  Hand  des  uitUii  im  2.  AbscbulU 
UI,  Nr.  A  Ausgeführten  zu  beatimraen. 


letzgedachte  Beispiel  aber  läs&t  zugleich  erkennen,  d&ss  auch  auf 
diesem  Gebiete  der  Vorsatz  als  »der  Wille  der  Herbeitllhninfj 
eioes  Torgesteilten  Erfolges"  nicht  blot?  dann  vorliegt,  wenn  der 
Thäter  den  betreffenden  Erfolg,  wie  in  den  drei  ersten  Fällen, 
bezweckt  hat,  sondern  auch  dann,  wenn  er  denpelben,  hier  die 
körperschädigende  Einwirkung,  als  von  seinen  anderweitigen 
Zwecken  tbatsächlich  mit  uinl'asät.  in  seinem  Bewusstsein  sich 
Torgestellt  hat  '*). 

Nach  allen  vorstellenden  AusfUhrungen  wird  man  hiernach 
ftr  die  Zwecke  dieser  Arbeit  »Unfall"  deöuiren  können  als: 
äi«  körperschädigende,  plötzliche  und  von  dem  Be- 
ttoffenen unbeabsichtigte  Einwirkung  eines  äusseren. 
Thatbestandes  auf  einen  Menschen. 


I 


2.  Abschnitt: 

Betriebsunfall. 

1.  Nicht  jed.er  Unfall  erzeugt  auf  Grund  der  ünfallrersiche- 
nmgsgesetze  einen  Entschädigungsanspruch;  vielmehr  inuss  der- 
selbe, wie  die  am  Eingänge  angeführten  Stellen  ergeben,  «bei 
dem  Betriebe,  bei  diesen  Bauarbeiten*  erfolgt  sein.  Obwohl  diese 
Aisdrücke  rein  wörtlich  betrachtet  nur  einen  äusseren,  örth'chen 
und  zeitlichen  Zusammenhang  des  Unfalls  mit  dem  Betriebe  er- 
Wnnen  lassen,  so  unterliegt  es  doch  keinem  Zweifel,  dass,  darüber 
binaiugehend,  fdr  die  Zubilligung  der  vom  Gesetz  festge-stellleu 
Entschädigung  dem  Richter  die  Ueberzeugung^')  von  einem 
inneren  Zusammenhange ,    einem    Causalzusammen hange 


'•)  Hüoo    MiYFJi,    a.   II.    0.,   S.   206.     Auch   die   Definitionen,    welche 
»■  LwT,  n.  a,   0..  8.   15&  gi>»l.  führen   m.   E.  zu   ik-mselbfii   RestiKat^. 

'')  ITeljcr  die  Herbei  Im  hmng  (ütder  l'Bherzeugung,  den  Beweis  dea 
8'triebsuHrallfl,  und  inwieweit  dabei  der  bewieeene  aiisHere  ZneBtnmpnliang 
itn  Beweis    des   Causalzasanimenhanges    erleichterl :    vgl.   die    öchltisfibe- 
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zwischen  Unfall    und  Beirieb,    von   denen    der  letaitaifc 
für  den  ereteren  «verantwortlich  ist"  '•),  innewohnen  muss.    Schou 
Rlr  die  gleichen  Worte  im  §  1  des  H«ftpflicht-G. ")  ist  dieselbe 
Interpretation    in    Theorie    und    Praxis    unbedingt    fe$:tgehalt«ii 
worden  ■°).      Auch    für   die    Unfallven^icherungagesetze   legt   zu- 
nächst schon  der  Ausdruck  «Betriebsunfall",   welcher  an  rieten 
Stellen  al»  synonym  mit  dem  gUnfall  bei  dem  Betriebe*  gebraacht 
wird"'),  den  Gedanken  eines    inneren  causalen  Zusammenhanges 
zwischen  Unfall  und  Betrieb    nahe,    ebenso,    wie   die   , Gewerbe- 
krankheifc*  nicht  jede  bei  dem  Betrieb  des  Gewerbes  eingetretene, 
sondern  nur  eine  durch  denselben  veiiirsachte  Erankheii  bedeutet. 
Auch  in  den  Materialien  ist  jene  Auslegung  mehrfach  ausdrück- 
lich in  den  Vordergrund  gestellt  **),  uud  wenn  das  Beamten-CnfG. 


'')  EsriEKANs,  HftftpliicUtgcBeu  S.  38- 

'•)  Oben  Kote  17. 

••)  Vgl.  besnndera  Erk.  Jes  Reichsgericht  vom  30.  Juai  1880,  b« 
EoKR  S.  18:  .Dm  Wort  ,bei'  in  $  1  bedeut«t  nicht  lediglich  eine  örilicht 
and  zeitliche  Verbiiiduni;  des  Unfall«  mit  dem  Betriebe  einer  Kisenbsliti. 
—  durch  dftrt  Wort  ,bei'  wird  doch  ertorderi,  das»  die  Möglichkeit  euf"- 
CanBblzusaiitmenhang'es  zwischen  dem  Unfälle  und  den  be^ootlrrta 
Gefahren  des  Eisenbnhnbetriebos,  gegen  welche  das  Gesetz  Schutz  gcwihrni 
will,  Turlianden  itit.*  Rhenso  die  anden-n  bei  I^Uixh,  S.  4  t(.  angeföltneA 
Ent«(r:hirirlurgcn  nnd  deaücn  eigene  Autiriihnmfren.,  feiner  ENnKMAiiN.  S.  J^ 
WESTEmKAHP  in  E-VDEMArtit's  Hnndbuch  des  Handelsrechts  III,  &.  t}35  T- 
Uamokt,  I)er  civilrechtliche  Inhalt  der  Reiclisgesetze.  S.443,  Note  16  a.  a.» 

")  Statt  anderer  Stellen  z.  B.  §  5,  Abs.  7,  5  8  Unf.G. 

**)  Commissionftbericht  zam  Unf.G.  (Note  67),  S.  861 :  Erktäraug  eino 
RegierungB Vertreters^  dass  durch  die  Worte  „bei  dem  Betriebe"  .das  Vor 
bandeii&ein  eines  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen  dem  Belriclx 
ond  dem  eingetretenen  Unfall  gefordert  werde*.  Abweichend  biwwB 
war  allerdings  ein  UiteÜed  der  Commiseiun  der  Ansicht^  „bei  dem  Be- 
triebe* bedeute  soviel  als  qWihrend  des  Betriebes".  „Dagegen  glaobi« 
ein  anderes  Hitglied  die  rc^ernngsseitig  abgegebene  Erklärung  genaitf 
dahin  pracislren  zu  dürfen,  dass  ein  dreifaches  Kriterium  erforderlich  aei, 
nm  einen  Unfall  alä  Belriebsunrall  im  Sinue  des  Gesetzes  zu  chanJtini- 
aireUf  einmal  nämlich  müsse  der  Beschädigte  etii  im  Betriebe  bescbäflifMr 
Arbeiter  sein^  sodann  naUsse  der  Unfall  mit  dem  Betriebe  im  ZuaamneB- 
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an  verächiedeuen  Stelleu  als  Gruiullage  des  Pensioiisansprucfaes 
den  «im  Dienst  erlittenen  Betriebsuntall  ^  bezeichnet  "^)«  so  ist 
auch  damit  au.sgesprochen,  dass  derselbe  Über  den  blos  ,itn  Dienst 
erlittenen  Unfall'  hinausgeht.  Demzufolge  bat  auch  das  R.V.A. 
entschieden  daran  festgehalten,  dass  der  Unfall  , nicht  nur  ört- 
lich imd  zeitlich,  t^ondcm  auch  ursächlich  mit  dem  Betriebe*  zu- 
Bammenhilngen  muss"). 

II.  Wenn  nun  aber  in  diesem  Punkte  ein  Parallelismu» 
zwischen  den  Grundlagi^n  der  neuen  Unfallversiclieningsgesetze 
und  des  §  1  de»  Haftpäicht-0.  besteht«  so  liegt  es  nalie^  den- 
selben auch  für  die  nähere  Bestimmung  der  Bedeutung  jenes 
Causalzusanimenhanges  w*»iter  zu  verfolgen.  Bekanntlieh  hat  e'me 
unverrückte  .Tudicatur  der  höchsten  deutschen  Gerichte  unter  er- 
heblicher Beistimmung  der  Litt<?ratur**)  jedenfalls  für  §  1  des 
Hoftpflicbt-G. '°)dcn  nothwendigeu  Causalzusammenhang  zwischen 
Unfall  und  Betrieb  dahin  aufgefaKst,  dass  der  erstere  durc.li  die 
besonderen  Gefahren   des    EisenbahnbetriebeK   verursacht 


k 


hange  eichen,  endlich  mösee  der  bepohädigte  Arheiter  za  den  rersiche- 
mngspflichtigen  l'ersoncn  gekoren."  Indessen  beziehen  sich  die  beiden 
«öderen  hier  berührten  Punkte  überhaupt  nicht  anf  den  Begriff  des  Be- 
triebcur falls,  sondern  »nf  den  Kreis  der  entschsdigungeberechtigten  Per- 
soneo.  8.  dagegen  noch  Mot.  zu  $  1  See-Unf.G.  (Note  b'Aa),  S.  50:  „Die 
Versicherung  erfolgt,  wie  in  der  Industrie  und  in  der  Land-  und  Forst- 
wirthschaft,  gegen  die  Folgen  der  bei  dem  Betriebe  sich  ereignenden  tin- 
fille.  Es  wird  also  auch  hier  ein  nraftchlicher  Zusammm  hang 
zwischen  dem   Betriebe  und  dem  Unfall  voranggeäelÄl.* 

••)  Oben  Note  18. 

'*)  A.  N.  UI,  S.  29,  Nr.  281.  each  U,  S.  2*38,  Nr.  202  Eingang. 

••)  Am  energipchesten  wird  dieeer  Standpunkt  von  EfiKR,  S.  4  ff.  ver- 
treten. ZwHfelnder  verhalten  sich  z.  B.  Exdem»\s,  8.  35  IT. ;  Wistärkasip, 
S.  686  t,  welcher  jedoeli  gegenüber  seinen  theoretischen  Bedenken  geetehl, 
dafls  es  , ebenso  nutzlos^  wie  thoricbt"  wäre,  der  langen  Praxie  der  obersten 
Oerichle  oocli  Widerspruch  entgegen  zu  setzen,  auch  Manury,  S.  444,  N.  16. 

*•)  Für  den  §  2  de«  Hafipllichl-G.,  welcher  übrigens  die  Stichworte 
,bei  dein  Betriebe'  nicbt  enthalt,  nelmien  die  hüchsten  Uerichte  einen 
anderen  Standpunkt  ein.    Siebe  jedouh  dagegen  £cer,  ti.  205  ff.  und  eelbet 

E5DEMAS»,  S.   97. 
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sein,  eine  Verwirklichung  der  dem  Kisenbahnbctriebe  inoewohnea- 
den  besonderen  Gefährlicbkeit  darstellen  müsse  •^.  Es  fra^  ätcb. 
ob  und  inwieweit  auch  al»  Orundlage  der  nach  den  UnfalWer- 
sicherungsgesetzen  zu  erbebenden  Ansprüche  ein  anabiger  Nach- 
weis des  r'ausalzuiJammenhanges  zwischen  dem  Unfall  und  der 
besonderen  Öefiihrlicbkeit  des  versicherten  Betriebes  erfordert 
werden  mtlsse.  Diese  Frage  musa  mit  einer  bestimmten  Modi- 
fication  bejaht  werden. 

1)  Zunächst  lassen  uns  bereits  die  den  TTnfallversicherungs- 
gesetzeu  vorausgegangenen  legislatorischen  Bestrebungea,  welche 
eine  Erweiterung  des  Hat^tjiflichtgesetzes,  speciell  seines  §  2  im 
Äuge  haben,  deutlich  erkennen,  wie  die  Tendenz  der  Geseti- 
g^bung  auf  die  Umfas»ung  aller,  aber  auch  nur  der  „mit  bt- 
sonderer  Gefahr  fUr  Leben  und  Gesundheit  verbundenen  Gewerbi" 
betriebe'  gerichtet  war"*).  Noch  directer  tritt  die  «Unfallgetahr* 
der  versicherten  Gewcrbszwcige  als  das  trciliende  Element  di^H 
sni'ial politischen  GewiUu-ungen  in  einer  grossen  Reihe  imra^* 
wiederkehrender  Bemerkungen  hervor,  welche  in  den  Materialim 
zu  unseren  Gesetzen  selbst  enthalten  sind.  Schon  die  allgemeio« 
Begrßndung  des  1.  Entwurfs  von  1881  spricht  von  dem  .Ziel, 
den  Arbeitern  und   ihren  Hinterbliebenen   wenigstens*'')  in  den- 


")  Umrasscnile  AnfUhrungcQ  bei  EnKR,  S.  4  ff .  («.  B.  oben  Kote  BOIl 
Ati«  der  Reclitsprcffhnng  des  UcicIiBgcriclilB  kommen  bia  hent  natnenUlck 
ia  Bfclracht  (iie  Erk.  Dd.  I,  S.  53,  253;  B<i.  2,  S.  86;  B<I.  3.  S.  21;  Bd.«, 
S.  38;  Bd.  II,  S.  147;  B.l.  U,  S.  27.  Maxi>ry,  S.  4U,  Note  16.  -  ü*b<r 
die  Aualrgung  von  §  2  des  Achwfiierischen  EiBenbahc-HttfLptlicIitgeeetzM 
▼om  1.  Hcamnnat  1875  s.  oeueatena  Zkerleder«  Die  8ahwRix«ri9che  HaR- 
pfllclitgeseligebung  (1888),  S.  33. 

")  Vgl,  naioenLlicli  die  Antrage  Dr.  Hirsch,  rentier  Freiherr  *,  Stait- 
FKKDEnr,,  Dr.  Stkcha-vc  und  Dr  Laskea  ^  «owie  InterpctlRtion  and  Antrag 
Dr.  Freiherr  ».  Hrrtli.^0  —  in  di-r  ZusaromenstelluDg  bei  WtsrniKAW. 
8.  624,  Note  13. 

•')  Dh«  Wort  „wenigsleos"  heReichiiet  den  Gegensata,  nz  der  »oder 
weitig  beabsicliligleii  allgemeinen  Invaliden-,  Wittwen-  und  Waifen-Ver- 
eorgung. 
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jenigen  Fällen  eine  Versorgung  zu  sichern,  in  denen  die  Erwerbs- 
tunfahi^keit  oder  der  Tod  des  Arbeiters  durch  die  mit  der 
Berufsarbeit  verbundene  Unfallsgefahr  herbeigeführt 
I  ist*  *").  Ebenso  zeigen  die  (^ommissionsverhaiiHlungen  zum  Unf.Ö. 
das  ausgesprochene  Bestreben,  die  mit  besonderer  Gefahr  ver- 
bundenen Gewerbe  nach  Möglichkeit  in  den  Kreis  der  Versiche- 
rung hineinzuziehen ,  die  ungefUhrhchen  ICweige  der  gewerb- 
lichen Beschättigungen  aber  unberührt  zu  lassen^').  Man  wird 
t schon  aus  diesen  Anführungen  den  Eindruck  gewinnen,  dass  es 
sich  bei  dem  Moraente  der  . besonderen  Unfallgefahr"  um  mehr, 
tüs  ein  blosses  Motiv  des  Gesetzgebers,  nicht  nur  um  die  occasio, 
sondern  um  die  ratio   des  Gesetzes   handelt.     Und  dieser  Beweis 

^1  *•)  Slot,  zum  Eniw.  von  1881  (Sienogr.  Ber.,   4.  Ug.-Pir.,   4.  Sees., 

Hsd.  3.  Aiil.  Kr.  41^,  S.  228. 

^m  •')  Comraissioosbericht  iiim  ünf.ü.  (Nole  67),  S.  850:  „Einipln«  mit 

bei>nnder«r  Gefahr  rerbandene  Gewerbe,  naf  welche  die  Kriterien  des 
GroesbetrJeb«^  niclit  passten^  würden  durch  die  übrigen  BefitimmuD^en  des 
Gesetze»  geiroffen.^"  S.  8'JO:  „—  wiesen  sie  zur  Begründung  auf  die  mit 
der  AnnübuDg  dieser  Orwohe''''  (Trnniportgewcrhp  n.  s.  n.)  .,.Terbundene 
hohe  Uarollgel'ahr  hin/'  „BaubRndtvcrkcr,  deren  bcrursin assige  Beschar 
tigung  mit  Oefahr  verbiindea  ist.^^  ,,Die  Bauktempnerei  sei  von  den  v6llfg 
tingerahrliclien  Zweigen  des  Klempnergewerbec  bisher  Iiaum  irgendwo  ge- 
schieden.'*'' Die  ,.Bnuhfife"  wurden  nach  anfänglicher  Streichung  wieder 
aofgenonimen ,  ,^da  möglichorweiae  auf  Baiihbren  noch  andere  ulti  die  im 
zweiten  Absätze  speciell  aufgefiilirten  Arbeiter  in  einer  mit  bcsondoriT 
Gefahr  filr  Leben  und  Gesundheit  verbundenen  Wt-ise  besubäriigt  pein 
können."  Diese  Beispiele  liöDiiten  leicht  vermehrt  werden;  ich  hegnTige 
odIcL,  ans  den  Materialien  der  späteren  Gesetze  nouh  anzoführen:  Mot.  zum 
landw.  G.  (Stenogr.  Ber.,  ti.  Leg.  Fer.,  2.  Sess.  1885/U  Bd.  4,  Anl.  Nr.  75)» 
8.  405:  Gegen  eine  Beschränkung  des  Kreises  der  versicherten  ßelriebe» 
^weil  die  fufallgefahr  in  land-  und  rorjttwirthfichafllichen  Betrieben  keines- 
wegs ausschliesslich  durch  den  Verkehr  der  Arbeiter  mit  Gespann  und  Zug- 
Tieh  bedingt  wird'^  Allgeraelne  Begründung  iura  Ausd.G.  (Stenogr.  Her., 
Ug.-Pcr.,  1.  Sees.  1884/5,  Bd.  5.  Anl.  Nr.  77).  8.  253:  „Auch  die  rer- 
t^Uodeten  Regierungen  werden  nach  wie  vor  von  dem  Bestreben  geleitet, 
^gesetzliche  rnfaltlursorge  im  Wege  der  Specialgescizgebung  üobald  als 
^licb  aoT  alle  Kreise  der  arbeitenden  Bevölkerung  auszudehnen,  welche 
einer  beson<leren  Cnfallgefahr  bei  der  Arbeit  ausgesetzt  aind/^ 
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wird,  wie  ich  glaube,  durch  eine  Reihe  gesetzlicher  Vorsthriften 
selbst  vollendet.    Den  dirc<:testen  Anhalt  bietet  der  §  1,  Abc? 
Unf.Ö.,   welcher  ein   durch   sämuiÜiche  Vorstadien    des  6e»etctt 
fcstgchalt+'nes  Princip  erkennen  läsaf*').     Hier  ist  nämlich  den 
Buudesrath  die  Ermächtigung  ertheilt,    fär  solche  unter  die  dl* 
gemeine  Vorschrift   des  §   I   fnllende    Betriebsarten,    welche   mit 
TJnlallgcfuhr  ftlr  die  darin  beschäftigten  Personen  nicht  verkn&pft 
sind,  durch  Beschluss  die  Versicheruugspflicht  auszuschli essen "). 
indem  nmn  davon  ausging,    das«   ,dic  Ueranzichung  solcher  Be- 
triebe zur  UntaUversicherung.  selbst  wenn  sie  der  oiedrigsten  Ge* 
fahrenklasse    zugewiesen    würden,    eine   Unbilligkeit   gegen  dif 
Unternehmer  und  eine  Uberflnssige  Belästigung  derselben  mit  od 
bringen  würde"**).  Wenn  aber,  nach  Abzug  der  einem  Betriebe 
eigenen  Unrallgefalir,   UnlTille.    welche  in  den  Haltmen  der  Ver 
Sicherung  gehören,  nach  der  ÄuiTassung  des  Gesetzes  Qberbftupt 
nicht  mehr  tlbrig  bleiben,  so  ist  damit  bewiesen,   dass  eben  cor 
die   Geltihrliclikeit  des   Betriebes    die    Basis    bildet,    aus   welcW 
versicherungijMiüssige  Unfälle  erwachsen.     Im  ZusammenhaU  mit 
dieser  Bestimmung  erhaltt^n  dann  weitere  gesetzliche  Vorschrift«! 
ihre   zwingende  Bedeutung.     Nach  §  10,  Abs.   1   landw.  G.  darf 
die  Landesgesetzgebung,  daa  Statut   oder   ein  Beschlu-ss  der  Ge- 
nosaenschaftsversammlung  bestimmen,   dass  Unternehmer  solch« 
Betriebe,  welche  mit  erheblicher  Unfallgefahr  nicht  verbundta 


*">  Die  Bestimmung  ist  bereits  im  1.  EdIw.  von  1881  (Noie  ÜOL 
8.  222  Ria  §  1,  Ab».  4  in  der  Beschränk nng  auf  uiigerdhrliche  FabiiUi 
enthalten.  —  Oie  Kefteuiunff  von  §  1,  Abe.  7  Ünf-G.  für  das  ,,Krileriw 
der  Gefnhrliclikrir"'  ist  bereiiB  v«n  R^demaün.,  Haflpdiclitgenett  S.  67  richtig 
crkonnt.  Wie  Uandry  S.  4:)3  die  Beslimmung  als  Öegrnbeweii  gtltu 
1bss«u  will,  i8t  mir  uiiveratatidlicli  gebliebeo. 

••)  Vgl.  8Bc]i  S  908  Unf.Ü.  —  DM0  der  BundeurBth  bifhcr  von  dluer 
■einer  VollniBcht  docIi  keioen  Gebrauch  gemaoht  Imt^  steht  deu   im  TVxi 
aut)  der  ßrthcilung  der  Rrm&elitigimg  gezogenen  Srhluasfol gerungen  aelbK- 
verKlandlich  nicht  entgegen,     t.  WiIdtke,  Commeniar  aum  UnTU.  S.  92. 
••)  Mot.  ftnm  Unf.G.  (Note  66),  S.  70. 
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hiet  weiterer  Vtimuswetzung'^)  von  Beitraget]  ganz  oder 
'  tlieilweise  befreit  aein  solleu.  Au  die  Grösse  der  Unlailgelalir 
knüpft  aber  femer   die  fClr  die  Verwaltung  der  Berufsgenosaen- 

H  Schäften  höchst  wichtige  Bildung  der  Gefahrenklaiuien  an,  indem 
der  „Grad  der  mit  dem  Betriebe  verbundenen  Unfallgefahr "  für 
die  Höhe  der  zu  leistenden  Beiträge  nach  Massgabe  des  Gcfahron- 
tarÜ'ä  entscheidend  ist^^)^  während  andererseits  in  hindwirthrichart- 
liehen  BerufsgenossenschafteD  von  der  Auf^^tellung  des  Gefahren- 

Htarifs  Abstand  genommen  werden  kann,  wenn  die  zur  Genossenschaft 

^Tereinigten  einzelneu  Betriebe  eine  erhebhche  Verschiedenheit 
der  Unfallgefahr  nicht  bieten"'). 

^P  2)  Es  kann  nun   nicht   behauptet   werden,    dass  in  der  bis- 

herigen Litteratur  und  Praxin  der  Unfall  versichern  ngsgesetze  diese 
Momente  ihre  gehörige  Würdigung  erfahren  hätten.  Allerdings 
spricht  sich  v.  W"nTKi5,  der  hervorragendste  Commentatnr  der 
Gesetze,  dem  hier  vertretenen  Standpunkt  geneigt  aus^*};  allein 
von  anderer  Seite  ist  demselben  uud  dein  geltend  gemachten  Zu- 
sammenhange mit  §  1  des  Haftpflicht-G.  entschieden  entgegen 
getreten  worden"^*).  Auch  in  den  Entscheidungen  der  Scliieds- 
gerichte**)  und  des  R.V.A.  finden  sich  Sätze,  welche  offenen 
Widersprach  dagegen  erkennen  lassen.  So  behandelt  die  Kecurs- 
Entecheidung    A.  N.  II,   S.  250,  Nr.  210    den    Fall,    dass    ein 


^B  '*)  —  nämlich,  dass  in  den  Beirieben  iltre«  geringen  Dmranges  wegen 

Lohnarbeiter  nar  anen&iimsweiae  beochäfligt  wt^rden. 
•*)  Ünf.ö.  5  2fl-,  landwv.  G.  $  »5;  See-Unf.O.  J  35- 
K         'O  S  35,  Abs.  45  Landw.  G. 

^B  *')  Commentar  zum  ünf.G.,  S.  79,  Anuerkg.  16:    „Es  nuiiia  ähulich^ 

^■wie  nach  dem  Haftplliclitgesetz^  ein  ursächlicher  ZuBamtncnlianji;  xwj&chcn 
dem  Belriebc  oder  (?)  desaen  besonderen  öeTahren  und  dem  Unfall  er- 
kennbar sein.'  Commentar  zum  tandw.  G-^  8.  67:  „Auch  hit-r  mnas^  wie 
im  Hafipdtchlgesetx  vom  7.  Jani  1871  und  im  Unl'.G.,  ein  ursächlicher 
Zusamraenhang  zwischen  dem  Unfall  und  den  besonderen  Gefahren  der 
land-  tmd  forstwirlhechaftWchen  Thatigkeit  erkennbar  sein.' 
"•)  WAxnnv,  S.  «3. 
••)  Arb.Vg.  IV,  S.  98,  143.    S.  unten  Note  112- 


Arbeiter,  welcher  uuf  Uurg  llulienzollerD  iu  eiueiu  ätiuit'^belrif! 
ständig  ÜietisU'  aln  Uülzhacker  u.  s.  w.  zu  verrichteu  hatte,  ein 
Bein  brach,  indem  er  nach  der  Hittagspause  aul'  dem  Burghof« 
von  der  daselbst  betindlicheu  Speisewirthscbaft  uach    dem  Höh- 
schuppen  ging,    in    welchem    er  Vormittage  Holz   gehackt    hatte 
und  Narbmittag.s    wieder   Holz  backen   sollte.     Der  Unfall    wird 
für  einen  Betriebs  um  fall  urklört  und  das  Bedenken  zurückgewiesen. 
,da8s  der  Unfall  mit  einer  besonderen  GefiüirlichkcMt  des  Betrieb«« 
nicht    zusammenhängt,    vielmehr    in    j^leiclier  Weise    bei    jedem 
anderen  Gange  hätte  eintreten  können".    Indem  dos  U.V.A.  —  mit 
unrecht,  wie  bereits  oben  bemerkt  —  in  den  besonderen  Betriebs- 
gefahren nur   einen  Beweggnmd   fQr   den  Erlosi«  der  Unfallver- 
sicherungsgesetze  erkennt,    spricht    es  als  Frincip  den  Satz  aus: 
^I>ie  Gesetze  selbst  beschränken  die  Entschttdigungsberechtigung 
der  Verletzten  nicht  auf  die  Kolgen  \on  Schädigungen  durch  be- 
Bondere  Betriebsgefahren,   sondern  gewähren  Entschädigung  tHr 
die   Folgen   aller  bei   dem   Betriebe   sich    ereignenden   Unftilt* 
Auch  in  einer  anderen  Entscheidung  wird  die  Existenz  eines  Be* 
triebsuufuLls  als  ..durch  den  Umstand  nicht  ausgeschlossen  erklärt, 
dass  der  Unfall  mit  einer  besonderen  Qerührlichkeit  des  Betriehf» 
nicht  zusammen  hängt"  '■*"'), 

Indessen  fühlt  doch  auch  das  R.V.A.  das  Bedilriniss,  die  Bf- 
deuixmg  des  auch  von  ihm  als  unumgänglich  erachteten  Caus 
zusammen  hangen  zwischen  Unfall  und  Betrieb  für  die  praktisc 
Anwendung  näher  zu  erklären.  Ich  kann  jedoch  nicht  finden, 
dass  es  darin  glflcklich  gewesen  ist.  Denn  die  Formel  selbst, 
welche  es  aufstellt,  dass  ein  Betriebsunfall  dann  voi'liegt,  wenn 
sich  der  Veruugltickte  ,im  Banne  des  Betriebt^s"  befunden  hut, 
dürfte  IlUr  den  Juristen  noch  sehr  einer  Erklärung  benötbigeo. 
Von  dem  vorhin  erwälmten  Holzhacker  sagt  das  R.V.A. ,  dass  «r 
«beim   Eintritt   des    Unfalls   hinsichtlich  der  unmittelbaren  und 


"")  A.  N.  DI,  S.  355,  Nr.  418. 
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zweifellosen   Zweckbestimmung    des    unternommene ii    Ganges    im 
Banne  des  verüicherungäpHiditigeu  Betriebes  stand,  dessen  Stätte 
fDr  seine  Betriebsthätigkeit  das  ganze  Gebiet  der  Burg  umfa§äte''. 
ollte  man  aber  daraus  den  SchlusH  ziehen,  dass  der  Versicherte 
danu   «im  Banne  des  Betriebes'   steht,  wenn  er  Handlungen  vor- 
^mimmt,  welche  den  Zwecken  des  Betriebes   dienen,  und  düss  der 
^Baag  zur  Betriebsstätte  eine  solche  Zweckbandlung  darstellt,  su 
HnOsste  doch  offenbar  da8selbe  gelten,   auch   wenn  der  Platz  fUr 
daa  Mittagtääen  sich  nicht  auf  dem  Grundstücke,  innerhalb  dessen 
die  Beschäftigung  sich  vollzieht,  sondern  nusscrbalb  desselben  ge- 
legen iiiit     Allein   eine    andere  Ent-scheidung   des  H.V.A.  belelirt 
uns  sofort,  dass,    wenn    der  Arbeiter  sieh  zum  Mittagessen  nach 
seiner  Wohnung  begeben  hat  und  von  dort  zurückkehrend  beim 
Falle   auf  dem   gefrorenen  Boden    sich   einen   Bruch  des   Hand- 

flenka  zuzieht,    dann    ein  Betriebsunfall   nicht    gegeben    ist*"*). 
t  werden  wii*  darauf  geführt,   dass   in   der  Formel    ,im  Banne 
«  Betriebes'"  in  der  That  nichts  weiter  liegt,  als  eine  unbewusstc 
Ürgirung  des  örtlichen  Moment«    des   geschehenen  Unfalls,    und 
dies  wird  auch  durch  eine  Keihe  weiterer  Kntscheidun^en  bestätigt, 
^^o  befindet  sich  der  Arbeiter,  der  während  der  Arbeitspause  an 
^^ner  gefährdeten  Stelle  der  Fabrikräume  verweilt^  allerdings  im 
Banne  des  veraicherung-sptlicbtigen  Betriebes  (A.  N.  IV,  S.   176, 
Nr.  477),   während    in    mehreren  Entscheidungen  von  Arbeitern, 
welche    nach  beendeter    Arbeit   sich   auf  den  Heimweg   begeben 
haben,    gesagt  ist,    dass   sie    sich    ausserhalb  des  Betriebsbunues 
^befinden  ^''*).     Dass  aber  das  örtliche,  wie  das  zeitliche  Moment 
^nreder  positiv   noch   negativ  für    den  Causalzusammenharg  allein 
"entscheidend  sind,  bat,  wie  bereits  hervorgehoben '"'),  das  U.V.A. 
selbst  auf  das  Bündigste  bestätigt 


H         *«^}  A.  N.  UI,  6.  »56,  Nr.  ii:i. 
B  '")  A.  N.  III,  S.  »55,  Nr.  41«. 

Kr,  475. 

'"■»  Oben  bei  Noie  84. 


m,  S.  408,  Nr.  446.  —  IV,  S.  17ö, 
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In  der  Thut  scheint  auch  in  neuerer  Zeit  der  hSohste  Speciiü- 
gericbtshof,  jene  Erklärung  selbst  mehr  und  mehr  verlassend, 
sich  dem  hier  vertretenen  Standpunkt«  zu  nilhern.  Nachdem  das 
Amt  bereits  in  frflhcren  Entscheidungen  weni)u;st*nK  im  Zusamnieu- 
hange  meiner  Gründe  es  als  ein  ausschlaggebendes  Momeut  fUr 
den  Begriff  des  Betriebsunfalls  gewürdigt  hatte,  dass  in  ihm  aicK 
die  Gefährlichkeit  der  Betnel).st.1iutigkeit  reiüisirtc  "*),  hat  es 
diesen  Gesichtspunkt  in  eiuer  neuesten  Uekursentscheiduug'") 
ausführlicher  zur  Geltung  gebracht  Der  Kutscher  eines  Spedi- 
teure, der  auf  offener  Strasse  den  Wiigen  seinus  Arbeitgeben 
reinigte,  war  durch  ein  StUck  Hobs  verletzt  worden,  welches  cid 
Zinimergeselle  fahrlässigerweise  aus  einem  Fensler  de«  im  Umbu 
betimdlichen  Hausen  des  klägerischen  Arbeitgebers  auf  die  Stnu« 
warf.  Das  R.V.A.  hat  m  Uebereinstimmung  mit  dem  Scbied»- 
gericht'^")  das  Vorliegen  eines  Betriebsunfalls  verneint.  ^Da« 
ein  Zimmergcselle  aus  einem  Fenster  ein  Stück  Holz  auf  die 
Strasse  wirft  und  einen  auf  der  letzteren  befindlichen  Menschen 
verletzt,  hangt  nicht  mit  den  Gefaliren  zusammen,  von  denen 
Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  im  Speditionäbetrtebe  bedroht 
sind.  —  Den  Kläger  bat  lediglich  ein  Unglücksfall  betroffeo, 
welchem   an   der    in   Rede  stehenden   Stelle    auch  jeder   aodtfe, 


■^*)  A.  N.  111,  S.  132,  Nr.  317:  Betrtebsunrall,  ,w«il  tm  H)QbiickBii( 
die  erlHJliie  [-agt-  des  nahe  bei  einem  See  erricliteteit .  mit  GerüsUtanjc» 
uingebt:nt'ii  llauttca,  aur  desBcu  Dache  dtr  Verunglückte  iimkam^  die  B^ 
sch&fTeiibeit  des  Betriebes  eine  besondere  Gefabrdes  Uli  tischt  agtf 
mit  eiL:}i  bracbte."  —  111,  B.  209,  Kr.  392:  „Diese  Wunden  tteben  tncb 
UDZweirdhaft  iu  ursacblicbcin  ZuBanimenbaDge  mit  den  Gcfa  lireu  «tr* 
Eieeii-  iHid  Slslilwerkubetriebe»,  bei  »elcbeiii  der  Kläger  als  Kesarllieiier 
im  Dienste  stand."  —  IV,  S.  70,  Nr.  454:  ,— Bind  gewaltthatige  AognlVe 
vou  Dieben  als  eine  der  Gefabren  onzuBchea^  weiclie  mit  scineo  Üb- 
liegenhelteii  im  Betriebe  verbunden  sind.'  —  IV.  8.  189.  Nr.  49<). 

"■■)  A.  N.  IV,  S.  176,  Nr.  47Ö. 

""')  Scbon  lins  der  Hecurspiitsclieidnng  vorangegangene  Berurnnf*- 
urtheil  eine»  Hamburger  Sc liiedag erlebt*  (Arb.Vg,  IV,  S.  249)  balle  di« 
richtigen  Geaicbtäpuakte  treffend  bervorgeboben. 
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nicht  in  seinem  Betriebe  Beschäftigte  hätte  ausgesetzt  sein,  und 
reicher  ihn  auch   öberall  anderswo  ausserhalb  des  Betriebes,   in 
welchem  er  beschäftigt  gewesen,  hätte  erreichen  können."    Ver- 
gleicht man   diese  Begründung   mit   der    entgegengesetzten  oben 
citirten,  welche  es  in  Sachen  des  Holzhackers  auf  Burg  Hohen- 
zollern  (A.  N.  II,  S.  250,  Nr.  210)  als  Grund  zur  Ausschliessung 
des  Schadensersatzes  nicht  hatte  gelten  lassen  wollen,  dass   ,die 
Verletzung   in  gleicher   Weise   bei  jedem  anderen   Gange   hätte 
eintrete!^  können" ,  so   wird  man   in  der  Tfaat  an   der  Tendenz 
j^eines  Umschwunges   beim  R.V.A.  nicht  länger  zweifeln  können. 
^1         3)  Wenn  nun  nach  allem  Vorangegangenen  daran  festgehalten 
^KjVerden  muss,  dass  nur  solche  Unlalle  Betriobsun lulle  sind,  welche 
durch  die  besondere  Qelahrlichkeit  des  Betriebes  verursacht  sind, 
so  erhält  doch  dieses  Princip   seinen   sicheren  Inhalt  erst  durch 
die  Feststellung  des  ihm  innewohnenden  Gegensatzes.  Aber  gerade 
Bn  diesem  Punkte  ergibt  sich  die  bereits  oben  angedeutete,  weit- 
tragende   Abweichung    vom    Hafti)flichtge9etze.      Dieses    Gesetz 
hatte,  apeciell  im  §  1  "*'),  einen  einzelnen  hervorragend  gefahr- 
vollen Betrieb,  den  Eisenbahnbetrieb,   im  Sinne  einer  principiell 
abschliessenden  Regelung  einer   besonders   verschärften  Haftung 
unterworfen,  welche  ihn  von  allen  anderen,  noch  so  nahestehenden 
Industriezweigen  unberscliied.     Es   war  daher  nur  gerechtfertigt, 
^^daiw  mau  unter  den  besonderen  Gefahren  des  Eisenbahnbetriebes 
Bdiejenigen  verstand,  welche  denselben  gegenüber  anderen  Unter- 
nehmungen, besonders  aber  auch  gegenüber  den  ihm  sonst  wirth- 
schaflUch   nahestehenden   underweiteu  Transportgewerben   unter- 
scheiden '"").   Der  Vergleich  wurde  also  zwischen  der  Eisenbahn- 


>•')  S.  oben  Tfote  86. 

"■)  Vgl.  beBonderB  Eher,  8.  8,  11 ,  21,  35  n.  a.  ra.  (eigenthtimliche 
Gerältrticilkeit  de»  Eisenbahubtlriehea);   S.  7,  2t)  (gegenüber  anderen  ün- 
[  Uruebmungen) ;  S.  9,  17,  21  (gegeüiibcr  undcren  Traiispor  Ige  werben). 
ArrUv  mr  öaenUit!liM  Bucht  ID.  f.  S.  22 


—     330     — 

Untern etimung  und  anderen  Unieniehmungen  gezogen.  Anders 
notliwendig  bei  dem  Begriffe  des  Betriebsunfalls  in  den  Unfall- 
rersicherungsgesetzen.  Hier  lassen  die  Materialien  bereits  keinen 
Zweifel  darüber,  dass,  wenn  man  auch  sciirittweiee  vorzogeheo 
genöthigt  war,  das  Endziel  doch  jedenfalls  darin  bestand,  nicht 
blos  einzelne,  gegenüber  anderen  Betrieben  eine  besonders  €f^ 
h{)btti  Unfallgefahr  bietende  Unternehmungen  herauszuheben, 
sondern  die  Wolütbaben  des  Gesetzes  allen  Arbeitern  zugänglich 
zu  machen,  welche  bei  ihrer  Arbeit  einer  besonderen,  ünfall- 
gefahr  au^esetzt  mndi"®).  Die  , besondere  Unfallgefahr*  eines 
Betriebes  im  Sinne  der  Unfall  venjicheningsgesetze  besteht  aUo 
nicht  im  Vergleich  zu  anderen,  versicherungspflichtigen  oder  aach 
momentan  noch  nicht  beigezogenen  Betrieben,  sondern  im  Ver- 
gleich zu  dem,  wie  ich  es  nennen  möchte,  „Unfallrisico  des  ge- 
wöhnlichen Lebeufi".  Einen  höchst  sprechenden  Beleg  liefen 
die  Motive  zum  Äusd.O.,  welches,  wie  oben  bemerkt***),  den 
Eisenbahnbefrieh,  für  den  bis  dahin  ausschliesslich  der  §  1  Haft- 
pflicht-G.  in  Betracht  kam,  den  Normen  des  Unf.G.  unterstellte. 
Sie  sagen"*):  .Das  Haftpäicbtgesetz  vom  7.  Juni  1871  gewihrt 
den  im  Eisenbahndienst  beschäftigten  Personen  —  einen  Anspnicli 
ans  Betriebsunfällen  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  dieie 
Unfälle  im  eigentlichen  Eigcnbahnbotriebc,  d.  h.  bei  solcha 
Functionen  der  Eisenbahn  Verwaltung  eingetreten  sind,  welche 
demselben  im  Vergleich  mit  alleu  anderen  Transport- 
gewerben die  ihm  eigenthümliche  Gefährlichkeit  verleihen.  — 
Der  Entwurf  will  allen  Personen,  welche  im  Eiseubahnbetriebc 
im  weitesten  Sinne,  d.  h.  bei  allen  denjenigen  technischen  Ver- 
richtungen verunglücken,  welche  zu  dem  Gisenbahnbetriebsdiensl 
als  solchem  gehören  (im  Gegensatz  zu  der  gefahrlosen  Be- 


">*)  Z.  B.  Mot.  iura  Ausd.O.,  oben  Note  91  s.  E. 

"•)  ObRn  Note  3. 

Jt<)  Jfot.  KU  S  1  Aned.O.  (Note  9t)  S.  258. 


—     331     - 


sckäftigung  in  den  Bitreaiis,  beim  R«inigen  der  Zimmer  u.  s.  w.), 
den  gleichen  Anspruch  auf  Entschädigung  gewähren."  Und  im 
Gesetze  «elhst  zeigt  un»  die  schon  oben  verwendete  Stelle,  §  1, 
Abs.  7  Unf.G..  dass  nur  für  solche  Betriebe  die  Versicherungs- 
pflicht durch  den  Bundesruth  uuiigeechlossen  werden  darf,  welche 
ftlr  die  darin  beschäftigten  Personen  „mit  Unfallgefalir*  über- 
haupt nicht  verknüpft  sind.  So  steht  die  ,  besondere  Gefährlich- 
keit des  versichorton  Betriebes"  dem  ^allgemeinen  UnfaUrisicx» 
des  menschlichen  Lebens"  gegenüber"*).  Das  ganze  Leben  ist 
ein  grosses  Risico.     Das  fortwrihrende  Zusammentreffen  mit  den 

t  Naturkräft«n,  der  Böswilligkeit  oder  dem  Leichtsinn  der  Mit- 
menschen, welche  Niemand,  auch  abgesehen  von  irgend  einer 
Berufsbeschäftigung,  vermeiden  kann,  lässt  einen  Jeden  eine  ganz 
beträchtliche  Unfiillgefahr  tragen,  welche  wir  vor  ihrer  Kealisirung 
nur  um  deswillen  nicht  empfinden,  weil  sie  uns  leider  schon  zur 
Gewohnheit  geworden  ist.  Diejenigen  Unfälle  nun,  die  einen 
Menschen  auf  Grund  dieses  allgemeinen  Risicos  treffen,  sind  keine 
Betriebsunfälle,  auch  wenn  sie  im  äusseren  Zusammenhange  mit 
dem  Betriebe  sich  ereignet  haben,  ja  sogar  wenn  sie  im  concret?n 
Falle  bei  Unterlassung  der  betreffenden  BerufsthUtigkeit  sich  nicht 
ereignet  hätten.  Sie  sind  durch  den  Betrieb  ^Helleicht  bedingt, 
veranlasst,  aber  im  Sinne  des  Gesetzes  nicht  venirsacht  worden. 

'  Betriebsunfälle  sind  im  Gegensatz  dazu  nur  «olche,  denen  Jemand 
durch  seine  Benifsbeschaftigung  in  einem  das  Risico  des  gewöhn- 
lichen Lebens  übersteigenden  Masse  ausgesetzt  gewesen  ist, 
eine  Formel,  welche  mit  der  vom  R.V.A.  angedeuteten '""],  dass 
der  Unfall  den  Verletzten  ausserhalb  seiner  Beschäftigung  in 
gleicher  Weise  niclit  hätte  treffen  können,  —  augenscheinlich  und 


*"3  Niclit  selten  ißt  nur  die  Verbennnng  äieses  richtigen  Oegensstzes 
'  die  VeranluBung  zur  Leugnutig  des  Frincips  seibat  bei  nn  eich  richtigen 
^  Entgcheidungen  geweEen,  wab  z.  B.  bei  den  oben  Kote  99  citirteii  der  Fall 
^lit.    S.  noch  unten  Kute  125  u.  131. 

'"•)  8.  oben  II,  Kr.  2  •-  E. 
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wie  sich  noch  iiäbei*  zeigen  wird  —  nicht  immer  zusunmenfäUt. 
In  diesem  Sinne  kann  nunmehr  als  Grundlage  des  Entschädigungs- 
anspruches  nach  den  Unfallvcrsicherungsgcsetzen  BctricbsuafaU 
detinirt  werden  als  »diejenige  körperschädigende,  plötz- 
liche und  von  dem  Betroffenen  nicht  beabsichtigte  Ein- 
wirkung eines  äusseren  Thatbestandes  auf  einen  Ueo- 
schen,  welche  durch  die  besondere,  d.  h.  aber  die  Un- 
fallgefahr  de8  gewöhnlichen  Lebens  hinausgehende, 
Gefährlichkeit  eines  Betrit^hes  verursacht  ist*. 

III.  Die  bisherige  principielle  Erörteruug  über  das  Wesen 
des  Unfalls  «beim  Betriebe"  und  dessen  Zusammenhang  mit  der 
besonderen  Getahrlichkeit  des  Betriebes  soll  nunmehr  ihre  An- 
wendung auf  eine  Heihe  von  Zweifelfdragen  erhalten,  welche, 
wie  mir  scheint,  in  der  bisher  vorhegeuden  Praxis  der  Schieds- 
gerichte und  des  R.V.A.  nicht  in  allen  Fällen  ihre  sachgemSoe 
Lösung  empfangen  haben, 

1)  Als  erste  Frage  ergibt  sich  naturgemäss  die,  in  welchem 
Yerhäliniss  das  Erlordemiss  des  Causalzusammen banges  zwischen 
Unfall  und  besonderer  Betriebsgefährhchkeit  zu  dem  Rearollato 
einer  wörtlichen  Auslegung  des  Ausdrucks  »beim  Betriebe*  steht, 
oder:  ob  und  inwieweit  der  Kreis  der  Unfälle,  welche  sich  im 
örtlichen  und  zffitlichen  Zusammenhange  mit  dem  Betriebe  ei^ 
eignen,  aich  mit  dem  Kreise  derjenigen  deckt,  welche  durch  die 
besondere  Gefährlichkeit  eines  Betriebes  verursacht  werden.  Dabei 
ist  nun  soviel  zunächst  kliir,  dass  die  Hauptmasse  derjenigen 
Unfälle,  welche  an  der  Betriebsstätte,  zur  Arbeitszeit,  bei  Gelegen- 
heit der  Vomalmie  mechanischer  oder  technischer  BetriebsthÜtig- 
keit,  oder  gar  bei  der  Handhabung  der  specifisch  gefahrdrohenden 
Anstalten  der  Betriebsanlage,  besonders  der  Maschicen«  sich  er- 
eignen, auch  durch  die  Gefährlichkeit  des  Betriebes  veranlasst 
sein  wird,  welche  unter  solchen  Umständen  naturgemäss  tun 
meisten  zur  Geltung  kommt.  Daraus  erklärt  sich,  wie  unsere 
Gesetzgebung  in  verschiedenen  Fällen  dazu  gelangt  ist,  deu  .Be- 


sunfall**  im  eigentlicheD  Sinne  mit  dem  «Unfall  beim  Be- 
zu  idenüficiren;  die  letztere  Bezeichnung  ist  einfach  a 
potiori  genommen  und  durch  den  damit  in  Verbindung  ateheu- 
den  Grund  Teranlasst^  dass  im  menschlichen  Geiete  die  festgestellte 
Sxusere,  örtliche  oder  zeitliche  Verbindung  zweier  Thatbestände 
sofort  und  wenigstens  vorläufig  den  Gedanken  eines  ursächlichen 
Zusammenhanges  hervorbringt***). 

■  Indessen  darf  doch  darüber  kein  Zweifel  bleiben,  dass  der 
wörtliche  Begriff  des  .Unlalls  beim  Betriebe"  und  der  durch 
Auslegung  gefundene  Begriff  des  .Betriebsunfalls"  einander  nicht 
vollständig  congruent  sind.  Nur  wäre  es  wiederum  durchaus 
falsch,  den  letzteren  unbedingt  als  den  engereu  und  die  Ein- 
mhnmg  des  Moments  der  .besonderen  Betriebsgerälirlichkeit*  in 
den  Begriff  als  eine  lediglich  restrictive  Interpretation  zu  er- 
achten"*]. Allerdings  ist  es  zunächst  richtig ,  dass  eine  Reihe 
von  Onfällen  aus  dem  Kreise  der  Betriebsunfälle  ausscheiden 
wird,   welche  sich  zwar  im   örtlichen  und  zeitlichen  Zusammen- 

K  hange  mit  dem  Betriebe,  vielleicht  auch  bei  Gelegenheit  der  Be- 

■  triebsbeschilftigung   selbst,    aber  nicht  verursacht   durch   die  be- 
W  »ondere   Gefährlichkeit  derselben,   ereignet  haben.     Das  R.V.A. 

hat  denigemäfts  selbst  den  bereits  oben  betrachteten  Fall  zutreffend 
entwbieden,  wo  ein  Speditionskutscher,  welcher  auf  der  Strasse 
einen  W:^en  reinigte,  durch  einen  von  dem  Keparaiurbau  des 
dortigen  Hauses  herabfaUenden  Balken  verletzt  worden  war"^), 


I 


*")  Ufln  deoke  au  deu  bekaiiütcii  Satz:  ,poat  lioc  vrgo  propter  hoe', 
welcher,  trotz  seiDcr  handgreiriichcn  Unrichtigkeit,  doch  bei  jeder  Unter- 
■achODg  den  ersten  Führer  biEdet. 

"*)  Dieeer  F«hler  ist  meisten»  gemoobt;  mui  sehe  für  das  Unf.G. 
t.  B.  Makory,  8.  433  und  die  BegrUnduog  der  Note  99  cilirten  achiedage- 
.clillichen  Eiitachcidungeri. 

»"}  A.  N.  IV,  S.  176,  Nr.  476.  Vgl.  oben  Kote  105,  106.  Auf  die 
in  dem  betreifeDden  Falle  mitspielende  Fahrlässigkeit  des  Zitnmergeaellen, 
welche  in  der  Eateclieidung  nichts  äuderl,  wird  hier  kein  Gewicht  gelegt. 
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während  es  ia  einer  Reihe  anderer  JudicaU  sich  von  dem  gleichen 
Gesichtspunkt  nicht  hat  leiten  lassen.  Dem  oben  erwähnten  Holz* 
hacker  auf  Burg  Hohenzollern  (A.  N.  U,  8.  231,  Nr.  210)  durfte 
eine  Entschüdigung  auf  Grund  der  UnfaUveniicherungsgesefaM 
nicht  zugesprochen  werden  und  ebenaoweaig  einem  KoffertrSger« 
welcher  eines  Morgens,  nachdem  er  die  im  ersten  Stock  de« 
Bahnhofgebäudes  brennende  Lampe  pflichtgemäss  auagelÖBeiik 
hatte,  durch  einen  Sturz  auf  der  Treppe  verunglückte*'*).  Denn 
nach  der  Lage  des  Falles  kann  man  die  Ueberzeugung  nicht 
erlangen,  das»  der  Arbeiter  einem  Fehltritt  auf  einer  guten  und 
durch  TageHÜcht  '*')  erhellten  Treppe  durch  seine  Dicnstobliegeo- 
faeit  mehr,  als  durch  seine  gewöhnliche  LehenxfOhrung  ausgesetzt 
gewesen  ist.  Die  Entscheidung  durfte  daher  nicht  anders  er- 
folgen, flla  die  im  Briefkasten  Arb.Vg.  111,  S.  19*5,  gegebene  Tei^ 
neinende  Antwort  auf  die  Frage ,  ob  ein  Fabrikportier,  der  in 
Begriff,  das  Eingangsthor  zimi  Etablissement  zu  scbliessen,  im 
Hausflur  seiner  daselbst  belegenen  Dienstwohnung  über  dort 
lagernde  Haushalt ungsgegcnstände  stolperte  und  ein  Bein  brach, 
einen  Betriebsunfall  erlitten  hat.  Erscheint  es  vom  sociolpolitiscbeD 
Standpunkte  aus  auch  hart,  solche  Leute  gegenüber  ihren  entschä- 
digten Collegen  ohne  dauernde  Fürsorge  *'^ zu  lassen,  so  darf  mao,- 
ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Berücksichtigung  derartiger  Momente 
Sache  des  Gesetzgebers,   aber  nicht  des  Richters  ist**^*),  nicht 


"•)  A.  N.  HI.  Ö.  365,  Nr.  418. 

**')  Ob  die  Entscheidang  des  R.V.A.  sieh  würde  halten  Iumo,  w«nB 
der  KofTerträgcr  die  Laiufie  hatte  in  der  Vacht  auoli^nchen  and  dann  auf 
schwach  oder  gar  nicht  beleuchteter  Treppe  seinen  Abstieg  b&tte  nefamm 
müsseo,  kann  hier  dahingestellt  bleiben. 

^")  Oboe  dauernde  Fürsorge,  da  sie  jedenfalls  die  Krankeufünorge 
In  den  ersten   13  Wochen  f;euieaseQ. 

"•»)  Vgl.  dift  treffenden,  aber  am  nnricbtlgen  Orte  angebrachten 
(s.  Kote  lä5)  Auafilhruugen  am  Schlüsse  des  Erk.  Arb.Vg.  IV.  S.  12.  Auck 
die  Bemerkung  bei  v.  Wötrrsi,  Commenlar  zum  Unf.G^  8.  81,  mit  vrelober 
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vei^usson,  ilass  die  Gesetzgebung  über  die  Arbeiter  Versicherung" 
zur  Zeit  oocb  uicht  vollendet  iat,  vielmehr  die  InvnHditütsvorsiche- 
rung  Dodi  aussteht,  welche  die  FUmorge  bei  •nicht  durch  reiclis- 
geeetzlicfae    Unfatlversicherung    gedeckten    Unfällen"     umfas8«ii 

ÄndererBeits  aber  kann  auch  der  Kreis  der  nBetriebsunfälle* 
Qfaer  den  KxöIb  der  «Unralle  beim  Betriebe*  nicht  userhebLich 
hjnaujigehen.  In  dem  Commentor  v.  WünrKB's  ist  bereits  treffend 
hervoi^ehoben  worden,  dass  mit  den  upecifisch  gefahrbringenden 
Änülalten  der  betreö*eadeu  Betriebsanlage,  z.  B.  mit  den  Maschinen, 
der  Unfall  nicht  nothwendig  in  Verbindung  zu  stehen  braucht  ^*''); 
denn  es  ist  klar,  dass  auch  die  sonstigen  Betriebsverrichtungen, 
wenn  sie  auch  den  Betrieb  vielleicht  nicht  von  anderen  Betrieben 
unterscheiden,  doch  eine  über  das  Kisico  des  gewöhnlichen  Lebens 

I  hinausgehende  Unfallgefahr  darbieten  können^*').  Allein  man 
muss  auch  noch  weiter  gehen,  als  der  gedachte  Commentatorf 
welcher  im  Auschluss  an  gewisse  einzelne,  zum  Haftpäichtgesetz 


er  zur  Empfehlnag  einer  „thunliclmt  weilen'  Interpretalion  des  .[Infalls 
beim  Betriebe'  daraaf  liiiiweiHt,  daftt  iIli;  Brla^lung  tnii  der  Für60rge[jUicbt 
Hiebt,  wie  im  Ha/tplÜcbtgesctz^  einen  Einzelnen,  sondern  grossere  leistungs- 
(fthige  Verbände  trifTt,  dürfte  vom  juristisicheti  Standpunkt  aus  nicht  alt 
durchscblagead  erachtet  werden. 

I  '")  So  aacU  1,  Kr.  1  der  verolTenlticbten  Grundzti|je. 

I  *'•)  Commentnr  stnm  Unr.G.,  S.  79  unten. 

"')  Z.  B.  Arb.Vg.  IV,  S.  419,  wo  ein  Grubenarbeiter  bei  Herbeischar- 
fang  des  Trinkwassers  Tür  die  Grube  verunglückt,  oder  A.  N.  IV,  S.  70, 
Kr.  45(i,  wo  ein  Eisen  bah  n-8  treck  f<narbeiter  bei  der  dem  Eisen  bah  nflsoas 
obliegenden,  ihm  dienstlich  aufgetragenen  K«inigung  des  an  den  Wirier- 
wohnbiiascrn  sich  hinziehenden  Thclis  der  Dorfstrasae  einen  Unfall  erleidet. 
Vgl.  auch  unten  Kote  123.  Ebenso  gehört  es  hierher,  dass,  wie  diu  Uo- 
tive  XU  S  3  See-Uuf.G.  (Note  53a),  8.  51,  ausdrüicklich  hervorheben,  die 
Versicherung  der  S«etcuLe  auch  diejenigen  Unfälle  umfasat,  welche  ihnen 
wjfcbrcnd   ihrer  dienstlichen    Verwendung   an    Land     oder  an    Bord    eines 

>  I^ichterffthrscogs  zostossen,  sobald  diese  Un^Ue  nor  mittelbar  oder  an- 
mittelbar  mit  ihrem  Dienstverhältnisse  einen  ursächlichen  Zusammcnliang 
haben. 
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ei^aagene  ürtbeile  doch  jedenfalls  verlangen  will,  dasa  sich  ds 
Unfall  ,auf  eine  zum  technischen  oder  mechauischen  Betrieb 
gehörige*  Verrichtung  beziehen  mass*'*).  Im  Gegeutheil  ist  zu 
behaupten,  dass,  eoweit  die  besondere  Ünfallgefahr  des  Betrieb 
über  den  Betrieb  selbst  sich  hinaus  erstreckt,  soweit  die  Berufal 
beschäfiigUDg  *  auch  ausserhalb  des  eigentlichen  Betriebes  eü 
Erhöhung  des  in  der  allgemeinen  Leben.sfülu*ung  Hegenden  Ufl 
fallrisicos  hervorbringt,  auch  die  Möglichkeit  eines  Betriebsunfalls 
gegeben  ist.  Von  diesen  Gesichtspunkten  hat  sich  das  R-V.A- 
z.  B.  in  einem  Falle  **^)  richtig  leiten  lassen,  wo  ein  Fabrik^ 
kuLscher  auf  einer  Spazierfahrt  der  Frau  des  Fiüjrikdirectors  sc 
Tod  fand.  £&  stellte  im  Zusammenhange  mit  dem  vorhin 
örterten  zunächst  fest,  dass  ,der  Betrieb  im  Sinne  des  §  1.  Abs. 
Ünf.G.  sich  nicht  lediglich  als  der  Inbegriff  aller  ThUtigkeit 
darstellt,  welche  von  den  eigentlichen  Fabrikarbeitern  innerhalb 
der  Betriebsstätte  vorgenommen  werden  und  unmittelbar  dem 
Zwecke  der  Herstellung  eines  Productcs  dienen,  sondern  auc^ 
diejenigen  Thätigkeiten  umfasse,  welche  die  Zwecke  der  Prodnc- 
tion  mittelbar  fördern  und  von  Betriebearbeitem  verrichtet  werden» 
die  den  eigentlichen  technischen  Verrichtungen  fem  stehen"  ***•). 
Das  Urtheil  constatirt  darauf,  dass  zur  Obliegenheit  des  Ver- 
ungli^ckten  niclit  blos  die  Besorgung  der  dem  Betriebe  dienenden 
Fuhren  selbst,  sondern  auch  die  Erhaltung  de»  Gespannes  in  g^ 
brauchsfähigem  Zustande  gehörte,  wozu  das  .Bewegen  der  Pferde 
von  Nöthen  war.  Dass  aber  diese  Bewegung  unter  Benutzung 
eines  Kutschwagens  stattfand,  in  welchem  die  Frau  des  Fabrik- 
directors  sass,  konnte,  obwohl  dieser  Urnntand  ein  über  die  eigent- 


'")  Ä.  a.  0.,  8.  80. 

""1  A.  N.  IV,  8.  69,  Nr.  463. 

>"*]  Die  hier  anstreifende  Frage  nach  der  rechtlichen  Huglichk«i 
einer  tbeilweisen  VersicheruDgapflicbt  eines  geßbrlicbcD  Betriebe»,  die  Iw- 
Boodera  im  Falle  von  §  l,  Abs.  3  Unf.G.  (Un  tarne  hm  nngea  mit  Uotorea- 
bctrieb)  praktisch  wird,  reicht  über  den  Rahmen  des  Themu  hioaaf. 
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liehe  Betriebsthätiffkeit  hinausgehendes  Moment  in?oIvirte,  mit 
Hecht  nicht  als   eine  Unterbrechung   des  CausalzusAninienhnnges 

^erachtet  worden. 

^p        Von  besonderer  Wichtigkeit  wird  dementsprechend  der  obige 

^Grundsatz,  um  gewisse  Unfälle  tHa  Betriobsunrdlle  auzuerkeaueDf 
welche  sich  ausserhalb  der  eigentlicheu  Beiriebszeit  und  der  Be- 
triebsstätte ereignen.  Dass  der  Arbeiter  während  der  Arbeits- 
pause«  welche  seinen  allgemein  menscblichec  ßedUri'oisäen,  der 
Erholung,  Speisung  u.  s.  w.  dient,  f&Ils  in  dieser  Zeit  die  Ge- 
tahrlichkeit  des  Betriebes  auf  ihn  einwirkt,  nicht  ausserhalb  der 
Versicherung  steht,  ist  in  mehreren  Entscheidungen  treffend  er- 
kannt worden*'*).  Ist  der  Arbeiter  nach  der  Einrichtung  seiner 
Beschäftiguug  veranlasst,  sulthe  Pausen  in  der  Fabrik  oder  deren 
Nähe  zuzubringen,  so  trifft  ihn  zweifellos  ein  Betriebsunfall,  wenn 
KU  dieser  Zeit  z.  B.  eine  Kessele xplosiou  eintritt.  Aber  auch 
wenn  ein  Bergmann,  welcher  während  einer  nächtlichen  Arbeits- 
pause in  der  dafür  eingerichteten  Zechenstube  seine  Mahlzeit 
einnintmt,  dort  durch  einen  Fehltritt  in  die  geöffnete  Dampf- 
heizung Mt**^)  oder  durch  den  dort  explodirendon  Heizofen  ver- 
letzt wird,  oder  weim  der  Fabrikabtritt  einstürzt,  während  der 
Arbeiter  dort  ein  BedUrftuss  verrichtet***),   so  wird  auch  damit 

^fen  der  Regel  ein  Betriebsunfall  gegeben  sein  ^'^*).   Demi  obgleich 

H  '")  Z.  B.  A.  N.  lY,  S.  176,  Nr.  477  a.  E. 

■  "^)  Arb.Vg.  IV,  8.  U3. 

^B  ■")  Im  AnschlQss  an  Arb.Vg.  IV,  3.  595. 

^^  '"•)  In    denselben  Ziisatnmenhkng    gehört  ancli    eine    neueste    Ent- 

echddODg  A.  N.  IV,  S.  IB9,  Nr.  489:  mH>°  Posthalterei-KatAcher,  welcher 
Abenriü  BUB  rjienstliclier  Veranlastumg  fern  von  seiner  Wohnung  :iuf  dem 
Futterboden  über  dera  Pferdestalle  Bi-in  Nachtlager  aufgesucht  hatte^  wurde 
Morgens  am  Fanse  der  aus  dem  Stalle  tum  Boden  führenden  steilen  Leiter 
todt  gefanden.  Kr  hatte  sieb  darch  Sturz  einen  Schädelbruch  zugezogen. 
Dieser  rofall  ist  —  als  bei  dem  Betriebe  eingetreten  anzusehen.  Der  Ver* 
ttorbene  fdt  im  Banne  (?)  des  verAicht^riingspflichtlgen  Fnhrwerksbetriebes  in 
folge  einer  geHthrlichen  Bctrieliscinrichlung  getödtct.* 
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nach  dem  oben  ßeraerlct(>n ''^)  auch  im  ge%Töhnlicbeu  Lebeu 
mand  von  gleichen  oder  ähnlichen  Unlailcn  betroffeu  werdfitf 
kanii^  so  wird  doch  diese  Gefahr  fOr  den  Bergmann  oder  Fabrik- 
arbeiter, ?on  anderem  abgesehen,  schon  dadurch  erhöht,  dua, 
wiÜirend  er  in  seinem  eigeni^n  Hause  dem  Zustande  derartiger 
Einrichtungen  seine  Aufmerksamkeit  zuwenden  kann,  er  sie  in 
der  Zechenstube  oder  im  Hofraum  der  Fabrik  regelmässig  x 
nehmen  muss,  wie  er  sie  voründet,  wenn  er  durch  seine  Be- 
schäftigung gerade  sie  zu  benutzen  genöthigi  ist'"*). 

Nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten  haben  den  eotHcheidendn 
Behörden  schliesslich  die  Fälle  bereitet,  wo  sich  ein  Uni'aU  auf 
dem  Wege  zu  oder  von  der  Betriebsstätte  ereignet  hat.  Für 
uns  ergibt  sich  der  einfache  Satz:  Soweit  die  Berufsbeschäftägong 
des  Arbeiters  üin  auf  solchen  W^en  einer  erhöhten  Dnfallgefahr 
unterwirft,  ist  die  Möglichkeit  eines  Betriebsunfalls  gegeben. 
HieHUr  bietet  das  Gesetz  selbst  ein  Beispiel,  wenn  es  in  §  3 
See-Unf.G.  ausdrücklich  erklärt,  dass  die  Versicherung  die  Be- 
förderung vom  Lande  zum  Fahrzeuge  und  vom  Fahrzeuge  zum 
Lande  einschlit:.s.sen  soll'^'-').  Denn  die  Nothwendigkeit,  hei  der 
Seeschiffahrt  die  Betriebsstätte  selbst  auf  dem  Wasserwege  asf- 
zusuchen.  enthält  eine  Über  das  gewöhnliche  Lcbcnsrisico  hinau.v> 
gehende  Unfallgefahr.  Am  näclisten  st^ht  diesem  der  vom  K.V.A 
richtig  entschiedene  Fall,  dass  von  zwei  Arbeitern,  welche  auf 
einem  Flusshagger  mit  Kesselreparaturen  Tag  und  Nacht  be- 
schäftigt waren,   der  Eine  beim  Herbeiholen  von  Lebansnüttehi 


1")  Vgl.  oben  bei  Note  112  a. 

**")  Uier  su-eiti  die  Frage  nach  dem  Verschulden  des  Untemelimert 
bei  UerstcUaDg  oder  lustandhaltuDg  di>r  fraglichen  Einricbtangen  an.  6. 
darüber  unten  bei  Xole  154. 

'")  Kiclil  ganz  hierher  gehurt  die  folgende  VorMbriTt  des  S  3,  Ah*.  1 
S«e-Unr.G.  aber  die  Versieheraog  deotaeher  Seeleute  bei  der  ihnen  ge- 
wtLhrleu  freien  Rückberürderung  oder  Mitnahme  auf  deutscbea  Se«Cilit* 
zeugen. 
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iurch  Umschlagen  des  Nachens  ertrank '^^),  und  ebenso  halU^  ich 
lie  schiedsgerichtliche  Entscheidung  für  richtig,  welche  den  Hinter- 
bliebenen eines  Dachdeckers  eine  Entschädigung  zubilligt«,  der 
^uf  dem  Wege  von  der  Arbeitsstätte  durch  das  plötzliche  Aus- 
'treten  eines  Flusses  ertrunken  ist.  Denn  das  Schiedsgericht^**) 
stellt  fest,  dass  der  Arbeiter  durch  seine  Beschäftigung  bei  einem 
Meistor,  welcher  in  der  ländlichen  Umgebung  seines  Wohnortes 
bald  hier  bald  dort  Dnchdeckcrarbeiten  verrichtete,  zu  besonders 
häufiger  ZurUcklegung  von  Wegen  über  Land  in  einer  nicht  Htets 
bekannten  Gegend  und  zuweilen  in  der  Dunkelheit  genöthigi 
jfar^**).  Ja,  ich  glaube  sogar,  dass  die  in  dem  Krkenntniss 
N.  HI,  8.  8,  Nr.  247,  berührten  Momente  bei  näherer  Er- 
örterung zu  einem  der  gesprochenen  entgegengesetzten ,  dem 
Kläger  günstigen  Ent,scheidung  hätten  führen  können  ^^*).  Im 
Gegensätze  aber  zu  diesen  Fällen  würde  ich  den  Entachadigungs- 

^1         »0)  A.  N.  lU,  6.  851,  Nr.  410. 

H         "')  Arb.Vg.  IV,  8.  97. 

^V         '*')  Die  Sachlage  kommt  dem  Falle  naliu^   wo  die  Besorguni^  von 

BQängen,  wie  z.  B.  beim  Fabrikbotcii,  Landbriefträger,  die  eigentliche  Be- 
trieb» thdtigkrit  ausmaclit,  ein  Zusammenhangs  der  auch  dario  liervortritt, 
d&ss  Jenem  ÜachdcckergehÜfen  die  Wegezeit  bei  der  Bezahlung  als  Ar- 
beitAseit  gerecbnet  wurde. 

*")  Ein  Arbeiter  hatt€  bei  Qlattein  inmitten  des  halbstündigen  Weges 
von  seiner  Wohnung  nach  der  Fabrik,  in  welcher  er  rechtzeitig  zur  Arbeit 
einzutrelTeD  verpüichtet  war,  iu  Folge  cinea  Fallee  auf  der  Laudätnitfäe 
einen  Beinbruch  erlitten.  —  I)aa  K.V.A.  hat  einen  BetricbeHnfall  nicht 
angenommen.  Bei  näherer  Erörterung  hötte  in  Anknüpfung  an  den  Ke- 
ialiv^atz  vielleicht  reatgestellt  werden  können,  da^a  die  in  der  Fabrik  noth- 
wendige  Arbeilötheilung  nnd  MaHsenbeschaftigung  einen  liüchet  gleich* 
massigen  und  pUnkilichen  Arbeitsbeginn  erfordert,  da«»  die  dadurch 
veranlasste  Bile  auf  den  zu  gewolinlicher  Zeit  seine  Wohnung  verlassenden 
Arbeiter  auf  dem  Wege  eingewirkt  und  dadurch  bei  den  vorliegenden 
besonderen  Bedingungen  (Glatteis),  welche  eeine  Schritte  hemmten .  den 
Unfall  verursacht  hat.  Dass  die  einem  Betriebe  eigenthiimliche  Eile  einen 
Theil  «einer  Qefahrliehkeit  auamacht,  haben  die  huchsten  Civilgerichte  zu 
i  1  Haftijdicht-G.  wiederholt  entschieden.    VgL  Eosn,  S.  U,  18,  19,  27,  28,  32. 
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anspi-uch  in  alleu  denjeuigeu  Fällen  zurQckweisen.  wo  der  Zugang 
zur  BetriebRgtäkt«  oder  der  Abgang  von  derselben  durcb  eiti«D 
Unfall  unterbrocben  wurde,  welcher,  wie  z.  B.  bei  einem  ohne 
besondere  Umstände  sieb  ereignenden  Falle,  Qber  das  Risico  des 
gewöhnlichen  Lebens  nicht  hinausgeht*^*). 

2)  Eine  zweite  erhebliche  Specialfmge  ergibt  sich  dahin,  ob 
und  inwieweit  Unfälle  durch  Elementarereignisse  alB  Betrieba- 
uuialle  augesehen  werden  können.  Ein  schiedsgerichtliches  £r- 
kenntniss '^^)  hat  diese  Frage  schlechtweg  verneint,  indem  es  die 
ausdrückliche  Hervorhebuug  solcher  Ünlalle  in  §  1  See-Unf.Q.'") 
zum  Beweise  dafür  benutzte,  dass  dieselben  in  der  Industrie  us^ 
Land wirth Schaft  nicht  in  Betracht  kommen  könnten.  AUeiu  diewe 
argumentum  e  contrario  ist  falsch.  Die  Motive  heben  herror, 
dass  der  Zusatz:  i, einschliesslich  derjenigen  Unfälle,  welch« 
während  des  Betriebes  in  Folge  von  Elementarereigolsseo  ein- 
treten" nur  zur  ausdrückUcben  Beseitigung  etwaiger  Zweifel  bei- 
getilgt  wurde,  welche  hier  um  so  bedenklicher  werden  konntea, 
als  „bei  der  Seeschiffahrt  elementare  Ereignisse  eine  andere  Be- 
deutung haben,  wie  bei  Betrieben  des  festenLandes'  *^').  Letzteres 
iat  iu  der  That  der  Fall,  indem  dte  Seeschiffahrt,  welche  den 
ganzen  Menschen  geraume  Zeit  hindurch  auf  offener  See  fOr  sich 
in  Anspruch  nimmt,  ihu  allen  Elementarereignissen  weit  Ober  das 
Mass  des  gewöhnlichen  Leben»  liinaus  aussetzt  So  haben  wir 
in  dieser  Stelle  keine  Abweichung  von  der  Regel,  sondern  gerade 
eine  Anwendung  des  von  uns  gefuudeneu  Principes  vor  uns'**), 


<■*}  In  dit&en  Rahmen  gehört  son&chBt  der  Fall  A.  K.  H,  &  SSL 
Nr.  210  (oben  hinter  Nole  99),  ferner  A.  N.  III,  8.  356,  Nr.  423;  IV,  8,  ITS, 
Nr.  474;  S.  170,  Nr.  475.  Im  letztgcd achten  Falle  hatte  der  Arbeiter,  ii- 
dem  er  sich  zur  ArbeitssUtte  begab,  ohne  Noth  seinen  W^  Über  eisen 
nicht  fest  zugefrorenen  Teich  genomroen. 

'»')  Ärb.Vg.  IV,  S.  12. 

*")  S.  oben  »or  Note  18. 

»")  Hot.  zu  S  1  8ec-rnr.Q.  (Note  53  a),  S.  50. 

'")  Dieser  richtige  Gesichtspuokt  der  Uotive  wird  allerdlngi  in  do 
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reiches  auch  fllr  die  induatriellon  und  liindwirtlischaftlichen  ünter- 
nehmuugen  gelten  mus»,    soweit   dereu  Eigenart   eine  Erhfihung 
des   allgemeinen  Unfallrisicoa   gegenüber   den  Nnturkräflen   auf- 
weist.    Die  Judicatur   hat   auch   im   Uebrigen    demgemäss   ent- 
schieden ***).     Der  Dachdecker,  welcher  bei  seineu  Arbeiten  auf 
erhöhtem  Standpunkte  einen  Blitzschlag  erfährt^*"),  der  Gruben- 
arbeiter, welcber  bei  der  ZurUckschiebimg  geleerter  Förderwagen 
■fon  der  5  Vt  Fuss  hohen  LaufbrUcke  durch  eine  Windhose  hinunter- 
Hgeschleudert  wird  "0,  der  Zimmermann,  welcher  bei  fortgesetzter 
"^Arbeit    auf    dem   Zimmerplatze ^    oder    der   Maurer,    welcher    in 
brennender  Uitze,  die  durch  die  Ausstrahlungen  des  Mauerwerks 
noch  erhöht  wird,  einen  Sonnenstich  erleiden  ^*'):  sae  alle  gehen 
an  einem  Betriebsunfall  zu  Crrunde.     Und   auch  hier,    wo  BUtz- 
schlag,  Sonnenstich,  Windesgewalt  in  Betnicht  kommen,  zeigt  es 
sich  deutlich,  dsss  nicht  der  Umstand  entscheidet,  ob  ein  Unfall 
Jemandem  auch  ausserhalb  eines  Betriebes  begegnen  kann,  sondern 
Bob  er  durch  den  Betrieb  in   erhöhtem  Masse  dieser  Gefahr  aus- 
gesetzt wird. 
^  3)  Welchen  Einfluss  Qbt  auf  die  Anerkennung  eines  Betrlebs- 


CommtseioosverliaDdlaageD  CNot«  53a),  S.  1191,  mehr  verwiscbt.  indem 
hier  die  Rr-gierungsvertreler  die  wahrend  des  Betriebes  sich  ereignenden 
Elemenlaruanile  deo  bei  dem  Betriebe  «ch  ereignenden,  im  unmiiteitaren 
aniächlichen  Zuüammeuliaiige  mit  ihm  «teilenden  Unfällen  gegenüberstellen 
ta  müssen  meinten.  Docli  laut  das  Wort  »unmittelbar"  auch  hier  die 
llüglicbkelt  tu^  im  Sinne  der  Commissarien  die  Elementarun falle  al»  tn-ar 
iu  nur  mittelbarem,  aber  doch  nicht  weniger  wirblichem  Causalzusammen- 
haoge  mit  dem  Betriebe  stehend  aofzofasseD.  In  einer  mehr  gelegentlichen 
Bemerkung  hat  anch  das  R.V.A.  „die  Haftung  der  See- Berufsgenossen- 
schaft aus  Unfällen  in  Folge  von  ElementarereigDissen*  für  etw&s  Eigeo- 
artige«  erachtet  (A.  N.  IV,  S.  168  a.  E.). 

'»•)  Vgl.  auch  oben  bei  Note  131. 

'*•)  A.  N.  UI,  8.  132,  Nr.  $17. 

»»J  Arb.Vg.  IV,  S.  295. 

"^  A.  N.  IV,  S.  177,  Nr.  481,  verglichen  mit  dem  entsprectienden 
sehied^erichtlichen  Erkenntniee,  Arb.Vg.  IV,  8. 177,  femer  A.  N.  Ilt,  S.  407| 
Kr.  445. 
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Unfalles  der  Umstand  aus,  (Ihss  der  Verunglückte  mit  einer  Krank* 
heit  oder  krankhaft«!!  Anlage  belastet  war,  welche  entweder  die 
Ursache    zur   Realisirung   des    einwirkenden   Thatbestandes   wir 
oder  doch  dessen  schädigende  Einwirkung  ermöglichte  ?  Wiederum 
gilt  der  einfache  Satz,  dass  ein  ßetriehsunfall  vorliegt,  wenn 
nach  Lage  der  Sache  der  Unfall  trotz  des  vorhandenen  Körper- 
defectes  sich  noch  al^i  eine  Verwirkhchung  der  besonderen  Unffü]- 
gefnhr    des   Betrielws    darstellt.     Dies   ist  z.  B.  der  Fall,    wenn 
ein  Ke&selheizer  in  Folge  eines  Krampfanfalles  in  die  Vertiefting 
vor  dem   Feuerheerd   des  Kessels  gefaUcn  ist  und  sich   an   da* 
gliihendheissen    Schutzptatte    verbrannt    haf ')«   oder    wenn  m 
Fabrikarbeiter,  in  der  Arbeitspause  auf  einer  Bank  zwischen  iteo 
Kesseln   zweier   Schweissöfen   sitzend ,    von    einem    epüeptiscben 
Anfall  ergriffen,   mit  dem  Gesicht  in   die   hcisse  Asche  fiel  und 
sich  die  Augen    verletzte^*').     Die   besondere  Gefährlichkeit  de& 
Betriebes  liegt  hier  darin,  dass  der  in  Folge  von  Krankheit  d«r 
Herrschaft  über  seinen  Körper  beraubte  Arbeiter  leichter  in  eine 
Berlllirung  mit  verletzenden  Gegenständen  kommen  kann,  als  im 
gewöhnlichen  Leben.     Daher  würde   ein  solcher  auch  eine  Ent- 
schädigung nicht  erlialten,  wenn  er,  im  Krämpfe  einfach  2U  Bodea 
fallend,    sich    eine    Körperverletzung    zuttlgte.      Und    wenn  im 
Weiteren  ein  mit  einer  natürlichen  Bruchanlage  oder  einem  Hen- 
fehler  behafteter  Arbeiter  bei  Gel^enheit  einer  Betrieb sthätigkeit 
einen  Bruch***),  einen  Herzschlag  oder  eine  Lungenblutung**') 
acquirirt,    so  kommt    es   darauf  an,    oh  jene  Retriebsthatigkeit, 
z.  B.  eine  Bewegung    oder  das  Heben  eines  Gegenstandes,  esie 
solche  war,  dass  sie  in  höherem  Masse,  als  die  Thätigkeiten  des 
gewöhnlichen  Lebens,  menschliche  Kraftanstrengung  erforderte  **^ 


"«)  A.  N.  III,  a.  209.  Nr.  392. 

'**)  A.  N.  IV,  8.  176.  Nr.  477. 

'*^)  A.  N.  IV,  S.  85,  Kr.  4C8. 

"')  Arb.Vg.  ni,  S.  284.    Vgl.  oben  Note  32. 

"')  Eine  '/uwmmenetellQng  der  an   verschiedenea   PaakteD    die 


—    343     — 

dies  nicht  der  Fall,  bo  bleibt  der  Verletzte  oder  Getödtete 
lebenso  ohne  Entschüdigung,  als  wenn  Körperverletzung  oder  Tod 
ohne  jede  feststellbare  Einwirkung  von  Aussen  sieb  vollzogen 
hätten  ^*^);  ist  aber  jener  Thatbestand  gegeben,  so  ist  die  Gefälir- 
lichkeit  des  Betriebes  die  Ursache  des  Unfalls,  die  körperliche 
Anlage  des  Verletzten  aber  nur  die  Bedingung  ihrer  Wirksam- 
keit, welche  die  Entschädigung  um  so  weniger  ausschliessen  kann, 
als  die  öifentl  ich  rechtliche  Unfailffirsorge  anders,  wie  die  private 
Unfallversicherung,  den  Arbeiter  so,  wie  er  ist,  ohne  weitere 
Eruining  des  durch  ihn  gegebenen  Unfallrisicos,  lediglich  auf 
Grund  seiner  BeschUftigung  in  einem  unfallversichemngspflichtigeD 
Betriebe,  in  die  Versicherung  aufnimmt  ^''^). 


Aiifsatzpji  gefundenen  Ergebnisse  zn  der  vielfach  ventilirten,  nicht  allein 
JahElisch,  sondern  auch  mediciriech  zweifelhaften  Frage,  wann  der  Ein- 
iritt  eines  Bruches  einen  BetriehsunfaU  darstellt^  xeigt  Folgendes,  Ein 
Betrieb&unfnll  liegt  nichl  vor,  wenn  bei  natürlicher  Bnichanlage,  z.  B.  bei 
einem  von  der  Geburt  oder  frühester  Kindheit  her  präfornirteo  Bruclisncke 
du  Heranslretni  der  Eingeweide  überhaupt  olme  Einwirkung  von  auesfin 

^(ef.  Kote  33)  oder  doch  nur  in  Folge  einer  Anstrengung  erfolgt  ist,  welche 
licht  über  das  Hasa  derjenigen  hinausgeht,  die  durch  die  Tli&tigkeiten  des 

'gewöhnlichen  Leben»  verursacht  wird  {Note  145).  Ebensowenig  liegt  aber 
ein  Betriebsunfall,  vielmehr  eine  Gewerbskrankheit  vor,  wenn  sich  darch 
die  fort  geset  zte  Anstrengung  im  Betriebe  allinühlicli  ein  Bruch  ent- 
wickelt haben  sollte  (vgl.  Notr  54).  Dagegen  ist  allerdings  ein  Betriebs- 
nnfoll  gegeben,  wenn  plötzlich  durch  eine  besonders  erhebliche  An- 
strengung ein  Brnch  heraustritt,  gleichviel  ob  eine  nattlrliche  Anlage 
dazu  vorhanden  gewesen  Ist  (Note  145),  oder  ob  die  Entstehung  des 
Braches  ohne  solche  auf  tranmatiachein  Wege  erfolgt  ist  (eine  Möglichkeit, 
welche  von  meilJciniscbcr  Svitc  nicht  Kelten  bestrilttni  wird).  Oasfl  die 
Cnterscheiduiig  dieser   F&lle  hiluftg   Beweisschwicrigkeiten   ergeben  konn, 

twifd  in  A.  N.  IV,  8.  85,  Nr.  468,  richtig  hervorgehoben. 
"0  Oben  Note  32,  33,  A.  N.  II,  8.  262,  Vr.  214. 
■••)  Das»   die   Annahme   der  letzten  These,    worauf  gewisse  Bemer- 
kungen in  einigen  F.rkeiinliiisscn  hinweisen  (r.  B.  Arb.Vg.  IV,  S.  179,  340, 
A.  N,  II,  S.  2S2,  Nr.  215),  die  Unternehmer  dazu  föhren  kann,  solche  Ar- 
.beiter,  welche  mit  einer  Rrankheitsanlage^  g^^n  die  man  sich  nicht,  wie 
einer  erkennbnren  BruclmnUge   durch  ein  Bruchband,  schütsen  kann. 
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4)  Inwieweit  sind  Tödtungen  oder  Körperverletzungen,  welche 
beim  Biithebe  durch  dos  Verschulden  dritter  Pereonen  ver- 
ursacht werden,  als  auf  Betriebsunfall  beruhend  zu  betrachteo? 
Dass  nach  derÄuffassung  des  Gesetzes  Betriebsunfiille  durch  Vor- 
satz oder  Fahrlässigkeit  Dritter  Überhaupt  verursacht  werden  kön- 
nen, ist  in  den  §§  05,  l'O.  98  ünf.G.  und  den  ihnen  entsprechenden 
Bestimmungen  der  Übrigen  Gesetze  ^^^)  ausdrücklich  erklärt.  Denn 
in  den  beiden  erstgedachten  Paragraphen  ist  festgestellt,  inwieweit 
und  unter  welchen  Voraussetzungen  Betriebs  Unternehmer,  Bevoll- 
mächtigte, Aufseher  u.  g.  w.,  welche  den  Unfall  entweder  vorsätxlicli 
oder  durch  Fahrlässigkeit  mit  Ausserach  tlassung  der  von  ihnen  be- 
sonders geschuldeteu  Aufmerksamkeit  verursacht  haben,  dem  nuf 
Grund  des  Ge^tetzes  entschädigten  Verletzten  und  den  Trägem  der 
Unfallversicherung  zu  hatlen  haben ;  der  §  98  Unf.G.  aber  bexielit 
sich  auf  die  Haftung  anderer  Personen,  welche  kraft  cessio  l«git 
im  Umfange  der  zu  leistenden  Entschädigung  von  den  Beru&- 
genossen  Schäften  geltend  zu  machen  ist  Wendet  man  das  obeo 
aufgestellte  Princip  auf  die  hier  in  Ilede  stehende  Frage  an.  «0 
ergibt  sich,  doss  Tödtungcn  und  Körperverletzungen,  welche  tob 
Dritten  verschuldet  sind,  insoweit  als  durch  Betriebsunfall  ter* 
ursacht  anzusehen  sind,  als  der  Betroffene  durch  seine  Beecb&ftt- 
gung  im  Betriebe  derartigen  Insulten  Über  das  Mass  des  gih 
wöhnlichen  Lebens  ausgesetzt  gewesen  ist.  Prüft  man  aber 
darauf  hin  die  Gestaltungen  des  praktischen  Lebens,  so  e^ibt 
sich  das  hemerkenswerthe,  aber  innerlich  wohl  begründet«  Refniltat, 
dass,  je  energischer  der  schuldhafle  Wille  des  Dritten  auf  di« 
fiervorbringung    des   betreffenden   Kürperschadens    gerichtet  iri. 


I>el  Bpeciell  gefahrbringenden  Arbeiten  niclit  weiter  zu  beschäftigen,  tfl 
richtig,  braucht  aber,  abgesirlien  vun  drm  üben  Hotv  118n  Bemerkten,  in 
wahre»  lutereftse  der  Arbeiter  seihet  und  ihrer  Angehörigen,  ausaenltt 
Falls  mit  Rücksicht  aaf  die  aa  erwartende  ItiTalide&TersorgQng,  Diebt  be- 
sonders perhorrescirt  cu  werden. 

"•)  Vgl.  §  1I6-U9  landw.  G.;  S  109—112  öee-ünf.G. 
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fmn  so  weniger  leicht  ein  Betriebsunfall  angenommen  werden 
kann,  Haas  also  die  Höhe  und  Energie  des  Scbuldmoments  zu 
der  Möglichkeit  der  Annahme  einer  Causalwirkung  der  Betriebs- 
ge^rlicbkeit  in  umgekehrtem  Verhältniss  stehen.  UOchst  selten 
nur  wird  ea  möglich  sein,  einen  vorbedachten  Mord  {dolus  prae- 
meditatuä)  als  Betriebsunfall  zu  qualiBciren,  und  zwar  im  Wesent- 
lichen nur  dann,  wenn  die  Berufsbeschäl'tigung  des  Ermordeton 
für  den  Thater  die  Ursache   seines  Entschlusses  und   nicht  blos 

t  Gelegenheit   zur  Ausführung   desselben  gewesen   ist     Setzt 
im  Änschluss  an  A.  N.  IV,  S.  69,  Nr.  454  den  Fall,  dass 
Ermordung  eines  Betriebswächters  vorbedacht  wird,  um  darauf 
Beraubung  des  Etablissements  ausführen  zu  können,  so  wird 
«,-«  sieber  für  den  Ermordeten  einen  Betriebsunfa]!  anzunehmen 
B    haben.     Wenn  dagegen  z.  B.  ein  Arbeiter,  welcher  seinen  Mit- 
^■ftrbeifcer  etwa  aus  Eifersucht  oder  anderen   Gründen  zu   tödten 
sich  bestimmt  vorgesetzt   hat,   sich  nur  zur  Ausführung  seines 
Entschlusses  der  durch  die  gemeinsame  Arbeit  unter  getUhrbchon 
Umständen  ihm  geboteuen  Gelegenheit  bedient,  ho  wird  man  doch 
nicht  sagen  können,  dasa  dies  das  Resultat  des  Falles  wesent- 
lich beeinäusst  hat,  da  dem  energischen  Wollen  des  Mordes  auch 
die   Verhältnisse   des    gewöhnlichen    Lebens    schliesslich    keinen 
^  Widerstand  zu  leisten  vermögen  '^'").   Eher  schon  seheint  mir  beim 
^■f»og.  dolus  repentinus  die  M5glicbkeit  gegeben  zu  sein,  dass  sich 
^Bdie  mitwirkende  Betriebsgefährlichkeit  zur  Rolle  einer  Ursache 
'erhebt.     Ich  denke  mir  den  Fall,  dass  bei  einem  an  sich  härm- 


*'**)  In  dJMem  Sinne  billige  ich  eine  neueste  Rec.-Entsch.  A.  N.  IV, 
5. 189,  Nr.  490:  »Die  vorsiÄtshche  Körperverklzuiig  dee  Recitr»ltliger8  durch 
l^eioen    anderen  —    für  diese  Thac  zu   4  Jahr  Gefuiii^niss   verurUieilten  — 
etrietx&rbeiter  ist,  wenn  action  dieselbe  an  der  Uetriebsst&tte  und  mittelst 
dnes  dem  Betriebe  dienenden  Werkzeuges  erfolgt  ist,  als  ein  bei  dem  Be- 
lebe eingelretener  Ünrall  —  niclit  anzusehen.     Es  feiilt  an  dem  ars&ch- 
'liehen  ZuaauiDienhange  Kwieclien   der  erlittenen  Verletzang   und  dem  Be- 
trtel>&,  «einen  Gefahren  und  Kiuriclitungen.* 

Arcblv  nx  öircDtUcbra  Recht  OL  9.  3.  28 
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lofleu   Wortwechsel   zweier   auf  einem   Baugerüste    bt^chäftigter 
Arbeiter  der  eine,  voa  plötzlicher  Wuth  erfasst,  den  anderen  tod 
GerDi^te  hinunterwirft.    Hier  wird  man  sagen  dflrlen,  dass  gerade 
die  Gefährlichkeit  des  betreffenden  Betriebes  als  die  wesentliche 
Ursache  des  sich  ergebenden  Resultates   erscheint,   weil   im  ge- 
wöhnlichen Leben,  ja  seihst  bei  anderer  gemeinschaftlicher  Arbeit 
der  Impetus   des   Wathenden  sich  in  einer  unschädlichen   oder 
doch  unbedeutenderen  Kraftäusserung  consumirt  hätte.     Erheb- 
lich mehren  sich  die  Falle  schon  beim  dolus  eventualis,  der  die 
Verltitzimg  jedenfalls  nicht  mehr  als  Zweckcentrum   ins  Auge 
fa»»t.     Es  unterliegt  für  mich  keinem  Zweifel,  dass  der  üoter» 
nehmer,    welcher,  um  die  Feuer  Versicherungssumme  zu  erhalten, 
sein  dem  Feuer  Nahrung   bietendes  Etablissement   oder  Mfty^ynt 
in  Brand  steckt,  für  die  darin  beschäftigten  und  verletzten  Arbeiter 
im  Sinne  des  Gesetzes  einen  Betriebsunfall  herbeiltUirt,  und  das 
ebenso  derjenige  einen  BetriebsunfalJ  erleidet,  welcher  durch  eine 
Kesseloxplosiou  verletzt  wird,  die  der  Heizer,  um  seinen  Arbeit' 
geber  durch  die  üuterbrechung  des  Betriebes  zu  schädigen,  ver- 
ursacht^*^).    Von  erheblichster  Bedeutung  aber  ist  als  Ursache 
eines  Betriebsunfalls  die  Fahrlässigkeit  eines  Dritten,  sei  es  ein« 
Mitarbeiters,    sei  es,    was  das  Gesetz   besonders  herrorhebt,   des 
Unternehmers,  Bevollmächtigten  oder  Kepräsentanten,  des  Betriebs- 
oder Arbeitsaufsehers,   zumal   wenn  sie   beim  Betriebe  diq'eoige 
Auünerksamkcit  ausser  Äugen  lassen,    zu  der  sie  vermöge  ihres 
Amtes,  Berufes    oder  Gewerbes   besonders    verpflichtet   srnd***). 


"")  Der  dem  dolus  pventnolis  entoprechende  Bewiis8t«em8-  ond  Ver- 
stell angszustuiid  wird  in  den  Beispielen  des  Textes  vuraiugesetsL  —  Afi 
dieee  Stelle  diirfle  uuch  der  Fall,  der  in  A.  N.  IV,  5.  69,  Nr.  4M  direct 
betiandeU  wird,  gehörcu,  wo  Diebe,  welche  in  die  Belnebsstätle  eiage- 
driingen  waren  und  von  dem  Wächter  verfolgt  werden,  am  diesen  tdo 
der  Verrolgung  abzuschrecken,  nach  Ihm  mit  fiteinen  werfen  and  ihn  d»* 
bei  verletzen. 

'")  %  322,  Abs.  2;  §  230,  Abs.  2,  R.-StnifgeBetsbnch. 
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Mit  Kecht  hat  daher  das  R.V.A.  bei  Gt*Iegenheit  eines  Failea,  wo 
ein  Arbeiter  auf  dem  Hofe  der  Fabrik  bei  Glatteis  in  Folge 
mangelhafter  Erleuchtung  und  ßestreuung  de»  Weges  hinstUry.end 
eine  Schenkel  Verrenkung  sich  zugezogen  hatte,    den   allgemeinen 

»Satz  ausgesprochen,  dasa  «jeder  Unfall,  welcher  die  Arbeiter  bei 
der  Arbeit,  auf  dem  Wege  zu  und  von  derselben  innerhalb  der 
Grenzen  des  Fabrikgrundstücks  in  Folge  der  mangelhaften  Be- 
schaffenheit der  Maschinen,  Treppen,  Wege  u.  s.  w.  betrifft,  in 
der  Hegel   als  Betriebsunfall  gelten   muss".     Auch  die  sonstige 

i      Judicatur  weist  Fälle  auf,  in  denen  die  Anwendung  dieses  Princips 

■  zu  richtiger  Entscheidung  geführt  hat'^»).  Und  in  der  That 
wird  dasselbe  durch  die  schon  oben  verwendete***)  Erwägung 
gerechtfertigt,  dass  ftlr  den  Arbeiter  ein  Theil  der  Gefährlichkeit 
seines  Berufes  darin  liegt,  dass  er  nicht  allein  die  dem  eigent- 
Uchen  Betriebe  dienenden,  sondern  auch  die  übrigen  Einrichtungen 
des  Etablissements,  in  dem  er  arbeitet,  so  wie  sie  nun  von  Natur 
oder  durch  Verschulden  einmal  sind,  hinzunehmen  sich  genöthigt 

H  sieht 

B  ^)  Als  letzte,  a1>er  nicht  leichteste  Zweifelsfrage  mag  sclüiess- 

lich  noch  die  besprochen  werden,  ob  und  inwieweit  eigene 
Fahrlässigkeit**')  des  Verletzten  den  Begriff  des  Betriebs- 
unfalls auszuRchliesKen  im  Stande  ist.  Die  Judicatur  hut  in  den 
meisten  Fällen  diese  Frage  ohne  nähere  Unterscheidung  einfach 
verneint,  indem  aus  §  5,  Abs.  7  ünf.G.:  «Dem  Verletzten  und 
seinen  Hinterbliebenen  steht  ein  Anspruch  nicht  zu,  wenn  er  den 
Betriebsunfall  vorsätzlich  hcrbeigefTlhrt  hat",  per  argumentum  e 
contrario    der    Schlus»    gezogen    wurde,    dass    eine    vorhandene 


'■•»)  Arb.Vg.  IV,  S.  144  (oben  Note  125).  Dsgegen  wird  Arb.Vg.  Ul, 
8.  510  (unten  Hole  165)  mit  Unrecht  auf  die  AufBeberEigeaBchan  de» 
UeberlebentJen  Gewicht  gelegt, 

"*)  Oben  Note  128. 

"•)  Üeber  .Vorsati*  oben,  I.  Abscbnitt,  V. 
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culpa  des  Verletzten  den  Entschädigungsanspruch  m  allen  Fällen 
nicht  auäschliesst  ^*'*).  Nach  der  besseren  Erkenntniss,  welche 
die  obigen  Äu.sfühinmgcn  Über  den  doppelten  Inhalt  der  citirten 
Bestimmung  zu  begründen  verbucht  haben,  wird  der  in  allen 
Fällen  mit  besonderer  Vorsicht  anzuwendende  Schlus«  vona  Qegen- 
theil  hier  nicht  mehr  in  vollem  Umfange  auirecht  erhalten  wer- 
den können.  Wir  haben  gesehen,  dass  nach  §  5,  Abs.  7  «Vor- 
satz^ die  Entschädigung  entweder  darum  aasachlicsd«n  k&nn,  weil 
er  den  Begriff  des  Unfalls  nU  eine>;  unbeabsiclitigten  Ereignüees 
vernichtet,  oder  aber  darum,  weil  er  durch  Unterbrechung  des  C^n- 
salzusammenhanges  den  Begriff  des  Betrieb sunfaUs  ausschliessi 
Der  erste  Grund  nun  ist  allerdings,  wie  schon  an  jener  Stelle 
coQsiatirt,  ein  solcher,  welcher  dem  Vorsatz  eigenthttmlich  ii^t; 
hier  findet  also  das  argumentum  e  contrario  uubedenklich  An- 
wendung: eigene  Fahrlässigkeit  des  Verletzten  schliesst  den  Be- 
griff des  Unfalls  nicht  aus.  Der  zweite  Qrund  dagegen,  die 
Unterbrechung  des  Causalzusammunhanges  zwischen  Unfall  und 
besonderer  Betriebsgefährlichkeit,  ist  nicht«,  was  dem  Vorsata: 
eigeDthQmhch  wäre;  hier  ist  also  das  argumentum  e  contrario 
unanwendbar,  und  wir  gewinnen  gegenüber  der  unterschiedslosen 
Behandlung  Jeder  culpa  das  unterscheidende  Resultat:  Kur  die- 
jenige Fahrlässigkeit  des  A'^erletzten  snhliesst  die  Entschädigung 
und  damit  den  Begriff  des  Betriebsunfalls  nicht  aus,  welche  den 
Causalzusammenhang  zwischen  Unfall  und  Betriebsgefährlichkeit 
bestehen  lässt. 

Welche  Art  von  culpa  dies  ist,  darauf  vermag  schon  die 
logische  Schlussfolgorung  hinzuweisen:  diejenige  Fahrlässigkeit, 
deren  Vorhandensein  selbst  einen  Theil  der  besonderen  Betriebs- 
gefährlichkeit bildet.  Jede  Arboitsthätigkeit  in  der  Indu^tne, 
L an dwirth Schaft  oder  Seefahrt,  welche  den  Menschen  mit  gefahren- 
schwangeren  Naturki^ften  oder  Anstalten  in  eine  besondere  Be- 


•)  Z.  B.  Arb.Vg.  in,  8.  53«i  IV,  S.  595;  A.  N.  US,  S.  29,  Vr.  381. 
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Ziehung  bringt,  jede  allgemein  menschliche  Verrichtuug*''")  femer, 
welche,  durch  jene  Arbeitethätigkeit  mitgebracht,  sich  in  naher 
Üertthrung  mit  jenen  Gefaliren  vollzieht,  erfordert,  uro  diesen  zu 
«Drehen,  eine  fortwährende  Anspannung  der  menschlichen  Oeistes' 
kräfte.  AUeiu  die  Beobachtung  des  Lebens  lehrt,  dass  diese  An- 
spannung nicht  immer  in  gleichem  Ma^se  vorhanden  sein  kann, 
ja  dass  durch  den  fortwiihr enden  Umgang  mit  der  Gefahr  das 
Bewusstsein  von  derselben  sich  abstumpft  und  demzufolge  natur- 
gem&ss  die  auf  Vermeidung  der  Gefahr  gericht«te  Aufmerksam- 
keil uachlässt.  Auch  die  zur  Unterstützung  derselben  ein  für 
allemal  in  Fabrikreglcraents,  Unfallverhütungsvorschriften  ***) 
aufgestellten,  von  den  Arbeitern  zu  beobachtenden  Verhaltuugsr 
massregeln  werden  bald  weniger  gewürdigt  und  erscheinen  eher 
als  eine  Erschwerung  der  Benifsthätigkeit,  denn  als  ein  Schutz 
in  derselben.  Das  ist  diejenige  Betriehsgefahr,  welche  der  Ar- 
beiter in  sich  selbst  erzeugt,  welcher  er,  unabhängig  von  seinem 
Willen  nach  der  nun  einmal  so  beschaffenen  Katur  des  Alenschen 
in  Verbindung  mit  der  Art  seiner  Berufsthätigkeit  ausgesetzt  ist 
Sie  ist  es,  welche,  selbst  ein  Theil  der  besonderen  Bctriebsge- 
l'ährlichkeit,  nicht  als  ein  ilur  und  dem  Betriebe  fremdes  Element 
erscheint,  welches  geeignet  wäre,  den  Causalzusaminenhang  zwi- 
iichen  jener  und  dem  Unfall  zu  unterbrechen.  Ihr  gegenüber 
aber  steht  ein  Verschulden  des  Verletzten,  welches  mit  dem  Be- 
triebe als  solchem  nichts  zu  thuii  hat,  welche.^  vielmehr  eine  dem 
Betnel>e  fremde,  ihm  weder  dienende  noch  durch  shu  erfordert« 
Thätigkeit  in  den  Causalzusammenhang  einführt  und  diesen  unter- 


"')  Erholung^  Speisung,  Bedürfnisav errieb tnng  u.  A.;  vgl.  oben  bei 
Note  134. 

"')  Auf  den  ZusammeDliang  von  S  >^>  Abs.  7  Unf.Q.,  mit  der  den 
BerafigeDOPBenccIiarten  in  §78,  Nr.  2,  beigelegten  Befugnis«,  tiber  das  in 
den  Betrieben  von  den  Versicherten  zu  beobachtende  Verlialten  Strafvor- 
Fchrifleo  ZQ  erlassen,  wird  »clion  in  den  Motiven  xa  S  78— 81  Enlw. 
(Kote  6a},  S.  87  hingewiesen. 
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bricht,  indem  es  der  Entwicklung  der  Dinge  einen  voUkomi 
neuen  Anstosa  gibt.  Bei  dieser  ferneren  Entwicklung  tritt  die 
mitwirkende  Gerährlichkeit  des  Betriebes  aus  der  Rolle  der  ür- 
tie  in  die  einer  Bedingung  oder  Voraussetzung  ein,  welch« 
Sen  Begrifl'  dvs  Betriebsunfalls  nicht  mehr  zu  »llUzen  vermag. 

Die  Nichtbeachtung  dieser  Unterscheidung  hut  besonders  da» 
R.\^A.  2U  einer  Reihe,  wie  ich  meine,  theils  unrichtiger,  theils 
wenigstens  unzutreffend  begründeter  Entscheidungen  geftlhrt.  An 
der  Spitze  derselben  steht  die  folgende  ^''*) :  In  einer  Fabrik  hatte 
ein  jugendlicher  Arbeiter  an  einer  1,58  Meter  Über  dem  Fuss- 
boden  laufenden  Welle  trotz  wiederholter  Warnung  mehrfacli 
Turnübungen  vorgenommen,  indem  er  sich  mittelst  eines  Strickes 
an  die  Welle  hängte.  Bei  einer  dieser  Uebungen  wurde  seine 
Jacke  in  den  Strick  festgedreht  und  er  selbst  um  die  Welle  her- 
umgeschleudert,  wobei  er  schwere  Verletzungen  erlitt.  Das 
R.V.A.  hat  einen  Betriebsunfall  angenommen.  «Denn  der  Un- 
fall i.st  zwar  in  erster  Reihe  durch  den  Leichtsinn  des  Arbeiters, 
dunohen  aber  auch  dadurch  verursacht  worden,  dasa  die  nicfat 
eingedeckte  Welle  sich  im  Betriebe  gedreht  imd  durch  die  Kr 
der  Maschine  den  Arbeiter  verletzt  hat'  '**■).   Hier  tritt  die  Ve 


'")  A.  ü.  HI,  S.  29.  Nr.  28!. 

"^*B)  Auf  demselbea  SL&ndpnDkt  steht  vielleicht  A.  N.  IV .  S.  11 
Nr.  478.  In  Folge  einer  Neckerei,  welche  iwischen  iwci  Arbeitern  w&lirc 
der  Mittagspause  atuttf&nd,  stürzte  der  eine  in  die  aar  der  BeLrieli 
befmdliclie  KalkgruLe  imd  verstarb.  Eb  wird  Betriebfluofall  angenomai 
„Darin,  daes  der  Unfall  durch  eine  Neckerei  veranlasst  wurde,  wi«  «• 
wiEihrend  der  Erhulungspause  unter  Arbeitern  nicht  selten  stauflndet,  kai» 
ein  den  Entacbadigungeanepruch  gesetzlich  aasecldiesBeadcr  Umstand 
trhlickt  werden,  da  immerhin  nur  die  nicht  ausreichend  gesebi 
Kalkgrube  die  wesentliche  Ursache  der  tödtlichen  Verletzungen  gewordn 
ist'  Allerdings  scheinen  hier  die  gesperrten  Wort«  auf  eine  coocani- 
rende  culpa  des  Unternehmers  hinweisen  r.n  wollen,  welche  nach  LageniB( 
es  Falles  müglicherweise  als  die  schwerwiegvndi-re  und  deshalb  aas- 
'^cM&ggehend«  in  Gemässheit  der  aucli  fUr  S  1  des  Hal'tpflichl-O.  angenom- 
menen Grundsätze  hätte  erkannt  werden  konneu.     Vgl.  die  Ansfuhrangcii 


I 


kennung  von  Ursache  und  Bödingutig  eines  Erfolges  deutlich 
hervor.  Dass  die  Welle  sich  im  Betriebe  ^edrelit  hat  uud  die 
Kraft  der  Maschine  in  ihr  sich  äusserte,  hat  nicht  den  entscheiden- 
den Anstoss  zur  Entwicklung  der  Katastrophe  gegeben,  war  nicht 
ihre  Ursache,  sondern  nur  ihre  Bedingung.  Ursache  war  nicht 
blos  in  erster  B«ihe,  sondern  allein  die  Verschuldung  de.s  Ar- 
beiters, mit  der  er  eine  betrieb-sfremde  Handlung  mit  der  Gefahr 
des  Betriebes  in  Verbindung  setzte.  Nicht  diese,  sondern  der 
Arbeiter  selbst  trägt  t^r  deu  Ausgang  die  Verantwortung.  Weim 
aber  gerade  in  diesem  Falle  sich  das  H-V.A.  auf  die  ,nun  ein- 
mal vorhandene  menschliche  Schwäche  und  die  erfahrungsmässig 
eintretende  Abstumpfung  der  Arbeitergegen  die  Betriebsgefahren* 
beruft,  so  geschiebt  dies,  wie  ich  meine,  am  unrechten  Orte. 
Wenn  unsere  geistige  Erfassung  des  Causalzusammenhanges  der 
Dinge  auf  der  Beobachtung  des  regelmässigen  Verlaufes  derselben 
beruht,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  allerdings 
jene  oben  angedeuteten  Fälle,  wo  der  Arbeiter  bei  betriebsgemüssen 
Handlungen  die  gebotene  Vorsicht  versäumt,  aus  der  Regel  des 
Lebens  noch  nicht  heraustreten,  wohl  aber  der  vorliegende,  in 
welchem  schuldhafter  weise  durch  eine  selbständige,  ausserhalb  des 
Betriebes  stehende  Willenshandlung  den  vorhandenen  Bedingungen 
die  entscheidende  Richtung  auf  den  schädigenden  Erfolg  ertheUt 
wird  ^^").     Diese  Logik  der  Thatsachen  tritt  denn  auch  in  einer 


Eom's,  6.  162  ff.  und  Kndemakn's,  S.  04.  (Keiaesfallfl  würde  eine  solche 
Aaffas«uiig  in  dem  im  Text  besprochenen  Falle  an  die  Erwähnung  der 
„nicht  eingedeckten  Welle"  sich  anachliesaen  können.)  Im  Weiteren  lasaen 
flOgar  in  diesem  Falle  (A.  N.  IV,  Nr,  478)  die  alltu  kunen  Angaben  der 
Entach.  die  Möglichkeit  ofTcn,  in  dem  flcherzhaften  Betragen  des  Vcrletzte)i, 
welche«  den  Cnlall  Teruraacht  tiot,  überhaupt  nicbl  eine  hctriebafremde 
Handlung  im  Sinne  de«  Textes,  sondern  nnr  eine  für  die  £ntscliüdigungs- 
frage  belanglose  UnTorsichtigkeit  hei  einem,  vernünftigerweise  dem  Er* 
hoJnngsEwecke  dienenden  Verhalten  anzunehmen. 

"^)  Zar   Unleratützung    seiner   Entauheidnng   weist   das  K.V.A.  noch 
lauf  die  Abeicht  de«  Gesetzgebers  hin,    den  verbitlemden  Processen  über 


—     352     — 


anderen  Entscheidung  des  H.V.A.  imAufhaltsaro  hervor,   wo  von 
zwei  aul'  dem  glatten  Boden  einer  Zuckerfabrik  scherzweiÄe  rin- 
genden Arbeitern  der  eine  hinfiel  und  ein  Bein  brach.   Hier  hat 
das  R.V.A  das  Vorliegen  eines  BctriebsunfaUe  verneint'*').   Den 
»US    der    Begründung   der   früheren    Enbscheidung   zu    ziehenden 
ScbluäS,  das»  der  Unfall  neben  dem  Leichtsinn  des  Arbeiterin  aucb 
durch  die   Glätte   des  Fussbodens  verursacht  worden  sei,  be- 
seitigt das  Qericbt  durch  die  Bemerkung,    „doss  die  Zuckerboden* 
arbeiter  nach  der  Art  ihrer  Beschäftigung  daran  gewöhnt  sind, 
auf  dem  glatten  Boden  sich  zu  bewegen,  und  sonach  nicht  anxu- 
nehmen   ist,   dass   durch   die   Glätte   des    Fussbodens    das    Uin- 
fallen  des  Arbeiters  mit  herbeigeftlhrt  worden  ist*  '•*),    Wie  aber, 
wenn  der  hingefallene  Arbeiter  erst  ganz  kurze  Zeit  in  der  Fabrik 
bescbälligt  und  thatsächUch   an  die  Ülätte  des  Fussbodens  noch 
nicht    ausreichend    gewöhnt  war?    Und   kann    nicht    gerade  du 
Hinfallen  für  die  noch  nicht  ausreichende  Gewöhnung  als  Bevtii» 
gelten?    Doch  es  ist  wichtiger,   zu  constatiren,  da«s  das  R.V.A. 
auch  in  einer  Reihe  anderer  Fiüle  das  durch  die  obige  BegrQu* 
düng  gebotene  Resultat  t'actisch  verwirklicht  hat '*■).    Es  geböna 


die  eigene  Vcrscholdung  der  Arbeiter  ein  Ende  za  mnclien.  Darcb  die 
Anerkennung  des  EnUehädigungsansju-uclis  Überall  da,  wo  die  Aiuter 
achüoAciing  der  gebotenen  Vorsicht  bei  betriebsgemässen  Handlangen  Is 
Frage  steht,  dürfte  auch  diesem  UoUv  vollkommen  genügt  sein,  da  d)f 
weist  Itiichle  Wahmebmbarkeit  und  Beweiabarieit  einer  betriebarremdeti 
Handlung  »ind  ihrer  Folgen  zu  ProceBBea  «wischen  Arbeitern  und  Arbeit- 
gebern^ die  sich,  wie  ja  die  Institution  des  R.V.A.  selbst  teigt,  gäntüch 
überhaupt  nicbt  vermeiden  lassen^  jedenralls  nur  TerhältnissmäSBig  selten 
Veranlaesung  bieten  wird. 

'•')  A.  N.  III,  S.  147,  Nr.  354. 

'")  Bei  einfacher  Raorerei  an  der  Betriebsstätte  und  ihren  anmittcl- 
baren,  durch  einen  einfachen  Fall  auf  di«  Erde,  veranlassten  Folgen  IM 
kein  Betriebsunfall  anzunehmen.    A.  N.  IV,  8.  70>  Nr.  4/>5. 

"')  Ich  fiuglre  noch  den  Fall,  dsss  ein  am  Feuer  bcschäniglcr  Ar- 
beiter zum  Scherz  oder  aus  sonstigem  mit  dem  Betrieb  nicht  2UEammen* 
hi&ngendem  Grunde  Dynamit  in  die  Fabrik  bringt,  welches  dort  ejplodirt. 
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Werber  awei  Falle,  in  denen  heimkehrende  Arbeiter,  indem  sie 
ohne  Qrund  den  für  sie  bestimmten  Weg  verlieasen  und  einen 
Terbotenen  eiuschlugea,  sich  mit  den  Gefabren  ihres  Betriebes, 
des  Bergwerks-  oder  Eisenbahnbetriebes,  willentlich  von  Neuem 

Iin  Collision  setzten  und  denselben  unterlagen^**).  Obwohl  ge- 
rade diese  Fälle  mehr,  als  die  vorbin  erwähnten,  zu  Zweifeln 
hätten  Veranlassung  bieten  kömieu.  hat  sie  das  R.V.A.  richtig 
abweisend  cut«cbieden ,  Ireilich  den  Widerspruch  mit  den  ent- 
gc-gengesetvien  obigen  Erkenntnissen  dadurch  vermeidend,  das» 
es,  unterstutzt  durch  die  gegebene  zeitliche  bezw.  örtliche  Tren- 
uung  des  Unlalls  von  der  ßetriebsibätigkeit  des  Verletzten  die 
J bereits  oben  gewürdigte  Formel  verwendete,  nach  welcher  die 
Arbeiter  ,sich  ausserhalb  des  Bannes  des  Betriebes"  befunden 
oder  gesetzt,  hätten"^*). 

Im  Gegensatz  zu  alledem  treten  aus  dem  Begriffe  des  Be- 
triebsunfalls, wie  bemerkt,  alle  diejenigen  Unfälle  nicht  her- 
aus, welche  dadurch  outstandon  sind,  dass  der  Verletzte  bei  der 
Vornahme  von  Betriebshan dlungeo  oder  betriebsgemassen  Ver- 
richtungen sc  hu  Idh  afterweise  die  gebotene  Vorsicht  vernach- 
lässigt hat'*^").   Auf  Fälle  solcher  Art  sind  auch  die  Materialien 

■__ — 

Viuii  daran  die  Bemerkung  zu  knüpfen,  daw,  wenn  aach  nicht  fttr  den  be- 
H^ treffenden  Arbeiter  selbst,    so  doch  ftir  seine  mitverletzten  GclUhrtf^n  ein 
y  BetriebBnnfa]!   anznoehmen  ist,   weil  nach  dem  im  Text  unter  Nr.  4  Ent- 
wickelten für  diese  allerdings  auch    die   culpose   belriebsfremde  Willene- 
handlnng  Ihres  Hllarbeiier«,  deren  Folgen  eie  willenlos  ausgesetzt  sind, 
in  der  besonderen  GerfthrÜchkeit  ihrer  Beschärtigung  mit  begriffeD  ist. 
^  '")  A.  N.  III,  3.  Ä55,  Nr.  419,  femer  S.  407,  Nr.  44Ö,  verglichen  mit 

Ka.  N.  IV,  8,  175,  Nr.  474  (oben  Kote  134). 

*")  Oben  Note  102.  —  Als  irrthümüch  möchte  ich  schliesslich  in 
diesem  Zusanimenhangc  noch  Arb.Yg.  IV,  8.  510,  anfuhren.  Hier  ist  ein 
Betriebsanfall  angenommen  in  einem  Falle,  wo  zwei  SlelnmeUe  sich  an 
dem  ca.  10  Fuss  tiefen  Felaabbacge  des  Steinbruches  gelagert  hatten,  von 
denen  der  eine^  bei  echerzweisem  Ringen  mit  dem  Anderen,  in  die  Tiefe 
ftiirzle. 

**^*)  Nach  %  b  Beamtcn-Uof.G.,   fUr  welchen  sonst  die  Aasführungen 
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zu  deuten,  wenn  sie  Versehen,  Leichtfertigkeit  und  Un^schick 
des  Aibeiters^^*')  oder  mangelhalXe  Benutzung  der  Scbutzman* 
regeln**')  hervorheben.  Es  macht  aber  keinen  Unterschied^  ob 
jene  bestimmte  Vorsicht,  welche  erforderlich  gewesen  wäre,  um 
den  Unfall  zu  verbQteu,  im  Allgemeinen  durch  die  Natur  der 
Sache  oder  durch  specielle  Vorschriften  geboten  war;  auch  die 
Uebertretung  der  letzteren  kann  nur  eine  Bestrafung*"'),  nicht 
aber  den  Verlust  der  Entächüdigung  nach  sich  ziehen.  D«r 
Arbeiter,  welcher  trotz  bestimmten  Verbotes  die  Maschine  wäh' 
rend  ihres  Ganges  Ölt,  der  Eisenbahnsc-hafiner.  welcher,  das 
rHenstreglement  überschreitend,  von  einem  noch  in  Bewegung 
beBndhcheu  Zuge  herabspringt'*'),  erleiden  einen  Betriebsunfall, 
wenn  sie  dabei  körperlich  verletzt  oder  getödtet  werden.  Klienso 
wenig  verschlägt  es  aber,  auf  welchem  Grunde  die  Ausseracht- 
lasKung  jener  Vorsicht  beruht:  einfache  Zerstreutheit,  Uebor* 
müduiig  oder  andere  physische  ^°'"')  oder  psychische  Verhältxüase, 
Eile,  möglicherweise  gerade  der  Wunsch,  die  Arbeit  besonden 
gut  auszuführen'^'*),  andererseits  selbst  Trunkenheit ^ ^ ^)  stehflc 
sich  im  Resultate  völlig  gleich.  In  allen  Fällen  ist  der  Mangd 
der  gebotenen  Aufmerksamkeit  ein  Versehen,   welches   vom  G«* 


des  Textee  gleichfalls  za  gelten  hnben ,  ist  freilich  die  weitere  Voran»- 
aelzufig  de»  Anspruchs  die.,  dass  da«  Verscliulden  nicht  ein,  wie  dort  b^ 
teichoeL,  besonders  hohe«  und  qualißcirt«0  gewesen  ist.  Vergleiche  ubd 
Note  60. 

■«")  Allgemeine  Begrflndung  zum  i.  £nlw.  Ton  1881  (Note  90)i 
S.  231,  232. 

'*^)  So  der  Aaszng  riu  den  Verlieodlungea  des  VolkswirthschtlU- 
raths  bei  v.  WOdtkk,  Commenlar  siim  Unf.G.,  8.  284. 

'••)  Oben  Note  158. 

'«)  EoKH,  8.  156. 

'*••)  Arb.Vg.  IV,  S.  5S5:  Verricbtiing  eines  unabweisbaren  BedOr^ 
nisJMMs  an  einem  gefährlichen  Orte  eines  Grubenbaues  und  VerleUaag  dabei. 

''*)  So  die  F,rori«rungen   Arb.Vg.  11,  S.  42. 

'")  Arb.Vg.  lU,  Ö.  536. 
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setz  als  in  Ae-r  besonderen  Gefährlichkeit  der  Berufsbeactäfiigung 

^m        Die   Torstebeuden  Erörterungen  haben   den  Begriff  des  Be- 

Btriebunfalls  vom  Standpunkt«  des  materiellen  Rechts  einer  Fest- 
Stellung  unterzogen ;  zum  Schluss  mögen  einige  kurze  Bemerkun- 
gen auf  diu  procetisuule  Behandlung  demselben  vor  den  Schieds- 
rerichten  und  dem  U.V.A.  gerichtet  sein. 
1.  FUr  beide  Instanzen  gleichmäfisig  gilt,  wie  Überhaupt,  so 
auch  hinsichtlich  der  Frage  nach  dem  Vorhandensein  eines  Be- 
triebsunfaUs  das  Priucip  freier  richterlicher  Ueberaeugung.  Das 
Gericht  ^entscheidet  innerhalb  der  erhobenen  AnsprQche  nach 
freiem  Ermessen"  ^^^),  hat  jedoch  seine  Entscheidungen  mit  Grün- 
den zu  versehen  ''^).  Es  kann  hiernach  keinem  Zweifel  unter- 
iiegen,  dass  die  in  §  259  C.P.O.  enthaltene  ausführlichere  For- 
miiliruiig  dieser  Grundsätze  auch  für  den  verwalhmgs gerichtlichen 
ProcesB  unserer  Specialgerichte  vou  massgobendor  Bedeutung  ist. 

I  Nach  der  Art  der  Ansprüche,  welche  vor  ihnen  verfolgt  werden 
und  die,  trotz  ihrer  im  öffentlichen  Recht«  wurzelnden  Eigenart» 

,  mit  privatrechtlichen  EntschÜdigungsfortleningen  das  wesentliche 
Moment  gemein  haben,  dass  sie  auf  Grund  der  Tliatsache  eines 
entstandenen  Schadens  erhoben  werden,  kann  es  aber  femer 
keinem  Bedenken  unterliegen,  auch  fllr  Schiedsgerichte  und  U.V.A. 
jene  freiere  Stellung  in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  die  beiden 

^^  '")  Dtsa  es  sich  hier  am  richlerUcheB^  nicht  sogen,  adminislrativea 

Ermessen  handelt,  ist  selb  st  veratand  lieh. 

"'}  S  19  >  Abt.  1  mit  $  23  der  kais.  Verordnung,  belr.  die  Formen 
de»  Verfahrens  und  den  Gescbät'tegang  des  R.V.A.,  vom  b.  August  1885. 
—  $  18,  Abs.  1  mit  S  22  der  Verordnung  über  das  Verfahren  Tor  den  — 
Schiedsgerichten,  vom  2.  November  1885. 

"*)  «Ißt  unter  den  Parteien  streitig,  ob   ein  Schaden  entttanden  — , 
eotacheidet  hierüber  das  Gericht  unter  Wflrdigung  aller  Umstünde  nach 


1^ 


Ciri]gericht«n    auf   Ghrund  der  Erfahrung  zuweisen,    da»  in  den 
meisten  Fällen  Existenz  und  Cau^albeziebung  eines  Scfaadens  mit 
doraelben  Qewist^heit,  wie  andere  processualiscfae  Thatsachen  nicht 
festgestellt  werden  können.    Das  R.V.A.  hat  in  einer  grundlegen- 
den Entscheidung"*)  mit   besonderer  Beziehung    auf  die  Frage 
des  Causulzui<ainnic'ulmtiges  diesem  Principe  dahin  Aundniclc  ge- 
geben,   daäs  der   «Nachweis   des  ursächlichen  Zusammenhange! 
in  vielen  Fällen  nicht  in  ganz  zwingender  Weise  geführt  werdoi 
kann,   vielmehr   einer   freien   Beurthcüung   des  erkennenden  0«- 
richbi  unterliegt,  welches  dieUeberzeugung  von  dorn  erforderhchen 
Zusammenhange  unter  Umstünden  auch  aus  Wabrscheinlicb* 
keitsmomcnten    entnehmen    kann  * .      Entsprechend    bat   ia 
höchste  Gerichtshof  in  einer  Reihe  von  Einzelentscheidungen  An- 
sprüche zur  Anerkennung  gelangen  lassen,   indem  er  feststAllto. 
„dass  der  Zusammenhang  zwischen  der  Beschäftigung  im  Betriebe 
und  dem  Tode  des  Arbeiters  nach  Lage  der  Sache  hinreichend 
wahrscheinlich  geraacbt'    sei   (A.  N.  TI,  S.  251,  Nr.  213), 
oder  indem  er  den  Unfall  beim  Betriebe,  weil  ^nach  den  ermit- 
telten  Umständen    höchst   wahrächeinlich ,    deshalb    als    erwie^fc 
annahm*  (A.  N.  HI,   S.  8,   Nr.  246),    wiUireud  er  andererseits 
Ent-schädigtingsforderungen  abwie.s,  „weil  nicht  nachgewiesen  oAer 
auch  nur  walirscbeinlich  gemacht  war,  da«s  der  eingetretene  To4 
eine  Folge  des  Betriebes  gewesen  sei"  (Ä.  N.  11,  S.  252,  Nr.  'iUl 
oder  weil  .der  Zusammenhang  zwischen  dem  Betriebe  und  Am 
Unfall  nicht  genügend  nachgewiesen  bezw.  wahrscheinlich  geniarlit 


freier  L'eberzeogung.  Ob  und  Inwieweit  eine  t>eantmglc  Bewcie»nftiahn"' 
oder  TOD  Amlawegen  die  BegniAchtung  durch  6Bchver«läD<1ige  aDtuordr.' 
Mi^  bleibt  dem  Ermessen  de«  Oericiile  tlbertusen.*  Dass  damit  aoch  „dit 
Beiirtheiliing  der  Frage,  ob  der  Causalnexus  vorhanden  sei.  dem  fr«*« 
ErmcHscn  des  Gerichla*  mUerstellt  ist,  heben  die  Motive  tu  &  250  d« 
Entwurfs  der  C.P.O.  susdröcklich  herror.  —  Für  dai  Verfahr»  vor  in 
Schiedegerichten  in  der  ersten  mündlichen  Verhandlung  kommt  nodi  $  i 
Abe.  1  a.  a.  0.  in  Betracht. 

"*)  A.  N.  11,  S.  228,  Kr.  202. 
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(A.  N.  111,  S.  147,  Nr.  354).  Ob  diese  Formulirung,  welche 
daa  objective  Moment  der  blossen  „Walirscbeinliclikeit*  so  stark 
in  den  Vordergrund  treten  lUsst,  gegenüber  der  von  der  C.P.O, 
auch  im  Falle  des  §  260  geforderten  (wenn  auch  frei  zu  bilden- 
den) subjectiven  U^eberzeugung  des  Iticht^rs  eine  besonders 
glücklicheist,  kann  dahingestellt  bleiben  ^^");  Tbatsache  ist,  dasa 
dieselbe  auch  in  der  Literatur  des  Civilprocesses  zu  §  260  cit. 
verwendet  wird  '^'^),  und  da«8  die  Tom  ReichHgericht  in  den  Fällen 
dieser  Bestimmung  t^r  genügend  erklärte,  „nicht  an  der  Hand 
concreter,  in  directer  Weise  schlüssiger  Thatsachen  gebildete* 
.allgemeine  Ueberzeugung*  ^  ^')  ein  schärferes  Postulat  als 
Grundlage  der  richterlichen  V er urth eilung  in  Wirklichkeit  auch 
nicht  begründet'"*).     Erfordemiss  ist  im  civilprocefiflualen  Scha- 


ff '")  t)M»  übrigen«  auch  du  R.V.A.  die  .üeberzcagnng"  des  Rtchters 

In  die  Formulirnng  seiner  ürtheilfgründe  aufDimnit,  a.  daa  Cltat  bei  voriger 
Kote  und  A.  X.  III,  5.  S55>  Nr.  420:  „Ein  ursschlU-her  Zuaaminonhang 
zwUchcn  dein  Tode  des  EhemBiuiee  und  dem  Betrieb«  ist  nicht  dargetbnn, 
^Lnnd  nacli  dem  Hrgebnisse  der  Bew^ifl&iil'nahme  konnte  die  Ueberxeogang 
jB'^l'^'*^  gewonnen  werden,  dasa  der  Tod  dnrch  einen  Betriehnunrall  hprbei- 
gefubrt  w4re.' 

^")  Z.  B.  Uellmann,  Lelirbuch  des  deutschen  Cirilproceaeetf  (1886), 
8,  599.  Vgl.  übrigens  scbon  im  Ailgemeinen  Erk.  des  Reichttgurichta^ 
Bd.  4,  fi.  378:  .Der  Richter  kommt  freilich  bei  der  Prüfung  von  Beweis- 
ergebnissen nicht  selten  in  die  Lage,  einen  hohen  Grad  von  Wahrscheto- 
lichkeit  als  Gewissheit  gelten  lassen  £u  müssen  u.  s.  w.",  sowie  Glassh, 
BaodbDch  des  Strafproceascs  L,  S.  317:  „Die  auf  diesem  Gebiete  (sc.  dem 
der  praktischen  Jurisprudenz)  erreichbare  Qewissbeit  ist  von  der  Wahr- 
scheinlichkeit nur  dem  Grade,  nicht  der  Art  nach  Terschieden," 

"•)  Erk.  R.G.  Bd.  6,  S.  357;  Bd.  9,  S.  418;  Bd.  10,  S.  öt>.  Daeu 
auch  Rot-BOLL,  ,Die  ReviBion  in  bürgerlichen  Rechlastreitigkeiten  und  ihre 
Grenien'  in  Zeit^chr.  f,  deutschen  Civilprocess  X,  S.  339:  „§  260  er- 
tnächtl^l  den  Richter,  —  aas  eioem  weniger  detailUrten  und  die  Einzel- 
Ihateacben  nicht  erschüpfenden  Sachverhulte  die  Ueberzengung  von  u.  s.  w. 
zu  gewinnen."  Rei\ckk^  Commentnr  znr  C.P.O.  (18853,  S.  265:  „allgemeine 
Ueberzengung'.    Hillvaxn,  n.  r.  O. 

'^)  Im  IliubHck  auf  §  1  lIsflpUicht-G.  haben   sogar  Reichs-Oberhau- 
delsgericbl  und  Reichsgericht  mehrfach  sich  mit  dem  Nachweise  der  Ifög- 
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densprocesSf  ^e  im  Verfahroa  betreffend  die  Unfallversicherung 
nur,  dass  der  Richter  auf  der  Grundlage  des  gesammteo  Process* 
Dinterials  na«h  päichtmäHsigem  richterlichen  Elrmessen  sich  ent- 
scMiesseu  kann ,  die  Tbatsache  des  Schadens  (hier  den  UnfalL) 
und  seine  Causalbeziehung  (hier  zur  besonderen  GrefährÜchkeit 
eines  Betriebes)  als  wahr  seiner  Entscheidung  zu  Grunde  xb 
legen. 

Dass  dieses  freie  Ermessen  gerade  fUi*  die  Frage  nach  dem 
Causalzusammen hange  seine  besondere  Bedeutung  hat,  ist,  wie 
bemerkt,  auch  vom  R.V.A.  ausdrücklich  gewürdigt  worden.  Der 
Causalzusamweuliang  ist  nicht  eine  einfache  sinnlich  wahrnehm- 
bare Thatsache,  kann  vielmehr  nur  aus  anderen  solchen  Tbat- 
Sachen  vermöge  einer  äcblussfolgorung  entnommen  werden'*^ 
welche  Über  da»  Mass  der  bei  jeder  Sinneäthiltigkeit  unbewunt 
in  uns  vorgehenden  hinausgeht.  Welcher  Coraplex  von  Thatsacbea 
mm  dem  Richter  genügt,  um  daraus  die  Ueberzeugung  eines  Cau- 
salzusammeulianges  zu  entnehmen,  kaim  derselbe  nur  f^r  den 
einzelnen  Fall  au  der  Hand  der  praktischen  Erfahrung  ermessen. 
In  dieser  Hinsicht  muss  die  Zuziehung  von  Vertretern  der  Ar- 
beitgeber und  der  Arbeiter  sicher  ihre  guten  Dienste  thun.  Zu- 
gleich aber  zeigt  sich  auch  hier,  wie  die  in  unseren  Qesetztfi 
gebrauchte  Bezeichnung  des  .Betriebsunfalls"  als  eines  »Un&lU 
beim  Betriebe" ,  obgleich  sie  sachlich  nicht  völlig  zutrifll  dock 
nicht   etwa   blos  ein  belangloser  Irrthum  ist.     Ä  potiori  genon- 


liehkelt  eines  C&uealzuBaxDuienhoages  swiachen  dem  Unfall  and  du  b*- 
sonderen  Oefahren  de»  Eisenbahnbetriebes  begnügt,  R.O.H.G.  Bd.fil^  S.S. 
t'enitfr  £rk.  K.U.  von)  30.  Juni  1880  bei  Koer,  8.  18  (oben  Not«  80),  »*» 
Entftch.  Ud.  S^  S.  21;  doch  sollte  auch  hiermit  nur  gesagt  »ein,  daM  «oK 
dem  Kläger  nicht  der  Nachweis  gefordert  werden  dürre  ^  ,Aaf  welche  bt 
stimmte,  mit  dem  Betriebe  Terhundene  Gefahr  der  einzelne  Unfall  in  hdbi- 
rcm  oder  geringerem  UaeBf  zurücicxiiführen  sei".  R.O.H.G.  Bd.  21,  S.  9 
•")  Gaotp,  Commentar  jtnr  C.P.O.,  2.  Bd.  (1880),  S.  48;  IU»c«» 
a.  a.  0. 
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!|i«n'*i)  bräkgt  sie  den  für  die  richterliche  Würdigung  des 
Thatbe^tandeü  höchst  helangreichen  Erfahrungssatz  zum  Aus- 
4nck^  dass,  je  mehr  ein  Unfall  dem  Betriebe  örtlich  und  zeit- 
lich nahe  gerückt  ist,  um  so  leichter  der  Schluss  auf  den  uraäch- 
Ixheo  Zusammenhang  zwischen  beiden  zu  machen  ist.  Sollen 
noch  andere  Momente ,  welche  io  der  vorliegenden  Praxis  sich 
Wthätigt  haben,  bemerkt  werden,  so  ist  es  ferner  natOrlich,  dass, 
j«  leichter  bei  einer  Art  von  Fällen  ein  Trrthum  oder  eine  Täu- 
schung des  Richters  möglich  ist^  er  bei  seinen  Schlüssen  um  so 

fächerer  zu  geben  sich  verpflichtet  fühlen  wird.  Das  B-V.A. 
iomihi«  wie  einige  Schiedsgerichte,  haben  diesem  Gedanken  in  der 
Frage  nach  der  Qualiücation  eines  Bruchschadens  als  Betriebsunfall 
rohlbegrUndetcn  Ausdruck  gegeben  ^^').  Dass  schliesslich  für  das 
Gericht  auch  das  Verhalten  des  Verletzten  selbst,  besonders  ob  er 
»fort  nach  dem  Unfall  oder  erst  später  dem  Gedanken  eines 
OniBalzusammenbanges  mit  dem  Betriebe,  Ausdruck  gegeben  hat, 
toD  Bedeutung  sein  kann**^),  ist  nur  natürlich. 

II.  Mit  dem  Principe  der  freien  Beweis  Würdigung  ist  die 
Fnge  nach  der  Beweislast  nicht  gegenstandslos  geworden  ^^'). 
KuiD  sich  der  Lüchter  nach  pflichtgemässem  Ermessen  nicht  ent- 
scldieBsen^  eine  Thatsache  ab.  wahr  anzunehmen,  so  gereicht  dies 
de^dnigen  Partei  zum  Schaden,  welche  sie  dem  Richter  hätte 
beirei»en  müssen.  Auch  dieser  Punkt  ist  vom  R.V.A.  zutreffend 
dahin  gewürdigt  worden,  dass  das  Vorhandensein  eines  Betriebs- 
Hu&IIb  durch  den  Änspruch.sberechtigtpn,  den  Verletzten  oder 
■öoe  Hinterbliebenen ,    zu  beweisen  ist^^^).    Indessen  kann  die 


'•■)  Oben  tei  Note  113. 

"•)  A.  N.  IV,  S.  85,  Nr,  468^  Arb.Vg.  III,  8,  179,  340. 

"»)  Arb.Vg.  Ul,  S.  355. 

"*)  Vgl.  energisch  Wach  in  der  nUanchener  kril.  Vierleljahrsachrifl", 
^  H,  8.  357. 

'")  A.  N.  n,  8.  228,  Nr.  202;  U.  S.  291,  Nr.  237;  IV,  S.  85,  Nr.  468; 
^^  a.  355,  Nr.  420. 
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theoretiscbe  Üaratellung   doch  nicht  den  Hinweis  darauf  hiul 
lassen,    da«s  der   Begriff  des  Betriebsunfalls,   wie  oben  gezeigt, 
sich  aus  einer  ganzen  Reihe    theils   positiver,   theils   aber  auch 
negativer  Momente  zuMiunmenseizt.    Tn  WUrdiguiig  der  wemg>~teü)( 
relativen   Wahrheit    des    alten   Satzes  „negativa    non   sunt   pn* 
banda*  '^*)  kann  dem  Änspi-uchsberecbtigten  nur  die  Behauptung 
und  der  Beweis  derjenigen  Thatbestandsmomente  auferlegt  wer- 
den,   welche  an  »ich  genUgen,    um    dem  Richter  das  Bild  eines 
Betriebsunfalls  vor  die  Seele  zu  fuhren.    Thatsacheu,    welche,  in- 
dem sie  den  Klagevortrag  bestehen  lassen,  dieses  Bild  und  damit 
den  Begriff  des  Betriebsunfalls   wieder  aufheben  soUeo,    mflsMB 
als    Einredethatsachcn   vom   Beklagten   angeführt  und   bewieaeo 
werden.     So  muss  der  Änspruchsberechtigte  allerdings  die  Thit- 
sache  der   plötzlichen  Einwirkung   eines   äusseren  Thatbestandes 
behaupten  und  beweisen,  und  es  müssen,  soweit  als  möglich,  voa 
ihm  Momente  des  Herganges  angeführt  werden,  welche  an  «ch 
dem  Richter  die  Ueberzeugung  von  einem  Causalzusummenhan^ 
dieser  Einwirkung   mit    der  GePährhchkeit   des  Betriebes  zu  be- 
gründen im  Stande  sind;    dagegen  wird  z.  B.,   soweit  nicht  die 
Geschichtserzählung  des  Klägers  schon  selbst  darauf  hinweist,  » 
Sache  des  beklagten  Trägers   der  Unfallslast   sein,    dem  Richter 
einen  Vorsatz  des  Verletzten,    welcher  den  Begriff  des    Unfalk 
oder  ein  solches  Verschulden,  welches  den  Begriff  des  Bt^triebs- 
Unfalls  ausscbliessen  würde,  vorzuführen  **').   Nach  beiden  Ricb- 
tungen  aber  verliert  überdies  die  Frage  nach  der  Bewei«last  üire 
grösste  Schärfe  dadurch,  dass  nach  den  Vorschriften  der  üiüall- 
Versicherungsgesetze  jeder  in  einem  versicherten  Betriebe  vorg** 
koramene  Unfall,    welcher   eine  der    ftlr    die    Unfall  Versicherung 
in  Betracht  konuneuden  Folgen  gehabt  hat,  auf  Anzeige  des  B^ 


"•)  Vgl.  neueatena  DensSuho,  Pundeklen,  S  559. 
'*')  Damit  ist  wiederam  die  Anknüpfung  an  die  Regelang  der  Be 
welafrage  in  $  1  Haftpükht-G.  gt-geben. 
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itemehmers  von  der  Ortspolizei behurde  sobald  wie  raög- 
[Üth  einer  UnterBUcbung  za  unterziehen  iut,  durch  welche  in  erster 
Ileihe  die  Veranlnssung  und  Art  des  Unfalls  constatirt  werden 
ioll"^.  An  den  Untersuchungsverhandlungen  können  Vertreter 
der  Genoseeuschaft,  »owie  die  sonstigen  Betheiligten,  besondere) 
der  Verletzte,  theilnehmen  und  durch  ihre  Anträge  einem  sach- 
geiDissen  Gange  der  Untersuchung  Vorschub  leisten.  Von  dem 
Qbv  die  Untersuchung  aufgenommenen  FrotocoUe,  sowie  von  den 
miMtigen  Untersuchunge Verhandlungen  ist  den  Betheiligten  auf 
ihren  Antrag  Einsicht  zu  gestatten  und  Abschrift  zu  ertheilen. 
Dit  Berufsgenossenschaften  aber  haben  noch  das  besondere  Recht, 
die  Polizeibehörden  um  Vornahme  bestimmter,  der  Eniirung  de« 
Falles  dienender  Untersuchungshand langen  zu  requiriren  und  die 
Erledigung  dieser  Requisitionen,  allerdings  auf  ihre  Kosten,  zu 
rerlangen^'*).  Dieses  Recht,  wenngleich  dem  Versicherten 
seltwt  nicht  zustehend,  ist  doch  kein  einseitiges,  pfiichtenlosee. 
Xich  der  Natur  der  Berufsgenossenschaft  als  einer  ööentlichen, 
i  h.  einer  solchen  Genossenschaft,  welche  dem  Staate  kraft 
ößcBÜichen  Rechts  verpflichtet  ist,  ihren  Zweck  zu  erfüllen^'"), 
irt  sie.  ebenso  wie  die  öffentlichen  Behörden,  dem  Staate  schuldig, 
die  ihr  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  dargebotenen  besonderen 
Backte  auch  pUichtgemäsH  zu  gebrauchen.  Daraus  aber  lässt  sich 
^e.  auch  vom  R.V.A,,  wenngleich  ohne  Hervorhebung  ihres 
*7)(raiatischen  Zusammenhanges  '**),  anerkannte  und  auf  ähnliche 

I"")  5  63  ff.  üuf.O.;  5  57  ff.  landw,  G.;  §  6!  ff.  SeeUnf.O. 
»•*)  S  101  Ünf.G.;  5  121  landw.  G.;    %  115  See-ünf.Q.  —  Uebcr  den 
öl«r»cliicd    dieses    Reqaisilionsrechts  von  d«r   vorhin  angedeuteten  Ein- 
,  virkaLg  ant  die  polizeiliche  Uutereuchung  A.  N.  UX,  S.  330. 
^        **•)  Rnni!,  R^Ut  der  öffentlichen  GenosBenschan  (1886),  6.  18,  56  ff. 
"         "')  A,  N.  II,  8.  291,  Kr.  237:  Anapracli  der  Hiiil«rbliebcnen  eines  im 
^*hfrhouen  lodt  aufgernndeoen  Bergmann«.    Trotzdem  veracbiedene  üm- 
*^**«le  einen  Betriebsunfall  {nicbt,  wie  anfangs  angenommen  war,    einen 
•^^Ürliclien  Tod)  w&lirsclieinlicb    machten,    unterliesa   es   der  Soctionsvor* 
*^*ftd,  die  nacbträglictie  Section  der   I.«iclte  in  Antrag   zu  bringen.     .Die 
Arehlr  flkr  «ItasUlobe«  R«cbt.  m.  t.  8.  24 
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VeriiSltnisfle  des  CÜTÜrechtB  sich  stflizende^^*)  Gonseqnenz  recht- 
fertigen, das»,  wenn  in  einem  Falle  die  Berufsgenossenschaft  durch 
Bchttldhaften  Nichtgebrauch  des  ihr  nach  §  101  Unf.G.  zastehen- 
den  Reqoisitionsrechtes  eine  Feststellung  des  Thatbestandes  un- 
ml^lich  gemacht  hat,  die  Gerichte  ihre  Verurtheilnng  in  Um- 
kehrong  der  Beweislast  auszusprechen  in  der  Lage  sind. 


doreli  die  beuichnete  ünterlassang  d«fl  SeetionsTontande«  herbeigefOhrte 
Unmöglichkeit  der  FeBtsteUnng  der  Todesarsache  verst&rkt  (7)  die  olln^ 
hin  vorhandene  Vermathnng  einee  Todes  durch  Unfall  n.  s.  w." 

'**)  Ich  denke  an  den  Tom  Eeicha-Oberhandelsgerlcht  mehr&cb 
(Entseh.  Bd.  21,  S.  261  and  die  dort  angeftthrten)  anfgeetellten  Sata,  das», 
wenn  durch  vertragawidrigea  Verhalten  eines  Contrahenten  dem  anderen 
die  Ffihnmg  eines  Beweises  wesentlich  erschwert  oder  nnthunlich  genaelit 
wird^  snr  Ausgleichung  Befreiung  des  Yerletiten  von  der  Beweislast  fia- 
tritt.    Tgl.  auch  DnuiBima,  a.  a.  O. 


Qaellen  und  Entscheidungen. 


Zur  Lehre  vom  Militärfiscus  und  der  Vertretung 

desselben. 


£atscheidiiQg  des  Kaiserlichen  Ober- Landesgerichts  zu  Colmar 
vom  9.  Januar  I88ö. 


L 

^^^P  Am  13,  JoU  1884  war  in  dem  Dorfe  Eckboldsfaeim  bei  Strasburg 
«B  Streit  anter  Militär-  uud  CivÜpersonen  ausgebrochen.  In  Folge  des- 
selben holte  der  in  denselben  verwickelt  gewesene  Unterofficier  Öiin\F,B 
von  dem  ganz  in  der  Ntthe  gelegenen  Fort  Bismarck  eine  PotromUe 
herbei.  Dieselbe  gehört«  dem  iu  8trassburg  in  Garnison  stehenden 
and  zum  15.  Armeecorps  gehörigen  t*.  sUchsischen  Infanterie- Re- 
giment Nr.  105  an.  Als  die  Patrouille  ankam,  war  die  Wirthschaft, 
iD  welcher  der  Streit  stattgefonden  hatte,  leer;  der  Unterofficier  be- 
gnügte sich  aber  nicht  damit,  die  vorher  dort  gewesenen  Burschen 
zu  notireu.  sondern  er  stellte  die  zur  Patrouille  gefatirendeu  Soldaten 

^  «cbossbereit  an  einer  Hotmauer  au  der  Strasse  auf.     Als  einige  Bnr- 

Buchen  auf  der  Strasse  daher  kamen,  wollte  der  UnterofHcicr  dieselben 
verhaften;  dadurch  entstand  ein  Handgemenge  uud  in  diesem  Augen- 
blick gab  die  an  der  Hofniauer  stehen  gebliebene  Patrouille,  angeb- 
lich ohne  jedes  Gommando,  4  Schüsse  ab,  von  denen  einer  den  Unter- 
officier BÖRXEH  selbst,  ein  anderer  den  an  der  ganzen  Angelegenheit. 
völlig  unbctheiligten ,  in  dem  Hausflur  sciues  Wohnhauses  stehenden 
Wirtii  Kt TTMiH  traf.  Der  letztere  ^vurde  in  die  Hand  getroffen,  welche 
in  Folge  der  Verletzung  geltthmt  ist.  Er  erhob  eine  Entschftdigungs* 
Itlage  gegen  den  Kunigl.  Süchsi.<;oheii  Militilrfiscus ,  vertreten 
durch  den  Ktinigl.  Sachs.  Kriegsminister,  beim  Landgericht  Strassburg. 
Das  letztere  verwarf  die  Einrede  der  Unzuständigkeit,  wies  aber  die 
Klage  ab.    Die  gegen   dieses  Urtheil  erhobene  Berufiing  wurde  vom 

^  Oberlandesgericbt  zu  Colmar  zurückgewiesen  aus  folgenden 

f  Gründen: 

1.  Der  Kläger  stützt  den  mittelst  der  gegenwartigen  Klage  geltend 
gemachten  Öchadensersatzanspi-uch  in  Höbe  von  I'2(K>0  Mark,  wie  aus 
dem  Anbringen  der  Klage  bei  dem  Gerichte  des  Thatort«s,  dem  In- 
halte der  Klage  and  endlich  aus  der  in  der  Verhandlung  erster  In- 
Tom  3.  Juli  1886  gegebenen  Erläuterung  und  Ergänzung  der 
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Klage  erhclH,    auf  die  unerlaubt«  Handlung  von  zu  einer  PatrooUl« 
rereinigt,   also  im   Dienste  befindlich  gewesenen  Soldaten  des  s4chst- 
schen  Infanterie-Re^ments  Nr.  105,  sowie  auf  die  aus  dem  Art.  1384 
B.G.B.   herg&leitetc  Verantwortlichkeit   des  Beklagten    für  die  wider- 
rechtliche  Handlung  der  Soldaten.    Die  Frage  aber,  ob  eine  3.  Person 
fUr  die  Verbindlichkeit  einer   anderen   aus  unerlaubten  Handlnogec 
einzustehen  habe,  ist  privatrecbtlicher  Natur  und  verschl&gt  es  nichts, 
wenn  es  sich  hierbei  um  die  Haftung  des  Staates  handelt ,   da  dieser 
iu   einem   solchen  Falle    nur   in  seiner   TcrmOgensrechtlicheu  Seite  iu 
Betracht  kommt.   Die  gegenwärtige  auf  Art.  1384  B.G.B.  gegründet« 
Klage  hat  daher  eine  bürgerliche  Kechtsstreitigkeit  zum  Gt^nstande 
und  gebort  gemft&s  §  13  des  G.V.G..  §  11  des  Einführongs-  und  §  II 
des  Ausführung sgesetzes  zum    G.V.G.  zur  Zuständigkeit   der  orJett- 
lichon  Gerichte,  wie  dies  denn  auch  durch  eine  ständige  Rechtsprechnng 
des    Reichsgerichts   anerkannt  ist.     Vgl.    Entsob.     dos    Rcich£gcriclit-< 
Bd.  V,  48,  X,  28«,  XV.  37 ;  Jurist.  Zeitschrift  für  Elaass- Lothringen 
Bd.  EX.  154,  273.  Xtl.  8!t,  101. 

Die  Einrede  der  Cnzulässigkeit  des  Rechfcswegs  entbehrt  daher 
der  Begründung. 

2.  Das  Gleiche  gilt  nach  der  obigen  AnfUhmng  in  Verbindun; 
mit  der  Bestimmung  des  §  240,  Ziffer  1  C.P.O.  von  der  Einrede  d«r 
unzulässigen  Klageäuderung. 

Dagegen  erscheint  3.  der  fernere  Einwand,  der  sächsische  Militär- 
fiscus  sei  nicht  der  richtige  Beklagte,  gerechtfertigt. 

Der  sächsische  Staat  als  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  wirf 
auf  Grund  dos  Art.  1384  B.G.B.  wegen  einer  Handlung  in  Ansprucb 
genommen ,  welche  von  .säch.^schen,  im  Dienst  befindlichen  Soldaten  ni 
Eckbuldsfaeimim  Elsa:Jä  ausgegangen  ist  und  den  Kläger  durch  LähmuAg 
seiner  linken  Hand  verletzt  hat.  Es  fragt  sich  daher  zunächst,  st^i 
der  genannte  Staat  zu  denjenigen,  von  welchen  die  den  Kläger  scbläi- 
gende  Handlung  ausgegangen  ist,  im  Verhältniss  des  Auflraggeben 
(commettant)  zum  Beauftragten  (prepos^).  Diese  Frage  ist  zu  vemeineß- 

Das  Verhäitniss  eines  Auftraggebers  zum  Beauftragten  im  Sinne  dei 
bezogenen  Geset/.esstelle  liegt  nicht  schon  deshalb  vor.  weil  dereine  ftr 
den  andern  oder  in  dessen  Auftrag  eine  Arbeit  oder  einen  Dienst  Ter- 
richtet,  sondern  nur  dann ,  wenn  der  Beauftragte  iu  Beziehung  auf 
die  Verrichtung  vom  Auftraggeber  abhängig,  dessen  Anleitungen  nofi 
Weisungen  unterworfen   ist.    (Vergl.   Kotsch.  des  R.O.   Bd.  S.  2^'i) 

Es  ist  demnach  unerheblich,  dass  die  Mannschaften  der  Patrouille 
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wie  der  dieselben  abboudende  Officier  LandesangehOrige  des  Staaten 
Sachsen  waren,  von  dietsezn  Unterhalt,  Lohn  and  Qebalt  bezogen  und 
sich  in  Diensten  dieses  Staates  befanden.  Als  Entscheid  kommt  riel* 
mehr  Folgendes  in  Betracht. 

1.  Die  MilitarhoUett  —  wie  die  Staatsgewalt  aberhaupt  —  ist 
den  einzelnen  deatscfasn  Bundesstaaten  hinsichtlich  Land  und  Leute 
nur  in  be&chrtlnktem  Umfang  verblieben ,  indem  ein  Tfaeil  derselben 
auf  das  Reich  tibergegangen  ist.  So  steht  unter  anderem  dem  Kaiser 
als  dem  Vertreter  des  Reichs  der  Oberbefehl  über  die  gessmmte  Land- 
macht des  Reiches  in  Krieg  und  Frieden  wie  das  sognnntinte  Dislocations- 
recht,  d.  h.  das  Recht  lu,  Truppentheile  des  einen  Staates  in  den  anderen 
2U  verlegen.  Art.  63  der  Reichsverfassung,  Im  Reiclislande,  das  zwar 
einen  Bestandtheil  des  Reiches,  aber  keinen  besonderen  Staat  i>ildet, 
liegt  hingegen  die  Milit&rhoheit  aosschliesslicfa  und  ungeschmälert  in 
den  Händen  des  Reiches  und  wird  durch  den  Kaiser  aosgchbt ,  auch 
insoweit  deren  Ausübung  In  den  Kinitelstaaten  dem  Landesherrn  ansteht. 

Werden  nun  Truppentheile  des  einen  Staates  dnrch  den  Kaiser 
in  Ausübung  des  Dislocationsrechts  in  ein  anderes  L&ndergebiet  ver> 
legt,  so  werden  sie  dem  militärischen  Befehle  des  eigenen  Landesherm 
entrückt,  wenngleich  sie  zu  Ihm  im  Dienstverhältnisse  verbleiben,  da 
die  Befehlshaberscbaft  des  Landcsherru  als  solchen  sich  nicht  über  die 
Grenzen  seines  Gebietes  hinaus  erstreckt.  Der  Landesherr  des  Ge- 
bietes, in  das  die  Tmppen  verlegt  worden  sind,  wird  zwar  zufolge 
BeeÜmmuug  des  Art.  ^  der  Reichsverfassung  Chef  derselben  und 
genieest  die  damit  verbundenen  —  £bren,  allein  er  erhält  ohne  Za- 
ttaun  des  Kaisers  nicht  ohne  weiteres  den  militärischen  Befehl  über 
jene  Truppen,  wie  schon  daraus  erhellt,  da.ss  er  dieselben  zufolge  der 
ber^genen  Gesetzessti^le  zu  polizeilichen  Zwecken  nur  requiriren,  nicht 
aber  wie  die  eigenen  Truppen  unmittelbar  verwenden  kann.  Solche 
Truppen  unterstehen  vielmehr  nicht  bloss  dem  Oberbefehl  des  Kaisers, 
sondei-n  dessen  Refehl  Überhaupt,  weil  die  Verlegung  im  Interesse 
defl  Reiches  geschieht  und  der  dnrch  die  Vorlegimg  verfolgte  Reichs- 
zweck nicht  durch  den  Refehl  des  betreffenden  Landesberrn  beein- 
trächtigt werden  darf.  Vgl.  zu  vorstehenden  Ausführungen  Labakd, 
Staatsrecht.  Bd.  lU,  Abth.  I,  §§  79,  81. 

2.  Die  auf  dem  Bundesgebiete  gelegenen  Festungen  mit  Aus* 
nähme  der  bayerischen  sind  Reicb&festungen  (Ges.  vom  30.  Mai  1873) 
und  steht  die  Besatzung  derselben  ausschliesslich  unter  dem  militäri- 
schen Befehl  des  Kaisers  als  des  Vertreters  des  Reichs  beziehungsweise 
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dem  durch  den  Kaiser  ernannten  Festungsconimandant«D .  der  dem- 
selben den  Fahneneid  zu  leisten  hat,  Art,  t>3— 65  der  Reichsrerfasraag. 
Vgl.  auch  Lahaxd,  Bd.  ÜI,  Abth.  I,  §  82. 

In    tbaisüchlicher  Beüehong   wird  nun   unbestritten   aufgesteUt, 
dass  der  Sohuss,  der  die  linke  Hand  des  Klägers  serschmetterte  and 
■vollständig  lahmte,  von  einer  vom  Fort  Bismarck  nnd  zwar  vom  widh 
habenden  Officier  nach   Eckboldsheim   abgesandten    Patrouille   abg»* 
geben  wurde  und  dass  die  Mannschaft  wie  auch  der  absendende  0£6der 
der  Besatzung  des  genaimten  Forts  zum  säcbsiscben  Infanterie-Rpgh 
mente  Nr.  105  gehörten.    Der  erwähnte  Truppentheil  ist  aber  dun^i 
den  Kaiser  in  Äosübong  des  DislocationArechts  ans  dem  Königrei^^H 
Sachsen  nach  dem  Reich&lande  verlegt  worden ,  befand  sich  mithi^^ 
nicht  mehr  unt«r  dem  Befehle  des  Königs  von  Sachsen,  sondern  nntrr 
dem  des  Kaisers   als  solchen.     Dies  niTiss  beEttglich  der  hior  in  Be- 
tracht kommenden  Mannschaft,   wie  des  absendenden  Offiders  ozo  so 
mehr  angenommen  werden,  als  dieselben  zur  Besatzung  des  genumtoi 
Forts  gehörten,  das  einen  Theil  der  Reichsfestung  Stra-ssburg  bii 

Ks  kann  daher   der  sächsische  Staat  fUr  die  Folgen  jener  Hw 
Inng  auf  Gnuid  des  Art.  1384  B.Q.B.  nicht   verantwortlich  gern 
werden;  eine  Verantwortlichkeit,   falls  ihre  Vöraossetmngen  In 
vorliegenden  Falle  überhaupt  vorhanden  sein  sollten,  wfirde  rielmi 
nur  den  ßeich86scus  oder  den  Landesliscus  treffen,   den  letzi 
namentlich  dünn ,    wenn  die   Patrouille    auf  Requisition   der  LaB< 
bebörde   (Art.  66  der   Reiohsverfassujig)  in    Verfolgung  polizöUi 
Zwecke  gehandelt  hatte.  Das  triffi.  aber  untorgebens  nicht  ta. 
eine  Requisition   ist   weder  von  der  Behörde  von  Eckboldsbeim  otX^ 
von  einer  andern  Landesbehörde  erfolgt,  die  Patrouille  vielmehr  ledig* 
Uch  auf  Befehl   des  wachhabenden  Officiers  der  Besatznug  des  Ports 
Bismarck  tbfttig  geworden,  um  Leuten  der  Besatzung .  die  in  Qefkbr 
gehalten  wurden,  Hülfe  und  Beistand  xu  leisten.   Demnach  ^ürdeder 
Reichsfiscus  allein  als  eventuell  verantwoHlich  übrig  bleiben.   In 
Ermangelung  einer  abweichenden  Bestimmung  wird  aber  der  Reichs- 
fiscus durch  den  l^^icbskanzlor  vertreten.    Eine  Bestimmung,  welch« 
die  Vertretung  des  Reichsfiscus  dem   säobsiscfaon   Milittlrfiscus  fiber 
tragen  bat,  fohlt.   (Vgl,  Eütscheidungdt»s  Reichsgerichts  Bd.  VllI,  1  aail 
XV,  37 ;  juristische  Zeitschrift  (ur  El  sass- Lot  bringen  Bd.  IV,  138,  V,4I6). 
T)ie  Entscheidung  des  ersten  Richters  ist  demnach,  wenn  such  aus  ande' 
ren  Gründen,  aufrecht  zu  erhalten  und  die  Berufung  zurQckznweiseo. 


Das  internationale  üebereinkommen  über  den 
Eisenbahn-Frachtverkehr. 

Von 
Regierungsrath  Dr.  G.  EoEBf 

Prlvkidp««at  Aar  Eoübt»  In  Br«fll*ii. 

In  der  diittea  intomattonoloD  Conforenz  fu  Bern  vom  r>.  bis 
17.  Juli  1686  ißt  der  Entwurf  des  internationalen  Uebereinkommens 
Ober  den  Eisenbahnfrachtverkehr  zwischen  Belgien,  Deutflcblnnd.  Frank- 
reich, Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  OestRiTeicb^  tJngam, 
Basaland  und  der  Schweiz  materiell  und  redactionell  zum  Abschlnss 
gelangt  Durch  das  Scblussprotokoll  d.  d.  Bern  den  17.  Juli  188ti 
luterbreiten  die  Delegirten  der  geaanuten  Staaten,  welche  beauftragt 
Treren,  au  der  dritten  Conferenz  zur  Ausarbeitung  eines  internatio- 
nalen Uebereinkommens  über  den  Eisen  b  ab  nf rächt  vor  kehr  tbeilzu- 
nehinen,  nachdem  sie  ihre  Arbeit  beendigt,  den  Regierungen  der  von 
( ihnen  vertretenen  Staaten  den  Entwurf  des  Uebereinkommens  nebst 
Annexen  and  knüpfen  daran  die  Bitte  an  den  schweizerischen  Bundes- 
rath,  die  betheiligten  Regierungen  einzuladen,  BeToUmacbtigte  zu  er- 
nennen ^  welche  in  möglichst  kurzer  Frist  in  Bern  zusammenzutreten 
hätten,  um  den  fotitgestellten  Entvmrf,  ohne  ii^end  welche  Aendnmng 
an  demselben  vorzuuehineu ,  in  ein  detinitlves  Üebereinkommen  um- 
mgestalten.  Alsdann  soll  nach  Art.  00  des  Uebereinkommens  das* 
selbe  von  den  vertragschliessenden  Staaten  sobald  als  möglich  rati- 
ficirt  werden  und  seine  Wirksamkeit  drei  Monate  nach  erfolgtem 
AoBtausciie  der  Rati£cationsur künden  beginnen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  ausserordentliche  Bedeutung  des  Ueberein- 
kommens, welches  die  internationalen  Rechtsbeziehungen  des  Eisen* 
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bahn  f rächt  Verkehrs  für  den  grössten  Theil  des  earopäischen  Coatixiezits 
einheitlich  zu  regeln  hestimmt  ist,  erscheint  es  hiernach  wohl  Mit- 
gemäss,  die  allgemeine  Entstehangsgeschichte  dieses  wichtigen  gesetz- 
geberischen Werkes  und  die  Gestaltung  seiner  Uauptgrunds&tze,  wenn 
auch  nur  in  kurzen  und  gedr&ngten  Zügen,  zur  Dar^Uung  ku  brtngt^n. 
Hieran  soll  sich  späterhin  ein»?  spwielle  Erörterung  der  einzelnen  Pria« 
cipien  und  Normen  des  Uebereinkommens  anschliossen. 


l. 

Das  internationale  liebere iukommen  über  den  £isenbahnfT&cfai' 
verkehr  beruht,  wie  seine  Entstehungsgeschichte  ergiebt,  auf  einen 
Conipromiss  der  contrahirenden  Staaten.  Der  vornehmlich  durch  di< 
Eisenbahnen  vermittelte  Verkehr  der  eoropaiscben  Gontinentalstaaten 
hat  in  verhältnissm&ssig  kuner  Zeit  so  ausserordentliche  Dimension« 
angenommen  r  dass  in  demselben  Maasse,  wie  im  Post-  und  Telegn* 
pbenverkehre,  die  Einführung  internationaler  ßechtf^normen  zu  einen 
dringenden  und  unabweisbaren  Bedürfnisse  wurde.  Denn  je  mehr  dff 
interuationale  Verkehr  -funahni,  je  föhlharer  wurde  die  Recbtsun3iclle^ 
heit,  unter  welcher  die  sämmtlichen  Transportintereasenten  —  die  Ab- 
sender, Empfl&nger  und  Eisen  bahn  Verwaltungen  —  dnrcli  die  Ver 
schiedenheit  der  Eisenbahnfrachtrechte  der  einzelnen  Staaten  Uttea. 
Am  meisten  wurde  durch  diesen  UebeUtand  in  Folge  ihrer  natürliolieD 
Lage  inmitten  von  vier  grossen  Staaten  die  Schweiz  betroffen,  und  ts 
ist  daher  wohl  erklftrlich ,  dass  von  ihr  der  Gedanke  der  EinfÜbraog 
eines  internationalen  Eisenbahnfrachtrechts  ausging  und  mit  ancf* 
kennenswerther  Consequenz  verfolgt  und  verwirklicht  wurde. 

Der  Schweizer  Bandesrath  hatte  im  Anfange  der  siebziger  Jahn 
den  Professor  Fick  in  Zürich  beauftragt ,  einen  Gesetzentwurf  üb« 
das  Schweizer  Eisen  bahn -Transportwesen  auszuarbeiten.  Ab  die  schorei- 
zerische  Bundesversammlung  im  Sommer  1874  in  die  Beruihung  diesM 
Gesetzentwurfes  eingetreten  war,  wurde  ihr  von  den  Schweizer  Ad- 
vokaten de  Seloxkix  in  Genf  und  Dr.  CimisT  in  Zürich  eine  Petitini 
vorgelegt,  in  welcher  unter  Hinweis  darauf,  wie  sehr  die  Entwicklui^ 
des  Eisenbahnverkehrs  durch  die  Verschiedenheit  der  Eisen  bahn  ft-aofat- 
reohto  beeinträchtigt  werde,  geboten  wui'de ,  vor  Beralhong  dos  Vof» 
Schlags  des  Buudesraths  auf  das  Zusammentreten  einer  internatioaaliii 
Conferenz  hinzuwirken,  um  —  wo  möglich  —  wenigstens  gevnase 
Tbeile  der  Gesetzgebung  in  Sachen  des  internationalen  Eisenbahntrans- 
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portwes6ns  einheitlich  za  regelu.  Zugleich  wurde  der  Buudesvereamm- 
lung  eine  Dfnkschrift  über  die  EinfuhruDg  eines  eioheitlicbeu  Rechts 
für  den  int«rnationalen  Eisenbahnfrachtvorkehr  nebsi  eiaem  Programm 
der  durch  eine  internationale  Conferanz  zu  behandelnden  Fragen  über- 
reicht.  Die  Bundesversammlung  sistirt«  zwar  die  Borathung  des 
0pftter  unterm  20.  März  1875  erlafiseneu  Schweizer  Bnndesgesetzes  über 
den  Transport  von  Eisenbahnen  nicht,  aber  »e  hielt  den  angeregten 
Gegenstand  für  so  wichtig,  dass  sie  ihn  dem  Bundesratbe  zur  weiteren 
Veranlassung  überwies.  Dieser  trat  hierauf  mit  der  deutschen,  fran- 
zösischen, itAÜenimhen  und  österreicbi schien  Regierung  in  Verbindung. 
Dabei  wurden  als  Gegenstände  der  Vereinbarung  nur  folgende  her- 
Torgehoben : 

1.  die  Feststellung  des  Gerichtsstandes  für  RAclamationen  wegen 

t  Havarie  und  Verspätung; 

2.  die  Einführung  gewisser  einheitlicher  Formalitäten  für  Coo- 
statirung  innerlicher  wie  äusserlicher  Beschüdigungon : 
3.  die  Annahme  des  allgemeinen  Satzes,  dass  der  letzte  Fracht- 
fuhrer  für  die  Fehler  der  vorangehenden  Frachtführer  haftet 
unter  Vorbehalt  des  Rückgriffs  auf  diftselbcn;  femer  das  für 
diesen  Rückgriff  geltende  Verfahren; 
4.  die  Grenzen  der  Haftbarkeit  des  Frachtführers,  des  ursprüng- 
lichen Spediteurs  und  der  Zwischenspediteure. 
Nachdem  hierauf  die  genannten  Regierungen  sHmmtHch  ihre  Ge- 
«w.^'theit  zu  erkennen  gegeben,  d(^r  Regelung  der  angeregten  Frage 
näher  zu  treten,  die  deutächo  and  österreichisch-ungarische  Regierung 
jedoch  mit  dem  Vorbehalte,  daes  zunächst  die  zu  vereinbarenden  Voi*- 
-schriften  in  Gestalt  eines  speciellen  Entwurfs,  bezw.  detailUrten  Pro- 
gramms zu  formnliren  .sein  würden,  wurde  auf  Veranlassung  des 
Schweizer  Bundesrathos  ein  vullstrindig  detail lirttT  Entwurf  in  38  Ar- 
tikeln  nebst  Motiven  ausgearbeitet  und  im  Jahre  1870  unter  dem 
■  Titel: 

^B  .Vorläufiger  Entwurf  für  eine  Vereinbarung  über  den  inteiv 

^m  nationalen  Eii^enbahnfrachtverkehr,' 

^■dfin    Regierungen    Deutschlands  ^    Oesterreich  -  Ungarns ,     Frankreichs 
^rand    Italiens   vorgelegt.     Wenn    schon   iu   der  Commissiori   der  Fach- 
M  männer,   welche  die  Aufgabe   hatte,    diesen   Entwurf  vorzuberathen, 
wiederholt  die  Ansicht  durchbrach^  dass  es  ausserordentlich  wünschens- 
werth  wäre,  eine  Vereinbarung  auf  weit  umfassenderer  Grundlage 
anzustreben,  so  beschloss  der  Bundesrath  doch,  sich  im  Wesentlichen 
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innerhalb  des  obigen  ursprün glichen  Programms  ra  halten,  und  zwar 
ni»  so  mehr,  als  die  franzüsische  Regierung  ihre  Mitwirkung  an  den 
Bestrebungen  nur  unter  der  Bedingung  zugesagt  hatte,  dass  die  Grenzen 
jenes  Programms  nicht  überschritten  würden. 

Der  Schweizer  Entwurf  ging  von  dem  Principe  ans ,  dass  die 
Tragweite  der  Vereinbarung  sich  nur  auf  den  intern  ationalen  beiw, 
-Externen  Bisenbahnfrachtverkebr  der  verschiedenen  yereiasstaate& 
erstrecken  und  die  internen  Eisenbahnfrachtreobte  derselben  toU- 
stKndig  unberührt  zu  lassen  habe,  derartig,  dass  das  internationale 
Eisenbahnfracbtrecht  als  ein  neues  externes  Becht  zu  den  interoen 
Frachtrechten  der  Vereinsstaaten  hinzutreten  solle.  Der  Entwurf 
verbannte  zwar  nicht  die  mannigfachen  üebelstände  und  Schwierig 
keiten,  welche  in  Folge  davon  aus  der  Verschiedenheit  des  Bechts  Sr 
den  internen  und  desjenigen  für  den  eiternen  Verkehr  der  Bahnea 
ein  und  desselben  Staates  entstehen  kGnnen.  Aber  in  der  BefUrchtuag, 
dass  bei  Einhaltung  des  entgegengesetzten  Standpunktes  eine  Einignnj; 
unmöglich  gemacht  oder  erschwert  werden  könnte,  wurde  davon  Ab- 
stand genommen,  der  Vereinbarung  eine  grössere  Tragweite  n 
geben.  Im  üebrigen  beschrilnkt«  sich  der  Entwurf  lediglich  auf  eiiw 
Regelung  des  Güterverkehrs  und  schloss  GepBck*  und  Personen- 
verkehr aus. 

Die  besonderen  Bestimmungen  des  Entwurfs  hielten  sich  im  Wesoot- 
liehen  an  die  Normen  des  Schweizer  Bundes^setzes  über  den  Traa»- 
port  auf  Eisenbahnen  vom  20.  MBr?.  1875,  welches  einen  vermittehi- 
den  Standpunkt  zwischen  dem  doutsoh-tlsterreichLschen  und  franzSsi' 
sehen  Eisenbahnfracbtrecht  einnimmt,  aber  doch  im  Wesentlichen  mdir 
dem  letztoren  zuneigt,  und  erstreckten  sich  in  sechs  Abschnitten  auf: 
I.  Eingehung  und  Inhalt  des  internationalen  Eisen  bah  nfrachtcontraete; 
n.  Erfüllung  desselben;  ITT.  Legitimation  nnd  Gerichtsstand  fBr  Eot- 
sohttdigungsfordcningen  wogen  Nichterfüllnng  desselben;  IV.  Voraafr 
Setzungen  und  Umfang  der  Entschädiguugsforderungen  gegen  die 
Bahnen;  V.  Untergang  dieser  Forderungen  "durch  Versäumniss  der 
Reclamation  oder  durch  Verjährung ;  VI.  Rückgrriff  der  Buhnen  nntsr 
einander. 

Es  lag  auf  der  Hand,  dass  bei  der  hervorrnircnden  bodeutang  der 
angeregten  Frage  für  die  Fortentwicklung  des  europäischen  Biseobahn- 
Verkehrs  die  öffentliche  Discussion  sich  in  lebhaftester  Weise  des 
Schweizer  Entwurfs  bemächtigte  und  in  eine  Kritik  desselben  eintrat. 
Bereits  im  Jahre  1077  erschien  unter  dem  Titel: 
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.Die  EiDföhmng  eines  inteniationalen  EiBeDbahnfrachirechts 

von  Dr.  G.  Eoer  ')* 

eine  Kritik  des  Schweizer  Entwurfs  nebst  einem  aus  den  Resultaten 
derselben  hervorgegangenen  Gegenentrwnrfe.  Dieser  Entwurf  stand 
sowohl  principieU  in  Betreff  der  Xragveite  des  zn  treffenden  Ueberein- 
konunens  wie  auch  des  materielldD  Inhalts  desselben  auf  einem  dem 
Sfikweizer  Entwürfe  diametral  entgegengesetzten  Standpunkte. 

In  der  Kritik  wird  allerdings  zunBchst  in  Ueboreinstimmung  mit 

Fdw  Petition  ron  SunNEix  and  Christ  sowie  der  Denkschrift  des  Schwei- 
aor  Entwurfs  anter  Darlegung  des  bestehenden  Kechtszastande>s  her- 
vorgehoben, dass  die  Verwirklichung  des  angeregten  Uobereinkommens 
xwar  grosse  Schwierigkeiten,  aber  keineswegs  unüberwindliche  Uinder- 
nisse  biete:  Denn,  wenn  auoh  das  Uebercinkororaeu  ein  Eingi'cifen  in 
die  einzelnen  Obligationen-  und  Handels-  (Fracht-)  Bechte  der  contra- 
hirenden  Staaten  im  Interesse  der  Einheit  nothwendig  und  unvermeid- 
Uoh  erfordere  und  diese  sich  der  Katur  der  Sache  nacli  nur  durch 
ConcesJiionen  erreichen  lasse ,  welche  die  Staaten  mehr  oder  weniger 
unter  Aufopferung  einzelner  Princlpien  ihrer  Landesrechte  machen 
mössen,  so  liege  doch  ein  das  Uebereinkommeu  bewuders  begCiustigeu* 
der  Umstand  darin,  dass  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Frachtrechts 
die  Grundlagen  fUr  eine  Ann&heruog  unter  den  am  meisten  in  Be* 
tracht  kommenden  Stauten  bereits  durch  den  bisherigen  Kechtszustand 
gegeben  sei«n.  Fast  keiner  der  europüischeu  Staaten  habe  sieh  dem 
m&chtigen  Einflüsse  des  französischen  Handels-  and  Verkehrsrechts 
entziehen  k>:)nnen.  In  Italien,  Belgien  and  Holland  sei  dasselbe  bei- 
nahe  unverändert  rccipirl  worden.  Aber  auch  das  deutsche  Hundels- 
gMetzbuch,  das  schweizerische  und  ungarische  Handelsrecht  beruhen 
im  Wesentlichen  auf  den  Principieu  des  Code  de  commerce,  so  daas 
dieser  auch  für  Deutschland,  Oest«rreich- Ungarn  und  die  Schweiz  als 
das  Matterrecht  anzusehen  sei,  welehem  nur  in  einzelnen,  wenngleich 
wsMntUohcn  Paukten  abweichende  Rechts-  und  Verkehrsanscbauungea 
sabstituirt  worden  seien.  Es  seien  ge wisser massen  zwei  grosse  Gruppen 
vorhanden ,  deren  gemeinsame  Grundlage  die  Vorschriften  des  Code 
de  commerce  über  das  FranhtgasohBft  bilden,  von  denen  die  eine  aber 


*)  Dem  Yerfa»Ber  der  vorliegenden  Abhandlang:  «.  die  Beaprechnng 
dieser  Kritik  durch  Labajwd  in  GoLnscHMiirr'H  Zeitschr.  f.  Handels-  etc.  Recht. 
K.  F.  Bd.  7,  8.  590—598  and  Uiiu^  Inluruat  Eiaenbabn vertrage.  Hamburg. 
1887.  8.  33,  37  ff. 
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darch  die  Normen  des  deatsch-tisterreiohisoheD  UandelsgeseUbachs  und 
Eisen bahnbutriebsreglements  modificirt  und  umgestaltet  sei :  die  Gmj^ 
des  fruiixusischen   nnd   di«  Gruppe  des   deutschen   R«cht8.     Während 
die  eine  Frankreich,  Italien ,  Dolgien  und  Holland  urafasae,  eorstre^« 
sich  die   andere  auf  Deutschland  nnd  Oesterreich-Ungam.     Auch  sei 
seit  dem  Jahre  ]87ti  das  deutsche  Betriebsreglement  als  Vereinsregie* 
nient  zugleich  fUr  den  Verkehr  Deutschlands  und  Oesterreich- Ungarn 
mit  einem  grossen  Theile  der  Bahnen  Belgiens  nnd  BoUands  und  — 
durch  den  deutsch- rnssi.schen  Tarifverband  —  auch  Russlands   eiug^ 
f&hrt.  Die  Schweiz  nehme,  wie  erwähnt,  einen  Termittclnden  SlaiidpuuJci 
ein ,  indem   die  Bestimmungen  ihres  Eisen b ahn transportgesetzes  vom 
20.  März  1875  sich  theils  an  das  französische,  theils  an  daa  deaCsobfl 
Recht  anlehnen.    Die  Losung  der  Aufgabe  beschränke  sich  sonach  io 
der  Hauptsache  auf  eine  Ausgleichung  des  franz5sischen  nnd  deatsdieo 
Frachtrecbts,  welche  dadurch  erheblich  erleichtert  werde,  doss  esaiafa 
keineswegs  um  die  Vereinigung   zweier  priucipiell  verschiedener  vaA 
entgegengesetzter  Systeme   handele,    sondern  dass  das  eine  aus  den 
anderen  herr orgegangen  sei. 

Was  aber  diu  Tragweite  des  Uebereinkommens  anlangt, 
so  schlug  der  Entwurf  E>:if:H*s  im  Gegensätze  zu  dem  Schweizer  Eot* 
würfe,  der  sich  nur  auf  den  internationalen  und  externen  Verkehr 
beschränkte  und  daneben  die  internen  Frachtrechte  jedes  eintelnm 
Staates  bestehen  lassen  wollte,  vor,  diese  Beschränkung  zu  beseitigen 
und  ein  ein  heitliches  Eisenbabufrachtrecht  tttr  deu  externen  uod 
in  ternen  Eisenbahn  fr  ach  tverkehr  zu  schaffen.  Es  wird  zur  Motinroag 
dieses  Vorschlags  darauf  hingewiesen,  dass  eine  Vereinbarung  ftUfäa 
flir  den  externen  Verkehr,  wie  sie  der  Schweizer  Entwurf  vorgeAchli- 
gen,  welche  im  Internen  Verkehr  nicht  nur  vülUg  entgegengesetzLe 
Normen  bestehen  lasse ,  sondern  auch  deren  beliebige  Keueinfühm^ 
künftighin  den  Einzelstaaten  gestatte,  ohne  genügenden,  praktischen 
Werth  sei,  sie  würde  sogar  in  rielen  Beziehungen  schftdigend  auf  d«a 
gegenwfirtigt>D  Rechtszustand  und  Verkehr,  namentlich  aber  auf  dif 
weitere  Bechtsentw  ick  hing  wirken.  Der  Rechtszustand  würde  dador^ 
noch  complicirter,  als  er  gegenwärtig  bereits  sei,  es  solle  alsdaiui 
nicht  dus  Eisenbabnfrachtrecht  verschiedener  Staaten  unter  Auffaebosg 
aller  particulären  Element«  und  Gegensätze  zu  einem  Ganun  ver 
schmolzen  und  somit  Rächt  und  Verkehr  verelufocht  werden,  sondern 
im  Gegoutheil  zu  den  verschiedenen ,  bereits  bestehenden  interoeu 
Prachtrechten   noch   ein   externes   Fraohtrecht   hinzutreten ,    d.  h.  die 
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Zahl  der  schon  TorbBodenen  Frachtreobte  noch  um  ein  neues  Fracht- 
recht  vermehrt  werden.    Der Ei.senbabntrans]>ort solle  nachdem  Princip 
des  Schweizer  Entwurf)?  reebtUch  eine   gan;;  verschiedene  Behandlung 
erfkbren,  je  nachdem  er  sich  innerhalb  der  Grenzen  des  eigenen  Staates 
bewege  oder  diese  Grenzen  Überschreite,   ja  f&r  einen  und  denselben 
Fnchtrertrag   solle    sich  das   Recht  im  Inlande  ändern  und  verwan- 
deln können,  wenn  2.  B.  der  ursprünglich  für  das  Ausland  bestimmte 
und  deshalb   noch   externen  Normen   eingerichtete  Transport   zufftlHg 
etir&  in    Folge    veränderter     Disposition    des    Absenders   im  Inlande 
geblieben   sei  and  nunmehr   dem  internen  Kechte  unterliege,    £s  sei 
nicht  räthlich,  auf  diesem  Wege  vorzugeben,  weil  einerseits  dadurch 
die  Becbtsanscbauungen   durch    die  Verschiedenheit  der  internen  und 
externen  Hechte  und  die  Möglichkeit  eines  Wandels  bei  ein  und  dem- 
s«lben  Transporte  verwirrt   und   gestört ,   andererseits  die  organische 
L^ortentwicklung   des  gemeinsamen   internationalen  Rechts  durch  d&a 
^^Poribestehen   der  internen  Rechte  unmöglich  gemacht  werde.     Es  sei 
VlMfwr,   von    dem   Uebereinkommen  ganz   zu   abstrahiren  oder  wider- 
'  stnbende  Staaten    aosraschli essen ,   als    dasselbe  auf  diesem  Wege  zu 
Stande  zu  bringen. 

Ebenso  stand  in  Betreff  des  materiell-rechtlichen  Inhalts 
des  U eher einkom mens  der  Ecut'sche  Entwurf  auf  einem  wesentlich 
anderen  Standpunkte,  wie  der  Schweizer  Entwurf.  Während  der  letztere 
sieh  darauf  beschränkte,  diejenigen  Bestimmungen  zum  Gegenstande 
d«  internationalen  üebereinkommens  zu  machen,  welche  in  den  Rah- 
nuB  des  oben  S.  297  raiigetheilten  Programms  fielen,  und  lediglich 
TOm  Standpunkte  momentaner  Nützlichkeit  und  Dringlichkeit  aus 
cäaebe  Rechtsbeziehungen  ohne  durchgreifendes  Princip  gemeinsam 
Q  ordnen,  mitbin  gewissermassen  nur  ,ein  Fragment  eines  Fracht- 
Kcbta'  aufstellte,  welches  in  jedem  einzelnen  Staate  der  Ergänzung 
dtuth  das  dort  geltende  Landesfrachtrecht  bedurfte,  ging  der  erstere 
^warf  davon  aus,  dass  sich  die  zu  schaffende  Vereinbarung  in  syste- 
nitiioher  Form  auf  alle  diejenigen  Rechtsverhältnisse  erstrecken  mässe, 
*ddie  ihrer  Natur  nach  der  gemeinsamen  gesetzlichen  Regelung  über* 
bvipt  bedürfen,  aus  diesem  Grunde  auch  bereits  bisher  in  den  ein- 
äImb  Landesfrachtrechten  gesetzlich  bestimmt  und  nicht  der  Auto- 
nomie der  Babnen  oder  der  specielleu  Vereinbarung  der  Parteien 
überlassen  sind,  und  hatte  daher  eine  vollständige,  alle  wichtigeren 
'wkiltnisse  des  Eisenbahntransports  regelnde  Gesetzgebung  im  Auge. 
'On  diesem  Gesichtspunkte  ans  sind  in  diesem  Entwarf  die  im  Schweizer 
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Entwurf  fohlenden  Normen  Über  die  Ablieferung  der  Gftter  und  dM 
damit  zusammenhäagende  Pfand-  und  Retentiouärecbt,  ftber  die  Za> 
Iftssigkeit  der  B«scbrSnkung  der  Haftpflicht,  Über  die  I^cht  der  Eiaea* 
bahn  xor  Ävisirung  und  Ablieferung  der  Güter,  über  die  Pflicht  de« 
Empf^gers  zur  Zahlung  der  Fracht  u.  s.  w.  aufgenommen-  Aach 
bescbrftnkte  sich  der  Entwurf  nicht  auf  das  Oütertranäportrocht,  aoa* 
deni  schlug  vor,  auch  dos  nicht  minder  wichtige  Personeu-  lud  0»- 
pttuk-Transportrccht  in  den  Bahmen  der  internationalen  Ver«inbanag 
bineinzuziebfu. 

Endlich  war  das   ßechtssystem,   auf  welchem   der  Eger'»^ 
Entwurf  beruhte,  erheblich  verschieden  von  denjenigen  desSobwtiiff 
Entwurfs.    Dieser    letztere    hatte  als   Basis    in    der   Hauptsache  6u 
Schweizer  Eiseubahntransportgesetz  vom  20.  März  1875  adoptirt.   D«r 
Entwurf  von  Euch  schloss  sich  eng  an  das  franzii&iaohe  Becht  und  die 
dasselbe  modificirenden  Normen  des  deutschen  üandelsgeeetzbacb'^  aod 
des    deutschen   Betriebsreglements    au.     In    der    begleitenden   Kntik 
wird  zwar  anerkannt,   dass  das  Schweizer  Transportgesetz  iu  einigm 
Punkten    eine   vermittelude     Stellung    zwischen    dem   Code    de   ooo^ 
merce  und  dem  deutseben  Handelsgeset^buche  bezw.  Betriebsreglemeat 
einnehme.   Aber  dieser  Umstand  allein  wurde  als  nicht  ausreichendai 
Motiv  dafür  bezeichnet,  dasa  im  Verhältnisse  zu  ihrer  Bedeutung  and 
Verbreitung  nur  wenige  Bestimmungen  beider  Gesetzbücher  im  Päs- 
cipe,  fast  keine  einzige   nach  ihrem  bewerten  Wortlaute  oder  sjfte- 
matisehen  Zusammenhang  In  den  Entwurf  aufgi'nommen  sind,  wfthmd 
der  bei    weitem  grQsst«  Tbeil  derselbttn   nicht  nur   dem  Inhalte  ooil 
der  systematischen  Reihßnfolge ,    sondern    auch  selbst  dem  Worllauti 
nach  rollatändig  dem  alleg.  Schweizer  Transportgesetse  entlehnt  Mi 
Es  wUrd«  nun  hiergegen  nichts  einzuwenden  gewesen  sein,  wenn  dieses 
Gesetz  in   der  Thal    A'w    besten  Bestimmungen   enthielte.     Aber  du- 
selbe  war  damals  noch  ganz  neu  und  weder  in  der  Theorie  noch  Praxii 
derartig  ausgebildet,  um  in  solchem  Grade  für  die  Mehrzahl  der  euro- 
päischen   Stauten    massgebend  zu    sein.    Demgegenüber    wurde   der 
enge  Anschlu^s  an  den  bezüglichen  Abschnitt  des  Code  de  commerce 
und  das  im  Deutschen  Ilciche  und  in  Oesterreich  geltende,  sich  aadi 
bei'eits  auf  eine  grosse  Anzahl  bclgischor,  niederltLndisuher  Tind  rxnA- 
scher  Bahnen  erstreckende  Eisenbahnfrachtrecht   dringend  empfobl«ai- 
Das  deutsche  Betnebsregleroent  sei   im  Anschluss  an  die  frachtrecbl* 
liehen  Bestimmungen  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs  (Art.  390  bii 
431)  nach  den  reichen  Erfahrungen  zahlreicher  Behörden  and  Bftlui' 
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Terwalhingen  Terschiedener  Länder  gebildet  and  deo  V«rkehnb«dlbf- 
nissen  mehrerer  gro^isen  Staaten  entsprechend  organii^^h  fortentwickelt 
worden.     Eine  Tieijührige  Literatur  und  Bechtsprecbung   habe  sieb 
daran  angeaoblossen,  den  Aushau  des  Eisenbahnfraohtrechts  auf  dieser 
Basis  venroUstÄndigt,  die  wichtigeren  Controversen   entwhieden,  alle 
wes(>ntlicheren   Zweifel    im   Sinne    und   Wortlaute  der   einzelnen    Be- 
imroungen  durch  eonstante,  gteichmässige  Auslegung  beseitigt.    Das 
Beglamont  habe  sich  —  »einer  franziisi^üh-recbttichen  Grundlage  ent- 
sprechend —  auch  in  Läadern,  in  welchen  franxösisuhea  oder  gemeines 
ifat  gelte,  durchaus  bewährt.    Von  diesen  praktischen,  in  jeder  Be- 
xiehoog  erprobten  Prineipien   des    deat«chen  Handelsgesetzbuchs  und 
Betriebsreglement^s    ohne   zwingenden   (trund    abgehen    und    qd    ihre 
Stelle  im  Wesentlichen,  nicht  etwa  den  Code  de  commerce,  sondern 
das  neue  Schweizer  Transi>ortrecht   setzen    —    wie  es  der  Schweizer 
Entwurf  oiiverkenubar  bezwecke  und  empfehle    —   hiesse  also  nichts 
weiter,    als   dos  Rpsultjit  InngjUhriger  Erfabrungon   aufgeben  und  ku 
I        Gunsten   noch   unbewAhrter   Institutionen    mit  d<?r  mühsamen  Arbeit 
L      Ton  Neuem  beginnen. 

^B  I>ie5e  auch  von  anderen  Seiten  geltend  gemacht«Q  Erwägungen, 
^Hwclclie  gegen  den  Schweizer  Entwurf  sprachen,  waren  f^r  die  deutsche 
^f  Beicbsregiorung  bestimmend,  im  Winter  1877 — 1878  einen  sei  bst- 
stftndigen  Gegenentwurf  ausarbeiten  zu  lassen.  Dieser  Gegon- 
entwnrf  nimmt  zwischen  dem  Schweizer  und  dem  EcEn'schen  Entwürfe 
insofern  eine  vermittelnde  Stellung  ein ,  als  er  sich  in  Betreff  der 
Tragwmte  dem  erst^ren,  dagegen  hinsichtlich  des  materiellen  Inhalts 
und  Systems  im  Wesentlichen  dem  letzteren  Entwürfe  ansc.bloss. 

Was  die  Tragweite  anlangt«,  so  trat  der  deutsche  Entwurf 
—  ohne  DÜhere  Begründung  —  dem  Schweizer  Entwnrfe  darin  bei, 
dass  es  sich  erapfe^hle,  das  Uebereinkommen  zun&chst  nur  auf  den 
intomationalen  Verkehr  zu  beziehen  '),  und  es  der  Gesetzgebung  jedes 


')  Die  deutsche  Reich aregiernng  int  »päterhin  selbst  (imu  gelangt. 
in  eEnfm  wichtigeu  Punkte  von  dieser  Ansieht  abaagehen  nnd  dasPrincip 
rf«  Rnrn'flcheQ  Entwurfes  xu  adoptiren  (s.  unten  Anm.  35,  S.  316).  Nur 
fiirtt»  Prlncip  kann  die  cinheilUche  und  orpaniBche  Fortentwicklung  des 
EJB«nbahn rechte  sichern.  Die  entgegenstehenden  Ausfütirnngen  v.  d.  LBirmr'a 
>n  der  Zeitachr.  f.  d.  g«s.  ER.  Bd.  34,  S-  302  sind  höchst  unklar  und 
"^ideniprechend ;  sie  beweieen  gemde  äts  Gegentheil  voa  dem ,  was 
^*-  &_  Lkvcn  beweiBeo  will. 

AiOiT  fti  JMftnUtpJw«  K«cbt   DI.  >.  s.  35 


—     378    — 

einzelnen  Vertrogsslaatet»  zu  Überlassen,  inwieweit  es  wünsofaenswortfa 
erscheine,  sein  internes  Recht  nach  ähnlichen  Grundsätzen  xn  r«gcU. 

Dagegen  dehnt«  der  deatsohe  Entwurf  in  Debereinstinuniuig  nsd 
in  Anlehnung  an  den  EuER^schen  Entwarf  den  materiell-recbt' 
liehen  Inhalt  des  Uehereinkommens  weit  über  die  im  8chw»iiv 
Entwürfe  enthaltenen  Normen  aas.  Es  wird  in  den  Motiren  dsTua 
ausgegangen,  doss  das  zu  vereinbarende  TranKporirecbt,  soweit  irgod 
möglicfa,  das  Recht  des  gesammten  intern ntianalen  EisenbabngÜMr 
Verkehrs  zwischen  den  Tertragschlie&senden  ^^taaten  auf  gleiefamit- 
siger  Grundlage  regeln  und  Verweisungen  anf  das  Recht  deraiih 
seinen  Staaten ,  sowie  uuf  diu  Betriebsreglements  der  betheiligten 
Bahnen,  wie  solche  in  dem  schweizerischen  Entwürfe  h&ufig  Torkom- 
men,  thunlichst  vermeiden  soll.  Es  wird  fOr  wesentlich  und  ausdr 
Natur  des  internationalen  Frachtvertrages  hervorgehend  betrachtet, 
dass,  soweit  derselbe  in  Anwendung  kommt,  —  also  im  intemattOr 
nalen  Verkehr  und  vorbobaltJicb  des  internen  Rechts  der  einxolftaB 
Staaten  —  materiell  gleiches  Hecht  herrsche.  Ee  sei  zwar  zuzngebeo, 
dass  die  Verweisung  naf  das  Recht  des  Versandt-  odet*  Empfangortid 
nicht  gänzlich  vermieden  werden  kOnne.  Aber  sie  müsse  auf  diejeni- 
gen Punkte  beschränkt  bleiben,  welche  das  Wesen  des  Frachtvertngn 
selbst  nur  wenig  berühren,  namentlich  solche,  welche  mit  localea  Bt- 
richtungen  oder  Formen  des  Verfahrens  oder  mit  den  BestimmnngeB 
der  einzelnen  Tarife  untrennbar  zusammen hRngen.  Die  grosse  Ab»- 
debnaug,  welche  der  Schweizer  Entwurf  der  Verweisung  auf  die  W 
sonderen  Rechte  gebe,  würde  den  Inhalt  des  internationalen  Fracht 
Tertrages  nicht  nur  für  das  Publikum  und  die  Bahnen  schwer  er 
kennbar  machen ,  sondern  denselben  auch  dem  wechselnden  Beliebfo 
der  vertragschli  essenden  Staaten  aussetzen ,  was  den  obersten  Qrond- 
Sätzen  des  Vertragsrechtes  widerspräche.  Die  Besorgniss,  welche  to 
schweizerischen  Entwurf  zu  diesem  Verfahren  veranlasst  hab«.  M 
möchte  allzu  schvnerig  sein,  gemeinsame  Grundsätze  aufzustellen,  tf* 
scheine  wohl  kaum  begründet.  Vielmehr  zeige  eine  Vergleichung  dff 
hauptsächlichsten  Gesetzgebungen  der  europäischen  Staaten ,  dase  di« 
obersten  Grundsätze  des  Tran  sportrech  tx  in  den  meisten  weseotlichtn 
Punkten  schon  jetzt  sehr  ähnlich  seien ,  was  eine  VereÖnigaug  vd 
vollständig  gleich  form  igen  Normen  hoffen  lasse. 

Auch  in  BetreSf  der  Wahl  des  zu  Grunde  su  legenden  Recht»' 
Systems  schloss  sich  der  deutsche  Entwurf  vollständig  den  Vorscbll^ 
Üger's  au.     Es   wird   einerseits  darauf  hingewiesen  ^  dafis  die  Bestim- 


^ 
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mangen  des  französischen  Rechts,  insb^ondere  des  Tit.  YT,  Sect.  IIX 
des  Code  de  commerce  über  den  Frachtführer,  als  Grundlage  fast 
sAmmilicher  moderner  Gesetzgebungen  über  du6  Gisonbahnfrachtrucht 
vorzugsweise  Beachtung  verdienen,  wenngleich  nicht  /.u  übersahen  sei, 
dus  die  betreffenden,  wenig  ins  Einzelne  gefaendeu  Bestimmungen  aas 
einer  Zeit  stammen,  za  welcher  e»  noch  keine  Eit;enbafaneD  gab,  nnd 
dass  die  Anwendung  dieser  Grundsätze  auf  da»  Transportreoht  der 
Eisenbahnen  vielfach  in  der  Wissenschaft  ttnd  Praxis  sehr  bestritten 
Es  wird   daher   andererseits   vornehmlich  die  Heranziehung  des 

lentscben  Handelsrechts,  welches  gleichfalls  das  französische  Recht 
znr  Grundlage  bat,  empfohlen,  7.umal  dasselbe  nicht  nur  in  Oester* 
reich-Dngarn  fast  unverändert  rccipirt  sei ,  sondern  auch  in  Gestalt 
des  Reglements  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltongeo  lud 
durch  die  ihm  nachgebildeten  Betriebsreglemenls  zahlreicher  directer 
internationaler  Verkehre  »chou  bislang  das  gemeinsame  Recht  eines 
grossen  Theils  von  Hitteleuropa  bilde.  Zwischen  beiden  Rechten  seien 
keinerlei  unlösbare  Differenzen.  Die  einzelnen  Sätze  des  deutschen 
Aechts  träfen  vielmehr  sehr  bSufig  theils  mit  den  ßäUen  dos  franzÖ- 

lirtcbea  Handel  Gesetzbuchs  selbst ,  theils  mit  dem  Rechte  zusammen, 
das  sich  in  den  Ländern  des  franitusisclien  Rechts  durch  die  Juris- 
prudenz und  durch  Verordnungen  auf  der  nämlichen  gemeinsamen 
Grundlage  gebildet  habe. 

Neu  war  in  dem  deatscht-n  Entwürfe  nur  der  Vorschlag  der 
Einsetzung  einer  ständigen  und  nach  Bedürfniss  zusammentretenden 
internationalen  Commission,  mit  der  Aufgabe,  dorilber  zu 
wachen ,  dass  die  getroffenen  Bestimmungen  mit  den  Anforderungen 
und  Bedfirfnissen  des  Verkehrs  im  Einklänge  erhalten  werden,  und 
eventuell  hierauf  bezügliche  Anträge  an  die  Vertragsregiemngen  zu 
stellen,  sowie  ferner  der  Bitdung  eines  intern ationalen  Gerichts- 
hofes för  Rückgriffsstreitigkeiten  unter  den  Eisenbahnen  — 
Vorschläge,  welche  später,  wenngleich  in  wesentlich  roodificirter  Weise^ 
durch  die  Bestimmungen  über  die  Errichtung  eines  Centralomtes  ftr 
den  internationalen  Transport  in  dem  internationalen  Üebereiakom- 
nien  Berücksichtigung  gefunden  haben. 

Endlich  gebührt  dem  deutschen  Entwürfe  dos  Verdienst,  zuerst 
darauf  hingewiesen  zu  haben,  dass  es  zweckmBssig  erscheine,  neben 
den.  Fftst.setzungen  des  Vertrages  die  gleichzeitige  Vereinbarung  von 

Aunführungsbestimmungon    nuzustreben.     Denn   es  seien  zwei 

Kategorien  von  Ckinventioiisbestinimungen  zu  unterscheiden,  Dämlich : 
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A.  dauernde,  welche  das  Wesentliche  der  abzuscbli essenden  Coo- 
Tention  eaibalten  und  deren  Gültigkeit  in  den  meisten  Staatca 
Toranssichtlich  der  Bestätigung  der  gesetzgebenden  Gewalten 
bedürfen  werde; 

B.  mehr  oder  weniger  vorübergehende,  welche  die  den  weeb* 
sclnden  BodUi-fnissen  des  Verkehrs  anzupassenden  VorBohriflAB 
reglemeut&rer  Natur  enthalten  und  in  der  Regel  nur  der 
Genehmigung  dir  Executive  bedürfen  würden. 

Aus  diesem  Grunde  zerfiel  der  deutsche  Entwurf  in  Ve^t^■g8b^ 
Stimmungen  und  in  Äusfuhmngsbestinunungen,  welohen  als  Anlajrea 
der  Entwurf  I.  eines  Verzeichnisses  der  nur  bedingiingsweisB  sor  Be* 
fördemng  zugelassenen  Gegenstände,  Tl.  eines  intern ationaleo  Fraeht- 
briefs  und  lU.  einer  Anerkenntnisserkläning  des  Absenden  weg« 
felüender  oder  mangelhafler  Verpaukung  der  Güter  beigsfögt  war. 


n. 

Der  weitere  Verlauf  der  Entstehungsgeschichte  des  Ueb«mnkom- 
mens  war  nun  folgender: 

Am  13.  Mai  1878  trat  zu  Bern  die  erste  Conferen:&  rar  Ter 
einbarung  eines  internationalen  Eisenbahntran spoi-trecht^  zusammen. 
Beschickt  war  diese  Gonferenz  von  den  Delegirteu  sämmtUcher  wt 
Betheiligung  eingeladener  Staaten:  Deutschland,  Oesterreiuh-UogarB, 
Belgien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Bassland  and 
Schweiz.  Es  fanden  vom  13.  Mai  bis  4.  Juni  1878  16  Plenarsitzangea 
und  zahlreiche  CommissioDSsitzungen  statt  Bereits  in  der  ersten 
Sitzung  wurde  beschlossen ,  neben  dem  Schweizer  Entwurf  auch  dm 
deutschen  Gesetaentwurf  zum  Geg<^nstande  der  Beratbungen  zu  maehMU 
Im  Verfolge  derselben  wurden  die  Vorschläge  dieses  letzteren  Ent* 
Wurfes  zum  bei  weitem  grdssten  Thaile  angenommen,  so  dass  die  fngt 
des  Rechtssystems  im  Sinne  der  Adoption  der  modificirten  franiÄ* 
sischrecht liehen  Normen,  wie  sie  im  deutschen  Handelsgesetxbocltt 
und  Betricbsreglement  zum  Ausdrucke  gelangt  sind,  entschieden  wurA«. 
Was  die  Tragweite  des  Uebereinkommens  anlangt,  so  wurd«  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  Schweizer  und  deuts<:hen  Entwürfe  die 
von  EiiKR  empfohlene  Ausdehnung  des  internationalen  EtseubfthnfriKli^- 
rechts  auf  die  internen  Frachtrechte  der  einzelnen  Staaten  Aos^ 
schlössen,  mithin  an  dem  gesonderten  Fortbestehen  dieser  Rechte  oelfei 
dem  internationalen  Frachtrechte  festgehalten.     Dagegen  wurde  oach 
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be  des  deutschen  uod  des  Eoeh 'scheu  Eut^snirfes  der  mate- 
Inhalt  des  internatiünalen  Frachtrecfats  systematisch  auf  den 
gesainmt«n  Kreis  der  in  Betracht  kommenden  Rechts  Verhältnisse  er- 
weitert und  nur  diejenigen  den  Bestimmungen  der  Landesrechte  über- 
lassen, welche  mit  den  localen  Einrichtungen  und  Formen  des  Ver* 
fahrens  in  untrennbarem  Zusammenhange  stehen. 

Ah  Uauptprincipien  wurden  angenommen: 

Das  Geltungsgeh  iet  des  Uebereinlcomniens  erstreckt  sich  auf 
alle  Sendungen  von  Gütern,  welche  ans  dem  Gebiete  eines  der  Ver- 
tragsschliessenden Staaten  in  das  Gebiet  eines  anderen  auf  Grund  eines 
durchgehenden  Frachtbriefes  mittelst  der  £isenbahn  befördert  werden  *), 
also  unterschiedslos  auf  alle  Eisenbahnen  des  Conventionsgebietes. 

Den  Eisenbahnen  obliegt  be/ügHch  dieser  Transporte  die  gesetz- 
liche Trauspürtpflich  t  und  die  Z  wungsgemeinschaft,  d.h. 
die  Pflicht  zur  Weiterbeförderung  und  zum  Eintritt  in  den  von  einer 
anderen  Bahn  abgeschlossenen  internationalen  Frachtvertrag  unt«r 
solidarischer  Haft  aller  betheiligten  Bahnen  *). 

Jedoch  tritt  eine  Beschränkung  der  Transportpflicht  in- 
sofern ein,  als  hinsichtlich  der  Transportobjekte  das  lieber- 
einkommen  bezw.  die  Ausfiihi'ungsbestimmungen  gewisse  Güter  vom 
internationalen  Transporte  ansschliessen  oder  nur  bedingungsweise  zu- 
lassen *). 

Die  Vertragsfreihei t  der  Bisenb ahnen  ist  eine  be- 
schränkte, indem  ihre  mit  den  Tran  Sportgehern  vereinbarten  Be- 
dingungen nur  insoweit  Geltung  haben,  als  sie  dem  internationalen 
Ueberelnkommen  nicht  widerspreclien '). 

Für  die  Berechnung  der  Fracht  wurde  als  Grundsatz  ange- 
nommen, dass  sie  nach  Massgabe  der  zu  Recht  bestehenden ,  gehCirig 
erOffentlichten  Tarife  zu  erfolgen  Hat  und  jedes  Privatübereinkommen 
behufs  Preisermässigung  gegenüber  diesen  Taiifen  verboten  und  nichtig 

Esoll  *). 
Das    Au  Weisungsrecht    des    Absenders'),    die    Vorana* 


^be 


'J  I.  Entwurf,  Art.  1. 
*)  I.  Entwarf,  Art.  5. 
•)  I    Enlworf,  Art.  2,  3. 
•j  1.  Entwurf,  Arl.  4. 
»J  I    Entwurf,  Art.  11. 
■j  I.  Entwnrf.  Art.  IS. 
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ngon  der  Haftpflicht  ^r  Verlast,  Beschädigung* 
Verspätung'"),  di«  solidarische  Haftung  mehrerer,  den  Trans- 
port Übernehmender  Eisenbahnen")!  die  Haftpflicht  ffir  dt« 
Leute  ")»  das  Faastpfaudrecht  am  Out«  ")  sind  im  WesentUeba 
den  Normen  des  deutschen  Handelsgesnlzbucbs  nachgebildet.  Doch  wurde 
der  wichtige  Grundsatz  hinzugefügt,  dass  die  aus  dem  internatiooalen 
Transporte  herrührenden  Forderungen  der  Eisenbahnen  uoter- 
einander  in  einem  anderen  Staate,  als  demjenigen,  welchen  die 
forderuugsberechiigte  Eisenbahn  angehört,  weder  mit  Arrest  bfr 
legt  noch  gepfändet  worden  können**). 

Dagegen  wurde  der  Umfang  des  Schadensersatcei  eon- 
promisswcisc  mittelst  einer  Gonibioation  der  Grundsätze  des  deotscbn 
Haudelsgesetzbuchsunddes  französischen  Rechtsgestaltet.  AosgehendTOfi 
der  Unterscheidung  zwischen  Interessedeclaration  und  NichtdedaratjoB 
sollte  im  letzteren  Falle  der  gemeine  Handelswerth  fbezw.  gemesH 
Werth)  am  Ablieferungsorte  und  bei  Versp&tung  der  Schaden  bi«  wr 
Höhe  der  Fracht  (in  aliquoten  Theilen  derselben)  nebst  6  Procent 
Zinsen  ersetzt  werden ,  ^ugleicli  aber  den  Eisenbahnen  gestattet  sein, 
Specialtarifo  mit  ermässigten  Frachtsätzen  einzufiibreu,  in  wetoheo  die 
Haftung  auf  einen  Maximalbetri^  —  unter  dem  gemeinen  Handeb' 
werth  —  sich  beschränkt,  falls  der  gleiche  M&xim&lbetrag  auf  di« 
ganze  Transportstreoke  Anwendung  findet  ").  Im  DeolarationsfaUe, 
in  welchem  ein  Frachtznschlag  erhoben  wei-den  darf,  kann  der  Scbsda 
bis  zur  Huhn  des  declarirten  Interesses  gefordert  worden.  Uebcrdies 
ist  dem  Entsablidiguugsberechtigteu  das  Kechl  auf  Bückfurderung  da 
Terloreuen  und  wiederge^denea  Gutes  g^en  Rückgabe  der  Eot* 
Schädigung  binnen  einer  bestimmten  Ftiat  nach  erlangter  Eenntais 
gewahrt '"). 


*)  I.  Entwurf,  Art.  30—33. 

'*)  I.  Entwurf,  Art.  39,  jedoch  mit  der  Venicharfang,  da«a  die  EiKS- 
bahn  nicht  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers  (Art.  397.  Hj3.B), 
sondern  zu  beweisen  hat,  dft«5  di«  Verspätung  von  einem  Kreigoisse  ber 
rührt,  welches  sie  weder  hvrbci^fülirt  hat,  noch   abzuwenden  vermocliW. 

")  I.  Entwurf,  An.  27. 

'■)  I.  Entwarf,  Art.  29. 

'*)  L  Entwurf,  Art.  21. 

'*)  I.  Entwarf,  Art.  23. 

")  I.  Entwurf,  Art  34,  35,  37,  38. 

1')  l.  Entwurf,  Art.  36. 
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Auch  das  Rückgriffsrecht  der  Bahnen  fand  eine  eingehende 
elung  dabin,  dass  die  schuldige  Bahn  (bei  Verschulden  mehrerer 
TO  rata)  and,  tfangeU  eines  nachweisbaren  Yerücbaldens,  sämmtlicbe 
etheiligten  Bahnen  zu  haften  haben.  Das  Rückgriffs*  ist  vom  Ent- 
cb&digungsv erfahren  getrennt,  letzteres  jedoch  für  ersteres  in  Betreff 
er  ErsatzverbindUchkeit  und  Höhe  des  Ersatzes  mas^ebend.  Hier- 
her, sowie  über  den  Rückgriff  entscheidet  der  ordentliche  Richter  — 
jit»eschadet  der  Befugniss  der  Bahnen  zu  Vereinbarungen  über  den 
tückgriff.  SämmtUche  Bahnen  sind  in  einer  Klage  zu  belangen,  die 
rrtheile  in  allen  Vertragsstaaten  vollstreckbar''). 

L  Sodann  wurde  zu  den  Grundsätzen  de»  C eberein kom mens  — 
deutschen  Entwürfe  entsprechend  —  eine  Reihe  von  Ausföh- 
ungsbestimmnngen  mehr  vorübergehender  und  reglementttrer 
I^atur  vereiiibaH  und  in  Betreff  dieser  der  Grundsatz  anerkannt,  dass 
ie  Regierungen  der  vertragschlicssenden  Staaten  Abänderungen  zu 
en  Ausfüiirungshestimmungen  sollen  vereinbaren  können,  ohne  an 
;ie  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Factoren  gebunden 

(sein,  wie  diesbezüglich  der  Normen  des  IJebereinkommeus  selbst 
TaU  ist. 
Endlich   wurden  Normen  über   die  Einsetzung   einer  inter- 
tionalen  Commlssiou  zur  Ausführung  der  Vereinbarung  ver- 
bredet. 

Als    Ileäultat   dieser  ersten  internationalen  Oonferenz   von    1S78 
h  sich  hiemach: 

1.  der  Entwurf  eines  Internationalen  Vertrages  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr ; 

2.  der  Entwurf  von  Ansfühiiuigs bestimm uu gen  zum  internatio- 
nalen Eisenhahnfrachtvertrag; 

3.  der  Entwurf  eines  Vertrages  betreffend  die  Einsetzung  einer 
internationalen  Commission, 

Diese  Entwürfe  wurden  den  Regierungen  der  einzelnen  Vertrags- 
atCD  zur  Ken ntnissn ahme  und  demn^chstigen  Aeusserung  unter- 
reitet;  sie  gelangten  auch  durch  einzelne  Fachzeitschx'lfteu  in  die 
^effentlichkett,  so  dass  sie  der  allgeaieineu  Beurtheilung  allmählig 
ngILnglich  worden.  Indess  hat  auf  falle  nderweise  der  Entwurf  ao- 
robl  in  den  Kreisen  der  Theoretiker  wie  der  Praktiker  und  auch  in 
Len   Interessentenkreisen  nicht  diejenige    Beachtung    und  eingehende 


t 


")  I.  Entwarf.  An.  47—50. 


Behandlung  gefunden,  welche  der  hohen  Bedentmig  and  ansserordeatr 
liehen  Tragweite  de»  Gegenstandes  eiitfiprocben  haben  würde.  Die» 
eigent-hümUche  Krscheiniiiig  ist  nar  dadurch  r.n  erklären  ,  daas  di« 
Veröffentlichung  der  £ntwtirfe,  Protokolle  und  Motive  regienuigsseiti; 
nicht  offioieU  und  in  dem  wünschenswerthen  Umfange  erfolgte,  m 
dafis  sie  vielen  Kreisen  gänzlich  onbekaunt  blieben  und  selbst  ia  de« 
bedeutenderen  handelsrecbtlicbeu  Zeitschrift«n  und  Werken  eine  gr 
genägsnde  Anftiohme  und  Kritik  niuht  fanden  ").  Sodann  haben  abtr 
überhaupt  bis  in  die  jüngste  Zeit  hinein  das  Eisen  bah  ntr  an  sportreclit 
wie  auch  die  übrigen  Gebiete  des  Eisenbahnrecbts  weder  in  der  Theon* 
noch  in  der  Praxis  die  gebührende  Beachtung  erfahren,  so  da»  aaob 
dieser  bedeutende  und  eminent  wichtige  Kntwnrf  der  för  daa  gaii» 
Beohtsgebiet  allgemein  bestehondcu  ThuUnahmlosigkeit  verfiel. 

Abgesehen  von  einigen  Notizen  in  Etsenbahnfachzeitsobrifteo "/, 
kurzen  Besprechungen  einzelner  Vorschriften  des  Entwurfs  in  juristisdin 
Organen  '"j,  Resolutionen")  sowie  gelegentlicher  Berührung  in  allg^ 
meinen  Schriften  Über  £isenbahnfrachtre<:ht ")  sind  aus  dieser  Periode 


'")  .So  erw&lkDt  ThOl  im  III.  Bd.  seines  URndelsrecht«  ( rransfiorlredd 
1880)  den  qu.  Etiiwarf  nichi  mit  einem  Worie^  ebensowenig  v.  Htax  » 
eeineni  ConitneDiar  zumH.G.B.  2.  Aufl.,  Bd.  2  (18^),  und  Fuchelt^  3.Aad 
Bd.  2  (1885)! 

'•)  Zeitg.  d.  Ver.  deutsch.  Eiaeob-Verw.  1878,  Nr.  47— 49,  58,  59.67. 
61  j  1879,  S.  226,  271. 

*")  Bi'UURipicg,  Reglement  internmional  des  transp.  par  (rhcmin  de  ftr. 
Revue  de  droit  inlernat.  187&  S.  83;  Assbb,  eod.,  S.  101;  Hnvv.  cod.  1877, 
8.  380;  EbEHHAnic,  Der  Schweiz.  Entw.  etc.  Jurist.  Bl.  1878,  S.  231^  SSI; 
femer  das  äusserst  oberüachlicbe  und  dUrflige  Keferai  v.  p.  Lcnit's  in 
ÜOLiisciiMurT's  Zeltsühr.  f.  d.  Ges.  H.R.,  Bd.  10,  S.  240—248,  welches  u 
einem  wesentlichen  Tfaoile  in  einem  Abdrucke  des  HitgliedcrrerKieb- 
nissee  derConferenz  bestellt  und  dna  ungleich  wichtigere  Eingehen  auf  <lco 
materietlen  Inhalt  des  Entwurfit  vermeidet;  eudann  LunuiA-x»,  rocairr 
de  la  Conft'rencc  de  Berne,  Uapport  1880.  Kevue  commerc  et  joriiL  de 
cUeminB  de  fer  1U,  S.  609  ff.:  Relazione  dell' ammlniEtraxiooe  delle  tirtid« 
ferrate  dell'  AKb  Italia  (Uilano  1680). 

**)  De  Seionbux^  Kappen  au  Congrie  international  poor  le  d^velop^ 
uient  et  ram^lioratioo  de«  moyeaii  de  Iransport.  Paris  1878  (s.  auch  1891. 
b.  177  ff..  197  ff.);  —  A«8oeiatiOQ  Tor  the  Reform  and  CodtScation  of  tAi 
Law  Ol'  NatioDB.  Report  ot'  the  lixth  anaoal  Conference.  Londen  1879, 
8.  24-31. 

"}  Z.   B.   G.    KucKDKscHKL,  Commcnt.    z.   EiBenb.-Beir.-Regl.    W^it" 
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als  bedeQtender  nur  faervorzuhebec :  1.  Die  Kritik  des  Beroer  Ent- 
wurfs durch  den  internationalen  Tr&nsportTersioliemiigSTerband.  Bei'- 
lis.  PtrnxAiaicn  und  Mt'iiuiiircnT  1678.  2.  Did  Denkschrift  der  ita- 
lienischen Eisen  bahn  Verwaltungen  über  den  Bernor  Entwurf  1879. 
3.  Die  Denksohritt  des  Vereins  deutscht^r  Eisen  bahn  Verwaltungen  zu 
dem  Bemer  Entwurf  1879.  Namentlich  dieee  letztere  Denkschrift, 
weli;he  eingehenden  Berathungen  der  Generalversammlung  des  Vereins 
deutscher  Eisen  bahn  Verwaltungen  zu  Salzburg  (28.  und  21*.  Juli  lä79) 
ihre  Entstehung  verdankt,  hat  eine  Reihe  gewichtiger  Bedenken  gegen 
den  ersten  internationalen  Entwurf  erhoben  und  diese  derartig  be- 
gründet, dass  sie  auf  den  Inhalt  der  folgenden  Entwürfe  —  wie  bei 
Erörterung  der  besonderen  Bestimmungen  noch  des  Näheren  gezeigt 
werden  wird  —  von  erheblichem  Einflüsse  wurden.  Die  Denkschrift 
erstreckte  sich  auf  die  Zwangsgemeinschaft  der  Eisenbahnen  (Art.  1, 
5,  27).  Gewährung  von  Frachtermässigungen  für  bestimmte  Trans- 
porte (Art.  11).  Nachnahmeverfahron  (Art.  13).  Lieferfristen  (Art.  14). 
Verfiignngsrecht  des  Absenders  (Aa-i.  15).  Pfandrecht  der  Eisenbahnen 
(Art.  21).  Uerauszahlung  der  Frachtautheile  (Art.  23).  Haftpflicht 
(Art.  34—38).     Verjährung  (Art.  46)  und  Rückgriff  (Art.  53-56). 


m. 


■  Nachdem  Seitens  der  einzelnen  Vertragsstaaten  eine  Prüfung  der 

Entwürfe  der  ersten  Conferenz  stattgefunden  und  die  bezüglichen  Ab- 
Kuderuugsvertrüge  und  Bemerkungen  bei  dem  schweizerischen  Bundes- 
rnthe  eingegangen  waren,  wurde  von  diesem  im  Einverständnisse  mit 
s&mmtlichen  betbeiÜgten  Regierungen  eine  zweite  Conferenz  nach 

I     Bern   berufen,  welche  daselbst  vom    19.  September   bis   10.   October 

B  1881  abgehalten  wurde. 

^  Den  Verhandlungen,  welche  IS  Plenarsitzungen  und  eine  grosse 

Anzahl  von  Oommissionssitzungen  erforderten,  wurden  die  Entwürfe 
der  1.  Conferenz  m  Grunde  gelegt  und  bei  der  artikelweison  Bcrathung 
derselben  Über  die  von  den  Eegiorungon  vorher  oder  von  den  Dele- 
girten  während  der  Verhandlangen  vorgebrachten  Abänderungsvoi> 
schlage  Beschlnss  gefasst. 


1880;  WnnuiA.xN,  Da«  Eisen babnfracbtgesch&n^  Stuttgart  1880.  S.  aach 
Uabteks,  VAlkirrvclit  II,  §  Ö2,  8.  2ö5j  BtruiKHixt^g  in  HAiiQt'AHQSCx'sUandb. 
d.  uff.  Kecbt«  I,  2,  Ö.  276,  277. 
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An  den  Haoptprincipien  der  EDtwürfe  der  1.  Conferenz,  insbe- 
sondere in  Betreff  der  obligatorischen  Trausportpflicht  and  Zwangs- 
gemeinschaft,  der  Beschrllnkung  der  Vertragsfreiheit,  sowrie  derNormeo 
(Ur  die  Voraassotzungen  der  Haftpfiicht  und  ttir  den  Dmfang  des 
Schadensersatzes  hielt  man  im  Wesentlichen  fest.  Anoh  die  für  das 
RückgriSsrecht  in  der  I.  Confereiiz  aagecommenen  GrandsUxe  erinbrdD 
eine  irgend  erbebliche  Aeuderung  nicht. 

Abgesehen  von  zahlreichen  Modificationen  im  Einzelnen  erstreckte 
sieh  vielmehr  die  principielle  Aendemng  Tomehmlich  auf  eine  Be- 
schränkung des  Geltungsgebietes,  indem  angenommen  wurde, 
dasa  das  Üeberetnkonimen  nicht  für  sämmt liehe  den  Vertrag«- 
Staaten  angehörenden  Bahnen  uneingeschränkt  gelten  solle,  sondern  nur 
f&r  diejenigen  ,  welche  zu  diesem  Zwecke  von  jedem  der  Staaten  «is 
zur  Ausführung  intornationalor  Transporte  geeignet  bezeichnet  wtfT 
den  ").  (Es  geschah  dies  vornehmlich  mit  R&cksicht  auf  die  Secund&r 
bahnen.) 

Neben  dieser  Beschränkung  des  Geltungsgebietes  erfuhr  fia-nsr 
das  Disposition. '■recht  des  Absende  rs  insofern  eine  wesentlichen' 
Modification ,  als  es  nicht  mehr .  wie  nach  dem  in  der  I.  Confereiu 
vollständig  adoptirten  Principe  der  Art.  402,  405  des  H.G.D..  ohne 
jede  weitere  Lcgitiuiatioa  uneiogeschr&nkt  bis  zur  Ueborgabe  des 
Frachtbriefs  an  den  EmpHluger  (bezw.  Klage  darauf)  besteht,  sondern 
von  dem  Besitze  eines  —  obligatorisch  vorgeschriebenen  —  Fracht- 
briefduplicats  abhängig  gemacht  ist  und  die  Ei-senbahn,  wenn  sie  die 
Anweisungen  des  Absenders  befolgt  hat,  ohne  die  Vorzeigung  des 
Duplicatfrachtbrtefs  zu  verlangen,  dem  Berechtigten  haftbar  ist.  Aach 
soll  zur  gerichtlichen  Geltend marhung  der  Vertragsrechto  nur  der- 
jenige befugt  sein,  welchem  das  Verfügungsrechl  über  das  Frachtgut 
zusteht ").  Damit  wurde  zur  Sicherung  des  Empfängers  einem  leb- 
haften Wunsche  des  llandelsstandes  entgegengekommen. 

Sodann  wurden  in  Betreff  der  Bemessung  des  Schadens- 
ersatzes nach  zwei  Uichtungen  hin  principiellc  Aendeningen  vorge- 
nommen. Einerseits  trat  an  die  Stelle  des  gemeinen  Handelswerthes 
(bezw.  gemeinen  Werthe«)  des  Ablieferungsortes  der  gemeine 
Haiidelswerth  etc.  des  Versandte  rtes '*).    Andererseits  wurde  fllr 


")  11.  Entwurf,  Art.  1. 
"*)  U.  Entwurf,  Art  2Ö. 
''•)  11.  Entworr,  Art.  34. 


FaII  der  EiDfÜhrung  von  Special tarifeo    mit  ermaAsigten  Fracht* 
BD   Qod  Noitnalentsobftdigungss&tzen  die  Declaration  des  Interesses 
ao  der  Lieferung  ausgeschlossen ''). 

Des   Weiteren    worden   die  Grundsätze  in  fietreff  der  Frauht- 

berechnang  dnrch   den    wichtigen  Zusatz    ergänzt,   dass  Tarifer- 

miLssigungen  erlaubt  sind,  welche  gehörig  veröffentlicht  sind  und  unter 

.  £riullung  der  gleichen  Bedingungen  Jederman   in  gleicher  Weise  zu 

I  Gute  kommen*'). 

Endlich  wurdi»  an  die  Stelle  der  in  der  T,  Conferenz  in  Aussicht 
genommenen  Bildung  einer  internationalen  Commission,  am  die  Aus* 
fahrung  des  Uebe  rein  komm  ens  zu  erleichtern  und  zu  sichern,  die  Er- 
richtung eines  Gentralamtes  für  den  internationalen 
Transport  beschlossen,  dessen  Hanptfuuktiunen  in  der  Vermittlung 
der  das  internationale  Transportwesen  betreffenden  Mittheilungen  unter 
den  Vertragsstaaten,  in  der  Sammlung  und  Veröffentlichung  aller  be- 
zQglichen  Nachrichten  (namentlich  auch  über  Hinzutritt  oder  Strei- 
chung von  £isenbahnen),  in  der  Kntscheidung  von  Streitigkeiten  der 
Eisenbahnen,  in  der  geschäftlichen  Behandlang  von  Ab&nderungRvor- 
schlBgen  des  ioternationalen  Uebereinkommens ,  in  der  Erleichtfirung 
and  Förderung  der  finanziellen  Beüehongcn  der  Bahnen  bestehen  sollen. 
Das  Ergebnis!  der  zweiten  internationalen  Gonferenz  von  1881 
bildete: 

I.  der  Entwurf  eines  internationalen  Uebereinkommens  über  den 

Eisen  bahn  fr  achtverkehr ; 
n.  der  Entwurf  eines  tteglementa,   betreffend    die   Errichtung 

eines  CentraLamts; 
m.  der  Entwurf  von  Ausführongsbestimmungen    zum  interna- 
tionalen XJeberoiukommcn  über  den  Eisenbahnfrachtverkebr; 
nebst  4  Anlagen : 

1.  Bestimmungen  über  bedingungsweise  zur  Beförderung 
mgelasseue  Gegenstände; 

2.  Pormulary  dns  Prachtbriefs  und  Frnchtbriefdnplicats; 

3.  Fonnular  der  AnerkenntnisserklÄrung  des  Absenders 
bezüglich  anverpackt  oder  in  mangelhafter  Verpackung 
zur  Aufgabe  gebrachter  Güter; 

4.  Formular  für  die  Aufgabe  nachträglicher  Anweisungen. 


•')  U.  Entwurf,  Art.  35,  37,  38. 
")  U.  Entwarf,  Art.  U. 
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Vf'ie  nach  der  ersten ,   so   wiirden  auch  nach  der  zweiten  Cod 
renz  die   beschlossenen  Entwürfe  den   Regierungen    mitgetheilt   and 
tbeils  durch  Bekanntgabe  an  die  Eisenbahnverwaltongen,  theils  darclt 
Fachzeitschriften  veröffentlicht.    Aber  auch  nunmehr    zeigte  sich  — 
wohl  aus  den  gleichen,  oben  bereits  berührten  Üründen  —  die  eiges* 
thümliche  Erscheinung,  dass  die  Eutwürfe  weder  Seitens  der  Theore- 
tiker noch  der  Praktiker  eine  der  hohen  und  besonderen  Dedeutn 
des  Gegenstandes  entsprechende  Beachtung  fanden.    Wob!  wurde-n 
mehreren  FachieitÄchriften  '^)  die  Resultate  der  Conferenz  mehr  oder 
weniger  eingebend  besprochen,  auch  —  in  dem  erheblichen  Zeiträume. 
welcher  bis  zur  nfichsten  Conferenz  verstrich  —  einige  Monographien, 
zumeist  über  einzelne  Streitfragen,  publicirt  *').     Aber  das  Gesammt* 
ergebuiss  war  ein    finssurst  dürftiges  und  blieb   weit  hinter  den  Er- 
wartungen zurück,  die  man  füglich  in  Bücksicht  auf  die  ausserordent- 
liche Wichtigkeit  des  geplanten  gesetzgeberischen  Werke-?  hegen  dürft*. 
Gefördert  i^-urde  jedenfalls  diese  allgemeine  Theilnahmlosigkeit  dorcli 
die   bedeutende  Verzögerung,   welche  die  Fortsetzung  der   Verfauid- 
langen  erfuhr.  Denn  sie  erschütterte  das  Vertrauen  auf  das  wirkliche 
Zostaudekommen  der  Convention  und  liess  umfassendere  Arbeiten  aof 
diesem  Gebiete  zwecklos  erscheinen. 


IV. 

Erst  nach  Verlauf  von  5  Jahren  traten  —  am  5.  Juli  1886  — 
auf  Einladung  der  Schweiz  die  Delegirten  der  betheiligten  Staita 
sor  dritten  und  Schlnssconferenz  in  Bern  zusammen.  Die  Cott- 
fercuz  fand  in  9  Plenarsitzungen  und  einer  Reihe  von  CommlasioDS- 
Sitzungen    in   der  Zeit   vom  5.   bis  17.  Juli  1886  statt,    Behu&  Ab- 


")  l.  B.  Äeiig.  d.  Ver.  deottch.  Ei*eiib,Yerw.  1881,  Nr  17.  19.  55. 
70,  75.  76,  80,  Bö,  94-99. 

**)  Cabotti,  i  traaportl  internazionoli  per  ferroviaria.  Firnue  1881; 
Derselbe,  I«  coiigr^-H  rrAm^tterdam  et  la  cunvention  de  Beme.  Florcoc« 
1383.  Uo.MiLu^  Aniiikli  deir  indastria  et  del  commercio  1881;  Progelu> 
di  cunvenxione  iiiteriiaz.  nui  trasporti  di  merci  per  ferrovia.  Roma  1881- 
—  Dki^uy  BT  Dk  SKiojiKLX,  dc  r<^labIi8Bement  d'une  legislation  inleraatto- 
naie  sur  les  tranaporia  par  cbemin»  de  Ter,  rapport  et  discouri.  Paris,  inp 
nationale  1881.  —  Dk  Seic^kcx,  Cummentaire  da  Projet  de  ConTention. 
Paris  1882.  —  E.  Lfvi,  la  cooveuziuoe  di  Bema.     Gulogna  1883. 


kürzung  der  6«>rathangf>n  einigte  man  fach  alsbald  dahiu,  dass  aicb 
die  Discussion,  welcher  der  Entworf  der  11.  Conferenz  zu  Grande  Ug, 
lediglich  anf  diejenigen  Artikel  zu  beschränken  habe,  zu  welchen  bei 
Beginn  der  Berathung  Abänderungaantrtlge  gestellt  waren ,  dass  da- 
gegen alle  anderen  Artikel  als  feststehend  zu  betrachten  und  nicht 
mehr  in  den  Bereich  der  Berathungen  zu  ziehen  seien  (soweit  nicht 
etwa  abgeänderte  Artikel  darauf  Einfiuss  übcD). 

r  Wenngleich  die  Hauptprincipien  des  Entwurfs  der  IT.  Conferenz 
unberQhrt  blieben,  so  itlhrten  die  Berathungen  —  abgesehen  von 
mannigfachen  unwesentlicheren  Modificationen  und  redactionellen  Ver- 
besserungen —  doch  noch  zu  einer  Beihe  prineipiell  wichtigerer  Aen- 
Iderungen : 
In  Betreff  des  Geltungsgebietes  wurde  bestimmt,  dass  das 
VerMichnisg  der  dem  Vertrage  unterworfenen  Hahnen,  welches  nach 
dem  Entwürfe  ron  1881  nicht  einen  integrirenden  Theil  des  Vertrages 
selbst  gebildet  haben  würde,  in  diesen  als  tntegrirender  Theil  aufzu- 
nehmen ist**"),  damit  jeder  Staat,  bevor  er  den  Vertrag  abschliesat, 
das  Verzeichnis«  der  von  den  anderen  Staaten  zugelassenen  Bahnen 
kenne,  —  ein  umstand,  der  f&r  die  Annahme  oder  Ablehnung  des 
Entwurfs  bezw.  den  Beitritt  zu  dem  Uebereinkommen  entscheidend 
werden  kann. 
■  Zugleich  wurden  die  Voraussetzuageu  für  die  Streichung 
einer  Eisenbahn  ans  die^tcm  Verzeichnisse  dahin  fixirt ,  dass  die 
Streichung  von  dem  Centralamt-e  vollzogen  wird,  sobald  es  von  einem 
der  Vertragsstaaten  davon  in  Kenntniss  gesetzt  wird,  dass  dieser  fest- 
gestellt hat ,  dass  eine  ihm  nngehl^rige  und  in  der  von  ihm  aufge- 
stellten Liste  verzeichnete  Eisenbahn  aus  finanziellen  Gründen  oder 
in  Folge  einer  thatsflchliehcn  Behinderung  nicht  mehr  in  der  Ijage 
ist,  den  Verpflichtungen  zu  entsprechen ,  welche  den  Eisenbahnen  durch 
das  internationale  Uebereinkommen  auferlegt  werden")-  Es  wurde 
hierbei  aber  ausdrücklich  coui^tatirt,  dass  über  das  Vorhandensein 
dieser  Voraussetzungen  der  betreffende  Vertragsstaat  allein  zu  ent- 
scheiden habe  und  den  anderen  Staaten  eine  Cognition  hierüber  oder 
H^n  Einspruch  nicht  zustehe. 

V       '  Endlich    wurde   durch   eine  zwar  nicht  in  das  Uebereinkommen 
selbst,  aber  in  das  Scblussprotokoll  aufgenommene  Erklärung  in  Be- 


")  UI.  Entwurf,  Art.  1. 

■0  lU.  Entwurf,  Art.  bS,  Aliu.  3. 
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treff  des  Grenz  rerkebra  das  GinTcrständniss  darüber  consUktirt,  da« 
Sendnugen  von  einer  Station  nach  einer  anderen  Station  desselben 
Staates  nicht  als  internationale  Transporte  zu  betrachten  sind,  wenn 
dieselben  auf  einer  Linie,  deren  Betrieb  einer  Verwaltung  diese«  StaatM 
angehört  f  das  Gebiet  eines  fremden  Staates  nur  transitiren,  sowi« 
dass  die  Bestimmungen  des  DebereinJcommens  keine  Anwendang  finden, 
wenn  eine  Sendung  von  irgend  einer  Stution  eines  Staatsgebietes  ßB^ 
weder  nach  dem  Orenzbahnhofe  des  Nachbarstaates,  in  welcbom  die 
Zollhandlung  erfolgt,  oder  nach  einer  Station  statt&ndet,  weldie  twi- 
aoben  diesem  Bahnhofe  und  der  Grenze  liegt ;  es  sei  denn ,  dasi  dflr 
Absender  für  eine  solche  Sendung  die  Anwendung  des  inter nationale! 
Uebereinkommens  verlangt;  eine  Bestimmung,  welche  auch  für  Tran»- 
porte  von  dem  Zollbahnhof  oder  einer  der  genannten  Zwischen  Stationen 
nach  Stationen  des  anderen  Staates  gilt'*).  • 

Die  in  den  früheren  Entwürfen  den  Bahnen  uneingeschr&nkt  laf 
erlogte  Pflicht,  bei  Prüfung  der  Uebereinsti  mmnng  des  Id- 
balts  der  Sendungen  mit  den  Angaben  des  Prachtbrieff 
d«n  Absender  7.U7,uziehen  ber.w.  gehörig  einzuladen ,  wurde  durch  die 
Bestimmung  beschrankt,  dass  der  Berechtigte  gehSrig  eingeladen  werd« 
solle,  jedoch  TorbehaltUcb  des  Falles ,  wenn  die  Prüfung  auf  Grand 
polizeilicher  Massregeln ,  die  der  Staat  im  Interesse  der  OffentUclilB 
Ordnung  zu  ergreifen  berechtigt  ist,  stattfindet "). 

Bezüglich  der  Berechnung  der  Fracht  wurde  -/war  ein  An- 
trag'*), in  das  SchtussprotokoU  die  Zusage  der  vertragschUessendoi 
Staaten  aufzunehmen ,  dass  das  in  dem  früheren  Entwürfe  für  den 
internationalen  Transport  principiell  angenommene  Verbot  roo 
Preisermässigungen  gegenüber  den  veröffentlichten  Tarifen  **)  «nch 
auf  den  internen  Verkehr  ausgedehnt  werde,  weil  beides  thatslob- 
lieh  untrennbar  und  das  erstere  Verbot  ohne  das  letztere  illusorisob 
sei'*),  mit  Rücksicht  auf  die  den  Vertragsstaaten  in  der  Bege]iui0 
ihres  internen  Verkehrs   zu   wahrende  Freiheit  abgelehnt;    es  wiirde 


■")  III.  Entwurf,  SchluB«protokoU,  Ziff.  1. 

")  UI.  Entwarf.  Art.  7.  Alin.  2. 

'*)  Derdeutocbeu  Delegirlen:  Prolok.  der  VIII.  Sitzung  vom  16.  JoH 
1886,  8.  2,  3. 

»)  lU.  Entwarf,  An.  II. 

")  S.  oben  Anm.  2,  Ö.  303  und  Protok.  der  VIII.  Silsong  rom  16-  Jtii 
I88Ö,  8.  3. 
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»ber  tngleich  in  dem  SchlussprotokoU  constatirt,  dass  diese  Regelung 
sidt  ZOT  Zeit  mit  dem  für  den  intern  Btionalen  Transport  gegebenen 
gmndsfitzUchen  Verbote  im  Einklänge  befinde,  und  es  vrünschengwerth 
sei,  dass  dieser  Einklang  erhalten  bleibe '0- 
H  In  Betreff  des  Dispositionsrcobts  des  Absenders  wtu^e 
Vdie  Haftpflicht  der  Eisenbahn  dahin  des  Nttheren  iixirt,  dass  sie,  wenn 
y  sie  die  Anweisungen  des  Absenders  befolgt,  ohne  die  Vorzeigung  des 
Dnplicatfracbtbriefes  zu  verlangen,  für  den  daraus  entstandenen  Schaden 
dem  Empfänger,  welchem  der  Absender  dieses  Dnplicat  übergeben 
hat,  haftbar  ist.  Auch  wurde  über  die  in  den  früheren  Entwürfen 
nicht  berührte  Form  der  Verfügungen  des  Absenders  verordnet,  dass 
sie  mittelst  schriftlicher  und  von  ihm  outerxeichneter  Erklärung  nach 
dem  in  den  Ausfuhrungsbestimmungen  Torgeschriebeneu  Formular 
erfolgen  und  die  Erklärung  auf  dem  Frachtbriefduplieat  wiederholt 
werden  muss.  welches  gleichzeitig  der  Eisenbahn  vorzulegen  und  von 
dieser   dem  Absender   zurückzugeben  ist.    Jede  in  anderer  Form  ge- 

Pgebene  Verfügung  des  Absenders  ist  i)ichtig"). 
Der  in  den  Entwurf  II.  Lesung  aufgenommene  wichtige  Grund- 
satz von  der  Arrestr  und  Pfandfreiheit  der  ans  dem  inter- 
nationalen Transporte  herrührenden  Forderungen  der 
Eisenbahnen  untereinander  wurde  in  gleicher  Weise  auch  auf  das 
rollende  Material  derselben  mit  Einschluss  sämmtlicher,  bew^ 
Ucher,  der  betreffenden  Eisenbahn  gehörigen  Gegenstände,  welche  sich 
I      in  diesem  Material  vorfinden,  ausgedehnt "). 

B  Hinsichtlich  des  Umfangs  des  Schadensersatzes  wurde  zu- 
Vn&cbst  constatirt,  dass  durch  die  den  Eisenbahnen  gegebene  Erlaub- 
K  Jsies,  Spedattarife  mit  ermässigten  Frachtsätzen  ein  zuführen,  in  welchen 
die  Haftung  auf  einen  ^raximalbetrag  —  unter  dem  gemeinen  Uan- 
delswertb  —  sich  beschränkt  *"),  die  in  jedem  Staate  bestehenden  Be- 
stiumiungei)  über  die  staatliche  CienehmigaDg  der  Tniiisportbedingungen 
und  Tarife  nicht  berührt  worden  * ').  Ferner  wurde  die  in  dem  früheren 
üntwurfe  den  Entschädigungsberechtigten  gewährte  Befagniss  auf  Rü  c  k- 


")  UI.  Entwarf,  Scliliiesprntokoll,  Ziff.  11. 
")  III.  Euiwurf,  Art.  15. 
»•)  UL  Entwurf.  Art.  '2H.  Alin.  Ti. 
*•)  in.  Entwurf,  Art.  85. 

'*)  Protokoll  der  Vl.Siteang  vom  IS.  Juli  ISB&i  6.  5,  6;  IIL  Entwnrf, 
ächlnesprotokoU,  Ziffer  UI. 
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fordernng  fArt.Sfi)  des  verlorenen  und  wiedergefundenen 
Gutes  an  einen  entsprechenden,  in  der  Quittung  über  die  Enischftdigniig 
auEonehmenden  Vorbehalt  geknüpft")'  Sodann  wurden  die  ali- 
quoten Theile  der  Fracht  (bis  zur  Höhe  der  ganzen  Fracht), 
welche  im  Falle  der  Verstturoniss  (Art.  40)  der  LieferfriRt  ohne 
Naobweis  des  Schadens  zu  zahlen  »ind,  anderweitig  normirt  *').  End* 
lieh  wurde  der  Beginn  des  Laufes  (Art,  42)  der  von  der  Ent 
schftdigungssumme  zu  entrichtenden  Zinsen,  der  in  des 
früheren  Entwürfen  bei  Verlust  und  Beschädigung  auf  den  Tag,  tn 
welchem  die  Ablieferung  htttte  erfolgen  m&seen ,  bei  Verspätung  auf 
den  Tag  der  erfolgten  Ablieferung  bestimmt  war,  allgemein  für  alle 
Fälle  auf  den  Tag  festgesetzt,  an  welchem  das  Entschädigungsbegehmi 
gestellt  wird  **),  damit  sich  nicht  der  Entsch&digucgsberecbtigte  dunl 
thunlichst  späte  Anbringung  der  Reclamation  für  möglichst  lan|^ 
Zeit  den  Vortheil  der  hohen  Zinsen  zu  erhalten  suche '^). 

Als  Resultat  der  dritten  intemntionnlen  Conferenz  ergaben  äA 
folgende  EntwUrfe*"): 

I.  Das  internationale  Uebereiukommeu  über  den   Eisenbahn- 
frachtverkehr (60  Ailikel) ; 
II.  das  Heglement,  betreffend  die  Errichtung  eines  OentralftmtM 

(6  Artikel); 
in.  di&  Ausführungsbestimmungen  zum  Ucbei-ein kommen  über 
den  internationalen  EisenbahnfrachtTerkehr  (1 1  Paragraphen) : 
IV.  vier  Anlagen:  1.  Vorschriften  über  bedingungsweise  zur 
B(>f!irderung  zugelassene  Gegenstände ;  2.  Formular  des 
Frachtbriefs  und  des  Fracbtbriefformulars  für  den  intemft- 
tionalen  Eiseubuhntransport ;  3.  Formular  für  das  An8^ 
kenntniss  des  Absenders  wegen  fehlender  oder  mangelhafter 
Verpackung  der  auflgegebenen  Güter ;  4.  Formular  fürnadh 
trSgli^he  Anweisungen  des  Absenders; 


*»)  m.  Entwurf,  An.  86. 

*'l  in.  Entwurf,  Art.  40. 

**)  IIL  Eulwurf,  Art.  42. 

*•)  Protokoll  tiirr  VII.  Sitzung  vom  14.  Juli  ISSti,  S.  2. 

")  8.  hierüber  Mkiu  a.  a.  O.,  ß,  32-00  und  S.  03  ff.;  Schwab, 
Oesterreich.  Eisenb.-Zeitjj.  1886,  Nr.  51.  52;  LtxAHDO,  Oester  CentrBI.  f. 
Eiseab.  elc.  1887,  Nr.  112,  llft.  —  Zciig.  d.  Ver.  deatflch.  Eiflenb.-Vmr. 
1887,  Nr  4. 
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V.  daK  bei    der  künftigeD   Uiit«r2eicbDang    des  Uebereinkom- 
mens  zu  ratificirende  Schlussprotokoll. 
Dieses  ScblussprotokoU  enthält,  abgeaeben  von  den  bereits  bei  Er- 
örterung der  VerbandluDgen  der  lU.  Oonferenz  erwäbnten  Erklärungen, 
zu  Art.  1  in  Botreff  des  Grenxverkebrs  (S.  316),  7.u  Art.  11  bezüglich 
I       der  Ausdehnung  des  Verbots  nicht  veröffentlichter  Preiserraasgigungen 

Iauf  den  internen  Verkehr  (S.  316,  317)  und  zu  A-rt.  35  über  d&s 
Fortbestehen  der  in  jedem  Staate  geltenden  Bestimmungen  über  die 
8t.aatUcbe  Genehmigung  der  Transport bedin^ngen  und  Tarife  (8. 317), 
noch  im  Anscbhiss  daran  das  principiell«  Anerkenntniss, 
dass  durch  das  Uebereinkommen  das  Vei'h&ltniss  der  Eisen- 
1  bahnen   zu   dem   Staat«,  welchem  sie  angefal^ren,    in  keiner 

I  Weise  geändert   wird,  und  dass  dieses  Verh&ltniss   auch   in 

I  Zukunft  durch  die  Gesetzgebung  jedes  einzelnen  Staates  ge- 

regelt werden  wird*0, 
I sowie  ferner  die  Bestätigung  des  Grundsatzes, 
I  dass  das  Reglement,  betreffend  die  Errichtung  eines  Centra]- 

I  arates*,    sowie  die  Anfifübrongsbestimmungen  zu    dem  inter- 

nationalen üebereinkommen  Über  den  Eise n b ah nfracbt verkehr 
und   die  Anlagen  1,2,3  und  4  dieselbe  Kraft    und  Dauer 
!  haben  sollen,  wie  das  Uebereinkommen  selbst  *"). 

Die  Dauer  des  üebereinkommens  ist  aber  nach  dem  Schlussartikel 
desselben  *")  für  jeden  bethßiligten  Stnat  auf  drei  Jahre  von  dem  Tage 
an  bemessen,  an  welchem  dasselbe  in  Wirksamkeit  tritt.  Jeder  Staat, 
welcher  nach  Ablauf  dieser  Zeit  von  dem  Uebereinkommen  zuräckzu- 
^^treten  beabsichtigt,  ist  verpflichtet .  hiervon  die  übrigen  Staaten  ein 
^■Jahr  vorher  in  Kenntnis»  zu  setzen.  Wird  von  diesem  Rechte  kein 
Gebrauch  gemacht,  so  ist  das  Ueberemkommen  als  für  weitere  drei 
I  Jahre  verlängert  zu  betrachten.  Auch  soll  wenigstens  alle  drei  Jahre 
!  eine  aus  Delegirten  der  vertragschliessenden  Staaten  bestehende  Coa* 
'       ferenz  zusammentreten,  um  zu  dem  gegenwärtigen  De  berein  kommen 

Idie  für  nothwendig  erachteten  Abänderungen  und  Verbe-sserungen  in 
Vorschlag  zu  bringen.  Auf  Begehren  von  wenigstens  einem  Viertel 
der  betheiligten  Staaten  kann  jedoch  der  Zusammentritt  von  Con- 
feren-zen  au<;h  in  einem  früheren  Zeitpunkte  erfolgen^"). 


•')  III.  umwarf.  Schi uesprotok oll,  Ziffer  IlL 
*■)  IM.  Entwurf,  SchliiKsprotokol],  Ziffer  IV. 
**}  III-  Entwarf,  Art.  tiO. 
'•)  HI.  Entwurf.  Art.  59. 
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Ans  der  Sprucbpraxis  des  Bundesamts  für  das^ 
Heimathswesen. 

Mitgetheiit  von  dem  GebGimea  Regieruugsrath 
Dr.  Kbecu. 

Illt|ll«d  dw  BuBdrHmto  föl  du  BvloulbwMui. 

1.  Zu  S  U,  Abs.  8:  U.W.G. 

Die  Bestimmung  in  §11,  Abs.  3,  findet  nicbt  AnwenlnDf 
wenn  es  sich  nm  eine  in  den  Lanf  der  Erwerbsfrist  fki- 
leade     zeitweilige     Entfernung     vom     Aufenthaltsortt 

handelt. 

Der  tanbstnmme  Knecht  St.  wurde  vom  klagenden  Ärmnnverba&a 
Brauneberg  in  der  Zeit  vom  8.  bis  22.  Mai  1886  durch  Kmake 
pflege  unterstützt.  Sein  Aufenthalt  im  Bezirk  des  beklagten  Oris- 
armen Verbandes  Stangendorf  hatte  am  \K  März  1884  begonoeu.  An 
11,  November  1885  war  sein  Uienstverhältoiss  bei  der  Besitzehu  K. 
daselbst  beendet.  St.  verliess  Stangendorf  und  begab  sich  nach  Braan»> 
berg  zu  seiner  dort  lebenden  Mutter.  Am  17.  November  desselben 
Jahres  wurde  er  von  dem  Besitzer  W.  in  Stangendorf  als  Knecht 
gemiethet ;  am  folgenden  Tage  kehrte  er  dorthin  zur&ck  and  behielt 
daselbst  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  bis  Ostern  1886. 

Der  erste  Richter  hat  die  Klage  des  Ortsarmenverbandea  Bruuo- 
berg  abgewiesen,  weil  naeb  Lage  der  Sache  nicht  anznnebmeo  sei, 
doss  St.  bei  seiner  Entferaung  von  Stangendorf  am  11.  November  18M 
die  Absicht  gehabt  habe,  seinen  Aufenthalt  daselbst  beizubehalten. 
Sein  Dienstverhaltniss  bei  der  Wittwe  K.  sei  beendet  gewesen;  da- 
durch habe  St.  sein  (Interkoromen  in  Stangendorf  verloren ;  es  sei 
ein  /nf^Uiger  Umstand,  dass  es  ihm  gelungen  sei,  am  17.  NovemlMr 
1885  daselbst  von  neuem  einen  Dienst  eu  finden.    Dazu  komme,  ditt 


lt.  v«geu  seines  kCrperlicben  Leidens  durchaus  nicht  Torausseb-en 
konnte,  ohne  Weiteres  wieder  einen  ueuen  üienst  zu  erhalten,  und 
deshalb  bei  seiner  Matter  in  Braonsberg  vorläufig  ein  Cnterkonuuen 
TOchen  mnsste. 

Der  Kläger  hat  diese  ÄasfUbrangen  des  ersten  Urtfaeils  nicht 
angefocbten,  seine  Berufung  gegen  die  abweisende  Entscheidung  viel* 
mehr  damit  begrilndet,  dass  der  erste  Biohter  den  §  11,  Abs.  3  des 
Beichsgesetze-s  vom  ti.  Juni  1870  verletzt  habe.  —  Der  11.  November 
sei  —  wie  auch  Beklagter  zugestanden  hat  —  der"  übliche  Dmzugs- 
tertniD  für  Undlicbes  Uesinde:  zwischen  dem  11.  November  und  dem 
Tage  des  thatsächlich  erfolgten  Zuziehens  des  St.  bei  dem  Besitzer 
W.  (18.  November)  ittgen  nicht  mehr  als  sieben  Tage;  der  Zuzug  sei 
daher  aU  am  11.  November  1885  erfolgt  und  der  Aufenthalt  des  St. 
in  Stangendorf  demgemlLss  als  nicht  unterbrochen  anzusehen. 

»Die.se  Ansicht  wurde  von  dem  Bnndesaint  in  dem  Urtheil  vom 
9.  Mftrz  18H7  reprobirt. 
^Der  §  11,  Abs.  3  and  der  ihm  entsprechende  §  23,  Abs.  3 
a.  a.  0.  handeln  nach  ihrem  Wortlaut  nur  von  dem  Anfange  des 
Aufenthalts  und  dem  Anfange  der  Abwesenheit.  Für  diesen  Zeit- 
punkt .Hellen  sie  aus  praktischen  Gründen,  und  um  den  oft  sehr 
complicirton  Beweis  abzuschneiden,  ob  der  thatsUchlicho  Beginn  de» 
Aafenthalts.  beziehungsweise  der  Abwesenheit  mit  dem  regelmftssigen 
Umzugstermine  zusammengefallen  ist,  eine  jeden  Gegenbeweis  atia- 
schliessende  Vermuthuiig  für  den  üblichen  Um/.ugstermin  auf.  Eine 
Aasdehnung  dieser  Präsumtion  auf  den  Fall,  wo  nach  Beginn  des 
Fristenlaofs  eine  Unterbrechung  des  Aufenthalt!,  beziehungsweise  der 
Abwesenheit  stAttgefundcn  hat,  wird  weder  durch  den  Wortlaut  der 
geaetzHcben  Vorschrift  begründet,  noch  kann  anerkannt  werden,  dass 
die  Natur  der  Sache  eine  solche  Ausdehnung  rechtfertige.  Bei  der  Be- 
rechnung des  Laufes  der  Erwerbs-  und  Verlustfrist  ist  die  Feststellung 
eines  bestimmten  Kalendertages  fl\r  den  Beginn  desselben  von  wesent- 
licher Bedeutung,  wahrend  ftir  eine  in  den  Lauf  der  Frist  fallende 
Entfernung  von  dem  Aufenthaltsorte  oder  die  Rückkehr  nach  dem> 
selben  die  Bestimmung  eines  solchen  Tages  unerheblich  erscheint,  da 
bei  der  Beurtheilung,  ob  eine  Entfernung,  beziehungsweise  Rückkehr 
als  Unterbrechung  des  Aufenthalts  oder  der  Abwesenheit  anzusehen 
ist  fgS  13,  25  a.  a,  0.),  weder  der  Zeilpunkt  derselben  innerhalb  der 
zweijährigen  Frist  in  Betracht  kommt,  noch  die  Zeitdauer  f^  sich 
allein  entscheidend  ist." 
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2.  Zu  §§  lä  und  24,  Abs.  1:  V.W.U. 

Die  Verschiedönbeit  der  EiDgaogsworte:  ,Ist  der  Äufeut- 
halt  unier  Dmständen  begonoen,  durch  welobe  u.  s.  w.* 
(§  12),  und:  «Ist  die  Abwcscnbeit  durch  Umstände  Teraa- 
Usst,  durch  welche*  u.  8.  w.  (§  24)  begründet  keine  V« 
sohiedenhett  der  gesetzlichen  Voraussetzungen. 

Der  seit  frübwfcer  Jugend  geistoskranke  und  wiUonsun fähige 
besa&s  bei  Zurücklegung  seines  24.  Lebousjahrcs  1^4.  Soptomber  1891j 
seinen  Unlersttitzungswohnsitz  durch  Abstanimong  beim  beklagtes 
Ort3armon verbände  (VTocknin).  In  der  Zeit  vom  1.  Juli  1881 
Februar  1884  hat  er  indeas  mit  seinem  Stiefvater  in  W&ngerin 
wohnt.  Am  10.  November  1885  fiel  er  nach  Aufgehung  seines  Va 
mCgens  der  Armenpflege  anbeim.  Uer  in  erster  Instanz  vemrtheütl 
Beklagte  machte  In  der  Beinifungsachrift  geltend,  dass  nach  §  i^ 
Abs.  1  der  Beginn  uud  der  Lauf  der  Abwesenheitsfrist  nur  «Unn 
durch  die  Oolstcskrankhett  verhindert  oder  gehemmt  werde,  wenn  äij 
Abwesenheit  durch  die  Geisteskrankheit  veranlasst  aei. 

Das  Bundesamt  verwarf  durch  Urtheil  vom  15.  Januar 
diesen  Einwand,  indem  es  ausführt«: 

«Allerdings  besteht  zwiseben  den  Eingangsworten  der  %%  12  ood 
24  Absatz  1  eine  Verschiedenheit.  Der  Beginn  des  LauJs  der  zmi- 
jährigen  Erwerbsfrist  soll  nach  §  12,  Abs.  I  nicht  eintreten, 

wenn  der  Aufenthalt  unter  Umständen  begonnen  wird,  dunrii 
welche  die  Anuahme  der  freien  Selbstbestimmung  bei  der  Walil 
des  Aufenthaltaorta  ausgeschlossen  wird; 
während   %  24,  Abs.  1    den   Beginn    des    Laufs    der    zweij&hrigen 
Verlustfirist  suspendirt, 

wenn  die  Abwesenheit  durch  Umstände  veranlasst  vrird,u.5.wi| 
so  dass  jene  Umstände  im  %  12  den  Aufenthalt  nur  zu  begleiten,  oicbi 
aber  zu  veranlassen  brauchen,  dagegen  im  g  24  die  Veranlassung  da 
Abwesenheit  bilden  sollen. 

Das  wäre  bei  dem  sonstigen  Parallelismus  der  Vorschriften  Aber 
den  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstützuugs Wohnsitzes  eine  erhebliche 
Differenz  I  Beklagter  zieht  aus  ihr  den  Schluss,  dass  P.  durch  seine 
Geisteskrankheit  zwar  gehindert  worden  sei,  in  Wangerin  durch  Aa 
enthalt  den  Unterstützungswohnsitz  zu  ei'werben,  dass  er  aber  de 
selben   ungeachtet  in  Wocknin   den  Unterstützungswohnsitz  verlor 
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weil   eben   die  Geisteskrankheit  nicht  die  Ursache  seiner  Äb- 
>beit  goweson  sei. 

Die  Materialien  des  Cnterstützungswohnätz^eset/es  enthalten  zur 

igründung  der  herrorgebobeneu   Verschiedenheit   nichts.     Es  muss 

ilmehr  angenommen  werden,   dass  dnrch  den  verschiedenen  Wort- 

t  eine  Verschiedenheit  in  den  Voransjwtznngen  der  §8  12  und  24 

iht  hat  aufgestellt  werden  sollen.     Denn   die   /.weiten  Sftize   beider 

agraphen.  weiche  von  der  Einwirkung  von  CmstllDden,  durch  die 

De   freie  SelbBtbestimmang  bei   der  Wahl  de»  Aufenthaltsorts   aus- 

iBchlossen   wird,   auf  den   Fortlaui   der  bereits  begonnenen   Auf- 

ithalts-  and  Abwewnheitsfrist  handeln,  wiederholen  jene  Verschieden- 

it  nicht,    sondern   knüpfen   das  Ruhen  des  begonnenen  Frifitenlaufs 

ereinstimmeiid  ohne  Weiteres  an  den  Eintritt  jener  Umstände ;  und 

ist  kein  Gmnd   ei-findlich,   weshalb   beim   Hinausschieben   des  Be- 

nes   des  Fristenlnufes,    welches   doch    auch   nichts   anderes   ist   als 

Rohen  desselben,   ein  Unterschied  icwischen  der  Aufenthalts-  and 

weseuheitsfnst  hUtte  stntuirt.  und  bei  letKtprer  die  Suspension  des 

hginns  dos  Fristenlaufs  von  dem  weiteren  Umstände  hätte  abh^Dgig 

imacht  werden  müssen,  dass  die  Abw^esenbeit  durch  solche,  die  freie 

Ibstbestimmung  ansschliessende  Momente  voranlagit  worden  sei.  — 

}i  der  Fassung  des  §  24,  Abs.  1  hat  offenbar  der  zweite  Satz  des 

4  des  prenesiechen  Gesetzes  über  die  Verpflichtung  zur  Armenpflege 

im  31.  December  1842  zum  Vorbilde  gedient,  wo  nur  FuHe  berftck- 

Sbtigt  sind,   in   denen   die  Abwesenheit   innerhalb   der  dreijährigen 

rist  durch  bloss  vorübergehende  Verhältnisse,  insonderheit  durch  den 

Btrieb  eines  nicht  stehenden  Gewerbes,   durch  Erfüllung  der  allge- 

einen    Militärpflicht,    durch    Abbüssung    einer    zeitigen    Freiheits- 

mfe  u.  s.  w.  veranlasst  worden  ist. 

Wollte  man  aber  auch  annehmen ,  dass  der  §  24 ,  Abs.  1 
,TV.G.  —  ebenso  wie  §  4  des  preussischen  Gesetzes  vom  31.  De- 
mber  1842  —  auf  Fälle  zu  beschranken  sei,  in  denen  die 
Inslftnde,  welche  die  freie  WiUentbPstimmung  bei  Wahl  des  Anf- 
tfaaltsort«s  ausschliessen ,  die  Ursache  des  Beginns  der  Ab- 
^nheit  bilden,  —  so  würde  doch  der  Verlust  des  ünterstntzungs- 
>fansitzes  nach  §  22  a.  a.  0.  bei  einem  Geisteskranken. 
■Icher  ausser  Stande  ist,  durch  eigene  Vernunft  und  Ueberlegung 
bh  Üb*r  die  Wahl  seines  AufenlbaUsorta  schlüssig  zu  mncben.  aus 
blossen  Thatsache  der  Abwesenheit  von  dem  Orte  seines  bis- 
igen Unterstützungswohnsitzes  nicht  begründet  werden. 
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Der  Zusammenhang  der  Vorschriften  über  den  selbständigen 
werb  und  Verlust  dns  llnt^^rstUttangswohnsitj.««  lassen  keinen  ZweJfpl. 
dafis   sowohl   der  Beginn    und   die   Beibehaltung   des  Aufenthalts  an 
eiuem  Orte,  als  die  Entfernung  von  demselben   and  deren  Dauer  al> 
Willi^nshaudlungen   der  in   Bezug  auf  den  Erwerb   und  Verlast 
des  Unlerstützungs Wohnsitzes  selbständigen  Über  2i  .Tahre  alten  Per 
soneu  gedacht  sind  (vergl.  §§  13,  2b  a.   a.  0.).     Aufenthalt  and  Ab- 
wesenheit Icünnen  daher  nur  dann  die  mit  ihnen  natdi  §§  10  and  2^ 
a.  a.  0.  verbundenen  rechtlichen  Wirkungen  haben,  wenn  sie  auf  ^if 
Handlungen  willenst^iger  Personen  zurUckzuHlhren  sind   (§g  1  und  3, 
I.  8;  g§  2  und  3,  I.  4  des  Allgemeinen  Landrechts).     E&  liegt^  wie  dit 
Motive  zu  §  12  des  Reichsgesetzes  sagen,  ,in  der  Katur  der  Sach«, 
dass  der  den  Erwerb  des  Unterst ützungswobnsitzeä  begrimdeade  Auf- 
enthalt auf  freiem  VTilleii   beruhen  muss'.    Das  Gleiche  mnas  tob 
der  Abwesenheit,  wenn  sie  den  Verlust  des  Unterstütxnngswohnstus 
bewirken  soll,  gelten,  und  es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Fsesoag 
des  g  24,   Abs.  1  diesen  in   der  Natur  der  Sache   begründeten  Siti 
in   entsprechender   Weise   zum   Ausdruck    gebracht   hat   oder  nidü. 
Jedenfalls  steht  sie  seiner  Anwendung  nicht  direct  entgegen.* 


3.  Zu  §§  14,  S7,  Aba.  1:  U.W.G. 

Die    „Gewährung*    einer    üffentliuhen    ÜnterstUtzaa| 
Sinne  der  g§  14,  27.   Abs.  1,   erfordert   nicht   anter 
Umständen  die  thats&chliuhe  Leistung  derselben. 

Der  Arbeiter  0.  verzog  am  2.  Ootober  1B83  von  Neudamn,  W9 
er  Unters tützungs Wohnsitz  besass,  nach  Damm.  Dort  wurde  er  Aüfuig 
September  1885  htilfsbedürftigund  suchte  beim  Magistrate  um  AnnM- 
Unterstützung  nach.  'Ba  wurde  ihm  eine  solche  in  Hübe  von  3  H. 
monatlich  bewilligt,  und  C.  davon  am  15.  September  benachriohtigt- 
Er  erhob  die  eiste  Unterstützung  jedoch  erst  am  2.  October  1%^- 
wo  die  zweyährige  Abwesenheitsfrist  bereits  vollendet  war,  in  äß 
Meinung,  dass  erst  an  diesem  Tage  die  Auszahlung  erfolgen  würde. 

Der  erste  Richt«r  nahm  an ,  dass  die  Unterstützung  als  bereits 
am  15.  September  erfolgt  anzusehen  sei ,  und  vcnirtheilte  Neudaai» 
zur  Erstattung  der  bis  txxr  Klagvorstellung  von  Damm  veraosgabtN 
Monatsunterstützungen . 

Gegen  dieses  Urtheil  legte  Neudamm  Berufung  ein  und  Hihrte  so»: 


Die  blosse  Zusage  kGnne  als  Gewfthrung  der  üntei'stützung  nicht 

betrachtet  werden,  vielmehr  nur  die  thatsfichliche  Zahlung  derselben. 

H  Der  Kl&ger   ist.   dagegen    der  Meinung,    dass   ^GewAhning    der 

■Armenunterstützuug  im  Sinne   der   §§  14  und  27   des  Reichägosetzes 

f  Yom  6.  Juni  1870  gleichbedeutend  sei  mit  .Bewilligung*  einer  solchen. 

Dae  Bundesamt  hat  durch   Urtheil  vom    18.  December  1S86 

fdie  erste  Entscheidung  bestätigt,  aus  folgenden  Gründen: 
•Zwar   kann   den   Ausführungen   des   Klägers   nicht  zugestimmt 
werden.     Die   blosse    Bewilligung    einer    Armenunterstützung   ist 

I keineswegs  als  eine  Gew&brung  im  Sinne  der  §§  14,  27  a.  a.  0.  an- 
zusehen. Auf  der  anderen  Seite  ist  ^  aber  auch  nicht  zutreffend, 
wenn  Beklagter  meint,  dass  nur  die  thatsächlich  erfolgte  Zahlung 
den  Lauf  der  Erwerbs-  und  Verlustfrist  zum  Buhen  bringen  könne. 
Im  vorliegenden  Falle  mass  mit  dem  ersten  Hioht'er  angenommen 
werden,  dassmitder  Benachrichtigung  des  C,  die  erbetene  Untcr- 
Btütznng  sei  ihm  vorn  1.  September  ab  mit  ^  M.  monatlich  bewilligt, 
eine  OewfthruDg  der  UnterstütKung  erfolgt  war.  Nicht  nur,  weil  G. 
in  der  Lage  gewesen  wäre,  den  auf  den  September  entfallenden  Monat»- 
betrag  sofort  zu  erheben,  sondern  auch  weil  es  bei  der  Bewilligung 
einer  Monatsnuterstützung,  d.  h.  einer  Unterstützung,  welche  ge* 
geben  wird  nicht  zur  Befriedigung  eines  bestimmten,  augenblicklich 
vorhandenen  Bedürfnisses,  sondern  als  eiii  Zuschuäs  zur  Deckung  der 
KTerschiedeneu  im  Lauf  eines  Monats  hervortretenden  Lebensbedürf- 
nisse, nicht  darauf  ankommen  kann,  an  welchem  Tage  des  Monats 
die  Erhebung  der  Unterstützung  erfolgt.  Die  erfolgte  Bewilligung 
ermuglichte  dem  C.  vom  Tage  der  Bekunutmachuug  au,  seine  übrigen 
Einnahmen  zur  Bestreitung,  z.  B.  der  täglichen  Ausgaben  für  die 
leibliche  Nahrung  zu  verwenden,  ohne  davon  etwas  für  grossere  ein- 
malige Monatsaasgaben ,  z.  B.  für  Wohnungsmiethe  zurückzulegen. 
Die  bewilligte  Unterstützung  bildete  für  ihn  eine  Erhöhung  seiner 
Monataeinnohrae .  auf  welche  hin  er  nöthigenfalls  sich  bis  zu  deren 
Auszahlung  Kredit  verschaffen  konnte.  Einer  besonderen  Acceptation 
derselben,  wie  Beklagter  meint,  bedurfte  es  nicht,  da  dem  C.  die 
Unterstützung  auf  seine  Bitte  bewilligt  worden  war.* 
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4,  Zu  §g  15-17:  II. W.U. 

Der  §16  findet  unrADwendung,  wenn  die  £hefran  bis  zar 

Trenniang  der  Ehe  durch  Tod  oder  ßcheidung  den  Cnter 

sttitznugswohnsitz  des  Ehemannes  geth  eilt  hat  {$  lh)\  nifl 

auch  in  den  Fallen  des  §  17, 

Der  Knabe  Arthur  ü.  6el  am  10.  l^ovember  188Ö  in  Beriin  der 
Amienp&ege  anhfim,  als  seine  Mutter  gefänglich  «ingexogeo  wurde. 
Er  ist  ein  Sohn  erster  Ehe  der  Letztei^n  and  iheilt  ihren  Unter 
stütz ungs Wohnsitz.  Die  Matter  dos  H.  ist  seit  Endo  Jusi  lüiSi  tob 
ihrejn  zweiten  Ehemann  böslich  verlassen.  Die  Ehe  ist  demnftobt 
durch  Erkenntniss  dos  Landgerichts  zu  Görlitz  geschieden  (zugesteUt 
2d.  Mai  188iJ),  ohne  dass  eine  Wiedervereinigung  der  Ebeleate  bis  xar 
Rechtskraft  dos  Urtheils  (29.  Juni  1883)  stattgefunden  hfttte.  An 
letetereui  Tage  besass  die  Ehefrau  H.  noch  den  ünterstützungswobo* 
sits  in  Görlitz,  da  ihr  Ehemann  zur  Zeit  der  böslichen  Veriosstt&g 
daselbst  heimathsberechtigt  war,  und  seit  Ende  Juli  1HÖ2,  vo  lüe 
Ehefrau  H.  Görlitz  verlassen  hatte,  noch  nicht  zwei  Jahre  verflonn 
waren.  Die  Ehefruu  H.  blieb  von  Qörlik  bis  zun  5.  Jani  18^  Ab- 
wesend. Es  fragte  sich ,  ob  die  Ehefrau  H.  durch  ihre  Abwesenbdt 
von  Görlitz  (J;iU  1882  bis  Juni  188^)  den  Unterstützungswoboäb 
daselbst  verloren  hat;  oder  ob  sie  denselben  noch  am  10.  November 
1885  besass,  weil  sie  seit  der  Rechtskraft  des  Scheidungsortheüs  bis 
zu  ihrer  Rückkehr  nach  Görlitz  (5.  Juni  1885)  nicht  volle  1  Jah 
Ton  dort  abwesend  war. 

Der  erste  Richter  hat  letzteres  angenoiumen.  Er  führt  aas, 
wonngleich  eine  Wiedervereinigung  der  H. 'schon  Eheleute  bif 
Rechtskraft  des  Schcidungsurtheils  nicht  stattgefunden  habe,  eine  Zu- 
sammen rechnong  der  AbwGsenhoitsfristen  vor  und  nach  der  Beebtt 
krail  des  Scheidungeurtheils  nicht  stattfinde ,  weil  mit  diesem  Taft 
die  bösliche  Verlassung  aufgehört  habe,  das  Oetrenntleben  des  Ebt- 
mannes  ein  berechtigtes  geworden  sei,  imd  die  Ehe  selbst  ihr  fiid« 
erreicht  habe,  sonach  nicht  mehr  §  17,  sondern  g  lü  a.  a.  0.  mr 
Anwendung  komme. 

Das  Uuudesamt  hat  in  dem    Urtheil    vom   4.  Juni  1S87 
entgegengesetzte  Ansicht  ausgesprochen  und  ausgetuhrt: 

,Der  §  Ui  a,  a.  0.  lässt  fUr  sich  allein  betrachtet    allerdings 
Auslegung  zu ,  als  ob  es  ledi^^lich  darauf  ankomme ,  welchen  l'nb 
stützungs Wohnsitz  eine  Wittwe  oder  rechtskräftig  geschiedene  Ebefns 
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ei  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  des  Ehemannes  oder  die  Scbei- 

□g  von  demselben  gehabt  habe,  gleichgültig  ob  dieselbe  in  diesem 

eitpunkte  den  ünterstützungswohngitz  des  Ehemanns  theilte  (§  15), 

äer  in  Batiehung   auf  den  Erwerb  und  Verlust  des  ünlerstötznngs- 

ohnsitzes  selbständig  war  (§  17).     Allein    aas  der  Aufeinanderfolge 

der  §§  15,  10,  17  und  ihrem   logischen  Zusammenhange   ergibt   sich, 

dass  die  Anwendbarkeit    des  g  Iti    auf  den   erstercn  Fall   beschränkt 

ist-     Mit  der  Auflösung  der  Ehe  verliert  die  bisherige  Ehe^au  diese 

Eigenschaft.;  bis  dahin  besass  sie  nach  g  I-'i  einen  selbständigen  Unter* 

^ht^ungswohnsit?.  nicht.    Es  bedurfte   einer   besonderen   gesetzlichen 

■Torschrift,  um  ihr  einen  solchen  zu  verleihen.   Der  §  16  genügt  die.<;em 

Erfordemiss.     Die  Wiltwe  und  die  geschiedene  Ehefrau  behalten  den 

Unterstützungswohnsitz,  welchen  sie  bis  zur  Auflösung  der  Ehe  nach 

§  15  als  einen  abgeleiteten  ünterstQtzungswohnsit?.  durch  ihren  Ehe* 

mann  besessen  haben,  von  diesem  Zeitpunkt  als  ihren  eigenen.   Der 

A  16  erstreckt  die  Fortdauer  der  durch  die  Ehe  begründeten  Unter- 

■fcützungswohnsitx Verhältnisse  über  die  Auflösung  der  Ehe  hinaus,  bis 

aie  Wittwe  oder   geschiedene  Ehefrau   diesen  Unterst ützungswohnsitz 

verloren  oder  einen  anderen  Unterstützungswohnsitz  nach  Vorschrift 

der  88  9 — 14  erworben   haben.    Er  begründet  kein©  Ausnahme  von 

der  Eegol  des  g  15,  sondern   eine  Ausdehnung  seiner  Wirksamkeit 

bis  zu  dem  angegebenen  Zeitpunkt. 

■  Dagegen  ist  im  %  17  eine  Ausnahme  von  der  Regel  des  §  15  ent* 
tftiten.  Trotz  bestehender  Ehe  findet  §  15  in  den  Fftllon  des  8  17 
keine  Anwendung.     Für  diese  Fulle  wird   seine  Vorschrift  durch  die 

kdere  ersetzt,  dass  schon  von  dem  Zeitpunkte  der  factischen  Tren- 
ng  Eheü-auen,  welche  bCislich  verlassen  sind  u.  s.  w.,  wie  Wittwen 
oder  geschiedene  Ehefrauen  behandelt  werden ,  dass  bezüglich  ihrer 
bereits  vom  Augenbliclte  der  Trennung  an  die  in  S  1*'  für  Wittwen- 
und  geschiedene  Ehefrauen  gegebenen  Regeln  entsprechende  Anwen- 
dung finden.      (,Al8  selbständig gilt auch'   u.  s.  w.). 

Sic  behalten  den  im  Momente  der  factischen  Trennung  durch  ihren 
Ehemann  nach  8  15  gehabten  Unterstüizangswohnsitz  gerade  so  wie 
die  Wittwen  und  geschiedenen  Ehefrauen  als  ihren  eigenen  (vergl. 
Bd.  I.  S.  210  dieses  Archivs),  t^ie  verlieren  ihre  Rftlbstfindigkeit  nur, 
jrenn  durch  eine  Wiedervereinigung  mit  dem  Ehemanne  das  eheliche 
■fierhältniss  wieder  hergestellt  wird  ,  beziehungsweise  wenn  der  Ehe- 
mann zur  Ernälirung  der  Frau  eine  Beihülfe  leistet.  Ist  die  Frau 
ir  Auflösung  der  Ehe  durch  Tod  oder  Scheidung  nicht  wieder 
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bezüglich  ihres  tFntorstfitzungswohnsitxes  in  ein  AbhUngigkeitsTar- 
bftltniss  zum  Ehemann  gotraten ,  so  b«sk9s  sie  in  diesem  Zmtpankte 
bereits  einen  eigenen  Uutei-stlit^ungswohn&itz.  Es  bedurfte  daher 
bei  ihr  nicht,  wie  im  Falle  des  §  15,  der  Verleihaog  eines  eigenoi 
Unterstütznngswohnsitzes  (§  16).  Sie  var  aber  auch  seit  der  hte- 
tischen  Trennnng  befähigt,  selbständig  den  L'nterstützungswohnsiti  n 
verlieren  oder  einen  anderweitigen  Unterstützangswohnsitz  zu  orwerbeiL 
Ihre  Selbständigkeit  erlaugt  freilieb  nach  Anfl&sung  der  Ehe  eiofls 
anderen  Gmnd;  dio  factiache  Trennnng  wird  zu  einer  rechUichen  dnni 
die  Scheidung,  beziehungsweise  zu  einer  Trennung  fUr  immttr  dorcfa 
den  Tod  des  Ehemannes.  Aber  die  armen  rechtliche  Selbit&ndigkiit 
der  GhRfrau  wird  durah  die  Verttndemug  ihres  Orondes  in  ihrem 
Wesen  nicht  alterirt." 

Im  vorliegenden  Falle  hatte  daher  die  Mutter  des  Arthur  H.  den 
zur  Zeit  der  biisUohen  Verlassang  (Juni  1S82)  durch  ihren  Eheniaim 
in  Gürlitz  gehabten  Unterstützungswohnsitx  durch  ihre  mehr  als  tir» 
jfthrige  Abwesenheit  von  dort  am  5.  Jon!  1885  bereits  Terlorea. 

5.  Za  §§  33,  60:  U.W.O. 

Bei    Uebernahme   eines   vormaligen   Deutschen    aas  den 
Auslande  findet  nicht  §  33,  sondern  §  60  U.W.O.  Anver 

dang. 

Der  am  24.  Juni  IHSl  zu  Pritaheide  im  Fürstentham  Lipp»* 
Detmold  geborene  Arbeiter  H.  lebte  seit  1855  io  Dänemark.  Er  M 
dort  der  Armenpflege  anheim.  Am  2-1.  November  1882  wurde  «t, 
nachdem  das  prenssische  Mintsteriam  der  aaswärtigen  Angel^gcfr 
heiten  anter  dem  27.  September  18ä2  anf  Grand  des  deutsch -d an iitcbfil 
Uebemahmevertrages  vom  11.  December  1673  (Centralblatl  f.  i 
D.  R.  Id74,  S.  27j  seine  Uebernahme  angeordnet  hatte,  in  Had«n- 
lebea,  der  nach  §  3  der  Zusat/deklaratiou  vom  25.  August  IBÖl 
(Centrnlblatt  S.  407)  dazu  bestimmten  Uebernahm«^t«Ile ,  mit  seiuir 
Familie  durch  einen  Transporteur  abgeliefert.  Haderslebcn  mv^ 
sofort  Unterstützung  eintreten  lassen.  Der  Landarmenrerbaad 
der  Provinz  Schleswig*  Holstein  lehnte  die  Erstattungspfliclit ib, 
weil  die  Armenlast  dem  FUrstenthum  Lippe-Detmold  oblieg«,  is 
welchem  H.  bis  80.  Juni  lä71  heimatbsboreobtigt  gewesm  sei.  D» 
lippisohe  Regierung  weigerte  sich  ihrerseits  der  Erstattung.  B.  w 
bei  der  Uebernahme  nicht  mehr  lippischer  Staatsaogehüriger  geircKo; 
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§  33  U.W.G.  komme  nicht  zur  Anwondung.  Dagegen  führte  der 
LandarmenTerUand,  welchen  Haderslebeo  im  Processwege  in  Anspruch 
nahm,  aus: 

Möge  H.  auch  nach  §  13  Nr.  3  des  Gesetzes  vom  1.  Jani  1870 

(Bandesge&etzblatt  8.  355)  die   lippische  Staate  an  gehörigkeit  verloren 

haben,  die  Eigenschaft  eines  Norddeutschen,  beziehungsweise  Deutschen 

im  Sinne  des  %  <13  U.W.G.  sei  ihm  nicht  abbanden  gekommen.  Auch 

§  21    des  Gesetzes  vom    1.  Juni  1870   spreche   von  , Norddeutschen' 

i(Deat5chen),  welche  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  zehnjiUtrigen  Auf* 

«nthali  verloren  haben,  zum  Zeichen,  dass  sie  dadurch  nicht  Ausländer 

geworden  seien,  and  verleihe  ihnen  in  Consequenz  davon  das  Recht. 

l'Wiederrerleihung  der  Staatsangehörigkeit  in  demjenigen  Bundesstii nt« 

tu  verlangen,  in  welchem  Hie  sich  niedergelassen  haben.   £ine  weitere 

Consoqaenz  dieser  Auffassung  sei  der  Artikel  IV  des  Cebereinkommens 

mit  Dänemark  vom  11.  December  1873.    Auch  das  auswärtige  Mini- 

riuni   künne.   als  es  die  Uebernahme  verfUgte,  nicht  der  Meinung 

gewesen    sein ,    dftss    U.    kein    ReichsangohÖriger ,    sondern    ein   Aos- 

^^ttnder  sei. 

^B  Diese  Deductionen  wurden  von  dem  Bundesamt  in  dem  Urtheil 
^Eroia  13.  Februar  ISBti  für  recbtsirrtbümlicb  erachtet  und  ans- 
HgefiÜurt: 

^B         ,Der  Begriffeines  deutschen  Hülfsbedlirftigcn  im  Sinne  des  g  33 
^^Ü.W.O,  wird  durch  die StaatÄaugebürigkeit  in  einem  dei'jeuigen  deutschen 
I       Bundesstaaten  bestimmt,  auf  welche  sich  die  Geltung  des  (iesetzes  über 
den  ünterstützungswohnsitz  erstrecftt  (vergl.  g  Ö9  des  prenssischen  und 
die  entsprechende  Bestimmung  in  den  übrigen  Ausfuhrungsgdsetzen). 
Doss  11.  z.  Z.  der  Uebernahme  lippischer  Staatsangehöriger  nicht  war, 
doroh  das  Schreiben  der  lippiscfaen  Regierung  vom  24.  Januar  1883 
«teilt,  und  wird  auch  vom  Beklagten  nicht  eigentlich  bestritten, 
derselbe  aber  meint ,  dass  H.  trotz  des  Majjgels  der  lippisnhen 
l^taatfiangehürigkeit  —  die  Augebörigkeit   in    einem  anderen  Bundes- 
staate kommt  nicht  in  Frage  —  die  Eigenschaft  eines  Deutschen  nicht 
Torloren  habe,  so  steht  dieser  Ansicht  nicht  nur  die  oben  erwähnte 
Begriffsbestimmung    eines   .deutschen  HüLfsbedürftigen'    im  Sinne  des 
§  33  U.W.G.,  sondern   auch  der  8  1  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1870 
entgegen,    nach    welchem   die  R<>ichsan gehörigkeit   durch   die  Staatfi- 
angehttrigkeit    in    einem    Bundesstaate    bedingt    wird.      Wenn    §  21 
a.  a.  0.  von   .Norddeutschen'  (Deutschen)  ^richt,  welche  ihre  Staats- 
angehörigkeit verloren   haben  ,  so  ergibt  sich  ans  der  Vergleichung 
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znit  ^  I  n.  Q.  0.  ucmittelbBr,  dius  darunter  nur  Niebt•R«ichsutg^ 
liSrige,  bexiebungswMse  eliemalige  Dentscbe  zuverf^cben  sind,  welr^p 
deshalb  nacb,  um  die  Eigenscbaft  eines  Deulscben  im  rechilicben  Sinn^ 
des  Wortes  (Rt'icbsangehörigkeit)  wieder  zu  erlangen,  einer  Natuntlt- 
sfttioDs-,  beziebnngs weise  einer  Aofnabmeurkunde  bedürfen.  Bis  diflM 
ertbeilt  ist,  «ind  sie  staatsrechtlich  als  AuslSnder  anza^eben  ocd 
7.U  behandeln  (vergl.  Motive  zu  8  21  Ges.  vom  1.  Juni  1870,  Stern. 
Berichte  des  Reichstags  1870.  Ill,  S.  159).  Auch  von  dem  preus&isebfo 
auswürtigen  Ministerium  ist  H.  keineswegs  als  Reichs  an  gebSriger  V 
trachtet  worden.  Der  Artikel  IV  des  TJebereinkonimens  mit  Dtnt- 
mark  vom  11.  Deccmber  1873  erstreckt  sich  auch  auf  früher» 
deut^'heUnterthanen,  und  das  auswärtige  Ministerium  bezeichnet  E 
ebenfalls  nur  als  .vormaligen  lippischen  Staatsangehörigen*. 

Dem  Staate  DBiiPRiark  gegenüber  erfolgte  dif  rebRmahme  laf 
Grund  eines  völkerrochtlichnn  üfibereinkommens  und  zwar,  wi« 
oben  bemerkt,  in  Hadersleben  als  der  vertragsniftssig  vereinbart« 
üebemahraestelle.  Ob  und  in  welchem  Umfange  das  Fürstenthiuii 
Lippe  nach  Staats-,  beziehungsweise  bundesrechtliehen  Sor- 
men  angehalten  werden  kann,  den  H.  und  seine  Familie  dem  Stute 
Preusson,  an  welchen  er  von  Dänemark  abzuliefern  wnr,  wieti«»r  aV 
zunehmen,  ist  von  dem  Bnndesanite  nicht  zu  entscheiden.  Von  dieMo 
ist  vielmehr  nur  zu  prüfen,  welcher  Armenverband  zur  ErstattTttg 
der  in  Hadersleben  pntstandenpn  .\rmCTipfief»ekosten  anf  Grund  d«« 
Gesetzes  vom  f>.  Juni  1870  verpflichtet  ist.  Da  nach  dem  ob^n  Aw- 
gefiihrten  H.  nicht  als  Deutscher  Im  ßinne  des  §  33  Ü.W.G..  rondw» 
ols  Ausländer  zu  betrachten  ist,  so  kommt  nicht  jene  Vorwhrift. 
sondern  S  60  U.W.G.,  beziehungswmfc  §  64  des  preussischen  Aw- 
fihnmgsgesefzes  zur  Anwendung.  Demnaoh  ist  der  Beklagte  mit 
Recht  in  Ansprach  genommen.' 

6.  Zu  ft  62  U.W.G.  und  S  57  des  KrankenversIrherunpsgrseU«. 

Durch  die  Vorschriften  des  Krankenversicherangsgt- 
aetzes  werden  die  Bestimmungen  des  U.W.G.  über  das 
Verhllltniss   der    Armen  verbände   zu   einander   nicht  bt* 

rührt. 

Der  bei  den  Strom*  und  Hafenbanten  am  Main  beschäftigte  Arbrit« 
F.  gehurte  unstreitig  zu  den  nach  g  1  lies  Beicbsgesetzes  vom  IS.Jmi 
1883  gegen  Krankheit  zu  versichernden  Ijohniu-beitern.  Cr  «rkrankte 
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in  Fraiikturt  a.  M.  und  mussto  in  ein  Krankuuhaus  aufgenommen 
_werdeo.  Die  ülinweisung  In  dasselbe  erfolgte  nicht  durch  den  Krankcn- 
eoTOrstand.  Es  liess  sich  sogar  bis  zti  seiner  Entlassung  aus  dem 
lospital  nicht  feststellen,  welcher  Ortskrankenkasse,  beziehungsweise 
jemeindekraukenversicheruug  F.  augehbrte.  Der  Ortsarmenverband 
rankfurt  a.  M.  konnte  sich  daher  der  Gewährung  der  Armenpflege  dem 
littelloseu  F.  gegenüber  nicht  entziehen  (g  hl,  Abs.  l  des  Krauken- 
^ersi  c  h  emn  gsgpsetses) . 

Wegen  Erstattung  der  Kosten  nahm  Frankfurt  a.  M.  den  Orts- 
aenverbaud  des  Unterstützungswühasit^es  (Fraukenbausen)  in  An* 
pmch.  Dieser  lehnte  die  Erstattung  ab ,  weil  Klßger  sich  wegen 
einer  Auslagen  au  die  betreffende  Krankenkasse  zu  halten  habe. 

In  Ueboreiustimuiuug  mit  dem  ersten  Richter  hat  das  fiuudeäamt 
fturch  Ürtheil  vom  21.  Mai  1837  diese  Ansicht  des  Beklagten  reprobirt 
ad  dabei  ausgeführt: 

pDcr   Unterstützungsanspruch,    welcher   dem    Unterstutzten   auf 

ad   des  letztgedacbten  Gesetzes  zusteht,  geht  nach  §  57,  Abs.  2 

a.  0.  im  Betrage  der  geleisteten  Unterstützung  auf  die  Gemeinde 

er  den  ArmenTerband   über,  ,von    welchem  die  Unterstützung  ge- 

tistot   ist*.     Durch   diese  Vorschrift   wird   lediglich   die  Bestimmung 

tes  §  62  doa  Beiehsgesetzes  vom  t3.  Juni  1870  für  den  Anspruch  des 

7nt«rstüt2ten    gegen   die    Kraukenkassen    des   Krankeuversicherungs* 

wiederholt.    Die    Worte  .Armenverband ,   von   welchem  die 

7iiter8tiitxang  geleistet  ist'  (§  57,  Abs.  2  des  Kranke nversicherungs- 

a)  entsprechen  den  Eingangsworten  im  §  (32  des  Unterstützung»* 

wohusitzgesetzes :    ,Jeder  Armenverband,   welcher  einen  HüUsbedürf- 

|tgen  unterstützt  hat'.  —  Ebensowenig,  wie  g(>2  des  Unterstützungs- 

robnsit^gesctzes  dem  nach  g  30  a.  a.  0.  unmittelbar  begründeten 

Brstattnngsanspruch   des   vorläufig    unterstützenden   Armenverbandes 

egen  den  endgültig  verpflichteten  Ort£-  oder  Landarmanverband  ent- 

ensteht ,    ebensowenig  kann    aus    ^  bl,    Abs.   2    des    Kraukenver- 

ächemngFgesetzes  hergeleitet  werden,  dass  der  vorläufig  unterstützende 

aenverband  verpflichtet  sei,  seinen  Kegress  statt  nach  % -iO  des 

Dnterstützungs wohusitzgesetzes  gegen  den  definitiv  verpflichteten  Armen- 

erbaud  lediglich  gegen   die  Krankenkasse    zu    nehmen.     Ob  der  Au- 

pmch  des  Unterstützten,  in  welchen  der  Armenverband  nach  gesetz- 

tier  Vorschrift  eintritt,  auf  dem  bürgerlichen  oder  öffentlichen  Rechte 

erubt.   ob  er  in  der  Alimentationspflicht  von  Verwandten  oder  im 

iBsindedienstTerh&ltnisse    seinen   Grund  hat ,   auf  dem    Haftpflicht- 
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gdsetz«  beruht  oder  gegen  eine  Krankenkasse  auf  Orand  des  Kranken- 
Tersichemngsgesetzes  begründet  ist,  macht  keinen  Unterschied.  Der 
Tom  Bundesami  stets  festgehaltene  Omndsat?.,  dass  der  vorläufig  unter 
stützende  Armcnverband  nach  §  G2  des  Beicbsgcsetzes  Tom  6.  Juni  1870 
zwar  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet  ist,  statt  Klage  gegen  d«i 
definitiv  fiirsorgeplltchtigen  Annenverband  zu  erheben,  seine»  fiegrw 
direct  an  Dritte  aus  dem  Rechte  dßs  unterstützten  tu  nehmen  (Wob* 
LEiLs,  IV.  Aufl,,  S.  59),  gilt  auch  im  Falle  des  g  57,  Abs.  2  des  Kranken- 
versicberungsgesetzes.  —  Der  vorl&nfig  unterstützende  ArmenTerhud 
hat  die  Wahl  Kwiechen  zwei  Sohuldnenr,  von  denen  ihm  der  eine  oadi 
Hassgabe  des  UDtflrstutzungswohn3itzgeset7.es,  der  andere  auf  Gnud 
des  Kranken  Versicherungsgesetzes  haftet  (vergl.  Entscheidungen  XllI, 
8.  t>5).  Wenn  in  dem  Berichte  der  (Kommission  des  Reichstags  tu 
§  57  des  Krankenkaesengesetzes  gesagt  wird:  ,£s  ist  also  unter  Cir 
ständen  eine  zweimalige  Regressnahme  möglich,  zunttclist  von  Seita 
desjenigen  Armenverbandes,  der  die  vorläufige  Unterstützung  ge- 
leistet hat,  an  die  Ortskrankenkasse  oder  Oemeindekrankenversichen»^ 
u.  s.  w.  (v.  WoEüTKE,  C-ommentar  Anm.  1  zu  §  57)  —  90  ist  damit  - 
ganz  abgesehen  davon .  welche  Bedeutung  überhaupt  der  Andcit 
der  Commission  fUr  die  Auslegung  des  Qewtzes  böztunessen  iit  — 
keineswegs  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  dor  vorläufig  unterstötzcadc 
Armenverbund  seinen  Regress  lediglich  an  die  Krankenka^e  nehnuB 
müsse.  Aus  dem  vom  Beklagten  In  Bezug  genommenen  S  77  da 
Krankenversicherungsgesetzes  ist  fUr  die  vorliegende  Frage  nichts  la 
entnehmen.  £r  bestimmt  nur,  dass  Unterstützungen,  welche  einen 
Armenverbande  von  einer  Krankenkasse  ersetzt  sind,  als  tfffentliete 
Armen  Unterstützungen  nicht  gelten  sollen.  Für  die  Anwendung  diesff 
Vorschrift  ist  es  gl  ei  eli  gültig,  üb  der  Ersatz  an  den  vurlttufig  unter 
stützenden  Armenverband  oder  an  denjenigen  Anuenverband  erfolgt, 
welcher  dem  erateren  seine  Aufwendungen  nach  Uassgab«  des  Retdtf' 
gesetzes  vom  6.  Juni  1870  erstattet  bat' 


Die  Collision  der  Armenfürsorgerechte  in 
Deutschland. 

fit  Rücksicht  auf  die  VertrüKe  von  tiütha  und  Eisenach  und  das 
Freizügigkeitsgesetz 

erörtert  von 

Amtsrichter  a.  D.  ToübbiA, 

MftglfttxikU-A«««Hür  lo  Berlla. 

(ScblaBS.) 

Besonderes  Interesse  kunnte  die  Streitfrage  in  Aaspruuh  oehmeD, 
pb,  wenn  bei  dor  Abänderung  eines  iji  die  Sphäre  der  Gesetzgebung 
enden  Sonderrechte«  der  Bevollm ächtigte  einer  durch  die  einzel- 
»atliche  Volksvertretung  genehmigten  Instruction  entbehrte,  die 
von  dem  BevoUmSchtigten  im  Bundesratbe  abgegebene  zustimmende 
Erklärung  des  verzichtenden  Stuutes  nichtig  i^L,  oder  ob  der  einxel* 
staatlichen  Volk» Vertretung  daim  nur  die  Möglichkeit  bleibt,  den  be- 
theUig^ten  Minister  nach  Massgabe  der  Landesgesetze  zur  Verantwor- 
ktODg  zu  ziehen").  Eine  praktische  Bedeutung  last  sich  indess  dieser 
^ntroverse  im  vorliegenden  Falle  kaum  beimessen.  Selbst  abgesehen 
laTOn,  dass  nach  Art.  17  R.V.  das  Recht  der  Prüfung  der  Verfassungs- 
i&esigkejt  eines  Reichsgesetzes  allein  dem  Kaiser  zusteht  und  durch 
|die  kaiserliche  Ausfertigung  das  verfassungsmassige  Zustandekommen 
lanfeohtbar  verbürgt  wird'*),  hat  gerade  bei  der  Berathang  der 
^erfassungs Verträge  in  der  bayrischen  Kammer  der  Abgeordneten  ein 


")  Zonn,  Du  Staattt recht  <\vn  deatschen  Reichs  I,  S.  88  IT.,  90. 
'*)  Llband,  Das  Sleatarecht  des  deuteclifn  Reichs  11,  S.  43  ff.  and  tn 
QeARouTi'tt,  Hnndbuch  U,  1,  S,  77. 
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Antrag,  welcher  bezweckte,  die  Erklärung  des  bayrischen  Bondesraths- 
beTollmttchtigtou  gemäss  Art.  7R,  Abs.  2  R.V.,   sowie  bozaglich  d<r 
die  Beichsoompetenz    erweiternden  VerfoKsangs&ndenuigen    QberhatqA 
an  die  vorgängige  Znstimniung  der   bayriacheu   Kammer   za  liindM. 
nicht  die  erforderliche  Majorität  erlangt'^).   Ebeuaowenig  ist  hixiterher 
in  der  bayriachen  Literatur,  Yerwaltungspraxis  und  Recfatsprediiuig 
ein  Zweifel   an  der  territorialen   oder  intortorritörialon  Cieltmig  der 
§§  5  und  7  Fr.O.  aufgetauubt.     Die  Vollgiiltigkeit  dieser  Vorsohriflao 
wird  u.  A.  nicht  bemängelt  von  R-ikdei.,  Scvoei.  and  Voaei. '•)  und  tst 
anerkannt   in   den   2um  VolUuge   des    Fr.G.   und   des  R.G.  aber  du 
Erwerb  und  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  ergangen« 
bayrischen    Ministerinl-Entschliessungen   vom   4.  und  0.  Mai  1871 '*(, 
durch  die  Provocation  der  bayrischen  Regierung  auf  den  erwähnten 
Schiedä9))ruch  ")   und  durch  die  Judlcatur  des  Verwaltungsgeridit» 
bofes  zu  München").    Dem  gegenüber  wäre  jeder  Versuch,  die  relcb* 
gesetzliche   Geltung  der  armcnriicht liehen  Vorschriften  des  Fr.G-  hi« 
auf  Grund  der  bayrisohen  AusnabmesteUung  aus  staatfireehtUcben  h*- 
denken  in  Frage  stellen  zu  wollen,  ein  mUssiger.    Die  AusdrnoksweiM 
des  zum  U.W.G.  ergangenen   preussischen  AusfQbrungs-Oesetstes  wo 
8.  März  1871,  dass  unter  einem  deutschen.  Hülfsbedürftigen  ein  solcIi«r 
zu  verstehen  sei,  welcher  dem  Geltungsbereiche  des  U.W.G.  anKebört. 
steht  der  Interlerriturialen  Geltung  des  ^  5  Fr.G.  ebenfalls  nicht  ent- 
gegen.    Da  die   F&icbt  der  Armenverbände ,  den   hinreichende  Zeit 
bei  ihnen  Aufhaltsamen  im  Verarmungsfalle  zu  unterstützen  ein  Aos- 
flasfi  des  durch  das  Fr.G.  gewährten  Aufenthalts-  und  NiederlassuDgv 
rechts  ist  und  das  Fr.G.  als  Reichagesetz  noch  vor  dem  Inkrafltnttii 
des   U.W.G.    am    l^i.  Mai   1871    in    Bayern    in  Wirksamkeit  getrel^n 
war,  so  gehört  von  vornherein  der  Bayer,  welcher  im  übrigen  Deutsdi- 
land  auf  Ginind  des  g  5  Fr.G.  einen  Unterst ützongswohnsitz  erwurb« 


>-)  liÄHEi.  1.  c,  6.  217  und  174,  Ann.  68. 

")  RiKDifL  und  V.  MOllkh,  Commentar  zam  Heimathges«lK,  i,  AdL 
S.  216;  Skviikl  in  Hihth's  Anoalen  187ü,  S.  1Ö7,  1C8;  VtioEt^  SUaUmM 
dea  Konigreiclia  Bayern  in  JlAB0fAnosK.V3  Uürdbucli,  S.  41.  Anm.  2. 

'^)  Abgeilnicki  in  Stauelha.vx's  Comment&r  der  UayriBchen  GcIDeiIul^ 
Verfassung  bei  den  belr.  Gesetzen  nnd  bei  Buedcl  und  *.  VCixiii  l  &i 
S.  274  ff. 

")  Oben  bei  Anm.  8- 

")  Entscheidungen  dea  bayrisohen  Verw.Gerlehtsfaofes,  fiamnl.  H« 
S.  70,  374:  IV,  S.  202. 
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80  IftDge  er  deoselben  nicht  verliert  und  sich  im  Oeblete  der 
«t«D  des  n.W.G.  aufhält,  auch  dem  Geltungsbereiche  dieses  6e- 
an.  Dagegen  wird  sich  die  bayrische  Staatsregierung  nicht 
'eigem  dürfen,  ihren  Staatsangehörigen,  welcher  im  Reichs  auslande 
ölisbedUrftig  wird,  während  er  einen  im  Geltungsbereiche  des  U.W.G, 
■wischen  erworbenen  Unterstätxungswohnütz  noch  besitzt,  aus 
^n  Auslände  zu  übernehmen,  weil  das  Fr.G.  bezw.  der  durch  das* 
elbe  modi£cirte  Gothaer  Vertrag  nur  die  staatliche  Oebemahme- 
flioht  innerhalb  Deutschlands  regeln.  Wohl  aber  kann  der  aus  dem 
boslande  nach  Bayern  übernommene  hülfsbedürfÜge  Bayer,  welcher 
u  Geltungsbereiche  des  U.W.G.  noch  einen  Unterstützungs  wohn  sitz 
wenn  er  sich  während  dieser  Zeit  in  bülfs bedürftigem  Zustande 
les  Gebiet  zurückbegibt,  aus  demselben  nicht  zurückverwiesen, 
:de3m  höchstens  in  die  Fürsorge  der  Gemeinde  des  Dnterstützungs- 
robositzes  überführt  werden.  Denn  diese  Fürsorgepflioht  ist  auf 
id  des  Fr.G.  reichsgesetzlich  begründet,  wahrend,  wo  die  Landes- 
die  Pflicht  zur  Unterstützung  der  ReichsausUnder  auf  die 
menverb&nde  Übertragen ,   durch  die  Unterstützung  nur  eine  Ver* 

E'tungsmassregel  in  Vollzug  gesetzt  wird,  deren  Uebung  von  dem 
en  Belieben  des  Aufenthaltsstaates  abhängt,  den  hülfsbedürftigen 
d&nder  bei  sich  zu  dulden.   Das  U.W.G.  spricht  in  interterritorialer 
Jeziefanng  zum  Reichs  aus  lau  de  von  einem  hülfsbedürftigen  Deutschen 
I  §  33,  welcher  vorschreibt,   dass  die  Pflicht  zur  Uebernahme  eines 
18  dem  Auslände  zu  übeniebuenden  Hülfsbedürftigen   oder   binnen 
Tagen  nach  der  Uebernahme   hülfsbedürftig  werdenden  Dentachen, 
eloher   keinen    Unterstützungswohnsitz    hat,    dem    Bundes- 
Aate  obliegt,  in  welchem  der  Betreffende  den  letzten  Ünterstützungs- 
vohnsitz  gehabt  hat.    Diese  Vorschrift   berührt   augensoheinlich   nur 
las  Yerhältiiiss  der  Staaten  des  U.W.G.  zu  einander  und   wenn   bei 
lieber  Gelegenheit  in  den  Conimentaren  angemerkt  wird,  dass  Bayern 
Ü8  Ausland  anzusehen  sei,   so  ist  das   nur  ein  ungenauer  Ausdruck 
iaf&r,  dass  ähnlich  wie  dem  Auülando  gegenüber,    auch   im  Verhält- 
^I^Bayems  zu  dem  Geltungsbereiche  des  U.W.G.  bei  der  Mangol- 
^^p^eit  der  im   Fr.G.  versuchten  Regelung  der  armenrechtlichen 
Beziehungen  auf  die  Vertragsbestimmungen  aus  der  Zei^  des  Deutschen 
Bundes  hinsichtlich  der  Uebernahme  Hülfsbedürftiger  zurückgegrifi*en 
werden  moss ,   wenn   die   aus  dem  einen  Bechtsgebiete  in  das  andei-e 
zu    übernehmenden    Hülfsbedürftigen    einen    Üuterstützungswühnsitz 
w.  in  einer  bayrischen  Gemeinde  das  Ueimatbrocht  nicht  besitzen. 
Arehiv  (Qr  dflcBtlicbei  B«chi.    m.  >.  t.  *27 
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Dem  Buniidsamte   för  d&s  Heimatbwesen   haben   zwei  Fälle  znr 
Entocbeidnng  vorgelegen,   in   welchen   ein    bayrisches  Familien banpt 
im  Gebiete  des  U.W.G.  einen  UnterstützuiigswoUnsitz  erworben  hiUt<* 
und  ein  in  nrmenrechtlioher  Beziehung  von  ihm  abhängiges  Funiliab- 
glied  an  einem  anderen  Ort«  dieses  Gebietes  vorübergehend  nnterstfitit 
wurde.    Der  Gerichtshof  ging  in  beiden  F&Uen  von  der  Ansicht  sm, 
dsss  68  ^ch  um  die  Unterstützang  von  Änsländem  handle  and   vff- 
urtheilte  demgem&ss  in  dem  einen  Falle  den  Ärmenverband  de»  Unter 
st&t£ung8wohn Sitzes    zur    Kostenerstattung    an    den    das     abhlngife 
Familienglied  unterstutzenden  Armenverbaod ,   weil   beide  Armenm* 
bände  demselben  Bundesstaate  angehörten;  in  dem  andern  Falle,  wo 
die  Armenvorbände  verschiedenen   Bundesstaaten   angehörten,  wurde 
der  vorläufig  unterstützende  Ärmenverband  zurückgewiesen'"). 

Die  abweichende  Entscheidung  war  im  letzteren  Falle  nicht  ^ 
rechtfertigt,  denn  die  Pflicht  der  ArmenTerbände  den  bayrisclia 
Unterthan,  welcher  einen  Unterste tzungswohositz  erworben  htl, 
definitiv  zu  unterstützen ,  wird  auf  Grand  des  §  2  Fr.G.  aus  deaeo 
blosser  Reich sangehörigkeit  wirksam  uud  bei  der  Uebung  diceer  Ofet- 
lichen  Pflicht  gibt  es  seit  der  Einführung  des  U.W.O.  in  dessen  Be* 
reiche  nicht  mehr,  wie  zur  Zeit  des  Norddeutschen  Bundes,  gemia 
§  11 ,  Abs.  2  Fr.G.  durch  Landesgesetze  gegebene  und  getr6i>1l 
Bechtsgebiete. 

Entsprechend  finden  auch  die  Grundsätze  über  den  ftOoanoiisdwD 
ünterstützungswohnsitz  auf  bayrische  Unterthanen  insofern  Anwendoig, 
als  der  rnt*rstützungswohnsitz  des  Familienhauptes  die  von  ihm  im 
Uuterstützungs Wohnsitz  abhängigen  hülfs bedürftigen  Familienglieder 
vor  der  Ausweisung  aus  dem  Gebiete  des  U.W.G.  schützt,  so  langt 
sie  sich  während  der  Dauer  des  Ünterstützungswohn sitze»  des  FunllitB- 
hauptcs  im  Geltungsbereiche  des  U.W.G.  aufhalten.  Dagegen  kOnncB« 
wenn  eine  bayrische  Ehefrau  einen  UnterstÜtzungswohnsitz  erworha 
hat,  der  Ehemann  aber  landarm  ist,  Zweifel  darüber  entstehen,  ok 
die  Ausweisung  des  dauernd  hülfsbedürftigen  Ehemannes  erfolgen 
darf,  wenn  Beide  zur  Zeit,  in  welcher  die  Ausweisung  zur  S^rae» 
kommt,  einen  gemeinsamen  Hausstand  haben.  Nach  der  Judicatar 
des  Bundesamts  für  das  Heimathwesen  werden  die  FamiliengUedjr, 
welche  seit  der  Trennung  vom  Familienhaapte   einen  selbständigen 


")  \Vom.cn's  EntMheidongen  X,  S.  142\  Xl^  S.  131. 


411 


Dnterstützungswobnsitz  erlangt  haben,  durch  die  bleibende  Wiedei> 
▼ereinigting  mit  dem  inzwischen  landarm  gewordenen  Familienhanpte 
auch  der  Landarm  euqu  all  tat  tbeilhailig**).  Dieser  nach  dem  Wortr 
laut«  des  §  17  U.W.Q.  unanfechtbare  Rechtssatz  kann  in  der  inter- 
territorialen Beziehung  der  verschiedenen  Rechtsgebiete  keine  Wirkung 
ftussern,  weil  das  ("r.G.  das  Institut  des  Land  armen  wesens  nicht  kennt 
und  auch  nicht  konneu  konnte,  da  dieses  Itechtsinstitnt  die  Land- 
armen, als  denjenigen  Theil  der  Hül&bedürfligeu,  welcher  das  Nieder^ 
la&sungsrecbt  nicht  in  hinreichender  Weise  ausgeübt  hat,  überwiegend 
der  Fürsorge  grösserer  CommunalTerbändc  zuweist,  während  nach 
dem  Gothaer  Vertrage,  dessen  Hoditicirung  in  dieser  Beziehung  ohne 
Eingriff  in  die  Organisation  der  einzelnen  Landesvenvaltungen  nicht 
möglich  gewesen  wäa'e,  die  auszuweisenden  Hülfs  bedürft  igen  von  den 
Staaten  als  solchen  zurfickzuuehmen  sind.  Es  kommt  also  nur  das 
thatsftchliche  Verhältniss  in  Betracht,  dass  die  Ehefrau  auf  Grund 
des  von  ihr  unter  gesetzlich  zul&ssigen  Bedingungen  selbständig 
erworbenen  Unterstützungswohnsitzes  berechtigt  ist,  ihren  Aufenthalt 
im  Gebiete  des  U.W.Q.  auch  selbständig  fortzusetzen ,  während  der 
dauernd  hülfsbodärftig  werdende  Ehemann  von  seinem  Niederlassungs- 
rechte in  ein  und  derselben  Gemeinde  keinen  hinreichenden  Gebrauch 
gemacht  hat  und  deshalb  in  den  Heimuthataat  zurückverwiesen  werden 
kann.  Sache  der  betheiligten  Stautsregierungeu  aber  wäre  es,  nach  Be- 
fund der  Umstände  einer  Trennung  der  wieder  einen  gemeinsamen 
Hausstand  bildenden  Familienglieder  vorzubeugen  und  im  Sinne  des 
Gothaer  Vertrages  an  Stelle  der  Zu rückver Weisung  des  Ehemannes 
unter  den  betheiligten  Gemeinden  die  Ersatzpflicht  auf  Grund  des  g  7 
Fr.G.  wirksam  werden  zu  lassen.  Wenigstens  gibt  der  Gothacr  Ver- 
trag hinsichtlich  des  Zusammenbelassens  der  FamllieDglieder,  allerdings 
im  umgekehrten  Verhältniss,  hier  einen  Fingerzeig.  ^  6  des  Vertrages 
bestimmt  in  Verbindung  mit  §  5  bezw.  §  4  bexw.  §  2  der  Schluss- 
protokolle 7om  15.  Juli  1851,  vom  25.  Juli  1864  und  vom  29.  Juli  1858, 
dass  wenn  heimathlose  Aasländer  In  Ermangelung  einer  zutreffenden 
Bestimmung  des  Gotboer  Vertrages  in  einen  andern  Bundesstaat  nicht 
verwiesen  werden  dürfen,  wohl  aber  ihre  Ehefrauen  und  unerwachsenen 
Kinder  einem  anderen  Staate  zugewiesen  werden  könnten,  die  Ehe- 
frauen bis  zur  Auflüsimg  der  Ehe  und  die  Kinder  bis  zum  lö.  LebeuB- 
jahre  von  den  Ehemännern  bezw.  Eltern  nicht  getrennt  werden  und 


')  Aho.  Woiiuer's  EntSLh.  \\  S.  U  A. 
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aauh    dann  vom  AufenthaltssLaate   beibehalten    werden    sollen,   wenn 
sie  selbst  iu^wiBcben  unteratUtzt  werden  müsaeu. 

Schliesslich  sind  für  die  Zurückverweisang  hilfsbedürftiger  An- 
gehöriger nichtbayriBcher  Staaten  aas  B&yera  in  den  UeimatlutMt 
die  Vorschriften  des  Gotfaaer  Vertrages  darüber,  inwierom  die  Staati- 
angchörigkeit  von  Ehefrauen,  Wittweo,  geschiedenen  Frauen,  eholidui 
und  unehelichen  Kindern  nach  der  Staatsangehörigkeit  der  Haopt- 
person  sich  lichten  solle,  intact  geblieben,  weil  der  Ervrerb  der  bay- 
rischen Ueimath  ohne  den  der  dortigen  StaatsaogehOrij^eit  redit» 
wirksam  unmöglich  ist'^). 


'*)  ICOzfsnnBKao  aieUt  in  SaiMou.ui's Jahrbüchern  1.  c.,  S.  300  Ana-l 
die  Behauptung  aaf^  dass  die  von  dem  Bundesamt  für  das  UeimathtreMS 
anfgeatellten  GrucdsaUe  Über  die  FBrnUieDgemeinschaft  auch  Bayern  aui 
Elsasa-Lothringen  betreffen  und  daas  die  nach  jenen  Grundsttlxen  caliiM|t 
ZnrUckverweiaung  arbeilsfiktiiger  Personen  Air  die  in  den  letzlgenanatrc 
Staaten  aurhalteamen  AugeUärigen  anderer  Bandesstaateu  am  so  viel  birtcr 
sei,  als  die  Berugniss  zar  ZuriicbTemeisung  für  diese  nicht  oder  nar  iL  ft- 
ringein  Mause  bc-acbrankt  sei.  So  lang«  indess  die  hiterterriiorialen  Bt 
xiebungcn  des  OeltungsgebietcB  des  U.W.6.  cinuraeits  und  Bayern»  wi 
Elsass-Lotluringens  andererseits  doroh  das  Pr.U.  und  den  Oothaer  Vertnf 
geregelt  sind  und  die  Armenpflege  dieser  Gebiete  ungleichartig  organiiin 
ist,  iat  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Familien  ein  faeit  als  maasgebeB- 
der  Rechtsregcln  in  dieser  interterritorialen  Bezielning   völlig  undeokbu- 

Su  weit  ea  hier  in  Betracht  kommt,  bedeutet  Famtleogemetnschin 
entweder  die  an  die  directe  Unterstützung  einer  Nebenperson  gehnftpC« 
Rückwirknsg  des  accessorischen  Unterslttlzungswohnsitses  anf  die  Kiedcr 
lasBungsberugnlss  der  Famitlenhauptperson ;  oder  aber,  wenn  Haupt-  iml 
Kebenpereon  als  landsrm  in  den  Bezirken  verschiedener  Landarmenvcf* 
bSnde  weilen,  die  an  die  successiv  eintretende  Hülfsbedürrügkeit  Btiä*i 
geknüpfte  Fiction  genieinaanicn  Aufenthalts  von  Haupt-  nnd  Nebenpenoe 
in  einem  dieser  Landarmenverbande.  Daraus  folgt,  dass  die  Recblstaf^ 
tute  des  OnterslüttungswolinsiLzes  nnd  des  Landarmenwesens  Bestandtbol« 
des  armenrecbtlicbeu  Systems  demjenigen  Rechtsgebietes  sein  tntissen,  m 
dessen  Bereich  jene  Grundsätze  angewendet  werden  sollen.  Ansserdra 
verbietet  die  in  $  5  Fr.G.  aufgesteUt«  Ausgleicliungsrcgel  der  lux  doiolalÜ 
das  UinÜberwirken  der  Recbtasatze  des  einen  Systems  auf  das  Gebiet  '<* 
anderen.  Aber  aucb  wenn  man  sich  auf  den  einseitigen  Standpunkt  iitel)r> 
wollte,  dass  eine  bayrische  Gemeinde  berechtigt  sei.  auf  Grund  Ani^ 
Fr.G.  einen  aus  dem  Gebiete  des  D.W.G.  Anziehenden  zurückzuweisen.  ««1 
sie  gleichzeitig  in  Erfahrung  bringt,  dass  derselbe  ein  Faiuilienglied  hsüt- 
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Sonach  kommt  der  §  1  des  Gothaer  Vertrage;!  bezüglich  bayrischer 
Unterthonen  im  Gebiete  des  Ü.W.G.  noch  zur  Anwendung,  bo  lange 
Btie  daselhet  nicht  einen  UnterstÜtzungs  wohn  sitz  erworben  haben  and 
^renn  sie  nach  Wiederrerlast  eines  solchen  landarm  geworden  sind, 
wKhrend  die  Zunickverweisung  deutscher  Nichtbayeru  aus  bayrischem 
Gebiete  in  die  anderen  Bande.sstaatcn  auf  Grund  jenes  Paragraphen 
nlttfsig  bleibt,  so  lange  sie  in  Bayern  nicht  daa  Heimathrecht  er- 
worben haben. 

Hervorgehoben  sei  hier  noch ,  das»  die  frühere  Bedeutung  der 
UebemabmepfliQht  auf  Grand  des  ^  l^  des  Gothaer  Vertrages  durch 
iea  weitereu  Ausbau  der  Reichsgesetzgebung  insofern  wesentlich  modi- 
fidrt  worden  ist,  als  die  Cebemahme  bQllsbedürftiger  Deatsofaer  jetxt 
tur  auf  Gruiid  der  Vorschrift  des  §  1*  des  Vertrages  erfolgt.  Da  der 
Terlttst  der  Reichs-  und  Bundesstaatsangehörigkeit  durch  Nichtgebrauch 
gemSss  g  13  Ziff.  3  R.G.  vom  1.  Juni  1B70  Aufenthalt  ansserhalb 
äer  Beicbsgrenzen  voraussetzt,  kann  von  einer  Anwendung  des  %  1^ 
Gotb.  V.  überall  da  nicht  mehr  die  Rede  sein,  wo  bayrische  Unter- 

»Uuoeii  bezw.  ElsassLothringer  sich  nur  in  anderen  Bandesstaaten 
ud  die  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten  sich  nur  in  Bayern  oder 
EtsBSa-Lothringen  aushalten  haben.  Die  Anwendung  des  Vertrages 
n§  1^  hat  ausnahmsweise  nar  ooch  statt,  wenn  ehemalige  Angehörige 
Btjems  oder  Elsass^Lothringens  nach  Verlust  der  Reichs-  and  Bunde»- 
sUitsangehCrigkeit  durch  Nichtgebrauch  oder  nach  wirksam  gewordener 
Üollusung  ztun  Zwecke  der  Auswanderung  aus  dem  Retchsauslande 
Wflckkehreu  und  in  einem  anderen  Bundesstaate  h&lfsbed&rftig  werden, 


Mlirfttg  am  Orte  des  ünterstftlangswohnsiUeB  sarftckgelauen  habe,  » 
^  du  Fr.G.  den  übrigen  Staaten  nicht  die  Befa^iss  gtgvben^  in  Mlcben 
FbUc  die  ZnrüclcTerweisao^  de«  in  Bayern  Neaanxiahendui  au  eigener 
hütUtire  lu  betreiben.  Ebensowenig  bieten  Goth.V.  and  Fr.  G.  eioeo  Aji- 
Wl  dafär.  dMS  wenn  ein  abhin^u  Familienglied  in  einem  bayriMfaen 
Ort«  dauernd  hulftbedOrfUg  ijt,  etwa  weil  es  als  gciiteskrank  dtr  Anitall»- 
pUcge  bedarf,  in  solchem  Falle  der  nichtbayriscbe  HömashstBat  berecbti|;t 
*'iB  solle,  die  Abnahme  das  Familiengliedes  an  die  Be^BfUig  za  ko&pfen. 
^■N  ihm  daa.  sei  ea  nnn  an  demselben  oder  an  einem  andern  bayriiclm 
'^  aaflialtaame  Familienbatipt  mit  aUerwieacn  werde.  Im  üebrlgeo  fft 
0er  Rechtabegriff  der  FamiliesfemeinKhall  nicht  mit  dem  factUchca  Dm- 
*Und«  SQ  verwechseln,  daae  ein  anter  itfiltlct  Famitienhaopi  Faffllllcn- 
SÜeder  in  seinem  ilauestaade  haL,  wekiie  sich  allein  nicht  ernähren  können. 
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oder  wenn  frühere  Angehörige  anderer  Bandesstaaien  nach  V>rlaj: 
der  Reichs-  und  Staatsangebdrigkeit  in  das  Reichsgebiet  zurückkehran 
und  in  Bayern  oder  Elsasa-Lothringen  hülfsbedürflig  werden. 

in. 

Wihrend  in  Bayern  selbst  das  Yerhältnlss  seiner  beiden  annen- 
rechtlichen Systeme  in  gleichmässiger  Weise  dahin  geordnet  ist,  das 
das  in  der  Abwehr  Zugezogener  stärkere  Heimathreoht  dem  recfal»* 
rheinischen  Bayern  in  die  bayrische  Pfalz  folgt  lUiA  der  PflUxer  bei 
der  Cebersiedelung  in  das  rechtsrheinische  Qebiet  aucb  dessen  schwi«- 
rigen  BfMlingnngen  des  fleiraathorwerbes  unterworfen  ist,  sind  f&rdid 
Verhältniss  des  D.W.G.  zu  den  Armenfürsorgereohten  Bayerns  usd 
Elsass- Lothringens  durch  §  5  Fr.G.  Ungleichheiten  erst  gesehASw 
worden. 

Der  legislatorische  Fehler  bei  der  Abfassung  des  §  5  Fr.6.  h^ 
darin,  dass  man  einen  Grundsatz  des  internationalen  Priratrechts  ittf 
das  Gebiet  des  Verwaltungsrechts  übertragen  hat.  Die  einseitige,  di» 
Ungleichheiten  der  in  Frage  kommenden  Armen fursorgesysteme  nicht 
berücksichtigende  Vorschrift,  dass  die  lex  domicilii  ftir  den  Enrjrö 
de«  ünterstützungswohnsitzes  und  des  Heimathrecbts  da  Plati  greife* 
solle,  wo  dieser  Erwerb  lediglich  durch  längeren,  ununterbrochenen 
Aufenthalt  bedingt  ist,  ist  nur  aus  gewollter  Ajilehnung  an  die  b«I^ 
sehende  Tlieorie  des  internationalen  Privatrechts  zu  erklären ,  wo  sie 
nach  der  Anwendung  des  passenden  Rechtssatzes  für  die  nach  dem 
persönlichen  Rechte  der  Partei  zu  beurtheilenden  Rechtsfragen  strebt. 
Nach  dor  herrschenden  Theorie  ist  hier  zwischen  dem  Rechte  A» 
Domizils  und  der  Staatsangehörigkeit  die  Wahl  zu  treffen  und  s? 
spricht  direct  aus:  ,Iii  Angehnng  der  etwa  verschied enen  Provinu»!- 
rechte  eine»  und  desselben  Staates  kann,  wenn  Freizügigkeit  in 
demselben  besteht,  selbstrerständlich  nur  das  Domizil  massgebnul 
sein'  '*).  Da  die  Annen fürsorgepflicht  auf  dem  Gebiete  der  iiui«KB 
Verwaltung  liegt,  handelt  es  sich  bei  der  Verschiedenheit  der  Ann«»* 
fürsorgerechte  einzelner  Verwaltungsterritorien  höchstens  um  die  Ool- 
lision   Öffentlicher  Pflichten,  deren  Ausgleichung,   wenn   os  sich  an 


■•)  T.  Bar,  Intemationalee  Privatrecht   in  v.  Hoi,TZR.M>onrr's  Encykl^ 
pädie,  i.  Auflage,  S.  637  3.  £. 
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tiiedenartig  verwaltete  Territorien  ein  und  desselben  Staates 
landelt,  zwar  ancb  im  Wege  der  Gesetzgebung  aber  nor  nach  rioh- 
'iigen  Grundsätzen  erfolgen  darf.  Neuerdings  wird  der  Begriff  des 
internationalen  Verwaltungsrechts  in  den  Vordergrund  gestellt,  „weil 
dorofa  die  im  19.  Jahrhandort  unter  den  europftischen  Staaten  ge- 
schlossenen Verwaltungs vertrage  der  anendlich  hoch  über  dem  heu- 
tigen Völkerrecht  stehende  Begriff  der  eui-opäischen  Verwaltung  zur 
Thatsache  zu  werden  beginnt*  (L.  v.  Steik).  ,Der  Inbegriff  der  die 
internationale  Wirksamkeit  des  Staates  definirenden  rechtlichen  Be- 
dingungen oder  Normen  bildet  das  Itecht  der  intematiocalen  Admini- 
filration  oder  das  internationale  Verwaltongsreohl*  '*).  Zwei  oberste 
Prindpien  der  internationalen  VerwaltuDg  stellen  L,  v.  Stein  und 
Martcn!^  getrennt  von  einander  auf:  das  der  Reciprocität  und  das  der 
ZwBükm&>sigkeit'^).  £s  kann  hier  dahin  gestellt  bleiben,  ob  nicht, 
ähnlich  wie  es  als  Vorzug  einer  Darstellung  des  Völkerrechts  be* 
trachtet  wird,  wenn  sie  die  Lehre  vom  internationalen  Privatrecht 
ausgeschieden  hat"),  gerade  die  Verbindung  jener  beiden  Grondprin- 
cipien  die  Sonderstellung  des  internationalen  Verwaltungsrechts  recht- 
fertigt, da  nur  dos  Princip  der  Reciprocität  dem  Völkerrecht  entnommen 
ist,  wahrend  das  der  Zweckmässigkeit  aller  Landesverwaltung  imma- 
nent sein  muss.  JedonfalU  gibt  es  auch  xur  Beurtheilung  des  durch 
die  Vorschriften  des  Fr.G.  geschaffenen  interterritorialen  Rech  ts7.u8  tan  des 
keine  geeigneteren  Kriterien  als  die  Gesichtspunkte  der  Beciprocität 
nnd  der  Zweckmässigkeit.  Die  wechselseitige  Anwendung  der  lex 
domicilii  als  Ausgleichungsregel  zwischen  den  Gegensätzen  des  bay* 
rischen  Heimathrechts  und  des  Rechtsinstitnts  des  ünterstützungs- 
Wohnsitzes  anlangend  tragen  jetzt,  wie  früher  die  altpreussisohen 
Gebiete  z.  Z.  des  Norddeutschen  Bundes,  die  Armenverbände  im  Gel« 
tODgsbereiche  des  U.W.G.  allen  Nachtheil  der  Mangelhaftigkeit  jenes 
Aosgleichungs Versuches.  Wiihrend  für  den  bayrischen  Unterthau,  der 
sich  in  jenem  Gebiete  niederlässt,  die  volle  Consequenz  des  durch  das 
Fr.G.  gewährten  Wohnrechts  mit  dem  Erwerbe  des  Unterstützungs- 
Wohnsitzes  nach  zweijährigem,  willens-  nnd  untersttttzungs freiem  Auf- 
enthalt in   einer  Gemeinde   kraft  Gesetzes  zur  Thatsache  wird,  gibt 


**)  ilARTKü's  TblkerrecKt.     Deutsch  von  Berobohm.    Bd.  11^  S.  9. 
'^)  L.   V.   Stgik,     Einige  Bemerkungen   über  dos  inlernalionale   Ver* 
Jtungsrecltt  in  ScHMQU.En's  J&hrbUchern  1882,  S.  432;  Martks's  I.  c, 
"J  Vergl.  Bd.  I  dieses  Archivs,  8.  730  a.  E. 
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dem  Dentochen  des  Ü.W.O.  der  Torschriftsmässige  Aiifenthali  gemäss 
Art.  6  und  7  bayr.  Heimath-Ges.  erst  den  Anspruch  auf  Verlahttuf 
der  Heimath  durch  die  Gemeinde.  Nebensächlicher  ist  es  in  leg» 
latorischer  Beziehung,  wenn  durch  Art.  9  eod.  die  Wirksamkeit  der 
Verleihung  Qoch  an  den  Erwerb  der  bayrischen  StaatsaogebCrigkait 
geknüpft  ist.  Dieses  Erfordemiss  steht  und  fällt  mit  dorn  Recht  der 
Gemeinde,  die  Heimath  nach  Belieben  za  verleihen.  Stünde  öm 
BefagnisB  der  Gemeinde  nicht  zu,  so  könnte  der  deutsche  Nichtbayar 
den  dann  nur  noch  durch  vorsohriftsmässigen  Aofentbalt  bedingtes 
Erwerb  der  Heimath  gemäss  g§  2  und  11,  Abs.  2  Fr.Q.  auf  Grood 
seiner  Roichsungehörigkeit  in  Anspruch  nehmen.  Andererseits  in 
zwar  Huch  die  Muglichkeit  gegeben^  dass  ein  deutscher  Kicfatbam 
gem&ss  %  7  H.6.  über  den  Erwerb  und  Verlast  der  Bandes-  und 
St«atsangeb<5rigkeit  als  Heimathloser  die  bayrische  Stttat5angeb*''>nf- 
keit  erwerben  kann  und  dieser  Bechtszustand  ist  von  bayrischer  3e> 
als  eine  solche  Durchlöcherung  der  Wechselbeziehungen  £wisck?r 
Indigenat  und  Heimath  angescheu  worden,  duss  ihm  die  Einführung 
dps  untersttitzungswohnsit7.es  in  Bayern  vorzuziehen  gewesen  wlre"). 
Indess  ist  auch  bei  jener  Möglichkeit  das  finanzielle  Interesse  der  Gfr 
meiuden  hinreichend  gewahrt.  Die  Vorschrift  des  §  7  K.G.  vo» 
1.  Juni  1870  setzt  in  der  Person  des  in  einem  anderen  BundHStwt 
die  Aufnahme  nachsuchenden  Deutschen  voraus,  dass  kein  Omnd  tot 
liegt,  welcher  seine  Ausweisung  nach  dem  Fr.G.  rechtfertigen  wtträ* 
und  gibt  deshalb  zu  einer  Prüfung  seiner  VermSgensverhältuisse  A&- 
lasa.  Der  die  Aufnahme  in  den  bayrischen  Staatsverband  Nachsucheudr 
hat  gemäss  Ziff.  4<^  der  zum  R.G.  vom  1.  Juni  1070  ergangenen  bij- 
rischen  M in isterial-Entsch Messung  vom  <J.  Mai  1871  ein  Zeugnis  der 
Gemeindeverwaltung  des  Niederlossungsortes  darüber  beixnbringnt 
dass  dieselbe  von  dem  ihr  in  |^§  4  und  5  Fr.G.  elngerftumten  Ab- 
Weisungsrecht  keinen  Gebrauch  machen  könne  oder  wolle. 

In  nicht  minder  ungünstigem  Verhältniss  wie  zu  BuytTii  ^tPiit 
das  Rechtsgebiet  des  Unterstützungswohnsitzes  zu  Elsass-LolhriogfL 
Bei  der  Einführung  des  Fr.G.  in  Elsass- Lothringen  durch  das  R6- 
vom  8.  Januar  1S73  ist  der  Gothaer  Vertrag  unter  Fortlassnng  d«" 
Kündigungsklansel  pnblicirt  wordeu.  Auch  die  Eisenacher  Ueberfio- 
kttnit  ist  durch  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  16.  Febmar  ItfH 
auf  Elsafis-Lothringen   ausgedehnt  worden.    Das  Armenfürsoi^gereolrt 


")  LuTHARDT  in  den  Blättern  für  admitiistratiTe  Praxis,  Bd.  SXIi  5. 140- 


-     417    — 


I  ElsasG-Lothringen  entbehrt  sowohl  des  Rechts institots  der  Heimath 
des  Unteretützimgs Wohnsitzes  im  germanischen  Sione;  vielmehr 
sind  die  Institute,  welche  die  Ausübung  der  localen  Armenpflege  zur  Auf- 
gabe haben,  der  Gemein dererwaltang  coordinirt  und  der  einjährige  üu- 
tarvtfitzungs  wohn  sitz  de5  Vendi^miair^esetzes  begründet  eine  finanzielle 
Verpflichtung  der  Gemeinden,  sich  der  einzelnen  Fälle  anzunehmen, 
nicht;  er  findet  eine  unmittelbare  Anwendung  nur  in  denjenigen  Ge- 
bieten der  Armenpflege,  auf  denen  der  Boden  der  allgemeinen,  einer 
Zwangftpflicht  abholden  Grundsätze  verlassen  ist "').  Der  Elsass- 
Lothringcr  iBt  daher  wBhrend  seines  Aufenthaltes  im  Geltungsboroicbo 
des  Ü.W.G.  in  derselben  günstigen  Lage  wie  der  Bayer,  während  die 

elsass-lothringische  Regierung  die  Zurücknahme   Hülfsbedttrftiger  in 

fes  Gebiet  jederzeit  fordern  kann. 
Für  das  Verhältniss  Bayerns  zu  Glsass-Lothrlngen  könnte  man 
in  dieser  Bezie^tung,  da  das  eine  Territorium  kein  die  Gemeinden 
allgemein  zur  Fürsorge  verpflichtendes  Annenrecht  besitat,  das  Heimath- 
MÜkt  des  anderen  aber  für  den  vermfigensloBen  Nichtbayem  so  gut 
•m»  gar  nicht  zu  erlangen  ist ,  von  einer  thatsttchliohen,  nur  durch 
d«n  Ersatzanspruch  des  §  7  Fr.G.  modißcirten  Fortdauer  des  Gothaer 
■irtrages  sprechen,  der  in  den  wenigen,  der  Kündigung  noch  ver- 
Tliebenen  Resten  seitens  Bayerns  nur  dem  Reiche  gegenüber  künd- 
bar ist. 

Ist  sonach  die  reciproke  Anwendung  der  Ausgleich ungsregel  der 
11,  Abs.  2  und  5  Fr.G.  zwischen  den  verschiedenartigen  Armen* 
Irsorgerechten  Deutschlands  au8gescb Jossen,  so  entbehrt  andererseits 
dcb  die  überall  gleichmäs&ig  geltende  weitere  Vorschrift  des  §  5  eod., 
velobe  die  Abweisung  eines  bereits  öffentlich  Untemtützten  seitens 
der  Niederlas9ung^emeinde  an  den  Nachweis  knüpft,  dass  die  Hülfs- 
bedürftigkeit  auf  anderen  Gründen  als  auf  einer  nur  vorübergehenden 
-Arbeitsunfähigkeit  beruht,  in  interterritorialer  Beziehung  der  Zweck- 
■iSssigkeit.  Da  sich  das  Vorhandensein  jener  Voraussetzung  nur  nach 
den  im  einzelnen  Falle  vorliegenden  thatsBch liehen  Vprhältnissen  er- 
messen lässt,  mnss  eine  gemeinsame  oberste  Instanz  vorhanden  sein, 
welche  umfassende  Sachkenutniss  und  anhaltende  Uebung  bef^igt, 
darüber  zu  wachen,  dass  die  Answeisungsbefugniss  in  einer  masavoUen. 
Dwohl   den   Interessen   der   botheiligten  Communal verbände   w^ie  der 


**)  V.  RKrrzEKsnnii  in  Schmolixr's  Jahrbüchern  1881^  6.  553  f.;  I^Axistta, 
Bhrbuch,  S  185. 
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auszuweisenden    HUlfsbedürftigen    entspreckeniien  Weis«  geübt  wird, 
eine  Aufgabe ,  welcher  im  Geltungsbereiche  des  U.W.G.  das  BuniS» 
&nit  fiir  das  Heimathwesen  in  auerkeunenswertber  Weise  gerpcht  g^ 
worden  ist  '*)•     ^^^  ^^^'  ^   interterritorialer  Beziehung  Yorb&ndeM 
Mangel   eines  Gerichtshofes   fUlirt  dazu,  den   gegenwärtigen  B4>cfatf* 
zustand  zum  Nachtheil  des  Aaszuweisenden    zu   jgnoriren.     Die  nacb 
den  Erörterungen   sub  I  a.  £.  bei  allen  Ausweisungen  HüJfsbediirf 
tiger  durchgreifende  Voraussetzung  der  dauernden  Hülfsbedür^kul 
wird    gegenüber  der  ursprünglich   in   der   Eisenacher   Uebereinkuoft 
dem    Aufenihalts-staate    gegebenen   Berechtigung,   die   Abnahme  uf 
Grund  von  Erkrankung  hUlfxbedütftig  Gewordener  zu  Terlaagen,  so- 
bald sie  reisofUhig  sind,    in  der  Praxis  überNehen;    statt  dessen   wird 
die  Ausweisung  lediglich  auf  das  dehnbare  Kriterium  der  Truisport- 
fl&higkeit  gestellt,  mit  deren  nur  von  der  Seite  des  Aufenthaltstaata 
erfolgter  formaler  Constatirung  nach  der  Auffassung  der  Pratis  & 
Uebernafamoptlicht  entsteht.     In  einem  bayrischen  Commentare  knst 
«8  mit  Tßlliger  Ignorirung  des  §  5  Fr.G.: 

.Die   Eisenacher  Uebereinkunft   bat  es  mit  solchen  HI116- 


**)  Di«  in  UCftäTiiiBERos  ^Die  deutsche  ArmengeseUgebang  aod  4« 
Material  zu  ihrer  Reform",  §  191  ans  der  rpichen  Praxis  dee  BondesanU 
zum  BeiTcise  grosser  Harten  beliebte  Zasammenstellung  dreier  Aosweifonp- 
fhlle  stellt  bezüglich  der  swei  ersten  F&tle  wenig  im  Einklang  mit  der 
neuerdings  in  ScHNOLi.Kit's  Jalirbiicbem  1.  c^  6.  :t60  entwickelten  Aosldil 
desselben  ScUriftstellcrs,  dasa  es  fUr  dauernd  HüirsbedSrfligc  gleichgälti{ 
sei,  wo  Bi«  sich  aufhalten.  In  dem  dritten  Jener  Falle  wird  vbUig  äbtr- 
sehen,  dass  es  kein  unbilliges  Verlangen  ist.,  dass  eine  arbeits(%hige  Ifotur 
ein  Kind  frn&hren  soll  und  dass  sie  in  der  Lage  ist,  ilirer  Ausw«tsiuif 
Torzabeugen,  sobald  sie  dieser  PÜicht  nach  Kräfteu  nachkommt.  Derartige 
in  der  Literstur  auftauchende  Klagen  über  angebliche  U&rlen  der  bcrr 
sehenden  (iriindsätze  des  Ausweisongsverfabrens  entsprechen  dem  gdWfl- 
den  Rt-chtszue lande  in  Preussen  wenigstens  dnrchaus  nicht.  Es  Ist  bereite 
seit  den  sechziger  Jahren  preussische  Verwaltnngsprnxis,  das  Aus«'ei«U8|t- 
verfahren  zn  sistiren,  wenn  der  Auszuweisende  auf  weitere  Untersiutzangt» 
verzichtet  und  die  üauemdi>  HiilfsbediirfUgkeit  nicht  zweifellos  objedi' 
feetsteht.  Ferner  ist  nach  der  Entschcldnng  des  Oberverwallungsgeriebu, 
Bd.  Vn,  S.  364  dem  Auszuweisenden  noch  gegen  die  polizeiliche  An>- 
weisungsverfQgung  eine  Klage  bei  den  ordentlichen  Verwaltang*gerid>leB 
gegeben.  Die  tbatsüchltche  Durchführung  der  Ausweisung  hängt  tUo  A 
der  Regel  von  dem  eigenen  Verhalten  des  Anszuweieenden  ab. 
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bedürftig:«!!  zu  than,  welche  nicht  transportfähig  fflud,  während 
im   Uebrigen  die  Gothaer  Uebereinkunft  in  Anwendung  ißt"  *'). 
Die  Hangelhaftigkeit  des  lediglich  auf  das  Kriterium  der  Trana- 
Drtffthigkeit  gestellten  Verfahrens  der  Heimscbaffung  hälfsbed&rfliger 


^fe  **)  6TAOsufA?fN,  Die  bayrische  Qemelndeordnang  (Abdruck  aus  der 
^^emeiadeTerfossnng)  1883,  S.  331,  Anm.  1  zum  Gotbaer  Vertrage.  Zwei 
praktiflche  Beispiele  aus  neaeeter  Zeit  mögen  hier  ihre  Stelle  finden. 
Auf  Veranlassung  des  Hagistrals  zu  Nürnberg  ala  Di stricts Polizeibehörde 
übumahm  dae  Königliche  PoH^ei-Praaldtum  zu  Berlin  olii  I^ndespolJaei* 
behörde  im  Herbst  1886  einen  Gürtlergcsellen,  welcher  sich  mit  guter 
Führaog  längere  Zeit  in  Bayern  aufgehalten  halte  und  zur  Zeit  der  lieber- 
fiibruntf  13  Wochen  laug  in  einem  Kraokenhause  zu  Nürnberg  auf  Kosten 
seiner  Krankenkasse  an  Syphilis  bebandelt  war.  Auf  den  Transportstatiouen 
mnsstc  er  sowohl  in  Hof  in  ßayern  wi>n  aaf  preussischem  Gebiete  In 
Eilenbnrg  w&hrcnd  des  kurzen  Aufenthalte  im  Krankenhause  UQtergebracht 
werden.  Am  9.  October  1886  wurde  der  Transporiat  bei  seiner  Ankunft  in 
Berlin  sofort  als  augenkrank  in  das  Königliche  Charite-Krankenhaus  abge- 
liefert. Unterm  16.  Mürz  1887  crtheilte  der  behandelnde  Chariti^-Arzt  zur 
Auskunft,  dass  eine  besonders  schlimm  auftretende  Uombautentzündung 
von  der  Form  vorliege,  wie  man  sie  bei  herediUrer  Syphilis  zu  beobachten 
^^flege  und  dass  der  Zustand  des  Kranken  bei  seiner  Aufnahme  in  die 
^^ßiaritÄ  derartig  war,  dass  eine  Reise  die  Augenkrankheit  zu  verschlim- 
^■nem  geeignet  war.  Unterm  3.  April  1887  begutachtete  derselbe  Arzt, 
Ivaas  eine  Transportfahigkcit  erst  in  etwa  4  Wochen  eintreten  werde  (Acten 
der  Berliner  Arraendirection,  He  8052).  Der 'zweite  Fall  zeigt,  dass  die 
Dehnbarkeit  des  Degriffes  der  Trnnaportfabigkeit  auch  im  Auslände,  mit 
welchem  der  Eleenacher  Uebereinkunft  gleiclikommende  Verabredungen 
getroffen  sind  ,  zu  dem  Bestreben  verleitet,  nich  der  vcrtragsniftasig  über- 
nommenen Verptlegungapilicht  sogar  dann  zu  entledigen,  wenn  dieselbe 
nach  Lnge  der  Umstände  als  definitiv  anzusehen  ist.  Im  Sommer  1886 
verlangten  ecliweizerische  Behörden  die  Ücbernahme  eines  an  einem  un- 
heilbaren Untorleibsleiden  erkrankten  66jährigen  Mannes^  welcher  nur  noch 
^reni^  Monate  zu  leben  hatte.  Der  Arzt  des  OrtsbUrgerhospitals  zu  Luxem 
HM'te  eine  Transportfähigkeit  in  der  Form  bescheinigt ,  daes  dieselbe  in 
einem  von  der  achweizeriechen  Grenze  durchgelienden,  für  den  Krankheita- 
zustand  besonders  eingerichteten  Waggon  mit  drei  Begleitern  zu  LTfolgen 
habe.  Die  betrelTcnde  Eisen  bahn  Verwaltung  halte  die  reinen  Fahrkosten 
auf  1010  M.  veranschlagt.  Während  tlie  Verliandlungen  noch  achwebten, 
rerschlimmerte  sich  der  Zustand  des  Kranken  derartig,  daes  auch  jener 
ideelle  Uinimalgrad  von  Transport f%h ig keit  aufhörte  (Acten  der  Berliner 
Armendireciion,  La  2420). 
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Fremder  tritt  auch  in  der  weiteren  Entvieklnng  des  intematioii&leii 
Reolits  etwas  hervor.    Zwar  ist  der  loh&It  der  EisecBcher  ConTention 
und  des  §  1  des  Gothaer  Vertrages  in  die  zwischen  dem  Beatschea 
Reich«.  Italien  mid  Dänemark  geschlossenen  Ver^-fige  wegen  Wechsel* 
seitiger  Unterstützung  Hülfsbedürftiger,  sowie  in  den  mit  der  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft  geschlossenen  Niederlassungsvertrng  bezw. 
in   das  spätere  ZusatzprotokoU  zu    letzterem    aufgenommen   wordcD. 
Die   mit   Belgien  geschlossene  Declaration  vom  7.  Juli  1877  bediut 
sich   aber  einer  schärferen  Terminologie").     Wahrend    man   in  des 
anderen  Verträgen,  ebenso  wie  im  Gothaer  Vertrage,  einen  Vemiefa, 
den  Begriff  der  Hülfshedhrftigkeit  zu  det<!rminiren,  gänzlich  vermißt, 
sucht   der   mit   Belgien    geschlossene  Vertrag   wenigsUüis   die  Gr«d« 
dauernder  Hülfsbedürftigkeit  zu  kategorisiren,  indem  Art.  3  vorschrabt, 
dass  Hülfsbedürftige,  welche  in  Folge  von  Krankheit  oder  Alter  er 
werbsunffthig  geworden  sind,  desgleichen  Waisen,  verlassene  Kinder 
und   Geisteskranke ,  wenn   sie  auf  Öffentliche  Koston  verpflegt  oder 
unterhalten  werden,  nur  auf  vorhergehenden  Antrag  im  diplomatiscbcB 
Wege    übernommen    werden    sollen.      Daneben    ist   in    Art.  2  und  l 
generell  hervorgehoben,  dass  die  Heimschaffang  eines  HülfsbedÜrftigo 
bezw.  die  Gewährung  der  erforderlichen   Mittel  zur  Erreichung  der 
Grenze   ausgesetzt  werden    muss,    wenn  und  so  lange  es  der  Gesnnil- 
hettszustand  desselben  erfordert.     Im  Verhältniss  Bayerns  und  msass* 
Lothringens  zum  Gebiet  des  U.W.G.    und  zu  einander  wird  man  auf 
Grund  des  §  5  Fr.G.   in   uUen  AusweisungsiULIen   auf  die  bewährteu 
Grundsätze  des  Bundesamts  zurückgreifen  müssen,  nach  welchen  Ai> 
beitsunf^bigkeit  dauernder  Hülfsbedürftigkeit  gleich  zu  erachten  ist* 
wenn    die   Rückkehr  der  Axbeit-sfiüiigkeit    sich    in    absehbar  kuner 
Zeit  nicht  erwarten  lässt  und  dauernde  Hülfsbedürftigkeit  überbackt 
vorliegt,   wenn    sich    wiederholtes   Hervortreten   des  Unt«rstützungi- 
bedtirfnisses  voraussehen  lässtt    bezw.   sich   nicht  abseben  iKsit,   warnt 
es  aufhören  wird  ").     Dabei  kann  die  Vorschrift  des  g  7   Fr.G.  ober 
die  Ersatzpflicht  des  Heimulhsiaates  zur  Vermeidung  verfrühter,  der 
Gesundheit    erkrankter  HüUabedlirftiger    schädlicher    Zorückbefilrde- 
rungen  recht  geeignete  Anwendung  finden. 


">  Ccntralblatt  S.  411.  , 

•*)  Wom^'s  Ent«cbeidangen,  Bd.  VH,  Nr.  40;  1,  Vr.  19;  IX,  Vr.  97. , 
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In  diesem  fesselnd   geschriebenen  Programm  wird  neben  einigen 

anderen   Mittfaeilungeu   über   die    erst«   Einrichtung   der  juristischen 

^acnltät  zu  Göttingen  insbesondere  eine  Erörterung  über  die  Methode 

■bs  siaatsrechtlichen  Studi  ums  veröffentlicht,  die  sowohl  durch 

ihi^n    Inhalt  ala  durch    die  Personen,    unter  welchen  dieselbe  statt- 

rnden  hat,  das  Interesse  aller  Publicisten  erwecken  muss. 
Es  handelt  sich  nUmlich  in  der  Hauptsache  um  einen  Meinougs- 
«ostausch  unter  den  beiden  grössttjo  Korjphaou  der  deutschen  Rechts* 
Wissenschaft  des  vorigen  Jahrhunderts,  J.  .1.  Moser  und  Jon.  Steph. 
PCtter.  Der  grosse  Cnrator  der  jungen  ÜniTeraität,  vox  MCnchhausen 
hatte  im  Soromor  1746  dem  damals  22jährigen  Licentiaten  PCtter 
^ne  Stelle  als  Extraordinarius  mit  der  Verpflichtung,  Vorlesungen 
■wr  den  Beichsprocesa  zu  hatten,  übertragen.  PCtter  trat  Michaelis 
»eine  Stelle  1747  an  und  begann  mit  Vorlesungen  Über  Process  und 
deutsches  Privatrecht;  da  aber  seine  Neigung  und  seine  bisherigen 
Stndieo  ihn  mehr  su  den  FKcheim  das  Staatsrechte  und  der 
Raiohshistorie  hinzogen,  so  reichte  er  im  folgenden  Jahre  dem 
Corator  ein  SchrifUtücV  ein,  welches  die  Ueberschrift  trug:  .Plan, 
wonach  ich  ohngefUhr  meine  künftige  Arbeit  einzurichten  gedächte', 
wonach  er  ausser  seinen  zwei  Colle^is  über  den  Reicbsprocess  und 
über  das  jus  G^rmauicum  uebat  einem  publico  über  die  juristische 
Literatur  Vorlesungen  über  die  Reichshistorie  ankündigen  und  ein 
Compendinm  Aber  das  jus  publicum  et  civile  universale  verfassen 
wollte.  Er  erklärte  es  .einem  Docentcn  für  weit  zuträglicher,  von 
gewissen  hauptsächlich  seiner  Bemühung  gewidmeten  Wissenschaften 
erst  ein  gewisses  System  im  Ganzen  zu  haben,  als  darch  einzelne  Aus- 
arbeitung specieller  Materien  sich  zu  sehr  zu  diffundiren ,    von  sysie- 
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matisoher  und  aaf  Uoiversit&ten  höchst  n5tbiger  Einsicht  abnihAlla 
und  doch  tu  specialibus  nur  Stückwerk  zu  erlangcc.  Indessen  kCim« 
nichtjidest^wenigor  gar  wohl  damit  bestehen ,  das«  anter  der  Hand 
bisweilen  eine  Nebenarbeit  und  Abhandlung  einer  speciellen  Mat«rä 
dazwischen  vorgenommen  werde,  wenn  nur  nicht  su  jener  Haupi- 
absieht  die  Zeit  zu  viel  benommen  wird.* 

MCxcHitAr:-EN  legte  dieses  Schreiben  dem  Justizrath  Q.  D.  Stui-be 
und  dem  Arobivar  CnmsT.  Ludw.  Scueidt  zur  Begutachtung  vor.  Der 
letztere  orkl&rte  in  seinem  Gutachten,  dass  nach  seiner  Meinung  s 
der  studirendeti  Jugend  auf  UniverRitäten  vortheilhafter  wftre,  wettn 
sich  die  Herren  Professores  nicht  mit  allzu  vielen  CoU^üs  Überb&afla 
und  sich  dabei  begnügen  liessen,  dass  ein  Jeder  täglich  drei  Statt- 
den  aufs  Dociren  verwenden  wollte.  »Denn  auf  solche  Weido  mtrAi 
es  geschehen,  dass  man  in  einer  Stande  mehr  Ilealia  in  einem  ( 
vortragen  könnte,  als  oft  jctxo  kaum  in  zehn  und  mehreren  g&<»c;..-^L.. 
da  man  sich  entweder  aus  Ambition  oder  Gewinnst^ucht  oder  eiMia 
andern  Trieb,  was  es  auch  vor  einer  sein  mag,  persuadiren  llsttl, 
täglich  fünf  bis  sechs  Stunden  tu,  lesen."  Was  aber  die  Coll(^a  selbst 
anlangt,  so  hält  er  ein  «gutes  praktisches  Collegium  über  den  luxrof 
BACH'  für  empfohlenswcrtb.  ,Donn  so  ein  grosser  Verehrer  ich  toq 
demjenigen  biu ,  was  ad  jus  Germauicum  und  dessen  mehrere  Cultm 
beigetragen  werden  kann^  so  wenig  kann  ich  noch  zur  Zeit  mich  br 
reden,  dass  man  selbiges  auf  den  Academien  ausser  der  Verknüpfong 
mit  denen  ri^mischen  Rechten  dociren  soll.  Denn  da  niucr 
ganzes  Wissen  auf  Praxin  gehen  moss,  so  frage  man  nur  Leute,  weloht 
20  Jahre  und  länger  in  Collegüs  et  Dicasteriis  gesessen  sind,  wotoa 
sie  den  meisten  Nutzen  bei  ihrer  Praxi  haben  könoen,  so  wird  8idi'& 
bald  äussern,  dass  man  in  unzählig  vielen  Fällen  mit  dem  klein« 
Struv  und  LAi-TEmiAUH  weiter  komme,  als  alle  unsere  bisherige  Bttn 
Doctore«  juris  Germanici.  Da  es  aber  gleichwohl  eine  Schande  iA. 
jus  civitatis  suae  ignorare  und  die  alten  teutscben  öeeette  und  Or 
brauche  nicht  allein  ihre  grosse  Anmuth,  sondern  auch  ihren  wikr 
haften  Nutzen  in  der  heutigen  Verfassung  unserer  burgorlicheo  Qt 
seUschafteu  haben ,  so  rathe  ich  immer  zur  Verknüpfung  beider  Rechttfi.* 
Pur  die  Förderung  der  Kenntniss  des  deutschen  Rechts  hält  er  ib« 
monographische  Bearbeitungen  einzelner  Lebren  für  weit  nütsliolu' 
als  die  Ausarbmtang  eines  ganz  nea<>n  Gompendium  oder  Systema 
£r  sieht  es  überhaupt  als  ein  grosses  Hindemiss  der  Gelehrsatukflt 
an,  dass  ein  jeder  Docens  sein  eigenes  Manuale  schreiben  will;  deu 
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niiin  nothw&ndig  heissen:  Cramhem  decies  coctam  rccoqaere. 
t  Ausloht  geht  daher  dahin ,  dass  PCirrn  mit  der  Abfassung  seines 
Onii>endiain  sich  nicht  beeilen  und  am  wenigsten  an  den  Ansarb«!- 
eo  einzelner  Materien  sich  dadurch  abhalten  lassen  solle. 
Auch  SmuBP.  erklärt  es  für  eine  überflüssige  Sache,  dass  jeder 
[fessor  ein  Compendiam  juris  schreibet,  nm  darüber  zu  lesen,  ,wo- 
die  LSden  mit  vielen  Büchern  beschweret  werden^  deren  man 
wohl  entbehren  kann;  sonsten  aber  schadet  solches  in  nichts." 
Betreff  der  Vorlesungen  über  das  jus  Germanicam  ist  er  nicht  der 
siebt,  dass  sie  mit  denen  über  Römisches  Recht  zu  verknüpfen  seien  ; 
er  den  LACTEiißACH  zu  lesen,  habe  Herr  PCttcr  nicht  genug  Kennt- 
)  von  dem  Römischen  Recht.  Da  Herr  Pütter  bereits  ein  Compendium 
Qermanici  geschrieben,  sei  die  Frage  überflüssig,  ob  ihm  diese 
rbeit  anzurathen  sei.  Die  Ausftihruog  specialer  Materien  sei  besser. 
)adurch  setzet  er  sich  und  zugleich  die  Universität  in  Reputation. 
Rieses  gescbiehet  nur  in  Schriften,  welche  neue  Wahrheiten  enthalten 
alt«  Wahrheiten  mit  neuen  Gründen  bestärken,  welches  in  Com* 
üAm  ihrer  Kür^e  halber  selten  geschiehet." 
MCN';HnAi:s[:\  ist  von  diesen  beiden  Gutachten  nicht  vQllig  be- 
^>gt  gewesen ;  er  holte  daher  über  PüTTEn'ä  Plan  auch  die  Meinung 
IJ.J.  Uo^en'sein.  Der  Letztere  ilusserte  sich  seiner  Gewohnheit  gemäss 
flriir  breit  und  ausführlich.  Er  warnt  davor,  dass  PCtteii  zu  viele  Dis- 
oen  erfasse;  jus  publicum,  jus  Germanicum  undProcessder  Reichs- 
soi  vollauf  genug;  vom  Rümischen  Hecht  m3ge  er  fem  bleiben, 
erfordert  wieder  totum  hominem  und  einen  Mann  von  einem 
puu  andern  Gout;'  ebeonsowenlg  solle  er  Reichsgeschichte  dociren, 
*oni  er  keine  Anlage  habe;  ,über  dieses  ist  der  reelle  Nutzen  dieser 
^ciplin  in  praxi  juris  publici  so  gross  nicht,  als  er  von  vielen  ge* 
iDioht  wird,  und  die  Historie  des  jetzigen  Seculi  allein  kommt  einem 

1»  prtii  mehr  zu  Statten,  als  7  und  8  seculorum  medii  aevi. 

^v  Jos  publicum  et  civile  universale  endlich  lasse  ich  als  condimenta 
[^tasiren,  zur  Recreatton  und  eine  foruo  d'esprit  zu  zeigen;  aber  kein 
^anptstiidium  ist  um  so  weniger  daraus  zu  machen,  als  die  meiste 
priacipia  schwerlich  so  Überzeugend  gemacht  werden  können ,  dass 
^w  nicht  ein  anderer,  der  anders  denkt  oder  andere  Absichten  hat, 
Wenigstens  mit  einem  auch  nicht  ganz  leeren  Schein  impugniren  und 
<1Q  im  Grunde  ganz  anderes  Sjstem  vortrogen  und  vertfaeidigen  kann. 
Am  Ende  sc^d  und  bleiben  es  doch  lediglich  Raisonnemens;  Rai- 
^>&neurs    zu    machen    aber    wird    Herrn    Prof.   Prrmi's  Destination 

ArdiiT  ttir  äffenUicbe«  Recbt.    m.  t.  I.  38 
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nicht  seyn.*  —  .Bcy  dem  jure  pnblico  haU«  ich  (^  die  Qruodmaxizu, 
dass  Herr  Prof.  PCttrh  den  Fast  allgemeinen  Fehler  derer  Academi- 
corum  verhüte,  nemlich  sich  nicht  zu  viel  auf  Historie,  jus  publicum 
universale,  obsolete  oder  seltene  Casus  etc.  diffaudire,  sondern  prag- 
matisch docire  i.  e.  Saohen  sage,  die  in  praxi  fürkommen  and  einra 
öfteren  Katzen  haben,  dabey  auch  der  pnidentiae  juris  publici  nidit 
vergesse.'  An  einer  anderen  Stelle  sagt  Moser:  ^Antiquitäten,  jus 
naturae  u.  dgl.  müssen  eben  die  Proportion  bey  einer  Schrift  habcc 
als  das  Qewürtz  bey  einer  Speise  z.  £.  zu  so  viel  Pfund  Fleisch  so  riel 
Quint  Saltz,  Pfeffer  etc.,  so  macht  es  die  Speise  Wohlgeschmack;  in 
aber  mehr  Salt?,  und  Pfeffer  als  Fleisch,  ist  es  verkehrt  und  verdorben.' 
Die  Abfassung  von  eigenen  Compendien  billigt  Mobkii,  aber  er  warst 
vor  Uebereilung,  und  er  erklärt  die  , quasi  tabellarische'  Methode,  la 
welcher  Pürrcn  sein  Lehrbuch  der  Reichsgerichtspraxis  verfftsst  lut, 
nicht  t\kr  empfehle oswerth. 

PüTTUi  sah  sich  durch  MorerV  Gutachten  veranlasst,  dem  Cuntf<r 
eine  «nähere  Erläuterung  seines  vorigen  Planes*  zw  üherreicheo.  Er 
weist  darin  die  Vermuthung  zurück ,  als  wolle  er  die  Reichsbiston* 
ex  professo  betreiben;  nur  ein  jus  publicum  historicom  beabsichtigt  er 
xun  jedes  Reichsgesetz  wie  die  goldene  Bulle,  den  Westflllischpn  Frifr 
den ,  in  seinem  Zusammenhange  mit  der  zeitigen  Staatsverfaasacg 
zu  erkennen;  die  neuere  Historie  entspreche  ganz  seiner  Neigung. 
Auch  Über  die  Bedeutung  des  jus  universale,  die  Frage  des  Compeo- 
dinmsuhreiliens  und  seinen  atabeltari^hon  Vortrag*  widei^pricht  w 
MosLR  nicht  im  Princip,  sondern  entschuldigt  nur  sein  bisheriges  Vor 
fahren  durch  besondere  Cmst&nde,  die  ihn  dazu  veranlasst  haben. 

Auch  dieses  Sehreibe-n  sandte  Mf nciuiai'sen  an  Moser  ,  welcher 
darauf  in  folgender  Weise  sich  Kusserte:  ,Bey  Herrn  Prof.  Pi"nw'« 
nftherer  Erlüuternng  seines  Plans  habe  ich  nichts  auszusetzen;  ddt 
ist  ?.u  wünschen,  dass  von  hohen  Orten,  von  dünnen  ein  Wort  beT 
Thmo  nicht  nur  ob  autoritatem  gilt,  sondf*rn  Ihme  auch  zurüeberzeugong 
dient,  dass  es  sich  so  verhalte,  darüber  gehalten  werde,  dass  das  nee» 
sarinra  utili ,  utile  jucundo ,  praesens  praeterito .  id  qnod  ante  p«d« 
est  remüto  u.  s.  w.  vorgezogen  werde,  mithin  aus  einem  —  wt-nn  di* 
bchörigon  Schranken  beobbcbtet  werden  —  .Iure  publico  historioü  nicht 
eine  Historia  juris  publici  werde,  sondern  Jus  Jas  bleibe  ood 
die  Historia  nur  als  eine  Zierrath,  oder  wo  es  nöthig  ist,  zur  Erlh* 
terung  adhibiret  werde,  darinn  es  aber  die  Academici  insgemein  ver 
fdhlno  und  sich  meist,  so  lang  sie  nicht  selber  in  den  Affairen  gehrsocbt 


!eD,  nicht  woUen  bedeuten  l&ssen,  obgleich  zu  ihrem  eigenoD  Macb- 
tbeil,  indem  guis  gewiss  ist,  dass  je  pragmatischer  ein  Professor  Joris 
pablici  Ueset  und  schreibet,  um  so  mehreren  BeyfalJ  er  finden  wird.' 

Zugleich  Übersendete  Mofer  an  MCnchiul'sen  ein  Promemoria,  in 

»welchem  er  den  Plan  zur  Errichtung  einer  Staats academie  in  G^ttin- 
gea  entwickelte.  Er  wurde  hierzu  dadurch  veranlasst,  dass  PCrrm 
and  AcHExwALL  , löblicher,  aber  unter  Professoribas  sehr  seltener  Mas- 
sen gut  harmoniren  und  gemeinschaftlich  das  bonum  publicum  zu 
befördern  und  einander  in  die  UHnde  zu  arbeiten  suchen*;  er  hAlt 
aber  die  Ergänzung  durch  einen  dritten  Professor  tur  erforderlich. 
Der  Cursos  sollte  in  3  Klassen  zerfallen  und  ein  Jahr  dauern.  In  der 
ersten  Klasse  sollte  PCtter  .Teutsche  Staatsklugheit,  Reichsgrund- 
gesetze  und  Comitialia,  Prätensiones  (d.  h.  aussergerichtliche  Btreit* 
Sachen),  wichtige  Proc^sse  und  Keichsprocess ,  endlich  Ceremonial, 
XeQt^che  UCfe  und  Reisen*  behandeln.  In  der  zweiten  Klasse  sollte 
Äut£x^VALL  über  Europäische  Staatsbistorie,  StaatA7ertrftge ,  Volker- 
recht,  Cameralia,  Ceremoniell  und  Europäische  HCfe  und  Reisen  toi^ 
trsgen.  In  der  dritten  Klass«<  endlich  sollte  ein  Professor  übernehmen 
,die  Anweisung,  den  Mund  und  die  Feder  in  ordinairen  Canxley-  und 
inTeatschen  und  in  Europäischen Staatssachen  geschickt  zu  gebraueben'. 
Vü»nt  erklärt  es  tür  genügend,  wenn  jeder  dieser  drei  Professoren 
tiglich  eine  Stunde  dazu  nehme,  wobei  in  allen  drei  Klassen  wöchcnt- 
Uch  eine  Stunde  zur  Unterredung  ausgesetzt  bleiben  solle.  Mu<-eR 
Terapricht  sich  Ton  dieser  Stautsacademie.  deren  Einrichtung  er  näher 

IftQseioandersetxt»  einen  grossen  Zulauf  ,Tün  Standespersonen  von  aller- 
lei Art  und  Nationen'  nach  Gültingen. 
MCncüiul'.-o  sendete  dieses  Promemoria  an  PCtter  mit  der  skep- 
tischen Bemerkung:  ,Von  des  Herrn  Geh.H.  MosEn«  Plan  verspreche 
ich  mir  nichts  sonderliches.  Er  will  gerne  statum  in  statu,  acade- 
^iaia  in  academia  formiren,  welches  sehr  bedenklich  und  misslich  ist, 
**  faeisset  aber  auch  hier:  omnia  probate  et  melinra  retinete."  PI'ttir 
^d  ÄuiENWAi-L  stimmen  dem  Minister  hierin  zu:  sie  erklUren  sich  je- 
doch bereit,  alle  gewünschten  Lehrgegenstände  zu  übernehmen,  halten 
*b«r  die  Anstellung  eines  neaen  Lehrers  nicht  für  erforderlich,  da 
"'Mser  ihnen  (triaitr,  S<;H.UAtiss  und  K^-hmb  eine  Anzahl  der  von 
■HosEH  bezeichneten  Materien  bereits  in  ihren  Vorlesungen  behandeln. 
Mme»  meinte  aber,  daas  die  beiden  Professoren  seinen  eigenilicfaen 
^^anken  nicht  richtig  verstanden  haben;  «denn  sein  Absehen  gebe 
*«k«ils  uU*  Lout«,  die  in  Canzlejen,  theils  aul'  Siandeapersonen ,  die  in 
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Regie ranRssachen,  Gesandtschaften  n.  dgl.  gelrancht  werde; 
Er  fiDdet,  dajs  man  auf  den  UntversiUten  sich  allenfalls  flkr  den  0^ 
riohtsdienst  Torhereiten  könne;  „aber  einen  Torgesofamack  zn  geben, 
wie  die  Sachen  in  oinem  Geheimen  Baths-,  Begiemngfl-,  Kammer- oder 
anderen  solchen  Collegio,  bej  Land-  oder  kaiserlichen  CommüisioBeo. 
üonferenzien  u.  dgl.  traotiret  werden ,  sei  anter  500  Profossoribitf 
nicht  einer  im  Stande".  Als  ein  Beispiel,  wie  Mosch  sich  den  Unter* 
rieht  auf  der  Academie  dachte,  dient  folgende  Bemerkung:  ,HeR 
Prof.  AcHEXVTALL  Uset  über  die  Notitz  derer  Enropftisch-  and  Teatsch^o 
Staaten.  Lernet  aber  einer  seiner  ZahOrer  bei  ihm  von  dem  perwv 
nellen  Charakter  derer  Regenten,  von  den  filmehmsten  Ministen  and 
deren  verschiedenen  Departements,  auch  deren  persouelleu  Charakter 
eto.  so  vil,  dass,  wann  er  an  einen  solchen  Hof  kSme,  daran  iq 
negotiiren,  er  sich  gleich  an  das  rechte  Ort  zu  adressiren  wüatt 
and  einen  Vorgeschmack  davon  hatte,  wie  er  den  Minister,  mit  den 
er  es  zu  thun  hat,  z.  £.  den  Reichs- Vice-Kanzler ,  Boichs-Hof-Estb- 
Präsidenten,  Hr.  v.  Bartenstkin  anzusehen  und  zn  Iractiren  habe? 
Vix  credc*  Mo^'Eft  glaubt  übrigens,  dass  eine  Anstalt,  wie  «r  sc 
vorschlage,  besser  an  einen  Ort  passe,  wo  eine  Ganzlei  oder  Hof  iit, 
z.  E.  nach  HannoTor,  als  nach  Gfittingen,  dass  aber  die  Erriohtuog 
einer  besonderen  staatäwiisenschaftlicben  FacultAt  den  Ruhm  du 
Universität  sehr  beOlrdem  wärde. 

Es  ergab  sich  aus  dieser  Discusston,  dass  PCrrcn  und  AcHtxwiu 
nicht  in  der  Lage  waren ,  MnjJEnV  VorschlÄge  7.a  verwirklichen,  und 
dass  dazu  ein  Mann  erforderlich  geweiien  wäre ,  »der  schon  in  »o#r 
Oanzley  gesessen  habe  und  noch  Lust  und  Fähigkeit  besitze,  auf  Uli- 
vereitäten  einen  Docenten  in  lauter  practischon  Sachen  absogeb«!*. 
Auch  MONcHRAUf:cM  erklärte  den  Vorschlag  Moser'.«  ,für  wenig  practi- 
cable  in  dem  universo,"  forderte  aber  gleichwohl  Pitt«!  auf,  tob 
Michaelis  1749  an  ein  collegium  practicum  in  Ansehung  des  jorv 
public!  unter  Zugrundelegung  von  Regensburger  Relaliunen  zu  lialtfti. 
In  der  That  kundigte  Pittk»  im  Lectionscatalog  für  das  WintertüD* 
ster  1749;'50  an,  er  werde,  nicht  nur  den  Reichsprocess  vorlragw- 
sondern  damit  alia  praxeos  juris  publici  capiia  im  Anschloss  an  die 
von  ihm  eben  ausgegebene  «Vorbereitung  zu  einem  coUegio  practiv 
Joris  publici*  verbinden.  Es  werde  vom  Ceremoniell,  von  Gessn^' 
Schäften,  Archiven,  Deductionen  u.  dgl.  handeln,  zur  Erläuterung  an** 
erlesene  Muster  von  Staatssehreiben,  Berichten,  Instructionen  anfiihrai. 
von  den  vornehmsten,  zumal   neueren   oanäs  illnstribas  Begriff  qd' 


I 
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:hicbte  mitiheilen  und  die  Zuhörer  zu  entsprechenden  Ausarbei- 
tungen auleiten. 

ungefähr  gleichzeitig  hatte  aber  MosEh,  der  inzwischen  nach 
Hanau  Übei-siedelt  war,  einen  Versuch  mit  der  Verwirklichung  fieiner 
Idee  auf  eigone  H&nd  gemacht  und  seine  Stootsacodemio  in  Hanau 
eröffnet.  Mi'.wiiHAt'stN  interessirte  »ich  lebhaft  fUr  beide  Cntemeb- 
mungen;  er  liess  es  an  der  Unterstützung  des  Pi'TTEn 'sehen  Instituts 
durch  Mittheilang  von  Staatsakten  nicht  fehlen  ,  wandte  aber  auch 
der  HoscB'schen  Academie  seine  Sympathie  zu  und  liess  wiederholt 
nach  Gottingen  die  Mahnung  ergehen,  wenn  man  in  Druckschriften 
der  UosEK 'scheu  Academie  gedenke,  es  nur  honorifice  zu  thun.  Die 
Academie  von  MosFit  hatte  verh&ltnti^smässig  guten  Fortgang,  wie  sich 
aus  den  von  Fhen^dohfk  mitgetbeilten  Daten  ergibt,  so  dass  Ht'MH* 
lui}sE?t  daran  dachte,  ihre  Uebersiedlung  nach  Göttingen  zu  veran- 
lassen; als  aber  im  Jahre  1751  Mo^bh  die  Stelle  eines  Consoleuten 
der  württembergischen  Stände  angetragen  wurde ,  gab  er  die  Staats- 
academie  auf  und  kehrte  in  die  Heimath  zurück.  Auch  das  PürrEirsohe 
Institut  in  Güttingen  hat  das  Jahr  1750  nicht  lange  überdauert.  Eine 
Verstimmung  zwiscban  Mo^kr  und  PiVter,  die  trotz  des  tieinühena 
Mt'.vcHijAisux's,  jeder  Unfreundlichkeit  zwischen  Göttingen  und  Hanau 
Torzubengen,  durch  eine  von  Moser  Übel  aufgenommene  Bemerkung 
Piirren's  entstanden  war,  wurde  durch  hutliche  Briefe,  welche  die  beiden 
MiLnner  mit  einander  wechselten,  ausgeglichen. 

FnENSdoRPP  bemerkt,  doss  MosEn^«  Ideen  über  academische  Aus- 
bildung und  Dniversittttsnnterricht  keine  nachweisbare  Einwirkung 
auf  pLiTTUR  ausgeübt  haben.  .Vieles  von  dem,  was  MotcK  empfahl, 
war  zu  individuell ,  als  dass  es  sich  auf  eine  anders  geartete  Natur 
h&tta  Übertragen  lassen;  anderes,  was  er  beförwortete,  lag  schon  in 
Pt'TTEn«:  Natur  ausgebildet  und  bedurfte  nicht  erst  der  Anregung  von 
aussen  her.* 

Ich  begnüge  mich  mit  der  Mittheilung  dieser  Auszüge  aus  der 
hoch  interessanten  Schrift.  Die  Frage  über  die  beste  Form  des  aca- 
demiscben  Unterrichts  und  insbesondere  der  Behandlung  des  Staats- 
rechts ist  auch  heute  noch  nicht  aasgetragen.  Moser  und  PCtteh 
stehen,  wenngleich  zvnacben  ihnen  eine  Meinungsverschiedenheit  ver^ 
handelt  wird,  doch  nicht  in  einem  eigentlichen  Gegensatz  zu  einander. 
Dan  rem  praktischen  Abrichtnngst^udenzen  MoKot's  g^enfiber  h&lt 
PCttkr  zwar  an  der  wissenschaftlichen  Vertiefung  und  historischen 
Begründung  fest;  beide  grosse  Staatsrechtslebrer  aber  sind  gegenüber 
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dem  Ueberwachero  an tiqn Arischen  and  philosophischen  Beiwerics  eia% 
in  der  Grandäberzeugang,  dass  auch  auf  dem  Gebiete  des  ÖflTentlicbea 
Rechts  .Jos  Jos  bleiben  mässe*.  d.  b.  uicht  in  Geschieht«  oder  Politik 
ausarten  di^rfe.  La  band. 


Dr.  L.  Goldschmidt,  ReicbsoberbandelsgeHcbtsratli  a.  D. ,  ordenÜ. 
Professor  in  Berlin  etc.  Rechtsstudiom  und  Prüfungs- 
ordnung. Ein  Beitrag  zur  preussischen  und  deutschen  Bacbt»- 
geaohichte.    Stuttgart.    Ferd.  Enke.    1887.    8°.    451  S. 

Unter  den  zahllosen  Schriften,  welche  in  den  letzten  Jahren  sicfa 
mit  dem  jurisUscheu  Bildungs-  und  PrUhuigswesen  befasst  habeit. 
nimmt  die  vorliegende  durch  die  Art  und  Weise,  wie  der  Gegenstaoii 
in  derselben  behandelt  worden  ist,  einen  hervorragenden  Platz  tiB. 
Der  Verf.  konnte  mit  Recht  sie  als  einen  Beitrag  zur  PreossisebeB 
and  deutseben  Rechtsgeschicbte  bezeit^nen,  denn  der  gröbste  Tbeil 
des  Werkes  besteht  in  historischen  Ünt^rsnchnngen  über  den  Eot* 
wicklungsgang  des  juristischen  Bildungswesens  in  Proussen ,  welobi 
durch  ihre  Gediegenheit,  Gründlichkeit  und  Gelehrsamkeit  fiU  sidi 
einen  selbständigen  und  bleibenden  wissenschaftlichen  Werth  haben, 
auch  wenn  man  von  dem  Zusammenhang  derselben  mit  den  prakti- 
schen Reform  vorschlagen  des  Verf.  ganz  absehen  wollte. 

Das  Buch  Kerfdllt  in  vier  Abschnitte.  Der  erste,  mit  der  üeber 
Schrift  »Der  Rechtszustand  und  die  Itechtshandhabung"  (S.  10 — 104) 
bat  im  Wesentlichen  die  Angabe,  den  mangelhaften  Zustand  dei 
juristischen  Bildungswesens  in  Preussen  zu  constatiren.  An  der  Band 
des  in  der  Literatur,  in  Petitionen  der  juristischen  Facultftten,  in 
Verhandlungen  des  Deutschen  Juristentages  und  in  ParlamentsredcG 
vorhandenen  Materials  veranstaltet  der  Verf.  eine  ,£nqaöte*,  welche 
theils  die  Thatsachen  zusammenstellt,  aus  welchen  steh  der  Verfall 
der  juristischen  Bildung  in  Preussen  ergibt,  theils  die  Urthcilo  and 
Vorschläge  der  gründlioksten  und  unbefangensten  Kenner  der  ein- 
sohUgigen  Verhältnisse  resumJrt.  Ihnen  gegenüber  stellt  der  Verf. 
die  Preuasiscbe  Tradition  und  die  öffentliche  Meinung,  den  unbuilvoUeii 
EinSoss,  den  die  isolirte  Codifioation  des  Landrechts,  die  Erstarmng 
der  Rechtswissenschaft  in  Preussen  bis  zur  Mitte  der  zwanziger  Jahre, 
die  hervorragende  Unwissenschaftlichkeit  der  rh  ein  preussischen  Juristen 
(namentlich  unter  dem  Justizministerium  Suion's)  ausgeübt  haben,  den 


Missbraacfa,  den  die  JustizverwaltODg  mit  der  Ausbeutung  der  nnent- 
gcUliuhon  Dienste  der  Referendare  getrieben  und  die  landläu£geD, 
auf  voUst&ndiger  Unkenntniss  beruhenden  Vorwürfe  gegen  die  Preus* 
siscfaen  Universitfttcilehrei-.  Di^e  mit  gros<ier  Lebhaftigkeit  geschrie- 
bene Darstellung  Ihsst  keinen  Zweifel,  dass  einerseits  der  Preussisohe 
Jurist«nstDnd  im  Ganzen  und  Grossen  sich  nicht  auf  derselben  Höhe 
wissenschaftlicher  Bildung  befindet,  wie  in  den  meisten  anderen 
Cnltorstaaten ,  und  dass  es  andererseits  an  dem  guten  Willen,  die 
zur  Abhülfe  geeigneten  Massregelo  zu  trefleu ,  bei  den  massgebenden 
Factoren  gefehlt,  hat. 
I  Nach  dieser  Feststellung  des  gegenwärtigen  Standes  der  Ange- 

'  legenbeit  wendet  sich  der  Verf.  in  dem  zweiten  Abschnitt  (S.  105  bis 
259)  der  Darstellung  ,der  geschichtlichen  Ursachen  des  wissenschaft- 
lichen Rückganges*  zu.  Dieser  Abschnitt  hat  den  Cbsraklf-r  einer 
rechtsgescbichtlichen  Monographie,  welche  mit  der  ganzen  Fülle  der 
Oelehrsamkeit  ausgestattet  ist,  über  welche  der  Verf.  gebiet«t.  Die 
historischen  Erörterungen  beginnen  mit  der  Reception  des  Römischen 
Recht«  und  der  Entstehung  des  gelehrten,  aus  dem  weltlichen  Juristen- 
stande entnommenen  Beamtentbums.  Der  Verf.  verfolgt  dann  die 
Entwicklung  im  Reich,  die  Einrichtungen  der  Universitäten,  die  Dauer 
der  Universitlltsstudien,  die  Bedputung  der  academischen  Würden,  den 
Zusammenhang  zwischen  den  Recbtsfacnltäten  und  den  höheren  Be* 
amten Stellungen  und  den  Beginn  der  Keglementirung  durch  praktische 
Examina.  Auf  Grund  dieser  allgemelDeo  Erürtarungen  wendet  er  sich 
dann  den  Einrichtungen  in  Branden  bor  g-Preussen  und  ihren  allmäh- 
lichen Umgestaltungen  seit  dem  Endo  des  17.  Jahrhunderts  zu.  Von 
besonderer  Wichtigkeit  sind  die  A  usfilhrungen  des  Verf.  über  die 
Beformen  Friedrichs  11.  und  über  die  ursprüngliche  Stellung  der  Au»* 
cultatoren  und  Referendare.  Es  ergibt  sich  daraus  ein  dreifaches  be- 
deutungsvolles Resultat:  1.  die  wissen.schaftliche  theoretische  Ausbil- 
dung mnsste  bereits  vor  dem  Eintritt  in  das  Referendariat  vollständig 
erworben  sein ;  2.  dos  Referendariat  stand  im  engen  Zusammenhange 
mit  der  Unterscheidung  des  höheren  und  niederen  Justizdienstes;  end- 
lich 3.  die  Processordnung  und  Gerichtsverfassung  ermi^glichten  eine 
filr  die  praktische  Ausbildung  nützliche  Beschäftigung  und  selbständige 
Thatigkeit  der  Referendare.  Es  ist  ein  wissenschaftliches  Hauptveiv 
dienst  der  vorliegenden  Schrift,  diese  Verhältnisse  und  ihre  praktische 
»Bedeutung  vollkommen  klar  dargelegt  zu  haben. 

Die  folgende  Darstellung  zeigt,  wie  diese  Grundlagen  nach  allen 
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BiobtungCD  hin  im  Laufe  der  Zeit  verändert  worden  sind.  Seit 
Beginn  dieses  Jahrhnuderts  wird  die  Tendenz  maesgebend,  den  Scbn 
punkt  der  juristischen  Ausbildung  in  die  BeschlifLigtuig  bei  den 
richten  zu  verlegen.  Die  Zeit  des  UmversitStsstadiums  wird  auf  i 
Triennium  gesetzlich  fixirt^  die  Zeit  des  Vorbereitung&dieostes  bei  dtti 
Gerichten  mehr  und  mehr  erweitert;  die  Anforderungen  im  ersten 
Examen  sinken  immer  tiefer  herab,  während  dos  lotxte  (»groeie*) 
Examen  in  demselben  VerhUltniss  den  Charakter  einer  theoretifieba 
Prüfung  erlangt.  Die  Ausnutzung  der  Universitatsjahre  za  rMsUs- 
wissenschaftlichen  Studien  wird  dadurch  entbehrlich;  die  ZaUasug 
zum  GerichtsdicDst  setzt  keine  wirklichen  Kenntnisse  mehr  TOrauE 
sie  ist  bedingt  durch  das  Bestehen  einer  Prüi'ung,  die  immer  m»h 
and  mehr  den  Charakter  einer  Formalität  annimmt,  und  für  weloi 
ein  Cursus  von  einigen  Wochen  oder  Monaten  bei  einem  .Einpanket'^ 
genügend  ist.  Die  Erwerbung  derjenigen  theoretischen  Bildung,  weldH 
zur  Bekleidung  eines  höheren  Richteramtes  erforderlich  ist,  AUt  i 
mehr  in  die  Zeit  vor  Beginn  des  praktischen  Vorbereitungsdie 
sondern  an  das  Ende  desselben,  und  .sie  geschieht  nicht  mehr  xuAi 
der  Leitung  der  Professoren,  sondern  in  autodidactischer  Weise  V» 
Lehrbüchern  und  anter  der  Hülfe  von  «Repetitoren*^  in  sogenanntes 
Assessoren preasen.  Die  Folge  davon  ist.  dass  an  die  Stelle  wissut- 
schaftlicher  Durchbildung  eine  handwerksm&ssige  Routine  tritt.  Im 
Zusammenhango  damit  steht  die  Heronterdrückung  der  Stellung  der 
Referendare.  Eine  Theilnahme  au  der  eigentlichen  Rechtsprechung 
and  Decretor  kaun  ihnen  in  Folge  ihrer  mangelhaften  juristischen 
Bildung  nicht  anvertraut  werden;  sie  haben  Prutokolie  zu  schreiben, 
die  ihnen  in  die  Feder  dictirt  werden,  Fonuulnre  auszufüllen,  TermiM 
von  untergeordneter  Bedeutung  abzuhalten.  Der  Staat  verwendet  ihn 
TUentgeltlichen  Dieuäto,  um  eine  Menge  von  Schreibern  und  Aktaa 
m  ersparen.  Es  liegt  hierin  zugleich  ein  kräftig  wirkendes  Mo 
um  die  Zeit  des  Vorbereitungftdienstes  ans/ndehuen,  die  gteichzeiti| 
Absolviruiig  mehrerer  Stationen  zvl  verbieten,  eine  Abkürr.ung  ao 
filr  den  Tüchtigen  und  Fleissigen  su  veraogen;  die  Zuloasang  zum 
ABSessorexameu  muss  ebeu  duixh  jahrelange  Frohndienst«  als  Gerichte- 
Schreiber  erkauft  werden.  Dn/.u  kommt,  dass  die  rechtliche  StellnajC 
der  Referendare  eine  prekäre  und  völlig  anselbstftudige  wird;  äß 
kdnuea  ohne  Discipliiiarvei*fahren  durch  Verfügung  des  Uinistefli 
später  sogar  des  AppoUutionsgbrichtspräfiidenten,  aus  dem  Dieiisl 
entla.ssen  werden,  ohne  da^s  ihnen  irgend  ein  Schutz,  irgend  ein  Rechts- 


mittel  dagegen  zusteht,  ja  selbst  ohne  dass  ihnen  Orlindu  augegeben 
ca  werden  brauchen. 

Seit  der  Gerich t'^reorgsDisation  des  Juhres  184f)  tIlUt  sodann  die 
Unterscheidung  des  höheren  uud  uiederen  .lustizdienstes  fort;  für  alle 
richterlichen  Stellungen,  auch  an  den  Cntergerichten ,  sowie  für  die 
Staatsanwaltschaft  und  Ädvocatur  ist  fortan  die  Absolrirnng  des 
ganzen  Eeferendariats  und  die  Ablegung  des  AsBessorexamens  Vor- 
bedingung. Dadurch  stieg  die  Zahl  der  völlig  abh&ngigen  Referen- 
dare and  unversorgten  Assessoren  in  gewaltiger  Progression.  , Seither 
lag  es  nahe  und  ist  wirklich  eingetreten,  dass  mit  dieser  Beseitigung 
der  Qualifioations unterschiede  zwischen  höherem  und  niederem  Jostüs- 
dienst  die  ja  immer  überwiegende  Schaor  von  Aspiranteu  mittelrnKs* 
siger  Begabung  oder  geringeren  Strebens.  fUr  welche  bifiber  eine  auch 
unTollkommetie  wissen  seh  aflH  che  Ausbildung  wirklich  oder  onschei- 
_jiend  ausgereicht  hatte,  und  welche  nunmehr,  wie  U.\L£CH.\£n  richtig 
^^merkl,  mit  grosser  Mühe  und  Noth  durch  drei  Examina  hindurch 
filtrirt  worden,  das  ullgemeine  Niveau  dieser  Ausbildung  bestimmte, 
wahrend  doch  eben  diese  Männer  allmählich  auch  in  die  higheren 
Stellen  vorrückten*  (S,  198).  Gleichzeitig  wurde  die  Zeit  der  Aus- 
ooltatur  auf  l'>  Jahre,  die  Zeit  des  Referendariats  auf  *2'/i  Jahre 
festgesetzt,  die  Vorbereitungszeit  mit  Einschluss  des  Universitätsstu* 
diams  also  auf  sieben  Jahre  fixirt. 
^L  Die  beiden  ersten  Prüfungen  (Anscultatoren  und  Referendare) 
llrurden  von  zwei  Ruthen  des  Appellationsgericbts  unter  Vorsitz  eines 
der  Präsidenten  desselben  vorgenommen.  Vorübergehend  wurde  im 
Jahre  1B64  die  Einrichtung  des  Examens  verbessert;  Examenscom- 
missionon  wurden  nur  an  sechs  Appellationsgerichteu  gebildet  und 
rwar  aus  f&nf  Mitgliedern,  nllmlicb  aus  dem  Präsidenten  des  Gerichts- 
hofes, zwei  richterlichen  Beamten  und  zwei  Universitätslehrern. 

Seit  Einführung  der  neuen  Processordnung  ist  nun  auch  die  dritte 
VorauKMtzong,  auf  welcher  die  ursprüngliche  Bedeutung  des  Referen- 
dariats beruhte,  hin  weggefallen.  Das  neue  auf  MündJicbkeit  beruhende 
Verfahren  bietet  in  viel  geringerem  Grade  als  das  h-ühere  Akten- 
verfahren  die  Müglicbkeit  zur  praktischen  Ausbildung  der  Referen- 
dare; die  umfangreiche  processleitende  Decretur«  die  Relationen  und 
motivirten  UrtheilsentwUrfe  haben  in  dem  jetzigen  Girilprocess  keinen 
Raum  mehr.  Dessenungeachtet  ist  die  Minimaldaoer  von  4  Jahren 
für  das  Referendariat  beibehalten  worden .  dagegen  die  dreijährige 
Studienzeit   auf  der  Universität  ungeachtet  der  grossen  Erweiterung 
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iln  Kreises  der  Wissenschaft  beibehalten  und  durch  Einrechnung  da 
Militärdienst  Jahres ,  welches  jetit  den  Einj&brig-Frei  willigen  geistig 
und  körperlich  voll  s tun di  g  in  Ansprach  nimmt,  thats Schi  ich  uf 
zwei  Jahre  reducirt  worden.  Selbst  dieser  TöUig  ungenügende  ZMt> 
raam  geht  aber  in  vielen  Fällen  in  Folge  der  Ausartung  ds6  Carfü- 
und  Vorbludungs Wesens  der  wissenschaftlichen  Ausbildung  guat  oder 
iMia  grössten  Theil  verloren.  Seit  dem  Jahre  1869  ist  die  iwät« 
Prüfung  weggefallen  und  die  erste  Prüfung  durch  VerfllguDg  de) 
Justizroinisters  LtoKiuuuT  wieder  weseotlioh  verschlechtert  wordeir. 
Dio  von  vielen  Seiten  gemachten  Anstrengungen,  bei  Einführung  du 
Justizgesetze  im  Jahre  1879  eine  Besserung  dieser  Zustände  dardi- 
zusetzen,  blieben  gänzlich  erfolglos. 

Dieser  Darstellung  der  in  Preusscn  bestehenden  Einrichtusgu 
fügt  dor  Verf.  (S.  243  ff.)  eine  (Jebersicht  der  in  den  anderen  deutKfafO 
Staaten  bestehenden  bei,  ans  welcher  äch  ergibt,  dass  in  der  Aber- 
wiegenden  Mebrzahl  derselben  viel  zweckmKssigere  Vorschriften  gelta 
und  namentlich  die  wissenschaftliche  Vorbildung  der  Juristen  bester 
gesichert  ist. 

Bevor  der  Verf.  nun  seine  Reform  vorschlage  begründet,  schiebt 
er  als  dritten  Abschnitt  unter  der  Oeberschrift  ,Pers5nlicbe  Bartr** 
bungen  und  Erfahrungen*  eine  Art  von  wissenschaftlichem  carricalttn 
vitae  ein. 

Der  praktisch  bedeutsamste  Theil  ist  selbstverständlich  der 
vierte  Abschnitt  (S.  273 — 347),  in  welchem  der  Verf.  die  Gesichts* 
punkte  für  die  nothwendige  Reform  entwickelt.  Zun&ctut  weist  er 
die  Vorschläge,  welche  auf  eine  Aenderung  der  Lehrmethode,  auf  die 
Einführung  von  Unterrichtscursen  für  Keferendare  an  den  OerichtfD, 
auf  die  Halbirung  des  Universitätsunterrichts ,  so  dass  ein  Theil  des 
Kefereridariutij  dazwischen  fällt ,  auf  die  Führung  von  PräsensUsUs, 
die  Abhaltung  von  Zwi.schouprnfungen  u.  dgl.  gerichtet  sind,  ant 
überzeugenden  Gründen  zurück.  Seine  eigenen  positiven  Vonohllge 
sind  auf  vier  Punkte  zurückzuführen. 

1.  Die  erste  Staatsprüfung  ist  in  allen  ihren  Theileu  zu  ftndeni- 
Die  Zeitdauer  der  einzelnen  Prüfung  ist  zu  erweitern,  die  Zahl  dtf 
in  einem  Termin  zu  prüfenden  Candidaten  ist  erheblich  zu  bPSchrRnken. 
der  Prüfungsstoff  ist  zu  specialisiren.  Die  schriftliche  Prüfung  iß 
ihrer  jetzigen  Gestalt  ist  gänzlich  werthlos  und  durch  Clausurarbeiun 
zu  ersetzen. 

2.  Die  Zusammensetzung  der  Prüfungscommission  ist  zu  Indfln; 
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Und  gemischte  Commissionen   aas  UiÜTersitAtslehrem  und  Prakti- 
£u  bilden,  und  zwar  so,  dass  fQr  jedes  der  Haupti^her  min- 
ens  ein  FachmanD  an  der  PrÜfanf^  Tbcil  nimait. 
3.  Die  Dauer  der  StudieDzeit  ist  gesetzlich  auf  4  Jahre  zu  fixiren 
er  Nachlags  eiues  halben  Jahres  bei  erprobter  wissensohaftlicher 
rbere-itung.     Die  schon  jetzt  gesetzwidrige  Einrechnung  des  rnili- 
Irisuht^n  Dienstjahres  in  die  gesetzliche  Studienzeit   darf  nicht  statt- 

tn.    (Dagegen  könnte  —  nach  einem  Vorschlage  Oickke's   —  das 
stjahr,  um  die  vom  Dienst  Befreiten  nicht  ungebährlich  zu  be- 
flostigen,  bei  der  Anciennetät  in  Anrechnung  gebracht  werden.) 

■  4.  Abkürzung  des  praktischen  Vorbereitangsdienstea, 

■  Wüuscbenswerth  sei  eine  Regelung  für  das  Boicb  oder  jedenfalls 
P  Preussen  durch  Gesetz  oder  mindestens  durch  Beschluss  des  Staat«- 
liuisteriums,  um  diese  alle  Ressorts  betreffenden  Einrichtungen  dem 

ritigen  Belieben  des  jeweiligen  Justizministers  zu  entziehen. 
Alle  diese  VorKchtüge  sind  in  sehr  eingehender  Weise  und  gestützt 
llf  eine  vielseitige  Erfahrung  begründet;  sie  stehen  unter  sich  in 
jnem  ioneren  Zusammenhang  und  sind  durchaus  massvoll.  Ob  es 
■1  Verf.  gelingen  wird,  durch  sein  gelehrtes,  eindringlich  geschrie- 
eaes,  von  Eifer  für  die  Wissenschaft  und  warmem  Patriotismus  durch- 
B^tes  Buch  eine  Besserung  der  gegenwärtigen  Zustande  herbeizu' 
Ben,  ist  freilich  eine  andere  Frage.  Er  selbst  macht  sich  kein 
»hl  daraus,  dass  die  auf  eingewurzelten  Vorurtheilen  beruhende  Tra- 
i|äon,  das  egoistische  Interesse  der  höheren  gesell  seh  atlti  eben  Klassen, 
azielle  Rücksichten  und  gewisse  Tendenzen  der  Justizverwaltung 
zu  überwindende  Hindernisse  bereiten;  aber  er  ist  beseelt  von 
Vertrauen  »auf  den  guteu  Geist  unseres  Volkes,  welcher  nur  zu 
cken  ist,  auf  dass  der  sittliche  Ernst,  welcher  alle  Zweige  unseres 
atlichen  Lebens  durchdringt ,  endlich  auch  die  durch  Schlendrian 
awumpfte  Atmosphäre  reinige"  (S.  346).  Laband. 


lem&n,  Christopher  G.  A  Treatise  on  the  Limitations 
of  Police  Powers  in  the  U.  St.,  considered  from  both  a  Civil 
and  Criminal  Standpoint.  St,  Louis.  The  F.  H.  Thomas  Law 
Book  Co.  188«.     LXY.  662. 

In  seiner  Vorrede    weist  der  Verfasser  darauf  hin ,   dass  gegen- 
tig  ungewöhnliche  Ansprüche   au  den  Staat  erhoben  werden  und 
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seine  Intervention  in  Angelegenheiten  verlangt  werde,  deren  Regetui^ 
früher  dem  QotAnden   der  Betheiligten   äberlassen   worden  »ei.    D«r 
Schwacfae  fordere  vom  Staat«  SchuU  gegen  den  Stärkeren,  gesetitid» 
FestsetzoDg  der  Löhne  und  der  Arbeitszeit;  ja  es  werden   sogar  Be 
gehren  laut,   doss  in  den  Hunden   des  Staates  nicht  nur  das  GruaA- 
eigentbnm  sondern  das  Capital  überhaupt  vereinigt  werden  solle.  Bd 
dem  steten  Wachstbume  nun  der  Masse  der  Unzufriedenen  und  ihm 
Uacht  in  Folge  des  allgemeioen  Stimmrechtes,  sowie  ihrer  offenktt- 
digen   Tendenz    ihre   Ansichten   der   civilisirten   Welt    aulsudrliiga. 
stehen   die  conservativen  Klassen  in   fortwäbreDder  Besorgnias  «ÜB 
Absolutismus   zu  verfallen ,   der  tyrannischer   und  imverniinftiger  le 
aU  jed<i<r   frühere,  dem  Absolulismus   der   demokratischen   MajuriU; 
Dieser  Tendenz  gegenüber  hält  Tieoemann  an  dem  Standpunkt  des  Redit« 
fest  und  sucht   durch   eine   ins  Einzelne  gehende  Uotetsuchuag  ^a 
rerfasaungagemäss  der  Polizeigewalt  des  Staates  gesetzten  Sohr&akeo 
den  Nachweis  zu  leisten ,  dtuis  unter  den  geschriebenen  Verfusmiga 
der  vereinigten  Staaten  der  demokratische  Absolutismus  so  lange  mm 
Unmöglichkeit  sei,    als  die   Achtung  des   Volkes  vor  dieson   Varfii^ 
suugcn  und  den  in  ihnen  eutbuUenen  Beschränkungen  der  Regiema^ 
gewalt,  unterstützt  werde  durch  das  Einschreiten  der  Gerichte  gegm 
Uebomcbroitungen.     Die   wesentlichen  Rechte    einer  Minderheit  seiio 
gesetzlich   kolner  Controllß   oder  Einmischung  von  Seiten    der  MAr 
heit   unterworfen,    ausser  insoferne   eine  solche   noth wendig  sä.  da- 
mit  auch  Andere    in   der  Ausübung  ihrer  Rechte    nicht    gdiiitdat 
werden ,   und  es  sei  die  Polizeigewalt  des  Staates  beschränkt  anf  £« 
gewissenhafte  Anwendung  des  Grundsatzes  sio  utere  tuo  ut  aliemsi 
non  laedas.   Unter  Police  Power  versteht  daher  Tieokmaa»  keioesings 
das  Recht  und  die  Päicht   des  Staates   für  die  öffentliche  Wobl&^ 
und  Sicherheit  /n  sorgen ,  sondern   lediglich   die  Befugniss  Persoav 
und  Sachen  Beschränkungen  aufzuerlegen,  damit  der  obige  Grundssti 
allgemeine  Anwendung  finde.    Die  Police  Power  der  Regierung  hit 
daher  zum  Qegenstaud  den  Schutz  des  Lebens,  des  Körpers,  der  Gr 
Sttudlieit  der  Personen,  ferner  ihr  Wohlbefinden  und  den  Schutz  iknt 
Eigenthums   innerhalb  des  Staatsgebietes,  und  sie  erstreckt  sieb  nidi*' 
über    diese   Grenze    hinaus.     Ein    amerikanischem    Urtheil    erkl&rt  «^ 
geradezu  als  die  Aufgabe  der  Gesetzgebung:  to  dcßne  the  mode  neu 
manner  in  whicb  evoryonc  may  use  bis  own  os  not  to  injur«  otJiK$ 
(Thorpe   v.  Rutland).     Das   Recht,   solche   Vorschriften    zu  erU»»- 
wodurch  Personen  oder  Sachen  Beschränkungen  oder  Lasten  auferteft 
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Verden,  ist  iq  den  Verfassungen  des  Bundes  und  der  eunzelnen  Stsateu 
enthalten.  Eine  Ueberschreitung  der  dort  gezogenen  Grenzen  haben 
die  Gerichte  im  einzelnen  Falle  nicbt  zu  dulden,  aber  auch  sie  selbst 
haben  sich  innerhalb  dieser  verfassungsmässigen  Schranken  zu  bewegen 
ttnd  der  neuerdings  oft  Dusgesp rochen en  Ansicht,  dass  die  Gesetz- 
gebung auch  durch  die  allgemeinen  Grundsiitxe  des  Rechts,  auch  wenn 
sie  nicht  in  die  Verfassungen  aufgenotumen  worden  sind,  bcschrftnkt 
werde,  und  die  Gerichte  daher  befugt  seien,  Gesetzen  ihre  Anerkennung 
ZQ  versagen,  welche  denselben  zuwiderlaufen,  pflichtet  der  Verfasser 
nicht  bei.  Endlich  hebt  er  die  haaptsilchlichsten  Bestimmungen  het^ 
Tor,  welche  geeignet  sind,  dem  Rechte  des  Individuums  gegenüber, 
der  Willkür  der  K^ierung  Schutz  zu  gewähren,  und  sowohl  in  der 
Bundesverfassung  als  den  Staaten  Verfassungen  Aufnahme  gefunden 
haben.  Das  verfassungsmässige  Recht  des  Einzelnen  wird  daher  zum 
Ausgangspunkt  der  Untersuchung  gemacht  und  nicht  die  salus  publica 
ab  .<mprema  lex.  In  Folge  dessen  wird  der  Stoff  in  1*>  Capiteln  be- 
handelt, welche  folgende  Ueberschriften  führen:  1.  Limitations  upon 
the  Police  Power  of  the  U.  St.;  2.  Police  Regulation  of  Personal 
Secority;  3.  Personal  Liberty;  4.  Police  Control  of  criminal  classes; 
Hl  Police  Control  of  dangerous  classes,  otberwise  tfaan  by  criminal 
^rosecution;  6.  Police  Regulations  of  the  Rights  of  Citizenship  and 
Domicile;  7.  Police  Control  of  Morality  and  Religion;  8.  Freedom  of 
Speech  and  Liberty  of  the  Press;  9.  Police  Reg.  of  Trades  and  Pro- 
fessions; 10.  Police  Reg.  of  Real  Property;  11.  Police  Reg.  of  Personal 
Property;  12.  Piilice  Reg.  of  the  Relalion  üf  Husbaud  and  Wife; 
13.  Police  Reg.  of  the  Relation  ofPareut  and  Ghild,  and  of  Guardian 
and  Ward;  14.  Police  Reg.  of  the  Relation  of  Master  and  Servant; 
Police  Reg.  of  Corporntions;  lö.  the  Location  of  Police  Power  in  tho 
Federal  System  of  Government. 

Aus  dem  Inhal tsvenseiclmiss  ergibt  sich  ferner,  dass  der  vor- 
liegende Band  nnr  die  erste  Abtheilung  —  Part  I  —  des  Werkes 
bilden  soll,  allein  darüber,  was  den  Inhalt  des  Part  II  bilden  soll, 
lOffit  uns  der  Verfasser  vollständig  im  Ungewissen. 

Bei  einzelnen  Gegenständen  darf  man  zweifeln,  ob  sie  mit  der 
Police  Power  des  Staates  im  Zasammenhange  stehen,  wie  z.  B.  die 
VerÜassungsbestimmung,  dass  kein  Staat  eingegangene  Verpflichtungen 
gesetzlich  beschrftuken  oder  aufheben  dürfe,  wogegen  die  Beschrän- 
kungen, welche  sich  die  Industrie  gefallen  lassen  muss,  wenn  das 
amenteben  der  Menschen  in  Städten  nicht  unmöglich  werden  soU, 
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oder  welcher  die  Benatznng  von  Bächen  and  Quellen  nnt«rworf«t 
wird .  nicht  in  d«o  Bcrtiich  der  Cntersuchong  gtiot^en  worden  und. 
Abgesehen  hieron  darf  dem  Verfasser  eine  grilndlicbe  und  mC^ichsl 
allseitige  Bearbeitung  seines  reichhaltigen  Stoffe«  nacbgerühnit  werdt-a: 
Übernll  tritt  die  Teudeo?.  zu  Tage,  dem  lodividuum  mögliehst  &vit 
Bewegung  xu  gestatten  und  die  Beschränkungen  auf  daa  Nolbm&* 
digste  'in  reduciren.  Dies  ist  namentlich  der  Fall  in  den  CapiUlü. 
welche    von    der   Behandlang    und    Ceber wachung    vcn    Verl  : 

und  geiiieingefUbrlicben  Klassen  der  Bevulktrung,  von  dem  Ven--j 

der  Staatsgewalt  /.a  religiösen  Verbinduogt-D  und  Vereinen  und  itiu 
öffentlichem  Auftreten  (Heilsarmee),   von  der  SonntagsbeÜigur 
der  Freiheit  der  l'resse   und  des  Wortes   handeln.     Sehr    aus;   i 
werden  S.  194 — 327  die  Beschränkungen  besprochen,  welchen  Haadcl 
und  Gewerbe  ohne  Verlrtzung  rt-rfassungsmässigcr  Retbt*  unterworfen 
werden  dUrfen ,  ganz  abgesehen  davon ,  ob  dirs  bereits  geschebim  «i 
oder  nicht,  z.  B.  Prüfungen  von  Adrocaten,  Aeratcn  und  Apothekern: 
Verbot  dtjs  Verkaufs  gewisser  Waaren;  FesUetzung  von  Preisen  owl 
Arbeitslöhnen,  wobei  für  Privatgescbttfl«  volle  Freiheit  verlangt,  for 
solche   aber,    welche  gestützt    auf  eine    besondere  Bewilligung  oder 
Concession  ausgeübt  worden,  polizcüicho  BcscbrOnkang  und  Rc^nltt* 
rang   zugestunden  wird,     fias  Wrhilltniss   zwischen  Arbeitgeber  tukI 
Arbeiter    wird   auüführlich    besprochen  und  die  Rechte    beider  gegvt* 
einander    abgewogen ,    und  die  Grenzen    aufgesucht ,  j<>]iseits  welcher 
Boycotting  und  Strikes  aufhören  erlaubte  Vertheidif7ungsmitt«l  ?.a  sei». 
Verweigerung  eigener  Arbeil  muss  jedem  freistehen,    wogegen  B*njti- 
bnngen.  die  auf  Verhinderung  Anderer  K<^riublet  sind,  unter  das  Straf* 
gesetz  fallen.   Mit  Bezng  auf  die  Verträge,  welche  eine  Verminderoni^da 
Haftbarkeit  bezwecken,  bemerkt  Tikpemaxn,  dass  eine  aolohe  nicht 
sei  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  Haftbarkeit  durch  das  Gts«!. 
bestimmt  werde  und  nicht  aus  dem  Vertrage  sich  ergebe.     V.r: 
lEÖnne  durch  Vertrag  eine  Haftbarkeit  abgelehnt  werden,  wekb«  dü^ 
jenige  fiir  NachltLssigkeit  nicht  aasschlic-st.   So  haftet  z.  B.  dercoo' 
mun  carrier  nicht  nur  fUr  negligence,  sondern  für  allen  Schaden,  wetib 
nicht  durch  höhere  Gewalt  entstanden  ist,  vertragsm issig  aber  kasi 
er  seine  Haftbarkeit  auf  iie>;llgence  beschränken ;  ebenso  können  SsM- 
bahngesellschaften  die  Haftbarkeit  für  Kachl&ssigkcit  ihrer  AngestellUo 
ablehnen  und  sie  nur  für  diejenige  der  Direktoren  anerkennen.   Aoii 
Telegraphen  an  Mtalten    können   Haitbaikeit    für    unricfattge  Uebermitl' 
long  ablehnen.     Mit  Rücksicht  auf  Speculationsk&ofe.  .selling  f^>oiif 


Dr  futur«  delivery,  goods  which  he  do«s  not  own  and  which  he  does 
DOt  expect  to  possess*  apricbt  sich  Tiuiuunn  für  die  Zulassigkeit  eines 
Verbotes  aus,  aod  mit  De^ug  aaf  d&s  Becfat,  den  Handel  mit  geistif{eD 
Getränken  zu  beschränken,  geht  seine  Ansicht  dahin:  the  prohibition 
of  the  manufocture  and  sale  of  spiritnoos  and  intoxicating  liqnors  'a 
ODconstitational,  unlesä  it  is  cun&ncd  to  tho  probibition  of  drink- 
ing  salooDs,  aud  tbe  probibition  of  the  sale  of  liquor  to  ininors, 
lonatics,  confirmed  drunkards,  and  persons  in  a  State  of  intoxicatioD.* 
Er  ßiht  jedoch  ausdrücklich  zu,  da<?5  diese  Ansicht  nicht  die  herrschende 
sei,  vielmehr  derselben  widerstreite.  Endlich  bespricht  TiEOCiu»»  noch 
das  Recht  des  Staates,  Monopole  zu  creiren,  welches  er  nur  in  be- 
scbrftnkter  Weise  und  oor  fQr  diejei]i><:en  Gewerbe  anerkennt,  welche 
nicht  ohne  Nachtheil  iUr  die  Gesammtheit  von  den  Einzelnen  betrieben 
werden  kennen.  Eine  herrschende  Meinung  hat  aich  jedoch  mit  Be* 
tag  auf  diese  Frage  nicht  gebildet  und  Ticdcuavn  betrachtet  sie  da- 
her fUr  die  Gerichte  als  eine  offene.  Wir  mü£sen  es  uns  versagen, 
auf  den  übrigen  Inhalt  dos  interessanten  Buches  n&her  einzutreten 
und  namontlicb  die  Capitel  zu  beitprecheu,  welche  von  den  BeschrAn* 
kungen  handeln,  welche  der  Staat  der  Verfugung  und  Benutzung  von 
Grandel  gen  thnm  aufzuerlegen  berechtigt  ist,  und  es  dem  Leser  über- 
iHsen  sich  selbst  mit  dem  Buche  genauer  bekannt  zu  machen.  Es 
ist  nicht  das  gelingst«  Verdienst  des  Verfassers  zu  einer  Zeit,  wo  die 
Bäcküichten  der  Zweckmässigkeit  in  unziemlicher  Welse  hervortreten, 
wieder  einmal  auf  die  strengeren  Forderungen  des  Rechts  aufmerksam 
gemacht  zu  haben. 

Bern.  König. 


Dowell.    Stephen.     A    History    of   Taxation    and   Taxes   in 
KL<^Mand  from  the  earliest  times  to  the  preaent  day. 
4  Toi.   London.   Longmans.  Green,  &  Co.  8M.  XVH;  297.  II. 
XX.  449;  m.  XVIU.  379;  IV.  XVHL  476. 
Für  Wenige  hat  auf  den  ersten  Anblick   eine  ausführliche  Ge- 
schichte der  Steuern   und  der  Steuergesetzgebung  Englands   von  den 
IlteKten  Zeiten  bis  auf  die  Gegenwart  etwas  Verlockendes,  wer  aber  die 
erste  Scheu  überwindet  und  sich  durch  das  vorliegende  tn  ffliche  Werk 
hindurcharbeitet,   der  wird   nicht  ohne  gi*osse  Befriedigung  die  vier 
stattlichen  Baude  aus  der  Hand  legen.    Eine  Geschichte  der  Steuern 
Hegt  Md  dem  Grenzgebiete  der  Bochtswis&onschal't  und  der  Geschichte 
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und  weder  der  Historiker  noch  der  Jurist  kanu  Ihrer  entbehren, 
kE>)Der  wird  in  Zukunft  thetlnahinslos  an  dieser  Verfassungsgaschicbtc 
Englands  im   Lichte   seiner   Steuern    vorbeigehen    könneo.     TieUtcb 
raOüht«  man  wünschen,   der  Verfasser  wbre   bald  in  diesem,  b4ld  is 
jenem  Gebiete  etwas  tiefer  eingedrungen ,  allein  wir  kSnnen  es  doeb 
nur  billigen ,    wenn  er  sich   streng   an  seine  Aulgabe   hielt ,    die  'je- 
schichte  und  das  Wachsthnm  der  Steuern  zu  i^cbildern,    und  ee  dem 
Leser  überliest,  die  weiteren,  ot^t  nahe  liegenden  Schlüsse  zn  üb«. 
Das  Bach  Di^weu's  fuhrt  uns  von    den   tUtesten  Zeiten   bis  auf  di? 
Gegenwart.   Die  Verhandlungen,  KOmpfe  und  Streitigkeiten  der  Stiode 
mit  der  Krone,   welche   das  Mittelalter  charukterisinm,   werden  eit- 
gehend  und  lebendig  geschildert.   Mit  Cboumtu  schliesst  diese  V 
ab,  das  stehcude  Heer  bedarf  einer   starken   Regierung   und 
Steuern ,   welche  den  Puritanern   den  Weg  zum   Herzen   des  Volkts 
verseht iessen.    Von  da  an   spiegeln  sich  alle   inneren    and  BnsBeren 
politiäcben  Ereignisse  und  die  Bestrebungen  der  Parteien  tu  der  Q«> 
schichte  der  Steuern    ab.     Die  Verhandlungen   der  Parlamente,  die 
Aeussernngen  der  üffentlicheu  Meinung  in  Zeitungen,  Pamphlete!)  ond 
Bputtitedern    werden    getreuHcli  und  vollständig   überliefert,  und  dt* 
durch  gleichzeitig  eine  Geschichte  der  englischen  Parteien  in  grasHO 
Umrissen  geliefert.     Mochte   aber  das  BedUrfniss  noch  .so  gros$  oad 
die  Noth  noch  so  dringend  sein,  niemals  kamen  die  englischen  Stut»- 
m&nner  auf  das  för  Frankreich  so  verderblich  gewordene  System  d«r 
Verpachtung  der  Steuern,  sondern  immer  behielten  sie  den  Beiog^  is 
eigener  Hand.  Der  ganze  Stoff  wird  von  dem  Verfasser  in  vier  Binde 
vertheUt,  von  denen  jeder  einen  für  sich  abgeschlossenen  Inhalt  liit. 
Der  erste  Band  beginnt  mit  den  dürftigen   ältesten  Nachrichu^o  ao* 
der  römischen  und  vomormanuiscfaen  Zeit  und  führt  die  Darstellang 
bis  zur  Revolution.     Vertrags mä&sig  wurden   die  Steuern    festge^Ul 
und  bewilligt,  und  dadurch   in   dem  Zahlenden   das  Gefühl  erweck 
und  unterhalten ,  dass  er  gemeinsame  Interessen  zu  besorgen  und  n 
fördern  habe,    während   bei   dem   Kftnig   das  Bewusstsein  ent5t<lM 
musste,  dass  er  nicht  willkürlich  über  die  Mittel  des  Landes  verftigu 
und  gesetzliche  Schranken   nicht  Überschreiten  d&rfe.     Deutlich  aitd 
unverkennbar  miichon  sich  schon  frühe  die  Ani;eigen  späterer  Confüi* 
und  ilirer  Losungen    geltend,   die  Bill  of  Kight  und  Shipmouev.    In 
diese  Periode  f^llt  auch  die  Äustreibuug  der  Juden  durch  Edasrd  l 
12fl0,   die    bisher    eine    nie    versiegende   Quelle    bedeutender    ■ 
einkünfte  gewesen  waren ,  und  der  Verfasser  scheint   keinen  < 
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duHber  SD  befi^en,  dase  dieselbe  eibe  effective  gevreaen  sei.  lodcssen 
ist  doch  die  Annahme  begründet ,  dawt  sie  auf  dem  Papier  und  vor 
dem  Gesetz  eine  vollständigere  gewesen  sei  als  in  der  Wirklichkeit, 
da  sich  anders  die  w&brend  des  M.A.  keineswegs  ungewöhnlichen 
BekeUnuigen  zum  Judenthum  kaum  erklären  Hessen.  Auch  die  ersten 
Anfüge  der  Tarifkriege  und  6es  Kampfes  zwischen  Freihandel  und 
Schutzzoll  fallen  in  diese  Periode,  indem  UnNmcii  VIT.  einen  Einfuhr- 
mII  Venedigs  mit  einem  »olcben  auf  Weine  Ton  Candia,  welches  da- 
mals der  Lagunenstadt  geborte,  beantwortete. 

Der  zweite  Band  beginnt  mit  der  Republik  und  endet  mit  der 
Gegenwart.  Nicht  ohne  Grund  bezeichnet  der  Verfasser  den  Zeitraum 
Ton  der  Revolution   von  hiSH  bis  3815    als  denjenigen   der  taxation 

»on  the  increase,  denn  in  ihn  fallen  die  grossen  Kriegti,  vom  sponisohen 
ßrbfolgekriege  bis  zur  Schlacht  bei  Waterloo  und  die  gewaltige  Ver- 
inehruDg  der  englischen  Staatsschuld.  Diese  stieg  während  dte-ses  Zeit- 
raomes  auf  860  Mill.,  d.  h.  auf  £  43  per  Kopf  der  Bevölkerung  und 
die  Verzinsung  erforderte  £  32  Mill.  F&r  das  vereinigte  Künigreioh 
betrugen  die  Steuern  74 ''i  Mill.  und  mit  Recht  konnte  der  verstorbene 
Lord  DauiY  sagen:  with  everything  taxed  that  could  be  iaxed,  and 
an  inoomet&x  at  10 "|o,  truly  our  grandfathers  had  something  about 
whieb  to  grumble.  Das  dritte  Buch  des  zweiten  Baodes  beginnt  mit 
I  einer  üebersicbt  der  staatlichen  Einnabmsquellen  im  Jahre  1816, 
^bebildert  sodann  die  Aufhebung  der  von  Pitt  1799  eingefllhrten  In- 
^^cometax  und  ihre  Wirkungen  und  die  verschiedenen  aufeinanderfolgenden 
Verwaltungen  bis  auf  Pkki.  1842.  Mit  der  Verwaltung  dieses  Slaats- 
mtnneü  beginnt  das  vierte  Buch,  welches  die  WjedereinfUhruDg  der 
Inooniotax,  die  Aufhebung  der  Komgesetze,  das  erste  Auftreten 
GLAit^TUKi:^  als  Finan^minister  und  seine  erste  Verwaltung  zum  Gegen- 
stände hat  (1808—1871).  Das  letzte  Buch  schildert  die  Verwaltungen 
Qladstoxe's  und  BEAcoNrrcto's  von  1871  —  1883.  Von  Interesse  sind 
verschiedene  Tabellen,  welche  dem  Bande  beigegeben  sind ;  sie  enthalten 
eine  Uebersicht  über  das  gesammte  Steuerergebniss  im  Jahre  1881, 
Mittbeilungen  über  die  Kriegskosten  von  1G88 — 1809,  das  stetige  An- 
wachsen der  Staatsschuld  von  1702 — 18B2,  die  Kosten  für  Armee  und 
Flotte  in  Friede nszeiten  wJlhrend  acht  verschiedenen  Perioden  und 
endlich  die  Taxen,  welche  von  den  Angehi)ngen  der  verschiedenen 
Klassen  der  englischen  Gesellsuhaft  bei  Aulass  von  Begräbnissen,  Hei- 
rathen  und  Geburten  vom  1.  Mai  1695  bis  l.  August  1706  bezahlt 
^werden  mussten,  woraus  sich  ergibt,  dass  ein  Duke  für  sein  Sterben 
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eine  Gebülur  von  £  50  m  bezahlen  halt«,  seine  Freude  tlber  die  Qr- 
bnrt  eines  ersten  Sohnee  duroh  eine  gleich  hohe  Abgtibe  gedtlmpft 
wurde,  nnd  die  Hochxeit  eines  herzoglichen  Paares  dem  Fianis  sogar 
£  100  eintrug. 

Der  dritte  Band  terftllt  in  xwei  Abtheiloogon ^  von  denen  die 
erste  den  dirccten  Steuern  von  Pommen  und  Sachen,  die  letxtn« 
dagegen  der  Stempelsteaer  und  ihrer  Geschichte  gewidmet  ist.  Kina 
gibt  es  einen  Gegenstand  oder  einen  Beruf,  welcher  nicht  aaf  irgnd 
eine  Weise  zur  Steuerzahlung  wttre  herangeiogen  worden .  sogar  «lü 
Taschenuhren  entgingen  dem  allgemeben Schicksale  nicht.  Der  vierte 
ond  letzte  Band  hat  die  Verbrauchssteuer  zum  Gegeostaad ;  Abgaln 
von  Esswaaren,  geistigen  Get-rUnken,  Tabak  und  beinahe  allen  oar 
denkbaren  Gegenstanden  des  tBglichen  Gebrauclios. 

Jeder  Band  wird  insofeme  als  ein  besonderes  Werk  behandelt, 
als  er  nicht  nur  einen  besonderen  Gegenstand  abscblieesend  behandek, 
sondern  auch  mit  einem  ansf&hrlichen  analytischen  InhaUsreneidb' 
nisse  nnd  einem  ausftibrlichen  Räch-  und  Personenregister  Terecli«n 
ist.  Das  ganze  Werk  kann  als  eine  sehr  wej^enlliche  und  sehr  doÜi- 
wendige  Ergänzung  jeder  constitutionellen  Geschichte  Englands  an- 
gesehen und  empfohlen  werden. 

Bern.  König. 


The  Law  rotating  to  Ijocal  and  Manicipal  GoT*rni&Mit  Bt 
C.  Korman  Raxalgete  and  Ueorg«  Humphreys.  Loodoo. 
Stevens  and  Sons.    1ÖÖ5.  gr.  8».   XXXVIl.    ITtil.     T  S.  3. 

Die  hior  rorliegende  Sammlung  von  Gesetzen  bildet  einen  toD* 
ütHndigen  Codex  municipalis  für  England  mit  Ansnafamr  der  HsapV 
stadt  London.  Die  Organisation  der  Gemeinden  und  die  Besorgiuj 
der  Öffentlichen  Gemeindeangelegenheiten  war  bis  vor  wenig  Jthr 
xehnten  eine  äusserst  mangelhafte,  nnd  namentlich  die  Sorge  flu*  4ii 
{öffentliche  Gesundheit  beinahe  ganz  dem  Zufalle  überlassen.  Kaon 
gab  es  Mittel  und  Wege,  den  Widerstand  Gebe) wollender  zu  ftbcr 
winden  oder  sie  Kur  Theilnahme  am  Öffentlichen  Werke  aninhattn, 
und  alles  was  die  Öffentliche  Sicherheit,  das  Wohlbefinden  nnd  dif 
Gesundheit  anbelangt,  Unterhalt,  Reinhaltung,  Pflasterung  ond  6e 
lenchtung  der  Stras^ien;  Strassen-  und  Gebäudopolizei,  Üloakeo,  I£iai' 
sale  nnd  Wass«r/.afahr  war  dem  guten  Willen   der  Kirchgemeindei 
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Überlasset).  Es  mussten  daher  Btihorden  geschaffen  werden,  welchen 
unter  ütoatlicbor  Oberaufsicbt  die  ErfßlluDg  dieser  Aufgaben  auferlegt 
werden  konnten.  Dies  geschah  durch  die  Local  GoTemment  board  Act 
1871  und  die  Muuicipal  corporations  Acts,  welche  1882  in  eine  ein- 
zigt!  vereinigt  worden.  Ferner  mu.«tsten  die  Aufgaben  und  CompetenzeD 
der  Behörden  genau  beatimmt  und  joder  ihr  besonderer  Wirkangs- 
kreis  auch  in  territoriHler  Beziehung  angewiesen  werden.  Dies  ge< 
Bobnli  dtircl)  die  Public  Health  Acts,  von  denen  die  erste  1848  er- 
schien.  Seither  wurde  dieselbe  wesentlich  verändert  und  erg&nzt  und 
scbliessUch  durch  die  zusammenfassende  tod  1U75  ersetzt.  Diese 
Public  Uealth  Act  tou  IH75  steht  an  der  Spitze  der  Sammlung}  ein- 
geleitet wird  sie  durch  eine  kurze,  dem  Berichte  von  18t>9  entnom- 
mene Geschichte  dieser  Gesetzgebung  (siehe  auch  Annuaire  de  leg. 
Prangere  5^*^  onn^).  Hierauf  folgen  die  Man icipal  Corporations  Acts 
TOD  lHi^'2  and  die  Local  Government  Board  Act  von  1871. 

Durch  das  Gesetx  von  1B75  wurden  dasjenige  von  1828  sowie  29 
seither  en»hienene  Ab&nderuugs-  oder  Ergftnznngsgesetze  aufgehoben 
und  ein  fUr  gan?.  Engtand  mit  Aosnahme  von  London  ma5.sgebender 
Kanicipalcodex  erlassen,  welcher  seither  noch  wenige  Abündoruugen 
erfahren  hat.  Die  einzelnen  Artikel  werden  erläutert  und  an  der 
Hand  von  ungoftlhr  2000  Entscheidungen  der  gegenwärtige  Rechts- 
zustand festgestellt.  An  das  Gesetz  schliessen  sich  die  Specialgesetze 
und  lU-glemente,  welche  mit  demselben  im  Zusammenbange  stehen 
oder  zu  Ausführung  desselben  erlassen  worden  sind;  dabin  gefahren 
namentlich  die  Verordnungen  über  die  Cloaken.  Verunreinigung  von 
laufendem  Wasser,  Beleuchtung  di-r  Stra.ssen  durch  Gas  und  Electri- 
citttt,  Arbeiterwohnnngen,  Schutz,  der  Kinder,  Lebensmittelpolizei, 
Aufbewahrung  gefUbrlicluT  Stoff«!,  Epidemien,  Strassen  und  Tram way 8, 
Expropriationen,  Beerdigungen,  Badeanstalten,  Einrichtung  von  Biblio- 
theken, Museen  und  Schulen  etc.  Ferner  werden  mitgetheilt  die 
Circulare  des  Local  Government  Board  und  die  slanding  Orders  der 
beiden  Vurlamentshäufler.  Ein  sehr  augf&hrliches  Register  von  107  Seiten 
erleicht-ert  den  Gebrauch  des  Werkes,  dagegen  ist  das  Inhaltäverzeich* 
siss  nicht  bequem  eingerichtet,  indem  darin  wohl  zu  finden  ist,  wo 
die  einzelnen  Gea«tze  abgedruckt  sind,  aber  nicht  wie  sie  auf  einander 
folgen. 

Die  ftossore  AusAtattung  des  Buches  lässt  nichts  zu  wünscheo 
abrig. 

Konig. 
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sohrott.  BaK  englische  Armenweaen  in  »einer  histori- 
schen Entwicklung  und  in  seiner  heatigen  Oestalt. 
Leipzig.     1886. 

2,  HfiiLsterberg.    Die  dentscbe  Armengesetzgebung  nnd  das 

Material  zu  ihrer  Reform.    Leipzig.     1887. 

3.  V*  ReiUensteiii.     Die  Undliche  Armenpflege  und  ihre  B** 
form.     Freiburg  i.  B.     1887. 

Die  Literatur  des  Annenrechts  bat  durch  die  Torgenannt««  dm 
Werke  eine  werthvoUe  Bereicherung  erfahren.  Die  beiden  ersten  Ai^ 
beiten  sind  als  viertes  Heft  des  fQnft^en  Bandes,  bezw.  als  viertes  HaS 
des  sechsten  Bandes  der  »Schmollch 'sehen  Staats-  und  socialwiBssn- 
schaftlichen  Forschungen'  veröffentlicht,  dos  dritte  Werk  ist  im  Auf 
trage  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthltigkait 
herausgegeben  und  enthält  die  Verhandinngen  dieses  Vereins,  sowie 
der  von  ihm  niedorgesetzten  Kommission  über  die  im  Titel  bezeiohatto 
Mat«rie  nebst  den  erstatteten  B«richten  und  Gutachten. 

Das  erstgenannte  Werk  beschäftigt  sich  ansschliosBlieb  ak 
dem  Armenwesen  in  Kngland,  ohne  zugleich  auf  Schottland  und  I^ 
lond  einzugehen.  In  biner  Schlussbctrachtnng  (S.  ä2i^  — 1191)  1^  da 
Verfasser  dar,  was  wir  nach  seiner  Ansicht  fUr  die  praktische  GesUl* 
tung  des  dentschen  Armenwesena  von  den  Engländern  lurnon  kftanBit 

Der  historischen  Darstellung  ist  der  erste  Abschnitt  (S.  1— IW) 
gewidmet.   Erführt  die Enlwicklungdes  englischen  Annenw«sensbisia 
die  neueste  Zeit  fort  and  weist  nach,  wie  trotz  der  mannigfachen  Aemfe" 
rnngen,  welche  im  Laufe  der  Jahrhunderte  sich  vollzogen  baben,  vai 
trotz  des  verschiedeuen  Geistes,  tri  welchem  die  Annenpfletge  in  fia^ 
land  geübt  worden  ist,  indem  abwechselnd  bald  das  polizeili^e,  balJ 
das  humanitäre  Princip  die  Oberhand  gewonnen  bat,  die  grundlegend» 
Unterscheidung  des   Armengesetzes   der   Königin  Elisabeth  (FOrsorge 
für  die  armen  Kinder  durch  Erziehung  und  Ausbildung  demlbea  in 
Schule  und  Handwerk  —  Unters  tu  t7.ung  f&r  die  Arbeitsunfthigeii — 
Arbeit  för  die  Arbeitsfähigen)  noch  jetzt  das  engliecbe  Armeowwa 
beherrscht.    Als  TrSger  der  Armenlast  wurde  auch  nach  tkr  51- 
cularisation  des  Kirchenguts  und  Beseitigung  der  noofa   IlumnniLlD- 
räcksicht«n  gehandhabten  kirchlichen  Armenpflege  das  Kirchspifl  bä- 
behalten. Aus  den  freiwilligen  Gaben,  welche  zu  dem  ^  common  tati' 
und  von  besonderen  Almosensammlem  eingefordert  wurden,  eatwidc^it' 
sich  die  von  den  «overseers  of  the  poor"  auszuschreibende  und  t-vm- 
ziehende  Armensteuer.  Die  Verleihung  des  Best euerungsrechts  ^nr^ 
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Staatsgesetz  machte  die  ArmeDpflege  zu  einer  uffentlichen  mit  Rück- 
siclit  auf  di«  staatliche  Oemeinscbaft  und  deren  Interesse  zu  verwal- 
enden  Angelegenheit.  —  Die  Verbindung  der  Unterstützungspflicht 
lit  dem  Heimathsrecbt  (settlement)  des  Unterstützten  durch  das 

[Gesetz  U  von  1662  erwies  sich,  je  mehr  die  Titel  2um  Erwerbe  der 
Heimaih   eingescbränkt   wurden,    in    immer    höherem    Masse    als    im 

^  Widerspruch    stehend    mit    den    Bedürfnissen    des    wirthschaftlichen 
ebens  und  der  dadurch  bedingten  Ireiuu  Bewegung  des  Individuums. 

'Die  Gesetzgebung  der  letzten  40  Jahre  hat  die  FÄlle  der  Unausweis- 
barkeit  (irremovability)  mehr  and  mehr  ausgedehut;  schon  jetzt  bildet 
die  Unterstützung  am  Ueimathsorte,  wenn  dieser  nicht  zugleich  der 
Aufenthaltsort  ist ,  die  Ausnahme.  Einj&hriger  Aufenthalt  genügt, 
um  das  Aus  Weisungsrecht  tVL  beseitigen.  Wenn  Krankheit,  Unfall 
oder  Zufall  die  Hülfsbedürftigkeit  verursacht  haben,  ist  die  Auswei* 
sung  ausgeschlossen,  sofern  nicht  der  Friedensrichter  ausdrücklich 
feststellt,  dass  dauernde  und  vOllige  Arbeitsunfähigkeit  wahrsctiein- 
licfaerweise  daraus  resultiren  werden.  Das  zur  Berathung  über  die 
,laws  of  settlement  and  remoTal"  1879  niedergesetzte  Com ite  hat  sich 
principiel)  für  günzliche  Beseitigung  des  .remor&l"  ausgesprochen  und 
dessen  Beibehaltung  nur  noch  für  die  Seeplatze  empfohlen  zur  Ver- 
meidong  einer  U'eberbürdung  derselben  durch  die  dort  landenden 
Personen.  Thats&chHch  wird  von  dem  noch  bestehenden  Kechte  der 
Ausweisung  kein  Gebranch  gemacht,  insbesondere  nicht  von  den 
grösseren  Städten.  Die  Unterstützungspflicht  erscheint  daher  schon 
jetzt  der  Regel  nach  losgelDät  von  dem  Heimathsrecbt  des  Unter- 
BtUtzten  als  eine  ansschUesslich  dem  Aufenthaltsorte  (bezw.  dem  be- 
reffenden  Armen  verbände)  obliegende  Last.  —  Ein  Erstattungsanspruch 
findet  nach  englischem  Hechte  nur  statt  seit  dem  Zeitpunkt  der  Zu- 
Stellung  der  ,order  of  removal"  an  den  Armenverband  der  Heimath. 
Die  bis  dahin  entstandenen  Konten  und  auch  die  Kosten  des  Trans- 
ports in  die  Heimath  hat  der  Bezirk  zu  tragen,  in  welchem  die  Hülfe* 
bedürftigkeit  eingetreten  ist. 

Was  die  Organisation  der  unterstütsenden  Verbände  anlangt, 
so  hatte  bereits  die  Royalcominission  von  1832,'34  die  Noth wendigkeit 
erkannt,  an  Stelle  der  vielfach  nicht  genügend  leistungsfähigen  Kirch- 
spiele grössere  Verbände  durch  Vereinigung  mehrerer  Kirchspiele  zu 
setzen  (nnions).  Die  nachfolgende  Gesetzgnbuiig  hat  dann  einzelne 
Zweige  des  Armenwesens  noch  grösseren  Bezirken  (Districten,  bezw.  der 
ganzen    Hauptstadt)   übertragen ,    namentlich    auf  dem    Gebiete   der 


446 


Kinderfürsorge  und  der  KrankenpSege.  Die  allmählich  in  immer 
weiterem  Umfange  sich  vollziehende  I^slösnag  der  Unterstützaogv 
pflicht  von  dem  Heimatlisreobt  gab  der  Oesei-zgebniig  freie  Haod, 
tediglicb  ZweckmässigkeiU^rfinde,  Rücksichten  auf  edne  möglichst  gat« 
and  rationelle  Verwaltang  des  Ärmecwesens,  Terbasden  mit  aia« 
m<iglichst  weitgehenden  Änsgleicbnng  der  Ärmenlast,  walten  za  lafoet. 
—  Mit  der  Einmtzong  einer  staatlichen  Gentralicstunz  über  der  lokatou 
Armenverwaltung  (poor-law-bord.  seit  1871  in  dem  local-goTerniiineat- 
boord  aufgegangen)  wurde  der  staatliche  Charakter  des  engliaduo 
Armenwesens  vollständig  durchgefiilirt. 

Wie  im  Einzelnen  sich  das  englische  Ärmenwesen  in  der  Gtffot 
wart  gestaltet  bat,  ist  in  dem  zweiten  Abschnitt  ausgef&hrt,  d«ua 
oinzclno  Capit«!  von  dem  Recht  und  der  Pflicht  der  A  rmenonterstOtzui^ 
(S.  157—208),  von  der  Beschaffung  der  Mittel  für  die  Armenuat^r 
Stützung  (S.  209—232),  von  den  Organen  (S.  233-283)  und  du 
einzelnen  Zweigen  des  Armeiiwesens  (S.  284 — 3äl)  handeln.  Da»  ba 
dieser  Darstellung  in  der  Kürze  die  historische  Entwicklung  der  htf 
treffenden  Materie  recapitulirt  ist,  wird  von  den  meistt^n  Lesern  mit 
Dank  anerkannt  werden,  üeberhaupt  ist  es  dem  Verfasser  durch  dii 
Art  seiner  B(>handlang  gelungen,  nicht  nur  das  massenhafte  Matenal 
zu  bew&ltignn  und  zweckmässig  zu  gruppiron,  sondern  auch  don  etwa* 
trockenen  Stoff  zu  einer  anregenden  und  fesselnden  Lektüre  zu  gestalten. 
Von  den  einzelnen  Abschnitten  erschienen  uns  für  die  Reform 
Unseres  deutschen  Armenwesens  besonders  beachtenswertb:  Die  Da^ 
Stellung  der  Armenprincipien  und  der  Hauptacten  der  Untorstütinuig 
in  England,  des  .out-door-rcliof  (S.  284—294)  und  der  UnterbriagasfT 
in  einem  workhonse  (S.  2118 — 302),  sowie  die  Kapitel,  welche  tob 
den  Befugnissen  und  der  Wirksamkeit  der  Central  arm  enbehGrde  aod 
der  ihr  zui'  Aufrechterfaaltuug  der  Verbindung  mit  den  Lokalarxaeo- 
verwaltungen  dienenden  Armen inspektoren  handeln  (S.  241» — 25t»),  end- 
lich der  Anhang  I,  welcher  sich  auf  die  Ergänzung  der  Offentlichnn 
Armenpflege  durch  die  Privatwohlthätigkeit  bezieht  (S.  305 — 4101, 

Das  Buch  UCm3Terbf.rg*s  ist  dem  verdienstvollen  Heran;sgf'l'e<' 
des  dritten  Werkes,  dem  Dezirksprttsidenten  z.  D.  Frhm.  v.  Ennj»- 
sTEcv  gewidmet.  Hervorgegangen  aus  dem  Bestreben  des  Verfaas««. 
sich  für  die  ihm  aufgetragene  Leitung  der  Reichsarm enstatisük  is 
der  Stadt  Berlin  mit  allen  denjenigen  Fragen  vertraut  zu  tniu:li«. 
für  deren  Beantwortung  die  Armenstatistik  das  Material  liefern  soll 
mit   den  Fragen   sowohl  der  Armengesetzgebimg  und  der«&  BeAni 
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sei: 


als  mit  den  Verhältnissen  und  der  Gestaltung  der  vorbeugenden  und 
h-eiwUligen  Armcnptlege,  ist  das  Buch  zu  einer  umfassenden  Darstel- 
lung des  deutseben  Armenredits  sowobl  in  seiner  gögcbiohtUcbdn 
Entwicklung  als   in    seinem    gegen wiLrtigen   Zustande   und  zu   einer 

ollstftndigen  Zusaintnenstollung  der  auf  dic«om  Gebiete  neuerdings 
lierrorgotretenen  Reform bestrebungen  geworden. 

Seine  Absicht,  den  lur  Armengesetzgebung  berufenen  und  mit 
ihrer  Ausführung  betrauten  Organen  über  die  wichtigsten  Fragen 
Auskunft  2U  geben,  ihnen  eine  Art  Sicherheit  zu  gewähren,  dass  sie 
an  einer  Stelle  beisammen  tindun,  was  in  l^zicbung  auf  die  einzelnen 
Prägen  gesagt,  geschrieben  und  nachgewiesen  ist,  bezw,  wo  die  Li- 
teratur und  die  Statistik  im  Sllcbe  lassen  —  ist  durch  den  Inhalt 
des  Buches  in  Tollstem  Masse  verwirklicht.  Der  Yerfasspr  bietet 
indess  keineswegs  blos  eine  Materialien  Sammlung.  Er  ist  vielmehr 
mit  bestem  Erfolge  bestrebt  gewesen,  wenigstens  bei  den  wichtigsten 
Punkten  neben  den  thutsächlichen  auch  die  begrifflichen  und  ge- 
schichtlichen Grundlagen  auf/.u$ucheu  und  systematisch  zu  verarbeiten. 
In  dem  ersten  Buche  ist  nach  einer  Uebersicbt  der  Quelleu  des 
Armenrecbts,  wie  sie  in  der  Literatur,  den  Verhandlungen  der  gesetz- 
gebenden Kürperschafteu  und  der  Vert^iue,  nud  in  der  Statistik  ent- 
halten sind  (S.  2 — 50),  eine  Erörterung  über  die  allgemeinen  Voraus- 
setzungen der  Armengesetzgebung,  namentlich  über   das  Yerhältniss 

ier  öffentlichen  Armenpflege   zur  Selbsthülfe  {Versicherung)   und  zur 
liwilligen    Armenpflege  vorausgeschickt  (9.  51 — 84).      lu    letzterer 

leriehung  theilt  MC>sTeRBF.Hn  den  Standpunkt  Stahl's  und  Anderer. 
Er  betrachtet  die  freiwillige  Ariuenpflege  als  das  erstrebe nswerthe 
Ziel,  die  obligatorische  ArmenpHege  des  Staats  und  seiner  Orgaue 
nur  als  eine  subsidiäre,  welche  zwar  wegen  nicht  genügender  Ent- 
wicklung der  PrivatwübllhUligkeit  unumgänglich  gewesen  sei  und 
bis  in  furne  Zukunft'  nothwondig  bleiben  werde,  welche  aber  doch 
ihr  Gebiet  rllumcn  und  der  freiwilligen  ArmeopSege  überlassen  müsse, 
eobald  letttore  es  wieder  einnehmen  wolle  (8.  77,  7S).  Das  Armen- 
gesetz habe  damit  einzusetzen,  dass  es  ausst>reche:  Sofern  eine  Person 
nicht  durch  eigene  Mittel ,  Mittel  der  Angehörigen  oder  freiwillige 
Armenpflege  ihren  Lebensunterhalt  cimpftUigt,  tritt  üffentliehe  Unter- 
stützung ein.  —  Nun  ist  es  gewiss  richtig,  dass  that^ächlicb  für 
das  Einschreiten  der  üffentlicben  Armenpflege  kein  Bedürfniss  vorliegt, 
wenn  die  freiwillige  Armenpfl^e  dem  Hülfsbedürftigen  dos  Noth- 
wendige  geleistet  bat.    Insofern  erscheint  die  Öffentliche  Armenpflege 
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allerdings  als  eine  subsidiÄre.  Aber  die  Frage  ist  eben,  ob  dits  Vä> 
bältniss  den  Anforderungen  einer  vollkommenen  Armenpflege  entspricht. 
ob  nicht  vielmehr  öfTentUcbe  und  freiwillige  Armenpflege  ihre  geioo- 
derten  Qebiete  haben  und  haben  müssen,  so  dass  letzterer  —  am 
ee  kon  auszudrücken  —  die  heilbaren  Fftlle  vonubefaallen,  erstrrer 
aber  solcbo  Fälle  zuzuweisen  sind,  in  denen  der  Hülfsb^Srftige  ror 
dem  Zustande  der  Verarmung  nioht  zu  bewahren  oder  aus  demselben 
nicht  mehr  herauszuheben  ist,  sei  es^  weil  seine  £rwerbsfftbigkeit  auf 
gehört  hat,  sei  es,  weil  er  sittlich  so  verkommen  ist,  dass  er  sieb  andi 
mit  fremder  Hülfe  nicht  mehr  emporzuarbeiten  vermag.  Die  Schwierig- 
keit der  Unterscheidung  im  Einzelfalle  liegt  auf  der  Hand.  Sie  ku» 
nur  durch  eine  zweckmässige  Organisation  sowohl  der  üflentlichao  ili 
der  freiwilligen  Armenpflege  und  ein  organisch  geregeltes  ZoBammeo« 
wirken  Beider  überwunden  werden.  In  dieser  Beziehung  sind  <üe 
Mittheilungen  und  Ausführungen  A^HnoTr's  über  die  GreuzbestiB- 
mung  zwischen  öffentlicher  und  privater  Armenpflege  and  über  die 
Orondsfitze  und  die  Wirksamkeit  der  Charity  Organisation  Sotietj 
(a.  a,  0.  S.  157,  395  ff.,  -U^i  ff.)  ebenso  zutreffend,  als  für  un*et« 
hämischen  Verhältnisse  beachtenswerth. 

Den  Schlnss  des  »"sten  Buches  bildet  bei  MCnstemrerg  eine  Uebe^ 
sieht  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Armengcsetzgebnng  in 
DeutschUad,  bei  welcher  die  Entstehungsgeschichte  des  Reicbsgesetta 
über  den  Unterstützungswohnsitz  besondere  Berücksichtigung  gefandeo 
hat  (S.  90—179).  Dabei  scheint  uns  das  Verh&Itniss  des  vorltufig 
unterstützenden  zu  dem  endgültig  verpflichteten  Armeu verbände  nielit 
ganz  zutreffend  uharakterisirt  zn  sein.  Der  civil rrchtliobe  Gesichts- 
punkt der  , negotiorum  gestio"  triflit  nicht  zu,  wenn  der  ArmenvorbBBid 
des  Aufenthaltsorts  eine  Person  unterstützt,  welche  in  seinem  fieiirk 
einen  Unterstützungswohnsitz  nicht  hat.  (Vgl.  das  Crtheil  des  Boadei- 
amts  vom  13.  December  18^4,  Bd.  I,  S.  208  dieses  Archivs.) 

Das  zweite  Buch  enthalt  die  Darstellung  und  die  Beurtheüiui,' 
der  geltenden  Gesetzgebung  (S.  183— 2*J1).  £s  werden  dabei  tat 
besondere  die  finanziellen  Wirkungen  (Höhe  der  Armeulastf  Ttr 
theilung  derselben;  Abschiebung;  Kost-spicligkeit  der  Armenpflegil^ 
fremde  Rechnung)  und  die  socialen  Wirkungen  (namentlich  das  Luxl- 
armen-  und  Korrigendenwesen,  Bettelei  und  Vagabondage)  uoterwii'" 
den,  und  in  einem  besonderen  Capit-el  auch  diu  Vorwürfe  der  Tiei- 
Schreiberei  und  der  Rechtsunsicherheit,  welche  als  Folge  d«e  üoln^ 
stfitzuitgswohnsitzgesetzas  bezeichnet  werden,  erörtert. 
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Darauf  folgt  Id  dem  dritten  Buche  eine  systematisch  geordnete 
SusammenstelluDg  der  Reformbestrebungen;  eine  mit  grosser  Sorgfalt 
land  erstaunlicher  Beherrschung  des  Materials  durchgeführt«  und  be- 
■onders  dankenswerthe  Arb«it  Die  dabei  von  dem  Verfasser  he- 
uerte ObjektiritAt  zeigt  sich  in  der  gleich  liebevoUen  Wiedergabe  der 
sich  gegenüberstehenden  Ausicbt«u.  Erst  wenn  dem  Für  und  Wider 
voller  Raum  gelassen  ist,  tritt  der  Verfasser  mit  seiner  Kritik  hinzu, 
bei  welcher  überall  die  eingehende  sachliche  Begründung,  wie  die 
lo^pi^cfae  Scfa&rfe  der  Benrtbeilung  auch  von  Andersmeinenden  an- 
erkannt werden  müssen. 

^B         Bei    der   Abfassung   seines    Werkes    hat    MPx^TEitBEHo    das    Von 

■  RKrrzENSTErx'sche  Buch  über  die  Reform  der  ländlichen  Armen- 
pflege nicht  mehr  ausgiebig  benutzen  können. 

^m  Dasselbe  nennt  den  Preiberrn  v.  Beit/exstkw  auf  dem  Titel  zwar 

^■nur  als  Herausgeber,  und  der  Haupttbeil  des  Buch«;  rührt  nicht  von 
seiner  Feder  her.  Trotzdem  darf  man  ihn  aLi  den  geihtigen  Urheber 
und  den  Leiter  der  durch  den  Deutschen  Verein  über  den  gegen- 
wärtigen Zustand  der  ländlichen  Armenpfiege  veranlassten  Unter- 
Bachong  betrachten.  Von  ihm  ist  der  grundlegende  Bericht  (Tb.  I, 
8.  51^86)  verfasst,  von  ihm  sind  unter  Mitwirkung  des  Landos- 
directors  Freiherm  v.  d.  Goltz  and  des  Ministerialraths  Wikland 
die  Fragen  entworfen ,  welche  in  den  lUr  die  einzelnen  deutschen 
Laodestheile  erstatteten  Berichten  ihre  Bpnntwortung  gefunden  haben 
(Th.  I.  S.  101  ff.,  Tb.  II,  S.  3  ff.);  von  ihm  rühren  endlich  die  Thesen 
her,  in  denen  die  Vorschläge  zur  Reform  der  ländlichen  Armenpflege 
zosam menge fasst  und  welche  im  Wesentlichen  auf  dem  Oongress  des 
Vereins  für  Armenpflege  zu  Stuttgart  in  der  Sit?,ang  vom  21.  Sep- 
tember 18B6  zur  Annahme  gelangt  sind.  (Th.  I,  S.  103  ff.,  Anhang 
S.  38,  39.)   Den  Hauptinhalt  des  v.  Rötzeästeln 'sehen  Buches,  dessen 

^  speciellen   zweiten    Theil    (344  Seiten)    sie    ausmachen,    bilden   jene 

H  Berichte. 

^  Die  Berichterstatter  sind  sämmtlich  mit  dem  Zustande  des  länd- 

lichen Armenwesens  und  der  deutschen  Armenpflege  überhaupt  durch 
ihre  amtliche  Thtttigkeit  woblvertraute  Männer,  Vorstände  und  Mit- 
glieder der  LBudarmenverwaltuügen,  höhere  Verwaltungsbeamte,  Land- 
räthe,  Bürgermeister  und  Amtmänner.  Die  Berichte,  26  an  der  Zahl, 
beschränken  sich  nicht  auf  das  Gebiet  des  Uoterstütznngswohnsitz- 
gosetzes ,  sondern  erstrecken  sich  auch  auf  Bayern  (3  Berichte)  und 
fluBB-Lothringen . 
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Durch  die  Initiative  des  Deutschen  Vereins  ist  auf  diew  Wcim 
ein  äusserst  wertbvoUos,  fflr  die  gesetzgeberische  Reform  mind«st«u 
ebenso  bcdentsames  Material  zosammengebraoht ,  wie  die  Bachs* 
ormenstatistik  bietet. 

Wie  in  England  die  kleinen  Kirchspiele  als  ungeeignet  zw  Ver 
waltung  einer  tüchtigen  Armenpflege  erkannt  worden  flind,  «o  ergeCm 
die  Berichte,  dass  auch  bei  uns  die  Zustande  in  den  kleineren,  be- 
sonders llUidUcben  Qemeinden  eine  Umgestaltung  der  die  Organi- 
sation der  6ffeatliohen  Armenpflege  betreffenden  Oesetzgebong  e^ 
heischen;  dass  eine  vermehrte  Leistungsfähigkeit  auf  dem  doppdte 
Wege :  der  Verbindung  mehrerer  kleinerer  A rmenverb&nde  zu  grflwerea 
Verbänden,  sei  es  für  die  gerammte  Artut'npQuge,  sei  es  fQr  eücelae 
Zweige  derselben,  und  der  Entlastung  der  localen  Annenrerwat 
tung  durch  Uebertragung  gewisser  dam  geeigneter  O^enst&nde  der 
Armoiipflege  auf'  di«  grosseren  Kommunalverb&nde  erstrebt  werdei 
musa.  Die  Thesen,  welche  in  dieser  Richtung  von  dem  Deutsob«a 
Verein  flir  Armenpflege  gut  gebeissen  sind,  stimmen  im  BesuJtat  im 
Wesentlichen  überciii  mit  den  Re form bostrebuii gen ,  welche  UCxsrta- 
BiJio  S.  37t> — 45W  darstellt.  Sie  ntthem  sich  den  Einrichtungen,  waldu 
in  England  au  der  Hand  der  £rf(ihrung  getroffen  sind;  InshMonden 
uueh  in  den  Vorschlagen,  welche  sich  auf  die  Betheiligung  der  grO««ra 
Verbände  an  den  Kosten  derjenigen  Zweige  der  Armenpflege  bexiabcn» 
die  dem  Wirkungskreise  der  Ortsai'menverbände  verbleiben  mBsMS. 
(§  7.  —  AsinmoTT  S.  112;  MCxsTtntiEBO  S.  455.) 

Auch  in  einem  anderen  Punkte  därftc  die  Beform  onaarer  Arwui* 
geset/gebuDg  der  Entwicklung  in  England  folgen.  Dass  man  a 
Deutschland  jemals  zu  dem  Heimatbsprincip  zurückkehren  werde,  iA 
kaum  auxunehmen.  MCkstcrbbrc  hat  die  Unml^Hobkeit  übeneugeaä 
nachgewiesen;  es  sei  denn,  dass  man  mit  den  Orundsätsen  der  Prn- 
zügigkeit  brechen  wollte  (S.  320—370). 

Die  Bt^liandhing  der  Armenpflege  aLs  eines  wesentlichen  Bestand- 
theik  der  kommunalen  Armenpflege  ist  in  Deutschland  Jahrfaundf!ri< 
altes  Recht.  Die  Ausführungen  MCxstchuekü's  S.  211  ff.  rechtfertig, 
dass  auch  nach  Beseitigung  der  Geschlossenheit  der  Oemeinde,  oail 
nachdem  iti  Folge  der  Freizügigkeit  gewisser mossen  das  gaose  Reich 
ein  einheitliches  Wirtschaftsgebiet  geworden  ist,  die  Gemeinde  ferner 
hin  als  Trtlgerin  der  Armenlast  beibehalten  worden  ist,  und  zwar  aidil 
blo!^  aus  Gründen  der  Zweckmässigkeit.  Es  besteht  in  der  That  eiai 
Wechselbeziehung  zwischen  dem  wirthschaftlichen  Vortbeile,  wekbff 
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den   Gememden   durcfa   die   BoTAlkcrungsbcwegung  (von   Osten    nach 

[Westen,    vom  Lande  in  die  Städte)   erwuchst,   und  der  Ärmenlost. 

Daraas   ergibt   sich    die    theoretische    Berechtigung,    dii>    Armenlast 

nicht   nur   aU  Pflicht   der   vorläufigen  Fürsorge,    sondern    endgültig 

der   Aafonthaltsgemeinde   Anf/nbnrden,    welche  ihr   Aeqnivnlent  fKr 

die    im  Ein7^trane   gewährte    UnttrstUtzung  vielleicht   nicht  in  den 

wirthschafi liehen    Leistungen    dt'ä   Unterstützten   findet,    aber  durch 

den  &eien  Zuaog  anderer   nicht  der  Unterstützung  anheimgefallener 

^Personen  in    ihrem    wirthschaftlichen   Gedeihen  gehoben    and    gefOi^ 

ist.    I>ie    LoBlösung   der   Unterstützungspflieht   von 

[der    Heimath    dürfte  auch   bei  uns  —  ebenso  wie  in  England  — 

nor  eine  Frage   der  Zeit  sein.     Und  fttimmen   die   statistischen    Mit- 

beilungen,  welche  MCvsTatuEitu  S.  220  Tab.  2  aus  Berlin  und  Dresden 

anführt  '),  auch  nur  annftbernd  mit  den  Erfabrungeu  an  anderen  OrtMi 

übereiu ,    so   ist   die   procentuale  Ziffer   der   in  den    erBten    beiden 

,      Jahren  ihres  Aufenthalts  unterstützten  neu  /.ugezogonen  Personen  nur 

j^^einc  gcringfü^ge.    I>or  Uebcrtragung  der  endgültigen  Untei*stüt£ung5- 

^PpHicbt  bezüglich  aller  an  einem  Orte  hülfsbedürftig   werdenden  Per- 

H  »onen  (mit  Aasnulune  vielleicht  der  professionirteu  Landstreicher)  an 

die  Aufenlhaltsgemeinde  ohne  Rücksicht   auf  die  Dauer  des  Autent* 

halts,  ständen  demnacli  aucli  finanziell  nicht  allzuschwere  Bedenken 

«ntgegen,  besonders  wenn  die  Armenlast  überhaupt  durch  die  weitere 

■  Durcliführung  der  Kranken-  und  Unfallversicherung,  beziehungsweise 
deren  Grgänzimg  durch  Invaliden-,  Wittwen-  und  Waisen  Versicherung, 
sich  verringert,  und  die  Lokalarmenpfluge  in  der  oben  ange* 
deuteten  Weise  leistungsftbigcr  gemacht  nnd  entlastet  wird. 

Da«  eine  wirksame  Kontrole  der  lokalen  Armen  Verwaltung,  ver- 
banden mit  einer  scharfen  Ahndung  vorstitzlicher  oder  fahrlttäsiger 
VernachliUisigung  der  Fürsorgepflicht  luid  mit  Ei-satzansprüchf  ti  .  so- 
wohl im  Ffille  ungerechttertigler  (rewährung  der  Armen  Unterstützung 
als  bei  AbRchiebungen ,  sowie  eine  Verschärfung  unseres  Strafrechts 


')  Von  100  zagezogenen  anterstütsten  Personen  waren  bei  Empfang 
[der  ersten  ITnteroltitziing  atifliiilLlich: 


0-2  Jahr 

1-a  Jahr 

von  100  MADDcm  in  Berlin 

— 

2,31 

1,12 

2,29 

4,52 

2,42 

2,05 
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und  insbesondere  des  Strafvolhags  gegen  Bettler  und  Land 
ArbeitsscbeuB  und  Familieohaupter,  welche  ihre  hülfsbedüiitigen  Aji- 
gehörigen  im  Stiche  lassen.  —  eine  cothwendige  Erg&nzung  jeder 
Beform  sein  muss,  kann  mau  als  die  gemeinsame  Cebereeugnng  aller 
Sachverständigen  anseheu. 

Der  Einrichtung  eines  Reichs&rmenamts ,  welche  Ascurott  eoh 
pfieblt,  dürfte  nicht  nur  die  Abneigung  der  Bundesstaaten  entgego- 
atebeu,  sondern  auch  sachliche  Bedenken.  Denn  so  lange  die  AnD«ii- 
verwaltuDg  einen  Theil  der  kommunalen  Verwaltung  bildet,  sind  die 
kommunalen  Aufsichtsbehörden,  in  letzter  Instanz  das  Ministerion 
des  Innern,  die  gegebenen  KoatrolbehÖrdeo .  Vielleicht  aber  mOcbte 
es  sich  empfehlen ,  in  den  Ministerien  des  Innern  —  wenigsteos  der 
grösseren  Staaten  —  eine  besondere  Abtheilnng  für  das  ArmenWBMi 
zu  bilden,  welche  in  ähnlicher  Weise,  wie  die  englische  Centralinstaiii. 
fiberwachend,  belehrend  und  fördernd  auf  die  sachgcmlLsse  Hand- 
habung der  Armenpflege  in  den  Localverwaltungen  hinwirkt,  nid 
dabei  durch  besondere  den  Regierungen  oder  den  ProviuzialTenril- 
tungen  beigegebene  Beamte  (Armeninspektoren)  unterstützt  wird.  - 

Doch  der  Zweck  dieser  Zeilen  und  der  zur  Verfugung  stehende 
Raum  verbieten  ein  weitere»  Eingeheu  auf  die  Sache  selbst. 

Es  sei  daher  zum  Schlui>$e  das  Studium  der  drei  bevprücheoea 
Werke  angelegentlichst  empfohlen.  Niemand  wird  sie  aus  der  Huid 
legen,  ohne  den  Verfassern  lebhaften  Dank  zu  wissen. 

Dr.  Krech 


Auslieferungspflicht  und  Asylrecht.  Eine  Studie  über  Theori«- 
und  Praxis  des  tater  nationalen  Strairechts  von  Dr.  Heinriek 
Lammasch,  o.  0.  Professor  an  der  Universität  Imtsbmck. 
Leipzig  1887.  Duncker  &  Hutnblot. 
Der  deutschen  juristischen  Literatur  fehlte  es  bisher  an  einer 
ausführlichen,  Theorie  und  Praxis  gleichmässig  berücksicfatig^D<Iei> 
Darstellung  des  Hechtes  der  Auslieferung,  wie  solche  in  der  aas- 
wartigon,  namentlich  französischen  Literatur,  mehrfach  vorhandec  \< 
Die  obige  Schrift  füllt  diese  Lücke  in  der  glücklichsten  Weise  us. 
indem  sie  einerseits  die  vielfach  bestrittenen  theoretischen  Grundlag« 
des  Instituts,  dessen  geschichtliche  Entwicklung  und  wünschenswertiif 
Fortbildung  eingehend  erörtert ,  anderseits  aber  sich  ixa  hanpt«Acb- 
lichen  Aul'gube  macht,  das  geltende  Recht  der  verschiedenen  Staites 
darzustellen,  und  zwar  unter  besonderer  BerUokachtigung  Oesterreidi- 
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Ungarns  nnd  des  doaUchen  Reichs .  wobei  der  Verfasser  durch  die 
ihm  zur  VerfUf^ng  gestellten  Akten  des  Österreichischen  Justizmini- 
sieriunis  und  eine  im  preussischen  Jostizmijiisteriam  ausgearbeitete 
Denkschrift,  betrfifTend  das  AasUefernngsTerfahren  nach  preussischem 
Recht,  die  wirksamste  Förderung  erfuhr. 
I  Das    Werk    zerfallt,    abgesehen    von    einem    Anbang    über   die 

BechtBbülfe  in  Strafsachen,  in  6  Bücher,  von  welchen  das 
erste  die  Stellung  der  Auslieferung  im  Rechtssystem  and 
die  Geschichte  ihrer  Entwicklung  behandelt.  In  einer  licht- 
Tollen  Darstellung  werden  die  munnigfacben  Gründe  entwickelt ,  aas 
welchen  erst  in  neuester  Zeit  und  nnr  im  Wege  allmählich  sich  er- 
weiternder Verträge  die  Pflicht  der  Auslieferung  »ur  praktischen 
Anerkennung  gelangen  konnte:  die  ursprünglich  so  grosse  Verschieden- 
heit der  socialen,  religiösen  und  politischen  Vcrbtilfcnisse  der  einzelnen 
Staaten,  die  grössere  Hürte  der  älteren  Strafgesetze  und  deren  be- 
sondere Richtung  auf  den  Schutz  der  Interessen  des  Staatsoberhaupts, 
der  Religionen  und  Gonfessionen ,  die  irrationellen  Prozessformen  des 
alten  Hechts,  anderseits  die  Zurückgebliebenheit  des  internationalen 
Verkehrs  der  früheren  Zeit  im  Gegensatz  zu  der  ungeahnten  Steige- 
rung des  letzteren  durch  die  modernen  Verkehrsmittel.  Zur  syste- 
matischen Begründung  des  Rechts  und  der  Pflicht  der  Auslieferung 
gelangt  der  Verfasser  sodann  von  dem  Ausgangspunkt  des  sogenannten 
üniTersalitätsprinzipes  der  Rechtspflege,  vermöge  dessen  „jedAr 
Staat,  welcher  Jemanden,  der  irgendwo  ein  Verbrechen  begangen  bat, 
in  seine  Gewalt  bekommt,  berechtigt  nnd  berufen  ist,  im  Interesse 
der  gesammten  menschlichen  Gesellschaft  fUr  die  Bestrafung  solcher 
Thaten  zu  sorgen ,  die  die  Ijehensbedingungen  der  Gesellschaft  ge- 
fährden* ;  dazu  führt  nach  L.4huascu  einerseits  der  Begriff  des  Ver- 
brechens als  einer  unsittlichen  Handlung,  deren  Unterlassung  nicht 
erst  durch  das  Gesetz  zur  Pflicht  wird,  anderseits  die  Erwägung,  dasa 
der  f5r  die  Bestrafung  des  ausländischen  Verbrechers  sorgende  Zu- 
flaohtsstaat  dies  aus  ganz  denselben  Gründen ,  d.  h.  zur  Vermeidung 
derselben  naohtheiligen  und  zur  Verwirklichung  derselben  gtinstigen 
Folgen  thue,  wie  im  Falle  der  Best-rafnng  eines  auf  seinem  eigenen 
Gebiete  begangenen  Verbrechens.  Der  Zufluchtsstaat  soll  jedoch  im 
,  ersteren  Falle  die  Verwirklichung  seines  (eigenen)  Rechtes,  zu  strafen, 
[  Bor  in  Ausnahmefällen  setb.st  bewirken ,  der  Regel  nach  aber  dem 
Staate,  in  dessen  Gebiet  die  Handlung  begangen  ist,  im  Wege  der 
Aaslieferung    .übertragen",  damit   dieser   sein   konkurrirendes  Straf- 
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recht   ausübe.     Hiemach  soll  die  Aaaliefenuig  nicht  <^twa,   wie  die 
faemcheiidc  Meinnog  annimmt,  bloss   ein  Alct  der  RocbtfhUtf«, 
sondern    gleichzeitig    auch    ein    Akt   dor    R^cbiBpfleg«   dei 
»usliefernden  Staates  selbst  sein  (S.  42).    Im  Verlaaf  d«8  Werint 
(S.  ^32)   bezweifelt  Lamhasch  sogar,   ob  man  die  Aiulieferang  B^ 
suhuldigter  üborhanpt  als  Rechtsbülfe  bezeichnou  dürfe,  weil  dir 
unter  nur  jene  Akte  verstanden  werden  könnten,  auf  deren  Vornahat 
der  dieselbe  gewährende  Staat  keinen  selbständigen  Ansprach  gegoh 
Über   dem  betreffenden  Indiridnnm  beätzc ,   die  er  rielmebr  nnr  »ttf 
Entliehen  und  im  Auftrag  des  ersuchenden  Staates  vomehnm;  letatem 
sei  aber  hier  nicht  der  Fall,  weil  der  Zufluchtsstaat  die  mit  der  Äi» 
lieferung    verbundenen  Beschränkungen  der  persönlichen   Freiheit  «Ol 
seiner   eigenen  Bereclitiguug  und  VerptUchtung ,   zu  strafen ,   ableit«. 
Jene  Aofl'assung   wird  femer  durch  die  Erwl^ung  begründet,  das 
der  inlKndische  St^at  die  Auslieferung  doch  nur  über  Jemanden  rv 
hingen    dürfe,    welcher    sncfa   nach    inländischem  Recht    als   oin  Ver 
brecher    anzusehen    und    daher   den    fraglichen    Beschränkungen   aas* 
gesetzt  sei ;  andernfalls  wäre  die  Auslieferang  selbst  ein  Verbrech«.  — 
Man  wird  die  innere  Berechtigung  dfS  Gedankens  der  Solidoritit  der 
Staaten  bei  Bekämpfung  des  Verbrechens  anerkennen  und  damit,  ab- 
gesehen  von   den   strafbaren  Handlungen  der  Inländer  im  Auslaadi!. 
eine    ansserordentltcho   Strafgowalt    des   Inlands    bei    Verbrechen   im 
Auslände    für    bestimmte  Fälle  —  x.  B.  den  der  Begehung  der  That 
in   einem  barbarischen  Lande  —  als  geboten  erachten  könnefi,  ohae 
doch  die  fragliche  Gousequens  b«eÜgUob  des  Wesens  der  AosUefinmog 
KUgeben   zu  müssen.     Denn   wenn  die  Anstlbang  dieser  aosserord<ttt> 
liehen  Strafgewalt  und  dio  Auslieferung  beide  auf  jenem  solidariMhei 
Interesse    der   Staaten    beruh«n    und   die   Auslieferung    dor    Verwirk* 
liohnng  dieses  Gesammtinteresses,  der  Kecbtapllege  im  intemationalM 
Sinn  dient,  so  enthält  die  Aosliefeiiing  doch  unverkennbar  einen  Vc^ 
zieht   auf  die  Geltendmachung  der  eigenen  Rechtspflege  und  Strif- 
gewalt   des   ausliefernden  Staats:    der   letztere  , überträgt'    nicht  iiis 
Strafrecht  aui'  den  ersuchenden  Staat,  sondern  er  unt«rt!;tiU:ct  lediglich 
die  strafende  Thätigkeit  des  letzteren,   er  leistet  Uechtshülfe.  und 
es  ist  ohne  Belang,  dass  er  etwa  berechtigt  sein  würde,  statt  so  n 
handeln,  den  Verfolgten  selbst  zu  strafen  (vgl.  Binpü44>,  Uaudbuckte 
Strafrechts  8.  397).    Da   der    aosliefemde  Staat    aber   aar  der  G^ 
rechtigkut  dienen  will .  so  kann  er  sich  nicht  damit  begnügen ,  daif 
die  Handlung   vom  Standpunkte    des   auiiläadi sehen   Staats  als  Vir 
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breohau  oder  al«  rertngsmKssig««  AnsUdfeninf^sdöIikt  erscheint,  «r 
bedarf  eines  weiteren  Musstabes  und  kann  diesen  oor  in  seinen 
eigenen,  im  inländischen  Rechte  TerwirkUehtcn  Bechtfibegriffen  finden. 
Es  kann  desshalh  die  von  Lauuiüu:!!  im  VerlHoT  des  Werks  mehrfach 
(?..  B.  S.  164,  43S)  ausgesprochene  Ansicht  nicht  getheilt  werden,  als 
flUire  die  AafT&ssunf;  der  ÄusUererung  als  Becht«hülfe  dazu,  bei 
Pralixng  des  Aoalieferongsbegehrens,  z.  B.  hinsichtlich  der  Frage  der 
Tnjftfarang.  aoaecfaliesslioh  das  ausländische  Recht  zu  berücksichtigen. 
Wenn  anderseits  der  Verfasser  eine  Prüfung  des  Bei aätungsbe weises,  wie 
solche  in  England  stattfindet,  dem  <irnudg(;danken  der  Auslieferung  — 
dafl  Protokoll  verfahren  durch  das  unmittelbare  Verfahren  am  Orte 
A^r  That  zu  ersetzen  —  widersprechend  erachtet,  so  dtirfte  der  grund- 
BiUliehe  Verzicht  auf  diese  Prüfang  die  praktische  Anerkennung  des 
Wesens  der  Ansliefenuig  als  blosser  Bechtehülfe  in  sich  schliessen. 

Das  zweite  Bnch    hrspricht  die  Quellen  des  heutigen  Ans- 
lieferuugsrechts,   die  Auslieferungsverträge   und  Ausliefe- 
iBDgsgesetze.   Baaselbe  beginnt  mit  einer  Ueheraicht  des  bestehenden 
Vertragsrechta   und    einer  Statistik  der  AusliefeningeD   —  welche  be* 
läglioh  des  deutschen  Reichs  aus  Mangel  an  amtlichen  Quellen  nicht 
rollstlndig  sein  könnt«  —  und  geht  sodann  zur  Darlegung  des  ver- 
schiedenen Recht^znstands    bezüglich    der  Frage  über,   ob  der  Ans- 
iiefemngs vertrag  der  Genehmigung  der  Volksvertretung  bedürfe.    So- 
fern dies  der  Fall,  soll  der  Richter,  wenn  er  über  die  Gewährung  der 
Auslieferung  zu  entscheiden  hat,  den  Mangel  der  Genehmigung  /.war 
t^rücksichtigen ,   dabei  aber  nicht  ausser  Acht  lassen ,    doss  die  Aus- 
lieferung, abgesehen  vom  Vertrag,  nach  Herkommen  oder  Gesetz  be- 
fil^det  sein  kann.    Bei  Erörterung  des  Einflusses,  welchen  der  Unter- 
sag des  vertragscfaliessenden  Staats  oder  sonstiger  Stantsumwfilzungen 
*ilf  den  Bestand    der  Verträge   üben  kSnnen,    kommt  die  Frage  zur 
fiwprecbung,  ob   der  die  Auslieferung   auf  breitester  Grundlage  an- 
ordnende Beschlnss  der  deutschen  Bundesversammlung  vom 
26.  Jannar   11*54,  wie  die  Praxis  annimmt,  zwischen  dem  deutschen 
&«ieb   und  Oesterreich   fortgeltc.     Luimascei    verneint  die  Frage  mit 
Rficksicht   auf  Art.  1.1   des  Prager  Friedens,   wonach  nur  diejenigen 
V«rtrtge  der  früheren  Butid^sstaaten  wieder  aufleben  sollen ,    welche 
nieht  ihrer  Natur  nach  durch  die  Auflösung  des  Bundes  Ihre  Wirkung 
Verlieren   mossten,   indem   er  auf  die  tiefe  Verschiedenheit  hinweist, 
^»«lohe    .'.wischen   jenem    Besclilusä    und    den    sonstigen  Ansli^ferungs- 
vertr&geo  namentlich  darin  besteht,  dass  die  Aaslieferangsptlicht  dort 


45« 


auf  tlie  polilischen  Delikte  und  die  blossen  Vergehen  aosgedehnt  ist  — 
eine  Steigerung  der  Verpflichtungen ,  welche  nur  zwischen  eng  Tar- 
bandenen  Staaten  Sinn  und  Zweck  gehabt  habe.  —  Den  Werth  dcj 
Auslieferan gKgeüetze  erblickt  der  Verfasser  zunächst  darin,  ditf 
durch  dieselben  die  Grenze  des  Rechtes  zur  Auslieferung  and  damit 
der  einem  anderen  Staat  zu  machenden  Zugeständnisse  bestimmt  be- 
zeichnet und  dem  Flüchtling  dos  sogenannte  Asjlrecht  erst  Terbflr^ 
werde.  Solche  Gesetze  bereiten  die  Schliessung  von  Vertrfigeu  «oft 
wirksamste  vor;  sie  ermöglichen  eine  feste  Gestaltung  des  Auslieft- 
rungsrerfahrens  und  die  Klarstellung  des  VerfaMtnisses  des  Aut- 
gelieferten zum  ersuchenden  Staate.  Lammascr  verkennt  nicht,  da« 
anderseits  das  Bestehen  .solcher  Gesetze  den  schablonenrnftssig«!  Ab* 
schluss  von  Verträgen  in  gewissem  Masse  erleichtert,  und  nimmt  g^ea 
den  äbereUten  Plan  eines  WeltausUeferangsvertrags  mit  Ent- 
schiedenheit Stellung. 

Das  drittn  Buch,  betreffend  die  Delikte,  wegen  deren  Aa»- 
lieferung  stattfindet  oder  Asyl  gewährt  wird,  iuitor«obMdc( 
in  3  Abschnitten  nicht  politische  Delikte  gegen  Rechte  der 
Individuen,  politische  Delikte  und  nicht  politische  Delikte 
gegen  die  Staatsverwaltung. 

Gegenüber  der  auf  bekannten  Grflnden  beruhenden  Begel,  dan 
die  Auslieferung  grundsäUlicb  nur  wegen  schwererer  Gesettesnr 
letzuQgen  stattfindet,  empfiehlt  der  Verfasser  im  ersten  AbsohniU 
mit  Becbt  eine  Ausnahme  fUr  den  Verkehr  ben&ohbarter  Staatco. 
Dagegen  glaubt  er  sich  der  in  den  französischen  und  italienisohea 
Gesetzentwürfen  vorgeschlagenen  Neuciirung  nicht  anschliasea  a 
sollen ,  wonach  in  den  Verträgen  nur  die  von  der  Auslieferung  ans- 
genommenen  Verbrechensarten  (z.  B.  fahrlissige,  mit  gewissen  ge- 
ringen Strafen  belegte,  militärische  Delikte)  namhaft  gemacht  werden 
sollen.  Dieser  Eliminationstheorie  soll  die  jetzige  Enumera- 
tionstheorie  besonders  deshalb  vonuziehen  sein,  weil  bei  jeDsm 
Verfahren  gewisse ,  auch  ohne  besonderen  Nachweis  eines  poUtiscben 
Charakters  zur  Auslieferung  ungeeignete  Handlungen  (z.  B.  Religion»- 
delikte,  Duelle)  die  Auslieferung  begründen  müssten.  Im  Verkehr 
von  Staaten  mit  gleicher  Kulturstufe  und  ähnlicher  GesetzgebuK 
dOrfte  dieser  Grund  nicht  durchschlagend  sein,  wenn  auch  xogegebot 
werden  muss,  dass  die  in  Bede  stehenden  Ausnahmeu  von  der  Am- 
lieferungspflicht  mit  grosser  Vorsicht  und  nicht  zu  eng  forniaÜit 
werden  müssten.    An  sich  würde  die  Annahme  einer  grundsitiüeli 
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Qpinpii   Aiislieferungsvprbindliehkeit    Jem    Zwecke    des  Instituts 
Bor  entsprechen   und   einen   erheblichen  Fortschritt  bedeuten.    Eine 
Abh&ngigkeit  von  der  künftigen  auswärtigen  Strafgesetzgebung  wSre 
damit  nicht  gegeben,  sofern  der  Vertrag,  wie  natürlich,  die  gegen- 
rSrtige  Gesetzgebung  beider  Staaten  zur  Grundlage  nähme.  —  Aus 
em  übrigen  Inhalt  des  Abschnitts  sei   nur   auf  die  eingehende  Er- 
^rt-erong  daiüber  hingewiesen,  ob  ein  Staat,  der  sieh  einem  anderen 
gegenüber   zur   Auslieferung   wegen    bestimmter    Verbrechensarten 
verpflichtet  bat,   berechtigt   bleibt,   an  denselben  Staat  auch  noch 
die  Thater   anderer,    im  Vertrage    nicht  bezeichneter    Delikte   auszu- 
liefern.    Von  Staaten  abgesehen,  wo  diese  Frage  sich  nach  den  Aus- 
^eferuQgsgesetzen  beantwortet,   will  der  Verfasser  unterscheiden  zwi- 
Staaten ,    die    sich    rertragamftssig   —   mit   Rücksicht    auf  die 
i  —  nur  zur  Auslieferung  „wegen  5  oder  6  der  aUorschwersten 
Delikte*  verpflichtet  haben,  wie  meistens  die  transatlantischen  Staati>n, 
nnd   denjenigeu ,   deren  Verträge   alle   einigermassen  erhebliche  straf- 
bare Handlungen    umfassen    und   bestimmte  Delikte  weniger  wegen 
brer   geringen  Wichtigkeit   als  rielmefir  wegen  ihrer  politischen  Be- 
entung  (im  weitesten  Sinne)  weglassen.     Bei  Staaten  der  ersten  Art 
wird  obige  Frage  bejaht,  bei  denen  der  letzteren  verneint,   weil  die 
ungleiche  Behandlung   der   einzelnen  Falle   sonst   als  eine  Kritik  der 
^auswärtigen   Rechtspflege    erscheine.     Per  Vei-fasser  hebt   selbst  her- 
^■or,  dass  der  Verfolgte  aus  dem  begrenzten  Inhalte  des  Vertrags  ein 
^■ubjektives  Asylrecht    nicht  ableiten   könne,    und    dass  ans  der  Be- 
^■chräiikuug  der  Pflicht  eine  solche  de»  Rechts  nicht  abgeleitet  werden 
^Bürfe.     Hieraus  ergibt  sich  aber,   dass  die  Frage,  so  wie  sie  gestellt 
wird,  allgemein  zu  bejahen  ist;  auch  constitntionelle  Bedenken  dürften 
nicht  entgegenstehen ,    da   die    Ueberschreitung   der   Vertragsgrenzen 
im  einzelnen  Fall  und  selbst  ein  bezügliches  jedentelt  kündbares  Ver- 
waltongsabkomnien  die  Vertragsrechte  nicht  verändern  können.    Vom 
Zweckmässigkeitsst»ndpunkto  aus  ht  eine  allgemeine  R^el  kaum 
zu   geben;   der  Entwicklung  des  AusUoferungsinstituts   aber  wird  es 
.  Allgemeinen  förderlich  sein,  die  Vertragsgrenzen  nicht  zu  ängstlich 
beobachten. 
Der  zweite,  den  politi.'ichen  Delikten  gewidmete  Abschnitt, 
^oer  der  lehrreichsten  des  Werkes,  zeigt  an  der  geschichtlichen  Ent- 
icklung  des  Grundsatzes  der  Nicht anslieferung  politischer  Verbrecher, 
rie  erst  die  Beschrankung  der  Auslieferung  auf  gemeine  Delikte  die 
Ausbildung  dieses  Instiluts  ermöglicht  hat,  indem  sie  die  Gefahr  be- 
Azvhiv  tttr  «ffenUlcJm  R«<;tit.  ID.  t.  3-  BO 
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seitigtfi,  dass  ein  Staat  entweder  seinen  eigenen  hOchsten  Interenvn 
zuwiderhandeln  oder  wortbrüchig  werden  inüsst«.  Wenn  liAiouMa 
bierin  sogar  die  ausBchliossliche  Begründung  jenes  Principes  erblickt 
tmd  die  Fr&snmtion  der  Nichtonsittlichkeit  der  politischen  Verhrcdieii 
mit  Recht  zurückweist,  so  wird  er  doch  nicht  verkennen,  wie  dit 
Thatsache,  dass  solche  Handlungen  nicht  wlten  gegen  einen  selM 
nach  dem  Rechte  des  Auslands  illegalen  staatlichen  Zustand  und  tD 
Gefühle  subjectiver  Berechtigung  vurgenommen  worden ,  die  An- 
erkennung des  Grundsatzes  mitchtig  gefiJrdert  hat  Er  selbst  vwt 
in  der  Folge  bei  Besprechung  der  relativ  politischen  Delikte  darmf 
hin,  dass  selbst  die  letzteren  nicht  mit  jener  unwandelbaren  Verwerf- 
lichkeit behaftet  seien,  die  den  ThSter  Oberall  proBcribirt,  und  erkaius 
die  Kothwendigkeit  an,  did  Lehren  der  Geschichte  und  die  AnforJ«- 
rungen  der  praktischen  Politik  nicht  aus  den  Augen  zu  verlieren, 
nach  welchen  wir  nicht  selten  Gewalttimten  fUr  gerechtfertigt  oder 
doch  für  entschnldigt  halt-en,  die  der  Criminalist  nar  verdaramen  kafm 
Hinsichtlich  der  „absolat  politischen'  Verbrechen  kommt  femer,  rä 
XiAMHAütrH  ausfübit.  in  Betractft,  dass  dieselben  regelmUssig  nach  d«n 
Rechte  des  ersuchten  Staates  nicht  strafbar  und  überdies  ihrem  Wmib 
nach  nur  formal  und  blanquetartig  bezeichnet  sind,  so  dass  ein  Stu^ 
der  bezüglich  derselben  di«  Auslieferung  zusagt,  niemals  gernan  wÜMta. 
wozu  er  sich  verpflichtet.  —  Mit  Itecht  verwirft,  der  Verfasser  St 
neuerlichen  Versuche,  den  Begriff  der  politischen  Verbrechen  untsr 
Aasscheidung  der  relativ  politischen  nach  den  die  gerichtlichf  Zu- 
stKndigkeit  oder  die  Anwendbarkeit  gewisser  Strafarten  betreffenikD 
Gesetzen  der  einzelnen  Staaten  zu  beetimmen;  dieser  nattcaale  Be- 
griff ist  naturgeniäss  ein  engerer,  international  nicht  zu  verwendeadtf. 
In  der  letzteren  Beziehung  ist  die  auf  die  Begehung  eines  abaolul 
politischen  Verbrechens  gelichtete  Absiebt»  der  Zweck  der  Hand- 
lung, das  Entscheideude,  nicht  dos  Motiv.  Zu  demselben  Ergebiü« 
führt  aber  auch,  wie  LAsniAsm  hervorhebt,  die  von  dem  objectirfo 
Tbatbestand  ausgehende  Ansicht,  sofern  dabei  die  natürliche  imd 
psychologische  Anschauung  bestimmend  ist,  welche  bei  den  relatiT 
politischen  Delikten  die  Concurren/.  des  gemeinen  Verbrechens  väi 
dem  absolut  politischen  Verbrechen,  bezw.  der  Vorbereitung  dara,  iiiclit 
verkennt.  —  Die  neuerliche  Tendenz  nach  einer  EinschrSnkung  dtf 
Grundsatzes  der  Nichtauslieferung  politischer  Verbrecher  beruht  daraof. 
dass  ,das  moderne  B^wusstsoin  vor  dem  Gedanken  xurückscihaudert. 
als  könnte  vielleicht  die  Rücksicht  auf  den  der  Billigung  und  Bewmi- 


deraug  würdigen  letztea  Zweck  der  Thut  ihren  Urheber  vor  der  für 
die  augewendeton  Hitt«l  verdienten  Strafe  schützen";  Lahmasch  nennt 
diesen  Schänder  einen  der  grOssten  Cultnrfortschritte  seit  der  Flenais- 
sanoe.  Nor  hat  jene  Tendenz  bisher  küiuen  genügenden  nnd  praktisch 
bninehbartiD  Ausdruck  gefanden,  weder  in  der  üblichen  «Attentata- 
klaasel*,  welche  einerseits  tu  weit  ond  anderseits  wegen  des  Rück- 
schlusses auf  den  Mord  von  Privaten  nicht  weit  genug  geht,  noch 
auch  in  dem  Vorschlag  des  Instituts  des  internationalen  Recht«,  die 
Auslieferung  dann  eintreten  ?.u  la^siiin,  wenn  die  Thaten  nach  dorn 
Kriegsgi'brauch  nicht  eutechnldigt  .sein  würden.  Die  im  Lauf  eines 
wirklicben  Bürgerkriegs  verübten  Gewalttbaten  können  freilich,  weil 
die  sich  bekämpfenden  Parteien  för  die  internationale  Betrachtung 
ab  Kriegführeude  gelten,  zur  Auslieferung  keinen  Anlass  geben,  so- 
feru  sie  dem  Kriegsgebranoh  ent^recheo.  Sofern  aber  Letzteres  nicht 
der  Fall  ist,  darf  nach  den  zutreffenden  Ausführungen  von  Laaousch 
nicht   vergessen   werden ,   wie   bei   der   Ungleichheit   der  Verhältnisse 

I beider  Parteien  manche  (fcwaltthaten,  die  im  Kriege  als  rechtswidrig 
gelten,  im  BtVrgerkrieg  nicht  vermieden  werden  kfinnon;  der  letztere 
bat  seinen  eigenen ,  allerdings  nicht  zuverlässig  zu  begrenzenden  Ge- 
brauch. Auch  der  Vürscblag  de^  Verfassers,  die  Auslieferung  wegen 
jedes  nicht  im  offenen  Kampf  verübten  Mordes  eintreten  zu 
j.  Lassen,  dürfte  als  eine  alle  Zwoifel  bei  der  Anwendung  ausBchliessende 
j^KL^ung  der  Frage  kaum  anzustehen  sein,  wenn  auch  dem  Verfasser 
^Bftarin  grundsätzlich  beizutreten  ist,  dass  wenigstens  der  Mord,  abge- 
^■pehen  von  gewissen,  näher  zu  präctsirenden  Umständen,  unter  allen 
^Brmständeu  der  Aa<3lieferuDg  unterworfen  werden  müssto. 
I^B  Im  dritten  Abschnitt  werden   die  Verbrechen  der  Widersetz* 

liebkeit  gegen  Behürdeu,  des  Missbraucbs  der  Amtsgewalt,  die  beson* 
deren  Staudeadelikte  der  Militärpersoiien  CDesertiou),  die  Steuer-  und 
ZoUdefraudationen  behandelt  —  strafbare  Handlungen,  bei  welchen 
zum  Theil  verwandte  Qedobtspunkte  wie  bei  den  politischen  in  Be- 
t  kommen. 

Im  vierten  Buche,  betreffend  die  Beschränkungen  und  Be> 

dingangen  der  Ausliefernngspflicht,  wird  der  andere  moderne 

roudsatz,  der  der  Nich tausUeferung  eigener  Unterthanen, 

jstoriach  und  dogmatisch   entwickelt.     Im    engsten  Zusammenhange 

it  dem  sogenannten  Nation alitäts-  oder  Person alitfltspriucip  des  inter- 

ationnlen  8trufrechts  stehend  und  dasselbe   als  Ergänzung  fordernd, 

findet  jeuer   Grundsatz   iu   naheli^^odcu   praktischen  Bedenken    hin- 
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sichtlich  einer  gerechten  Bebandlnng  der  Inlßnder  im  Auslande  xwir 
seine  Erklärung,  erscheint  aber  neuerdings,  nachdem  die  Aoüiefemiig 
in  ein  Institut  des  i-egelmässigen  Rechts  sich  umgewiiiidelt  hat,  immtr 
mehr  al.^  eine  Singularität.  Das  damit  vorbondene  Protokollrerfabm 
steht  in  einem  kaum  ertiilglicben  Widerspruob  mit  der  Mündlichkeic 
und  Unmittelbarkeit  de»  modernen  3trafTerfahren&.  Gleichwohl  wai 
kein  Staat  den  fraglichen  Grundsatz  allgemein  aufgeben  kOnnen.  dha» 
damit  unter  Umst&nden  die  berechtigten  Interessen  seiner  Nationaka 
aufs  Spiel  zu  setzen,  und  so  dUrfte  der  Vorschlag  Ton  LAiouscn  du 
Richtige  trofl'on,  die  Entsobcidnng  dem  oiozolnon  Falle  vonubehalt«. 

Das  Buch  behandelt  weiter  den  Einfloss  der  VerjÜining,  dar 
Sohuld*  und  Strafausschi iessnngsgründe  und  des  Erfordernisses  iü 
Strafantrags,  die  Behandlung  der  im  ersuchten  oder  in  einem  dhttet 
Staat  verübten  Verbrechen,  die  Wirkung  recfatskrnftiger  Freisprechtmf 
vor  einem  anderen  zustAudigen  Gericht,  heriw.  der  Strafverbüssong, 
den  Einfloss  einer  vor  einem  Gericht  des  ersuchten  Staats  wegen  d«^ 
selben  Handlung  zur  Zeit  schwebenden  Untersuchung.  Die  Vcrlr^a 
treffen  hier,  wie  der  Verfasser  hervorhebt,  nicht  überall  das  Riobttge^ 
indem  sie  zum  Theil  der  Strafverbüssung  oder  Freisprechung  in  einus 
dritten,  bezw.  dem  ersuchenden  Staate  selbst  schlechterdings  kttflca 
Einfluss  gestatten,  zum  Theil  aber  bei  jeder  im  lolande  erfolgten  Er 
ledigung  des  StrafTalles  (man  denke  an  eine  UnznständigkeitserkUrongl 
die  Auslieferung  ausschli essen. 

Was  den  Einfloss  der  dem  Abschluss  eines  Auslieferungsveitrtg« 
nachfolgenden  Aenderungea  der  Gerieb tsorganisation  und  das  ProeM» 
recht  eines  der  Vertragsstaaten  betrifft,  so  lehrt  hxiosKscu  (S.  490  ff.), 
dass  dieselben  wie  Aenderungen  des  materiellen  Strafrechts  ohne  1^- 
doss  auf  das  Mass  der  Verpflichtung  des  anderen  Staate«  seien,  der 
letztere  also  nach  strengem  Rechte  verlangen  dürfe,  doss  der  Ansgt' 
geliefert«  von  jenem  Gericht  abgearthoüt  werde,  welches  nach  de» 
ursprünglichen  Gesetz  zuständig  war,  und  dass  diesem  Verfahren  dal 
alte  Processrecht  zu  Grund«  gelegt  werde.  Aus  praktischen  Gründtf 
and  am  nicht  den  Vorwurf  der  Chicane  zu  verdienen,  werde  der  e^ 
suchte  Staat  gleichwohl  bei  Aenderungen  des  Verfahj;ens  die  Aas- 
Ueferung  regelmässig  bewilligen,  weil  hier  meist  nicht  mit  SicberiHÜ 
festgestellt  werden  könne,  dass  die  Aenderang  der  VerwirkUehoii^ 
der  Gerechtigkeit  hinderlich  sei;  dagegen  empfehle  sich  bei  Verlad*- 
rangen  der  Gerichtsverfassung,  die  erfahrungsgem&ss  häafig  nr 
Förderung  politischer  Zwecke  vorgenommen  würden,  nicht  seltea  dt« 
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^.blebDung  der  Ausliefe mng.  Hiernach  würde  beispielsweise  ein  Staat, 
Fmit  welchem  dos  Deutsche  Reich  einen  Vertrag  abgeschLosi;en  hat, 
die  Auslieferung  eines  Verbrechers  deshalb  verweigern  können,  weil 
der  letztere  nach  dem  Gerichtsverfassungsgeseta  von  1877  nicht  mehr 
vor  den  Geschworenen,  sondern  vor  der  Strafkammer  des  Landgericht:] 
abgeuriheilt  wird.  £rwägt  man,  dass  kein  Staat  bei  Eingehung  eines 
AusliefcrungsTor träges  die  Absicht  haben  kann,  auf  die  natürliche 
Fortentwicklung  seint;s  Bechtes  zu  verzichten,  so  mrd  man  kaum 
geneigt  sein,  den  Kechtsstandpuukt  des  Verfassers  oder  seine  praktische 
Unterscheidung  sich  anzueignen  und  nur  so  viel  zugeben,  dass  eine 
offenbar  den  berechtigten  Interessen  der  Angeklagten  widerstrebende 
Aenderung,  sei  es  der  Organisation  und  Zuständigkeit,  sei  es  des  Ver- 
fahrens, zur  Einstellung  des  Vollzugs  des  Vertrags  berechtigen  würde, 
da  hierin  die  Verletzung  einer  wesentlichen,  wenn  auch  stillschweigen- 
den  Voraussetzung  des  Vertragsabschlusses  gefunden  werden  müsste. 
Das  fünfte  Buch  ist  dem  Verfahren  der  Auslieferung  ge- 
widmet. In  dieser  Beziehung  besteht  bekanntlich  eine  tiefgreifende 
Verschiedenheit  zwischen  dem  englisch-amerikanischen  und  dem  con- 
^^nentalen  Recht  hinsichtlich  der  Frage,  ob  der  ersuchte  Staat  berech- 
^Kgt  ist,  in  eine  Untersuchung  darüber  einzutreten,  ob  der  auszuliefernde 
^feeschnldigte  der  ihm  zur  Last  gelegten  That  wirklieb  verdächtig  ist 
Voder  nicht.  Nach  jenem  Recht  ist  zu  prüfen,  ob  der  vorgelegte  Be- 
weis im  Inlande  xur  Verweisung  in  die  Haupt  Verhandlung  hinreichen 
würde,  wobei  jedoch  aualändische  Protokolle,  soweit  sie  dem  inlKn- 
dlschen  Beweisrecht  entsprechen,  zu  berücksichtigen  sind;  auch  werden 
EnMastungsbewei.se,  sofern  sie  auf  die  ZersUimng  des  Hnuptbewelses 
gerichtet  sind,  zugelassen.  Das  continentale  Vertragsrecht  .sieht  da- 
g^en  von  einer  auch  nur  summarischen  Ueberpiüfung  des  Beweises 
grands&tzlich  ab,  betrachtet  den  ausländischen  Haftbefehl  als  genügende 
Belastung  und  begnügt  sich  mit  der  Feststellung  der  besonderen 
Voraussetzungen  der  Auslieferung  (Auslieforongsdelikt,  nicht  politischer 
Charakter  u.  s.  w.).  LAMl^-^s^::H  verwirft,  wie  früher  erwtlhnt,  die  eng- 
lisch-amerikanische Praxis  als  dem  Grandgedanken  der  Auslieferung 
ridersprechend ,  befünvortet  aber  eine  wohl  zulässige  Ergänzung  des 
Dntinentaleu  Systems  dahin,  dass  dem  Verfolgten  das  Recht  gegeben 
irde,  mittelst  einer  sofort  zu  bewirkenden  Beweisführung  die  Grund- 
sigkeit  der  Anschuldigung  darzuthuu,  indem  er  z.  B.  sein  Alibi 
beweist^  Wenn  der  Verfasser  aber  den  Haftbefehl  nur  für  die  Vcr- 
ftftung  als  ausreichend  crkl&rt  und  für  die  Auslieferung  einen  nach 
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DurchfuhruDg  der  Yoruntersuchang  erlassenen  föiinlicheii,  dl«  Ver 
dachUmomeute  hervor  bebenden  Beschloss  über  die  Versetznng  in  i> 
klngfizustand  verlflogt,  so  steht  dem  wohl  Dicht  aar  die  von  Ljurmuts 
üelbsl  hervorgehobnnc  Scfawierigkeit  der  Verscbiddenheit  der  Prooe» 
gesetzgebungen,  sondern  das  allgemeine  Bedenken  «ntgegen,  dass  d» 
Durchfuhrung  der  Voniniersnchung  nicht  selten  nor  gegenflber  da 
anwesenden  Beschuldigten  möglich  ist. 

Das  engUsoh-amcrikanische  System  führt  natnrgemfififi  daUa,  dii 
Prüfung  des  Beweismatoriols  und  damit  den  wichtigsten  Theil  itt 
£ntscheidung  darüber,  ob  die  Voraussetzungen  der  AusüeferanK  g^ 
geben  sind,  den  Gerichten  xu  überweisen  und  das  bezüglich«  Vv 
fahreu  nach  den  Grundsiltzen  des  sonstigen  ge  riebt  liehen  Verfahno! 
—  Oeflentlichkeit,  Parteienrechte,  Instanzenzng  —  zu  gestalten.  D*- 
gegen  schUe&st  das  früher  sogenannte  französische,  von  Laiouscs  tfa 
das  preussische  bezeichnete  System  solche  Garantien  aus  and  1^  & 
Entscheidung  in  die  Hfiiide  des  SouverSns  oder  der  ol>ersten  Vennl- 
tungsbehörden.  In  Prensscn  findet  die  Prüfung  der  AngftlegflBbiit 
durch  die  Provinzial-VerwaltongsbehiVde  und  die  Staatsanwaltsthlft 
statt;  vor  letzterer  erfolgt  das  dem  Ultoren  tranzösiscb&n  System  «i- 
scheinond  nicht  bekannt«  Verhör  dos  Verfolgten^  die  Haft  des  LeteUM 
gUt  nicht  als  Untersuch angsbaft.  —  Lamuasch  entscheidet  sioh  {ffi^ 
cipiöU  für  die  Uebortragong  der  Entecheidung  au  die  Gtiriohte.  m^ 
dieselbe  ein  Akt  der  Rechtspflege  sei  —  eine  weitere  Coaseqoeni 
der  zum  ersten  Bnch«  bßRprochenen  GrundansohDUang  des  VerfuBcn 
über  das  Wesen  dßr  Auslieferung,  welche  übrigens  katim  swingfliJ 
ist,  da  .Bechtäpilege''  auch  von  anderen  Organen  als  den  ordoutlicM 
Gerichten ,  insbesondere  von  drr  Justizverwaltung,  geübt  wird.  IM 
weitere  Grund,  dass  die  Auslieferung  einen  nur  im  Wege  gcrichtlidi» 
üinschreiteus  zul&ssigen  Eingriff  in  die  Freiheit  des  Individuums  uar 
mache,  dürfte  eine  petitio  priucipü  enthalten,  abgesehen  davoo,  dia 
der  Zweck  der  Auslieferung  ja  gerade  dahin  geht,  den  Vortblgta 
seinem  natürlichen  Hichter  zuzuführen.  Ein  gewisses  Gewicht  b*i 
dagegen  die  praktische  Erwägung,  doss  die  bei  der  EnUeiieidasg  it> 
lösenden  Fragen  solche  seien,  welche  auch  sonst  in  Strafproceaaeo  tB 
Prüfung  gelaugten,  oder  Fragen  Über  den  Bestand  von  BecktseUaMO  -. 
sofeni  wenigstens  den  Verfolgten  gewisse  Parteien  rechte  eingertoat 
werden  sollen  und  ihm  die  Befugniss  eingerlumt  werden  will.  ^ 
Beweisfrage  in  bestimmtem  Masse  anzunagen.  Immerhin  würden  dii* 
Gesichtspunkte  nur  dahin  führen ,   die  Gerichte   mit  der  Ins 
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AuslieferuDpsbegehreo  zn  betrauen,  nicht  aber  mit  der  Entschei- 
iluDg.   welche  vielfach   zugleich   von   Fragen   der  potitisuhen  Zweck- 
miosigkeit    abhängt,    die    im  einzelnen    Fall  auch    zur    GewShrang 
der  A-uslieferung  fuhren   können,   wo  das  Gericht  dieselbe   versagen 
Kiürde;    nicht   immer   würde   es    fUr  die  internation&len  Beziehungen 
bequem    sein,   sich    auf  ein    solches   ablehnendes  Votum    borufon    tu 
können.     L.v]nus<:H   verkennt  übrigens  nicht,   das8  die  unerl&£sliche 
I      Voraussetzung  für  die  Üebertragung  der  Entscheidung  an  die  Gerichte 
äer  Kriass  eines  AnsUcfernngsgesctzes  ■wäre.  —  Dem  eventuellen  Vor- 
^^ schlage,  den  Gerichten  nur  eiu  Gutachten  xu  übertragen  (belgisches 
^■STstem),   steht   der  Tom  Verfasser   wohl   nicht  genügend  gewürdigt« 
^K£swatid  entgegen,   dass   die  Abgabe  unmassgeblicher  Gutachten  der 
^rBteUung  and  Würde   der  Gerichte  nicht  eotspricbt,  wie  es  umlererAeits 
lach  nicht  angeht,  die  moralische  Bindung  der  Verwaltung  an  das 
K  Gtttachten   durcli    die   von   La3ü(am:h  vorgeschlagene  Veröffentlichung 
H  des  letzteren  mittelbar  herbeizuführen.  —  M\e  Thfttigkeit  des  GerichtÄ 
taf  diesem  Gebiete  hat  jedenfalls  die  praktisch  bedenkliche  Kehrseite 
«ner  Verschleppung  dos  Verfahrens  für  die  grosse  Mehrzahl  der  ge- 
wöhnlich völlig  klar  gelagerten  Fälle,   und  so  dürfte  es.    weuigstens 
rom  Standpunkt  des  continentalen  Systems   mit  seiner  BeschrHnkung 
ia  Prüfung  auf  wenige  Punkte,  y.nr  Z(>it  das  Richtigste  sein,  mit 
der  Instruction  aasscbliesslich  die  hierzu  vorzüglich  geeignete  Staats- 
kovaltscbaft  zu  betrauen,   wie   dies   in  Frankreich  und  in  Klsaes- 
Utbringen   der  PttU   ist.     Die   Einräumung  gewisser   Parteienrechte 
la  den  Verfolgton  ist  hiermit  nicht  unvereinbar. 

Das   namentlich   in    Frankreich  und  Belgien   übliche  sogenannte 
abgekürzte  Verfahren  der  Auslieferung,   wobei   die  Prüfung  des 
Allslieferungbegehrens  nicht   durchgeführt   wird,   weil  der  Verfolgte 
dftrauf  verzichtet,  billigt  L.A»nL\w:H  als  zweckmössig  mit  der  lutreflFen- 
d«n  Massgabe,   dass  dabei    von   der   Feststellung  der  im  öffentlichen 
^atoresse   des  Zu6uchtsstaats   liegenden  Voraussetzungen    nicht  abge- 
>ehen  werden  darf;  die  Staatsfingehörigkeit  des  Verfolgten,  der  poli- 
tUche   oder   nicht  politische  Charakter  seiner  Handlung,   die  Verjäh- 
•Tingsfirage,  werden  daher  zu  prüfen  sein.    Auch  verwirft  der  Verfasser 
init  Recht  die  franzfJsJsche  Theorie,  wonach   der  mittelst  des  abge- 
kürzten Verfahrens  Aasgelieferte   als  ein   freiwillig  Zurückkehrender 
HXn  behandeln  wOre  und  deshalb  auch  wegen  anderer  Handlungen  als 
^^4erjenigen,  wegen  deren  Auslieferung  stattfindet,  bestraft  werden  dUrfte. 
j  Das  sechste  Buch  behandelt  dieSiellung  des  Ausgelieferten 
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gegenüber  der  Jastizhoheit  des  reqnirirenden  Staats  qbiI 
damit  vor  Allem  den  Grundsatz  der  Specialitftt  der  Aaslieferang, 
wODBoh  die  Verfolgung  des  Ausgelieferten  grundsKtr-licb  auf  dieJMiigP 
Tl^at  bcscbrllnkt  ist,  wegen  deren  die  Auslieferung  nachgcsooht  wurft 
Frankreich  and  Orossbritannien  hatten  an  diesem  Grundsatz  anbedi£gt 
fest,  die  Vertrfige  des  Deutseben  Beicbs  nur  insofern,  als  wegen  eiser 
andem  That,  die  nicht  unter  die  Ausliefemogsdelikte  ftLlIt.  Bestrmfttn; 
aoagescblossen  ist.  L.uuias<;ii  stellt  sieb  die  Frage ,  ob  daa  in  ^r 
Beschränkung  der  Auslieferungsverträge  und  Praxis  auf  besänuDU 
und  nicht  politische  Delikt«,  sowie  in  dem  beschriUikteD  Zwecke  dn 
Ausliefci-ung  wohl  begründete  Prinoip,  vorbehaltlich  dar  besondt^nüi 
Behandlung  der  politischen  Vergehen,  nicht  zweckmässig  allgemein 
au&ageben  wtlre,  wie  dies  Im  einzeUieii  Falle  im  Interesse  da 
Rechtspflege  vielfach  geschieht.  Er  verneint  dies  jedoch  mit  ]' 
weil  selbst  bezüglich  der  im  AuRHeferungsrertrag  enthaltenen  i' 
die  hftufig  so  verwickelte  und  von  dem  Rechte  des  Zufluchtsort  <;-' 
mitbestimmte  Frage  der  Zalfissigkeit  der  Auslieferung  nur  unUr  dtr 
Gefahr  internationaler  Verwicklungen  dem  einseitigen  L'rtheil  d* 
nachsuchenden  Staates  überlassen  werden  kann,  und  der  Ausschla« 
der  übrigmi  Üolikte  durchaus  nicht  immer  auf  deren  fieringftkgigknl. 
sondern  vielfach  auf  anderen  das  Interesse  des  ZufinchtsstaaU«  ht 
rührenden  ErwSgongen  beruht.  Die  Rückaicht  auf  die  Beschleumgmij; 
des  Verfahrens  kann  nur  dahin  fUliren,  das  in  den  Vertragen  tn  tqL 
gefasste  Verbot  mit  LAsniAscii  auf  dos  controdictorische  Verfahrvx. 
die  Erhebung  der  Anklage  und  die  Anordnung  der  UauptrerhandlDD^ 
zu  beschr&nken,  dagegen  sonstige  üntersuchungshandlungen  zuznlaffien. 
—  Dem  ausdrücklichen  Wunsche  des  Ausgelieferten  um  Atudcj)- 
nnng  der  Verfolgung  auf  andere  Delikte  soll  nach  L.%iniA^:ii  nm 
praktischen  Gründen  und  in  der  Erwftgung  entsprochen  werden,  da£ 
derselbe,  auch  wenn  er  Inifinder  8ei(V),  im  Fall  der  Freisprecbong 
wegen  des  die  Auslieferung  veranlassenden  Delikt«  sofort  ausgewiesiii 
werden  dürfe;  doch  soll  die  fiücksicht  auf  den  ausliefernden  8faMl 
dadurch  gewahrt  werden,  dass  die  wegen  anderer  Handlungen  ver 
h&ngten  Strafen  nicht  vollzogen,  sondern  die  Thftter  nur  demiiiefail 
ausgewiesen  würden.  Richtiger  dürfte  es  sein,  in  dieser  dem  ftfleal* 
liehen  Recht  angehangen  Frage  und  gegenüber  der  eingegangetu« 
internationalen  Verpflichtung,  welche  für  die  Gerichte  QesetuiknA 
hat  und  dem  Legati tätspriucip  derogirt,  dem  Willen  des  Verfolgta 
einen   Einfluss   überhaupt   nicht  zu  verstatton.   ~  Beifall  rerdiect 
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jedeufaUs  der  Vorschlag,  wonach  der  ersncbte  Staat  jedesmal  ein 
fQrmlißbtis  Auslioferungsdocrot  ausstellen  s^jll,  welches  zur  Daniach- 
^htong  für  da»  Gericht  d«ä  ersuebenden  Staates  die  Bediagnngeu 
bd  Beschränkungen  der  Anslieferuog  genau  prOcisirt.  —  In  der 
dnrch  den  .Fall  Schnäbele"  angeregten  Frage,  inwiefern  es  der  Be- 
strafung des  Verfolgten  entgegenstehe,  wenn  derselbe  nicht  in  Pomi 
Rechtens  ausgeliefert,  sondern  duroh  List  oder  Gewalt,  be^w.  unter 
Verletiüung  fremden  Gebietes  in  die  Hand  des  inl&ndischen  Richters 
gelangt  ist,  neigt  Lammascii  entschiedeu  der  Ansicht  zu,  dass  die  toi^ 
liegende  Zuwiderhandlung  gegen  das  Völkerrecht  die  Pflicht  der  Ab- 

rdnahme  von  der  Verfolgung  begi-ünde. 
Der  Anhang,  betreffend  die  Rechtsliülfe  in  Strafsachen,  ver- 
breitet sich  Qber  die  Rechtskraft  ausländischer  Strafurtheile  und  den 
fäntlnss  drr  thoilweisen  oder  vollständigen  Verbössung,  bezw.  der 
nadenweiäen  Aufbebung  der  iin  Ausland  erkannten  Strafen,  um  dann 
die  Rechtshülfe  im  engeren  Sinne  überzugehen,  welche  im  In- 
act:ünsverfafaren  durch  Veranlassung  von  Zustellungen  und  Be- 
w^.iserhebungeu  von  den  Staaten  wechselseitig  geleistet  wird, 
iijuuu»:!!  weist  hier  darauf  hin,  dass  die  Beschränkungen  der  Ans- 
lieferong  nicht  ohne  Weiteres  auch  für  die  Rechtshülfe  i.  e.  S.  Platz 
greifen,  schon  deshalb  nicht,  weil  die  Weigerung  der  Rechtshülfe  in 
den  meisten  Fällen  den  Gang  des  ausländischen  Verfahrens  nicht 
hindern,  sondern  nur  bewirken  kann,  dass  die  Entscheidung  auf  einer 
minder  zuverlässigen  Grundlage  gefüllt  wird.  Der  Verfasser  tadelt 
daher  dit>  Praxis,  wonach  die  Zustellungen  nur  herbBigeführt  werden, 
jgena  es  sich  nicht  nni  politische  Delikte  oder  um  Angehörige  des 
■sucbtcn  oder  eines  drittem  Staates  handolt,  und  will  nur  im  Texte 
der  Vorladungen  jede  Androhung  von  Zwangsmassregeln  unterlassen 
^haa.  (Nach  der  Praxis  im  deutschen  Reich  werden  Vorladungen 
Hl  hier  wohnende  Inländer  nicht  bewirkt  und  die  Letzteren  nur  ofö- 
«lüs  von  dem  Inhalte  der  Ladung  in  Kenntniss  gesetzt.)  Hinsichtlich 
^0r  Rogatorien  i.  l>.  S.  billigt  es  L.u»uscu  dagegen,  dass  der  grösste 
beil  der  Vereinbarungen  die  Pflicht  zur  Beweisaufnahme  auf  Processi 
ht  poütisehen  Charakters  beschränkt,  da  die  Staaten  mitunter 
radezu  ein  Interesse  daran  haben,  zur  Ermittelung  und  Bestrafung 
der  im  Aaslande  begangenen  politischen  Verbrechen  nicht  mitzuwirken, 
und  dass  ferner  eine  Pflicht  y.ur  Erhobung  von  Belastungsbeweisen 
hinsiohtUoh  solcher  Handlungen  nicht  übernommen  wird ,  welche 
den  Gesetzen  des  ersuchten   Staates  nicht  strafbar  sind.    Diese 
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GesicbUpunkto  durften  Ab«r  aaob  lunstcbtlich  der  ZasteUungen  ün 
gewisse  Berückitichtigung  im  Sinne  der  Praxis  verdienen. 

Die  vorstehenden  Mitthetlnngen  werden  genügen,  am  die  Beut^ 
nong  einer  «Studie"  för  das  besprochene  Bnch  als  eine  überuu  be- 
scheidene erkennen  za  lassen.  In  der  That  handelt  ee  sich  tun  bb 
Werk,  welches  Theorie  and  Praxis  als  grondlegeud  anerkennen  wsrdo. 

Strassburg  im  Elsass.  Hosens. 


Uormann  Hchulxe,  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrecht!. 
Zweites  Bach:  Das  Deutsche  Reichitstantsrechfc.  Leipsg. 
Brötkopf  und  HÄbtel  1886.  8».  X  und  417  8. 

Nach  fönQährigem  Zwischenraum  ist  dem  ersten  Bande  des  Letu^ 
buchs  des  Deutschen  Staatsrechtes  von  HBnxA.'ra  ScnuLzt  der  xweiti, 
das  Heichsrecht  behandelnde  gefolgt  Die  Vorzüge  des  ersten  Baadii 
sind  allbekannt.  Das  Werk  über  das  Landesstaatsreoht  ist  ein  Leb- 
buch  im  besten  Sinne  dc$  Wortes  und  wie  kein  zweites  geeignet,  die 
Studirenden  in  die  schwierige  Disciplin  des  Staatsrechts  einzufUtnit. 

Der  zweite  Baud  ist  nun  wesentlich  als  eine  Krg&nzung  des  eistie 
aufzufassen,  in  welchem  der  Schwerpunkt  des  ganzen  Werkes  n 
sudien  ist.  Das  zeigt  solion  llusserlich  sein  umfange  innerlich  die 
Thaisache,  dass  ein  grosser  Theil  der  auch  fOr  d^  Beiofasreoht 
grundlegenden  Fragen  bereits  im  ersten  Bande  ihre  Erörterung  nad 
Erledigung  gefnnden  haben. 

Begreiflicherweise  trägt  daher  der  vorliegende  zweite  Band  eines 
anderen  Charakter  an  sich  als  der  erste.  Eine  Darstellung  des  Retchi- 
Staatsrechtes,  selbst  wenn  sie  in  der  bescheidenen  Form  eines  Lehr- 
buches auftritt,  ist  heute  für  einen  Autor,  der  nicht  gewohnt  ist  inff 
auf  gebabnten  We-gen  zu  wandeln,  kein  leichtes  Untemebmeu.  flattf 
SuHiTLZE  im  Laudesstaatsrechte ,  von  der  UHeren  Literatur  abgewbeSi 
keinen  hervorragenderen  Vorläufer  als  den  Verfasser  des  .prenssiüclieB 
Staatsrechts  auf  Grundlage  des  deutschen  Staatsrechts',  so  stand  ilis 
im*  Reichsrechte  eine  ausgebreitete  Literatur  g^enüber,  in  dem 
Mittelpunkt  sich  Labanu's  bahnbrechendes  Werk  erhebt.  In  kaoB 
mehr  als  einem  Decennium  hat  das  Beichsstaatsrecht  mehr  Bea/bir 
tnngen  aller  Art  aufzuweisen ,  als  dos  Recht  so  manchen  andsm 
Staates  Oberhaupt.  Damit  ist  auf  diesem  Qebiete  auf  lange  Zeit  hin* 
aas  fOr  schöpferische  Thätigkeit  wenig  Baum  vorhanden.  Die  OTUod- 
züge  sind  festgestellt,  die  Probleme  formulirt,   die  Controversen  tnt- 


eworfen.  So  ist  es  wesentlich  die  Methode  und  die  Form  der  T)v 
^Stellung,  dnrch  welche  eine  neue  STstematiKche  Bearbeitung  des  Reichs- 
Btaatsrecbtes  heute  herrorragen  kann. 

Was  zTinftchfit  die  Methode  anbelangt,  so  ist  hier  der  springende 
Punkt  derselbe  geblieben,  wie  beiden  übrigen  Werken  Scihi-lze's:  Ver- 
bindung deR  Geltenden  mit  der  Vergangenheit,  Ableitung  des  Juristisch' 
Dogmatisehen  ans  dem  Uistori»;h- Genetischen. 

Es  ist  sicherlich  gerade  vom  didactischen  Standpunkte  aus  wich- 
Hüg,  die  Idee  krüflig  zu  fördern,  dass  die  gegebenen  staatlichen  Insti- 
^Rntionon   nicht    .aus   der  Pistole   geschossen'    sind,  sondern   der  ge- 
■«aminten  Vergangenheit  eines  Volkes  ihr  Dasein  rerdauken,  und  sicher- 
lich ist  gründliches  Verstftndniss    der  Gegenwart  nur  mOglich,    wenn 
man   ihr  Entstehen  und  Werden  kennt.    Ein    Lehrbuch  des  Staats- 
rechts ist  daher  nicht  vollkommen,  wenn  es  die  historischen  Voraus» 
Setzungen  des  Gegebenen  ignorirt.   Der  rechtliche  Gehalt  vieler  pnbli* 
etstischer  Institute  wird  erst  verständlich,  wenn  man  die  verschiedenen 
fbasen  kennt,  die  sie  erlebt  haben. 

Die  historische  Methode  oder  vielmehr  die  Ergänzung  der  R«cht»- 

»dogmatik  durch  die  Rechtsgeschichte  hat  aber  gewisse  in  der  Natur 
derselben  gelegene  Schranken ;  nicht  aUe  Geschichte  ist  eben  Keoht»* 
gaschichte.  Nur  soweit  eine  ununterbrochene  Entwicklung  oder  min* 
destens  Einwirkung  vergangener  Rechtsbildungen  auf  gegenwärtige  !*ich 
nachweisen  l&sst,  hat  die  Rechtsgeschichte  ihre  unbestrittene  Domäne. 
Aber  nicht  jede  historische  Folge  von  juristischen  Schöpfungen  be- 
deutet auch  eine  dogmatische  Entwicklung. 

Das  gilt  nun  namentlich  fUr  das  neue  Deutsche  Reich  und  seine 
Geschichte.  Das  neue  Reich  i.st  eine  völlige  Nen.sch6pfung:  mit  aller 
Klarheit  liegt  der  gewaltige  Process  vor'un»,  durch  welchen  der 
deutsche  nationale  Staat  in  untren  Tagen  gegründet  wurde.  Zwischen 
ihm  und  dem  heiligen  rfimischen  Reiche  liegt  eine  derartige  Kluft, 
dus  der  neue  Staat  geradezu  als  das  Widen;piel  des  alten  bezeichnet 
werden  kann.  Wenn  irgendwo,  so  haben  die  Gründer  des  Reichs  aus 
der  Geschichte  Deutschlands  die  Lehre  gezogen,  wie  die  Institutionen 
cioes  Staates  rechtlich  nicht  geartet  sein  dürfen,  um  lebenskräftig 
einer  Nation  G«stalt  zu  verleihen.  Und  wenn  auch  historische  Re- 
miniscenzen  mitgewirkt  haben  bei  dem  Aufbau  des  neuen  Reiches, 
«o  ist  doch  ein  causaler  Zusammenhang  zwischen  der  juristisoben 
Btructnr  des  alten  und  des  neuen  Reiches  nicht  vorhanden.  Wenn 
daher  ScuvLZt   .die  geschichtlichen  Fäden  den  heutigen  Reichsstaats- 
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recbts  mit  deii  älteren  Phasen  des  dentschen  Staatensystems  tu  tu- 
knüpfen'  bestrebt  ist  tind  nur  den  politischen  Gegensatz  zwisahra 
jiltem  and  neuem  Beiche  zugibt,  daher  den  deutschen  Eaiser  mit 
dem  römit^chen  Kaiser  deatsober  Nation,  den  Bandr«$rath  mit  du 
alten  Beicbstag,  den  Beiuhskanzler  mit  dem  , Erzkanzler  durch 
manieu*  in  Verbindung  setzt,  so  iat  damit  der  Beminisceux  und 
logie  die  Stelle  historisch  wirkender  Mächte  mit  rechtseneugei 
Kraft  angewiesen,  während  doch  die  eine  Function  vorwiegend  gf 
müthlicher.  die  andere  rein  lügischer  Natur  ist.  Haben  selbstTentAad- 
lieh  Jahrhunderte  alte  Kräfte  au  der  Errichtung  des  dentsd« 
Staates  mitgewirkt,  so  haben  sich  dennoch  die  Organe  and  Iii*ititutioiieo 
dcb  Reiches  in  ihror  rechtlichen  Structur  eutv^nckelt  aus  den  Vi 
btlltnisseu,  welche  durch  1815,  1848  und  IbtiG  geschaffen  wurden, 
zudem  sind  es  Ticifaoh  schöpferische  staat«mttnnische  GedaiLken,  die  m 
ihnen  verkörpert  sind. 

Das  Werk  zerfällt  in  einen  allgemeinen  und  specieUen  Tb«l 
Ersterer  handelt  von  der  rechtlichen  Natur  des  Reich«.s  und  seido 
Einzelstnaten,  vom  Iteichsgebiet  und  den  Reicbsangehürigvn ;  Jetztttu 
von  den  Organen  und  sudann  von  den  Functionen  des  Reiches.  In 
Anhang  wird  das  AfTt^ntüche  Rocht  Elsa-ss-Lothringens  vorgetragn. 

Diö  rechtliche  Natur  des  Reichs  chiivakterisirt  Schilze  im  Veroa» 
mit  der  herrschenden  Theorie  als  Bniidusstant,  ohne  sieb  indes 
eine  nähere  principielle  Erörterung  dieser  Form  der  Staatenverbi 
düngen  von  Neuem  einzulassen,  trotzdem  die  Discussion  ftbcr  iv^ 
Bundesstaat  seit  dem  Erscheinen  des  ersten  Bandes  eine  sehr  badoot- 
snine  Literatur  hervorgerufen  hat,  die  nicht  ganz  iguorirt  werdic 
durfte.  Er  beruft  sich  auf  seine  Ausführungen  im  ersten  Bande,  wd 
aber  eine  eingehende  Untersuchung  des  juristisch  so  schwer  zu  er 
fassenden  und  für  das  Reichsstaatsrecht  so  wichtigen  Verhältmsife 
von  Gliedstaat  und  Bandesstaat  nicht  vorgenommen  wird. 

Im  Einzelnen  sind  besonders  hervorzaheben  die  AusfnhmsgRi 
über  die  rechtliche  Natur  des  Kaiserthums.  Di«  selbstAndigeo  Orpa» 
der  R«ichsgewatt  sind  Kaiser  und  Buudesrath,  der  Kaiser  ist  ,ttiiTnr 
antwortlicber  Mitträger  der  Soureränetät",  ist  Reichsoberhaapt,  wi* 
der  Kaiser  von  ehedem.  Diese  literarisch  an  v.  TiioTstuiKE,  v.  KiHTni. 
GiERKt  und  HXxEL  anknüpfende  Anschauung,  welohe  sich  g^gsa  di' 
bekannte  Lehre  Larano's  wendet,  entspreche  allein  ,dem  Geiste  dtr 
Reichsvorfassung  und  der  Wfirde  des  nationalen  Kaiserthums*.  Bü 
man  erkannt,  dass  bei  einer  staatlichen  Individualität  vrie  das  Deatxdie 
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Reich  die  hergebrachten  Scbablonen   nicht  ausreichen,   so  iKsst  sich 

vom   logischen  Standpunkte   allerdings  nichts   einwenden    gegdn  die 

^^^uffassnng  des  Reiches  als  einer  Dyarchie,  ^vie  sie  etwa  an  der  rflroi- 

^Kchen  Epoche  der  Doppelherrschaft  von  Princeps  und  Senat  uino  cnt- 

Hfemto  Analogie  hat.   Dem   Politiker ,  der  in  erster  Linie  die  Faciea 

nnd  nicht  das  Recht  vor  A-ugeu  hat,    wird  die  monarchische  Natur 

des  Eaiserthums  unzweifelhaft  erscheinen,    er   wird  vielleicht  sogar 

Ksiir  Ueberxeugnng  Trutschre':«  gelangen,  dass  die  deutschen  Fürsten 

Bunter  dem  Kaiser  wieder  zum  hohen  Adel  deutscher  Nation  geworden 

Hfioien.     Allein    gerade    der  biätorischen  £ntwicklimg  des  Kaiserthams 

Beotspricht  es,  dasselbe  nur  als  ein  reichsverfassungsmlLssiges  Recht  der 

Krone  Prenssen  anfenfassen.    ITnwiderlegt  ist  der  Satz  Laba-N^'^,  doss 

das  Kaisortfaom  gau7.  und  vollkommen  identisch  ist  mit  dem  Bundes- 

präitidium  des  norddeutschen   Bundes,    dass   es    abgesehen    von  dem 

Titel  und  den  demselben  entsprechenden  Insignien  keine  Rechte  ent- 

h&lt,  als  die  Prüsidinlrechte.    Jn,  Sciu-lzk  selbst  crkUrt  (S.  36),  dass 

.eine  neue  staatsrechtliche  Institution  durch  die  Annahme  der  Katser- 

würde  nicht  geschaffen  ist",  sowie  er  auch  selbstverständlich  das  Recht 

auf  dos  Kaiaertiium    als  ein  Terfassungsm&ssigto  Vorrecht  Preusscus 

aaffa^  fS.   13).     Damit  wird  man    aber  zu  dem  Schlüsse  gedrängt, 

dass  das  Kaiserthum  mit  seinen  unmittelbar  aus  der  Reichsrerfassung 

fliessenden  Rechton  juristisch  ein  Accessorium  der  preussiscfaen  Krone 

Iaei,  dass  alle  raonarchischen  Momente,  welche  uns  aus  ihm  entgegen- 
treten, daher  kommen,  dass  es  der  IleiTSoher  des  grö&sten  deutschen 
Gliedstaates  ist,  der  ,das  Präsidium  des  Bundes*  fQhrt. 

In    der    Lehre    vom    Bundesrath    gelangt    Sgiicijce    auf    Grund 

seiner  Anschauungen    von    der    rechtlichen   Natur    des    Kaiserthums 

natürlich  zu  der  Ansicht,  dass  derselbe  nicht  ausschliesslicher,  sondern 

H  Hittrttger  der  Souver&notnt  ist.  dass  dahor  ,nur  im  organischen  Zu- 

Hsammen wirken  von    Kaiser  und   Bundesrath*   sich   die  volle  Reichs* 

H  gewalt  darstellt. 

I>ie  Darlegung  der  einzelnen  Recbtsinstitute  in  dem  Abschnitte 
Über  die    Functionen    des   Reiches   ist    knapper  gehalten ,    als  in  des 
H  Verfassers    preussiscbem    und    Landesstaatsrechte ,   zumal    in    dieaeo 
H  Werken,  wie  schon  erwähnte  viele  allgemeine  in  das  Reichsrecht  hia- 
^  übergreifende  Fragen  bereits  eingehend  erörtert  sind  (z.  B.  über  Ge- 
setzgebung,  Gerichtsbarkeit,     Budgetrocht).     Im    Einklänge   mit  der 
herrschenden    —    in  neuerer  Zeit   von  FKiiaiEB  bezweifelten  —  Lehre 
erkennt  er  dem  Bundesrathe  das  Recht  der  Saiictioa  zu  und  acceptirt 
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den  jaristischen  Unterschied  von  Ausfertigiuig  und  Verkünd 
vrie  or  von  Lauam)  prScislrt  worden  ist.  Das  Capitel  Über  di«  ioDon 
Verwaltung  enthält  auf  45  Seiten  elno  kurz«  aber  übersieb tliobe  Dv 
Stellung  der  wichtigsten  Iiisititationen  auf  diesem  Gebiete  nebst  euur 
Skizze  ihrer  historisohen  Entwicklung.  SelbstversttLndliob  ist  in  diM» 
Rahmpn  nur  eine  Erürteruiig  des  Inhalts  der  wichtigsten  Verwahmip 
gesetze  mOglicb.  Eingehender  jedoch  ist  das  KriegSweMn 
Von  principicUer  Bedeutung  fUr  seinen  Standpunkt  ist  es,  dus  Stam 
mit  Zon»  und  G.  Mtiven  im  Gegensatze  zu  Lauamü  das  Hoer  als  i 
einheitliches  Reichsheer  auffosät.  In  der  Lehre  von  den 
tr&gen  wendet  sich  der  Verf.  mit,  grosser  Schärfe  grandsät^lich  gegn 
die  Scheidung  Talkerrechtlicher  Gültigkeit  and  staatfirechtUcber  Dnrok* 
führbarkeit  der  Verträge. 

Bezüglich  EUass-Lotbringens  hat  sich  Schiozs,  wie  nähere  Bp- 
trachtung  ergibt,  im  Wesentlichen  der  von  LüKncG  aufgestelltea  An- 
siclit  von  der  Natur  des  Iteichslandes  angeschlossen,  wonach  du- 
aeibo  nicht  nur  ein  Verwaltungsbezirk  des  ßeißhes.  sondern  aocb 
ein  Communalverband ,  .eine  dem  Reiche  untergeordnete  aber  ta 
Reiche  verschiedene  juristische  Persönlichkeit  auf  dem  Gebiete 
Öffentlichen  Rechtes,  wie  de-s  Vermögen srechtes  ist".  Die  »ur  ÜB 
Stützung  dieser  Ansicht  angeführten  analogen  Verhältnisse  and 
Bundesstaaten  beweisen  jedoch  nichts  für  die  selbständige  jniis 
Persünliehkeit  des  Reichslnndes,  indem  die  Generalitfttslande,  gemeü 
Vogteien,  amerikanischen  Territorien  gegenüber  dem  über  äe 
sehenden  Staat  sdoherlich  keine  Persönlichkeit  besasaen  oder  baäCBO. 
Dieser  ganzen  Lehre  steht  die  entscheidende  Thatsache  enigegta, 
dass  EIsass-Lulh ringen  gar  kein  dem  Reiche  gegenüber  setbst&ad 
Organ  besitzt,  das  ein  Imperium  ausüben  könnte.  Das  ganie 
Gliedstaaten  zustehende  Coniplement  der  Reichsgcwalt  mhtfQri 
Lothringen  im  Reiche,  wie  Siihulze  selbst  (^3.  366)  ausführt.  "We 
der  Landcsausscboss  noch  der  Landesfisous  lassen  Elsoss-Lotfa 
als  selbständigen  Verband  im  Verhältniss  zum  Reiche  erscheioeu,  \ 
ersterer  kein  imperium  besitzt ,  letzterer  für  die  öffentlich-reGht! 
Persönliobkeit  des  Heichslondes  nichts  beweist.  In  vielen  Staaten  i 
Specialfouds  für  gewisse  Staatsausgaben  bestimmt  und  diesen  Fo 
privatrechtlicbe  Persönlichkeit  verliehen ,  ohne  dass  sie  dadoreb  n 
einer  vom  Staate  unterschiedenen  Öffentlich-rechtlichen  Person  würder 

In    der    Art   wie   ScmxzE  seine   Ansichten    vorträgt ,    bewährt  tt 
sich  auch  hier  alt»  Meister:  Klarheit,  Präcision  und  Uebersichtlicblc«iti 
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eiche  alle  seine  Werke  anszeicbnea ,  kommen  in  vollem  Masse  znr 
Q«ltang.  Indem  sie  das  Bach  zu  einer  angenehmen  Leoture  gestalten. 
werden  sie  Ihm  In  weiten  Kreisen  viele  Freunde  erwecken.  Seibat 
diejenigen,  welche  nicht  der  strengen  Facfawissenscbaft  angehüreu, 
können  sich  mit  leichter  Mühe  über  den  ao  wichtigen  und  interessan- 
ten. Stoff  aus  einem  Werke  griindlieh  orientiren,  welches  populär  ist 
and  dabei  aaf  der  Höhe  der  Wissenschaft  steht.  Jellinek. 


.Knitschky,  Staat   und  Kirche.   Rostock  1886.   We«tber  (94  8.). 

f  Der  Herr  Verfasser  uuter^ieht  in  der  vorliegenden  Schrift  die 
Beziehungen  des  Staates  zur  Kirche,  wie  sie  gegenwärtig  sind, 
bfrsw.  nach  seiner  Ansicht  sein  sollten ,  einer  Erörterung.  Er  prüft 
xnnächst  die  verschiedenen  in  Betracht  kommenden  Systeme  (S.  1 — 32) 
and  entscheidet  sich  flir  eine  modificirte  Trennung  von  Staat  und 
Kirche.  Die  Kirche  soll  selbständig  und  frei  sein ,  aber  nicht  von 
den  BeschrILnkungen  entbanden,  welche  ihr  Bestehen  im  Staatswesen 
aothwendig  mit  sich  bringt.  Sie  soll  die  ihr  zur  Erreichung  ihrer 
Zwecke  nothwendige  Hülfe  erbalten,  aber  nicht  in  einer  Weise  be- 
rornigt  werden,  welche  einen  weitgebenden  Einfluss  des  Staates  auf 
ihre  inneren  Verhältnisse  als  Gegengewicht  zur  Folge  haben  muss. 
Im  sweiteu  Theile  (S.  32—94)  wird  dann  des  Naheron  ausgeführt, 
wie  weit  bei  den  einzelnen  kirchlichen  Angelegenheiten  der  Einfluss 
der  bfir^^lichen  Gewalt  gehen  T5o1I  und  /.war  hält  Verf.,  der  neuesten 
Entwicklung  entsprecheud,  in  den  meisten  Fftllen  einen  ziemlich  ge- 
ringen Umfang  für  ausroiobeud. 

Wenn  es  auch  naturgemäss  dem  Verf.,  wie  so  Vielen  schon  vor 
ihm,  nicht  gelingen  konnte,  die  Frage  nach  dem  gegenseitigen  Ver- 
h&ltoiss  von  Staat  und  Kirche  zur  endgültigen  Lösung  zu  bringen 
und  vielmehr  manche  seiner  Ausführungen  je  nach  dem  Standpunkte, 
den  der  Leser  einnimmt,  auf  Widersprach  stossen  werden,  so  ver- 
dient doch  die  klare  and  anregende  Darstellung  alle  Anerkennung. 
Schade  ist  es,  dass  Verf.  sich  nicht  veranlasst  gesehen  hat,  seine 
Stellung  zum  Ordenswesen,  das  er,  ebenso  wie  die  Ehe,  als  nicht  in 
den  Hahmen  seiner  Darstellung  fallend,  bezeichnet  (S.  31  ff.),  näher 
zu  entwickeln. 

Uarburg.  Frantz. 
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Dr.  HduartI  KoK«nthaI,  a.  o.  Profesror  an  der  ünireraiUt  Jm, 
Die  Beliürdenorganisation  Kaiser  Ferdinands  L  Db 
Vorbild  der  Vorwaltnngaorganisation  in  den  deatsobeo  Terri- 
torien. Elu  Beitrag  zur  Qeschichte  des  Yerwalttutc 
Wien  1887.  In  Conimission  bei  Cas\l  QcnoiJt's  Sohn. 
Änf  dem  Gebiete  der  Geschichte  des  iSsterreichischen  Verwalta 
rechts  hat  sich  die  literarische  ThlLtigkeit  in  neuester  Zdt 
erfreulich  entwickelt.  £»  sind  hier  namentlich  die  Arheitoit 
Bim:h)ia.nn  über  die  Geschichte  der  landesfürstlichen  BehSrden  in 
für  Tirol,  von  Lcscnrs  vos  EnEsanFirTH  Ober  die  Gosobichte  des  Vlb 
Gerichtswesens  in  Oesterreich  üb  und  unter  der  Hnns  und  ron 
tlber  die  Orgauisalion  der  Central  Verwaltung  unter  Maxikilia^^  I. 
vor^uheben.  Bereits  bei  Besprechung  des  ÄDLEH'schen  Buches  (/ 
für  öffentl.  Recht.  Bd.  I,  S.  604  ff.)  ist  die  weitgehende  Bedeac 
der  Österreichischen  Verwaltungsgeschichte  gegen  Endo  des  15. 
Anfang  des  16.  Jahrhunderts  als  des  ersten  Versuchs,  in  Dcutschlud 
den  sUlndischen  Patrimoniulstuat  durch  neue,  den  Bediirfnisäon  man 
modernen  Grossstaates  entsprechende  Bildungen  zu  ersetzen ,  gevtr 
digt  worden.  Die  Behörden  Organisationen  Maxhuliams  I.  waren  doefc 
aber  immer  nur  die  ersten  Versuche,  im  Gegensätze  zu  den  StAadni 
eine  bureaukratische  VorwaltungsordauDg  herzustellen,  und  am£D& 
seiner  Regierang  war  das  ganze  Verwaltung» werk  durch  den  sUadt- 
»chen  Widerstand  in  seiner  ExisLen/.  gef^rdet.  Im  Gegensstae ; 
(liesnii  gleichsam  exi)erinientirendoii  SchOptiingeii  hat  dag^ifexi 
inuANs  Nachfolger  in  den  Üstorreichischen  Landen ,  der  Kfinig 
spätere  Kaiser  Fphdixaxd  I,,  auf  den  Vorarbeiten  Uaxhuliaxs  wqUJ 
bauend,  die  dauernden  Grundlagen  fiir  die  BehDrdenorganisati 
Oestorreicks  und  zum  Theil  auch  des  Reiches  gelegt.  Die  BedentU 
dieser  Neubildungen  beschränkt  sich  jedoch  nicht  auf  Oosterreieb. 
wurden,  da  sie  eiti  allgemeines  politisches  Bedürbiiss  befriedigten,] 
vielen  süd-  und  westdentschen  Territorien  nachgeahmt.  Die  Ve 
tungsorganisation  Oestorreichs  unter  Ferdinand  I.  ist  daher 
grOfisten  Interesse  für  die  £nt\ricklung  des  deutschen  Vnrwaltun 
rechts  Oberhaupt. 

Die  hier  vorliegende  Schrift  bildet  gleichsam  die  Fortsetxung 
AoLEn'sühcn.    Sie  stellt  in  zwei  Haupttheilen  die  C«ntrnlbehitrdeo  aoi, 
die  ProvinzialbehÜrden  dar  und  gibt  ausserdem  in  den  Beilagen  \ 
rere  werthvolle,   bisher  angedruckte   Urkunden.     Ein  Vergleich 
ihrer  jflngsten  Vorgängerin,  der  Arbeit  von  Adler,  liegt  unter« 
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SaitJüideD  nahe  und  dient  am  bdst«u  d&zn,  ihr«  Eigenart  bervorm- 
heben.  Beide  Arbeiten  beruhen  zum  grossen  Tbeile  auf  bisher  unb«; 
antztem  urkundlioben  Materialc  und  b^hajideln  g«az  besonders  wich- 
tig Abschnitte  der  deutacfaen  Verwaltnngsgeschicfate,  die  bis  jetzt  noch 
keine  literarisohe  Bearbeitung  gefunden  hatten.  Während  jedoch 
Apuh  nach  der  Art  seines  VorbildeB  0.  ScniioLLcn  die  ganxe  Verwal- 
tnngsthätigkeit  und  Verwaltuugsprazis  bis  in  das  kleinste  Detail 
MhiJdert,  aber  gerade  dadurch  dem  Leser  das  Herausfinden  der  lei- 
tenden Gesiohbspunktc  ausserordentlich  erschwert,  tritt  bei  Roscvtual 
das  joristiacbe  und  politische  Moment  stark  in  den  Vordergrund,  und 
m  bleibt  dem  Leser  überla&son,  aus  den  Urkundenbeilagen  sieb  mit 
dfio  einzelnen  Details  bekannt  zu  machen.  Die  ADu:n'»ebe  Schrift 
enthält  daher  manches  schätzbare  Material ,  was  jedoch  ohne  Naoh- 
tludl  für  die  Sache  nnd  zum  Vorthoil  für  diu  UebersichLliohkeit  allen- 
falls hätte  entbehrt  iverden  künnen.  Die  Ro£iLvrHAL*8cbe  Darstellung 
uichnet  sich  dagegen  durch  eine  zweckmässige,  knappe  Auswahl  des 
Stoffes  und  «ine  grosse  Uebersiohtlicbkeit  aas. 

Dem  Gegenstände    nach    beschränkt   sich    der  Verf.   im   Wesent- 
Bdktn  allerdings  auf  die  BehÖrdunorgonisation  unter  Fhidinand  1.    Kr 
|ibt  jedoch    einleitungsweise    bei    den  einzelnen   Institutionen    auob 
Böckblieke  auf  die   frühere  Zeit  unter  M^axihiuan  I.  und   damit  eine 
Parallele   cu   der  ADttiH'scben   Darstellung,   S.  44    durch  Behandlung 
^  ^  bisher  unbekannt«n  Reiohskaajileiordnang  von    1498   auch    eine 
I  khkstdankenswertfae  Ergänzung  zu  derselben.    Andererseits  lässt  aber 
'  ia  Verf.  aach  meist  die  weiteren  Sübtckssle  der  einzelnen  Beh&rden 
Dicht  unerwtimt,    wenn   er  sie  auch  in  dem  Rahmen  {»eines  Tbemas 
nur  den  änssersten  Umrissen  nach  er^lrtem   konnte.     In  dem  Scbluss 
i^  aaf  den  Einfluss  der  österreichischen  Organisationen   auf  die  an- 
deren deutschen  Territorien  hingewiesen.     Hoffentlich  erscheint  recht 
I  Uld  die  hier  vom  Verf.  bereits  angekündigte  Geschichte  der  bayri- 
I  ttken  Gerichts-  und  Behördenorganisation. 

Eine  ins  Einzelne  gehende  kritische  Besprechung  der  Schrift  ist 
hier  Daiftrlich  schon  durch  die  Rücksicht  auf  den  Raum  ausgeschlossen. 
Bi  «oUen  daher  nur  wenige  Punkte  hervoi^hoben  werden.  Wenn 
I  te  Verf.  8.  ^^  meint,  der  Geh.  Katb  sei  ein  nA-usbruch"  aus  dem 
^frrtbe  uud  habe  sich  aus  diesem  berauskrystallisirt,  so  or»cheint 
Ütt  theoretisch  wie  praktisch  gleich  falsch.  Die  Centralbebtirdeo  am 
Hofe  haben  sich  Überall,  in  England  und  Frankreich  wie  in  den 
deDtseh«n  Territorien  dadurch  gebildet,  dass  der  Landesherr  die  am 
AtcUt  ffir  dffioüichM  RMfat.  QI.  f.  a  81 
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Hofe  lebenden  Rfttbe  zn  förroliofaen  Collegien  mit  fester  ZustAndigMi 
organisirte  und  d&dorcfa  seine  eigene  persönliche  Regierung  beechzitaikto. 
Wenn  nun  der  Uofratfa  uud  andere  Oentr&lbeh^lrden  in  OostemU 
bereits  bestanden,  und  nunmehr  für  die  wichtigsten  Angelegenbnki, 
die  der  Fürst  bisher  persönlich  mit  einigen  Tertraut«u  erledigt  lut 
eine  besondere,  den  anderen  Collegien  vorgesetzte  BebCrde  gebüdft 
wird,  so  kann  dieselbe  nicht  aus  dem  Hofrathe  herrorgeguigen  sä- 
Die  Ansicht  des  Verf.  beruht  auf  der  irrigen  AuiTsssang,  ab  «Kv 
mit  der  Organisation  der  H&the  am  Ilof  i^u  einem  Collegiom  A 
Organisationsgewalt  des  Fürsten  bereits  erschöpft.  Derselbe  \>daä 
jedoch  trotzdem  die  Oberftafsicht  and  Leitung  und  kann  für  Ao- 
Übung  dieser  seiner  Rechte  immer  neue  Behörden  schaffen,  ^ne  Be- 
hörde, wclüho  die  Aulsicht  über  eine  andere  ausübt,  kann  dednb 
niemals  auB  dieser  selbst,  sondern  nur  aus  der  perBönlichen  Begientn; 
des  Landesherm  herrorgehen. 

Wie  weiterhin  S.  43  der  Verf.  unter  Verweisung  auf  d«n  hr» 
denburgisuhen  Geh.  Rath  behaupten  kann,  in  allen  grösseren  Stutn 
sei  wfthrend  des  Iti.  und  17.  Jahrhundert«  die  hierarchische  GUedenur 
des  Behördensystems  gekrönt  worden  durch  den  Geh.  R^ith  ah  hr-cbw 
Centralstelle ,  ist  nicht  recht  erfindlich.  Im  Gegensätze  zu  Englacd. 
wo  jede  Verwaltongsroform  von  nuten  herauf  iu  den  CommaoiUU) 
beginnt,  nehmen  auf  dem  Coutinente  alle  Hefonnen,  unter  aodvn 
auch  die  Ersetzung  des  stUndiscben  Systems  durch  das  beru&mlnp 
Beamtenthum ,  in  der  Centralstelle  ihren  Anfang  und  gewinnea  ml 
allm&hlich  nach  unten  eine  breitere  Basis.  Die  Begrfindung  eiiua 
Geh.  Raths,  weit  davon  entfernt,  die  Krönung  des  hiürarchischen  B^ 
hördeusystems  zu  sein ,  ist  im  Gegentheil  einer  der  ersten 
zur  Herstellung  eines  solchen.  Speciell  die  Errichtung  des  b 
burgisohen  Geh.  Raths  im  Jahre  lf>04  ist  die  allererste  Breiotw 
das  st^dische  System,  der  sicli  unter  dem  grossen  Kurf&ntra 
weiteren  Reformen  anscbliessen. 

S.  52  ff.  widmet  der  Verf.  mehrere  Seiten  der  angeblichen  S^ 
ception  französischer  Verwaltongsciiir  ichtun  gen  in  Deutschland  Klä- 
rend des  16.  und  17.  Jahrhunderts,  die  er  in  Parallele  stellt  mit^B'^ 
Heception  des  römischen  Rechts  auf  dem  Gebiete  des  PrivatmUi 
Schon  bei  Besprechung  der  ADLcn'schen  Schrift  hatte  Ref.  daranfii^ 
merksam  gemacht,  dass  för  eine  derartige  Reception  alle  sooiiA 
and  wirthschaftlichen  Voraussetzungen  fehlten.  Das  Recht  ab  £' 
blosse    Form    menschlicher    LebeosTerhlÜtnisse    kuin    aber    DiM*^ 


rtiscben  Vorti-offlichkeit  wegen  bei  völliger  Verschiedenheit 
i    derselben  unter  einem  fremden  Volke  Aufnahme  finden. 

römische  Recht  ist  in  Deutschland  nicht  seiner  joriati' 
Qge  wegen  recipirt  worden ,  sondern  weil  und  soweit  es 
Bbcrgange  von  der  Naturalwirthschaft  zur  Oeldwirthschaft 
ürfnisse  entgegenkam,  welches  die  eigene  Gesetzgebung 
ds  vemachllLseigte.  Ebensowenig  wie  Adleh  bat  denn  auch 
.  thatsachliches  Material  für  eine  Reoeption  französischen 
gebracht.  Sollte  sich  in  den  Organisationen  einmal  eine 
uinlichkeit  finden,  so  erklart  sich  dies  viel  einfacher  da- 
B  das  Kfinigthum  im  Kampfe  mit  den  Stftnden  zu  denselben 
■eift.  Es  bilden  sich  die  Behörden  vielfach  ohne  den  be- 
'illen  des  Herrschers  ,par  la  force  des  ohosea' ,  wie  ein 
er  Bechtshistoriker  es  aasdrückt.  Der  Verf.  erkennt  dies 
lUang  der  £)n2elheiten  selbst  an,  so  z.  B.  S.  58,  S.  845 
8.  145,  an  welch  letzterer  Stelle  er  nachweist,  dass  das 
meiner  Ansicht  unter  Maxiihuan  I.  aus  Frankreich  nrid  den 
len  importirte  Rechnungswesen  schon  seit  Ende  des  14.  Jahr- 
bestand.  üu\  so  fiuffalleiider  ist  es,  dass  er  trotzdem  an 
sung  von  einer  Reception  des  französischen  Rechts  festhält, 
bhaft  zu  bedunem,  wenn  diese  Reception  allmählich  zu  einer 
■enue  der  deutschen  Verwaltnngsgeschichte  würde.  Mit  dem 
2  rouss  Ref.  eine  Klarlegung  dieses  angeblichen  Receptions- 
Ur  sehr  wünschenswertb  halten,  ist  jedoch  der  Ueberzeugung, 

solche  Untersuchung  nicht  nur  für  Sachsen  und  Prensaen, 
is  zur  Regierung  FmtDRiciTs  des  Giio*-i>EN  nicht  die  geringsten 
mzösiscber  Rechtsein  Süsse  vorfinden,  sondern  auch  f&r  die 
eotschen  Territorien  trotz  vereinzelter  Anklänge  zu  einem 
tlichen  negativen  Ergebnisse  führen  würde. 

Conrad  Bornbak. 


ft 


[fp  Zorn,  0.  6.  Prof.  in  Königsberg,  Lehrbuch  des 
chenrechts  (Handbibliothek  des  öffentlichen  Rechts,  her- 
gegeben von  A.  von  Kirchenheira,  Bd.  III);  Stuttgart, 
dinand  Enke  1888.  XVIII  u.  534  S.  3". 
lammlang,  welcher  das  Werk  angehört,  beabsichtigt,  den 
^ro&ssiger  Ausbildung  strebenden  Juristen  kurz  gofasste, 
haus  auf  der  Höhe  der  Wissenschaft  stehende  Lehrbücher 
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des  iSffentlichdn  Bcchtes  zu  liefern.  Sein  ftasserer  Ümfmng  IcSnote  alW 
dings  zonilchst  den  Eindruck  mactaeo,  als  wenn  ee  dem  enten  Tbnli 
dieses  Progrämmes  nicht  enUpräche.  Dies  klärt  eich  aber  so(aii 
auf,  wenn  man  etebt,  daits  der  Verfasser  fast  die  Hulfte  des  Boibi 
(bis  S.  225)  einer  zusammenbängenden  Gesehicbte  des  Kirohct- 
recbtes  gewidmet  hat.  Erhalten  wir  auf  diese  Weise  ein«  «rW- 
liebe  Erweiterung  des  Stoffes  gegenüber  dem,  was  sonst  bblicb  «t 
80  sind  wir  weit  entfernt,  darin  einen  Nachtbeil  des  Baches  zu  fimltB 
Im  Gegentheil!  Rcchtsgeschichtliche  Anknüpfungen  sind  ja  bei  einer 
DarstüUung  des  Kircbeurechtes  noch  viel  notkwendiger  als  bei  htätm 
Disciplinen;  der  Stodirende  aber  —  an  welchen  wir  hier  doch  bnpt 
sSchlich  denken  mÜHsen  —  wird  leicht  ermüdet,  wenn  sokbe  inoHt 
nur  stückweise  bei  jeder  einzelnen  Materie  gebracht  werden.  Da 
grossen  Gang  der  äusseren  Kiixbengescbichte  im  Zusammenbuk  ika 
Torzufiihreo,  das  weckt  von  vornherein  sein  Interesse  für  die 
Nur  30  erhftlt  er  auch  eine  lebendige  Anschannng  von  der 
würdigen  Erscheinung  der  Kirche,  wie  eie  die  Jahrhunderte  im 
Gegenwart  überliefert  haben,  und  von  ihrem  VerhäUuiss  zum 
und  das  ist  schlies.'ilich  doch  noch  wichtiger  als  die  KenntolM 
einzelnen  termini  tecbnicl  des  kanonischen  Rechtes. 

Der  Verfasser  hat  gerade  diesen  geschichtlichen  TheU  mit  W 
sonderer  Liebe  bühandelt.  Die  Haaptmoment«  der  Entwioklnn);  nt' 
knapp  und  kräftig  gezeichnet.  Wir  wUnitchen  im  Interesse  der  Att- 
bildung  unserer  jungen  Juristen  schon  um  dieses  ersten  Tbeilvs  wiUa 
dem  Buche  eine  recht  grosse  Verbreitung.    — 

Das  .geltende  Kirchenreoht'  füllt  die  tweite  HftllU  A« 
Buches.  Es  wird  in  drei  Abschnitte  zerlegt:  K ircfaenTorfa.<isnng. Bael* 
bildung  und  kirchliche  Verwaltimg.  Unter  letzterer  Rubrik  findetoA 
die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  ihren  Platz.  Warum  nicht  das 
ftir  die  BechtsbilduQg  gelten  soll,  will  uns  nicht  einlencbt««- 
gemeine  Anordnungen,  Dispensationen,  Privilegerth eilungen  er 
durch  die  eingeräumte  Sonderstellung  den  Schein  eines  oov: 
Gegensatzes  zu  der  gcsammten  übrigen  Tbätigkeit  des  StTenÜl 
liehen   Bechtssubjektes. 

Im  evangeliachen  Kirchenrecht  wird  bei  der  Lehre  von  ** 
Sjnodalverfassung  die  neue  Organisation  in  Preuasen  alleis  n^ 
ausführlichen  Darstellung  gebracht.  Das  Herausgreifen  eines  soli^ 
wichtigsten  Typus  hat  sicherlich  grosse  Vorzüge  vor  dem  niierql 
liehen  Aubfthlea  und  Nebeneinanderstellen  der  Verschiedenheitfs. 


-     477     — 


Das  Eherecbt  ist  am  Scblnss  eigentlich  nur  pro  memoria  ein- 
ellt.  Der  Verfasser  ist  der  Meinung,  dass  dasselbe  kfinflig  am 
en  einer  besonderen  Disciplin  zu  überweis*m  sei. 
Auch  dieser  dogmaiisuhe  Tbeil  ist  auagezeicbnet  durch  über* 
Jicbe  Anordnung  dee  Stoffes  und  darcb  eine  klare  lebhafte  Dar- 
ieUungsweise.     Die  zahlreichen  Anmerkungen  enthalten  eiü  reiohes 

E-ator-  und  Gcsetzcematerial. 
Was  den  sachlichen  Inhalt  betriEFl,  80  wird  ein  kirchen rechtliches 
buch  immer  mehr  oder  weniger  deutlich  den  Stempel  des  Partei- 
idpanktes  seines  Verfassers  an  sich  tragen.    Das  ist  auch  hier  der 
Der  Protestant  und   der  Mann,   welcher  mit  innerem  AntheU 
\  nationalen  Staatsleben  steht,   verleugnet   sieh    nicht.    Der  Staat 
seine  Rechte  sind  ihm  überall   das  Erste.     Die  W^rme   und  die 
tiiedenheit,  mit  welcher  er  diesen  Standpunkt  vertritt,  verleihen 
en  Ausführungen  eine  einheitliche  kraftige  Farbe. 
Vielleicht  möchte  man  allerdings  den  Eindruck  haben,  dass  dar- 
die  Eigenart  des  Kirchen  rechtes  bei  ihm   manchmal  nicht  voll 
Oeltnng  kommt. 

£iB  Beispiel  bietet  die  Art,   wie  der  Verfasser  sich  auseinander- 
mit  den   Ansprüchen   der  kath.   Kirche,   das  von  ihr  gesetzt« 
3t     aufrecht    zu    erhalten    gegenüber    widersprechenden    staat- 
ibec  Ordnungen.     Die  LOsung,    die    er   gibt,    ist  so  durchgreifend 

6 möglich.  Das  ktrohlicbe  Recht  ist  in  solchem  Falle  einfach  kein 
t.  Seine  Grundlage  ist  der  juristische  Begriff  der  Autonomie, 
to  seine  Bildung  von  vornherein  nur  möglich  in  dem  Rahmen  des 
Hieben  Rechtes  (Ö.  422).  Denn  „das  Recht  bedarf  begrifflich  einer 
en  inappellablen  Instanz  und  kann  nicht  mit  der  Gonstatirung 
,  Gegensatzes  abschliessen,  ohne  dessen  üebei-windung  anzugeben*. 

aber  liegt  in  der  SouverUnitSt  des  Staates  (S.  8). 
Das  Wort  Autonomie,  in  welches  hier  dieL5sunggelegtwird,  scheint 
berzwei  verschiedene  Arten  von  rechterzengenderGewaltzn  bczeich- 
Entweder  ist  darunter  verstanden  die  abgeleitete  Befugniss  eines 
^Unterthanenverbältniss  stehenden  Körpers,  so  dass  dessen  Fühig- 
Becfat  zu  erzeugen,  von  vornherein  nur  besteht  durch  den  Willen 
Gewalt,  die  über  ihm  ist,  und  nur  soweit  dieser  Wille  reicht. 
ler  das  autonome  Subjekt  hat  die  Kraft  der  Rechtorzeugung  in  sich 
Ibst,  arsprünglloh,  und  ist  nur  in  der  Ausübung  derselben  be- 
Irtlnkt  durch  den  Willen  eines  über  ihm  stehenden  souverünen.  Bei- 
iele    der    ersten    Art   bieten   im   Kimbenrecht   die   Domkapitel,   im 


—     478     — 

0tUtirwht  mOglicherwei&e  die  Gemeiiideu;   als  Beispiel   der  iweitni 
Art  dürften  die  Oliedstaaten  im  Eeiche  dienen. 

Zwischen    den  beiden  Arten   von    Anionomio    besteht    ein  athct»- 
lieber  Unterschied  für  den  Fall,  dass  die  autonome  Satzung  dem  WtUea 
des  oberen  Rechtssubjektes  widerspricht.   Die  abgeleitete  AatooDmir  iK 
schon  begriflFlich  nicht«  ohne  den  Willen  ihres  Souveräns.    Eine  Tebcr 
schreitung   ihrer  Ermächti^ng,    ein   Widersprach    ihrer  Ordnung 
gegen  die  des  Soaveräns  kann  rechtliche  Wirkung  nur  haben  tu  Eiaft 
einer  neuen  Ennfiohtigung,  die  ja  auch  in  stillschweigender  Duldtu^ 
liegen    mag.     Eine  ausdrückliche   Nichtigerklärung    durch   das  olxi* 
Recbt^subjekt  macht  den  autonomen  Rechtssatz  immer  von  seihst  nr 
schwinden.    Es  ist  Leicht  die  Probe  zu  machen  an  den  oben  genauü« 
Beispielen.  —  Die  ursprüngliche  Autonomie  dagegen  eruagt  aa  nd 
Recht,  auch  im  Widerspruch  gegen  den  Souverän,  ihr  Recht  wird  av 
von   aussen    überwunden    durch    das   stärkere    Recht    des   Lr'«"-- 
welches   ihm   die  Verwirklichung   entzieht  imd  es  also   der  ^ 
entkleidet.    Reichsrecht  bricht  Landesrecht.   Diese  Uebermndnng  kiu 
aber  mehr  oder  weniger  vollkommen  sein.     Im  Reichsverbande  toß- 
zieht  sie  sich  für  Civil*  und  Strafrecht  von  selbst  datch  die  Lviilf«- 
gerichte  und    vor   A t lera   d uroh   deu    grossen   Regulator  des  Bcub- 
gerichts.      Aber    ausserhalb    dieser    RcH^htitheile    ist    schon    hier  es 
bleibender  Widerspruch  denkbar.    Ein  Gliedstaat  mit  eigenem  MiliUr 
Bscns  legt  z.  B.  durch  Gesetz  seinen  Garnisonsst&dten  besondere  Pflicfat* 
ausgaben  auf  zu  Gunsten  der  Garnisonsverwaltungen,  in  W'idenprnck 
mit   dem   reichsgesetzlichen  Grundsatz   der  gleichen  Vertheilnng  dtf 
Militarlasten.    Seine  Behörden   vollziehen  das  Gesetz,   die  Gemüodu 
fügen  sich  oder  werden  mit  ibron  Beschwerden  abgewiesen.    Bund» 
rath  und  Reichstag  erklären  einstimmig,   daa  Gesetz  sei  roidisrttkt» 
widrig  und  ungültig.    Der  Gliedstaat  ist  anderer  Meinung  und  bebin^ 
dabei.    Zur  Bundesexecution  wird  man  deshalb  nicht  6chreit<a.  D« 
Landesgesetz  ist  unter  solchen  umständen  7.weifpllo.s  geltendes  R«c^t. 

Die  kirchliche  Rechtsbildung  konnte  nur  unter  den  Gestcfat&pQiib 
einer  Autonomie  der  zweiten  Art  gebracht  werden.  Man  wir^  m 
Ernste  nicht  behaupten  wollen,  dass  dieselbe  eine  vom  Staat«  >1^ 
geleitete,  von  ihm  verliehene  Befugniss  rorstellc.  Sie  steht  auf  eige»*' 
Grundlage.  Der  Verfasser  selbst  beruft  sich  für  soine  Auffaesung  ^ 
kirchlichen  Autonomio  auf  Suum  inZeitschr,  f.  K.  R.  XI,  S.  169,  vros<- 
sagt  ist:  Die  Kirchengewalt  ist  nicht  Staatsgewalt,  sie  ist  in  der  i^tu*^ 
gewalt  nicht  enthalten,  sie  ist  von  der  Staatsgewalt  nicht  abgeleiM- 
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Dann  aber  mnss  auch  jede  kirchliche  Satzaag  fär  sich  f^hig  sein, 
Recht  zu  sein,  selbst  dann,  wenn  sie  dem  Willen  der  staatlichen 
JKSaizung  widerspricht.  Ob  »ie  es  im  letzteren  Falle  wirklich  vrird, 
^Bbängt  lediglich  davon  ab,  ob  und  inwieweit  die  Kirche  im  Stande 
ist,  mit  ihrer  Macht  über  ihre  Angehörigen  ihre  Satsang  tbatsUch* 
lieb  aufrecht  zu  erbalten  und  durchzusetzen.  Soweit  sie  das  nicht  will 
oder  der  Staat  es  ihr  unmöglich  macht,  i^t  allerdings  ihre  Satzung 
nicht  Recht;  denn  Recht  ist  nicht  bloss  der  Ausspruch  Ober  das,  was 
sein  soll,  sondern  auch  die  Macht,  es  zu  verwirklichen. 

In  der  Art,  wie  diese  Frage  sich  entscheidet,  zeigt  sich  aber 
noch  ein  grosser  Unterschied  zwischen  dem  Verhältuiss  des  kirchlichen 
Rechtes  und  dem  der  Gliedstaaten.  Gegenüber  einem  widersprechen- 
den Rechte  der  Gliedstaaten  ist  doch  wenigstens  verfas-sungsmllssig 
das  Mittel  zur  L(\sung  vorgesehen,  welches  schliesslich  durch  eine 
Kraftanstrengung  des  Reiches  in  Bewegung  gesetzt  werden  köuate, 
nm  die  Sache  ordnungsmässig  zu  erledigen.  Zwischen  dem  Recht«  der 
Kirche  und   dem   des  Staates  besteht  kein    derartig  geordnetes  Ver- 

Phtlltniss,  zwischen  ihnen  entscheidet  lediglich  die  unvermittelte  that- 
BOohliche  Macht  Darum  ist  es  wohl  auch  nicht  richtig,  hier  über* 
hanpt  noch  von  Autonomie  zu  sprechen. 
Wenn  man  vergleichen  will ,  so  mag  man  eher  an  die  Oonflicte 
denken,  welche  ans  so  massenhaft  dargeboten  werden  von  dem  so- 
^Lffenannten  internationalen  Privatrecht.  Das  Pr.  L.R.  behandelt  z.  ß. 
^Vciueu  in  Preussen  wobueudeu  Franzosen,  was  seine  persönliche  Hand- 
langsPtlbigkeit  anlangt,  nach  preussischem  Recht;  nach  dem  C.  c.  würde 
in  dem  niLmlichen  Hechts v erb nltoisse  französisches  Recht  auf  diesen 
Punkt  zur  Anwendung  kommen  mUssen.  Welches  Recht  für  den  Fall 
xum  geltenden  Rechte  wird,   hängt  ganz  davon  ab,  welche  von  den 

I beiden  Milchten,  welche  die  beiden  Hechte  tragen  und  durchführen, 
■den  Fall  tbatsachlicb  in  ihre  Gewalt  bekommt,  d.  h.  in  der  Lage  ist, 
Ihre  ürtheile  und  Zwangsvollstreckungen  darauf  zur  Anwendung  zu 
bringen.  Die  Machlfrage  ist  entscheidend.  Ein  solches  fremdes 
"Becht  ist  für  unseren  Staat  auch  das  kirchliche,  nur  dass  die  Machte 
grenze  hier  nicht  zusommentUllt  mit  der  Landesgrenze,  sondern  schwer 
erkennbar  und  schwankend  sich  hinzieht  durch  die  Lebensbeziehuagen 
der  Unterthanen  des  Staates  selbst. 

Nach  all  dem  können  wir  das  Axiom  des  Verfassers  nicht  unter- 
schreiben, dass  das  Recht  begrifflich  alle  ungelflsten  d.  h.  erst  durch 
die  Macht^age   zu  lösenden  Gegensätze   ausschliesse ;    denn   was  die 
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Welt  dor  Wirklichkeiten  als  Tb&taachen  anfweiftt,  dttrlio  wir  lücbt 
ans  dem  Heich  der  Begriße  verbannen,  sonst  werden  a&Berc  Beghfl» 
Pu*i«iprot{r&iQ>^^>  ^<^o  dem  kircblicben  Hechte  izifbMondere  kliiraa 
wir  Dicht  zugeben,  dass  es  atif  du  blosse  Wort  de«  Staates  hin  uf- 
bören  müsse,  Recht  zn  sein.  Für  den  Staat  niid  seine  Diener  fm- 
lieh  muss  das  staatliche  Gesetz  beim  Widerspruch  des  kirobUebeo 
immer  nnd  Überall  dos  einzig  massgebende  sein,  das  ist  der  praktöcb^ 
poUtiflohe  Standpunkt.  Die  wissenschaftliche  Ikobacbtaog  aber  viM 
die  beiden  um  ihr  £>vein  ringenden  Rechtsordnungen  gleichmlE&ig 
und  ohne  grundsätxHcben  Vorzug  Im  Auge  bebalten  müssen. 

Es  scheint  mir  übrigens,  dass  in  seinen  Ei nzelausfÜh rangen  sncli 
der  Verfasser  dieser  AufTassong  nähei  steht,    als  er  es  Wort«  , 
will.  - 

Arn  evangelischen  Kirchenrechte  kommt  der  gleicbö 
liehe  Standpunkt  des  Verfassers  in  onteprecbend  anderer 
Geltung.  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  Widersprüche,  soadem  um 
Anlehuangeu  und  Uebereinstimmungen.  80  manches  Rechtsinstitnt 
der  neueren  Kirchen  Verfassungen  scbeiDt  sein  Vorbild  in  fthalicbca 
Gebilden  des  staatlichen  Uecfates  xa  haben.  Fttr  den  Verfasser  tbtt 
ist  diese  Uebereinstimmung  eine  tiefere  nnd  selbstverstAnd liebere,  ftl9 
es  die  wesentlichen  inneren  Verschiedenheiten  zulassen  dürften. 

In  der  Darstellung  der  neuen  Organisation  in  Preassea  t.  B. 
die  ja  allerdings  mit  der  gleich  alter  igen  Selbstverwaltungsgesetxgebnrg 
vielfache  Berührungspunkte  bat,  betont  er  den  Qemeindecbarakitr 
des  kirchlichen  Kreises  und  der  höheren  Synodalbezirke  (3.  3t^, 
894,  399).  Gegen  Hinschrts,  welcher  den  Synodalkassen  juristttdu' 
Persönlichkeit  in  der  Form  der  göffeaüichen  Anstalt*  (Stiftung)  tu* 
spricht,  vei*theidigt  er  für  diese  Kassen  die  Eigenschaft  Hs  blos» 
Organe  der  hinter  jeder  stehenden  Gemeinde,  welche  ibrerseita 
gleich  ist  der  Einzelgemeinde  (S.  389,  Note  3). 

Er  glaubt  sich  hiefür  auf  RicHXEii-Dovr  8.  ?i88  Note  8  b« 
zu  können  (S.  3Kd  Note  2);  aber  wohl  mit  Unrecht,  denn  dort 
nicht  gesagt,  was  der  Verfasser  citirt:  ,Der  kirchliche  Kreis  sei 
der  Ein/elgcmeindc  nur  dem  Umfang  nicht  dem  Wesen  nach 
schieden/  sondern  es  heisst:  „Jeder  umfassendere  Kircbenkreis  04 
ein  Complex  von  Kirchengemeinden  mit  einer  Mission,  welche  me 
der  der  Ortsbirche  dem  ITmfange,  nicht  dem  Weeeu  nach  verschieden 
ist."  Diese  BtcUo  ist  fast  wörtlich  entnommen  aus  der  Schriü  res 
HcBHA»»,  die  nothwendigen  Grundlagen  einer  die  ooof.  and  syn.  Ord* 
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'  stucg  vereinigenden  K ircheu verfa»8iuig,  S.  15.  RicitrcH  fälirt  diese  Schrift 
a.n,  am  ihrer  Auffassung  Beifall  zu  fcbenken,  wonach  das  Verbftltnise 
der  Kircfaengemeinden  zur  Landeskirche  nicht  nach  der  Analogie  der 

^  SteUuog  der  bürgerlichen  Gemeinden  zum  Staate  zu  beurtiieilen  ist. 

Bllach  Bbriuxh  liegt  nämlich  der  Schwerpunkt  der  Kirohe  in  der  Orta* 
Ifemeinde,  diese  ist  schon  Kirche;  die  höherun  Organisationen  sind 
nur  Representationen  der  Ortsgemeinden,  sie  besorgen  die  An- 
gelegenheiten einer  Vielheit  von  Gemeinden,  bilden  nur  einen  auf 
gegenseitige  Ergänzung  gerichteten  Verband  derselben  (a.  a.  0.  S.  16, 
20).    Uesshalh   aber  hat  eine  solche  Gesammtgemeinde  keine  andere 

Hllission  als  die  Ortsgemeinde.     Desshalb  ist  aber  auch  —  fugen  wir 

'  hinzu  —  nach  der  Ansicht  RwrnxFH-HKnMAVN,  welcher  wir  uns  an- 
scbliee&en,  die  Ge&ammtgemeinde  juristisch  etwas  gan7.  anderes  als 
eine  Ortsgemeinde:  sie  ist  nicht  eine  juristische  Person  mit  der  Grund* 
läge  der  einzelnen  Kirchenan gehörigen  eines  bestimmten  Gebietes, 
sondern  eine  Confödoration  von  juristischen  Personen  dieser  Art, 
die  je  ihrerseits  wieder  eine  juristische  Pers&nlichkeit  bilden  mag, 
dem  Bundesstaate  vergleichbar. 

Die  Annahme  einor  derartigen  jnristischen  Person  wird  von  den 
Einwendungen  nicht  getroffen,  welche  Hixsouirs,  in  der  Festgabe  Mr 
Bbsele»  8.  46,  gegen  die  blosse  Uiteigenthüinergemeinscbaft  oder  Oe- 
Bellsohaft  der  Gemeinden  erhebt.  Dagegen  scheint  es  uns  aber  aaoh 
der  Wirklichkeit  nicht  zu  entsprechen,  wenn  dort  verlangt  wird,  dass 
wir  von  den  dahinter  stehenden  GemeinschaftsvorhllUnisson  ganz  ab- 
aahen  und  die  Synodalkasseo  ans  als  , öffentliche  Anstalten'  im  Sinne 
personificirten  Zweckvermögena  vorstellen  sollen.  Es  slndBundeskaasen, 
der  Band  ist  der  Eigenthümer.  Immerhin  würde  auch  mit  der  von 
Hcracirros  vertretenen  Ansicht  eine  Klippe  vermieden,  an  welche  der 
Verfasser  stosson  mnss.  Seine  kirchlicbeu  Ortugomoindon .  Kreis- 
gemeinden, Provinzialgemeindeu  mit  ibruu  Kassen  geben  ganz  harmo- 
nisch neben  den  entsprechenden  Organisationen  der  staatlichen  Selbst- 
Terw&ltangsordnuDg  her.  An  der  Spitze  entspräche  dem  Landtag 
die  Generalsynode  mit  der  (Jeneralaynodalkasse,  welch  letztere 
nnn  anoh  nichts  anderes  wtlre  als  ein  Organ  der  Gesammtgemeinde, 
d.h.  der  Landeskirche.  Aber  die  Landeskirche  als  juristische  Person 
bat  ihr  eigenes  Vermögen,  welches  der  Oberkirchenrath  verwaltet, 
und  die  Generalsynodalkasse  gehört  nicht  dazu;  sie  wird  getrennt 
davon  gehalten  und  mnss  eine  andere  juristische  Person  hinter 
sich    haben.     Diese   vermag    uns    der   Verfasser    nicht    aufzuweisen. 
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Nach  Hlv^cuil:«  wilre  es  ebeu  wieder  die  besondere  .OffaDtliche  Aa- 
sialt".  Wir  mOchteu  lieber  sagen,  es  sei  die  oberste  Coofi^denr 
tion  der  OrtsgemelDden ,  vrelche  hier  als  jnrialische  Person  auftritt 
mit  eigener  Ka£se  fHr  die  GemcinschafUzwecke ,  im  Gegensati  lu 
der  juristischen  Person  der  Landeskirche,  welche  das  landeaherrlidn 
Kirchen rcgiment  zur  Grundlage  hat.  Gerade  in  diesem  Punkte 
le'igi  sich  der  Dnterschiod  der  staatlichen  oad  der  kirchlichen  Yerfii' 
sang  rocht  deutlich:  die  Qencralsynode  ist  ihrer  rechtlichen  Katar 
nach  kein  Seitenstück  zum  Landtag  and  ihre  Kasse  durchaus  nidrt 
etwas  Aehnüches  wie  eine  Kasse  der  allgemeinen  Landesverw-aUuug.~ 

£in  anderes  Beispiel,  wie  der  staatsrechtliche  Gesichtspunkt  Ats 
Verfassers  sich  geltend  macht,  scheint  uns  seine  Bebandlnog  der 
Frage  der  evangelischen  RcchtsbÜdung  in  Bezug  auf  das  Bekeo&t' 
Dies  ta.  bieten  (S.  429).  ^^ir  sind  mit  ihm  der  SIeinnng,  dits  das 
Bekenntnias  nicht  unabänderlich  ist.  Aber  daraus  venuCgeo  wir  dIcM 
sofort  mit  ihm  den  Schluss  zu  ziebt'n,  dass  die  ,Undeskircbliche  Üe^ 
setzgobung'  grundsätzlich  berechtigt  sein  mtisse,  eine  solche  Aeo^ 
mng  vor?. Q nehmen.  Die  verfassungsm&ssig  geordnete  oberste  < 
im  Staate  ist  allerdings  zuständig,  Über  alles  zu  vorf^gen,  wu 
Staat  angeht.  Aber  muss  denn  aucb  eine  Kirchen  Verfassung  derartig 
vollkommene  Gewalten  schaffen?  Ein  st-Ündiges  Organ  ftu*  Bekenntoltt' 
Änderungen  zu  haben,  ist  jedenfalls  kein  so  dringendes  Bedürfoiii, 
dass  wir  eine  stillschweigend  dafür  ertheilte  Zuständigkeit  annehmen 
milssten.  — 

Wir  würden  solche  gelegentliche  Meinungsverschiedenheiten  lü^t 
hervorheben,  wenn  wir  nicht  dem  Buche  auch  in  rein  wissensch..:- 
Boziehuug  eine  sehr  emsthaiXe  Bedeutung  beilegten.  Eis  biete;  „~— 
fBr  den,  der  sich  eingehender  mit  dem  Kirchenreehte  beschäftigt  «in« 
Menge  von  Förderungen  und  Anregungen,  die  es  in  glücklicher  Wei* 
mit  einer  leichten  haudlicheu  Form  vereinigt. 

Strassburg.  Otto  Mojer. 


Dr.  Oscar  Glüht,    Die    Lehre    von    der    SelbstverwaltDiig 

im     Lichte     formaler     Begriffsbestimmung;      Wim, 

F.  Tempskj-,  156  S.  8". 

Es  ist  schon  ausgesprochen  worden,  dass  für  die  nSohste  Zeit  d)^ 

weitere  Förderung  unserer  Wissenschaft   des  Öffentlichen  RecbtM  i» 

Wesentlichen  auf  gewissenhaften  Eiuzelcmtersuchungen  beruhes  tnri. 

die  mehr  in  die  Tiefe  als  in  die  Breite  gehen. 
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vorliegende  Schrift,   welohe  in  dieser  Richtung  sich  hewegt, 

^  iat  offenbar  die  Frccht  ernsthafter  und  ausdauernder  Gedankenarbeit 

und  geht  in  frischer  wohlzusammenhöngendcr  Daratel  längs  weise  ihren 

Weg.    Sie  verdient  doshalb  nicht  unbeachtet  zu  bleiben,    wenngleich 

ihre  Ergebnisse  wonig  befriedigen. 

Wir  erhalten  zunächst  eine  Schilderung  der  bisher  in  der  Staats* 
rechtlichen  Literatur  vertretenen  Meinungen  über  den  Begriff  Selbst* 
Verwaltung.  Sie  füllt  nicht  bloss  den  ganzen  ersten  Abschnitt  (S.  4 — 56), 
sondern  ragt  auch  noch  eine  gutes  Stück  in  den  zweiten  hinein 
(S.  57 — 64).  Es  ist  jedenfalls  dankenswerth,  dass  man  hier  einmal 
alles  daa.  in  xieuilich  geschickter  Gruppirnng,  übersichtlich  zusammen- 
gestellt  bekommt.  Wenn  der  Verfasser  durch  diesen  rerhUltoissmfiaslg 
Iftogsien  Abschnitt  zugleich  den  Wunsch  in  uns  beleben  wollt«,  daaa 
mit  dem  Begriff  der  Selbstverwaltung  einmal  Ordnung  geschaffen 
werde,  so  ist  ihm  auch  dieses  wohl  gelungen. 

Worin  besteht  aber  nun  der  formale  Begriff,  welcher  die  Ab- 
helfe verspricht? 

In  dem  Worte  Selbstverwaltung,  führt  der  Verfasser  aus,  liegt 
«in  Gegensatz  angedeutet:  es  muss  ein  vom  Staate  verschiedenes,  ihm 
luitergeordnetes  Subjekt  da  sein,  von  welchem  Verwaltung  ausgeht, 
und  welches  dabei  ßolcUe  Dinge  selbst  thut,  die  sonst  der  Staat  thun 
müsste  (8.  €7—69,  89).  Aus  xwei  Elementen  setzt  sich  also  der 
Begriff  zusammen: 

1.  Ein  Subjekt  der  Verwaltung  muss  es  sein.  Was  ist  Ver- 
waltung? Das  Wort  bedeutet  immer  ein  gewisses  Beherrschen  der 
Äussenwelt,  ein  Walten;  es  umfasst  im  weitesten  Sinne  auch  die 
wirtbschaftliche  Thätigkeit  des  Kia7,clnen,  im  besonderen  Sinne  gilt 
es  von  der  TblLtigkeit  der  Gcsellungen,  in  noch  engerem  Sinne  vou 
der  der  Zwaugaverbände,  im  engsten  »streng  technischen*  Sinne  be* 
schränkt  es  sich  auf  die  Thätigkeit  zur  Beseitigung  der  Hindernisse, 
welche  der  Einzolwille  dem  Oemeinschaftszweck  des  Zwangs  Verbandes 
entg^ensetzt  (S.  86|.  Subjekte  einer  Verwaltung  im  letzteren  Sinne 
sind  im  Staate  nur  die  .Guraeinwesea'  der  Genieiudeu  und  der  Berufs- 
kOrperschaften  {Handelskammern,  Advocatenkammem  a.  B.  w.). 

2.  Dazu  muss  als  Zweites  hinzutreten  die  Identit&t  der  Zwecke 
dieser  Verwaltung  mit  denen  des  Staates.    Das  fehlt  bei  den  Berufs- 

'  kÖrperschaften,  da  dieselben  gesallscbaftliche  Interessen  auch  gegen  den 
Staat  zu  vertreten  haben  (S.  92).  Dagegen  haben  die  Gemeinden 
mit   dorn   Staate    gemeinsam  den    , politischen   Gemeinschaftszweck*, 
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d.  fa.  die  obenerwftbnte  Beeeitigoug  der  HiDdernise«  der  Gesamuit« 
eotwicklnng  im  Jlffentlioben  Interesse,  nicht  im  Sonderinterese  titm 
Berufes  ra  98j.  Wir  erfahren  spftter  (8.  116),  dass  der  Verfuser 
ongefUhr  das  meint,  was  wir  Polizei  neonen. 

Selbst  Verwaltung  ist  demnach  nur  »die  Thfttigkeit  der  G«meiitdcri 
för  den  politischen  Gern einschafUz weck'  (S.   102). 

Jetzt  erst  (S.  119)  beginnt  die  Frage,  inwiefern  die  Selbftnr 
waltung  ein  Rechtsbegriff  werden  kann.  Denn  bisher  war  si«  nvr 
»is  etu   »rein  Thatfiftchlicbes"  gemeint. 

Zn  diesem  Behnfe  ist  nothwendig: 

1.  Dasa  der  darin  stakende  Begriff  der  Verwaltung  in  jnri 
Abgren2ang  erscheine.  Das  geschieht  aber  nur  dann,  wenn  mu 
darunter  den  öfientlichrechtlichcn  BegriÖ  dor  Verwaltung  verstebt. 
Dieser  omfassi  nur  bobeitliche  Functionen,  d.  b,  nur  Polizeitbfttigknt, 
aber  auch  von  dieser  nur  die  Polizeiverfflgung,  denn  ,das  Er 
lassen  der  Norm  selbst  ermangelt  der  unmittelbar  zwingenden  Wirkunfc' 
(S.  120,  121). 

2.  Sodann  muss  auch  das  VerblUtniss  dieser  Verwaltung  latt' 
Staate  Juristisch  gestaltet  werden.  Im  coostitutiouellea  Staate 
hiebei  die  Gesetzgebung  gemttss  dem  Grondsatzo  der  Solbstrogieruig 
zu  verfahren.  Darunter  ist  zu  versteheD  eine  Theilnabme  der  Be- 
berrschten  in  der  Herrsch  aftsübung  (8,  123).  Die  äelbetverwaltuBf; 
ist  nicht  Selbstregierung,  aber  sie  liefert  die  Form  zur  Vcrwirklicbttig 
dieses  Princips,  namentlich  in  der  Weise,  dass  „die  Kommunen  als 
Botche,  als  politische  Körperschaften.  Trttger  der  Dffisntlicben  FanctioiM 
sind*.  Damit  also  die  Selbstverwaltung  ein  Recbtsinstitut  de«  OOO' 
stitionellcn  Staates  werde,  ist  nothwi:ndig,  dass  die  Organe  der  Gt- 
meinde  durch  Wahl  bestellt  werden  (S.  132),  was  übrigens  auch  sdiw 
die  Selbstverwaltung  als  ,rein  Thatsäcfaliches"  gefordert  hatte  <K.  105, 
106).  Ferner  aber  darf  die  Competenz  der  Regierung  gegenüber  des 
Polizei  Verfügungen  des  SelbstTerwaltungskdrpcrs  nicht  mehr  in  sidi 
fassen  als  das  Recht,  dieselben  .,zu  beheben",  zu  deutseh:  aa£nihebua 
niemals  darf  sie  etwas  Positives  an  die  Stelle  setzen,  noch  weni 
Atne  solche  Verfügung  selbständig  erlassen  (S.  135,  137),  niemals  dem 
SelbstverwaltungskOrper  befehlen,  eine  bestimmte  Verftigung  »binani* 
tugeben"  (ö.  139). 

Nun  können  wir  aber  auch  übersehen,  auf  was  unser  Rechte 
institut  sich  scbliefi&licb  besohrUnkt.  PolizeiverfÜgangen  durch  g»- 
wILhlte  üemcindeorgane,  welchen  gegenüber  die  BtaatsbebGrden  h&chstens 
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ein  Aufhebungsrechi  haben  —  das  ist  alles,  was  der  rastlos  arbeitende 
Begriff  übrig  gelassen  hat  von  dem ,  was  mau  sonnt  wobl  noch  aU 
SelbBtrerwalttiDg  ansah.  Rechts  nnd  links  tieften  die  Ruinen.  Aaf* 
leffnng  nnd  Erhebung  von  Gemcindestcnern,  Expropriation  für  die 
Gemeinde,  Gemeindepolizeiverordnung  —  alles  das  ist  keine  Selbat- 
verwaltang.  In  Frankreich  und  England  gibt  ee  überhaupt  kein 
Stfick  Selbstverwaltung,  welches  dem  formalen  Begriffe  entspräche, 
auch  nicht  in  Preussen,  Bayern,  Beden  u.  s.  w.  Nur  dem  Hoimath- 
land  des  Verfassers  war  es  beschieden,  durch  sein  Gemeindegesetx  vom 
5.  M&n  16Ö2   den  Begriff  zu  verwirklieben. 

Wie  kommt  der  formale  Begriff  dazu,  möchten  wir  vielleicht 
fragen,  alle  diese  Verwüstungen  anrichten  zu  dürfen?  Aber  wir 
kenneu  ihn  ja  wohl.  I>as  ist  nichts  anderes  als  die  alte  Ht»ici.'scbe 
Dialektik,  welche  Dank  dem  mächtigen  Einflüsse  L.  v.  Stelv's  in  der 
jüngeren  Staatsrechts-  und  Staatswissenschaft  Oesterreiohs  eine  Nach- 
blütfae  feiert.  Ein  gcwis»nr  aügemoincr  Eindruck  von  dem  wirk- 
lichen Rechte  fasst  sich  in  ein  Wort  zusammen,  das  dann  im  Denken 
seine  Begnff&elemento  entfaltet  und  von  der  Wirklichkeit  verlangt, 
dass  sie  diesen  entspreche.  Dass  dabei  die  heimischen  Einricfatnogen 
onbewnsst  zum  allgemein  Massgebenden  gemacht  worden,  ist  nur  zu 
naheliegend.  Nahm  ja  auch  schon  bei  Hkcel  die  Wirklichkeit  der 
sittUohen  Idee  in  ihren  begriUiünothwf^ndigen  Entfaltungen  einfach  die 
G«8ialt  t^es  kgl.  preussischen  Staatswesens  an.  — 

Die  Frage  stellt  eich  nach  unserer  Auffassung  ganz  anders.  Wir 
können  da.s  Wort  Selbstrerwaltung  nicht  wie  einen  terminus  technictts 
behandeln,  mit  welchem  der  Gesetzgeber  einen  bestimmten  Rechts- 
begriff verbände.  Ea  kommt  lediglich  darauf  an,  ob  nicht  die  Wissen* 
Schaft  des  urspi-Ünglich  gar  nicht  im  B«chtasinne  gemeinten  Wort« 
sich  bedienen  kann,  um  einen  Kechtsbegriff  zu  bezeichnen,  zu  dessen 
Bezeichnung  es  geeignet  wfire.  Wir  legen  also  den  Begriff  erst 
hinein,  wir  lesen  ihn  nicht  ans  dem  Worte  heraus.  Die  sprachliohe 
Zergliederung  kann  zu  nichts  ftihreo. 

AU  das  Schlagwort  Selbstterwaltnng  bei  nn.s  aufkam,  knüpfte 
es  an  an  den  bereits  vorhandenen  Hechtsbegriff  der  Gemeinde,  nicht  um 
einen  anderen  daraus  zu  macheu  oder  daneben  zu  stellen,  sondern  um 
zu  Terlangen,  dass  das  diesem  Rechtsbegriff  entsprechende  Ding  freier, 
selbetKadiger,  einflussreicher  entwickelt  werden  solle.  Besclir&Dkang 
der  Aufsicht,  Unabh?tngigkeit  der  Gemeindeorgane  von  oben,  Bildung 
und  Stürkuug  auch  von  CommunalverbKnden  höherer  Ordnung,  Decen* 
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tralisation  durcb  Anerkennanf?  eines  weiteren  Umfanges  von  Qemeiodr- 
anK^^legenheiten,  durch  UebertragriDg  neaer  Verwaltan^compet«D/po 
anf  die  Coimnunen  und  ihre  Organe,  —  das  biess  Selbstrerwaltan^ 
gewähren.     Trotz  des    tiefen  Eindruckes ,    welchen  GKEisr'iS  Betonung 
des  Ehrenamtes  ^manht  hat,  bat  die  allj^emeine  Anschauung  diesen 
Zusammenhanf;   zwischen  Selbstverwaltung    und  Gemeinde  nicht  anf- 
gegeben.   Sogar  in  den  Verhandlungen  des  preussiscben  Abgoordnet^s* 
faanses  über  die  Kreisordnung,  die  doch  ganz  unter  diesem  EIdAiub 
standen,   wurde  die  roichüchere  Vprwrndung  des  Ehrenamtes  unter  dcD 
Oesichtspnnkt  einer  Uecentralisation,   einer  Stärkung  des  Einflusses  der. 
unteren  Verbände  gebracht,  als  eine  Einrichtung,   welche  die  rechli 
ThirchführUDg  und  die  rechte  Bedeutung  der  Selbstverwaltung  sicheil 
(Bericht  des  Abg.  Dr.  Fhiede-ntiul  lö.  MSrz  1872  Steu.  Bcr.  8.  128 
und  der  Ministor  selbst  betonte  die  , grössere*  Sclbstverwaltnog  in 
dem  den  Kreistagen  und  KreisausscbÜssen  gewährten  Feld  commnnalcT 
Thtttigkeit  (SUn.  ßer.  ^.  227).    In  Elsass- Lot  bringen  (orderte  man  noch 
jfingst  in  Öffentlicher  Discussion  eine  , Hebung  der  Selbstverwaltung* 
durch  Einfübrung  von  Bernfsbürgermeistern.    Andererseits  kann  msai 
von  deutschen  Juristen,  welche  das  französische  Gemeinderecht  nich 
kennen,  das  Üitheil  hören:  die  dortigen  Gemeinden  hätten  gar  kmne 
Selbstverwaltung. 

Selbstverwaltung  in  der  Sprache  unseres  öffentHcheu  Lebens 
also  etwas,  was  zum  Gemeindewesen  gehört,  was  dabei  grösser  odrr 
kleiner  sein  kann,  oder  auch  gar  nicht  vorhanden  sein  kann.    Es  be<, 
deutet  Selbständigkeit,  Macht  und  Einäuss  der  Gemeinden. 

Das  gibt  alles  für  uns  noch  gar  keinen  festen  juristischen 
griff,  mag  man  es  noch  so  sehr  philosophisch  vertiefen.  Co 
Wissenschaft  des  öffentlichen  Rechtes,  die  sieb  mS^tig  entwickelt, 
aber  gegenüber  der  Privat-  und  Strafrech tswissensch aß  noch  so  ann' 
an  geeigneten  Begiiffsbezeicbnungen,  dass  sie  solche  überalt  nioimti, 
wo  sie  sie  findet.  Sie  sucht  auch  das  schöne  Wort  Selbstverwaltuiifl 
zu  verwenden. 

Am  einfachsten  schiene  e»  zu  sefti,  das  Wort  an  denjenigen  Be- 
griff zu  hängen,  der  schon  immer  dahinter  stand,  an  die  Qemeinda 
Selbstverwaltung  wäre   dann    einfach  Gemeindeverwaltung  und  xwarl 
der  Ortfigemeinde  wie  der  höheren  Genieindeverbände.    Allein  dadarckj 
erhielten  wir  nur  eine  zwecklose  Doppelbe7.eichunng  und  dem  nr^rüs 
liehen  Wortsinn  würden  wir  gleichwohl  nicht  gerecht ;  denn  er  bodnfl 
tet  ja  doch  ein  Mehr,  ein  Grösseres  übei  den  Qemeindebegriff  hjnanfcj 
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Daher  das  Bestreben,  einen  Oberbegriff  damit  2a  rerbindeo,  der 
Aber  der  Gemeindeverwaltnng  sieht.  Es  kommt  darauf  an,  gewi&se 
wesentliche  Ktgenschaften  derselben  in  abstrsbiren,  welche  hei  anderen 
gleichartigen  Erucheianngen  sich  wiederfinden. 

Man  nimmt  entweder  heraus:  die  selbstberechtigte  Besorgung 
Öffentlicher  Augelegenbeiten  (ur  ein  gewisses  Oebiet  anter  einer  son- 
Terttnen  Gewalt;  dann  umfasst  die  Selbstverwaltung:  Gemeinden 
&ller  Art,  selbständige  Gntsbezirke,  Gliedstaaten  im  Bandesstaat. 

Oder  man  setzt  statt  der  souver&nen  Gewalt  den  Staat;  dann 
hX\en  die  Gliedstaaten  weg. 

Man  kann  auch  mit  der  Ahstraction  nur  so  weit  gehen,  dass  die 
Th&tigkeit  immer  noch  ausgehen  mnss  von  einer  juristischen  Person 
des  Öffentlichen  Rechtes;  dann  gehören  die  selbständigen  Gutsbezirke 
nicht  dazu. 

Umgekehrt  kann  man  das  Erfordemiss  der  Gebietsherrschaft 
streichen,  dann  wordon  ausser  den  Gemeinden  vor  Allem  auch  noch 
die  Öffentlichen  Stiftungen  (Spitaler  und  sonstige  fiffentliche  Anstalten) 
onter  die  Pelbstvcrwaltung  fallen. 

Das  aber  zeigt  der  Augenschein,  dass  in  allen  Fällen  das  Wort 
Selbstrerwaltang ,  gleich  so  manchen  anderen,  Ar  einen  juristischen 
Begriff  wie  der  Gesuchte  nur  verwendbar  wird,  wenn  es  sich  eine 
mehr  oder  weniger  grosse  Dehnung  oder  Zurechtschneidung  gefallen 
lasst  gegenüber  seinem  ursprünglichen  und  Inndlilutigen  Sinne.  Ver- 
trägt es  das  nicht,  so  können  wir  es  überhaupt  nicht  brauchen, 
li&sst  es  sich  nur  durchsetzen  für  die  Bezeichnung  einer  nebensllch- 
lichen  Aosscheidang,  so  werden  wir  eben  für  den  grossen  sjatema- 
tischen  Gegensatz  der  Gemeindeverwaltung  und  der  ihr  verwandten 
Erscheinungen  zur  Staativerwaltung  einen  anderen  Ausdruck  wählen 
müssen  und  uns  dabei  bescheiden,  dass  das  Wort  Selbstverwaltung 
in  der  Rechtswissenschaft  eine  sehr  viel  unbedeutendere  Bolle  spielt 
als  in    der  Politik.    Warum  nicht? 

Zwischen  dem  hier  dargelegten  gmndsUtztichen  Standpunkt  und 
denjenigen,  welchen  der  Verfasser  eingenommen  bat,  wird  aber  aller- 
dings eine  Vereinbarung  nicht  möglich  sein. 

Strassburg.  Otto  Mayer. 
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tax  ÖfflsnUichei  Recht.  HL  4. 


r>r.  Frtkor.  BkockhaitS,  ord.  Prof.  der  Rechte,  dai  douiscUo  Heer 

Iund  üie  Cou  tinji^cnto  der  EiuseUtaateu.     Eine  ataAtsrechtliclie 
Abhaudluiig.    Leipzig.    F.  Ä.  Bhocehavs.     1886.    8".    ä23  S. 
Uie  staatercchtlicbe  Natur  des  deutschen  Heeres  ist  bekannt- 
ch  Gegenstand  einer  grogseii  Ooiitroverse,  welche  nicht  nur  mit 
I^cbhaftigkeit  in  tlieorc tischen  Erürterungcn  geluhii  wird,  sondern 
welche   auch  in   der  Praxis  der  Verwaltungshehörden  und  seihst 
lu    deu  ürtlieilen  der  (rerichte  Scbwankungfn  und  Widensprüche 
hervorruft-     Diese  Controverec  ist  durch  die  unklare  und  wider- 
spruchsvolle Fassung  des  XI.,  das  Reichskriegswesen  betreffenden 
Abschnittes  der  Reichsverfussung  verschuldet,  ja  man  kann  sagen^ 
mit  Nothwendigkoit  hervorgerufen  worden.     Art.  63  Abs.  1  be- 
ginnt loit  dem  Satz,   dass   die  gesammte  Landmacht  des  Reichs 
^ein    einheitliches  Heer"    bUden    wird;    die   Verfassung   braucht 
K-iedcrholt  den  Ausdruck  „deutsches  Heer"  (Art-  60,  61  Abs.  2, 
^62  Abs.  1,  63  Abs.  3,  63  Abs.  5),  oder  „Reichsbccr"  (Art.  62 
Lbe.  3,  62  Abs.  4,  63  Abs.  4,  64  Abs.  3),  sie   unterstellt  „die 
nmtc   Landmacht   des  Reichs    in    Krieg   und   Fiieden    dem 
efehle  des  Kaisers"  (Art.  63  Abs.  1)  und  erklärt  „alle  deutschen 
Truppen''  für  verpHichtet,    den  Befehlen  des  Kaisers  unbedingte 
Folge   zu  leisten   (Art,   64  Abs.  1).     Anderei-seits   erwühnt   die 
U(it'hsveHft.sKiing  in   demselben  Abschnitt    Art.  63   Abs.   2    „die 
Kiiniglich  Preussische  Annee",   ebenso  Art.  63  Abs.  B  „die 
künftig  ergehenden  Anordnungen  für  die  Preussische  Armee"; 
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sie   stellt   ihr    an    derselben   Stelle    die    „übrigen    Contingente'* 
gegenüber,    die  dadurch  der   Preussischen  Armee   begrifflich 
coordinirt  werden  \    sie  behandelt  im  Art.  64  die  vom  Kaiser  im 
Reichsdienste   „sei  es   im   Preussischen  Heere   oder  in  an- 
deren   Contingenten"   zu  besetzenden   Stelion;    sie   erwähnt  in 
der  Schlussbestimmung   zum  XII.  Abschnitt   „das  Bayerische 
Heer" ;   sie    unterscheidet   im    Art.    66   Abs.   2    „die    eigenen 
Truppen   der   Bundesfursten    und    Senate",    von    den    „anderen 
Truppentheüen  des  Reichsheeres".    Die  Bundesfiirsten  werden  als 
„die  Contingentsherren"  bezeichnet  (Art.  63  Abs.  2) ;  sie  ernennen, 
mit  der   im  Art.  64   festgesetzten  Einschränkung,    die   Offiziere 
„ihrer"    Contingente    (Art.   66) ;    sie    sind    „Chefe"    aller   ihreu 
Gebieten  angehörenden  Truppentheile  (ebenda) ;  sie  haben  ÄClitär- 
gcrichtsgewalt   und  Begnadigungsrecht.    Worin  besteht  nun  die 
staatsrechtliche  Einhcitliclikeit  des  „Reichsheeres",  wenn  zugleich 
verfassungsmässig   der   Fortbestand    „der   Preussischen  Armee", 
„des   Bayerischen  Heeres"   und  der   „anderen  Contingente"  an- 
erkannt ist?     Wenn  die   gesammte    Landmacht  des   Reichs  ein 
einheitliches   Heer   unter    dem   Befehl   des  Kaisers    bildet ,   vie 
können    da  die  Bundesfursten    „eigene  Trappen"    haben,   die  sie 
„verwenden"  dürfen?    Wenn   alle  deutschen  Truppen  verpflicliM 
sind,  den  Befehlen  des  Kaisers  unbedingte  Folge  zu  leisten,  wenn 
der  Hüchstkommaiidirende  jedes  Contingents  vom  Kaiser  emanut 
wird,    wenn   der  Kaiser   den  Präsenzstand,    die  Ghederung  uiul 
Eintheilung  der  Contingente  des  Reichsheeres  bestimmt,  wenn  die 
Ausgaben  „für  das  gesammte  Reichsheer  und  dessen  Einrichtungen- 
durch   das  Etatsgesetz    des   Reichs   festgestellt  werden  (Art.  6^ 
Abs.  3),  worin  besteht  die  „Contingentsherrlichkeit"  der  Bundes- 
fursten, welcher  rechtliche  Inhalt  bleibt  für  sie  übrig?    Es  ist  in 
der  Tliat   ein  schwieriges  Problem,    diese   Bestimmungen   unter 
sich  in  Einklang   zu  bringen ,    das  Princip  der  Heeresverfassuns 
mit  Sicherlieit  nachzuweisen,  die  juristische  Bedeutung  der  in  der 
Reichsverfassung  gebrauchten ,  von  ihr  unerklärt  gelassenen  Aus- 
drücke   festzustellen.      Der    Kernpunkt    der   Frage    betrifft  den 
Begriff  und    das  Wesen   der  „Einheitlichkeit"    des   Reichsheeres 
Der  Ausdrack  ist  an  und  für  sich  doppelsinnig.   Besteht  die  Eiu- 
heitlichkeit   in  der  Zusammenfassung   der  Contingente  dureli 
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■wTil  üf^  Kaisers,  durch  die  Gieicbniässigkeit  der  Ein- 
uugim  und  durch  die  Gomoinsnnikpit  der  Kosten  und  Lftsten, 
ie  also  das  praktischo  Resultat  einer  unter  den  Con- 
inten  der  Einzolstatttcu  })ergcsteUten  Ueheruinstimuiiuig  und 
mäpfiing,  oder  ist  die  Einheitlichkeit  eine  innere  Einheit, 
reicher  die  Souderexistenz  der  Coutiugeute  der  Kiiizchtaaten 
rgegangen  ist,  so  doss  die  Contingeiite  unr  al»  Ahtheiluiigen 
Heeres  für  besondere  Zwecke  der  Verwiiltimg  dienen?  Ist 
Beichshoer  aus  den  Uontingenten  combinirt  oder  ist  es  fiir 
ssG  Zwecke  in  Contingcnto  zerlogt,  wie  es  in  anderen  6e- 
ingcn  in  Ärmeecori)s,  Divisionen,  Brigaden  o.  s.  w.,  oder 
Waffengattungen  oder  in  das  stehende  Heer,  die  Landwehr 
den  Landsturm  gegliedert  ist?  Ist  die  Contingentshenlich- 
im  Sinne  der  Reichsrerfassung  die  noch  fnrt^^lauenide  ISIilitär- 
flt  (Staatsgewalt)  der  BundesgUeder^  welche  dnrcli  die  Rechte 
Kaiser  und  Reich  auf  das  Erheblichste  beschränkt  und  der 
Dschaft  der  Souveränität  entkleidet  worden,  immerhin  aber 
Grundlage  der  hundesstaatUchen  Militärverfassung  geblieben 
odei*  ist  die  Mihtärhoheit  der  Einzelstaaten  untergegangen, 
die  des  Reiches  an  ihre  Stelle  getreten,  die  Contingenta- 
ichkeit  aber  lediglich  ein  staatsrechtlich  unbedeutendes  Ehreo- 
;,  welches  den  Hundesfiirsten  „zum  Amlenken"  an  ihre 
uUige  Mihtiirhohoit  durch  (Uc  Reichs  Verfassung  verliehen 
en  ist? 

IKe  Beantwortung  dieser  Fragen  ist  keineswegs  bloss  ein 
•inäres  Bedürfniss  der  Theorie,  sondern  von  weitreiciiender 
tischer  Bedeutung.  Je  nachdem  die  Antwort  auf  diese 
ten  ausfällt,  bemisst  sich  auch  die  Entscheidung,  ob  <lic 
icre  im  Reichsdienst  oder  im  Landesdienst  stehen,  ob  die 
gsmiiiisterien  kaiserliche  Behörden  oder  Landesbehörden  sind, 
ler  Militärüskus  Reichs-  oder  Landcstiskus  ist,  ob  der 
^dienüit  dem  Reich  oder  ileni  Stjmt  geleistet,  der  Fabnen- 
lern  Kaiser  oder  dem  Lamlesherrn  geschworen  wird  u.  s.  w. 
Wälirond  ich  nun  im  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs 
m  (1880)  die  Ansicht  durch gefiilirt  habe,  dass  das  Bcichs- 
aus  den  Contingenten  der  Einzel  Staaten  zusammengesetzt, 
eine  miUtärisch-technische  und  pohtische,  aber  keine 


Rtantsrcchtliche  sei,    liaben  Zorit,   G.  Meteh  und   H.  Scrulze 
den  cntKegengosetzten  Standpunkt  eingenommm;  sie  erkennen  dif 
innere  Einheit  des  Heeres,  die  ausschliessliche  Militärhoheit  d« 
Reiches  als  das  oberste  Princip  an,  die  „Gliederung"  des  Heeni 
in  Oontingente  diene  nur  administrativen  Zwecken.     Diese  Ver 
schiedenheit  der  Ansichten  hat  BKocKiiArs  V'eranlassiuig  g^bm, 
die  Frage  einer  erneuten  Prüfung  zu  unterwerfen ,   welche  er  n 
der  oben  citirten  Schrift  veröffentlicht  hat.     Er   kommt   zu  dem 
Resultat,   dass  die  Einheitlichkeit  der  deutschen  Landmacht  «ioe 
durch   die  Reiehsverfassung  gebotene  innere   untheÜbaro  Einheil 
sei,  dass  von  einer  Militiirhoheit  der  deutschen  Einzelstoaten  nA 
deshalb  in  keinem  Sinne   reden   lasse   und   dass  dii>  Ci 
herrlirhkeit   ein   Ehrenrecht   sei^    welches    keine   staii  i 
railitärhoheiüiche  Gewalt   in  sich  schliesse,   vielmehr   seine  A»- 
logie  tu  der  Stellung  dos  Patrons  in  der  Kirche  finde.    AVie  weit 
diese  dem  canonischen  Recht  entnommene  Analogie  zutrifll  odw 
nicht»  soll  hier  unerörtert  bleiben ;  es  würde  ja  nicht  schwer  sein, 
Unterschiede  zwischen   den  Oonlingentsbcrren  und  den  Kirch«* 
Patronen  aiifenfinden.    Äfan  würde  aber  dadurch  Nichts  hcweiseD; 
denn  Bkockhals   fiigt  seiner  Charakteristik  der  Contingentsherr* 
lichkeit  als  eines  militärischen  Patronatsrechts  die  Einschiänkwi? 
hinzu,  dass  er  nicht  dnrnn  denke  zu  behaupten,  dass  das  Patronsl 
der  Contingentsherren   dem  Rechte  der  Kirchenpatrone   gleicli 
seif   sondern  dass  er  nur  behaupte,   dass  beide  Rechtsstellnngt^ 
einander  ühnlich  und  deshalb  vergleichbar  sind.     Es  handcll 
sich  also  nur  um  einen  Vergleich  und  es  ist  daher  nicht  dariib« 
zu  rechten,    ob  derselbe  etwas  mehr   oder   etwas   weniger   hinil- 
Wir   halten   uns  vielmehr   an  die  Haujitsache,  an  die  eigentliehi 
staatsrechtliche  Frage,    welche  RRocKHArs   in    sehr  eine: 
und   griindlicher  Weise   behandelt   hat.     Seine   Schrift   i>L   ..■-■ 
gezeichnet   durch    die  klare   und    übersichtliche   Anordniuig  de* 
Stoffes,   durch  die  Scharfsinnigkeit  der  Beweisluhrnng,  durch  &t 
Kraft  und  Eindringlichkeit  der  Darstellung.    Da  überdies  die  foc 
ihm   vcrtheichgtc  x\uffas8ung  den   pohtischen   Anschauungen  n»! 
"Wünschen   der  nationalen  und  reichafrewidlichen    Parteien  lyn- 
jiathisch  ist,    so  wird  der  Sciuift  eine   wohlwollende  Aufiialw« 
und  lebhafte  Anerkennung  gewiss  nicht  fehlen,     für  die  Rieb- 
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tigkeit   der    in   derselben  entwickelten  Theorie  kömmt  es  aber 
freilich  auf  dies  Alles  nicht  an,   sondern  allein  auf  die  Stichhai- 
'Bskcit  der  Gründe,  und  um  dieselbe  ni  prüfen,   ist  es  uncrläss- 
lich  den  Deductionen  des  Verfassers  Schritt  fiir  Schritt  zu  folgen. 
Von  grosser  Bedeutung  fiir  die  Losung  des  Problems  ist  die 
Feststellung  richtiger  Ausgiingspunktc,  die  Fixirung  einer  Linie, 
auf  welchen  die  verscliiedenen  Ansichten  sich  begegnen,  da  anderen- 
falls eine  Verständigung  oder  Widerlegung  überhaupt  ausgeschlossen 
(.    Bkockuaus  stellt  nun  einige  Sätze  an  die  Spitze,  denen  ich 
llkomraen   und  in  jeder  Hinsicht  zustimme   und  von  denen  zu 
[nschen   ist,    dass   sie  bei  allen,  die  Heeresverfassung  Deutscb- 
ids    betreffenden    Erörterungen    sorgfaltig   beobachtet    werden 
ßögen.     Gegenstand   der  Untersuchung  kann   nur  das  positive 
bt   des   deutschen   Bundesstaates  sein,   aprionstiscbe  Deduc- 
jnen    aus    dem    allgemeinen    BcgrÜf  des  Bundesstaates    dürfen 
aus  der  Reiclisvcrfassung  sich   ergebenden   Rcsidtate   nicht 
^judiciren.     Das   verfassungsmässige  Recht  ist  femer  durchaus 
rennt   zu   halten    von   den    durch    die    Mililärconventionen   ge- 
tiaflenen    rechtlichen   Zuständen,     ji^nv  durch  die  consequente 
sschliessung   aller  und  jeder  Rücksicht  auf  die  Mihtärconven- 
en   können   wir  zu   einer  sichern  Erkenntniss  der  Bedeutung 
üHgen,   welche   die  Reich  »Verfassung  den  militärischen  Rechten 
Kaisers    und    der   Contingentsherrcn    beilegt."     Bbockhadh 
Ut  datier  mit  Recht  sein  Buch  in  zwei  Kapitel,  von  denen  das 
t-e    das  Recht    der  Reichsvei-fassung,    das    zweite    „das   parti- 
läre   Militärreclit"    (Bayeni   und    die  Militäi'convontionen)   be- 
handelt, wozu  in  einem  kurzen  dritten  Schlusskapitel  eine  Zusam- 
racnstellung  der  Ergebnisse  kömmt. 

Er  stellt   ferner  fest,   dass   dem    Worte    „einheitlich",   mit 

^Kichern   Art.    63    Abs.  1    der  Reichs  Verfassung   fUe  Landmacht 

^^s  Reiches  chanUcterisirt ,   eine  bestimmte  juristische  Bedeutung 

Tiicht  innewohnt  tmd  dass  es  auch   in  der  Reichsvt^rfassung ,   wie 

Bwh  aus  einer  Vergleichung  der  Art.  42,  48  Abs.  1,  53  Abs.  1,  54 

i  Abs.    1   ergiebt,    nicht   in   einem    bestimmten  juristischen    Sinne 

^kbraucht,  niclit  zu  einem  technischen  Ausdruck  erhoben  worden 

ist.    „Das  Wort  ,eiidioitüch*  ist  nur  die  unsichere  und  vollkommen 

ledtüssige  Andeutung   einer  juristisch  gar  nicht  verwerthbaren 


—    496    — 

Eigenschaft"  (S.  9).  „Für  die  Beantwortmig  der  Frage,  ob  ib 
deiitßiho  Heer  nur  eine  rechtlicl»  gi'ordnt't»»  Zu(*iunnwD&wim; 
der  einzelnen  Landesanneen  oder  eine  wirkHclie  ReichsiuTiiM  »«. 
kommt  die  dem  Heere  zugeBprochene  Einheitlichk^t  sonach  tut)A 
in  Betracht"  (S.   10). 

Brockhacs  ftihrt  endliph  ans,  das«  die  Rcichsverteong 
2war  davon  ausgeht,  dass  die  aus  der  Zeit  des  Deutschen  Bumi'-i 
stammenden  Landosanneeu  fortbestehen  und  in  einem  VerbäI^ 
nisRe  zu  ihren  Landesherren  verbleiben  sollen ,  das»  sie  iJ«r 
weder  eine  juristische  Charakterisirang  der  als  Contingejite  ht- 
zeichneten  Heeresaiistalten  noch  des  Begiifis  „Coutingenl)ilw!rr 
gibt.  Zweifellos  ist  aar,  dass  die  Oontingente  und  ilie  Ueihh' 
der  Conti  ngentsherren  in  der  Reiclisverfassung  als  bestehtnirV 
Institutionen  vorausgesetzt  und  dadurch  anerkannt  wonlen  mhJ 
und  mitbin  unter  dem  Schutz  des  Art.  7H  stehej»  (S-  \i.  Hi 
Alles,  was  Brockhaus  in  diesem  einleitenden  Abschnitt  saf*!,  ei 
m.  E.  durchaus  zutreffend. 

Er  wendet   sich   nunmehr   den  Rechten  dos  Reic! 
der  Befugniss   zur  Gesetzgebung   des  Reiches   über  das     im 
weaen,  eut  Beaufsichtigung  desselben,  znm  Verordnnngsredil  <lo 
Bundcsrathes   und  zur  Feststellung  des  MilitäreUU.     (§§  4 — 1-\ 
Diese  Zuständigkeiten  sind  unzwoifidhaft  und  in  der  Hauptaflcl» 
kein    Gegenstand    theoretischer   Mcinungsverscliiedenheiten,    & 
fragt   sich    nur,    welche    Bedeutung    denselben    für    die   hier  a 
erörternde  Frage  zukömmt.     Sehr  richtig  betont  nun  Rki-  ;  f  ■ 
S.   14:    „Auf   eine  bestimmte  juristische  Natur  des  Reiili- 
aber   lässt  sich  aus  der  Unterordnung  desselben  unter  die  Uip»- 
lative  Competenz  des  Reiches  nicht  scldiessen."  De«seniuige»cliM 
erklärt  er  aber  dieselbe  nicht,  wie  rami  erwarten  sollte,  für  Ä 
von  ihm  bebRndcitc  Frage   fiir   unerheblich,   sondern   t^   .mdi) 
bedeutungslos".    „Denn  durch  die  Unterwerfung  unter  die  Rri'-b 
gesetzgebung  wii-d  die  gesammte  deutsche  Landnutcht  zum  Objwi 
der  Reichsgewalt  erklärt,   und  zwai*   zum  übjcct  einer   gUirk 
massigen  Beherrschung  durch  das  Reich**  (S.  14,  15).   Daniu' 
ergebe  sich,  „dass  die  ganze  Landmacht  des  Deutschen  Rfiohi« 
nur   als   ein   einziges    ungetheUtes  und   untheilbares   übject  ätt 
legislativen  Beherrschung  durch   das  Reich  unterliegt"  (3.  i^} 
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he  »Schlllsfiigkeit  dieser  Folgerung  ist  zwar  niclit  iMiileuchtend; 
enn  wenn  auch  Prägravalionen  einzelner  Stuiilen  in  Betreff  der 
Lösten  und  Lasten  des  „gesanuuten  Kriegswesens**  —  nicht 
bloss  der  Landmacht  des  Reiches  —  „grnndsützlich'^  ausgeschlossen 
od,  80  folgt  doch  daraus  nicht,  dass  es  unzulilssig  sei,  im  Wege 
ler  Reiehsgr*>et7.geliuiig  filr  einzehie  TJieile  des  Reichsheores,  — 
nögeu  dies  nun  Contiugente  oder  Waffengattungen  oder  Forma- 
tionen sein  —  besondere  Rechtsvorschriften  au Cziist eilen.  Indess 
braucht  dieser  Punkt  nicht  weiter  urgirt  zu  werden,  da  Bhock- 
it*8  (S.  16,  17)  ausdrücklich  anerkennt:  ^Einen  Aufsciüuss  über 
tie  rechtliche  \atur  des  deutschen  Heeres  empfangen  wir  aber 
wenig  durcli  die  bisher  aus  der  Reichs  Verfassung  abgeleitetiMi 
'rincipien  wie  durch  die  Handhabung  ilerselben."  So  riehUg 
ad  zutreffend  dies  ist,  so  befremdlich  ist  es  dagegen»  dass  der 
rerfai:st?r  im  Folgenden  und  namentlich  »S.  214  hei  der  Zusam- 
ncnstellung  der  «Kvgebnissc"  die  üe3etKgebung9-<.'ompctenz  des 
liches  an  erster  Stelle  unter  den  (iründcn  anführt,  durch 
eiche  wir  ».ngeblich  T,mit  zwingender  Noihweiidigkeit"  zu  dem 
tzc  geführt  werden,  dass  es  nur  Ein  ungetheiltes  deutsches 
gebe,  welches  ein  Reicheinstitut  sei.  Auch  die  ordentlichen 
ierichte  sind  „in  die  Machtspliäre  der  Reichsgew;dt  hineingestellt 
»Orden''  und  zwar  chenfails  nicht  als  ein  unkörperlichcr  Begriff, 
welchem  eine  besümrat  geartete  (»ruppc  rechtlicher  Normen 
ie  das  bürgerliche  Recht,  das  Strafrecht,  das  gerichlUche  Ver- 
bren zuKammengefHKftt  werden,  sondern  in  gleicher  Weise  wie 
Post-  und  Telepraphenwesen  und  das  Heer  als  Anstalten, 
n  das  Gerichtsverfiissiingsgesetz  !iat  es  mit  solchen  zu  thun. 
iuch  die  ordentliche  (Jerichtsbarkeit  unterhegt  der  Gesetzgebung 
Reichs,  der  Beanfsichti«ung  des  Kaisers,  der  Verordnungs- 
Jt  des  Biuidesraths,  und  doch  wiitl  Niemand  daraus  herleiten 
wollen,  dass  alle  ordentlichen  (ierichte  Reichsgerichte  seien  und 
dass  es  keine  Gerichtsgewalt  der  Einzelstaaten  mehr  gebe. 

Brockhacs  stellt  S.  ai  als  das  Resultat  seiner  Erörtemngen 
folgenden  Satz  hin : 

„Da   die  Gesetzgebung   über   das  Militfinvesen   den  Einzel- 
itcn    vollständig    genonmien    und    ausschliesslich    dem    Reiche 
Ibertragen  ist,   so  gibt  es  keine  Selbständigkeit  der  Coutingeute 
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in  legislativer  Hinsicht.  Da  weiter  die  BundesTerfas&nng  die 
Führung  der  obersten  Verwaltung  des  Heerwesens  dem  Kaiser, 
beziehungsweise  dem  Bundesrathe  zuspricht,  so  gibt  es  auch  keine 
Selbständigkeit  der  Contingente  in  administrativer  Hinsicht." 

Dieser  Satz  ist  vollkommen  richtig  und  doch  zugleich  voll- 
kommen irrefülirend.  Denn  es  wird  hier  ein  Begriff  eingeschobeo, 
aber  nicht  erörtert,  von  dessen  richtigem  Verständniss  Alles  ab- 
hängt. Die  Contingente  haben  keine  Selbständigkeit  weder 
in  legislativer  noch  in  administrativer  Hinsicht.  Was  heisst  hier 
„Selbständigkeit«?  Soll  das  Wort  „Unabhängigkeit«,  „Dnb^ 
schränktheit",  „das  Kecht  freier  Selbstbestimmung"  bedeuten,  so 
ist  der  Satz  richtig,  aber  er  gilt  von  den  Bundesstaaten  nicht 
bloss  hinsichthch  des  Heerwesens,  sondern  hinsichtlich  aller  An- 
gelegenheiten ohne  Ausnahme,  auf  welche  sich  die  Compet«nz 
des  Reiches  erstreckt.  Aus  der  mangelnden  Selbständigkeit 
der  Contingente  lässt  sich  datier  für  die  Lösung  des  in  Frage 
stehenden  Problems  absolut  Nichts  entnehmen;  auch  hinsichtlich 
der  ordentlichen  Gerichte,  der  Zollämter,  der  Münzstätten,  der 
Privatnotenbanken  u.  s.  w.  ermangelt  den  Einzelstaaten  die  Selb- 
ständigkeit in  legislativer  und  administrativer  Hinsicht  und  doch 
wird  man  nicht  behaupten,  dass  alle  diese  Behörden  und  An- 
stalten nur  Gliederungen  einer  einlieitlichen  und  untheilbaren 
Rciclisanstalt  sind.  In  den  späteren  Erürteningen  des  Verfassers 
wird  aber  der  Jfangel  der  Selbständigkeit  in  ganz  miderem  Sinne 
verstünden ;  es  wird  daraus  hergeleitet,  dass  die  Contingente  über- 
Iiaiipt  keine  andere  Existenz  haben  als  durch  Abgliederung  aus 
dem  Heichslieer,  dass  das  letztere  also  nicht  aus  einer  verfassungs- 
rechtlichen Zusammenfassung  der  Contingente  hervorgehen,  sondeni 
umgekehrt  die  Contingente  nur  aus  sich  orzengen  kann.  Die> 
aber  wird  durch  die  Gesetzgebungs-  und  Verordnungsgewalt  de> 
Reirlies,  wie  Bkockhaus  selbst  anerkennen  muss,  in  keiner  Weise 
begründet. 

Auch  die  Erörterungen  über  den  Militäretat  beginnt  BROtTR- 
lurs  (S.  21)  mit  der  völlig  zutreffenden  Bemerkung,  dass  die 
Vorschriften  der  Keichsverfassung  über  den  Militäretat  auf  unsere 
Frage  nach  der  juristischen  Natur  des  deutschen  Heeres  dieselbe 
( —  nämlich  keine  — )  Antwort  geben  und  aus  denselben  Gründen 
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lie  die  BeslimraunBen  über  die  MilitiirgPsetBgehnng.  Benn  *i*r' 
Etat  wird  ja  in  der  Form  des  lleichsgesotze-s  festgestellt.  Der 
Etat  umfasst  die  Ausgaben  fiir  das  gesammte  Heer,  er  hat  den 
lürfnissen  aller  Tlieile  gleiclimässig  Rechnung  zu  tragen;  die 
atsacbe,  dass  die  fiir  das  Heer  bestimmten  Ausgaben  cnt- 
[»rechend  den  drei  Armeevenvaltungen  in  drei  Pßrallel-Columnen 
ifgefUlirt  werden,  trage  nur  dem  UniHtand  Recbniing;  daas  das 
leicbslieer  nicht  durch  eine  Reichebebörde,  sondern  durch  drei 
binzelstaatliche  Behörden  verwaltet  wird. 

Obgleich  ich  den  letzteren  Umstand  keineswegs  fiir  so  nner- 
ßblich  erachte,   wie  ihn  Brouciucs  hinstellt,    so   will   ich  hier 
jriclit  dabei  verweilen.     Es   genügt   hier   zu  constatiren,  dass  die 
Feststellung  des  Etats  für  das  gesammto  Heer  gänzlich  uuerheb- 
ch    ist   fiir   die   Entscheidung  der  Frage,   ob  dieses  gesammtc 
leer  die  Summe  der  Contingente    oder   eiuc    von   den   letzteren 
l^egrifliicii  unabliüngigc,   principielle   und    untheilbare  Eiuheit  sei. 
tffl   engsten   Zusammenbange   mit  den  verfassungsrechtlichen 
Jnmdsätzen    über    den    MiUtäretat    steht   die    Frage   nach    der 
»rechthchen  Qualification  des  Miiitärfiskus,  d.h.  ob  der- 
8  0 weit    es    sieh    um    die    Co ntingeuts Verwaltung 
landclt,  LandesHskos  oder  Reichstiskus  ist.    Bkockhaus  (§§  B 
id  9)  glaubt  das  Letztere  erweisen  zu  körnen;   er  verneint  die 
Frechthciio  Möglichkeit,    dass  es  einen  Miiitärfiskus  der  die  Con- 
tingente verwaltcjidcn  Staaten    geben   könne;   nur   der   Fiskus 
Reiches    künuc    Subject    der    auf  das   Militärwesen    bezüg- 
Scben  Vermögensrechte  sein.     Dieser  Punkt  bietet  mm  allerdings 
eigen thiini liehe  Schwierigkeiten  dar.   Aus  der  (iemeinsamkeit 
aller  Kosten  des  gesummten  Kriegswesens  imd  der  Veranschlagung 
der  Ausgaben  durch  den  Rcichsetat  folgt,  dass  die  Contingents- 
^lerwaltmig  für  Rechnung  des  Reiches  geführt  wird,    dass    .'die 
Lusgaben  und  Einnahmen  im  materiellen  Erfolge  die  Reichs- 
sse treffen,  Erspamisse  der  Reichskasse  zu  Gute  kommen  und 
Statsüberschrcitungen   aus   ihr   zu   decken   sind,   die  Rechnungs- 
iintrole    und   Decliarge   dem    Reich   zustehen.     Diese  materielle 
Dnsequenz   des   im   Art.  5Ö  der  Reichsveriassung   sanctionirten 
'Princips  tritt  ganz   gleichmässig   ein,  mag    rlie  Reichska-sae  oder 
Üe  Jjandeskaeso  des  die  Coutingeutsver waltung  führenden  Staates 
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formell  das  Subject  d^r  Recbtsverhältnisse  niit  Dritten  st-in.  Ati> 
den  Vorsclirifteii  der  Keit'lisvcrfassung  Art,  69  «ud  70  Übtr  dfB 
Reichsctat,  auf  welche  Bhockiiaus  sich  beruft^  ist  daher  über  dir 
hier  zu  eilt  scheidende  Frage  Nichts  zu  cntnelinien ')  uinl  atuii  d» 
Reichsgesetz  vom  25.  Mai  1873  über  die  RccbtsverhälLui!»»  dß 
zum  dienstlichen  Gebrauch  einer  Reichsverwaltung  bestiminttt 
Gegenstände,  welches  man  allerdings  mit  grösserem  ScJiein  gn^ 
die  Existenz  eines  MilitiirlaiKlesliskus  geltend  machen  kann,  so&lr 
nur  eine  Consequenz  aus  dem  Grundsatz  des  Art.  58  xiehcn  ubJ 
die  Selbständigkeit  der  Finansn^iilhschaft  des  Reiches  sicbeni. 

Du«  L-ntscbeinde  Kriterium  dafür,  ob  das  Suhject  i\cj  m 
«ler  Contingentsverwaltung  hervorgehenden  RecbtsTerbältnisst!  dr/ 
F^inzelstaat  oder  das  Reich  ist,  Hegt  in  einem  andern  Punkt, 
niiinlich  darin,  ob  die  Pinanzverwaltung  des  Continge-nts  m 
Namen  des  Reiches  oder  im  eigenen  Namen  des  8ta.ntes,  «b  i* 
Stellvertretung  oder  im  Auftnigo  des  Reiches  geiiüirt  wird.  Xaci 
der  laienmässigen  Anschauung  winl  beides  oft  zusflm menge woHbi. 
da  der  materielle  Vt'nnögensefTect  in  beiden  Füllen  ganx  plcicl»- 
miUsig  denjenigen  trifft,  liir  dessen  Reclmung  verwaltet  wird;  Ji' 
juristische  Auffiissung  dagegen  uutersclieidet  scharf  die  St^ 
Vertretung  (Handeln  im  fremden  Namen)  und  die  G- 
fiihriing  (Hiindeln  im  eignen  Namen  fili*  fremde  Rochnungr.  >> 
dieser  Beziehung  sagt  nun  Biwk'KHaus  S.  34:  „AVir  steht'»  niclii 
an,     die    Finanzverwaltung    der    Contingcnto    für    eine    Stell 


*)  Gtins  ohne  ZnsaniinüTiliaitg  hfomiit  iHt  Ari.  H3  der  Rfi 
iliaa  Bkackhaith    fbi-ulall»    imd    tui    eifttcr   Stplle    lar   soIdp    Thi    i, 
»Trtlien  mictht.    I>if»rr  prnkliscli  moimiU  iu  Gtltiiuji;  getreteuc  Aiti- 
ilie  Hiiieintrajring   de«   prcnssischcu  BndgctconflicU    in   tk-n    Nonli; 
Rund   abflchneidcn    und    einerseits    eiaen  gewt9S(*n   IkliniiiialbctTag  für  ^ 
Armee bfdttrfnis«'  «eher  stellen  nnd  von   der  jährlichen  Bowjllifrnng  t»^ 
hänp-id  nmcheii ,    andt'rei-spita   die   Thcilufthme  des  Reiehstagi  an   der  Ff* 
ftclluu(f   des  Reich« •tat«  nach  Ablauf  di>r  rRuschr|\iantam8f''' 
Psf^cgcn  mit  dem  VerlaüUniss  der  KinzeUlaateo  xam  Reich  lit: 
tJoQtingentsverwflltungr  hnt  er  nicht  das  Mindeste  bu  thuo. 

»)  (i.  Mkyer   VeiTsaltunj^Ttr.  U  S.  40   Not«  18   und  ScaüLZK  DfOlKta 
Staatsrecht  IX  S.2W4  Itilgern  die  u  n  mittelbare  VerpHichtung  des  RcicJwÄfh» 
daraoB,  dans  die  MiliiSn'erwaltnng  für  Rechnung  des  Reiehv 
was  uusrhlüssig  ist  und  durcli  die  Koi-his6gur  des  Mandat«  >v 
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rertretung  des  Reiches   /u   erklären.''     Er   fügl    aber  sogleicli 
inzu: 

„Dieser  Behauptung  stellt   freilich   die  Thatsache   entgegen^ 

die  Cüiitinf<entsverwiUtunge.ii  ilire  Geschärte  im  Namen  der 

tbdtreffenden  EiiizeUtaaten  und  nicht,  v,ie  es  die  Lehre  von 

der   Stellvertretung^)   fordern    würde,   im   Namen    des   Reiches 

fiihren." 

Äa  dem  ersten  Punkte  also,  an  welchem  die  (Untersuchung 
aus  dem  Gebiete  der  blossen  Spooulation  lieraustritt  und  sich  mit 
!  den  „Thatsachen,"  den  Vorgängen  des  wirklichen  Rechtslebens 
iHTÜlirf,  kommt  sie  mit  den  letzteren  in  Conflict.  Bkockilals 
Nchlie'^st  daraus:  j,Der  Gebrauch,  solche  tieschäfte  im  Namen  des 
fänKelataates  abzuscliliessen,  ist  sonach  falscl»-"  Vielleiclit  ist 
alter  auch  die  Meinung  gestattet,  dass  die  Theorie,  welche  mit 
dem  jus  quod  est  in  Widerspruch  steht,  f:ilsch  sei. 

Wenn   man    den  Unterschied   zwischen   den   beiden  Rechts- 
formen  der  Stellvertretung  und  der  Geschäftsführung  festhält,  so 
'  fjillen  auch  alle  Ausfiihruiigen,  mit  welchen  Hrockmaus  S.  30  ff. 
die  Annahme  eines  Militärtiskus  der  Contingentsverwaltungs-Staateu 
ad  alKurdum  ftlhren  will,  in  Nichts  zusammen.     Wenn   er  z.  B. 
»wgt:  flDer  Tiandc-sfiskus  würde   bei   einer   von   der  Oontingents- 
Terwaltuug  abgc«chlossünen  Sachmiethe  ein  Miether  wcrdeJi,  welchem 
Rechte  und  Ftiichten  des  Miethers  felden:   er   würde   weder   be- 
rechtigt sein,   das    etwa   genitetiiete    Haus    als   Miether   zu    ge- 
brauchen, noch  veqiflichtet  sein,   den  vertragsmässigen  MieÜizius 
xa  entrichten,  da   eine  Verwaltung  des   Reiches  die  Reelite  des 
Miethers  geuieason,  die  Kasse  des  Reiches  aber  die  Pflichten  des 
Micthers  tragen  soll",  so  ist  dies   nur   unter   der  Voraussetzung 
rithlig,   dass  die  Contingentsveni'altung  im  Namen  und  in  Stoil- 
«rtretung   des  Keiclisfiskus  miethet,    also   eine  petilio    inincipii. 
Wenn  dagegen,  wie  dies  thatsUchlich  geschieht,  die  Sachs.  Militjir- 
»wwaltung   im    Namen    des    Sächsichen   Staates    Räundichkeiten 
fiir  einen   miblärisehen  Zweck  miothet,  so  handelt  sie  zwar  krall 
ihres  verfasaungsnn'Lssigcn  Auftrages  und  ist    befugt,  den  Mieths- 


■)  Nicht  die  , Lehre',  sondern  der  „BesTifr*  der  StellverlTetung,   die 
l0|p»ch«  Nothwfudigkeit 
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prois  der  RcicbskoKse  iii  Anrechnung  zu  hringcn,  aber  das  aus  ^ 
Miothb vortrage  her^orgohondc  KecliLsvintiiUtmss  besteht  zwiscbco 
dem  Vonuiethcr  und  dem  Sächsischen  Fiskus  und  der  letitm 
übt  durcii  dt'u  Gebrauch  der  Miethsräume  sein  Kecht  aus.  dam 
das  Recht  zur  Verwaltung  des  SächsiscbcQ  Contingcnls  ist  m 
Recht  des  Künigruichs  Saclisen. 

Dass   die  EinzelHtaalen   ilie  Oontingentsvorwaltaug  zwar  lio 
Rechnung  des  Reiches,  aber  im  eigenen  Naiueu.  d.  li.  also  ubUr 
forineUcr  Verpflichtung  des  Laiidestiskus,   nicht  dea  Bcidisfisku 
KU  führen  haben,   wird  auch   in   nnzwei deutiger  Weis«   btatitiKl 
durch  oine  Bestimmung  der  Ueic1i8 Verfassung,  auf  wcIcJie  M  b 
sonderbarer   Verkemiuug    Bkockhaus    Itir   seine    Ansicht   beniß 
Art.  67  sagt  nämlich:    nErspamisBe    an  dem  Militär-Etat  fiilki 
unter  keinen  Umständen  einer  einzclneji  Regierung^  sondern  jcdo 
zeit  iler  Reichskasse  zu."     Würde  die  Conti ngonts^-crwaltunn  »i 
Namen  und  in  Stellvertretung  des  Reichsfiskus  gefülkrt,  wän?»- 
wie  SruuLZC  S.  264  sagt  ~  die  Kassen   der  Kinzeltttaaten  Dir 
vom  R4>iclic  angewiesene  Zahlungsstellen,  so  wäre  diese  Bestiuimuaj 
absolut  Binnlos;  denn  dass  Er^parnisso,  welche  die  Reicli&kns» 
macht,  ihr   zufallen,    brauchte    doch   nicht   zum  VerfassungMü 
erhoben   zu   werden.      Nur   unter  der  Voraussetzung,   dass  d« 
Recbtsgosctiäfte  der  ("ontingentsverwaltung  Geschäfte  des  Laadffr 
tiskus  sind,  kann  der  Sat^  eine  Bedeutung  liaben;  er  erklürt  itfi 
dispositiven  Satz  des  bürgerlichen  Reclits  für  anwondluLT,  da^  & 
spamisse  gegen  den  Vurauschlag,  welche  der  Mandatar  bei  .Aas 
fUhnmg  der  ihm  übertragenen  Geschäfte  macht,   lücht  ilun,  fittih 
dem  dem  Auftraggeber  zu  Gute  kommen.    Nur  beim  Maadattr, 
niemals  heim  Stellvertreter  ist  das  Gegentheil  möglich:  nar  Ixi 
einem  Mandat,  niemals   bei  einer  SteUvertretung    hat   daher  dv 
ÄusschUessung  des  Gegentheils  eiuen  vernünftigen  Sinn.  Ju  hk^ 
melir!  Bei   eiuer  der  3  in  Betracht  kommenden  Verwaltung», 
der   Württombergi sehen,    ist    durch     Art.    12    der    Müitiu-tV 
vention    dieses   Gegentheil    zur   geltenden    Kechtaregel   erlmbeo 
Ersparnisse  verbleiben  zur  Verfügung  Württemberg«.     Würde  «bf 
Fiuanzverwidtung  des  Württembergischeu  Contingcuts  vom  Rad»- 
tiskus  geführt    werden,    gäbe    es    gar  keinen   \Vürtlcmbergiscli«i 
Militärtiskus,  so  wurde  der  angef.  Art.  12  nicht  nur  in  unlö&bareii 
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nderspnicli  mit  den  Grundprinzipien  der  Heeresverfossuiig 
hßnj  Bündern  cv  v/iirdv  ein  wahrer  Eiubruoli  in  die  Logik  dein. 
Ist  das  Vcrhältniss  zwischen  Contingentsverwoltuiig  und  l^ich 
Jas  dfr  <7eR<:häftstVihning  für  fremde  Rechnung,  so  hün^t  es  von 
Bier  WiUeusbcätlmmung  ab,  wem  dio  Krsparnisse  ziifalleu  suUen 
nd  es  konnte  daher  in  der  Reichs- Verfassunß  für  Preuaseu  und 
Sachsen  die  eine,  fiir  Württemberg  (u.  Bayern)  die  cntgogenge- 
etzte  RcRclung  getroffen  werden;  ist  dns  A'^erhUHnias  aber  das 
3er  Ktellvertretiiiig,  der  vomingensreehtliclien  Personen  ein  hei  t, 
ist  der  Ijandesliakus  an  der  ühLilitärverwaltung  überhaupt  unbe- 
eJHgt  und  alsdann  wäre  die  Vorschrift  des  Ai*t.  67  der  Reichs 
Verfassung  bedeutungslos,  die  der  Württenib.  Mihtärconvention 
bsurd. 

Daraus,  daas  die  Contingentsverwaltung  im  Namen  der  Einzel- 
tatiten  geführt  wird,  fulgt  aber  nicht,  dass  es   einen  Reichsniili- 
l^rtiskiLs  überhaupt  nicht  giebt  oder  nicht  geben  kann.    Es  bleii)eii 
Hoch  diejenigen  Ausgaben   übrig,   welche   nicht  zu    der  gewöhn- 
lichen Friedensverwiiltung   der   Contingente    geliörcii,   wie  z.  B. 
Sntschüdigungeii  auf  Urimd  des  Rayongeseizes  und  des  Gesetzes 
fbet  die  Kiiegaleistnngen.     In   diesen   beiden  Gesetzen   ist   aus- 
rücklich  bestimmt,  dass  die  Klagen   gegen  den  Reichsfiskus  zu 
richten  seien.     Hier  handelt  es  !,ich   um  Ausnahmen   von  der 
^allgenieineu  Regel,  duss  der  Landesliskus  für  die  Verbiudlidila-iten 
Heeresverwaltung  haftet.     Brockhaus  erklärt  diese  Annahme 
pfur  unverständlich^ ;  er  ist  vielmehr  der  Ansicht,  dass  der  Gesetz- 
geber hier  nur  ausdrücklich  erklärt  habe,   was  an  sich   Itir  alle 
Verbindlichkeiten  der  Heeresverwaltung  gelte  (8.  28).    Man  könnte 
biergegcn   einwenden,    dass   bei   dieser  Annalmie   die   er\\'almten 
JesetzesbcstimrauDgen   etwas  Selbstverständliches   enthielten   und 
_vÖllig  übertlussig  wären.     Es   bedarf  aber   nicht    dieser   Zuhülfe- 
bnie  von  allgemeinen  Auslegungsregoln;   die  Unhaltbarkeit  der 
"von  Bkockjuus  vortheidigtun  Theorie  lässt  sich  unmittelbar  aus 
ier  Reichs gcsetzgcbung  darthun. 

Das  Militär-Pensions  Gesetz  vom  27.  Jnni  1871  §  116 
: :  „Tu  Ermangelung  einerunderen  landesgesetzlichen  ßestinmiuiig 
rird  der  MUitürllskuä  durch  die  oberste  Militär- Verwaltungsbehörde 
ies  Oontingents vertreten." 
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Es  handelt  sich   hier  luii  die  Vertretung  einer  juristisclieD 
Person  durch  ihre  Organe,  nicht  um  die  Vertretung  eines  Hechb- 
Bubjects  durch  ein  anderes;  das  Gesetz  hetrißi  die  Frage,  durcb 
welche  Behörde  „der  IVfiliUirfiskus"  rechtliche  WilicnserkJRruiigeii 
abgeben  und  entgegennehmen,  Pixizesse  fiilueu,  überhaupt  flind 
langen  vornehmen  kann.   Wäre  nnn  der  Militärtiakus  der  Reicbs- 
fiskus,  so  müsste  selbstTerstgndlich  das  Reich  bestimmen,  third 
welches  Organ  es  handeln  wolle  und  könne,  und  es  ist  undenkh«, 
diiss   diT   Eiiizel»tnat    darüber   Anordnungen    treffen    dürie-    Ifi 
dagegen  der  MiUtärtiskuH  Landasfiskus,  so  ist  es  ztilisag,  da» 
der   Eiii/ebtaat   durch   Laudesgesetz   bestimmt,    welche   Behfirdc 
mit  Wahrnehmung  dieser  Functionen  betraut  werde,  und  dieRcid» 
gesotzgebung  sich   darauf  beschränkt,   eine   subsidiäre  Kegel  auf- 
zustellen,    l.'nd  die^  ist  im  §  Uti  der  Fall;  die  in  ihm  eutluhcoi 
Regel  gilt  nur:  „in  Ermangelnng  einer  anderen  landesgex-ti 
liehen  Bestimmung.''     Der  Vürrau<;  des  liandesgesetzes  vor  dem 
Reichsgesetz  beweist  unwiderleghch,  dass  der  im  §  116  er^älintr 
Mihtärtiskus  der  Landesftskus  ist*). 

-Dies  wird  auch  dadurch  nicht  jdigeschwächtt  dass  in  auJeren 
Redcbsgesetzcn  „die  oberste  AlillärverwaltungsbehÖrde  dei  Cos- 
tingeuts"  ohne  Vorbehalt  zur  Vertretung  des  Alilitärfisku«  be- 
rufen wii*d. 

Die  Anordnungen  der  Rcichsverfassung  über  das  Kriegsnesoi 
herulion  zum  grössten  Theil  auf  den  „Gruudzügou  einer  noor« 
Bundesverfassung'^  vom  10.  Juni  1866,  in  denen  die  i^lgemeiiHii 
Prinzipien  ausgesprochen  sind,  von  denen  aus  die  Preasviscbt 
Regierung  die  Bundesreform  anstrebte.  In  denselben  heisst  » 
ira  letzten  Absatz  des  Art.  9:  „Jode  Regienmg  leistet  selb»t 
die  Auslagen  iur  die  von  ihr  gestelUen  Truppen,  vorbeha!' '"- ' 
gemeinsauior  Abrechnung  nach  Massgahe  der  Beitrags.  ; 
Krspamisse  an  dem  MiUtärbudget  ....  falleu  unter  keinen  U»- 


*)  Hier  in&^  aucli  üarauf  liiupovieBeu  worden,   diu*  die   B««pi(^inanr 
der  Behörden,  welche  bei  der  PTriDduug  de«  Diemtoinkomiiieut  drr ' 
und  Beamten  den  Miliiärfiakua  als  Drittxchuldner  im  RiDiw  drr  $>  • -^ 
(1t!r  Cinlproeesaordoung  zu  vertrete»  tiatten,   tiiclit  t»iu  H^icbskatultr.  ■* 
dem  von  den  di-ei  Eiu7f  iMaiiln-u  uiit  (.ViuliiipentSTtTwaltiing  biMtimmt  ««4» 
sind.  Centnilbl.  1881  S.  :t8A.  44ti.  472.  (Bayern:  Ibtiii  8.  9ä.j 
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änden  der  eiuzt'lnen  Regierung,  welche  sie  macht,  sonder«  dem 

,    gemeiiisaraen  Xhegsschatze  zu."      Von   dieser  flnindauf- 

g  ist  man  bei  Gründung   des  Norddeutschen  Bundes   nicht 

abgegangen-,  es  gilt  auch  jetzt  der  Satz:    Jede  Regierung  leiatet 

die  Ausgaben  für  ihr  Contiugent  selbst. 

Die  Monographie  von  BkocKHAlis  wendet  sich  nun  (S.  36  ff.) 
den  Teriassungsmässigen  Rechten  des  Kaisers  in  Beziehung  auf 
Heerwesen   des  Reiches  zu,   welche  —  wie   er   sagt  —  end* 
itigen    Autticldusä    übor    die   juristischt'   Natur    des    deutschen 
geben.   DioKS  Rechte  sind  sehr  zaldreich  und  verschieden- 
.ig;  sie  sind  von  so  eingi-eifender  Wirksamkeit,   dass  durch  sie 
der  Thal  die  Streitkräfte  des  deutschen  Reichs  zu  einer  mili- 
t&rischen    Gesamintinücht    verbunden    werden.      Dieses    Resultat 
d  durch  sie   aber   auch  dann  erreicht^    weno   die  Coutiiigente 
der  Einzelstaat  eil    die  Elemente   sind,    aus  welchen  das  deutsche 
Keichsheer  sich  zusammensetzt.     Doss  Bhokkiiaus  die  im  kaiser- 
lichen Oberbelelil  enthaltenen  Rechte  vollständig  und  mit  grosser 
lorgfiilt    zur  Darstellung    bringt,    gereicht    seiner  Schrift    selhst- 
ei-ständÜch   zum  Ruhme  und  nicht  zum  Vorwurf;   im  Folgenden 
tUeu    aber    natüi-Uch     nur   diejeuigen   Punkte    erörtert    werden, 
flehe  fm-  die  hier  in  Rede  stehende  Frage  nach  der  juristischen 
atur   der  Einheitlichkeit   des  Heeres   von   sjTnptomati scher  Be- 
cutung  sind.    Der  grösste  Theil  der  Ausfiihrungen  von  Bbock- 
vs  gibt  keinen  Anlas«  zu  Gegenbemerkungen;  sie  sind  richtig, 
ber  fiir  die  Lösung  des  Problems  ohne  Belang;  und  aus  diesem 
Grunde  sollen  Nebenpunkte,   welche  etwa  zu  einem  Widerspruch 

IÄnlass  gilben,  hier  übergangen  werden. 
Von  Bedeutung  ist  Folgendes: 
Das  A  ushobuDgsgeschäft  i»t  Sache  der  Einzelstaaten; 
die  Ersatzbeh Orden  sind  aus  Offizieren  und  Oirilbeamten  der 
Kinzelstaaten  zusammengesetzt,  die  Oherauisicht  und  die  oberste 
Leitung  der  Heeresergänzuug  wird  vou  den  zuständigen  Kriegs- 
minieterien  in  Gemeinschaft  mit  den  obei-sten  Cinl-Verwaltungs- 
^^  behörden  der  einzelnen  Bundesstaaten  gefuhrt;  die  Ernennung 
^■aller  dicaer  Beamten ,  die  Zusammensetzung  aller  dieser  Be- 
^Vhörden  eifolgt  durch  den  ( ^>nti^gent8hernl  (Laiidesherm);  sie 
^■werden    daher  auch  niemals  als  kaiserUche  Behörden  bezeichnet 

^^ä         An-Iilv  nir  üff^ntHrhR^  Rprbr    IM.  4.  gg 
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tand    beliiuidelt ,    sondeiti   als   oinzelstaatliche.     Mit  dem   \üuaa 
liehen  Heerfidirer-Amt   hat  ihre  Thätigkeit  auch   einen  nur  s^ 
losen   Zusanimenlmng,   denn   sie  geben   lediglich   KnUcheidanfc« 
ab    über   die    persünliehe  Tauglichkeil,   Würdigkeit  u.  s.  w.  dn 
einzelnen  AVehrpflichtigen  zum  £iuthtt  iu  da»  Heer,  IJrtbeUe  Bber 
die  Anwendung    abstracter   Normen   auf  concrcte    FäJlo.     Dirte 
Theilnahme  der  Einzelstaaten  an  dem  Rckrutiningsgescb&ft  scheint 
nun   aber   BttOCKirArs  mit   seiner   Theorie   von   dorn   HeerweM« 
des  Reiches   nicht  für  vereinbar  zu   (nnden ;   deuii   er  bchauptft: 
„die  ContingentsherreD  hatten  nicht  den  geringsten  AoUieil  tt 
der  Auswahl  der  Personen,  welche  in  das  Reichsheer  eiu«i8tell«i 
sind"  (8.  54)  und  „die  Ersatz bchörden  stelk'ii  sich  dar  als  nut 
tärische  Verwaltungsorgane,  dereu  Mitglieder  nach  Massgabe  ile» 
Gesetzes  und  der  kaiserUchen  Yerordnuugen  von  den  einzehieit 
Staaten   gestellt  werden  müssen^   deren  amtliclic  Befugnisse  aber 
auf  einer  Delegation   von   seilen  des  Kaisers   beruhen,   auf  dt» 
Auftrage    nämlich,    gewisse     militärische    Yorwaltungsgescldfi«, 
welche  als  jus  proprium  dem  Kaiser  zustehen,  jure  delegato  tw 
zunehmen"  (S.  55).    Zu  dieser  überraschenden  Behauptung  c^ 
langt    er  durch  folgende    Deduction.     Dem   Kaiser    allein  «t*bf 
die  Feststellung   der  einzelnen  zur  Wehrfähigkeit  nöthigen  plijF 
Bischen  Eigenschaften  zu  (ISfilitärges.  §  71).    Nach  dem  Wehrg«. 
§  9  bestimme    der  Kaiser  fenier  für  jede»  Jahr   nach  Mss^»l» 
des  Glesetzes  die  Zahl  der  in  das  stehende  Heer  eijunutellemlüB 
Rekruten.    Die  Vertheilung  des  ücsommtbedarfe  an  Rekruten  aui 
die    einzelnen   Bundesstaaten   ei*folge   durch    den   Ausschuss  itcs 
Bundesratlies   füi'   das  Landeslieer  und  die  Festungen,  d.  i.  al« 
wieder  ein  Organ  des  Reiches.    Die  Vertheilung  des  Bekmtoi- 
bedarfs  sei  aber  nichts  anderes  als  die  Ausltihruag  eines  Y«mi- 
tungsactcs,   welchen  ledigUch  der  Kaiser  vor/unchmen  berecht^ 
sei.     Die  Aushebung  der   gestellungsptlichtigen  Rekruten  ia  dco 
cinzehien  Aushebungsbezirken   sei   gleiclifalls  nur  die  Ausfölinin; 
einer  kaiserlichen  Anordnung.     Die  Entscheidung  der  Frage,  oh 
die    wehrpflichtigen     Personen    auch    wehrflihig    sei«n,    ici  lüe 
Voraussetzung  iiir  die  Einstellung  u.  s.  w.     Die  Anwendung  dtf 
Grundsätze   über  die  WehrHihigkeit  auf  die  gestellungspthcfati^ 
Personeu   sei    also   ein    iutegrirender  Theii   dos  Eraatzgesdtffttf 
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fl.  i.  (1er  Äusfiibrung  einer  kaiserlichen  Anordnung.  Das  Kraatz- 
geschUll  sei  demnach  zur  Couipetenz  des  KaLserä  gehürig  und 
damit  gohüre  auch  die  Anwendung  der  Vorschriften  über  die 
Wßhriabigkeit  auf  die  gestüUungspHichtigeu  Personen  zu  den 
Befugniäiäen  des  Kaisers. 

Diese  Dcduction  ermangelt  doi-  Schlii&sigkcit.  Der  Kaiser  hat 
(iie  Zahl  der  jährlich  einzustellenden  Kekrulen  zu  he&tiuunen; 
dass  aber  überhaupt  eine  Aushebung  stjittfindet,  beruht  nicht  auf 
einem  Befeld  des  Kaisers,  sonderuauf  dem  Gesetz.  Die  VerÜieUung 
des  Rekruteubedorfs  auf  die  Bundesstaateu  ist  ausdrücklich  dem 
Bundesraths  -  Ausschuss  zugewiesen ,  also  kein  Verwaltungsact, 
welchen  lediglich  der  Kaiser  vorzunehmen  berechtigt  ist.  })ie  Knt- 
Bcheidungen  der  Er»atzbeliördeu  über  die  QuaUtikation  der  einzelnen 
Wehrpflichtigen  stehen  iu  keinem  Zusammenhang  mit  der  Zahl 
der  jährlich  einzusti-llenden  Keknitcn,  sie  beziehen  sich  auch  keines- 
wegs bloss  auf  dir  Aushebung  desjenigen  Jalires,  in  welchem  sie 
erfolgen,  uud  sie  bringen  keineswegs  bloss  die  kaiserUcheu  Anord- 
uuugeo  Über  die  zur  Wehrfähigkeit  nöthigen  physischen  Eigen 
Schäften  zur  Anwendung ,  «ondeiu  ebenso  die  gesetzlichen  Vor- 
schriften über  die  Unwüidigkeit  zum  Eintritt  in  das  Heer  und  über 
die  ßcriicksichligung  bUrgerUcher  Verhältnisse.  Die  Rehauptung, 
dass  die  Entscheidung  der  Ersatzbehörden  tp<Iiglich  Austülirung 
einer  kaiserlichen  Anordnung  sei  und  nur  kraft  kaiserlicher  Dele- 
gation erfulgis  ist  dalior  völlig  unerwiesen  und  willkürlich;  die 
Ersalzbe bürden  werden  nicht  von  den  EinzelstÄaten  dem  Kaiser 
zur  Verfügung  gestellt»  sondern  sie  sind  Landeshehörden  und 
dAS    ErsatzgeschÄft  gehört  zur  Kompetenz  der  Bundesstaaten. 

Der  Verfasser  geht  hierauf  über  zur  ^Snrge  des  Kaisers  für 
die  Herstellung  und  ErhalLung  der  Einheit  des  Heeres'^  (S.  55). 
In  dieser  Hinsicht  bestimmt  Art.  f>3  Abs.  ö  der  ReichsTer* 
faasung: 

^Behufs  Erhaltung  der  uneuthehrlichen  Einheit  in  der 
Administration,  VerpJkguug,  Bewaffnung  uud  Ausi-üstung 
aller  Truppeutlieile  des  deutschen  Heeres  sind  die  be- 
züglichen künftig  ergehenden  Anordnungen  für  die  Preus- 
sischc  Armee  den  Kümmandemen  der  übrigen  Con- 
tingeute,   durch  den  Ai-t.  8  No.  1   bezeichneten  Aus- 
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schiiss  fiir   das  Landheer  und  die  Festungen,  zur  Nacb- 
achtuug  in  geeigneter  Weise  mitzuth eilen. ** 
Es  ist  bcgix'iäich,   dass  Bkockiuus  vom  Standpnnkt  Mber 
Theorie  aus  diese  Bt'stiniinungen  „seltsani"  findet;  viel  selUmun 
ist  aber  die  Art,  wie  er  sie  sich  zurecht  zn  legen  vei'sucht.    Kr 
sagt:  „Da  der  König  von  Preussen  die  ihm  durch  die  Reicbsver 
fassung  beigelegten   HeiTschnftsr echte  nur  in   seiner  EigeJi&chtfl 
als  deutsclicr  Kaiser  besitxt,  so  kann  die  in  der  Rcichsverfofesang 
fiir  die  genannten  Anordnungen  gefoi*derte  Nachachtuug  nur  d«s- 
hall)  gefordert  werden,   weil  sie  Anordnungen  des  Kaisers,  nicht 
aber  Anordnungen  eines  Conüngentsliemi,  nämlich  des  Königs  nm 
ProusBcn    sind."      Ein    Verordnungsrccht    des    Bundesratbs-Atu 
sclmsses  sei   ausgeschlossen ;   ebenso  könne  nicht  daran  gedaefat 
werden,  dass  den  Conti  ngcntscommandeurcn  ein  Verordauiigsredl 
verheben  sei.     Aber   aucli   die  Annahme,   dass  den  ContingentB- 
herren  ein  formelles  Recht  zum  Erlasse  von  Amieeverordnungro 
zustehe,    sei  ausgeschlossen,    „demi  die  Miltheilung   der  pmtR 
Arraeeverordnnngcn   hat  gar  nicht  an  die  C'ontingenta  h  e  rren, 
sondern    an    die    Contingeuts  co  ra  ni u  n  d  cu  r c     zu     erfolgen  *).* 
pIn  Wahrheit   ei-scheinc   der  Bundesrat hsausschuss  hier  lediglich 
als   der  Bote  des  Kaisers  an  die  HöchstkoimnandireTideu  der 
Contingente;   er  hat  diesen   die  pi*euasi8chen  Armee vorordoungeo 
zu  behändigen  oder  zu  inninuiren.^ 

Wäre  die  gesammtc  Landmacht  des  Reichs  ein  einlieitlicb« 
Heer  im  Sinne  der  Brock  OArs'schen  Theorie  und  handelte  es  sich 
im  Art.  63  Abs.  5  um  Anordnungen,  die  der  Kaiser  lUs  sokbeti 
nicht  als  König  von  Preussen,  crlässt,  so  würden  diese  Anord* 
nungen  sich  auch  unmittelbar  auf  das  ganze  Heer  erstrecken. 
Dies  ist  auch  bei  allen  Verordnungen,  welche  der  Kv  ■ 
auf  (irund  si)ezieUer  Delegation  eines  Roichsgesetzes  in  M 
Sachen  erlässt,  der  Fall;  es  giebt  kein  einziges  Beispiei,  dass  eioe 
kaiserliche  Verordnung,  welche  ja  in  sehr  grosser  Zahl  «af 
Grund  der  in  den  Heichsmilitürgesctzen  enthaltenen  Ermäcbti- 
gungen  ergangen  sind,  fiir  die  Preussische  Armee  erlassen  und  auf 
dem  in  Art.  63  Abs.  5  bezeichneten  Wege  in  den  anderen  CW 

<^)  Auhiilicli    (}.  Mkvek,  AnuAlen   1880  8.  341,   und   im  Auu-faltm  ■& 
deBMD  DarsU'Uuug  SoutrLZS,  Deutachea  ätaat«r.  11  S.  360. 


Bleuten  eingefiihrt  worden  wäre.  Dieser  AVeg  wäre  fiir  solche 
"^Anordnungen  nicht  bloss  seltsam,  sondern  ein  voller  Unsinn. 
Warum  sollte  denn  der  Kaiser  dasjenige,  was  er  für  die  ganze 
aee  anordnen  will  und  anordnen  kann,  nur  fiir  das  Preussische 
'^Continpent  anordnen  und  dann  mittelbar  auf  einem  Umwege  den 
Kommandeuren  der  iümgen  r!ontingentt'  zur  Nachachtung  mit- 
theilen  lassen?     Die  ausdrückliche  Hervorhebung,  dass  die  künf- 

Itigen  Anordnungen   für   die  Preußsische  Armee  ergehen,   und 
flie   Unterscheidung    der  Preusaischen   Armee   von    den   übrigen 
Contiugcutcn  beweisen,  dass  es  sich  hier  um  Anordnungen  handelt, 
Iprelcho    der    König    von    Prcussen    als   Contingentsherr 
seiner  Armee  erlässt.     "Wozu  l>edarf  ea  denn  eines  „Bot^n,"  um 
die  Befehle  des  Kaisers  seinen  Generälen  zu  bebändigen  und  noch 
dazn  eines  so  sonderbaren  Boten  wie  des  Bandesrathsausschusses, 
dessen  MitgUeder   nicht    einmal    vom  Kaiser,    sondern   von  den 
^^vom  Kaiser   iu  den  Ausschuss  berufenen   Bundesstaaten  emaimt 
Bfcerden.     t^m  Botendienste   zu  verrichten,   ist  doch  der  Bundes- 
ruth nicht  dal     Wie    vertrügt  es   sich   aucli  mit  der  Einheitlich- 
keit   des   Heeres,    dass    dieser  Botentbenst   des  Bundesrathsaus- 
^schnsses  für  die  Commnndeure  des  Preussischen  Contingents  nicht 
^Bi    Anspruch   genommen   wird,    sondern  nur   iiir   diejenigen   der 
^äbrigen  ContingenteV    Dies  liisst   doch   auf  eine  Verscliieden- 
^Jieit   ilxrer  staatsrechtlichen  Stellung  schliessen.     Wenn    die  An- 
Hvrdnungen   für   die  eine  und  untheilbare  Annee  ergehen,  warum 
verkündet  man  sie   nicht  in   einem  Armee-Verordnungsblatt   für 
L^as  deutsche  Heer  und  mficht  sich  die  Umstände,  so  viele  Armee- 
^Werordnungsblätter    wie    Contingents  Verwaltungen   herauszugeben 
and  sie  in  jedem  derselben  zu  verkünden? 

Wo  stellt  deim  auch  int  Ai-t.  fi3  Abs.  5  der  Verfassung  geschrie- 
ben, dass  der  Bimdesraths- Ausschuss  die  Verordnungen  des  Kaisers 
Iden  HÖchstcopiraandirenden  der  Contingente  behändigt? 
Es  heisst:  sie  sind  ilmcn  durch  den  Ausschuss  zur  Nachachtung 
in  geeigneter  Weise  mitzutheilen.  Diese  geeignete  Weise 
bt  eine  ganz  andere  als  die  Bchändigimg  au  die  Höchstcomman- 
direnden.  Der  Ausschuss  besteht  aus  Bevollmächtigten  der  Bun- 
ilesfürsten,  insbesondere  der  Cnntingentsherren;  die  Mittheilung 
iter  Auorduuug  an  den  Ausschuss  ist  daher  eine  Mittheilung  an 
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ie  Contingentsherren;    ilenn  Mitthpilungen   von  »tüat.  r.n  SU*; 
erfolgen   bekanntlich    in    der    Regel   nicht    von   Tjandeshcrrn  zu 
Landesberrn ,    sondern    dufch    amtlichen   Verkebr   der   dazu   be- 
stimmten  Behörden.     Die  Mitglieder  des  BundesratbsauB&chusftH 
haben  diese  Mittheilimgen   ihren  Tinndesheri'en  und  deren  Rrgir- 
rungen,   insbesondere    ihren  Kriegs  ministem    zu   übennilteln   und 
den  letzteren  liegt  die  weitere  Erledigung  ob.    Die  VeriassooR 
schreibt  diesen  umstKndlicben  Weg   aber  nicht  obKgatorisch  vor; 
sie    lässt    auch    andere  Wege    zu,    weil   nach   der  Verfassung 
ebenso  viele  Conlingente  als  Staaten,  also  auch  ganz  kleine 
tingente  giebt.     Es  wurde  daher  für  die  Mittheilung   „die 
netc"  Weise  vorhehalten.  Die  Worte  „in  geeigneter  Weise"  fehl 
in    dem   ursprünglichen    Entwurf,    sie   sind   bei    den   Beratbunp*n 
der   Commissare  der  verbündeten   Staaten   über  diesen    Entwurf 
eingeschaltet    worden*).      Die    Bedeutung    des    Art.    R3    Ahs.  5 
findet  eine   deutliche  Erläuterung  in  der  gleichzeitig  mit  d«m 
Entwürfe  der  Norddeutschen  Bundesverfaesung  vereinbarten  Säcfc- 
sischen    Militärconvention    Art.    2.      Nach    derselben    ,wird  ikr 
BundesfeUlherr  alle  Bestimmungen,  Gesetze,  Reglements  n.  s.  ». 
Seiner  Majestät  dem  Könige  von  Sachsen  unmittelbar 
zugehen  lassen.    In  gleicher  Weise  winl  seine  Majestät  der  Kö»^ 
von  Sachsen   bis    zum   1.  Oktober   1867  sowie   künftig   gleich- 
zeitig mit  dem  Erlass  an  die  Truppen  ein  Exemplar  aÜPf 
.  .  .  Bestimmungen   dem   Bundesfeldherm   mittbeilen.     Zur  V«- 
mittelung    der    laufenden   dienstlichen  Beziehungen   dagegen  (Üflit 
später  der  Militär-Aiisschuss,  in  welchem  die  Kgl.  Sächsische  B«' 
gierung  jederzeit  vertreten  sein  wird."     Also   die   für  die  PrtB* 
sische  Armee  ergehenden  Anordnungen   werden  nicht  dem  Conn 
mandirenden,   sonden»   dem  Oontingentsherrn,   dem  König  vim 
Sachsen,  mitgetlieilt ;  der  Erlass  lui  die  Sächsischen  Truppen  nt 
nicht  ein  Act  des  Bundesfeldherm,  sondern  des  Coutingent&Lerm 
der  Militiir-Ausscliuss   ist   nicht  der  Bote,    der  die  Kaiserliclr» 
Befehle    den  commundirenden  Generalen   überbringt,   snntlern  er 
dient  zwischen   der  Preussischen   und  Sächsischen  Regionmg  xta 
Vermittelung    der    dienstlichen    Beziehungen    in    Militärsacto- 


•)  UiHZL,  Studien  I  S.  274. 
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Nach  der  Wiirttemberßischcn  Militär-Convention  Art.  If>  „findet 
Vormitt«liu»g  der  dienstlichen  Beziehungen    des  Kgl.  Würt- 
embergischen   Ärmeecorps    zu    dem   dcutscheu   Bundesheer  ein 
fdirecter    Schriftwechsel  zwischen    dem    König].   PreusB.    und 
dem  König!.  AVürttembergischen   Kriegsministerium 
stntt   and    erhält    letzteres    auf   diese  Weise   alle   betreffen- 
ion    znr  Zeit   gültigen    oder  später  zu    erlftssenden  Reglements, 
Bestimmungen   u.    s.    w.   zur    entsprechenden    Äusfiihrung."     In 
den    Armee -Verordnungsblättern    von    Sachsen    und    Württem- 
berg  werden   die   Anordnungen    nicht    vom   Kaiser,   nicht   vom 
'Bundesmths-Ausschuss,  nicht  vom  commandirenden  General,  son- 
.  dem  —  ebenso  wie  in  Preussen  und  Bayern  —  vom  Kriegsminister 
3es  Landes  auf  Allerhüchsten  Befehl  oder  mit  allerhöclister  Ge- 
"nehmigung    des   Landesherrn    den   Tnippen    znr   Naohacbtnng 
verkündigt.     Der  Erlass  der  Reglements  Seitens  des  Kaisers  un- 
mittt'lbar   an   die   Oüntingentscommandeurc   und   die  Mitwirkung 
^bes    BundcsrathS'Ausschusscs   durch   Botendienste  beruhen  dalier 
^Buf  einer   in  die  Iitc   gehenden  Phantasie.     Axt.  63  Abs.  5,  so 
^Pktic   er  tautet ,  und  nicht  so,  wie  ihn  Buockjiaus  amendirt,  ent- 
8[>ncht  vollkommen    dem  Grundprincip,   von    welchem  man   hin- 
sichtlich der  Heerusverfassung  hei  Errichtung  des  Norddeutschen 
Kuudes  und  des  deutschen  Reiches  ausgegangen  ist. 
BuocKHAiTS   kommt   auf  die  im   Art.  63  Abs.  5  erwälinten 
nordnungen  noch  einmal  in  anderem  Zusammenhang  (S.  83)  zu 
irechcn.   Er  erklärt  dieselben  mit  Recht  fiir  Verordnungen  und 
^er  fiüirt  hinsichtlich  der  Contra  sign  iitur  dereelben  Folgendes 
^■■B«    nGemäßs  ilu-er   nächsten ,    auf  die   preussiscbe   Armee   be- 
^Bchränkten   Zweckhestinimung    bedürfen    sie    zu    ihrer   (jJültigkeit 
^^Ür  diese  nur  der  Contrasignatur  des  |>reussischen  Kinegsnii nisters. 
Da   sie  jedoch   auch  für  die   nicht  preussischen  Contingente  be- 
stimmt sind   und  in  diesen   nach    der   Reichsverfassung  nur   als 
L^^erordnüngen    des  Kaisers  CieUung   beanspruchen   können,    so 
^ftiüBsteii  sie  nach  Art.  17  vom  Reichskanzler  contrasignirt  werden. 
Dies  gesclüeht  gleichwolU  nicht,  und  es  ist  hei  der  ausscliliesslich 
politischen    oder  morahschen   Bedeutung   der   durch    die   Gegen- 
^^eichnung  übernommenen  Verantwortlichkeit  auch  erträglich,  dass 
^Bsnicht  geschieht."    Wenn  das  gesammte  Heer  ein  einheitliches 
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ist  und  die  Verordnungen  iür  das  ganze  Heer  gelten  soUeii,  » 
ist  ra  völlig  uuveretändlicli,  wie  ihre  „nächste"  Zweckbestimmaof: 
nur  die  Gültigkeit  für  die  preussischpn  Truppen  sein  könne;  ät 
könnten  nicht  tsinen  näheren  und  eint-u  entfernteren  Zweck,  Mo- 
dem nur  einen,  alle  Contingente  zugleich  botrefTenden  Z««dlt 
hüben.  Sodann  aber  muss  BkocKHACS  auch  liier  selbst  conatatiFB^ 
daas  seine  Theorie  mit  der  thatsächlich  bestehenden  Rechtsubm^ 
in  Conftict  steht.  Wäre  seine  Theorie  richtig,  bo  wäre,  sowil 
diese  Anordnungen  der  Contrasignatur  Oberhaupt  bedürfen,  ifir 
Contrasignatur  durch  den  Reichskauzier  eine  verfasftungsrechtticke 
Notbwendigkeit,  die  Contrasiguatur  durch  die  Kriegsminister  m 
staatsrechtlich  nichtiger  Act.  Der  Hinweis  auf  die  recfatlidM 
l'n Vollkommenheit  der  Venintwortlichkeit  des  Heichskftnzlera  kfloa 
diese  Verletzung  der  Reichs ve]'fa.Hsuiig  nicht  als  „erträ^dücb' 
erscheine«  lassen;  mit  diesem  Argument  könnte  inau  die  Gegen- 
zeichnung des  Reichskanzlers  bei  allen  Anordnungen  des  KJusen 
für  iibertlüssig  erklären.  Dass  der  Reichskanzler  die  ('■  ' 
signatui*  dieser  Anordnungen,  soweit  sie  nicht  den  Ktat  bt-i 
niemals  beansprucht  bat,  dasu  die  Kriegsminister  alier  iu  ßetracbt 
kommenden  Kinzelstaaten  die  Coutrusignatur  stets  vollzogen  bal>«i, 
dass  die  Landesherren  sie  mit  dieser  Contrasignatur  sanctiuurt 
haben ,  dass  überhaupt  ihre  OiÜtigkeit  in  der  Praxis  rdemals  lw> 
zweifelt  worden  ist,  dies  Alles  beweist^  dass  alle  massgebenden 
Factoreu  darüber  einig  sind,  dass  diese  Anordnungen  RegieTtui|[s- 
actc  der  Oontingentsherren  sind.  Wenn  auch  die  Verant- 
wortlichkeit, welche  durch  die  Contrasignatur  übernommen  wird, 
eine  nur  nominelle  ist,  «o  ist  doch  das  Recht  des  Ministers  tat 
Contrasignatiu'  politische  Macht  desselben  und  identisch  tat 
seiner  Zuständigkeit.  Der  Reichskanzler  ist  daher  gewiss  aicht 
geneigt,  auf  seine  Contrasignatur,  wo  ihm  dieselbe  zusteht,  n 
verzichten.  In  der  Tbat  werden  auch  militärische  Anurdnuaitci, 
welche  die  Contingentsherrlichkeit  und  zugleich  die  Ktats  b^ 
rühren,  doppelt  contrasignirt ,  lui'  die  FinanzverwaJtung  tob 
Reicliskanzler ,  für  die  Kommandobehörden  vom  Kriegsminister. 
Sehr  zahlreiche  regicmentariscbc  Anordnungen  erg^nVi 
iSbrißons  in  der  Form  des  Ministerial -Erlasses  und  zwar  niemals  all 
Erlasse  des  Reichskanzlers,  soudeni  stets  als  Erlasse  des  Köni^ 
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f r  e  u  SS  i  s  clie  n    Krippsministeriums    und    als    Ubei'eiiisttniniende 
Hasse    des    Sächsischen    und    des    Wilrttemliorgi sehen    Kriegs- 
üsteriumSf   wovon  man  sich  aus  jedem  beliebigen  Bande  eines 
*der  Armecverordmingshlätter  üborzeugon  kann. 

Die  weiteren  Ausführungen  über  die  kaiserlichen  Militar- 
l^oheitsrechte  sind  theils  —  wie  bereits  bemerkt  —  für  die  Frage 
^■ch  der  rechtlichen  Natur  der  Heereseinheit  unerheblich,  theils 
T[telt«?n  sie  in  .so  engem  Zusummenharigc  nüt  der  Auflassung  der 
contingentsherrlichen  Rechte,  dass  sie  nur  gemeinsam  mit  diesen 
^woclonässig  erörtert  werden  können. 

^^  Die  militärischen  Rechte  der  deutschen  1^  und  es - 
^Rrsten  und  Senate  werden  von  Brockhal's  (S.  95  ff.)  in 
^Ändesberrliche  und  in  conti  ngentsherrliclie  eingetheilt.  Die 
^■steren  bezieben  sich  auf  alle  Truppen  innerhalb  des  Staats- 
^p»bietos,  gleichviol  welchem  Oontingejit  sie  angehören,  die  andern 
beziehen   sich  auf  alle   Truppen  des   Contiugents,   gleichviel    ob 

I  sich  dieselben  innerhalb  der  Landesgrenzen  befinden  oder  uicbt. 
Da  auch  die    conti ngentsherrlichen   Rechte   landesherrliche    sind, 

"  80  ist  der  Gegensatz  nicht  gut  formuliit;  die  von  Bko<;khau8 
■rnttls  landesherrlich  bezeichneten  Rcchie  sind  territoriale,  in 
^k-  Gebietshoheit  enthaltene. 

II  Unter  den  „landesherrlichen"  Rechten  bespricht  Brockhaus 
zxmächst  die  Stellung  als  Chef.  Dass  der  Chef  nicht  der 
Comuuindeur  eines  Truppentheils,  sondern  der  Inhaber  einer 
militärischen  Ehrenstellung  ist,    welche  keinerlei  Oommaiido  über 

»m  betreffenden  Tinippentheil  in  sich  begreift,  ist  zweifellos 
ehtig  nn<l  so  unbestritten,  dass  es  kaum  der  ausrülurlichen 
ßweisfühmng  bednrf,  welche  Brockiuus  diesem  Punkt«  widmet, 
eicbsverfjissung  Art.  66  lässt  keinen  Zweifel  darüber,  denn  es 
heiäst  dort  ausdrücklich :  „Sie  sind  Chefs  aller  ihren  Gebieten 
angehörenden  Truppentheile  und  geniessen  die  damit  rer- 
n  denen  Ehren"  Anderereeits  ist  es  abernicht  richtig,  dass 
_Würt  „Chef  hier  denselben  Sinn  liat,  welchen  die  militä- 
Tenninologie  regelmässig  mit  ihm  verbindet.  Dies  beweist 
Blick  in  die  n^^^^ng-  und  Quai-tierliste",  in  welcher  die  Chefs 
Regimenter  angegeben  sind;  sie  sind  in  der  Mehrzald  von 
Landesherren   der   Gai'nisonorte    verschieden    und   wechseln 
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nicht,  wenn  das   Regiment   in  das  Gebiet  eines   anilern  Stall« 
dislocirt  wnl. 

Die  Worte  des  Art.  66  könoon  vielmcbr  nur  bcdeulen»  dtti 
den  LHiideslierren  und  Senaten  dieselben  militärisclien  Ehnn- 
bezeugungen  wie  den  Ohefe  der  Regimenter  zu  Theil  venia 
sollen.  Zu  weit  geht  wohl  auch  die  Behauptung  von  BnoncHAn 
(S.  102)t  es  sei  staatsrecbtlich  unzulässig,  dasa  ein  n- 
gierender  deutscher  Fürst  ein  Commando  fülire ,  ^weil  er  ndi 
damit  seiner  Unverantwortlichkeit  entkleidet."  Auch  hier  stA 
die  Praxis  entgegen;  zur  Zeit  ist  der  Grossherzog  Ton  B*dfli 
General  -  Insiiecteur  der  5.  A  rmee-  Inspection ,  der  Grosshtraii 
von  Hessen  General -Inspoctenr  der  3.  Armee-Inspcclion  riai 
der  Regent  von  Brannschweig  commandirender  General  de 
10.  Arnieecorps. 

Zu  den  Ehrenrechten  der  Landesherren  als  Clicf  ''''* 
Brockhacs  auch  das  Ro<.-bt  zur  Inspiciruug  und  das  K< 
Mittheilung  der  Ernennungen.  Ob  diese  Chnrakterisirung  hm- 
sichtlirh  des  I  n  s  p ec  ti  o  ns  rechts  zutrefTend  ist ,  nuiff  dilbili- 
gestellt  bleiben.  Wen»  der  König  von  Sachsen  und  der  Ki5m| 
von  Württemberg  in  ihren  Staatsgebieten  Trupp  eninspecüooen 
vornehmen  oder  vornehmen  lassen^  so  ist  dies  doch  woU  «-tw» 
melu:  als  ein  Ehrenrechte  und  in  den  militärischen  Kreisen  bensciit 
in  diesör  Bezielmng  jedenfalls  eine  dunlians  andere  und,  wi*  icfc 
glaube ,  richtigere  Auffassung.  Die  anderen  Buudesfiirsteu  vd 
Renate  haben  durch  die  Militärconventionen  allerdings  die  B^ 
deutung  ihres  Inspectionsrechts  erhebhcli  abgeschwächt  oder  f 
ganz  aufgegeben;  zur  Bcurtlieilung  des  verfassungsmnssigiri 
Rechts  ist  aber,  wie  Brockhau.s  selbst  ja  mit  vollem  Recht  bff- 
vorgehoben  hat,  von  den  Militärconventionen  abzusehen. 

Was  aber  die  M  itt Heilung  der  Ernennungen  anlsoxt 
80  ist  die  Behauptung  von  Bkockmaus  (S.  105),  das«  sie  ^uichti 
als  ein  Ehrenrecbt"  sei  und  ^dass  ihre  Untcrbissung  die  Vfr- 
letzung  einer  verfassungsmässig  vorgeschriebenen  L'ouiioisie,  soin* 
aber  gänzlich  bedeutungslos  sein  würde"  und  dass  ebcnw  dfi 
Recht  des  Lanrlesherrn  zur  Publikation  der  BuforderungM»  vnA 
Emeimungen  „imr  ein  Ehrenrecht"  sei,  mit  der  RuicIisverfMani| 
unvereinbar.    Die   letztere   bestimmt  im  Art.  66   Abs.   U  «die 
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undesfürsten    unfl    Senate    erhalten,    ausser   den    regelmäsBigen 
»pporten    und   Meldungen    über   vorkominendo    Veränderungen, 
bofs  der  nöthigcn  landesherrlicben  Publikation  rechtzeitige  Mit- 
lang   von    den    ilii'    betreffenden    Tnippentheile    berührenden 
acemenla  und  Kniennungen."     Hier   wird  tirund  mid  Zweck 
Mitlheilang   ausdriieklicli  angegeben:    nicht   eine  Coartoisie, 
cht    eine    Ehrenbezeuffung    gegen    den    Fürsten,    sondern    ein 
kndesherrlioher    Act,    eine    Regier iingshaudlung    des 
en,  ist  Zweck  der  Mittheilung.    Es  witre  auch  eine  sonder- 
Art  der  Ehrenbezeugung,    einen  Landesherm  Ernennungen, 
ihn   gar  Nichts   angehen,    piibliciren   zu   lassen.     Aber   noch 
• !    Die  VerfiLSBung  bezeichnet  diese  landesherrliche  Publikation 
Bcklich   als   „nöthig**,    Brockhaüs   dagegen    als    „gänzlich 
Jeutnngslos",  als  nnnöthig.     Die  Verfassung  erklärt  also  die 
lldt^herrliche  Publikation  als  eine  staatsrechtliche  Pflicht, 
selbstverständlich  eine   stHatsrechtliche  Befugniss  ent- 
^rechen  muss.    Brocktiaits  findet  darin  eine  „Hbftichkeit^,   von 
Hoher  es  völlig  rälhsellmfl  bh'ibt,  aus  welchem  Grunde  die  sonst 
knappe  und  jiuf  prnktisrho  Dingo  sieli  beschränkende  Reicha- 
fassung  sie  so  austuhrlich  behandelt  hat. 

Endlich  gehört  zu  den  huidesherrliclien  Rechten  das  Recht 
polizeilicher  Verwendung  (S.  lOH  fg.).   Hier  erwächst 
BKocKHAUs'schen  Theorie  ein  neuer  Conilict  mit  der  Reichs- 
lassung. 

Art.  66,  Absatz  2  lautet; 

„Auch    steht    ihnen    das    Rocht    zu,    zu    polizeilichen 

Zwecken  nicht  blos  ihre  eigenen  Trupi>eii  zu  verwenden, 

sondern    auch    alle    anderen   Truppentheilc   des    Rcichs- 

heeres,  welche  in  ihren  Lündcrgehieten  dislocirt  sind,  zu 

requiriren.** 

Die  Verfassung    erkennt    also    an,   dass    die    Bundesfiirsten 

Ihre  eigenen  Truppen"  haben  und  stellt  dieselheu  in  directen 

egensata  zu  „allen  anderen  Truppenttieilen  des  Reichesheeres" ; 

!  Landesherren  befinden  sich  also  —  nach  der  Reichsverfassung  — 

gewissen  Theilen  des  Reichsheeres  in  einem  andern  Ver- 

Jtniss   wie   zu    den    übrigen  Theilen   des  Heeres.     Damit  steht 

Theorie,  dass  das  ganze  Reichsheer  eine  innere,   untheilbare 
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ßinhcit  und  die  Continpento  nur  Gliodprunpon  dessplbpo  zn  »H- 
ininistrativen    Zwecken    sdun,   in   uiilüsliclieni  AVideiNprucb.     I)k 
Worte   „ihre   eigenen**    bedeuten    eine  Recbtsbezioliung;   wm 
Rewisse  Tini)i)entheile  einem  Ltindeshemi  eigen  sind»  soöudiUt 
anderen  Tnippentheilo  demselben  liandeshorm  nicht  eigen,  ftwi 
und  damit  ergicbt  sich  von  selbst  eine  rechtliche   Eiutheihiitg  da 
Heeres  in  so  viele  Gruppen  von  Truppen tlieilen   als    es  BumW- 
fiireten  und  Senate  pebt  —  immer  mit  dem  selbstverstÄndlicben  Vor- 
behalt: -Wo  nicht  die  Ausübuug  der  contingentshcrrlichca  RcrJUi 
durch  besondere  Conventiouen  aufPreussen  übertragen  ist,"  Di» 
Reich s\-erfa.ssiing  begnüj^  si<-h   »her  nicht  mit  einer  Ge.gwiÜber 
Stellung  der   eigenen  Trupptin   uud  aller   anderen  TruppentheiV, 
sondern   sie   ?ieht    auch    eine   bedeutwngsvoUe   Consequenx,  ■ 
welcher  sich  die  juristisclie  Tragweite  des  Gegensatzes  zci^  Dff 
Landesherr  ist  befugt,  die  eigenen  Tnippen  zu  verwenden,  die 
andern  zu  rtMiuiriron;  die  eigenen  Truppen  stehen  also  zur  n»- 
niittelharen  Verfügung,   an  die   anderen   muss   ein  Ersuchen  ge- 
richtet werden;  die  eigenen  Truppen  kann  der  Ijandesherr  selbst 
verwenden,  hinsichtUcli    der   anderen  Truppen  ist   ihr  Befphl»* 
haber   befugt  sie  zu   verwenden    und    er   ist   auf  Ersuchen  dM 
I^ndesberrn   lüerzu   verpflichtet.     BKOi.'KHArs   schaflFt    diese  Bf 
seine  Theorie   verhäng niss volle  Bestimmung   bei  Seite,    indem  ff 
behauptet^  dass  zwischen  verwenden  und  reijuiriren  kein  rnttT' 
schied  bestehe;  der  verschiedene  Ausdruck    köuno   nur  die  Ver- 
schiedenheit der  Form,  in  welcher  die  Re<iui8ition  erfolgt,  cbanil 
terisiren  wollen ;  dem  AVosen  nach  sei  auch  die  Venveuduüf;  Att 
cigeucn  Truppen  eine  Requisition.    Wenn  aber  hinter  cticscr  V*f- 
schiedenheit  der  Form  nicht  eine  A^erschietleidieit  des  rechUicht* 
Vcrhültnisses  stände,  so  liüttcn  die  Verfasser  des  Art.  6ti  dna 
waliren  Missbrauch  mit  der  Sprache    getrieben.     Warum   hab« 
sie  nicht  einfach  gesagt:  Die  Landesherren  liaben  das  Rvt^ht,  is 
polizeilichen   Zwecken    «Ile   in   ihren   Ijändergehiptcn    dis'-    ' 
Truppen  zu  requiriren?  Wozu  diese  Unterscheidung  zwisci. 
Verwendung  der  eigenen  und  der  Requisition  der  fremden  Trai' 
pen,  wenn  Beides  auf  dasselbe  hinauskommt?  Dass  diese  I 
nicht  ein  Redactionsversehen   ist,    sondern  auf  voller  Ai-*^ 
beruht,  ergiebt  sich  mit  unzweifeiliafter  Sicherheit   aus  der  Kol- 
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6hungHgosrliic1ite  dieser  BeBtimmuiig.     Der  ursprüngliche  Preua- 
che  KnlwiLrf  Art.  (i3   a.  E.   hatte   in    der   Tiiat    diese  Unter- 
beidung  nicht.     Er  schrieb  den  BundesHlrsten  zu:  „Das  Recht 
Requisition  zu   polizeilichen   Zwecken  nicht   bloss    bei    ihren 
aeu.    sondern    auch    bei    ullen    imderen    Truppentlieilen    der 
itdesarmee,  welche  in   ihren  Liindergebieten   dislocii-t   werden" 
KL,  Studien  I  S.  275).   Der  aus  den  Berathungen  der  Com- 
"missare  der  Einzelstiiaten  hervorgegangene,  dem   constituirenden 
eichstag  vorgelegte  Entwurf  hatte  dagegen  bereits  diejenige  För- 
mig,   die    in  die  Verfassung  Übergegangen  ist.    Mau   sieht 
^0,  dass  auf  diese  Unterscheidung  Weilh  gelegt  worden  ist. 

Bei  jeder  civil  rechtlichen  Untersuchung  würde  man  es  mit 
pein  Worte  eines  Gesetzestextes  genau  nehmen,  bei  staatsrecht- 
sn  Erörterungen  aber  muss  es  sich  die  Verfassung  selbst  ge- 
en  lassen,  dass  die  von  ihr  mit  Vorbedacht  aufgestellten  Unter- 
eidungen  tili*  bedeutungslos  erklärt  werden,  wenn  sie  einer 
nmten  politischen  Anschauung  und  Tendenz  nicht  passen. 
Die  zweite  Klasse  sind  die  contingentsherrlichen  Rechte; 
[ihnen  liegt  der  Schwerpunkt  der  Entscheidung;  durcli  ihren 
Jt  ist  es  bedingt,  oh  die  Oonüngentslierrliclikeit  eine  mit 
en  Ehrenrechten  verbrämte,  unselbständige  Verwaltungs- 
ftigniss  oder  ein  staatliches,  wenngleich  nicht  souveränes,  Hoheits- 
ßht  ist,  PSu  diesen  Hechten  gebort  zunächst  <hc  Befugnis»,  die 
Isseren  Abzeichen  (ICokaide  etc)  der  Contingente  zu 
stimmen.  Da  es  sich  liierbei  nur  um  Aeusserlichkeiten  handelt, 
ist  ein  entscheidendes  Gewicht  daraiif  nicht  zu  le-gen;  immer- 
ist es  nicht  ohno  Bedeutung,  dass  die  nälieren  Ausfubrungen, 
welche  liierUber  in  den  MilitärconventioDen  enthalten  sind,  aus- 
drückhch  „Hoheitszeichen,"  Wappen,  Landesfarben  u.  dgl.  or- 
t^hncn.  Von  um  so  grösserer  juristischer  Bedeutung  ist  die 
e,  ob  die  Wehrpflicht  eine  Pflicht  der  Rinchsan gehörigen 
gen  das  Reich  oder  der  Staatsangehörigen  gegen  den  Ueiutaths- 
at  ist,  ob  der  Mütärdienst  dem  Landesherm  oder  dem  Kaiser 
eistet  wird.  Ganz  abzulehnen  ist  die  Anschauung,  als  ob  durch 
Beantwortung  dieser  Frage  die  unmittelbare  Verpflichtung 
nichtpreu-ssitichen  Contingente  /um  Gehorsam  gegen  den 
er  irgend  wie  berührt    würde.     Die   deutscLeu  Landesherren 
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haben  durch  Eintritt  in  den  Bundesstnat  und  Annahmo  der  Vu- 
fassung  „ihre**  Truppon  denn  ßt-fbhl  des  Kaisers  unterstellt;  d« 
Dienst  gegen  den  Laiideshon'u  besteht  in  dem  Gehorsam 
den  Kaiser;  der  let^stere  iut  diuch  eine  g&aze  Kette  ton 
fassuiigsboMinimungoii  staatsrechtlich  uiul  militärisch  g 
den  Landesherren  ist  jede  Möglichkeit  genanimen  ohne  genK- 
samcn  Uinstui-z  der  Verfusäung  ihre  Truppen  der  mOitärilcfaB 
Befohl&gewult  des  Kaisers  zu  entziehen.  Für  die  krief^enfieha 
Rechte  des  Kaisers  ist  es  volÜg  unorhcbUch,  ob  die  WetiriitlKJtt 
eine  staatsbürgerliche  uder  reichsbürgerliche  Pflicht  ist  imil  üb 
sich  der  Oberbefehl  auf  die  Summe  der  Coutingentc  uder  uf 
das  untlieübare  Heer  bezieht.  Der  Satz  (Bhuckhaus  S.  lii 
„dass  vir  bei  Annaltme  einer  Dienstpflicht  gegen  den  Ooutii 
hen'n  in  die  Verfassung  des  alten  Duntschen  Kcichea  nnd  io, 
Zustünde  des  Lehuheeres  zurückgewüriiM»  wären,"  iht  ein 
Schreckwürt,  uelches  über  Einer  Aehnhcbkeit  die  wien(lli<^ 
Menge  schwerwiegender  Unterschiede  übersieht.  Ua^^egen  hü  » 
flir  den  verfussungsrcclitlichen  Aufhau  des  DcuLscheii  BohiIh- 
«taates  iu  dej-  That  von  sehr  eiiieblicher  Bedeutung,  ob  bei  omeB 
der  allerwichtigsten  staattirechlliehen  Verhältnisse  der  Zus&mi 
hang  des  Staatä.-ingehüngfU  mit  seinem  Heimathsstaat  und  » 
LiuidesliHrru  gelüst  ist  oder  fortdauert. 

Ein  anscheinend  sehr  schlagender  Grund  dafUr,  da»  dir 
Weliriiriicht  dem  Reich  gegenüber  besteht,  wird  nun  in  iU 
niilitäri.schen  Freizügigkeit  gefunden.  In  der  Tlial  ricLu ;  .— 
die  Gektellungspllicht  nach  dem  dauernden  Aufenthaltsort  (uwl 
die  Reichsgesetze  bestimmen,  duss  liie  AVehrptUchtigeu  da,  •« 
sie  zur  Zeit  des  Eintritts  in  das  militärpflichtige  Alter  ibn 
Wohnsitz  haben,  ihre  MUitärpIlicht  erfüllen.  HiernuA  folgen  hob 
nun:  „Da  die  Wehrpflicht  unmöglich  eine  Verjiflichtung  p^» 
den  Staat  sein  kann,  in  welchem  der  Pflichtige  sein  Doiuicil  bfel 
nicht  aber  die  Staatsangehörigkeit  besitzt,  da  weiter  Da»:b  J* 
Reichsgesetzen  die  Wehrpfliclit  zweifellos  nicht  gegen  den  H» 
mathsstaat  zu  erfüllen  ist,  so  bleibt  nur  ein  Hubject  des  Ileclil«^ 
auf  Leistung  der  Wehrptliclit  übrig:  das  Beicb^)."  Dies  hat 
Schein  für  sich,  aber  auch  nur  Schein, 

')  Brockbaus  8.119.  Dieselbe  Dedantion  bpi  G.  Mrver.  Amtalni  1^ 
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Das  Wohrpesetz  §  4  sagt:  „Hoer  und  Flotte   sind  die  Bil- 
iungsscbuleii  der  ganzen  Nation  für  den  Krieg.''     l)ie  Charakte- 
risirung  der  einzelnen  lVuiipenkör])er  als  Schulen   für  die   mili- 
lärischc  Ausbildung  ist  oine  ungemein  zutreflende,   allgemein   als 
icbtig  ^jnerkaniitc,  auch  von  den  Vertretoru  der  hier  bekämpften 
Pheorie  oft  und  gern  verwertheto.     Die  Wehrpflicht  im  Frieden 
in  der  Tbat  eine  mihtärische  Schulptlicht,  sie  hat  gar  keinen 
ideni  Zweck,  als   die  Erwerbung  mibtärischer   Ausbildung,  Er- 
rerb   der  Kriegstüchtigkeit.     Es   ist   dalier    \v(»ld   znlSssig,    diese 
cbulpfliclit  der  Wehrfiüiigen  mit  der  Schulpflicht  der  Kinder  zu 
vergleichen.     Die  letztere  besteht  überall  in  Deutschland  und  zwar 
ibendl  auf  Ginind  von  Laudcsgesctzen,  sie  beruht  nicht  auf  einem 
leichsge»etz ;  sie  ist  daher  zweifellos  eine  Pibcht  gegen  den  Staat, 
Jem  die  EUtem  schulpflichtiger  ICinder   oder  die   letzteren  ange- 
tijjreu");  es  ist  die  Annahme  vollkommen  unmöglich,  dass  sie  auf 
1er  Rcichsangehiirigkeit  benjht  und  dem  RtMcli  gegenüber  besteht. 
Und  doch!  Kann  etwa  die^e  Schulpflicht  nur  im  Heimathsstaate 
rfUlIt  werden?  Ist  es  nicht    genügend,    wenn    die    Kinder  nur 
^überhaupt  denjenigen  lintcrricbt  empfangen,   den   der  Staat   ver- 
ogt?  Wird  nicht  auch  die  Schulpflicht  regelmässig  am  dauernden 
Aufenthaltsort  erfüllt,  auch  wenn  derselbe  ausserhalb  des  Heimntlis- 
liegt?  Wenn  also  ein  Preusse   seinen  Sohn  eine  Schule  in 
besuchen  liisst,  so  erfüllt  er  dadurch  seine  staatsbürger- 
liche  Untertbanenpflicht    gegen  Preussen,     trotzdem   die   Schule 
keine  prcussischc  ist.     Wer  wird  hier  die  Argumentation  wagen: 
er  die  Schulpflicht  gegen  Sachsen   nicht  hat  und  in   Preussen 
{sie  nicht  erfüllt,  so  k(inne  sie  auch  keine  Pflicht  gegen  Preussen, 
Bondcm  nur  eine  Pflicht  gegen  das  Reich  sein? 

Alle   Truppenkörper   des    ganzen    Deutschen    Reiches   sind 
l^eichmäasig  eingerichtete,  gleich  taugliche  und  gleichmassig  aner- 

S.  344  ff.  ScBVLZK,  n  S.  266  ig.  Dagegen  sagt  KoRW,  Stoiitar.  I  31$,  dus  dai 
[concrete  DienBtvt'rliäitnias  fornioll  Kegenüber  di'ni  ContingeDlsherm,  mate- 
riell gegonüber  dein  Kaiser  und  dem  Reir.h   heslebt,    Pie  furitiullu  Aas- 
lj»riigung  iit  eben  die  Rechtaforxn,  die  juriatisch  in  Betracht  kotamende 
[OesUJuiag. 

")  Die  ScImlpÜicht  bcttoht   für  die   StaatsangchürigPD,    nur   aun- 

[  naliinirweiw*  (in  Bayern  und  Lothringen)    für  alle  im  Staatsgehiet  sich  auf- 

^Itradv^Kindgr   l^NOW^  Verwaltungar.  S.  74a. 
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kannte  iniliULri>iche  Schulen.  Wer  in  einer  dieaer  Scbulen  mna 
militärischen  Cursiis  durclimacht,  erwirbt  sich  diejenige  militärisdK 
Ausbildung,  welch«  der  Stuat  von  ihm  vi'rlanjjrt. 

Das  Reich  bat  dieüe  miUtärieche  SchulpAicht  jt^eichmüiiv 
und  überein»tiuuuend  geregelt,  es  hat  alle  militämdien  Sckulta. 
in  denen  die  Wehrpttichtigen  ausgebildet  werden,  orgaiüsüt  ocil 
in  inneren  Zusammenhang  gebracht;  es  hat  dadurcL  d&$  Um 
als  Ganzes  zu  einem  schlagfertigen  und  hmucbbaren  Mittel  Att 
Landesvertbeidigimg  gemacht;  aber  daraus  folgt  nichts,  Aas  « 
die  Wehrpflicht  ihres  staatsbürgerlichen  Chariikt<Ts  entkleidet 

Damit  zcrfäUt  auch  ein  anderes  Argument  unserer  Ot\ 
Sie  verweisen  auf  den  Die^ist  in  der  Marine.  Derselbe  ba 
nur  dem  Reiche  geleistet  werden^  weil  es  C'ontingent«*  in  <kr 
Kriegsflotte  nicht  giebt.  Wer  der  Wehrpflicht  in  der  Mwtk 
genügt,  ist  von  dem  Die-ust  im  Landheer  befreit.  Für  da 
Marinedieust  könne  aber  nicht  ein  gmu  anderes  staatsrecbtlichH 
Prinzip  wie  fiir  den  Heeresdienst  gelten,  denn  Marine  und  H«i 
bilden  /.usarnnton  die  bewafi'netc  Maclit  des  Reichs,  und  tki 
zufällige  Umstand,  dass  der  Einzelne  wegen  persönlicher  Eiarß- 
schaileu  Hir  die  Kriegsflotte  ausgehoben  werde,  kuune  ri 
ganz  anderes  Subject,  das  Reich,  an  die  Stelle  des  Heimat  li 
setzen').  Gewiss  nicht!  Auch  durch  den  Dienst  in  der  Mör.i: 
genügt  man  der  militärischen  Schulpflicht  gegen  den  Heinutbs- 
staat.  Der  Ijnterschied  ist  nur  der,  dass  die  Marine  «ine  niÜ- 
Uirischö  Bchule  des  Reiches  ist.  Wer  den  MaiinedienBt  käitH, 
erwirbt  sich  seine  militärische  Ausbildung  fUr  den  Kriegsifietfl 
in  einer  dazu  bestimmten  Bildungs- Anstalt  des  Reichs,  wer  mm 
Heer  ausgehoben  wird,  in  einer  Anstalt  eines  EinzeJstaates.  Au 
dem  Umstand,  dass  die  ICi'iegsflottc  eine  Reicfasanstalt  ist,  fuHfi 
nicht,  dass  die  Ableistung  der  Welupflicht  in  der  Ätarioe  nidt 
Erfüllung  einer  Untcrthauenplücht  gegen  den  HeimatbsKtMl 
sein  könne. 

Auch  der  Grundsatz,  dass  ftir  die  Zutlieilung  der  aBtftt- 
hebendeii  Rekruten  an  die  Truppen  des  Reicbsbeeres  das  imB 
täi'ische  Bedürfnisa  bestimmend  ist  (Milit.-Ges.  §  9,  4),  stellt  aiit 


*)  BaocKHAUs  S.  llfi.  Q.  Mrvkr,  Annalen  »44  ff.,  VerwvJiuugtr.  USA 
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per   Aufgabe   des    Heeres,    die    militärische    Bildungsschule   des 
Volkes  zu  sein,  in  vollem  Einklang.    Aber  auch  dieser  Grundsatz 
Bt    durch    die    Rücksicht    auf   die    Contingentsherrlichkeit    der 
aten  modificirt.    Denn  für  alle  Staaten,  welche  die  Ausübung 
er  Conti II gentsherrlit'likeit  nicht  an  Preussen  abgegeben  haben, 
It  die  gesetzliche  Kegel,    dasB  sie  den  Ersatz   för  ihre  Contin- 
bfente  in  ihren  (Gebieten  selbst  aut*bringen  und  dass  die  von  ihnen 
lusgehobeuen  Rekruten  im  Frieden  nicht  in  andern  Contingenten 
iigereibt  werden  ***).    Ganz  uuverstfindlich  ist  es,  wie  man  diese 
iestimmang  als   „eine   durch   praktische  Erwägungen    bestimmte 
Garantie  für  die  Vollzähligkeit   der  von  einzelnen  Staaten  gebil- 
leten    besonderen    Amieecorps"    ausgeben   kann ");    denn    diese 
Garantie   liegt  doch   in  der  vollen  Freiheit   der  Zuiheilung   der 
iekrntfn    an    die    einzelnen  Trnppenkörper,    nicht    in    der   Be- 
schränkung dieser  Freiheit. 

Im  Kriege  ist  die  Wehrpflicht  freihch  keine  blosse  Schul- 
iicht.  Hier  bewirkt  aber  die  Solidarität  der  Interessen  des 
eiches  und  aller  Eiuzelstaaten,  die  Zusammenfassung  aller  Streit- 
räfte  für  eine  und  dieselbe  Aufgabe,  dass  es  völlig  unerheblich 
an  welcher  Stelle  der  gesammten  hewaßheten  Macht  die 
Kcnste  des  Einzelnen  Verwendung  finden;  sie  kommen  seinem 
leiuiathsstaatL'  und  allen  andern  BuudesgUedeni  zu  Gute ,  in 
■reichem  Theüe  des  Heeres  oder  der  Flotte  auch  er  sie  leistet; 


'•)  JtliL-Ge».  §  9  Ah8.  4.  Wehr-Ordn.  I  §  61  ZiS.  ö  Vgl.  mein  StaaUr. 
ip.  V.  R.  HI  1  S,  56.  69.  Do»  Gesetz  spricht  von  demjenigen  Staaten,  welche 
ouilere  Armeekorps  bildeu,  oiclit  vod  dei^eiiigeo,  welche  ihre  Con- 
kingentshvrrlirhkeit  selbst  ausüfaon.  Dies  fiel  aber  zur  Zeit  der  Abfiu^uD)? 
peü  Müit.-(Te»et2ee  zuftammen ,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Bruunschwei^, 
Bnd  t.fi  iat  dahi^r  durchaus  unbc^üudet,  den  Zujsaiuinenliau{{  dieocr  Be- 
immuDg  mit  der  CoDtingcDtsherrlichkcit  aus  dem  Gnmdc  zu  bestreiten, 
iceil  nicht  das  Wort  Contingent  im  Gesetze  gebraucht  ist.  Die  Unrichtigkeit 
dieser  Auslegung  ergiebi  eich  übrigens  ganz  klar  daraus,  dass  die  Be- 
iitinimung  de«  §  9,  Abs.  4  auf  Baden  keine  Anwendung  findet,  obwohl  die 
Badiiiclu>a  Truppen  duch  uuch  „ein  Ifceoudotvii  Armeekorps"  bilden.  Vielleicht 
l^flt  man  die  Auadnickswcisc  im  §  9  grade  mit  Kücksicht  auF  Braun* 
lehweig  gewühlt,  welches  sich  bekanntlich  dem  Abschlass  einer  Militär- 
onveDtion  mit  Freusgeu  widersetzt  Itatte. 

*<)  So  Bbockiuüs   S.  114.    SIgter   Annulcn  344  Sg.  VerwaltungsrtHibt 
II  S.  75  Note  24. 
AicUv  Ur  üffvuiliclies  Rcelil.  III.  «.  34 
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ilaH  militärische  fnteresse  allein  ist  dafür  massgebend,   vcldn 
Platz  ihm  aiiße>nesen  wird. 

Die  Krfüllung   der  mit   dem   Militiirdiemit   rerbnnd«iiea  hf- 
sonderen  Pflicliton  wird  bokaimtlich  durch  eiruMi   promissonflchai 
Kid;   den  sogen.  Fiihuen(>id   angelobt.     Derselbe  bietet  dilMr 
ein  vorzügliches  Hülfsmittel  zur  £ntticheidung  der  hier  erörlertn 
Frage ;  den«  der  Diensteid  kann  nur  demjenigen  geleixtet  werden, 
dem  gegenüber    die   DienstpHicht    besteht   und  mit  welchem  m 
Dienstv erhält nisK  begründet  wird.     Alt.  64  der  Reichsvcri&ssio 
Banctionirt   nun   folgende  Unterscheidung :   die   von   dem   Katstr 
firnanntcn  Ofiiciere  leisten  Ihm  den  FflJineneid ;  bei  allen  andere 
Dienstiiflicliligen  ist  die  Verpflichtung,  den  Befehlen  des  Kaisets 
unbedingte  Folge  zu  leisten,  in  den  Fahneneid  aufzuueluiie& 
Aus  dieser  Unterscheidung  ergiebt    sicli ,   dass  nach   der  Kcick- 
verfassung,    abgesehen    von    den    vom    Kaiser    äell>st    emurnttt 
OfEcicron,  der  Falineneid  nicht  dem  Kaiser  zu  leisten  ist,  ßondcn 
demjenigen,    dem   er  bis   zur  Errichtung  des   Bundes  xa  iäHm 
war,  dem  Landeshenn.     Damit  stinmit  auch  die  Praxis  iilwn'ia 
der  Fahneneid   wiixl   von   den  Truppen  dem    Landcsherrn  gh 
schworen.     Fassen  wir  nun   den  Fahneneid  näher  in  das  Ao^ 
so  kommt  —  wie  Bkockhai  s  S.  117  mit  Recht  ausfuhrt  —  üp 
Formel   der  sächsischen   und  der  württembergisclien  Trupp«a  in 
erster  Linie  in  Beti'aeht,  denn  in  Preussen  und  Elsass-Loüuiagti 
fällt  die  Unterscheidung  zwischen  Kaiser  und  Landesberm  fort,  m 
Bayern  bestehen  hinsichtlich  der  Armee  eingreifende  Sonderredite, 
in  den  übrigen  Staaten  ist  die  Contiugentsherrlichkeit  zwar  oidit 
quoad  jus,  wohl  aber  quoad  exercitium  auf  Preussen  übei^egim^ 
Die    Formel    des    Sächsischen    und    des    Württembergisdwn 
Eides  lautet  nun  an  der  in  Betracht  kommenden  Stelle: 

T, das8  ich  Seiner  Majestät  dem  Könige  währaift 

meiner  Dienstzeit  als  Soldat  treu  dienen,  dem  Bnmlr- 

feldherrn  nnd  den  Kriegs gesetzeu  Gehorsam  leisten w^' 

Wie  lässt  sich  dieser  Eid  mit  der  von  BRocKiurs  'ff- 
tretenen  Theorie  vereinigen?  Brockjiaus  versucht  dies  (S.  U9ffl 
in  folgender  Art").    Er  findet  darin    „die  eidliche  ZuwdieFim! 

">  Brockiuc«)  aehtifrsst  sicIi  hier  eng  an  dio  Auefiihniag  vob  SesiUK 
Deutsches  »tiiutsreelit  H  S.  2(t7  au. 
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1er  Treue,  zu  welcher  jeder  Ünlerthan  gegen  seinen  LAndesherra 
Laurh    während    der    Ableistung    seiner   Militäi-ptticht    verbunden 
libleibt;   der  Eid  enthiütc  die  Zusicherung  der  militäriächen  Treu- 
rpdicbi    gegen    den    Kaiser,    daneben    (!)   aber    die    eidliche    Bc- 
Ikräftigung    der    tortdauernden    Ünterthanenpflichten    gegen    den 
[liUndeäheiTn;   die  eidliche  Zusicherung   der  Uutcrthaneatreae  sei 
der    Errichtung    des    Reiches    das    einzig   zulassige    Ver- 
[gpreclien  gol)licben,   woklies  der  in  das  Heer  eintretende  Staats- 
f  Bugebürige  seinem  Laudesherni  leisten  kann.     Der  Falineneid  halie 
keine  wirkhche  uühtäriscbe  Bedeutung  luelir  für  die  Oontiugents* 
[herren,  sondern  er  hekruflige  die  Fortdauer  eines  rechtlichen  und 
(«ittlicheu  Verhältnisses   der  Laude^sungehörigen   zu   ilireni   Staats- 
I  oberliAupt.   Soweit  der  Falineiieid  einen  mihtäriscben  Inhalt  habe, 
Ä'erde  er  nur   dem  Kaiser  geschworen,    obwohl  ihn  die  Contiu- 
fgentaherren    entgegennehmen;     bei    Abnahme    des    Fahueneides 
fuiigiren   dieselben    als   die    verfassungsmässig  benifenen  Stellver- 
eier des  Kaisers.    Au  seiner  Statt  fordern  und  empfangen  sie 
[Jen  Eid."  —  Es   ist  nicht  möglich  sich  einen  grösseren  Wider- 
spruch 'in   denken  als  denjenigen,    welcher   zwischen   diesen  Be- 
iuptungen    einerseits    und    den    Bestimmungen    der    Keichsver- 
ssung,  dem  Wortlaut  des  Fahneneides  und  den   tfaatsäclihchen 
Verhältnissen  auderei*aeits  besteht, 

In  dem  Fahneneid  verspricht  der  ünterthan  seinem  Landes- 
\ierm  „als  Soldat  treu  zu  dienen'^,  also  Dienste  und  zwar  ganz 
usdrüeklich  Soldutendienstc;  nach  Bhockiiaus  soll  der  Eid 
luss  die  Fortdauer  der  Ünterthan enpflichten  bekräftigen,  etwaa 
7.  Selbätvei-stäutUicheä  und  Ucberflüssiges  enthalten^  wovon  der 
Wortlaut  Nichts  sagt.  In  dem  Falirieneid  steht  das  Verspreclien, 
dem  Tjandeslicrni  Soldattndienslc  zu  leisten  an  erster  Stelle  und 
das  Gehoi-samsgolübde  gegen  den  Kaiser  ist  —  ganz  der  Ver- 
fassung Art.  64  entsprechend  —  „in  den  Fahneneid  anfgenom- 
en'^;  nach  Bkoukimis  soll  das  Vei-sp rechen,  den  Befehlen  des 
aisers  gehorsam  zu  sein,  den  einzigen  militärischen 
Inhalt  des  Eides  bilden  und  daneben  dem  Landesherm  die 
Unterthanentreue  „bekiäftigt''  werden.  In  dem  Fahneneid  wird 
.tJer  Soldaten d i e n s t  ausdrücklich  dem  Landes herrn  ver- 
■ochen;  nach  BnoCKUAUS  soll  der  Kaiser   der  Promissar  sein. 
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Nach  Bkockiults  soll  der  Landoshprr  den  Eid  als  Stell vcnreKr 
des  Kaisers  entgegeimelimeu -,  in  Wirklichkeit  findet  die  Ver- 
eidigung ausnalunslos  durch  OfiBciere  statt  ^  welche  nncb  dm 
eigenen  Ausführungen  von  HitofKiurs  S.  61  nur  im  Auftrap 
des  Kaisers  liandeln  und  alle  militänschen  Äintsbefugnüse  von 
Kaiser  ableiten ,  »o  ditös  nian  ~  wenn  diese  letztere  Asualmr 
richtig  wäre,  was  sie  freilich  nicht  ist  —  doch  rielmehr  ennehnta 
müsste,  dass  der  Kaiser  den  Eid  in  Stellvertretung  de«  Laodo^ 
lierm  outgegeunehme.  Nach  der  lleichsverfassuiig  Itüüteu  die  ram 
Kaiser  ernannten  Ofticiere  und  nur  diese  den  Fahueneitl  «Im 
Kaiser.  Welchen  Sinn  hätte  diese  besondere  und  ansnahmsweiv 
Bestimmiuig,  wenn  alle  Ofßciore  und  Soldaten  den  miiitiirü'Ckit 
Diensteid  dem  Kaiser  leistcu,  dem  L»Aiideshcrni  dagegen  nurJif 
Unterthanen treue  bekräftigen? 

RKii^rKHAUS  verhehlt  sich  nxwh  nicht,  dass  seine  B<'h;: 
mit  der  Reichsvei-fassung  im  Widerspruch  sti^lit.  Er  hem*Ti 
ausdrücklich^  dass  die  Reichsverfassung  nicht  einen  neuen  V  v 
eid  schaffen,  sondern  den  Fahneneid  festhalten  wollte,  * 
die  Landcstruppeu  dem  Liuidcsbcrru  aü  leistcu  hatten,  alä  «it-H. 
noch  der  souveräne  Befehlshaber  seiner  Tnjppcn  war ;  er  erklär) 
es  S.  120  auch  fiir  gewiss,  „dass  der  Fuhnencid  nach  dn 
Absicht  der  Reichsverfassung  nicht  zugleich  der  Vtltt' 
thaneueid  der  niilitäq) tüchtigen  Angehangen  des  Contingeob- 
staates  sein  sollte."  Aber  dies  thut  Nichts.  Aus  der  tob 
Umi  entwickelten  Theorie  ergiebt  sich  ja,  „dass  er  troti&a 
Nichts  Anderes  ueiu  könne  und  nichts  anderes  sein  dürfe.' 
Auf  Wortlaut  und  Abglicht  der  Verfassung  kann  Nichts  «■ 
kommen;  nicht  die  Theorie  ist  unrichtig,  sondern  die  Verfassons^ 
be»timmuügcn  sind  veiieldt ;  staatsrechtliche  11  ntersudiuniivi 
brauchen  sich  ja  nicht  so  eng  wie  civilrochthche  an  die  Geset» 
zu  binden;  nicht  darauf  kommt  es  an,  was  sie  enthalten,  atoud^m 
darauf,  was  sie  hatten  enthalten  sollen  und  dürfen !  Wann  wiri 
endlich  die  Zeit  kommen,  in  der  man  auch  auf  dem  Gebiet  tie 
Staatsrechts  den  Unterschied  zwischen  Untersuchungen  de  \fp' 
lata  und  Erörterungen  de  lege  ferenda  festhalten  wird! 

Um  diese  kritischen  Erörterungen  nicht  zu  weit  auoeadrlionif 
obwohl  noch  zahlreiche  irrige  Behauptungen  widerlegt  xu  wenlfli 
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vrT<lienten ,   sei   nur  noch  Ein  Punkt   wegen  seiner  theoretischen 
mid  praktischen  Wichtigkeit  hervorgeliohen,  nämlich  die  Militnr- 
fierichtsharkeit.     Dieselhe    wird   gehandhabt   ron    Behörden    der 
Einzelstaatcnj   dieselben   sprechen  Rcclit   im  Namen  des  Contin- 
gentsherren;  die  Ooutingeiitslierren  ha])en  das  Recht,  die  Erkemit- 
Inisse   zu    hestütigeu   oder  zu    verwerfen;    sie   haben  das   Begim- 
dignngsreeht.     Dies  Alles   kann   nach   Bkockhaus  die  Annahme 
nicht  widerlegen,   ^dass  die  Militärgerichte  nicht  fiir  den  Eiuzel- 
staat,  sondern  fiir  das  Reich  fungiren."  (S.  128.)  Denn  — :  das 
-Militarstrafrecht   und  die  Disciplijiar Ordnung,   die  Militärgerichta- 
▼«rfiwsung  imd  das  Verfahren  seien   vom  Reich  gegebenes   oder 
^recipirtes"   Recht,    die   militärischen   Richter  seien    „durch   ein 
railitärischei^  Pfhchtverhültuisa   mit    dem  Kiiiser    verbunden",    der 
Kaiser  habe  die  Ausübung  der  Militärjurisdiction  zu  überwachen 
und  sie  gehöi-eu  zu  den  Angelegenheiten,   welche   der  Tnsjjection 
and  eventuell  der  Remedur   von  Seiten  des  Kaisers  unterliegen. 
Wenn  diese  Gründe  Gewicht  hätten,   so  wäre  nicht  einzusehen, 
warum  iiicht  auch  alle  bürgerliclien  Gerichte  auf  dem  Gebiete  der 
ordentlichen   streiti(;(en  Gerichtsbarkeit,   alle   Zollbehörden,   alle 
Eichungsämter,    überhaupt  alle   Behörden,   welche  Reichygesetze 
zu  handhaben  berufen  sind,  als  Reichsbehörden  zu  erachten  seien, 
denn  diu»  durch  Art.  17  der  Reichs  Verfassung   begründete  Recht 
^-des  Kaiser»  zur  Beaufsiclitigung  erstreckt  sich  auf  sie  alle. 
^K         Nach   alleu    diesen  Ausfulirungeo  ist  es  begreiflich  und  con- 
^pieqnent,    wenn  Bk(H'KIIalts  auch   behauptet,    dass  die   Kriegs- 
^^m  i n i K t er   nicht    melir   ihrem    Landesherm    und    dem   Landtage 
ihre,s  Staates,    somlem   dem  Kaiser  und  dem  Reichstage  verant- 
wortlich seien  (S.  126).    Der   Kricgsminister  von  Sachsen  oder 
Württemberg ,    der    von   seinem   Könige   ernannt   und  entlassen 
wird,    der   niemals  Vortrag    heim  Kaiser   hat,    der   niemals  eine 
kaiserliche  Anordnung   contrasigiiirt ,    der   niemals  an   den    Ver- 
handlungen dos  Reichstages  Theil  zu  nehmen  befugt  ist,  wenn  er 
nicht  Rcvollm  ächtigt  er  zum  Bundesrath  ist,  soll  den  Organen  des 
«Reichs,    dem  Kaiser  und  Reichstag,   verantwortlich  sein,   weil  er 
^Hie   Reiclisgesetze    und    Reich sver Ordnungen    ebenso    gut   zu    be- 
^^obachten    und  auszufülu'en  hat,    wie   seine   Coüegen   der   Justiz- 
minister, Finanzminister  und  Minister  des  luneru. 
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Wenn  mau  sagt  '*),  die  Militärvcnraltung  sei  Roichs^rr 
waltung,  es  gebe  aber  dafür  keine  oberste  HeichsbehÖrde,  sondern 
sie  vrerdo  durcli  die  Kriegsuiinistcr  der  Contingent^staatwi  ^ 
fiihrt,  80  verwechselt  man  Ursache  und  Wirkung.  Wäre  ^r 
ÄfÜitärverwaltung  Sache  dos  Reiches,  so  würde  ganz  gewiss  udi 
das  dafür  eKordiThi-lie  Kcichsiuut  nicht  fehlen  und  es  lässt  «d 
auch  gar  kein  vernünftiger  Grund  denken ,  warum  ©s  filr  Sm 
wichtigste  aller  Verwaltungen  felden  sollte.  Weil  aber  die  Militir- 
verwaltung  Contingentsverwaltung  und  als  sokhe  Sache  der 
Einzelstaaton  ist,  desshalb  wird  sie  von  den  Kricgsiuinisterien  4t 
Einzelstaaten  geführt. 

Stellen  wirdio  wesentliclisten  Resultate  dieser Erörtenmgn 
zusammen,  so  finden  wir  Folgeudeb: 

1.  Nach  der  BBOCKHAüs'schen  Theorie  sollte  die  Fiimt- 
Verwaltung  der  Contingento  im  Namen  des  Reichs  geRihrt  werden^  is 
Wirkhchkeit  wird  sie  von  den  Einzelstaaten  im  eigenen  Namen  L'-'f '^t* 

2.  Nach  der  BROCKHACs'schen  Theorie  sind  Erspami 
Einzelstaaten  an  den  Militü rausgaben   unmOglich;    die  Reichsttr- 
TaKäung   Art.    fi7    und    die    Mihtärcunrention    mit    Württembaj 
treffen  Über  solche  Ersparnisse  Anordnungen. 

3.  Nach  der  BROCKHACs'sehen  Thcx»ric  ist  das  Eniit»- 
geschäft  Sache  des  Reichs,  in  Walirheit  gehört  ea  zur  Compttnu 
der  EinzcUtaaten. 

4.  Wäre  die  Armee  eine  untheilbare  Einheit,  so  müssut 
ttllgemeiue  Reglement«  und  Dienstvorschriften  vom  Kaiser  fiir  & 
ganze  Armee  orlasseo  werden;  in  Wirklichkeit  wenlen  sievoraKömge 
von  Prenyscn  für  die  Preussische  Armee  und  ulsdanu  gl«chlauteB^ 
vom  Könige  von  Sachsen  und  von  Könige  von  WiLrtteinherg  erlusa 

5.  Wären  sie  —  wie  Bkockhais  lehrt  —  kaiserliche  & 
lasse,  so  müssteu  sie  vom  Reichskanzler,  so  weit  crforderliri, 
contrasignirt  und  in  einem  Keichsverordnwigsblatt  verküod-^ 
werden,  in  Wirklichkeit  werden  sie  —  falls  eine  GegenzeichiinDC 
erforderlich  ist  —  von  den  Kriegsnunistem  der  Contingeot»^ 
Staaten  gezeichnet  und  verkündet. 

6.  Nach  BßocKRACä  ist  die  Mittheiluug  der  das  Contin^^eDt 
betreffenden  Ernennungen  ziim  Zweck  der  landesherrlichen  PöUj- 

**)  ü.  BIb?eh,  VcfwaltuQgar.  IJ  .S.  4t.    Brockrids  S.  1^. 
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tion  eine  rechtlich  bedeutimgslosc  Höflictikeit;  nach  der  Reichs- 
rfassuiig  ist  diese  Publikatiou  ein  nÖthiger  ßegieraugsact. 

7.  Nacli  der  von  Bkockhals  vertheidigten  Lehre  niüssten 
die  Landesherren  ihre  eigenen  Truppen  ebenso  wie  andere  Roichs- 
truppeii  zu  polizeilichen  Zwecken  rcquiriren;  nach  der  Beichs- 
verfa&äuug   künuen   sie    die    eigenen    Truppen    v e r wenden,    die 

idern  müssen  sie  requiriren. 

8.  Nach  der  von  Bkockiiaus  vertretenen  Theorie  von  der 
ehrpHicht  miisstc  der  im  ganzen  Reich  uufgchrachtc  Krsiitz  für 
e  Truppenkörper  des  ganzen  Ruich-slieeres  zur  Verfügung  stehen: 

h  der  Rcicitögesetzgebung  bat  jeder  Staat  mit  eigener  Coutin- 

ntsverwaltung  sein  Contingent  selbst  aufzubringen,  die  von  ihm 

iUsgehohetien  Rekruten   dürfen   im  Frietlen  nicht  in  andere  Con- 

gente  eingereiht  werden,  und  wenn  sie  in  Ausübung  der  sogen. 

itärisclien  Freizügigkeit   in    einem   andern  Kontingent   dienen, 

erden  sie  ihrem  Hcimathsstaat  angerechnet. 

9.  Nacli  der  BKorKn^rft'scheii  Theorie  müsste   der  Fahnen- 
id  dem  Kait^er  geleistet  und  ihm  die  Erfüllung  der  Dieuetpllicht 

gelobt  werden ;  inWirkliclikeit  wird  der  Fahneneid  dem  Landeshemi 
;eleistet  und  diesem  versprochen,  ihm  als  Soldat  treu  zu  dienen. 

10.  Nach  der  BuocKiuus'schen  Theorie  müsste  die  Militär- 
gerichtsharkoit   dem  Kaiser  zustehen,    in  Wirkliclikeit   steht   sie 

^en  Contingeutshcrren  zu. 

y  11.  Nach  der  BsocKiiAUS^schcu  Theorie  müsste  die  Äimcc- 
vcrwaltung  von  einem  Reichsamt  unt*?r  Leitung  und  Verantwort- 

^tchkuit  des  Reichskanzlers  gefüln-t  werden,  in  Wiikliehkeit  wird 

Hie  von  den  Kriegsniiüistorieu  der  Contingents Staaten  gefülirt. 

H  12.  Nach  BRocKiJAUs  müsstcn  die  Kriegsminister  der  Einzel- 
staÄten  dem  Kaiser  und  Reichstag  verantwoi-thch  sein ;  in  AVirk- 

^chkcit  ist  eine  solche  Verantwortlichkeit  nicht  vorhanden. 

^  Wenn  man  es  einer  Theorie  zum  Ruhme  ani-eclmet,  dass 
sie  mit  den  Gesetzen  und  thatsächUchen  Einrichtungen  im  Ein> 
klang  steht,  so  wird  man  nicht  umhin  können,  einzugestehen, 
dass  die  iMjiYEU-BuociiNAUs'sche  Lehre  in  dieser  Beziehung  Einiges 
sni  wünschen  lässt. 

Auf  das  zweite  Kapitel  der  Schrift,  welches  die  Sonder- 
rechte  Bayerns    und    die   Militürcouventionen   behandelt, 
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will  ich  hier  niclit  mit  derselben  Äusfiihrlicfakeit  eitigchen.  E» 
bietet  der  Natur  der  Sache  nach  weniger  Aalasa  zur  MeiDonp- 
Terscbiedenheit ,  obgleich  die  irrige  Gnuidnuffassung  auch  hier 
zu  falschen  ConBequenzen  führt  und  mit  der  Reich&geaeli^biaii? 
in  Coniiict  geräth.  Nachdem  z.  B.  Bkockuaus  S.  137  ff.  ,dü 
richtige  Verstandniss"  filr  den  im  BUndnissvertrag  mit  Bayern  ler 
einbarten  Zusatz  zu  Art.  58  der  ReicUsverfaasung  „gewonnen"  Ut, 
bemerkt  er  (S.  139): 

„Der  Zusatz  zu  Art.  38  besagt  sonach  nichts  AiHlrr? 
aU  das,   was  Art.  58   und   Art.  60   auch  ohne  di?«« 
Zusatz  ausdiTickvn.     Damit  verliert  derselbe  alle  Bei!«- 
tuDg.     Er    wiederholt   nur    in    ungeschickttsler  Fa^misf 
ein   bereits   von   der  Reichsverfassung   und   von   Bajrm 
anerkanntes  Priucip  und  hätte  de^shälb  wegfallen  ) 
ohne  die  staatsrechtliche  Stellung  Bayerns  irgeudnit  ot>  ••. 
änderu.  InWalirheit  hegt  hier  eine  Venvechseluug....  tot.* 
Also  auch  hier  sieht  sich  Bbockuaus  geuötbigt  einzoriODen, 
dass  seine  Theorie  mit  dem  Verfassnngsgesetz  des  Reicliea  nicH 
stimmt ;    aber   die   Schuld    liegt  natürlich  auch  hier  nicht  an  dö 
Theorie,  sondern  an  dem  Verfassungsgeset«,  welches    „ohni»  ilk 
Bedeutung^,   „von   ungeschicktester   Fassung*',   eine    übexftiffiip 
„Wiederholung"  ist  und  auf  einer  „Verwechselung"  beruht 

Zu  den  merkwürdigsten  Consequeiizen  der  doctrinüren  Coo- 
»truction,  welclie  Bkockiiaus  an  da«  deutsche  Heerwesen  anlt^ 
gehört  auch  die  Behauptung  (S.  158),  dass  „im  Kriege  Am 
König  von  Bayern  niu*  derselbe  Anspruch  auf  milit&iisdiff 
reverentia  bleibt,  auf  welchen  die  übrigen  Bundeslürsten  aad 
während  des  Friedens  beischränkt  sind;  während  des  KfiefM 
erschöpfl    sich    sonach    die    Stellung   des   Königs    in    der^TT'?-" 

eines  fJhefs  seiner  wie  der  fremden  in  seinem  Gi-hiete  befit 

Tmppen".  Rticken  also  die  bayerischen  Truppen  aus  Baym 
aus,  80  bleibt  für  den  König  fast  gar  kein  Recht  mehr  Ubnj- 
Der  arme  „Patron"!  Die  bayerischen  Truppen  würden  vtih 
dieser  Auffassung  im  Kriege  nicht  nur  mit  den  andern  Trup{i«r 
des  Reiches  militärisch  zu  einem  Ge&ammtheer  unti-r  dm 
Oherbeiehl  des  Kaisers  vereinigt,  sondern  auch  staatsrecht- 
lich mit  dem  Reichsbeer  verscbmolzeu  werden;   im  Ki'iege  gäl« 


,  gar  kptne  bayerische  Armee  als  staatsrechtlich  existirende 
Jt,  sondern  sie  vürde  sich  iu  einen  un  unterscheid  baren  Be- 
stjuidtheil  des  deutscher  Heeres  umwandeln !  Sie  ist,  wie  Brock- 
lura  S.  217  mit  Emphase  sagt,  „während  des  Krieges  nichts 
alü    ein    GHed    an    dem    einen    grossen    Körper    des    deutschen 

I Heeres".  Man  frage  einmal  bei  bayerischen  Oflizieren  und 
Staatsmännern  nach,  was  sie  hiervon  halten! 
Den  Militärconventionen  ist  BRorKHAUSnicht  sehr  geneigt 
und  er  schreibt  ihnen  eine  sehr  geringe  Bedeutung  zu.  Wenn  freilich, 
wie  BBOCKHArs  meint,,  „von  einer  Militärboheit  der  Einzelstant^rn 
sich  in  keinem  Sinne  reden  lässt",  wenn  ^chon  verfassungsmässig 
der  Kaiser  alle  militärischen  Bechte  hat  und  die  Landesherren  auf 
L^  einige  praktisch  ganz  wertblose  Ehrenrechte'  als  Chefs  und  Con- 
^ptingentapatrone  angewiesen  sind,  ah^dann  freilich  erscheinen  die 
Militärconventionen  als  ziemlich  überHüssig  und  zum  grossen 
Theil  mehr  im  Interesse  der  Laudesherren  als  des  Kaisers  ge- 
schlossen. BuocKHACs  geht  daher  auch  vorzugsweise  darauf  aus, 
IQ  untersuchen,  inwieweit  die  Äülitärcunventionen  etwa  „ver- 
sungswidrig"  sind,  indem  sie  die  kaiserlichen  Befugnisse  be- 
Bchränken.  Die  Militärconventionen  selbst  widerlegen  diese 
[Anschauung  auf  das  Bündigste.  Tn  denselben  erscheinen  alle 
[deutschen  Staaten,  auch  di».'  kleinsten,  mit  militärischen  Hoheits- 
rechten ausgestattet ;  und  zwai*  haben  sie  alle  Rechte  behalten, 
I  welche  die  Heichsverfassung  ihnen  nicht  entzogen  hat.  Die  Con- 
ventionen  bewirken  auch  nicht  den  Untergang  dieser  Rechte, 
I  sondern  sie  setzen  die  Fortdauer  derselben  voraus,  indem  die 
[Aasübung  dieser  Rechte  dem  König  vun  Preussen  über- 
[tngen  wird,  und  da  der  König  von  Preussen  zugleich  Bundes- 
fpldherr  (Kaiser)  ist  und  als  solcher  verfassungsmässige  Befug- 
nisse über  alle  Contingentc  hat,  so  hat  er  —  ebenfjills  unbeschadet 
der  Fortdauer  dieser  Rechte  als  solcher  —  Zusagen  über  die 
A rt,  wie  er  einige  derselben  ausüben  will ,  in  den  Mihtär- 
I  Verträgen  ertheilt.  Der  König  von  Preussen  —  nicht  der  Kaiser 
[JUS  solcher  —  übt  die  Militar-Hoheitsreclit^?  der  andern  Bundes- 
ärstea  kraft  Delegation  aus,  sowie  er  in  Waldeck  die  gesaiumteu 
Istaatlichen  Hoheitsrechte  und  Ptlichten  an  Stelle  des  Landcs- 
en  ausübt.     Dass   dies   in  Wirklichkeit  sich  so  verhält   und 
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e  Äiiscliauting  (ItT  niaHsgeben<leii  Factorcii  im  I 
weist  die  neueste,  erst  I88tl  abgeschlossene  MilitHrconveation.  4( 
braunschweipsche,  deren  §  1  bestimmt:  „dass  Seine  Maj.  (irr 
König  von  Preussen  die  AuBübung  der  Militür-Uofaeitf- 
rechie  übernimm  t".  Olme  die  Militär  -  Hoheitsrecbl*"  Jo 
Ein/cUtaateii  siml  die  Coavcutiouen  und  der  durcli  &ie  bvrbei- 
gefiihrtc  Zustand  gar  nicbt  verständlich. 

Aber   der  durch   die   Militiü'conventionen    hergosUJlte  thiS- 
siichlicbc  Zustiuid  mag  wohl  der  Gruiul  sein,   warum   die  Ann 
kcnnung   der  verfassungsmässigen  Rechte   der  Contingentshemfi 
in   der  Literatur  des  Dentschcii  Staatsrechts   auf  einen  so  ver- 
breiteten und  encrgisclicn  Widerstand  stösst.    Von  allen  StAsi« 
des Norddrutacbt'n  Bundes  war  schltesslicb  Sachsen  der  einzige, 
welcher  die  in  der  Verfassung  gewälirten  Rechte  \s-irklich  ansSbte; 
daneben  in   beschränkterem  Mmisi^e  Braunscliweig.     Wom  oüid 
man  den  l'mweg,  ei-st  in  der  Verfassung  den  Staaten  weitgehewk 
Hecbte  einzuräumen,  und  dann  im  Wege  der  Convention  sie  ihoa 
factiscli  wieder   zu   entziehen?    Es  wäre  doch  einfacher  gemtueo, 
dassell)e  Vorfahreu   in   der  Norddeutschen  Bundesverfassung  hin- 
sichthcli  Sachsens  einzuschlugeu,  das  man  in  der  Reichsveriassrag 
hinsichtlich  Bayerns  befolgt  hat,  nämlich  fiir  Sachsen  ein  Soodtf- 
recht  aiiy-ut'rlcennen  und  als  Regel  denjenigen  Zustand  imrii     ' 
der  für  alle   üi)i-igeu  Staaten  thatsächlich  hergeatellt  wun.-i-  - 
Diese  Erwägung  ist  aber  desslialb  nicht  zutretVcud,  weil  e:&  xu  Ja 
Zeit,  als  die  ßundesveriassung  festgestellt  wurde,  nocli  gar  oiclit 
zu  iibei-selien  uiu*,   wieweit   die   EinzeJstaaten   sicli   bereit  tiiidm 
hissen  würden,   ilire  Contiugento  mit  der  Preußsische«  Arujft'  w 
verschmelzen.     Niu?  für  die  ganz  kleinen  Staaten,  welche  zur  Zeit 
des   ehcmahgeu    Deutscheu    Bundes    die    sogen.   Reservedivin» 
bildeten,    war    es   aus    thiitsäc blichen    Gründen    onmögtich,  ihrr 
Coutingente   nach   preussischera   Muster  einzurichten  und   selV 
ständig  zu  verwalten;  ftii*  sie  war  es  unausweichlich,  ihre  RtcliV 
und  Pftichten  auf  Preussen  zu  übertragen.     Auf  die  Verhaltni!*« 
dieser  Stmiten  ist  die  Verfassung   nicht   hereclmet,  sondern  &^ 
diejenige  der  Mittelstaaten.    Allen  gegenüber  hatte  Preussen  abe; 
eine  moralisch«   und   pohtische  Verpflichtung.     Prexissen  Intic 
bei  den  Verhandlungen   über  die  MiUtärrefomi  beiiu  Dcutsolia 
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andostage  (Ihk  Princip  der  Coutingontaverfassung  unangetjißtet 
gelassen;  es  h»tto  in  den  Grundzügen  vom  10.  Juni  186H  den 
,  Putschen  Stiiaten  ein  Bündniss  angeboten,  wonach  ilire  Militär- 
Dheitarecble  soweit  ilinen  verbleiben  sollten,  als  sie  nicht  durch 
3  wichtigen  Grundsätze  der  pleichmiissigeu  Organisation  und 
{.«Brüstung,  des  einheitlichen  Oberbefehls  und  der  Gemeinschaft 
Kosten  und  Lasten  beschränkt  werden  mussten.  Die  prenss. 
Bgierung  konnte  Üiren  VorbünJeten  gegenüber  nicht  wortbrüchig 
Jen;  sie  musste  in  dem  ihnen  vorgelegten  Verfassungsentwurt 
jenigen  Gruudliuien  festhalten,  welche  in  den  Grund/ügen  vom 
Juni  1866  ihnen  angeboten  und  zugesichert  und  von  ihnen 
QOminen  woi*den  waren.  Weitergehcmle  Beschränkungen  ihi*er 
ititärischen  Hoht'itürechte  durfte  nmn  ihnen  nicht  auferlegen; 
hierzu  musste  jeder  einzelne  von  ihnen  besonders  zustimmen. 
aus  ergab  sich  das  System  der  Conventionen  mit  Nothwendig- 
Bt;  viele  derselben  sind  ja  aucli  erst  lange  nach  En-ichtung 
Bundes  zum  Abschluss  gelangt.  Hierzu  kam  noch  die  weitere 
jütische  Erwiigung,  dass  der  Norddeutsche  Bund  von  Aiifang 
k  so  angelegt  war,  dfi.ss  die  süddeutschen  Staaten  in  denselben  ein- 
Bten  konnten  uud  man  musste  dalier  bedacht  sein,  auch  die  MÜitär- 
fasftung  so  einzuiichten,  dass  es  den  süddeutschen  Staaten  erniög- 
hl  wurde,  sie  anzunelinien.  Wenn  auch  in  Folge  dessen  die  Vor- 
isung  unitaristrhon  AVünschen  und  Idealen  nicht  völlig  entspricht, 
so  bat  sie  doch  in  bewunderun^swlinliger  Weise  zu  gleicher  Zeit 
<len  militärischen  Bedürfnissen  und  den  pobtiachen  Verhältnissen 
ecbnung  getragen.  Viele  ihrer  Bestimmungen  rühren  sicherlich 
militärischen  Sachverständigen,  nicht  von  Juristen  her  und 
then  diesen  Ursprung  durch  eine  in  juristisch-technischer 
insicht  nnvoUkonimene  Formiüirung.  Diese  militärischen  Kor- 
[jugcn  waren  bereits  zu  einer  Zeit  erlioben  worden,  als  iille 
atschcn  Bimdesstimten  noch  souverain  waren;  sie  gehen  daher 
bt  von  der  Rechtlosigkeit,  sondern  von  der  Vollberecbti- 
ing  der  Bundesstaaten  aus;  sie  konnten  nicht  die  Vernichtung, 
((dfrn  nur  die  militärisch  brauchlwre  Zusauinienfassung  der  Con- 
tc  anstreben.  Es  ging  daher  nicht  an,  plump  und  täppisch 
EUgreifen,  die  Einheit  des  Heeres  als  obersten  Grundsatz  zu 
ochunireo   und   behufs   seiner  Durchführung   die   militaiischun 
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Hoheit^rechU'  der  aiidorn  Staaten  einfach  auszuwischen.  Mau 
war  durch  die  pohtischen  Verhältnisse  zu  einer  giösseren  Fao- 
heit,  ZD  einer  viel  künstlicheren  Gestaltung  genöthigt.  Man  mngte 
einen  Weg  einschlagen,  bei  weichem  deu  militärisch  cd  B^ 
dürihissen  Genüge  geschah  und  zugleich  die  staatsrechtlict* 
oder  politische  Stellung  und  Würde  der  vcrbündetiin  Su»u^ 
geschont  ivurde,  mit  andern  Worten;  mal)  musete  Beides  mt- 
einigen,  vias  scheinbar  unvereinbar  ist,  die  militäriscbe  Einheit  tl« 
Ganzi'U  und  die  Mihtarhoheit  der  Einzels taateii  über  ilie  Thfil^ 
Es  war  nicht  freier  Wille,  nicht  Laune,  nicht  Zaghaftiglceit,  mck 
sentimentale  llücksicbt  auf  das  Geschichtlich-Ge wordene,  soiidtTn 
es  war  die  Noth,  die  ausserordentliche  Ungunst  der  poÜ^  '  - 
Verhältnisse,  welche  diesen  Weg  wies.  Die  fein  anny 
geniale,  den  thÄtsRchlichen  Verhältnissen  entsprechende  Art,  w 
dieses  Problem  gelüst  wordeu  ist,  macht  die  deutsche  H- 
fossung  z\i  einer  Art  von  juristischem  Kunstwerk;  es  bereit 
jenigen,  der  dafiir  Sinn  hat,  ein  ästhetisches  Vergnügen  xo  erkeuMA, 
wie  der  GegensaU  der  technisch-militäi'isclu'n  Kriordemissf  anA 
der  staatsrechtlich -politischen  Ausprüclie  durcbgelTihrt  worden  isl, 
gleichsani  wie  icwei  Motive,  die  miteinander  zu  einer  bübiTn 
Einheit  harmonisch  verbunden  sind,  ohne  dass  ihre  Antitbm 
verschwindet. 

Man  rühmt  so  sehr,  und  gewiss  mit  Recht,  den  Naben  ^ 
Hcbicbtlicher  Untersuchungen  für  das  Verständnlss  der  Rechtan- 
stitiitiunen.  Aber  nicht  der  Luxus  mit  Citaten,  welche  ädi  lof 
entlegene  Jahrhimderte  beziehen,  ist  von  Wi-rth,  sondern  die  B^ 
keiintniss  derjenigen  geschieb llirlien  VerliiiltnisHe,  in  ddiieti  dit 
Wurzeln  des  heutigen  Kechtszu Standes  liegen.  Für  die  wisaai- 
öchalUiche  Aufklärung  der  Hferesvt^rfassung  des  dcaUc^ 
Reichs  scheint  man  die  Verwerthung  dieses  ErkenntuisamÄteäs  • 
verschmähen;  die  geschichtUcbe  Betrachtung  der  Staatsrecto- 
Schiifsteller  begnügt  sich  mit  der  Constatirung  der  ibis  palnc- 
tische  Enii>finden  betiiedigendcn  Thalsache,  dass  der  früherf  Za 
stand  scldecht  gewesen  ist  „und  wie  wir's  dann  zuletzt  so  hen 
lieb  weit  gebracht/  Für  das  juristisclio  Verständniss  irirt 
diese  Erkenntnias  keine  Früchte  ab. 


Das  PreusBische-  und  das  Reichs-Budgetrecht. 


Von 
Ad.  Arndt. 


IVein  Gebiet  des  Staatsrechts  ist  so  leidenschaftlich  um- 
ritten wie  das  Budgetrecht  und  es  gab  kaum  einen  schwereren 
ferfassungsconilikt,  bei  welchem  nicht  die  Budgetfrage  im  Mittel- 
^junkte  des  KamplVs  slaml.  Zwei  Ansichten  sind  sich  gogenüber- 
^■stellt,  so  nachhaltig  vertheidigt  und  angegriffen,  dass  eine  Ver- 
^Bnigung  auf  ihe  erste  Betrachtung  hin  unmöglich  erscheint.  In- 
yteas  spiicht  gerade  die  Heftigkeit  des  Streites  dafiii-,  dass  keine 
^ftiaicht  die  mibedingt  richtige,  keine  die  unhedingt  falsche  ist. 
DeoD  da  sich  die  Torzüglichsten  Schriftsteller  mit  diesem  Gegen* 
ll^Kude  beschäftigt  haben,  so  ist  zn  vermuthen,  dass  die  Vertreter 
^H*  einen  Ansiclit,  wenn  diese  nach  allen  Seiten  der  Wirklichkeit 
^Htsprecbün  würde,  die  VertretiT  der  imderen  endlich  zu  sich 
^Brübergezogen  hiitten.  Dies  ist  aber  nicht  gescbehou. 
^^  Die  eine  Ausicht  erblickt  iu  dem  Etatsgesetz  die  alleinige 
,  Vollmacht  der  Staatsregierung,  Verfiigungen  über  die  Staats- 
mittel zu  trefieu ,  Einnuluuen  irgend  welcher  Art  zu  erheben, 
^Rtisgabpji  irgend  welclier  Art  zu  leisten.  Die  andere  Ansicht 
erblickt  in  dem  Etatsgesetze  nui-  insoweit  die  Vollmacht  der 
Staätfiregienmg  zur  Verfügung  über  die  Staatsmittel,  als  sich 
I  diese  Vollmacht  nicht  auf  andere  Gesetze  zurückführen  lasst. 
'  Soweit  solche  (jeselze  vorliegen,  sei  tlie  Regierung  auf  Grund 
,  denselben  zur  Verfügung  über  die  Staatsmittel  berechtigt,  nur 
^fc  sie  fehlen,  liefere  das  Etatsgesetz  die  rechtliche  Grundlage 
flfer  Finanz\crwftltung.  Nach  der  ersten  Ansidil  darf  die  Stoata- 
^gierung   ohne  ein  Etntsgesetz  auch  nicht  diejenigen  Einnahmen 
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erheben,  welche  z.  K.  in  den  Steuer-  und  Zollf^eaetun  xca^ 
schrieben  Bind,  noch  darf  sie  diejenigen  Ausgaben  leisten,  ««Idi 
wie  die  Doiation  der  Krone,  die  Besulduiig  der  gesetzlich  la^ 
stellten  Ueauiten,  die  Zinsen  der  Htaatsschulden  üich  aufGcMte 
zurUckruhren  lassen. 

Die  n»ehfolgen4le  Untersuchung  will  —  und  zwar  rmwck« 
für  dus  preiissiscbp  Stiuit.snM'ht  —  eine  dritte,  von  den  hnda 
erwühiiteu  verschiedene  und  gleiohwohl  beide  bis  xu  eioein  gevtMi 
Urnde ')  verbindende  Ansicht  mifstelleu.  Diese  Anstehe  aoter- 
scheidet  zwischen  dem  Verhältniss  der  Staat sregiermig  xa  dea 
Kammern  (dem  Vt-rliültniss  der  Exekutive  zur  Legislati«<ti  oiul 
dem  Verhältniss  des  Staats  zu  seineu  Gläubigem  und  Schuldnm 
und  behauptet,  dass  der  Staatshaushaltsetat  nur  für  d»  c«l*rt 
nicht  nber  für  das  letztere  Bedeutung  habe.  Nadi  ' 
siclit  ist  fs  fiir  die  Rixhte  und  PHichton  des  Stsiatt 
Gläubigem  und  Schuldnern  unerheblich,  ob  überlumpt  ein  Stut» 
haushaltsetatsgesetz  zu  Stande  kommt  und  welrbiii  Iniiiili  r 
hat.  Es  macht  nach  dieser  Ansicht  in  der  angegebenen  Beoct 
aug  keinen  Unterschied,  ob  die  YerpHichtung  des  StaAttis  W 
Gesetz  beruht  oder  nicht  Wodurch  auch  immer  die  Vcrpdiii- 
tungen  des  Staates  begründet  sein  mögen,  ob  durch  Qvaett,  nie 
die  Ansjji-üche  auf  die  Ivrundotatioii  oder  lÜe  Zinsen  derStattB- 
schulden  oder  durch  WrtrJige,  wie  die  Korderungnu  der  Lict 
Tanten  an  den  Staat,  oder  ilunsh  Zustünde,  wie  die  Schad«»- 
ersatzansprüche  aus  den  tiskiUisclien  Eisenbahn-  oder  Ben"--/"- 
betrieben,  sie  alle  dürfen  und  müssen  ohne  Rücksicht 
Staatshaushidtsetnt  erfüllt  weixlea.  Umgekehrt,  worauf  auch  uumrc 
die  Rechte  des  Stjuitos  sich  stützen,  ob  auf  Gesetz,  wie  & 
Steuern  und  Gebühren,  oder  auf  Verträge,  wie  die  Kordcruogen ifl 
die  Abnehmer  fiskalischer  Waaren  oder  Arbeiten,  oder  aitfZa- 
stiinde,  wie  die  Schadensersntzansprüche  des  Domain eotiskus  gnjprt 
private  Bergbaubetreiber,  dieselben  dürfen  und  müssen  grlUn< 
gemacht  und  befriedigt  werden,  wie  auch  immer  der  Stu^ 
hausbaltsetat  beschaffen  3«in  mag,  welcher  zwisclien  der  Staitf- 
regierung   und  der  Land  es  Vertretung  vereinbart  ist.     Dies  bvniU 

*)  NäiiiHch  iu  ÄuBMlmug    üir  AiugalKU    tur    ilns  Pirianiachr   an)  ^ 
Reiciu-Bud>;r-tre('iit . 
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(nftoh  meiner  Theorie)  nicht  etwu  ditrauf,  diiss,  was  hier  dafainge- 
ötellt  bleibten  mag,  das  Staatshaushai Uetatsgesetz  kein  materielles, 
sondern  eiii  nur  formelles  Gesetz  ist,  auch  nicht  darauf,  dass  ein 
Gesety.  fiir  das  Verhältniss  des  Staates  zu  seinen  Gläubigem  und 
ächulduern  Nichts  hestininieu  darf,  sondcni  darauf,  dass  der 
GesetzgebiT  mit  der  Feststellung  des  Staatshaushalts  ühcr  dieses 
VerUäJtniss  regelmässig  Niclits  bestimmen  will.  Nur  wenn  der 
Gesetzgeber  durch  besondere  Satzung  hei  (il elegenheü  der 
.StaaLsliauslialts-Fcststcllung  die  Veihältuis^c  des  Staates  zu  dessen 
Glaubigem  und  ScUuldnorn  (Zins-  und  GehäUer-Herabsetzuugen, 
Niedei*schlagung  fiskalischer  Ansprüche)  regeln  will  und  regelt, 
lUnn  allein  ist  der  Staat shaiishaltsetat  von  Bedeutung  auch  ausser- 
halb des  VerhÄltnisses  der  Exekutive  zur  TiCgislativf!.*) 

Den  ersten  und  mchtigsteu  Aufschhiss  über  Sinn  und  Zweck 
ein«s  Gesetzes  liefert  dessen  Wortlaut.    Der  Wortlaut  des  Etats- 
gosetzes  geht   nicht  dahin,   dass   die  Schuldner  des  Staates   nur 
die  im  Staatshauslialtsetat  bezeichneten  Betrage,  nicht  mehr  und 
nicht  weniger,  zu  zatiten,   diß   Gläubiger   die   dort   bezeichneten 
träge,   nicht   mehr  and  niclit  weniger,  zu  beanspruchen  haben. 
[Das  Etatsgesetz  in  Preussen  und  iin  Keich  „stellf^  vielmehr  „nur 
den  Staatshaushaltsetat   in  Einnahme   und  Ausgabe    fest",    ohne 
anzurühren,   ditss   die   Feststellung   priijudizirlioh   für   die   Stimts- 
gläubiger   oder  Staatsschuldner   sei.     Wenn   der  Staatshaushalts- 
etat fiir  einen  Bau  eine  bestimmte  Summe  In  Ausgabe  stellt,  so 
I  spricht    damit   der  Gesetzgeber    nur    die   Ermächtigung   fiir   die 
Staatsregierung   aus ,    diese   Summe   für  den  Bau   zu  verwenden, 
nicht   aber   spricht  er   aus,    noch    will  v.r  aussprechen,   dass  der 
I  rntemehmer  dieses  Baues  unter  allen  Uuiständen  den  dafür  aus- 
geworfenen Betrag,    nicht  darüber   und  nicht   darunter,   aus   der 
I  Staatskasse  zu  beanspruchen  habe.     Wenn    der   Staatshaushalts - 
letat  bei   ehieui    fiskalischen   Bergwerk  für  Ersatz  der  Grundbc- 
scliäiligungen  eine  Summe  auswirft,  so  will  der  Gesetzgeber  damit 
nicht  feststellen,  dass  für  alle  in  dem  .fahre  entstehenden  Grund- 
Schäden  genau  diese  Summe  zu  leisten  ist;  nolmehr  bleiben  Vur- 


*)  VgL   L&BAMD,    Dcutschof)   Staatsrecht   in  MAniaardMPOR   Handhacb 
Pirnasischca  Budgetrecht  S.  15. 
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liandeiiR^^in  und  Hohe  der  Schadensersatzfordemngen  an  deu 
unalihiingig  von  dem  lulialte  des  Etats,  weil  mit  der  üUmkl 
einer  Siuonie  in  den  Etat  für  den  angegebenen  ^weck  gar  mcil 
beabsichtigt  war,  die  Verliftltnisse  des  Kiskns  zn  denjenigen  GnsA- 
hesitzf^rn  /.u  ordnen,  welche  an  ihn  aus  meinem  Bergwerksbetnebt 
Ersatzansprüche  haben. 

Die   Richtigkeit   der  bei  diesen  Beispielen   ausg«s]jr(>cii«ika 
Schluftsfolgernngen  «lürfle   kaum   erheblicJien  Zweifeln    !•• 
aie  betroflen    beide  Fälle,   in  denen  die  Verpflichtung  df-^   ■ 
nicht   auf   einem   konstitutionellem   Gesetze,    sondern    im  enlni 
Falle  auf  Verträgen,  in  letzterem  auf  Zuständen  beruht-     " 
wir  noch  ein  drittes  Beispiel!  Die  preussische  Militärreorga^^-^i  v. 
vom  Ja]«-e  1860  war  nicht  auf  Gesetz  fundirt,    die    Mittel  ihr* 
Kosten  zu  decken,  waren  seit  dem  Jalire  1863  nicht  mehr  kc«!& 
massig  bewilligt.    Folgte  daraus,  dasb  Officiere  und  Mannüchoftn 
der  Deufomnrten  Truppen kÖri)er  keinen  Anfti)ruch    auf  Sold  uwi 
Verpflegung  an  den  Staat  hatten? 

Ich  will  die  Antwort  auf  diese  Frage  zunächst  dabi 
bleiben   lassen,    ich  erachte   vorerst   nur  als  einwiesen,    lU-  .- 
Etats genetze    selbst    nicht    ausgesprochen    ond  «»> 
dessen   Wortlaute    nicht   xu    folgern   ist,    dasK   Gir  dir 
Rechte    nnd    Pflichten    des    Staates   zu    seinen    Gläubigem   vi 
Sehuldneni    der   Stitatshaushaltsetat   entscheidend    sei.     Da  w» 
nach   allgemeinen  Kechtssätzen    Forderungen  wider  und   (^  ilrt 
Fiskus   in    ihrer  vollen    Höhe   geltend   geniaelit   werdra  d 
da  eine  Äuiliebung  oder  Eiuschi'änkung  dieser  allgemeinen  Ri 
Sätze    nicht    aus   Wortlaut    oder    Inhalt    des    Etubageseuc«  n 
entnehmen  ist,   «>  müsste,   wenn  solche  behauptet  werdni,  ow 
besondere   Rechtsnorm    auffindbar    sein,   aus    welcbi^r  sif  » 
folgern    wären.     Diese    Rechtt^nonn    gbiuht    man    in    Artikel  Ö 
der  Reichs-,  Artikel  99  der  Preusaischen  Verfassung  gefnndeo  • 
haben. 

Tn    diesen  Artikeln   ist  ausgesj)rocben ,    dass  alte  Känruitintf 
und   alle   Ausgaben   filr   jedes  Jahr    verunscldagt    und  auf  dco 
8taat8haushaltsetat  gebracht  werden  müssen,   welcher  durcli  «n 
Gesetz  festzustellen  ist.     Diese  Aitikel  öprecbcu  aber  ni^*' 
dass   (Ue  Staats regierung  nur    die  Einnahmen   und   alle  «i 
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len  erheben  mitss,  welche  im  Etat  bezeichnet  sind  •,  sie  sagen 
Dicht,  dass  Ausgaben,  welche  nicht  im  Etat  vorgesehen  sind^  bei 
Vermeidmig  der  Wiedereinziehung,  nicht  geleistet  werden  dürfen; 
ne  schreiben  nicht  vor,  dass  die  Schuldner  des  Stantcs  verpflichtet 
BincI,  die  als  Einnalimen  bezeichneten  Beträge  an  die  Staatskasse 
alizuruhron,  dass  z.  B.  Verfr.icliter  und  Befahrer  einer  fiskalischen 
Eisenbahn  zusammen  den  im  Etat  als  Einnahme  dieser  Bahn 
bezeichneten  Betrag  in  seiner  ausgeworfenen  Höhe,  nicht  darüber 
und  nicht  darunter,  zu  bezahlen  haben ;  sie  verordnen  endUch  nicht, 
dass  die  Gläubiger  des  Staates  für  dem  Fiskus  gelieferte  Waaren 
und  Arbeiten  nur  dann  eine  Forderung  haben,  wenn  und  soweit 
fiir  dieselben  Betrüge  im  Etat  ausgesetjtt  Rind.  Weder  aus  Artikel 
69  der  deutschen  lleichs-,  noch  aus  Artikel  99  der  preussischen 
Verfassung  lasst  sich  herauslesen,  dass  fUr  das  Verhältniss  des 
Staates  zu  seinen  Gläubigern  und  Schuldnern  der  Etat  entscheidend 
sein  soU,  dergestalt,  dass  der  Staat  nach  Massgal>c  und  Höhe  und 
nur  nach  Massguhe  und  Höhe  dos  Etats  verpflichtet  nnd  berech- 
tigt ist,  oder  dass,  wenn  ein  Etat  nicht  zu  Stande  kommt,  An- 
f'üche  für  uijd  wider  den  Fiskus  nicht  entstehen  oder  jeden- 
s  nicht  beigetrieben  werden  können,  dass  mit  anderen 
Oriea  der  Fiskus  in  solchem  Falle  unentgeltlich  leisten  und 
pfangcn  soll, 

Artikel  69  und  99  maclicn  auch  keinen  Unterschied  in  Bezug 
auf  gesetzlich  vorgeschriebene  oder  andere  Einnahmen  und 
Ausgaben ;  sie  befehlen  insbesondere  nicht,  dass  der  Etat  in  Bezug 
auf  nicht  gesetzlich  vorgeschriebene  Einnahmen  und  Ausgaben  — 
und  nur  in  Bezug  auf  diese  —  bindend  sein  soll,  dass  auders 
ausgedruckt,  Ausgaben,  welche  nicht  auf  Gesetzen  beruhen,  nur 
im  FjUI,  dass  sie  in  den  Etat  eingestellt  sind,  bei  Vermeidung  der 
Hückzahlung  von  Seiteu  der  Empfänger,  geleistet  werden  dürfen. 
Die  jälirliche  Aufstellung  eines  Sttmtshaushaltsetats  ist  viel 
älter  als  die  konstitutionelle  Verfassung;  sie  hat  in  Preussen  schon 
unter  König  Friedrich  Wilhelm  1.  stattgefunden.  Hier  bestand 
seit  1714  eine  Abrechnungskiunmer,  bei  *  der  Gründung  (am 
2.    Oktober   1714)   „General-RocLcn-Kammer"    genannt").     De 

")HKETEii,    Die    preossitcho    Obor-Rpcbnuu^ükiiittnicr,    ß«rlm    1884, 
S.  9  ff. 

AnJifv  nr  öOenUicbei)  Kocht.  EI.  4.  g5 
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erste  vorhandeno*)  Instruktion  für  dieselbe  erwähnt  tmxh  do 
General-  und  Pro^HnzüU-Etats,  heatümnt  aber  nicht,  dass  imr  die  I 
iii  den  Etuts  aufgcfülirttju  Ausgaben  und  Einnahmeti  reditqgSlIigl 
gemacht  werden  dürfen^  \-ielmeln-  soll  „Alles  passben,  was  Mk\ 
Sr.  Majestät  eigene  Hand  und  Unterschrift  oder  sonst  von  dem 
Coilegüs  auf  eine  ztilüugliche  und  von  Sr.  Königlidien  Mi^^^l 
approbirtc  Weise  autorisiret  ist,"  wälirend  fiir  Auderte»  die  Kamour] 
und  deren  „Meralira^  „resjKinsable  sein  müssen*).**  Noch  klinr j 
ist  die  Xnstniktion  Friedrich   des  Grossen   vom  30.  Mai  1768\J 

X ^Bey  der  Einnahme  ist  entweder  ein  Etat, 

welchem  dieselbe  geschehen  soll,   oder  nicht.     Im   crstcren 
muss  der  Rath  den  Etat  naclisehen,  and  ob  die  Einnahme  nadil 
demselben  auch  wircklich  geschehen  ist. 

Sind  unvenueidliche  Ausfälle  bei  dem  Etat  entstanden:  !^ 
müssen  solche  bcy  der  Ausgabe  in  Abgang  gebracht,  und  demj 
Richtigkeit  durch  Ordres  zur  Ausgabe  und  sichere  Atteste 
j^ctban,  auch  im  Fallo  über  de»  Etat  etwas  eingenommen  worJi^ 
mit  Ordre»  zur  Einnahme  beleget  werden. 

Ist  kein  Etat  vorhanden^   wonach  die  Einnainnc  geschielitt: 
So  muss  dieselbe  nach  BoschaHenhcit  der  Objectorum  lüih 
justificirot,  und  in   beyden  Fällen,   es   sey    ein  Etat    ■  ' 
durch  glaubhaft«  Atteste  oder  sonst  documcntirot   v 
so  viel,  als  zur  EinniUimo  nesteltet,  und  ein  mehrercs  nicht  eti»- 
genommen  worden,  wobey  die  uiigesiiumte  Beytreibung  di  r 
aassteheuden   Reste  zu   urgireu,    und    überhaupt  auf   dii' 
Sorten  zu  attendiren  iat.** 

Xn.  jjBey  der  Ausgabe  ist  gleichfulls   entweder   ein  Kbl. 
womach  dieselbe   gescbclien  soll   oder    nicht;    Im   ersteren  Fi 
muss  der  Rath  es  nicht  dabey  bewenden  la&seu»  dsisA  die 
massige  Ausgabe  allein  dmch  Quittungen  beleget  üiti  sondim  cf ' 
muss  auch  examiiiireii,  ob  die  Gelder  wirklich  zu  dem  destiturt« 
BoliuT  augewendet  worden,  und  ob  dabey  nicht  etwas  zu  möu^jn« 
gewesen,  welches  sonderUch  auch  bey  Rauten   statt  hat.    FiwM. 
der  Rath,  dass  etwas  menagiret  werden  können;  So  muss  er  1 

')  An  sirb  Lli(>  zweite,  die  erste  ist  ninhi  mclir  anfVaiindea. 
*)  Hkrtkl  S.  33. 
■>  Hkrtkl  8.  43  «. 
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moniren.     Sind  Ausgaben   über  den  Etat   gcscbcbcn,   bo 
der  Rechnung  aucli  die  Approbatoria   und  Decbargen 
WbcT  beygeniget  werden,  wobey  der  Rath  wieder  zu  altendireu 
ob  auch  die  Ausgabe  Über   den  Etat  nothwcndig  gewesen, 
ob  nicht  etwas  dabey  mcnagirct  werden  können,  welclienfulls 
r  solclios  moniren  muss,  .... 

Ist  kein  Etat  vorhanden,  so  muss  alles  durch  Ordres  und 
Juittun^en  justificiret  werden,  und  im  übrigen,  wie  bej  den  Aus- 
Iftben  über  den  Etat  verordnet  worden,  verfahren  werden. 

Dem  Sinne  nach  gleiche  Bestimmungen  finden  sich  in  der 
nstniktiüu  vom  2,  November  178fi  Scct.  Nr.  ä  bis  4  und  in 
lerjenigen  vom  18.  Dezember  1824  §§  3,  5  und  10  a.  a.  O.  ^), 
n  der  Instruktion  vom  13,  Februar  1770  ist  unter  §  12  Fol- 
ie» vorgeschriebeu "") : 

„Es  wird  lut'rdurch  ein  fiir  allemahl  festgcsetzet,  dass 
ein  jeder  Rcndant  sich  schlechterdings  nach  dem  Etat 
ricJiteu  und  denselben  in  der  Ausgabe  nicht  übersteigen 
soll;  Widrigenfalls  das  mehr  ausgegebene  defectiiet  werden 
wird.  Dafcm  aber  unvermeidUche  und  nicht  vorher  zu 
sehende  Ausgaben  vorkommen  sollten,  worüber  eine 
Dccharge  ci-forderlich  ist;  so  sollen  die  p.  Kammern, 
und  ajidoru  denen  Gassen  vorgesetzte  OoUegia,  solche 
lediglich,  mit  Anfuhiung  aller  Umstände,  bey  der  Ober- 
Krieges-  und  Domainen -Rechen-Kammer  nachsuchen, 
uiitliin  ihre  Bericlite  und  Vorstellungen  daselhst  einreichen, 
mosscn  ohne  der  Ober-Rechcn-Kammcr  Gutnebten  keine 
Decharge  fiirohin  ertheilet  werden  soll."  —  —  — 
Die  der  Ober-R«chnungs-Kanimer  ertheilten  Instruktionen 
imnien  sonach  niclit  die  Ungültigkeit  der  gegen  oder  ohne  den 
^tat  gemachten  Ausgaben,  sondern  die  Verai\twortlichkeit  der 
teamten  füi'  derartige  Ausgaben;  sie  sclireiben  nicht  vor,  dass 
CRen  den  Etat  gemachte  Ausgaben  vom  Empfänger  wieder  bei- 
etrieben  werden  müssen,  daas  gegen  den  Etat  abgesclüosaene 
äge  nicht  erfüllt  werden  dürfen,  sondern  IcdigUch,  dass  das 
Et'it  zu  viel  Ausgegebene  unter  Umständen  defcktirt, 


*)~HniTBL  S.  85.  130  ff. 
»•)  Hkrtkl  S.  6ti. 
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d.  i.  von  den  Beamten  orsUttet  werden  soll.  Die  Etats  «Dt- 
halten  besondere  AnweisuugcD,  keine  allgeoieitiQt 
EecbtsBätze;  sie  wenden  sieb  nur  an  die  BehürdcB, 
nicht  au  Jodermann;  sie  baben  interne,  nicht  exten» 
Bedeutung  und  daher  siud  »ie  bis  zuni  Jahre  1831  streng 
licirolicht '),  erst  von  da  ab  veröffentlicht  worden  und  zwar 
dann  nur  in  einer  Weise,  welcbe  über  die  Reclitsverhiil' 
Staates  zu  seinen  Gläubigem  und  Schuldnern  nur  ««Iteu 
mangcUiaft  Äuskunil  giobt.  Die  Veröffentlichung  des  Staatibv- 
baltseLats  wurde  angeordnet  durch  Kabinets- Ordre  vpm  17.  itr 
nuar  1820,  betreffend  den  Staatshaushalt  und  das  StttAtsschuldi 
wescn  (G08.-S.  S.  21).  Die  Ordre  richtete  sich  nur  an  du  36- 
nistcnum  und  bemerkte,  dass  dasselbe  dem  Künige  persöoliei 
fiir  Ueberschreitungen  des  Etats  vorantworthch  sein  sollte.  D» 
Kubinets- Ordre  befühl  die  Veröffentlichung  dos  Etats  alle  dra 
Jahre,  aber  nicht,  um  die  Verfiigungstahigkeit  der  Staatsbeliönls 
in  quali  et  in  quanto  7m  fixiren  oder  um  offen  zu  logen,  ob  ml 
bis  zu  welcher  Höhe  jeder  Dritte  mit  dem  Staate  Rei*  '"" 

abschhcssen  dürfe,  sondern   nur   (und  mehr  konnte  N 
den  seit  1821  kundgegebenen  Ztffeni  ersehen),  damit  sich  JnW 
mann  im  Allgemeinen  davon  überzeugen  könne,    dass   ihm 
ohne  gerecbtfertigteu  Grund  Steuern  abverl.uigt  werden,  and 
er  preussische  Staatspapiere  vertrauensvoll  kaufen  könne- 

Die  erste  Bekamt tmachuug  des  Etats  erfolgte  durch  dk 
Kabinets-Oi'di-e  vom  7.  Juni  1821  (G.-S.  S.  48)  mit  folgemJes 
Worten:  „leb  babe  den  anliegenden  allgemeinen  Etat  der  Q^ 
nalimen  und  Ausgaben  für  das  Jahr  1821  —  in  allen 
Propositionon  festgestellt  und  vollzogen.  Das  Staatsministei 
wd  daher  angewiesen,  darnach  in  allen  resp.  Venvaltunj 
zu  ver£ahi*en." 

Die  Natur  dos  Etats  als  einer  an  die  VerwnltungsbehöpJ« 
ertheilten  Anweisung  ergiebt  sich  auch  aus  dorn  noch  heut«  fr 
Preussen  imd  das  lieich  gültigen  §  26  der  Instruktion  filr  lüe 
Ober-Recbuungskammer  vom  18.  Dezember  18S4*). 

■)  Ordre  vom  13.  November  174«  (Hjbbtri.  8.  61)   und  $  7  dtf  li- 

struktiun  vüm  2.  Nuv'onibtir  1786  (Hkr-tzl  S.  81). 
*J  HiaiTKi.  S.  147. 
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,iDic  Etiits-Titcl  der  Ausgabe  sind  als  gesetzliche  Normen 
^ptrachtfin,  welclie  nicht  überschritten  werden  ilürfeii.  Nur  in 
Falle  Süll  es  den  obersten  Vurwaltungsbehürdeii  freistehen, 
iuie  der  Administration  Erhühungen  der  ctatsmüsaigen  Aus- 
bis  zur  Hohe  von  5  Procent  dos  specielleii  betix'fFendcn 
8-TiteU  zu  bewilligen,  wenn  die  Mchr-Äusgabeo  durch  Jlehr- 
innahmcn  unvcrmcidhch  hcrbcigefilhrt,  und  die  Erstcrcn  aus  den 
;tzteren  gedeckt  werden  können.  Ks  dürfen  jedoch  die  b&* 
jh^ndcn  Normol-Gehidtit-Siitze  und  die  Zald  der  Beamten  nicht 
PkeUrt  werden.  Jede  andere  Me  hr  -  A  u  s  gab  c  eines 
tata-TitclSf  sie  mag  durch  Ersparungeu  bei  andern 
Ha-Titoln  gedeckt  sein  oder  nicht,  soll,  wenn  sie 
te  Unsere  Genehmigung  erfolgt,  zum  Defekt  ge- 
llt und  deren  Betrag  als  Strafe  vou  dem  Roudan- 
I  oder  der  Verwaltungs-Behorde,  welche  sie  an- 
rdnet  hat,  eingezogen  werden." 
[DasB  der  Staatshaushaltsctat  nur  eine  interne  Inatruk- 
d&rstellte ,  dass  er  in  Bezug  auf  die  Einnahmen  nur  einen 
iischaltsphin,  in  Bezug  auf  die  Ausgaben  die  den  Behörden 
im  Könige  erÜieiltCf  nur  dem  Könige  gegenüber  verbindliche 
Q9chränkung  bildete,  beweist  noch  der  Umstand,  dass  die  Ver- 
Btongsbcfugnisse  der  Behörden  nach  Aussen  hin  nicht  durch 
B  Stata,  sondern  durch  besondere  Gesetze  geregelt  wareu  und 
id.     Nach  dem  Ailgemehien  Landiecht  Theil  II  Titel  13  §§  l, 

I'  a.  a.  O.  ist  der  König  befugt,  allein  und  ohne  Mitwiikung 
iÖtände  über  alle  Staatsmittel  zu  verfügen  und  „das  Privat- 
aögen,  die  Personen,  ibi-  Gewerbe,  Produkte  und  Konsump- 
[  mit  Abgabe  zu  belegen."^  Das  Recht  des  Königs,  den  ätaat 
rmögensrechthch  zu  veqföichten,  ist  wie  andei*e  Rechte  delegiii: 
)rden.     §  14  der  Verordnung    wegen    verbesserter  Einrichtung 

»Prorinzial-pp.-BehÖrden  vom  26.  Dezember  1808  übertrügt 
Bezirks-Hegierungen  die  Verwaltung  säinmtiicher  Domänen, 
ideshcrrhchen  Foi-sten,  RegaUen  und  Steuern,  „überhaupt  des 
sanuuten  öffenthchen  Einkommens^.  Niüier  ausgerülu*t  und  zu- 
licfa  in  manchen  Hinsichten  bescliräukt  sind  die  Befugnisse  der 
■erungen  in  der  für  sie  ergangenen  Geschäfts-Instruktion  vom 
frOktober  1817.    Nach   dieser  (§  21)  dürfen  die  Regierungen 


tat   in  seoi^H 
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o.  A.  Endbestiinmuiigeu  über  die  Substanz  von  Domänen  ua4 
ForstgrundstUcken,  Pcrtincntion,  Amtsinvcntaricn,  Rc^^alien  mi 
Gerechtsamen,  deren  Vori>fiLndunR,  ßt-lastung  und  Veräasscnis^ 
über  Domänenpacht vertrage,  Hokverkäufe,  welche  die  Summe  vm 
1000  Thlr.  übersteigen,  Erlasse  und  Remissionen  von  Steaoi 
und  Pachtzinsen,  Neubauten  über  60(»,  Roparatnrbftulcu  äbc 
1000  Thlr.  nur  mit  höherer  Genehmigung  vomuluncn.  Handeb 
die  Regierungen  innerhalb  der  üinen  übertragenen  Befugubcifi,  sn 
berechtigen  und  ver])flicbteu  sie  dun  Staat,  handeln  sie  ausMrUi 
derselben,  verpachten  oder  verkaufen  sie  z.  6.  eine  StaatsdonäM 
ohne  höhere  Genehmigung,  so  ist  das  von  ihnen  abgeschlosaor 
Rechtsgeschäft  für  den  Staat  unverbiudlieh.  Im  ersteren  FJfc 
kaim  gegen  dea  Fiskus  geklagt  werden,  ira  letzteren  nicbt,  Di 
die  Regierungs-InstniktioD  als  Gesetz  erlassen  und  verküuife 
worden  ist,  so  muss  jeder  wissen,  ob  und  w^ann  die 
rung  den  Staat  verpflichtet.  Den  Staatshaushaltsetat 
Einzelnheiten  kennt  er  nicht  und  soll  er  nicht  kennen,  ihm  ge^ 
Qber  ist  es  unerheblich,  ob  sich  das  mit  ihm  abgeschlosacat 
Rechtsgeschäft  innerhalb  oder  ausserlialb  des  Etats  bewegt,  ck 
z.  B.  der  mit  ihm  vereinbarte  Pachtzins  hinter  dem  etatsmäji{ 
vorgesehenen  zurückbleibt,  ob  in  dem  Jahro  für  Holzverküfife 
keine  Einnahme,  für  Reparatur-  oder  Neubauten  keine  Aosgal«- 
Position  in  den  Staats Imushaltsetat  eingestellt  ward  und  ob  dft 
halb  die  Regierung  in  diesem  .Talire  kein  Hobt  verkaufeo,  kcii'- 
Reparatur-  oder  Neubauten  vornehmen  durfte.  Weitere  Befui-^ 
nisse  als  sie  den  Regierungen  zustehen,  sind  den  Miiiistera  ttbfr 
tragen  worden.  Die  als  Gesetz  verkündete  Verordnung  über  «fc 
veränderte  Verfassung  aller  obersten  Staatsbehörden  iu  der  Pmas- 
sehen  Monarchie  vom  27.  Oktober  1810  ii])erträgt  jedem  StAis^ 
minister  unter  unmittelbai'er  Verantworthchkeit  gep*-«  de«  Köof 
die  selbständige  Führmig  der  ihm  anvertrauten  Verwaltung.  BiöB 
liegt  die  Befugniss  eingeschlossen ,  innerhalb  seines  Ressorts  fir 
den  Staat  Rechte  und  Pflichten  zu  kontruiiiren.  Dies  folgt  udi 
schon  daraus,  dass  in  der  Verordnung  besonders  voi 
ist,  zu  welchen  Akten  ausnahmsweise  die  Königliclie  Gem 
erforderlich  sein  soll  (z.  B.  zur  Veräussenmg  von  Domänen.  <» 
Anstellungen   bestimmter   Klassen   von  Beamten).     Uandelt  «Itf 


innerhalb  <lor  ihm  gcsctzh'cli  zustehende»  Befugnisse,  so 

und  vorplliclitct  er  deu  Staat;    liaudelt  er   ausserhalb 

selben,  veräussert  er  z.  B.  olinc  Königliche  Gcnelimigung  eine 

Droüno  des  Staates,  stellt  er  einen  Kath  vierter  Klasse  an,  so 

pflichtet   sein   Handeln    den   Staat    niclit.      Der   Dritte   muss 

ad  kann  wissen,   dass  nui'  der  König  Bolche  Staatsakte  vornob- 

m  kann. 

In  nnzälilifjen  Malen  ist  im  absoluten  vne  im  konstitutionellen 
aate  Preussen  Streit  über  die  Auslegung   und  Ausfuhrung  der 
Jm  Fiskus    abgcscldossenen  Rechtsgeschäft«,    über  Reclite   nnd 
Ücbten  des  Staates  aus  ZusUuiden  oder  aus  Delikten  seiner  Be- 
aten entstanden    und    zur   gerichtlichen  Entscheidung    gebracht 
)rclen;    vergebens  aber  würde  man  in  allen  Entscheidungen  der 
erichtshöfo    oder   in    den  Akten  der  Verwaltungsbehörden  den 
Snwand   suchen,    das   abgeschlossene   Rechtsgeschäft    oder   der 
Aobeue  Anspruch  sei  ganz  oder   theüweise  ungültig  nder  nicht 
ngbar,  weil  dafür  keine  oder  eine  niedrigere  Sunime  im  Etat 
tisgeworfen   war.    Nirgends   sind   die   preussischen  Richter  be- 
nkenreicher  nnd  vorsiclitiger  als  auf  dem  Gebiete  des  Grund- 
jichweaens,    weil   sie    mit    ihrem  Vermögen    füi-  jedes  Versehen 
en.     Niemals    aber   hatte    oder   hat   der  Preussische  Grund- 
iclirichter  gepi-üft    oder  zu  prüfen  für  nuthwendig  erachtet,   ob 
Be  Erwerbung    oder  VerJiusserung    von  Grundstücken    innerhalb 
BF  Etats  liegt;  dagegen  hat  er  die  gesetzlichen  Erfordernisse  des 
Jitsgescliäft^s,    insbesondere    die  Legitimation  des  tisknUschcn 
Tertreters  auf  das  Genaueste  geprüft.   Ueber  die  letztere  bestehen 
besondere  Vorschriften.     Der  Finanzminister  kann,    so  bestimmt 
Rescript  vom  4.  April  1838,  für  den  Fiskus  Grundstücke  ohne 
orlegung  der  Allerhöchsten  Ermächtigung  kaufen.   Bei  Ankäufen 
Örundstücken  gonügt  nach  einer  Kabinets- Ordre  vom  21.  Fe- 
1844  ein  von  dem  betreffenden  Verwaltungschef  in  bewei- 
nder   Form    genelmügter   Kaufkontrakt   zur   Berichtigimg   des 
esitztiitels.      Zu     Veräussei-ung    niinderwerthiger    Griiudstücke, 
lebe  aus  herrenlosen  Erbschaften  an  den  Staat  fallen,   ist  der 
ustizuiiuister   befugt.     Nirgeutls  aber  waren,    noch  sind  Erwerb 
Voräusscrung   dem    Grundbuchrichter    gegenüber   abhangig 
bn  der  etatämäasigen  Genehmigung^    niemals   prüfte  oder    prüft 
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der  preussischo  Grundbuchricliter,  ab  die  An-  oder  Verkiafa 
im  Etaisgesetze  genehmigt,  ob  die  EiDn&hmen  oder  Anvgiba 
für  dieselben  in  diesem  Gesetze  bewilligt  waren ,  und  nJeiuli 
wurde,  noch  wird  ihm  durch  ToUständige  oder  auszugswetic  M»- 
iheilung  dos  StaatshaiududU  die  Uateriage  für  eine  solche  FrtEiiqi 
gegeben. 

Das  vorkonstitutioneUe  Etatrecht  ist  im  Vorstehenden  uod 
nicht  erschöpfend  vorgeführt  wurden.  Zur  VcrvoUständigong  U 
erforderlich  auf  diejenigen  gesetzlichen  Einrichtangen  einzugeho, 
welche  nicht  bloss  der  Ober- Rech imngskaranier,  deren  Instnk' 
tionen  den  Landesbehorden  früher  nicht  bekannt  gegeben  vareiv 
sondern  allgemein  die  rechtliche  Bedeutung  der  Etats  klailegtoi 
Diese  Einrichtungen  sind  hauptsächhch  in  der  Verordnung  *uo 
27.  Oktober  1810  und  der  llcgicmngs-InstruktioD  vom  23.  Ok- 
tober 1817  getrofifen  worden.  Der  König  setzt  deu  Geneal-Etal 
und  die  Haupt-Etats  fest,  die  Minister  soUea  nur  ndt  KönigBckr 
Genehmigung  die  Haupt-Etats  und  die  Provinzial-BehÖrden  mr 
mit  ministeriellor  Genehnugung  die  Spezial-Etats  in  der  ÄUÄgsb« 
überschreiten  dürfen.  Innerhalb  ihrer  Verwaliungazweige  tnd 
ZuständigkeitsvcrhiUtnisse  sollen  sie  möglichst  hohe  iJ^mnuKma 
erzielen,  Ausgaben  dürfen  sie  nur  innerhalb  der  Grenzen  da 
bestätigten  Etats  und  auch  hier  nur  haushälterisch  und  uma 
Vermeidung  alles  üeberflüssigen  und  Unnöthigen  machen.  Za 
ausscretatfimässigen  Ausgaben  und  Etatsüberschreituogcn  bedHifa 
sie  höherer  Genehmigung"). 

Nun  schreibt  die  Preussische  Verfassungs-Urkunde  vor,  das 
der  Staatshauslialtsetat  nicht  mehr,  wie  nach  der  Verordnutg 
vom  27.  Oktober  1810  vom  Könige,  sondern  durch  Gewtx^  »1» 
mit  Zustimmung  des  Landtages  erfolgen  soll.  Diese  ZostimmBUfi 
ist  nach  dem  Wortlaute  der  Verfassung  fiir  alle  Ausgaben  mi 
Einnalmien,  d.  i.  für  den  ganzen  Etat,  also  auch  fUr  die  Hai^t- 
und  die  Spczialetats  nothwendig.  Die  Verfassung  ändert  dm 
Rechtszustand  insoweit  ab,  nicht  weiter.  Ein  Anderer  ist  e». 
welcher  den  Etat  festzusetzen  hat;   der  Etat  seltit 

")  Siehe  n.  A.  §S  20.  21  der  RegierungB-lnstniktwm  vom  S8.  Ohoi* 
1617.  Deo  Mioifllcru  iut  diu  Inuchalluug  de«  Eutti  auch  in  ilrr  'or* 
u)tirt«ti  KabiuätdurUrö  vom  17.  Jauuat-  lUäO  xur  Pllicht  gumucbt  «ordo- 
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|8t  aber  kein  anderer  geworden;  er  ist  nach  wie  vor 
inr  Gesetz  für  die  Behörden  des  Staates,  nicht 
•eaetz  für  dio  Unterthnnen,  weil  er  für  diese  nicht 
rcsetz  sein  will,  nicht  Gesetz  sein  soll.  Die  Minister  und 
Sie  ührigen  Behörden  müssen  den  Etat  befolgen;  sie  müssen 
äch.  mit  ihren  Ausgaben  lunerludb  desselben  bewegen;  dieser 
ist  zwar  niclit  ausdrücklich  in  der  Verfassung  ausgesprochen; 
loch  folgt  er  aus  dem  ä]tt?i*en  Rechte  (u.  A.  Verordnung  vom 
17.  Oktober  1810)  welches  die  Verfassung  nicht  abgeändert  hat. 
Die  Rccht&vcrhiUtnisso  des  Staates  zu  seinen  Gläubigem  und 
chulduem  regelt  das  Etatsgesetz  nach  der  Verfassung  so  wenig 
ie  vor  derselben  "). 

Wollte  die  Verfassuttgs-Urkunde  in  Abänderung  des  bis- 
lerigen  Rechtszustandee  bestimmen,  dass  Einnalunen  und 
Liisgaben  über,  ausser  oder  gegen  den  Etat  nichtig  sein  sollten. 
Ho  hätte  sie  dies  ausdrücklich  thun  müssen.  Sie  hat  dies 
[ticht  geüian,  auch  nicht  thun  können,  weil  Etatsüberaclireituugen 
{ar  nicht  zu  vermeiden  sind,  indem  z.  B.  häufig  Ausgaben  ge- 
leistet werden  müssen,  zu  denen  der  Staat  wider  Erwarten  und 
_AiVülen  der  Behörden  durch  die  Gerichte  veruiibeilt  werden  kann. 
ie  Verlassangs-Urkimde  schreibt  in  Artikel  48  vor,  dass  gewisse 
Staatsverträge  „zu  ihrer  Gültigkeit"  der  Zustimmung  der 
nmer  bedürfen;  sie  enthält  indess  keine  Vorsclirift,  dass 
L'chtsgeschäfte,  weim  und  soweit  sie  Etatsüberscbreitungeu  zur 
Tolge  haben,  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmung  des  Landtages 
bedürfen.  Sie  legt  in  Aitikel  1U4  der  Staatsregierung  die  Ver- 
päichtimg  auf,  für  jede  Etats  Überschreitung  die  nachträghche 
Genehmigung  des  Landtages  nachzusuchen;  sie  ftigt  indess  nicht 


")  OmosT,  GeiMtz  und  Budget,  Berlin  1879,  a.  a.  0.  S.  163,  hebt  den 
Dhang  mit  dem  vurkonstitutionclloD  Roohte  trefTcod  hervor,  ohne 
1 1etxt4.Tes  2u  i>ut  Wieb  ein.  Ktuu  AiiHfühniiigimurm,  wie  ßinRisT  beliauptetr 
der  Etat  aber  wohl  weder  Cndier  noch  jetzt  gewesen.  Aus  dem  von 
3xxisT  au%e9t«]lten,  im  Allgeraeinen  richtigem  Satze,  dass  vÖlker- ,  itaata- 
ad  privatrcuhtliche  Verpflichtungen  düs  Staates  durcli  EtateboschlUsso  nicht 
t'fiüttilcrt  werden,  folgt  nicht,  dass  gerade  dio  am  ßuder  befindliebo 
te^i'^^""?^  diese  Verpflichtungen  erfüllen,  noch  dass  tüeso  Regioniug  V«r- 
pfliciitungen  für  den  Staat  eingehen  darf  tmd  in  specie  nicht,  dass  der  Land- 
tag im  Jahre  1878  ein  neues  Miniateigdialt  bewilligen  musato. 
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hinzu,  noch  ist  in  §  18  des  Ober-RechiiiingHkanuiier-Geaetziefi  »nm 
27.  März  1872  angeordnet,  dass  im  Falle  die  EtatsüberechrttUm^ 
niclit  genehmigt  wird,  das  dieselbe  bewirkende  HechtsgeschÄft  fv 
den  Staat  unverbindlich  sei.  Vergebens  würde  man  in  deo  lajig 
wierigen  Verbandhingon,  welche  der  FeststeUung  de«  V'erfMsunii- 
titeis  von  den  Finanzen,  oder  welche  dem  Ober-Redmiuigskannuo- 
Gesetz  vurausgegaiigeii  sind,  die  Behauptung  begründet  od 
nnr  aufgestellt  finden,  dass  die  Verbindlichkeit  aller  i;.:.- 
goschäfte  für  den  Staat  durch  die  Innehidtiing  des  Etuts  bedingt  wl 

Will  man  ein  klares  Bild  run  dem  Inhalte  der  Kämpfe  tr- 
langen,  welche  sich  wjüirend  der  Herbstmonato  des  Jahres  IMS 
iibt:r  das  Budgetrecht  in  den  preussischen  Kcmianakammen 
abspielten,  so  mnss  man  drei  Gegenstände  auBeinander  hall^'A 
1.  Die  Einnahmen  aus  dem  Staat8\ermögen  (Domänen,  )■ 
u.  s.  w.);  2.  die  Einnahmen  aus  den  Steuern;  3.  die  Vaiiu^u»^ 
über  die  Ausgal)en.  • 

1.  Die  Verfügung  über  das  Staatsvermogen»  dts 
Recht  Eiunahmen   aus   demselben  zu   erheben,   ist  der 
Staatsregierung  von  keiner  Seite  bestritten  worden, 
auch  nicht  von  derjenigen,  welche  för  den  Landtag  in  Ansehsi^ 
der  Finanzen   ein   weitergehendes  Recht  in  Anspruch  nahm,  als 
demselben    schliesslich    eingeräumt    wurde.     Hark  ort    in    ilcr 
zweiten  Kammer  am  25.  September,   von  Auerswaldt   in  der 
ersten  Kammer  am  17.  Oktober  und   der  Berichterstatter  Ja 
C'entralausschusses   Camphausen   in   der   ersten    Kanui' ■ 
19.  Oktober  1849   haben   gerade  für  daa  durch   sie  vurth  m, 
volle  Stoucrbewiihgungsrccht  des  Ijandtages  geltend  gemacht,  dftss 
die  Krone   (abgesehen  von  den  Steueni)  schon  aus  dem  StaAts- 
vermögen  eine  jährliche  Einnahme  von  rund  5U  MiUionen  Thaler 
habe.  Auch  sie  haben  nm-  gefordert,  dass  über  das,  was  an*  Jei 
Tasche  des  Volk»   au   Steuern   Üiesst,    die  Volksvertretung  w 
befinden  liabe  ");  sie  haben  aber  nicht  verlangt,  dass  die  Krön« 
auch  über   die  Veimögensgegeiistände,  welche,  so  zu  sagen,  tlu 
Königthum  in  den   konstitutionellen  Staat  eingebracht  bat,  bot 
noch  imter  Zustiumimig  der  Kanuuern  verftlgeu  dürfe. 

"J  Siebe  auch  Kudc  DAHUumi'«  m  der  ersteo  Kammor  am  1&.  01^ 
tober  1649. 
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2.  Was  die  Einnahmen  a«s  Steuern  anlangt,  so  forderten 
iie  Mehrheit  der  zweiton  Knmnier  (danintvr  von  Beckerath, 
Jimson,  Graf  Schwerin)  und  die  Minderheit  der  ersten 
Canuner  (darunter  Dahlmann,  Baumstark,  von  Vinke, 
von  Auerswaldt  und  Camphausen)  das  uneingeschränkte 
Steuer -BettTlligungs-  und  Vcrsa^ungsrecht.  Diese  Forderung, 
geltend  gemacht  in  dem  Antrage,  die  ersten  "Worte  des  heutigen 
Artikel  loy  der  Preussischen  Verfassungs-Urkunde  zu  streichen, 
drang  nicht  durch,  so  dass  dem  Landtage  ein  Zustimmungsrecht 
^nur  hei  neuen  Steuern  oder  bei  Krhöhung  der  bestehenden 
^nteuexii  eingeräumt  ist. 

^M  3.  In  Ansehung  der  Ausgaben  dagegen  ist,  worauf  noch 
H  später  zurückgekommen  wird,  dem  Landtage  das  volle  Mit- 
y  bestimmungsreclit  zugesprochen  worden,  zugleich  unter  ausdrück- 
licher oder  stillschweigender  Annahme  j  dass  Ausgaben  nach 
Aussen  hin  aucli  ohne  Zustimmung  des  Landtages  nicht  ungültig 
sein  sollen,  unbeschadet  der  Verantwortlichkeit  der  Regierung. 
Aus  dem  Vorstehenden  folgt  erstens,  dass  derPreussi- 
sche  Landtag  ein  Einnahmebewilligungsrecht  nicht 
hat.  Weder  den  Schuldnern  des  Staates  noch  selbst  dem  Land- 
tage gegenüber  bedarf  die  Staatsregierung  zur  Erhebung  irgend 
welcher  Staatseinnahmen  der  Zustimmmig  der  Landes  Vertretung. 
Zu  neueu  Steuern  und  der  Aufnahme  von  Anleihen  ist  die  Zu- 
stimmung des  Landt»gcSi  ist  ein  Gesetz  nothwendig  (Aiükcl  100 
und  103),  zur  Erhebung  der  aus  einem  solchen  Gesetze  sich  or- 
ergebenden  Eimiahmen  bedarf  die  Regierung  keiner  weiteren 
Ermächtigung.  Die  Kammern  wirken  bei  der  Feststellung  aller 
Einnahmen  durch  das  Etatsgesetz  mit,  diese  Feststellung  ist  keine 
BevriUigung  und  daher  bedarf  die  Jlegienmg  für  Kinnahmen, 
welche  sie  ausserhalb  des  Etats  oder  über  den  Etat  macht,  keiner 
BewiUigimg.  So  lange  die  Preussische  Verfassung  besteht,  hat 
die  Regierung  solche  Einnahmen  hinterher  den  Kammern  mitge- 
theilt,  niemals  aber  eine  nachträgliche  Genehmigung  nachgesucht. 
Artikel  1*H,  welcher  zu  Etats-Ueberachreitungen  die  nathträg- 
licho  Genehmigung  der  Kammern  erforderlich  erklärt,  bezieht 
sich  nur  auf  Mehrausgaben.  Dies  erweist  nicht  nur  eine  mehr 
als  dreissigj ährige  Praxis,   sondern   auch  die  in  §  li*   der  Ober- 


HechDongskamincr-Gosctzos  vom   ^7.  März   1872   gegebene  Ya 
Bchhft:  „fitAts-Ueberschrcitungcn  im  Sinne  des  Artikels  104 
VcrfussuiigsurkiuKlc  »iml  alle  Mehrausgaben,  welche  n. 
ßs  wird  von  Interesse  H^iii  hier  auf  die  Erklärongcn 
welche  am  17.  Februar  1872  bei  Beratliung  des  Ober-Re 
kajumer-Gesetxes  der  Fiuaiuuuinister  Camfeuusfn  im  AbgeordBeCo- 
hause  abgegeben  hat: 

„Der  irrthum  (des  von  Laskeb  verfussten  KonunistOB»* 
berichts)  tritt  am  klar»teii  und  unzweideutigsten  hervor^  wcua  kb 
mir  gestatte,  auf  Seite  35  des  Kommissiunsberichts  fulgv&deii 
Paäsus  zu  verlesen: 

Es  wurde  jedoch  auf  den  Art.  99  der  Yef&aaaBp^ 

Urkunde  vcrwieseu,   welcher   für  die  Eitumhrncn  wie  fiii 

die  Ausgaben    die  etatsmiissige  Bewilligung  vontohn«! 
Dos  ist  JH  insofern  richtig,  insofoni  auf  den  £tat  verfitsKi 
mfifisig  der  Vorauschlag  der  £iunalunen   gebracht   werden  w 
uud  der  Landtag  durch  seine  Zustimmung  za  dem  iEtAtegesete 
dieseu  Voraiiscidag  als  einen  nchtii;en  auerkeimt;  in  der  strengerOB 
Aud'assuug  des  Wortes   „Bewilligung"   ist  aber  dieser  Satz  nfe 
richtig;  in  Prenssen  werden  die  Einnahmen  nicht  b 
willigt^  sondern   die  Einnalimcn  beruhen  auf  Gesetzen ") 
Hnden   unabliüngig    von    der  Et^itbcwiUigung   statt.     Dann 
aber  fortgefjUireu : 

Ist  diese  nicht  vorher  erfolgt,  so  müsse  die  Uegicrai^ 

die  Geneliiuigung  nacldiolen,  damit  dem  Verfassungsrecllt 

genügt  werde, 
Ich  halte  das  nicht  tür  richtig.     Weiter: 

Hiergegen  spreche   aucli  nicht   die  Praxis,    denn  dJe 

Regierung  miterbreitc  die  ausseretat«miUsigeu  Eiiuiohmeo 

in    der    allgemeinen    Rechnung    der    Geneluuigung  des. 

Landtages.  ^H 

"Das   ist  geradezu  unrichtig;    das   ist   seit   Bestehen  de^ 
Verfassung    nium al»   gcsch eheu;   mau    bat   dabei    an  die 


**)  Per  Satz,  diUB  die  Einnahmen  sSrnmiüch  auf  OoseUcn  bt-Toben,  iit 
aiiguuticlieinlicli  irrig  luid  vom  ADuistor  spntur  nuf  eine  BeiULTkung  Lisxa* 
dahin  ctvüizt  wurden: 

ador  „Uandluugea,  diu  den  Gwctxen  cnUprccltcn.' 
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lehersiclit   ^dacht,  tÜe  dem  Landtage  vorgelegt  wird.    Kose 
Jebernicht    trägt    i'olgcude    IJeberschrift;    „Uebersicht    vou    den 
Beiuuabmcu   und   AuHgaberf  mit    dem   Nachweise   von   deu 
TStatstiberschreitungen  und  von  den  der  nachtrüglichen  Ge- 
nehmigung bedürfen  deu  extraordinären  Ausgaben.*' 
gestimmte!'  kann  doch  wohl  nicht  ausgesprochen  werden,  dass  die 
chträghclie  Genehmigung  nur  hinsichtlich  der  ausseretatamässigen 
aben    und    Etatslibci-schreitungen    nachgesucht    wird.      Ein 
ieres  Verfaliren  hat  ül)erhaupt  nicht  bestanden." 

Da  dem  Landtage  ein  EinnahmebewilHgiingsrecht  in  Preussen 
cht  zusteht,  so  ist  es  in  Ansehung  der  Einnahmen,  mögen 
Hcße  auf  Gesetz  beruhen  oder  nicht,  ohne  jedwede  Be- 
deutung, ob  ein  Staatshaushaltsctat  zu  Stande  kommt  oder  nicht. 
Hieraus  erklärt  sich,  dass  die  Indemnität,  welche  die  Staatsregierung 
in»  Jalire  1866  wegen  der  mehijäJirigen  budgetlosen  Finanzrer- 
waltung  nachsuchte  und  erhielt,  sich  nur  auf  die  Ausgaben  und 
nicht  auf  die  Einnahmen  erstreckte'*). 

Aus  den  hisherigeu  Ausführungen  ist  sodann  zweitens  zu 
fplgem,  dass  —  sofern  nicht  entgegengesetzte  ausdrückliche  6e- 
^tzes Vorschriften,  wie  hei  deu  meisten  Eisenbalmen  ergangen 
sind  —  für  den  Preussischen  Staat  j  ede  Veräusserung  von  Staats- 
eigouthum,  beweglichem  oder  imbeweglichen),  rechtsverbindlich  ist, 
wenn  sie  von  der  zustänrligen  Stelle  (bei  Immobiüen  also  der 
Regel  nach  vom  Könige*^)  erfolgt  ist,  und  dass  es  für  die 
JtechtBgültigkeit  uucrhebhch  sein  muss,  ob  der  Landtag  seine 
Zustimmung  erklärt  hat.  Dieser  Satz  ist  in  der  Theorie  be- 
stritten, nicht  allgemein,  wohl  aber  mit  der  Einschränkung,  dass 
^Staats vermögen,  welches  als  Ei nnahmo quelle  dient" 
oder  „Finanzvermögen"  im  Gegensatz  zum  „Verwaltungs- 


**)  Sieha  BQch  die  Erklärung,  welche  der  Finanzminister  von  dek  Ukvdt 
%>or  dor  Koinuiifiaion  des  Abg'cordnctcnhuuses  abgogeben  bat,  Aiilageu  xa  den 
Bten.  Bvr.  ücs  A1>gcord.-Hnu({es  186H/7.  Bd.  I  S.  143. 
H     ")  §  7  dor  InatrokLiün  für  dio  Ober-Rcchnungikaminer  vom  18.  Düxombcr 
1934  (Hebtel  S,  13-i);  „Der  Verkauf  der  iMtnHiiuii  darf  nur  nach  Massgabe 

^T  dfBlialb  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriftou  erfolgen,  —  —  — . 

Andere  Inunubüiim   dürfen   uicht  olmc  Unsere  alJgcmeiuc   oder  beaondcre 
scbmigung  vcriiiuticrt  werden." 
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Tcrmögen"  nur  mit  Zustiininung  des  Landtages  reclkt&gattif 
veräusscri  werden  kann,  wahrend  in  Ansehung  anderer  Vennögeu> 
ohjekte  der  Staatsregie  rang  naclk  Aussen  hin  das  freie  VerfäguBg»r 
recht  zugestanden  wird  '*). 

Diese  Theorie  kann  als  richtig  nicht  anerkannt  werden.  I^ 
Preussischo  Verfa^sungs-Ürkunde  bestimmt  in  Art.  99,  ilass  s\U 
Einnahmen  und  alle  Ausgaben  im  Voraus  veranschlagt   and  uf 
den  Staatshaushftltsetat  gebracht  werden  müssen.    Will  nun  also, 
wie  dies  geschehen  ist,  aus  Art.  99  folgern,  doss  Rechtsgeschiflf 
mit   ßnanzicllcr    Wirkung    nur   mit  Zustimmung    dos    Laadta;;» 
gültig  abgeschlossen  werden  können,  so  ist  nicht  abzasohenf  warun 
diese  Folgerung  nur  auf  das  FinaazTermögon  bezogen  werden 
soll.  Die  Preussische  Verfassung  kennt  keinen  Unterachitid  /\,  i    V 
Finanz-  oder  Vcrwaltungs  venu  eigen,  noch  etwa  zwisclien  ui 
lieben  oder  beweglichen  Gegenständen,  noch  zwischen  mehr-  oda 
minderwerthigen  Einnalimen  und  Ausgaben;  sie  stellt  jede  E« 
nähme  und  jede  Ausgabe  budgetrechtlich   gleich,    so    dass  wa 
entweder  zu  keinem  oder   zu  jedem  Veräusserungsakte  die   Zo- 
stimmung  des  Ijandtagos  erforderlich   halten    muss.     Zum  pVcT' 
mögen,  welches  uicht  als  Eiunalmioquelle  dient,"   zum   nVenral- 
tun gs vermögen"    geliüren    Kasernen,    Gcrichts-Regierungs-StaaU- 
schul*Gebäude ;  diese  alle  soUto  die   Staatsregierung   auf  einnul 
ohne  Zustimmung  der  Landesvertretung  verkaufen   können!  Ver 
äussert  sie  dagegen  auch  nur   einen  einzigen  Ar  eines  Donutnra 
oder  Foi-stgriindstücks,   verkauft   oder   vertanseht  sie   früher  ßr 
fiskalische  Hüttcn-SaUncn-  oder  Bergwerkslietriebc  gebrauchte  ontl 
jetzt  für  diese  entbehrUch  gewordene  Grundstücke,  so  konnte  sc 
(lies  rechtsgültig  nur  unter  Zustimmung  des  Landtages  thuit!  h 
den    ßerathungen  der  Revisionskammern  ist  eine  solche  Unter 
Scheidung  zwischen   Finanz-   und  Verwnltungsvennögcn    m'cht  p^ 
macht    worden.      Die    Verfussungsurkundc^    fiir    das    KonigreiHi 
Bayern  vom  26.  Mai  1818  schreibt  besonders  vor,  welche  Hp 


"}  Vgl.  n.  A.  Erxst  Mkirr   über  den  AhKhlaw  von  Staatsvi-fir^i 
S.  61  A.  Ä.  0.  in  von  HoIteendorfT»  RccbUlexikon  I   S,  552;    H.  ^ 
Das  StaaUrecht  dra  Königreichs  PrcuMcn  in  Marqit&rdiAna  Handbarti  c^  i'" 
a.  a.  0.;  Q.  Meyer,   SiaaUrcdit  S.  011;   von  Rütnnc,   Vrenm.  Stmatvfcfet 
IV  %  427,  tmi]  ün  gegen  L&baku,  Pfgui».  Bndgetrecht  S.  26.  99.  31. 
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istAndthcile  des  StantsvcrmÖgens  nicht   veräussert   werden   dürfen 
(Titel  III    §§  1   bis  7),    und   zu   welchen   Verfügungen    die  Zu- 
|*timniimg  der  Stände  erforderlich  ist  (Titel  VII  §§  17,  18),  des- 
"gleichen  die  Verfassungs-Urkunde  des  Königreichs  Sachsen  vom 
4.  Scptpmher  1831  (§§  16  ff).    Die  Verfassung  fiir  "Württem- 
berg vom  26.  September  1819  bestimmt   in  §  107^    dass   ohne 
Ein^illiguns;  der  Stände  das  Kammergut  weder  durch  Veräusse- 
rung  verÜudert  noch  mit  Schulden  oder  sonst  mit  einer  bleibenden 
Ijaat  beschwert  werden  kann,  diejenige  fdr  das  tirosshcrzogtliuiu 
tadcn  vom  22.  August  1818    enthält    in   §  .58    die  Vorschrift: 
darf  keine  Domäne  ohne  Zustinmmng  der  Stände  veräussert 
iperden" ;   diejenige   füj-   das  Grossherzogthura  Hessen   vom  17. 
)ezembcr  1820  (Art.  10) :  „Unbewegliches  Landeseigenthum  dar*" 
ohne  ständische  Zustimmung  nicht  veräussert,   nicht  verpiiindet, 
jOicht  mit  dinglichen  Gerechtsamen   belastet  und  nicht  mit  Real- 
sten beschwert  werden;  die  Brauuschwcig'sche  Neue  Land- 
cbaftsordoung  vom  12.  Oktober  1832  (§  164):  Veräussening  (des 
Lammerguts)    ohne    ständi^he   Zustimmung    sind   nichtig";    das 
[ciniogen'sche  Grundgesetz   vom    23.   August   1829    (§  45): 
,Die  Veräusserung  des  Kammergutes  soll  durch  irgeud  eine  Ai-t 
'von  Veräussenmgen,  Verkauf,  Schenkung,    Belastung  mit  Renten 
mid   dergleichen   nicht   vermindert  worden,   und  es  ist  zur  recht- 
lieben  Gültigkeit   einer   solchen  Veräusserung,    unbeschadet  des 
iiatischcn  Consenecs,   auch   die  Zustimmung  der  Stände  noth- 
vcndig"  u.  8.  w.     Auch  die  nicht  lange  nach  der  Prcussischcn 
Verfassnngs- Urkunde    erlassenen  Staatsgrundgesotzc   haben  es  fiir 
nothwendig  erachtet,   die  Unveräusserlichkeit  gewisser  Arten  des 
Staatfivennögens,   soweit  sie  dieselbe  gewollt  haben,   ausdrücklich 
zuordnen.     Das  Staategrundgesetz   fiir  Coburg-Gotha  vom 
J.  Mai   1852   (§  117):    „Die  Veräusserung   oder   Uclastung   von 
3estandth eilen  des  Staats-  oder  Domänongutes  —  mit  Ausnalime 
"^Reringfiigiger  Fälle  —  sind  als  Gegenstände  der  Gesetzgebung  zu 
behandeiu";  das  Grmulgesetz  iiir  ScbwarzburgRudolstadt 
vom  21.  März  1854  (§  10):  ^Domänen  können  nur  mit  Zustim- 
mung des  Landtages  veräuRsert  werden";  in  der  T Landschaft sord- 
nung  fiir  Anhalt  vom  .lalirc  1859  verspricht  der  Herzog:  „zur 
Veräusserung  von  Domänen  und  Forsten,  welche  zum  Stammgute 
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goUören  —  die  Zustiminung  der  Stünde  einzabolen'' ;  nach  dm 
Lanüesgruudgesütz  für  Schwarzburg-Sondcrshausea  Ton 
Ö,  Juli  1857  ist  sowolil  zur  Verpfändung  des  Kammergates  (§51) 
wie  in  der  Regel  zur  Veriiussorung  des  unbeweglichen  Eamma' 
guts  (§  53)  die  Zustimmung  des  Landtages  crforderiich  n.  s.  t. 
Ua  das  Pi-eussische  StafttsgrundgesetÄ  wälirend  fest  zk«« 
Jahre  beriithen  wurde,  du  hierbei  die  Vorschriften  der  bayer'sdieB 
sächsischen,  wUrttembergiachen,  badiscbcn  u.  s.  w.  Verfassut^saricoD- 
den  wohl  bekannt  und  Ijerücksichtigt  waren,  so  erscheint  die  Schh* 
folgerung  unabweisbar,  dass,  wenn  die  Preussische  VerfasÄUflg  die 
Vcrüusserunj^  des  Staatsf^tes  oder  gewisser  Tlieile  desselben  tcu 
der  Zustiiumung  des  Laiidt^iges  abhimgig  maclien  wollte,  sie  diei 
cxpressis  verbis  gethan  haben  wUrde.  Selbst  in  Frankrcieb 
beruht  die  Nothwondigkeit  eines  Gesetzes  fiir  gewisse  YdSaat- 
i-ungen  nicht  aui'  dem  atigemeinen  Ausgabe-  und  Eionahmebewälh 
guugsrecht,  sondern,  soweit  sie  überliaupt  vorgeschrieben  ist.  u«i 
besonderem  Gesetze'^). 

Wird  berücksichtigt,  dass  nach  Entstehung  und  Inhalt  u^rr 
Preussischen  VerDissuiigsurkuude  (insbesondere  Art,  109)  dir 
Ejone  alle  Rechte  behalten  hat,  welche  ihr  nicht  ausdrückholi  in 
der  Verfassuugsurkunde  entzogen  sind;  vnrd  erwogen,  dass  die 
Staatsrcgicrung  im  Januar  1850  weder  gezwungen  noch  gciillt 
war,  sich  die  Verfugung  über  das  Staatseigenthmn  entziehen  w 
lassen;  wird  beachtet,  da.ss  die  Staatsrcgicning  durchan«  niclit 
geneigt  ist,  StaatseigenÜium,  mag  es  zu  Finanz-  oder  Vt'nr:i^' 
zwecken  dienen,  ohne  Notli  zu  veräussem,  und  dass  die  > 
regicrung  über  den  Erlös  des  von  ihr  etwa  verkaulteD  Stoftto 
nicht  ohne  Zustimmung  des  Landtages  X'erfiigcn,  dass  sie  Aus- 
gaben aus  dem  ErlOs  ohne  das  Etjitsgesetz  nicht  TornehmA 
darf,  so  wird  man  als  erwiesen  annebmcn  können, 

dass,  soweit  nicht  besondere  gesetzliche  Vorschriftin 
entgegenstehen,  Verträge  der  Staat  sregierung  über  Stwts- 
eigonthiun  nach  Aussen  hin  und  Dritten  gegenüber  auch 
ohne  Zustimmung   des  Landtages   rechtsverbindlich  sioti. 


'^  Vgl.  franzÖslKcbe?  Gesetz  vom  1.  Juni  18&4,  fiuicK,  Dtct.  de  t'Ailiiii& 
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Äfit  diesem  Satee  deckt  sich  rlic  staatsrechtliche  Praxis.  Ver- 
iiBserungsan trüge  auch  über  Thcilc  des  Finanzvci-mÖgens  wurden 
od  werden  nach  EHass  der  Verfassiingg-Urkimde  in  unzKhligen 
rällen,  ja  njihezu  tätlich  vorgenommen  olme  Zustimmung  des 
L*aiidt;igp8.  Niemals  haben  die  Gerichte,  denen  doch  die  Ent- 
cheidiiiig  über  die  Rechtsgültigkeit  der  Vertrüge  zusteht,  solche 
Verträge  fUr  „null  und  nichtig"  erklärt,  als  wofür  sie  die  Theorie 
richtet '').  Auch  der  Landtag  hat  SolchcR  nicht  gethan,  obwohl 
bra  nicht  entgehen  konnte,  wie  zahlreiche  Verträge  dieser  Art 
[Ankiiufo  von  Grundstücken  zu  bergbaulichen  und  Eisenbahn- 
recken,  Verkauf  der  füi*  diese  Zwecke  entbehrlich  gewordenen 
Jrunthitlicke,  Ankäufe  von  Grundstücken,  welche  durch  den  fis- 
li&chon  Bergbau  beschadipt  sind,  Wiederkiiufe  derselben,  Ver- 
t  des  Bergfiskus  mit  Risenbahrigesellschailten,  R'iuuntemehmem, 
?eKrichtleistuuK  auf  Kochte  aus  solchen  Verträgen)  abgeschlossen 
ad.  Als  im  Jahre  1865  die  Staatsregierung  ihre  Rechte  auf 
luf  der  Köln-Iklindcncr-Eisenbahnaktien  zum  Parikxu^o  gegen 
apfangnahrae  von  13  Millionen  Thalem  aufgab,  beauftragte  das 
ibgcordnetenhaus  auf  Antrag  Lasker's  eine  Kommission  mit 
'riifiing  der  Angelegenheit.  Die  Kommission  beantragte,  den 
Tertnig  der  Staatsregierung  mit  der  Köln-MindeneJr-Eiscnbahn- 
[»escllschaft  für  ungültig  zu  ei'kliijren  '*).  Die  Begründung  dieses 
Antrages  kann  nicht  als  gelungen  angesehen  werden.  Der  Bericht 
lebauptet  als  festen  und  Teifassungsmüssigen  Grundsatz  schon 
3es  ahfioluteu  Stitates  Preussen  die  ITnverüusserlichkoit  dos  Staats- 
ermögens  ohne  Zustimmung  der  Stände.  Allerdings  war  diese 
1549  und  1655  deu  Standen  der  Mark  zugesichert  worden;  alledu 
Snmit  waren  doch  einmal  nur  die  StÄatsdomänen  (nicht  anderes 
FLstseigenthum,  auch  nicht  Anrechte  auf  Aktienbezug)  gemeint 
nd  sodann  waren  die  Rechte  der  Stände  seit  König  Friedrich 
l'Wilhelm  I.  gebrochen  und  obsolet  gewonlen.  Es  ist  riclitig, 
UHSS  später,  wie  der  Bericht  hervorhebt,  die  Monarehen  sicli 
selbst  „das  strenge  Gesetz  der  Uuveränsserlichkeit"  in  Bezug  auf 
Üe  Domänen  durch  Hausgesetz  vom  13.  August  1713  auferlegten; 


")  Z.  B.  Ersst  Mkikr,  StaatsTortrngfi  S.  M. 

*•)  Bericht  (von  TiA.skch  tccffiiigl)  vnni  I.  Fobruar  |8W>  jn  den  Slenogr. 
1^.  de«  Ab«eonln.-Hiiu!M^a  ISm  Anl.  I  S.  laä  ff. 

Ainisv  nr  «ranUlch<>ii  Rocht,  ni.  4.  ^ 
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über  Niemand  Mnderte  sie,  dieses  Gesetz  wieder  atifeuheb«i;4i«i 
Aufliebung  geschah  auch  unter  Kriedricb  Wilhelm  III.  and  w 
Allem  folgte  aus  dem  Haosgcactze  doch  höchstens  ein  Recht  fsr 
die  Agnaten,  nicht  ein  Rocht  fUr  den  hentigen  Landtag^).  Vlaa 
der  Bericht  ferner  Werth  darauf  legt,  dass  durch  das  VDtb^ 
scliräiikto  VerTugungsrecht  der  Krone  über  das  StaaUiVUiiBi|B 
das  SteuerbewiUigungs-  und  Aiüeihebewilligungsrccht  de»  Lud- 
tages  beeinträchtigt  werde,  so  hätte  dieser  Umstand  doch  höch- 
stens fdr  die  Verfassung  ein  Motiv  abgeben  können,  nach  den 
Vorgänge  anderer  Vorfassungsurkunden  gewisse  VeHagungca  fiibv 
die  Substanz  von  der  ZuHtimmung  des  Iiandtages  abhängig  b 
machen.  Das  Gleiche  Uisst  sich  auch  gegen  das  aus  Artikd  10) 
der  Preussischen  Verfassung  (wonach  Anleihen  nur  mit  Gcm^ 
migung  des  Landtages  abgeschlossen  werden  können)  entnomBct» 
Argument  auTiiliren :  weil  Veräusücrungen  die  Aufnalunß  Ton  Ab- 
leihen  ersetzen  können,  soll  zu  erstereu  wie  zu  letzteren  « 
Gesetz  nöthig,  solle  oino  Veräussenmg  wie  eine  Aiü«ibfl  o!» 
Zustimmung  des  Landtages  null  und  nichtig  sein'*).  Wäre  di» 
Argument  richtig,  dann  miissto  man  mit  gleichem  Rechte  be- 
haupten :  Alhiugrosse  Sparsamkeit  in  der  Verwaltung  oder  R«lßk- 
tion  der  Staatsausgaben  oder  Untc^riassen  kostspieliger  Arbeitee 
seien  „null  und  nichtig",  weil  sie  die  Regierung  der  Notfaweni% 
keit  überheben  können,  Anleihen  aufzunehmen  und  zu  diMB 
Zwecke  den  Landtag  zuzuziehen.    Und  wenn  man  mit  H£Biaii0 


'")  Die  AafbebuQg  der  TJnvernusserltohkeit  der  DomSnon  erfolgte  dani 
Ediut  uiiü  HauBKOSQtK  vom  17.  Dezember  1808  ^miX  ZuzichoDg  aller  FriM» 

des  KdDi({UcbcD  Hansca, mit  Zuxiohuug  der  äiända  in  den  PnifWL* 

DicflO  Zuziohung  war  indess  kein  BsaoQtiiüc;  dtma  d«a  Hauf^ceU  bco«!« 
ftnsdrücklicb,  dass  der  Eouig  schon  ^Knifl  der  Uns  EUstohDudcn  laIlde4br^ 
liehen  und  sonvcräneii  Gewalt,  beiiigt  sein  wUrdo" ,  die  UDVei&iiKriidiWl 
aufzuheben.  In  Ansehung  dci'  ecitdcm  an  den  preussiftchen  SUat  ge&OoB 
Domänen  ist  denn  auch  die  VcräussiTÜcbkuit  ohne  ZuziehoDg  der  Prias 
und  Stände  aas^^spruchcn  worden  und  gilt  aocb  beat«,  Siobc  Vcrcrdnai 
vom  9.  März  ISIE)  Oee.  S.-K.  73,  Vemrdn.  vom  17.  Januar  18S0  Gec-S.&9; 
luRAKn,  Prutisä.  Budgelrecbt  S.  31 ;  TtJBMAU,  ßrundbachordnungi  8.  Asfii  B 
S.  19»  ff. 

")  Dieses  auch  im  Plenum  von  Sihbok  vorgefUhrto  ArgtmnBl  bdd 
lieb  u.  A  ooob  bei  Mkibk,  StaaUvortrSgo  8.  18. 
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7nvx.rE  argumentiren  wiirde,  dass  die  VerSusserung  Ton  Pinanz- 
ennögen  hiaterher  die  Aufnahme  von  Anleihen  nöthig  machen 
oxme,  und  dans  nu»  diesem  Grunde  der  Landtag  die  Veräusse- 
zu  genehmigen  habe,  so  müsste  man  folgerichtig  diese  6e> 
iiigung  auch  zur  Veräuaserung  von  Verwaltungs vermögen  — 
nan  denke  z.  B.  daran,  dass  die  Regierung  alle  Kasernen  ver- 
kaufen VTürde !  —  ja  sogar  zu  Kriegserklärungen  und  Friedens- 
Bclüüsscn  fordern,  weil  auch  diese  die  Au&alune  von  Ajücihen 
Aöthig  machen  können! 

Wäre  zur  Rechtsgültigkeit  jeder  Veräusserung  von  Staats- 
genthum  die  Zustimmung  des  Iiandtages  nöthig,  so  mfisste  diese 
verbis  und  besonders  erklärt  werden.  Nicht  aber  könnte 
bei  genügen,  da&s  z.  B.  unter  Einnalunen  eine  Snnmic  fiir 
omiinenverküufe  im  Etat  eingestellt  wird.  Diese  Einstellung 
folgt,  wie  bei  den  übiigon  Einnahmen,  nicht  weil  sie  der  Ge- 
bebnaigung  bedarf,  sondern  weil  jede  vorauszusehende  Einnahme 
„verausclüagen"  ist. 
Bor  Standpunkt  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses 
Bt  übrigens  so  wenig  vom  Herrenhause  wie  von  der  Staataregie- 
ng  Hcceptirt  worden,  und  es  ist  insbesondere  weder  bei  den 
athungen  Über  den  Vertrag  vom  10.  August  186B  noch  sonst 
rou  der  Staatsrcgiening  anerkannt  worden,  dass  „die  Genehmigimg 
Landtages  nn  sich"  zu  Veräussenmgsverträgen  „erforderUcb 
oja  H^  Vielmehr  bat  die  Staatsregierung  sowohl  durch  den 
lund  des  Ministetpräaidenten  Fürsten  Bismakck  am  4.  Februar 
I8ß7  im  Hcrrenhausc-")  als  durch  den  Finnnzministcr  in  der 
Kommission    des  Abgeordnetenhauses    am    11.    Januar    1669'*) 


^  Dies  behauptet  Meier,  StaAtsverträgo  S.  65. 

•)  Fürst  BisMABcK:  pDic  Rogiening  hält  »ich  nicht  für  befugt,  Biaen- 
mi  veräuEßem,  über  deren  Ertrüge  gesetzlich  odor  durch  VerpfSnduug 
DU  verfügt  int"*  —  alfio  doch  über  andern  Eisenbahnen. 
X)  In  dieser  Erklärung  heiut  es: 

»Die  SUwUregierung  habe  deshalb  auch  in  Folge  des  nachtrSgUchen 
bliaaea  de«  Haosei  der  Abgeordncle.n,  nach  welchem  der  qu.  Vertrag 
Ocnciunigung  vorgelegt  werden  sollto,  hierauf  nicht  eingehen  können, 
iptiil  die  nach  Uebencougung  der  StaaUregieriing  in  reoiitlich  gültiger  Weise 
chaffcnen  oeuea  KeohtaverhiUtuiBJie  nicht  in  Frago  gestellt  werden 
iürfteD," 
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erkiKrt,  dass  ihrer  Ansicht  nach  ohne  Genehmigung  d»  Land- 
tages Verfiusserangsv ertrage  in  rechtlich  gültiger  Weise  »bg^ 
schlössen  werden  können^  wenn  nicht  Spezialgesetze  oder  Spenit 
heschränkuiipin  entgegenstehen.  Richtig  und  von  der  Stwit»- 
rogienuig  zugestanden  Ist  nur,  dass  dieselbe  die  13  MUhoDci 
Tbfider  ohne  Genehmigung  des  Landtages  nicht  veransgibca 
durfte  und,  weil  und  insoweit  die  St-uatsrcgienmg  dies  geUui 
hatte,  suchte  und  erhielt  sie  Entlastung. 

DrittiMis  folgt  ans  den  vorstehenden  Äusfuhmngen,  dm, 
soweit  das  Gesetz  nichts  entgegen  gesetzt  es  hestimmt,  die  Göltie- 
keit  und  Klagbarkeit  der  den  Stajit  verpflichtenden  Rechtsgeschäfte 
davon,  oh  fiir  dieselben  eine  Ausgabeposition  (und  welche)  im 
Staatshaushalt  festgestellt  tst^^)  —  nach  Erlass  der  Verfassanp' 
Urkunde  ebensowenig  abhängig  sind,  wie  sie  dies  Tor  derselbe 
wallen.  Es  mag  hierbei  noch  darauf  hingewiesen  werden,  ^ 
das  Gesetz  über  die  Erweiterung  des  Hechtsweges  vom  3-1.  M« 
1861  die  Kinklaghnrkoiton  der  Gehalts-  otc.  Pordenmgeii  nkta 
dadurch  bedingt,  dass  die  Forderungen  im  Etat  hewilligt  war» 
Dieses  Gesetz  ist  auch  in  der  budgetloscn  Zeit  ohne  Anstand 
zur  Anwendung  gekommen  und  weder  hierbei  noch  sonst  «t 
damals  aus  dem  Umstände,  dass  ein  Etatsgesetz  nicht  zu  Stanlr 
gekommen  war,  der  Einwand  der  mangelnd(>n  Aktiv-  oder  Pjbht- 
logitimation  fiir  oder  gegen  die  Staats rcgierung  erhoben  wordflL 
Die  Vcrltandlungcn  der  Revisionnkamrocm  lassen  als  nDgensv 
Ansicht  erkennen,  dass  nach  der  Absicht  der  Verfassungsurktimlf 
die  Staatsregierung  ohne  vorhergoheude  oder  nachfolgende  U^ 
nehmigung  des  Landtage»  keine  Ausgaben  leisten  «oQte;  jwl» 
Zuwiderhandlung  sollte  das  Ministerium  venuitwortlicb  marbni: 
nirgends  aber  ist  auBgesprochen  worden,  dass  zuwide-rhaoi 
Kechtsgescliäfte  uichtig,  dass  sie  insbesondere  Dritten 
über  unverbindhch  seien.  Im  G^egonthcile  lassen  viele  Argomait 
für  und  wider  die  Streichung  der  Ein^zangsworte  des  bentipa 
Artikel  109,  ohw<dd  sich  der  Streit  damals  nur  nni  das  St0ne^ 
hewilligungsrccht  drclite,  keinen  anderen  Schluss  zu,  als  daa  A 
Staatsregierung,  unbeschadet  ihrer  Verantwortlichkeit  gegen  3« 

"^l  Dies  und  DichtR  Anderes  beweifK>n  ilip  von  PkA£ak  in  dimem  Artist 
tnitgctlimllri)  BrkenatmMe  dm  höchsteu  nst*>rTRiVJii«t<'IniTi  ftprii'lilsIinriuL 
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[landtni;,  Dritten  pfi^jonüljcr  anch  ohne  und  gegen  den  Staftts- 
Liübalt  Ausruhen  für  den  Staat  reclitsrerliindlicli  leisten  könne. 
iTnter  Anderem  sagte  z.  B.  am  24.  September  1849  in  der 
Kammer  der  Abpeordnete  von  Fock: 

„Wenn   die  Kammoni  den  Staafahaushalt  verweigern, 
BO   ist   das  Ministerium  ausser  Stande  zu  regieren,  denn 
ea  fehlt  ihm  das  Gesetz,  Termöge  dessen  es  die  Ausgaben 
bestreiten  kann.     Sollte   es  versuchen,   o!me  ein   solches 
Gresetz  Steuern   zu   erheben,    so   würde    es   ztir  Verant- 
wortung zu  ziehen  sein,  es  würde  in  den  Anklagozustand 
zu  setzen  sein,   weil   es   sich   Rechte   anmasst,    die   ihm 
nicht  zustehen.     Dessenungeachtet  aber  handelt 
es  sich  nur  von  einer  Frage  zwischen  Kammer 
und  Ministerium.'' 
In  ähnbchem  Sinne  erklärte  die  Staatsregienmg  durch  die 
Ünister  von  Manteuffel  und  von  Rabe  am  25.  September  in 
zweiten  und  am   17.  Oktober  1849  in  der  ersten  Kammer, 
weh  die  Art.  99  ff.  nur  auf  das  Verhältniss  der  Staatsrcgic- 
zrnn  Landtage  beziehen  sollen. 

Hieraus  ergiebt  sicli,  dass  der  Anspruch  eines  Beamten  am 

behalt  nicht  auf  der  Etatsposition,  sondern  auf  der  AnsteUung 

eruht.      Treffend    sagte    Fürst    Bismarck    im    Reichstage    am 

Dezember  1885,    pWenn    Sie   mir   mein   Gehalt   streichen,  so 

rdc  ich  einfach  vor  Gericht  klagen  und  das  R«icb  wird  verur- 

heilt  werden,  so  lange  ich  Reichskanzler  bin  —  mir  mein  GebaJt 

bezahlen")." 

Mit   der  aufgestellten  Ansicht  deckt  sich  der  tbatsäcliliche 

echtsznstand.     Werden  Ausgaben  geleistet^   zu  deren  Ijeistung 

^ne  Rccht^pflicht   für   den  Staat  nicht  besteht,    so   können   dio- 

ilbeu    vom    Empfänger    condizirt   und   gegen    den  auszahlenden 

cudanten  zum  Defekt  gestellt  werden,  gleichviel  ob  sie  im  Etat 

orgeseben  sind  oder  nicht.     Werden  dagegen  Ausgaben  geleistet, 

deren  Leistung   eine  Rechtspflicht  lur   den   Staat  besteht^   so 

5nncn  sie   vom   Empfänger  niemals  condizirt,   sie   können   nur 


*"J  Der  gleichen  Ansicht  F.  Laband,  DentBchcs  Staatsrecht^   2.  Aufl., 
406. 
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gegen  die  aosKahlendo  Behörde  zmn  Defekt  gestellt  werden,  «<n 
dieselbe  eigenmächtig^^  und  ohoe  bodgetmÄssigc  Gcnefamigon^  ^ 
handelt  oder  nicht  hinterher  eine  solclie  erludten  hat.  Audi 
den  Vorhandlungen  des  Landtages  über  das  Ober-Rrchni 
kammer-Gesetz  vom  27.  März  1872  ist  von  Niemanden  aiisp- 
sprochen  worden^  dass  Aasgaben  lediglich  ans  dem  Grunde^wd 
sie  gegen  oder  ohne  das  Ktatsgesetz  gemocht  sindj  Tom  ^»T^p* 
Tneder  beigetrieben  werden  dürfen'*). 

Viertens  folgt  an.s  den  bisherigen  Ausfiilirungen,  daai, 
beschadet  der  Gültigkeit  der  gemachten  Ansgabon,  nnbesdiadft 
femer  der  Verpflichtung  des  Staates,  Dritten  gegeniiWr  '  ' 
seinen  zuständigen  Organen  üboniommenen  Verbindlich!; 
erfüllen,  die  Staatsregierung  verfiisstmgsmSssig  nicht  berecbti^ 
ist,  ohne  Etatsgeselz  Ausgaben  irgend  welcher  Art  zu  Itöto. 
Der  Satz  enthält  einen  anscheinenden  Widersjiruch,  der  VTtdw 
Spruch  verschwindet  alsbald,  wenn  die  Betonung  nicht  anfifc 
Leistung  der  Ausgabe  als  solcher,  soudern  anfiiif 
Stelle  gelegt  wird,  vonweicher  dieAusgabo  zol'-i  "  ' 
ist.  Klar  ist  die  Frage  nach  französisch-bclg' 
Recht.  Hier  bedeutet  die  Votirung  des  Badgets,  nicht  blw« 
dasR  die  Ausgaben  geleistet  worden  dürfen,  sondern  zngleid^ 
dass  das  am  Ruder  hcliudhchc  Ministerium  sie  leisten  daril  Obw 
das  Bndgetgesetz  ist  das  Ministerinm  nach  diesem  Sedite  a 
keinerlei  Ausgabe  befiigt  und  die  Votirung  des  Budgets  bedi'iört 
nicht  allein  die  Approbation  aller  Einnahmen  und  Aasgaben  a 
sich,  sondern  auch  die  Ermäolitigimg  gerade  des  g^^vSrtzga 
^finisteriums   dieselben   zu    machen.     Kerbei    macht   es   keina 


")  S.  w.  unten. 

'')  Vgl.  7..  B.  RchIc    lies  Abgcordnc-ten  LaüXXB   am  16.  Frbraar  11 

«Unsere  Dcchai*^>  oder  Nicbtdechftrfiie  hat  ketaoswegs  den 
du«  du,  was  monirt  wird,   Ruch  ohne  Weiteres  geldstei  werden 
dem  monirtcn  Bcamteii,  sondern  dann  ent  wird  nach  dem  Oowto  dareb^i 
Riobt«r  entschieden. " 

Der  Richter  entscheidet,  wie  ich  zam  Verstfindniss  der  Red«  bemiik^ 
nach  der  Verordnoof  vom  24.  Januar  1844,  wenn  der  Bvamt«  «icJi  bsi  im 
gegen  ihn  von  »einer  vcirgcsetxtcD  RchÖrdo  oriAascuen  Dcftsktenbcsohln«  iMi 
beruhigt. 
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ITToterschiod,  ob  die  Einnahmen  odor  Aasgaben  aofGesctK  beruhen 
oder  nicht"). 
I  Die  Mehrheit  der  zweiten,  die  Minderheit  der  ersten  Revi- 
«iwifikainmcr  haben  den  gleichen  Rechtsinistand  in  Ansehung  der 
^ünnahmen  nnd  Äusgalwn  erstrebt;  sie  beabaiclitigten ,  wie  der 
I  damalige  Abgeordnete  VOK  BisMARCK-ScnOinunsEH  in  der  zweiten 
^ftKanuner  am  24.  September  1849  sagte,  j^don  Kammern  mit  dem 
r^Ein-  und  Ausgaben be\vnhgung8recht  eine  Waffe  in  die  Hand  zu 
geben,  die  mit  Konsequenz  und  Entschlossenheit  gehantüiabt,  sie 
den  Stand  setzt,  jeden  Widerstand  anderer  Faktoren  der  Ge- 
setzgebung zu  brechen"").  Die  Minderheit  der  zweiten,  die 
ehrheit  der  ersten  Kammer  und  die  Staatsregierung  wollten 
iese  Waffe  dem  Landtage  insoweit  nicht  gewähren,  als  es  sich 
II  die  Einnahmen  handelte,  sie  räumten  ihnen  dieselbe  aber  in 
Bezug  auf  die  Ausgaben  in  thesi  ein. 

Gleich  der  erste  Redner  in  der  zweiton  Kammer  für  den 
icutigen  Wortlaut  der  Verfassimg  (Beibehaltung  der  ersten  Worte 
Art.  109),  VON  FoCK,  sprach  sich  auf  das  Unzweideutigste  in 
'diesem  Sinne  aus;  ebenso  am  25.  September  BitEiTiiALTT,  Graf 
Arnui,  TKBNDEhENüUKG,  iD  der  ersten  Kammer  am  16.  Oktober 
Graf  RiTTRKBO ,  Maetzke,  KNOBLArcH ,  Walter ,  am  17. 
V035  Keltsch  und  die  Minister  von  Rabe  und  von  Mantfxtfel. 
Das  Steaerbewilligungs-  (und  Versagungs-)  reeht,  sovne  die  Pest- 
sctcong  des  Staatshaushalts  (in  Ausgabe  und  Einnahme)  waren 
dem  Landtage  im  sogenannten  Grundlage gescts  vom  6.  April 
1848  zugeaicliert  worden.  Das  StouerbewiUigungsrecht 
wurde  dem  Tjondtage  nicht  gewährt,  ilagegen  die  Festsetzung  des 
Etata,   soweit  er  die  Ausgaben  betrifft,   das  volle  Ausgabe- 


*")  Tbokissek,  Der  bclgriscbe  Staatniunii  und  Gelehrt«  fpebt  in  seinem 
KommonUr  als  Motiv  dos  Art.  LH  der  belgiaobi'D  VcrfaKsuni;  an: 

,1c  vot«  ooDuel  de  rimpnt  est  un  piiiHiJinl  inoyon  do  maintcnir 
Ifl  ponvoir  oxöcatif  dan»  lea  limite«  de  ses  attrilmtions  cooptitutio- 
oolles.  Lee  a^ots  »ont  pla«  rieerv^a,  pluii  p6D<$tr£s  da  rcipect  des 
droits  do  tous  qnand  ils  anvcnt ,  qne  chacquo  onn^  nn  voto  do 
coofioncß  de  la  reprcsentntion  nationale  doit  lour  foumir  loa  moycDS 
de  rcpondre  onx  besoirw  dti  radminiKlmlion. 

Steuogr.  JBfrichtc  der  II.  Kammur  1»49  8.  881. 
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Torweigeningsiecht  ist  dem  Landtage  geblieben*^),  nicht  in  dan 
Sinne^  dass  die  Yerweigenmg  der  Ausgaben  deren  ^cbÜeifitnng 
an  sich  zur  Folge  haben,  noch  in  dem  Sinne,  dass  dies^e  Tei< 
woigcruiig  im  Stande  sfin  sollte,  die  roclitlicb  beatehenilr"  V- 
pflichlungen  des  Staates  aufzubeben  ^'^),  wohl  aber  iu  deii.  - 
dass  das  am  Huder  befindliehe  Ministerium  sie  nicht  sollte  leisten 
dtirfen. 

In  Belgien  und  Frankreich  würde  die  Ycrwoigerang  d« 
Ausgaben  die  Auflösung  der  Kammer  oder  den  RücJctritt  der 
Afiiiister  zur  Folge  haben,  in  Preussen  bedeutet  sie,  heim  Pelileo 
eines  ]^IinisterverantwortUclikeitsgesetzes  nur,  dass  das  Ministcrian 
wegen  allor  Ausgaben  der  Indemnität  bedarf.  Das  Recht  da 
Vorweigerung  aller  Ausgaben,  im  Jahre  1849  als  mindergn£b>- 
liehe  Waffe  denn  das  Recht  der  SteuerverweigemnK,  aber  immer 
hin  in  Verbindung  mit  dem  in  Aussicht  gestellten  Ministerrer- 
antwortlicldceitsgesetze  noch  als  furchtbare  und  letzte  Waffe  der 
Volksvertretung  gegenüber  einem  volksfeindlichen  Atinistcnam 
geplant  und  zugestanden,  hat  durch  das  Nichtzu-ctandekommeo 
des  Ministerverantwort liclikcitsgesetzes  im  Wesentlichen  die**'* 
Charakter  verloren.  Die  Verweigenmg  oder  die  unterla««» 
Bewilligung  des  gesmnnit^'n  Ausgabebudgets  würde  beuto  prnktödi 
kaima  eine  andere  Bedeutimg  haben  als  einer  politischen  De- 
monstration,  deren  Vornahme  für  den  Landtag  den  groBMi 


•')  Vgl.  die  Denkschrift  P.  REicitEKSPEROEa'«  in  den  AnL  def  A>- 
geordn.-Hftuscs  18«6  S.  88  ff.  Selbst  der  Ministcx  von  MAXTSunn.  crkunkr 
un  17.  Oktober  1649  in  der  orsUin  Kaminer  das  Re<dit  den  lAndtagw  dtf 
EtalsTestBetziing  An,  sprach  indesa  die  Enrartnng,  da«  es  ta  ehmr  vttlU» 
difren  Weine  -—  „wie  *io  QberliAupi  bei  aolcfaen  Dingen  PUt«  greift'  —  >»- 
geübt  werde. 

")  la  dem  ftngegelwnen  Sinne  «ind  anch  die  Worte  des  Abgeordnvta 
V.  fiiaiUKCK  vom  24.  September  184fl  annulegcn;  „Der  Art.  106  (jotit  V0} 
enthält  den  nntürliehen  ^nmdsal^,  dass  jedes  Qcset«  »olaogc  (ortbostdit,  ül 
t*fl  dnrch  ein  neues  aufgehoben  ist.  Ek  würde  diese  TtedeuUicg  auch  pnefc 
lobalten,  wenn  man  den  Kopf,  der  eich  auf  die  Steueni  speuen  boiWi 
ntreichen  wollte.  £«  '\nirdc  feststohen  bleiben,  dass  die  Oesvtxft,  «elelie  üt 
Einnahmen  des  Staates  ond,  wie  ieh  )>csondcrs  iiervorhobe;,  die  Amgibü 
vorachreiben,  dasi  die  Ktaia ,  welche  einen  integrirendon  Bcatondthoil  dff 
GeMtx-Sammlimg  bilden,  fortbcsteheOi  bis  sie  durch  ein  Dcaoa  Oeaeti  —  uf' 
gehoben  werden." 
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Knchtheil  bringen  ixürde,    dass   er   sich  seiner  Befugniss  anf  die 
einzelnen  Ausgabeposten  einzuwirken  begeben  müsste*'). 

An  eine  Unterscheidung  zwischen  den  auf  Gesetz  beruhenden 
und   anderen  Aus;^aben    ist  in    dieser   Beziehung  1849  nicht 
gedacht  worden  und  konnte,  da  die  Verweigerung  der  Ausgaben 
I  nicht  Selbstzweck,  sondern  niir  Mittel  znni  Sturze  des  Ministeriums 
sein  sollte,   nicht   gedacht  worden  sein").    Uebrigens  würde  die 
.Annahme,  dass  das  Aus  gäbe  verweigcrungsrecht  in  dem   vorge- 
fschriebenen  Sinne  sich  nur  auf  die  sogenannten  freien,  nicht 
auf  die   durch  Gesetz   vorgeschriebenen  Ausgaben  bezieht ,  prak- 
tisch wenig  Werth   füj  ein  durch  Geltendmachung  cheses  Kechts 
IbeJdunpfles  Ministenum  haben,  weil,   wovon    der  flüchtigste  Ein- 
bhck  in  den  Etat  überzeugt,  bloss  mit  den  auf  Gesetz  bonihcnden 
(Ausgaben  keine  Regierung  fertig  werden  kann.     Diese  Annahme 
llfisst  sich   auch  ebensowenig  wie  aus  Wortlaut  und  Entstehungs- 
igeschichtc    des   Artikels  99   ans  dem  vorkonstitiitionellcn  Rechte 
bewDisen,  welches  letztero^^)   die  Behörden  verpflichtete,   nur  die 
lim  Etat  vorgesehenen  Ausgaben  zu  leisten.     Auch  der  Präzedenz- 
r&U   des   Jahres    1866   steht   dieser   Annahme   entgegen,   indem 
>  damals  die  Staatsregierung  wegen  aller  Ausgaben  die  Indemnität 
nacbsnchte  und  erhielt.     Ebenso  sucht  die  Staatsregierung  wegen 
aller    Über    den    ELit   gemachten  Ausgaben,    auch    wemi    diese 
lediglicJi    in  Folge   der   bestehenden  Gesetze    geniacht   sind,    dio 
nachträghche  Geneluuigimg  in  Freussen  wie  im  Beiche  nach. 


I 


"■)  D«8  Recht  des  Parlament«  zur  Verwelgoning  allor  Ausgaben  (and 
Xiniuhincii)  üt  in  Fi-ackreich  und  ßel^ion  unbestritten;  auch  in  England 
)>e«tpbt  dasselbe  im  We-icntlichon  (nämlich  abgeiK'hcn  von  der  uubeJeuteudeu 
nrdinary  rercime);  nur  macht  das  Parlament,  seitdem  seine  Herrachafl  an- 
erkannt i«t,  von  dieser  WafTo  keinen  Gebrauch  mehr,  da  es  bequemere  hat. 
Dies  and  nichts  Anderes  sa^  KR.««KraE  Mat,  CiihrL  histor.  I  p.  471.  Kbcnso 
iat  bcreita  von  den  Kedneni  der  RcviiüonHkiunniei'n,  u.  A.  vom  Abgcord- 
oetca  vov  Bisuarck,  das  englische  Staatsrecht  aufgcfasit  und  dargostellt 
worden. 

**)  DerSatx:  ^.Diesem  AliniBtcriam  keinen  Groiiohen**  ist  staatsrechllieh 
(uiftrh  filr  Preuitftpn;  richtiger  heisxt  eir:  „Dieses  Ministerium  darf  keinen 
(injsrhr.n  auspi^bL'U." 

•*)  Die  Voronlnuüg  vom  27.  Oktober  1810,  die  RcgicrangnnBtmklioa 
Tom  23.  Oktober  1817  u.  s.  w. 
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Auf  der  andern  Seite  wäre  es  durchaas  falsch,  voUte  bib 
dem  Rechtsgruude,  auf  welchem  die  Iieistaog  oner  AoBgnhe  Ik- 
ruht,  keine  Bedeutung  htHmcssen.  Wer  eine  Ansgsbe  fiir  (W 
Staat  leistet,  zu  welcher  dieser  gesetzlich  verpflichtet  ist,  km 
hierfür  nieraals  rechtlich  verautwortlirh  gemacht,  gegen  deowlha 
kann  ein  DefektenheachluBs  nicht  erlassen  werden.  Wfirde « 
ßleicliwohl  erlassen,  so  miisstc  der  Richter  ihn  aufhoben.  6epa 
das  Miiüstoriuni  kann  ein  Dcfektcnhcschluss  niemals  crgebe&j  et 
felilt  die  „vorgesetiEte  Behörde*',  die  ihn  erlassen  könnt«;  politiKJI, 
nicht  rechtlich  ist  dagegen  das  Ministerium  für  die  hloiis«  Thit- 
sache,  dass  eine  Ausgabe  ohne  Etatsges^  gemacht  ist,  Tcraat- 
wortlich.  8ieht  mau  von  dem  in  Preussen  nicht  UbUchen  and 
unvollständigen  Rechte  der  allgemeinen  Ausgahcvcrwcigerung  tk 
so  lassen  sich  folgende  Sätze  aufstellen :  Oie  Staatsregierung  darf 
ulle  Auiigaben  leisten,  welche  im  StaatshaushaltsgeaetK  getu^uniKt 
sind,  ftir  andere  hat  sie  die  Pflicht  der  Verantwortung.  Ditfv 
Pflicht  ist  erfüllt,  wenn  die  ausseretatsmässige  ÄUÄgabe  Fol^ 
eines  Zustandes  ist,  für  welchen  die  Staatsmgierang  nicht  viTtot- 
wortlich  gemacht  werden  kann.  Dies  ist  zunÜAhst  dann  de 
Fall,  wenn  die  Ausgabe  nnmittclhar  auf  Gesetz  heniht,  fXtdiBl 
wenn  sie  Folge  von  Handlungen  ist,  welche  mit  Zustinunung  dfs 
Tiandtages  geschehen  sind  (z.  B.  wenn  der  Landtag  die  zni 
Krcirung  einer  bestimmten  Zahl  von  Beamten  erforderlidin 
Mittet  bewilligt  hat  und  die  Beamten  nicht  willkürlich  vkAer 
entlassen  werden  können  oder  wenn  durch  Gesetze  nlso  mit  Zo- 
stiinmung  des  Landtages,  die  Staatsregierung  ziu:  Einsetzung  owi 
Erhaltung  einer  bestimmten  Behörde  verpthchtd;  ist^),  eodltch 
wenn  sie  aus  Zuständen  nothwendig  werden,  welche  die  Eepfr 
ning  nicht  eigenmächtig  herbeigeführt  hat ;  (z.  B.  wenn  der  Fiskis 

**)  Hiernach  boantwort«!  sich  die  Frage,  welche  Bcdcutm^  «twt  £* 
Verweigerung  der  Ueldmittol  fiir  den  kirchliohra  frerichtshnf  lueh  «Ü 
zieh(>u  würde.  Vgl.  lach  Ljlbkbb  im  Abgcordnctcnhotuo  am  17.  Fftnv 
1877.  — 

„Efl   vpRit^it  nicb   von   «clbst,   da»s  aasseretatmiÖsnge    aber  tpcül 
gr«*tzlicb  bewilligte  Aosgabeu  als  genehmigt  zu  bttnubten   »ind;   wvfl  ■■ 
Gesctjc   MD  ausdrücldicb    gcnpluiiigt.     In  der  FinanEwirthRChari  ift 
nur   nothwendig,   dass   thatsäohlicb   die  ZuHtimmung  di  '  ' 
torea  der  Gesetzgebung  iu  irgend  einer  Weise  bewirkt  v 
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Kirchenpatron   zu  Kirchenlasten,    als    Gewerbetreibender   zu 
Jemeindeabgaben  herangezogen    oder    aus  dem   Eisenbahn-  oder 
ergwerksbetricbe    auf   Schadenaersatzleistung   in    Ansprucli    ge- 
ommen  wird). 

Nicht  erschöpfend  würde  nach  dem  Vorstehenden  der  SatsE 
i:  Die  Regierung  dürfe  (ohne  Ktatsgesetz)  nur  die  Ausgaben 
listen,  welclie  auf  GcBotz  beruhen;  zu  weitgehend  wäre  dagegen 
Behauptung,  die  Regiening  dürfe  ohne  Etatsgesetz  alle  Äus- 
aben  leisten,  in  Ansehnng  deren  eine  Rechtspfiicht  des  FiskuB 
advic  begründet  sei ;  denn  eine  Rechtspflicht  besteht  überall, 
enu  die  Regierung  durch  ein  zuständiges  Organ  deu  Fiskus  ver- 
iüchtct  hat,  auch  wenn  Solches  eigenmächtig  geschehen  ist. 
Vielmelir  tnuss  der  Satz  heissen:  Die  Staatsregierung  darf 
lacht  eigen miichtig,  nicht  wiUlcürHch  Vorjjflichtungcn  mit  finanzieller 
^irkiUig  für  den  Staat  eingehen.  Thut  sie  Solches  gleicliwohl, 
ver])flichtet  sie  durch  ilir  Handeln  den  Staat  und  diesem  rauss 
he  Vei-pllichtung  erMlon;  das  Staatsministeriura  ist  hierfdr  aber 
lern  Landtage  verantwortlich  und  l)edai'f  der  Indemnität.  Die 
lea  Ministerien  untergeordneten  Behörden  haben  in  solchen 
^iUon  KU  gewärtigen,  dass  das  in  Folge  ihrer  eigenmächtigen 
adlungen  vom  Staate  Geleistete  gegen  sie  zum  Defekt  gestellt 
ird.  Fälle  solcher  Art  sind  häufig;  z.B.  ein  Bcanitor  richtet 
ne  Dicnstwolinung  Über  die  Vorschriften  oder  Gebühr  prächtig 
IIS,  macht  unnütze  Anschaffungen  u.  s.  w.  Hier  stellt  die  Ober-Rech- 
^ungskammnr  das  Zuviel  ztun  ^Defekt"  imd  verfügt  dessen  Wie- 
lereinziehung,  Instruktion  vom  18.  Dezember  1824  §  26  Abs.  4'^. 
In  dem  Satze:  „Die  Staatsregicrung  darf  eigenmächtig  gegen 
len  Etat  nicht  bandeln;  thut  sie  dies  gleichwohl^  so  ist  sio  zwar 
Qtwortücb,  der  Staat  muss  aber  die  Folgen  ihrer  Handlung 

")  Das  Erkenntnisa  do«  Gcrichtabofea  zur  Eotscboidmig  der  Eompctenz- 
koDlIiktc  vom  3fi.  Oktober  18n6  (JustizMin.-Bl.  1857  S.  M)  steht  nicht  cnt- 
gi?D,  weil  63  nicht  die  Frafje  betrifft,  ob  ein  „Defekt",  sondern  ob  ein 
cfekt  im  Sinno  der  Verordnung  vom  24.  Jaminr  1B44  vorliegt,  im  Icon- 
oten  Fall  ob  der  Rechtsweg  ausj^pBchlosseii  Pein  sollte.  Das  Obei^TrilHinal 
kürt  in  der  EutacliMdiinif  vom  4.  Februar  1858  (STRiETHoa.'n',  Arcliiv  fiir 
RtfchtsfiUlo  Bd.  29  S.  3)  „Alles  als  Defekt ,  was  ein  Rechnungslegcr  ver- 
JtmigfiiiiBaig  iciccm  Frimüpal  zu  güwtüiren  bat,  Judoofa  nicht  gewährt 
irt,- 
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tragen",  liegt  kein  unlösbarer  Widerspruch.  Analogien  ßsda 
sich  häufig  im  Privatrechte  wio  im  öffenlhchon  Recht4i. 

1.  A  besitzt  und  präsentirt  unbeschränkte  General-  n&J 
Sppciftlvollmacht  und  scliliosst  auf  Gnind  derselben  mit  B  ön 
Rechtsgeschäft  ab,  obwohl  ihm  sein  Vollmachtgeber  die  Vor- 
nahme dieses  Geschäfts  (zwar  nicht  in  der  VoUmachtsurViuula 
aber  sonst)  untersagt  hat.  Hier  rauss  der  VoUmachtgeber  du 
Gcsctiäfl  gelten  lassen,  falls  nidit  B  um  die  üntersaguiig  gemust 
hat,  doli  particeps  war. 

3.  Der  Vorstand  einer  Aktiengesellschaft  mass  o.  A  du 
Beschlüsse  der  General  versammhing  befolgen.  Unterlässt  er  lÜa^ 
so  ist  gleichwohl  ein  unter  Nichthefolgimg  derselben  abgcscblOMeM 
RechtsgeschäJl  Hir  die  Aktiengesellschaft  verbindlicli,  Hsndeli- 
gpsetzburh  Art.  231.  Wenn  E.  MKrFR*')  zur  Erklärung  di»cr 
unbeschränkten  Vcrtretungsbefugniss  des  Vorstandes  einer  Akt!«' 
gcsellschaft  geltend  macht,  dass  die  Aktiengesclh^:hafl  auf  ikr 
limitirten  Haft  beschränkter  Einlagen  beruhe,  und  dass  die« 
Gesellschaft  in  iluxr  inneren  Orgamsatiou  keineswegs  di^eoip 
Beiheiligung  der  Aktionäre  an  der  Geschäftsführong  t&^,  TnJei» 
man  an  sich  voraussetzen  sollte,  so  dürften  nach  meiner  Aüsicht 
diese  Umstünde  noch  melir  für  Stadtgemeindon  und  den  Stall 
zutreffen.  Denn  das  vermögensrecldiche  Interesse  des  ei&xebuu 
Steuerzahlers  an  der  Stadt  und  am  Staate  ist,  da  er  Stadt  ni 
Staat  verlassen  kann,  rcchthch  und,  abgesehen  hiervon,  tliit- 
sachlich  geringer  als  dasjenige  des  Aktionärs  an  der  AktiengeseO' 
Schaft.  Ebenso  möcbte  ich  nicht  mit  Mkocr  behaupten,  daM  m 
Durchsclmitt  die  Sorge  der  Bürger  um  St^dt  und  Staat  großer 
ist  als  diejenige  der  Alrtionäre  um  die  Aktiengesellschaft. 

3.  Der  Prokurist  muss  dem  Prinzipal  gehorchen.  Ist  ff 
ungehorsam,  so  sind  doch  die  von  ihm  Namens  seines  Prinzipftl» 
abgeschlossenen  Rechtsgescliäfte  für  diesen  rechtsrcrbindlicb  (Hau' 
delsgesetzbuch  Artikel  43). 

4.  Der  offene  Handelsgesellschafter  muss  den  Inhalt  dtf 
Gesellschaftsvei'trages  beobachten.  Unterlässt  or  dies,  so  mi 
doch  die  von  ihm  in  Verletzung  des  Vertrages  abgeschlossoiA 


>")  SUaUvcrtrSgc  S.  42  fi. 
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a;e  für  die  Gesellschaft  Terbiadlicb  (Handelsgesetzbnch  Ar- 
^el  116). 

5.  Die  Städtcorrlnnngen  (z.  B.  diß  StÜdto-Ordnung  fiir  die 
^chs  Östlichen  Provinzen  vom  30.  Mai  1853  §  ß  No.  8)  logen 
dem  Magistrat  die  Befugniss  hei,  -die  Stadtgoraninde  nach  Aussen 
SU  Tertrcten  und  Namens  derselben  mit  Behörden  und  Privat- 
^nonen  zu  verhandeln  —  und  die  Gemeindeurkunden  mit  llnter- 
«chriften  zu  vollziehen".  —  Zu  bestimmten  Rechtsgeschäften, 
besonders  zur  Goldausgabe,  bedarf  der  Magistrat  der  Zustimmung 
der  Stadtverordneten.  Das  Reichs- Ober-Handelsgericht  hat  uamont- 
Kch  ans  der  Entstohungsgeschichto  der  Stfidte-Ordnung  in  üeber- 
einstiramung  mit  dem  ehemahgen  Preussischcn  Ober-TribunaP*) 
am  24.  April  1874  *")  aDgenommcn ,  dass  Dritten  gegeniibor 
lediglich  die  Wrlmntllungen  mit  dem  Magistrat  als  dem  einzigen 
jifertTeter  der  Gemeinde  nach  Aussen  hiu  verbindlich  sind. 
|P  ü.  Die  MitgUeder  des  Bundcsmihs  sind  an  die  Instruktionen 
gebunden^  welche  ihuen  ihre  Landesregierung  crtheilt.  Geben  sie 
ihre  Stimmen  gegen  ilvxs  Instruktionen  ab,  so  ^t  die  Stimme  so 

sie  thatsächlich  abgegeben  wurde. 

7.  Landesgesetze,   welche  verordnen,   dass  der  Vendcht  auf 
Sonderrecht  nur  nach   vorgängiger  Genehmigung   des  Land- 

\  erfolgen  darf,  begründen  innerhalb  des  betreffendon  Bundes- 
ites eine  Verantwortung  der  Regierung.  Gleichwohl  ist  mich 
Auesem  hin,  dem  Reiche  gegenüber  unerhbblich,  ob  eine  Landes- 
regierung gegen  ein  solches  Gesetz  und  ohne  Genelunigimg  des 
Ijandtages  im  Bundesrath  für  die  Beseitigung  des  Sonderrechts 
ihre  Stimme  abgiebt.  *')  Die  Landesregierung  darf  die  Stimme 
nicht  fiir  die  Beseitigung  abgeben  —  ebenso  wie  eine  Regierung 
nicht  ohne  Etatsgcsotz  Ausgaben  leisten  darf  — ,  geschieht  dies 
f^lcichwohl,  so  ist  es  nach  Aussen  hin  und  Dritten  gegenüber 
gültig. 

^k      Die  Analogien  lassen  sich  niclit  nur  olmc  Schwnerigkeit,  aon- 
Vem  mit  grösserem  Rechte   auf   das  VerhiUtniss  der  Staatsregte- 


")  Erkenntnis»  vom  20.  September  1870   iu  SrarETBOBST*»  Archiv  lür 
chUGiüe  IUI  79  8.  193. 

**)  EnUcheidtingon  Bd.  13  8.  355. 

")  IfABAKD  in  Marquunlseii'i)  Handbucli  S.  ä5. 
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run;;  zur  Erfüllung  des  Etatsrcchte  Anwenden.  Der  GeocnübcroO- 
inäclitigte  leitet  alle  seine  Rechte  nur  vom  Vollmachtgeb»  b«; 
der  Voratand  einer  AJctiengcseUschaft  ist  von  den  Aktioofireai  gt 
wiihlt,  der  Procurist  ist  nur  ein  Diener  seines  Priuzipals,  ie 
offene  HandelägOBeUäcbaftcr  wird  nur  durch  den  Willen  midcs 
lilitgesellschaiter,  nämlich  durch  den  GcseUscIitiflsTertnig  htr^A- 
lägt,  Über  deren  G^eBellschaftsvermögen  zu  verRigon,  der  M 
einer  Stadt  wird  erst  von  den  Stadtverordneten  ennahlt,  liji  j;ii 
ghed  des  Bundesrathes  wird  dieses  ledighch  durch  den  AoAnf: 
aeinßr  Landesregierung  —  dahingegen  ist  die  Krone  hi  Pteussc« 
nicht  erst  aus  dem  Willen  des  Volkes  und  seiner  Vertretung  »t 
standen;  noch  leitet  sie  ihre  Befugnisse,  für  den  Staat  zu  haa- 
deb  aus  einer  Ermächtigung  der  Landesvcrtretuug  ab,  uocb  ist 
sie  endlich  im  Allgemeiuen  verpflichtet,  den  ihr  von  der  Volk» 
Vertretung  ertlniilteii  Auftriigen  Folge  zu  leisten.  Die  BiechÖ- 
gung  der  ätaathhehürdeu ,  den  Staat  durcii  tlu'e  Handlun^^  n 
verpflichten,  war  vor  der  Verfassung  vorluinden,  üe  ist  dmtl 
diese  nicht  aufgehoben,  sondern  nur  beschränkt  worden.  In  nr* 
mögeusrechtlicher  Hinsicht  ist  diese  Bescliriinkung  doiclt  ^ 
Etatagcsetz  gezogen ;  die  Beschräidcung  ist  aber  eine  interne,  cüb 
nur  dent  Landtage  gegenüber  wirksame;  eine  andere  sollte  « 
gar  nicht  sein.  Das  Etatsgcsetz  enthält  in  Preusseu  oicht  die 
Ermächtigung  der  Behörden,  für  den  Staat  TenaÖgeasredht* 
Ucho  Hamllungen  vorzunehmen  ^^) ,  eondern  nur  die  Beschrio- 
kung,  welche  üinon  bei  Vornidmie  derselben  dem  Landtage  (repffl- 
Ubei'  auferlegt  sind.  So,  nicht  anders  ist  das  Etatsgesetz  k-'o-^'i) 
aufgofasst  worden.  Dies  bezeugt,  worauf  zum  Schlüsse  hm-j 
werde,  auch  das  Erkenntniss  des  Gerichtshofes  zur  EiJtäciiei(iQ&; 
der  Komiietenzkonflikto  vom  14.  April  1855  ").  Zwar  eutiüH 
das  Erkenntniss  keine  nälierc  Begründung,  und  begnügt  sich  uln- 
gcu  Satz  als  einen  „sich  von  selbst  verstehenden^  zu  eTklüreo,  n 
ist  aber  von  besonderem  Werthe,  weil  in  ihm  Zeugniss 
zu  finden  ist,  wie  Mitglieder  hüchstejr  Gerichts-  und  Verwidti 
behörden,  wie  die  Gerichts-  und  Verwaltungspraxis,    cUts  Uurl^ 

*')  Diese  ist  in  anderen  Gesetzen,  Verordnung  vom  97.  Oktober  JW 
Rcffierungnnstruktioo  voui  S3.  Oktober  1817  u.  s.  w.  enthalten. 
")  JusUzminioterialbluU  tböö  S.  801. 
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cht  aufgefassfc  haben.  Auf  dem  gleichen  Rechtsgrundo  beruht 
^ach  die  Entscheidung  des  Reiclisgerichts  vom  9.  April  188Ö**), 
sie  anaspricht,  dass  die  von  den  Kaimnern  ertheilte  Grcneh- 
lignog  zu  einer  Etats-Ueberschreitung  „nicht  ausser  der  Indem- 
^tÜt  dor  Minister  noch  die  Anerkennung  oder  Versagung  ver- 
Dögensrcchtlicher  Ansprüche  dritter  Personen  in  sich  schliessen 


Ebenso  wie  das  Preossische  „ist  das  Budgetrecht  des  Deut- 
chcn  Reiches  aufzufassen.   Artikel  69  der  Keichs-Veriassung  cnt- 
pricht  dem  Artikel  99   der  Preussiachen  Verfassung,     Die  Bin- 
nen  und  Ausgaben    siud   im  Etat  zu  veranschlagen  und  der 
at  als  Gesetz  zu  erlassen.    Das  Regieren  ohne  Etatsgesetz  ist 
Reich  ebenso   verfassungswidrig   wie  in  Freussen.     Dass  aber 
^e  Erhebung   der  Einnahmen   und   die  Leistung  von  Ausgaben 
Aussen  hin  und  Dritten  gegenüber  nur  auf  Grund  des  Etats- 
BtztKi  im  Reiche  stiitthafl  sei,  ist  in  der  Reichsverfassung  nicht 
Ausdruck  gelangt  und  nicht  anzunehmen.   Gegen  eine  solche 
Lnnahme   spricht   ausser  der  Analogie  des  Preussischen  Staats- 
chta  auch  der  Umstand,  dass  wo  zu  den  Einnahmen  oder  Aus- 
sen ein  Gesetz  erforderlich  sein  soll,  bei  den  Matrikularbciträgcn 
70)  den  Steuern  (Art.  35)  und  Anleihen  (Art.  43)  Gbrantic- 
eistungeu  (Art.  73)  dies  besonders  in  der  Verfassung  bestimmt 
Um  so  mehr  muss  angenommen  werden,  dass  der  Regel  nach 
^e  Erhebung    der  Einnahmen   unabhängig   vom  Etatsgesetz    ist, 
freu  diese  Erhebimg  vielfach  nicht  nur  im   finanziellen  Inter- 
erfolgen  soll;    man  denke   an  die  Schutzzölle,    an    die  Ein- 
sen aus  dem  Spielkarten-  und  dem  sogenannten  Börsenstempel 
id  die  auf  den  Branntwein-  und  Bierkonsiun  gelegten  Abgaben  I 
Artikel  71  spricht  zwar  von   einer  Bewilligung  der  gemein- 
chaftlichen  Ausgaben;   hieraus    folgt,    dass   die  Reichsregierung 
[?m  Bundestage   und  Reichstage    gegenüber   zur  Leistung   nicht 
ewilligter  Ausgaben  nicht  befugt  ist,  (i  h.»  dass  sie  für  deraiiige 
JeistuDgen    verantwortUch   ist   (Art.  72).     Dass  Ausgaben    ohne 
Statsgesetz  nichtig  sind,  diws  sie  lediglich  aus  dem  Grunde,  weil 
ohne  Etatsgesetz  gemacht   sind,    vom  EmpfUnger  wieder  bei- 


'*)  Entscheid,  in  Oinis.  Bd  13  S.  258. 


—   B68   — 

•ieben  werden  dürfen  und  railasen,  ist  in  der  Verfassungsm-lnt 

mciit   vorgeschrieben   worden  *^)    und  konnte  schon   im  luten 

htssicberhoit  nicht  vorgeschrieben   sein.     Endlich   spr 

Richtigkeit  der  hier  vorgetragenen  Ansicht^  dass  das  Rew 

etz  vom  11.  Februar  1875    für  die  Bevision    der  BechiiuB 

des  Deutschen  Reichs  die  in  Preussen  geltenden  oben  entwickii 

Bestimmungen  für  massgebend  erklärt  hat. 


")  EbenBflwouig,   dasa   der  Reichstaj;    in    der  Geltendmacliung  m 
Bewilliginiggreehtea  l'rei  üt  uod  willbiirUch  verfnbreti  tnnQ. 


Genehmigung  und  subjectives  Recht. 


Vun 

Dr.  Oscau  Gloth. 


)o  zutreffend  der  Rechtsstaat  durch  das  Merkmal  charakte- 
irt  «erscheint,  dass  er  von  seinen  Anf^ehorigon  keine  Tjoistnng 
keine  Unterhtssung  fordert,  ihnen  nichts  beßelilt  und  nichts 
bietet,  als  auf  Grund  eines  Rechtssatzos, ')  so  Yontichtig  mag 
tc  noch  die  Theorie  des  Verwaltnngsrochtes  in  allen  Scliluss- 
jerungen  vorgehen,  welche  die  uneingeschränkte  Geltung  dieses 
tzes  in  dem  Staate  der  Gogenwai*t  zur  Voraussetzung  nebmen. 
Bnn  erst  kürzlich  Fbk^kek  ')  darauf  hingewiesen  hat,  dass  das 
nsclireiten  der  Polizei  gerade  im  Falle  der  allereinfachston 
Qungswidrigkeiten  ^  deren  Aussclüi essung  am  aUerwenigtitcn 
ielhafl  sein  kaim,  in  dem  Gesetze  keinen  Halt  Bndet,  »o  ist 
lit  eben  eine  jener  Tbatsacheu  berührt ,  welche  den  Zweifel 
chmfcn,  ob  denn  die  Idee  des  Hcchtsstaates  heute  schon  zur 
^en  Verwirklichung  gelangt  ist.  Man  mag  versuchen,  über 
Zweifel  damit  lünwegzukoramen,  dass  man  mit  Fkickkk 
Qt,  njede  nachweisbare,  im  Rechtsbewusstsoin  feststellende 
fgabe  der  vollziehenden  Gewalt"  enthalte  eine  Ermächtigung 
[■die  Verwaltung,  welche  der  durch  die  koustitutionellen  Gesetze 
seilten  Ermächtigung  gleichzuacliten  ist  —  vollstHiidig  bannen 
rd  man  den  Zweifel  nicht.  Doch  das  ist  es  nicht,  wovon  hier 
^roclien  werden  soll.     Trot«  mannigfacher  Durchbrechungen') 


')  LißUtD,  StaaUrccht  dee  dentiicheu  Reiches  11  S.  208. 
*)  »Debcr  diu  Einwirkung  da«  Erflclieineiiß  einer  VerfaasuugBiirkoade  anf 
(boatcOiemle  Recht"  in  der  Ziilachrifl  f.  d.  ges.  StoaUwisscusuL.  1887  S.  83  ff. 
*)  Diese  könneD  nicht  in  Abrede  gestallt  wordon,   mag  nuin  sie  niicli 
vki\  tiiT  6ffratUche<i  Recbl.  m.  4.  37 
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bildet  jenes  Pniizip  doch  zweiffellos  eines  der  Fundament«  d« 
heutigen  Staates  und  die  Theorie  ist  keineswegs  auf  £&bdicr 
Bahn;  wenn  aio  an  ihm  als  der  Regel  festhält. 

Dagegen  gestaltet  sich  dieser  Satz  zu  einer  Art  VerlegaH 
heit  für  die  Theorie  des  Verwaltujigsrechtes  dui-ch  die  Vcrbmdtmg. 
in  welche  ihn  die  herrschende  Lehio  von  der  Verwaltungsrecbt- 
sprochung  mit  dem  ihr  zu  Grunde  liegenden  äusseren  Kritchna 
des  Rechtsstaates  bringt,  mit  der  Forderung,  da&s  durch  Orgui- 
sation  einer  Rechtsprechung  über  die  Rechts verletxuu gen  seitcu 
der  Venvaltuiig  eine  Garantie  geschaffen  werde  für  die  anlxslifigte 
VerwirkUc!iung  der  Idee  des  Rechtsstaates.  Gilt  der  Satz,  das 
die  Venvaltuug  nur  auf  Grund  eines  Rei'htssatzcs  In  die  Sphän 
dt'S  Kin/.eb)L*n  eingreifen  kann,  so  muss  die  Möglichkeit  gegebäi 
sein,  gegen  jeden  die  gesetzhcheu  Scbraukeu  ignorireDden  Eiogrfl 
Abliüfu  zu  suchen,  es  muss  also  ein  Organ  da  sein,  dessen  Auf- 
gabe US  ist,  das  verletzte  Recht  wieder  herzustellen*).  Dnb« 
wird  aber  überwiegend  nicht,  wie  Gneist  will,  aji  die  WÄhrnnj 
der  Rechtsordnung  durch  Gewähr  des  FiiOialtcns  gleichen  Miw» 
in  jedem  einzelnen  Falle,  soudeni  nach  Bahrs  Vorgaiig  an  d^ 
Schutz  subjectivor  Rechte  gedacht,  wcJclie  durch  den  geseü 
widrigen  Act  der  Verwaltung  verletsst  erscbeiueu.  Aufgabe  d« 
Verwaltungsrechtsprechuug  ist  die  Feststellung  subjectiver  Recht*; 
die  Verletzung  eines  subjectiven  Rechtos  durch  einen  VcrwaltMjt 
akt  ist  Vorauijsetzung  der  Verwaltungskhige '^). 

nur  »in  IJothlällon"  sulasKa  (vgl.  V.  Sarwct,  Du  öBcdU.  Rocht  a  d.  Vir 
WftltangsreofaUjiflege  S.  401). 

*}  Die  Frage,  ob  damit  die  Aufgabe  der  Vorwaltuni^^grechlapneko« 
cracliöpfcDiI  dargelegt  ist,  kommt  hier  nidit  weiter  iu  ßctmclit,  cb  e*  (% 
Aaa  Polgrndf!  nieht  auf  dt«  PcEtstellung  des  Bo^rÜTea  der  RechUprvetaf 
im  Ucbielc  der  Vorwaltanff  aukommt  und  eben  nur  —  um  eine  knrte  B^ 
xt:^iciiuuD|7  aus  der  fnuuiöeiiclieu  Heobtospracho  herüborBuncbman  —  *« 
VcrwaltuDgsrecbldiuielicu  a  postoriori  (actes  du  cüuteutieux  a.  ]i.)  gehuAA 
werdcu  wird. 

*)  Heute  kann  diese  AufTansang  für  die  herrschende  eridSrt  wi^flft 
eino  DivcrRcuz  wird  freilicli  auch  hier  durcli  die,  wie  m  tcheint  cidil  * 
Iiest'itiffcmi*.-  Frage  bineifigctrsgeii,   ob  den  Inhalt  dee  Recht«»  das  ' 
ftilpr  die  "Willensfreiheit  bildet  (vgl.  z.  B.  t'inw^'ilK:  Bahs,  Uecbtastaii^  -•    • 
V.  Sarwct,  Pas  ö^eutl.  Recht   u.  die  VcrwaltiingsrechtsiidegB  S.  71  li  IUI 
und  Allgcm.  Verw.-R.  in  Marijuardscns  Uandb.  S.  1A3;   M.  HcvnsL.  B»!» 
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[* . 

Aus   dem   Zu&amiuenlmltc   <lcr   Sätze ,    dass   ülncrseits   der 

KitiTPlnc  gegen  jedea  gesetzwidrigen  Eingrifi*  in  seine  individuelle 
Willens-  oder  lulcresaenspliäre  den  Schutz  des  Richters  geniesscu 
TDuss^  dass  aber  andererseits  die  Venvaltungsklage  durch  die  Ver- 
letzung eines  subjecüvon  Rechts  bedingt  ist,  ergibt  sich  nun  die 
Nüthigung  zu  der  Ännidinie  einer  Kategonc  von  ütTentlichon 
lodividualrechtcu  I  für  welche  dui>  objectiv-rechthche  Fundament 
nur  schwer  gefunden  werden  kann.  Jedes  subjective  Recht  schöpft 
^■nc  Kraft  aus  einem  Rechtssatz.  Vergebens  wird  man  aber  in 
0bf  positiven  Gesetzgebung  nacli  RechtJisätzen  suchen,  aus  welchen 
jene  Fülle   subjectiver  Rechte   hergeleitet  worden   könnte,   deren 

I bedarf,   sofern  jeder  gesetzwidrige  Ein)3prilT  der  Verwaltung  in 
Sphäre  des  Einzelnen  als  Verletzung  eines  subjcctiveu  Rechtes 
sheiiien    aoU.    Nur  eine   Handhabe  ist   geboten  und   zu   ilir 
irurdü  denn  auch  gegrüTen. 
H      Es  wird  argumeutii't :  jene  Rechtssätze,  welche  die  Ennäch- 
H^ngen    ftir    die   Verwaltung   nonuiren,    enthalten   zugleich   die 
Hehraitkeu  dieser  Ermächtigungen,  jeder  derselben  findet  seine 
^fcthwendige  Ergän^sung  in  dem  —  in  dieser  Allgemeinheit  0*eihch 
Vurgends  ausgesp  1*0 ebenen  —  Rechtssatz,   d:iss  über  diese  Grenze 
hinaus  Eingriffe  in  di»  individuelle  Willenssphäre  unzulüj^ig  sind. 
Darum  sind  es  auch   eben  diese  die  Befugnisse  der  Ver- 
waltung umschreibenden  Rechtssätze,  welche  zugleich  korre- 
Dudin^nde  subjective  Rechte   der  Einzelnen  begründen,    in  der 
jreLso,   dass  die  Ermächtigung  der  Verwaltung  und  das  Recht 
Einzelnen  einander  wechselseitig  begrenzen,  und  jeder  Uebor- 

■tsr.  U  S.  439;  Ulbkich,  Uebor  üfTcuU,  R..  u.  Vcrwaltuagsgenoblabarkfil 

6.  S5  und  Stoatsr.  d.  öslerr.-ung.  Mod.  H.  713;   U.viiEis,  AUgenu  SUaUjr.  m 

^briioardscns  rifindbticli  S.  87,    uüd  Encyklojiäilip  S.  üS;    ScHWTT,    (Srund!, 

^rVfTWftltuDgsi-cchtBiifti;!;«  S.  ü4  ff. ;  ftutliTOracits;  I^STNO  io  Sclimüllcrs  .Tttlirh. 

"V  365,  und  Lehrl)Qch  dos  dcatscliun  Verw.-tt.  S.  11  ft'.;    UKaiujQf  Scholzk, 

eas«.  SUiaUr.  1    Ö.  377  ff.   und  II    S.  8tiO  ff.;   FrL.  v.  Sthsokl    m  HirÜw 

naleo  lä7b  8.  910  fT.  Lvlirb.  das  düuiitchüu  Verw.-ß.  H,  32  luid  Orh'HU.  0. 

eotfl.  Vci-w.  S.  37  u.  488  fi'.).  —  Nach  L.  v.  Stkis  ci-scheinl  ein  Kcclil  des 

einen  üljcrall  verletzt,  wo  die  NichlDJicrrinstimmung  der  Vei-fügiing  mil. 

GcBeU  oder  der  Verordnung  eine  „formelle"  ist,  ein  IntcrcBHu,  wenn  die 

Eigung  mit  dorn  Geist  der  OcKetze  oder  Verordnungen  uiclil  iu  IIiLniiunic 

bht^   io  cnttircni  Fallu  tritt  datt  Etugerecht,  iu  Ivl/.U'rciii  duü  Buiicbwerde- 

bt  ein  (Vetis  uKuugslelirc  I  S.  371  £  o.  388  f.). 

37* 
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griff  der  Verwaltung  über  die  Grenze  ihrer  Ermächtigtmg  uacli 
schon  ein  Eingriff  in  das  8ubjoctivc  Kecht  des  Einzdoen  ist*"). 

Auf  diese  Weise  gelangt  raun  zu  einer  EHassang  bestinuatcf 
öffentlicher  Individuah^chic,  gcgcu  welche  sich  gewichtige  Bedenkai 
erheben. 

Es  sollen  hier  die  Einwendungen  nicht  wiederholt  weidai, 
welclie  hingst  von  Rechtslchrem  wie  ÖKRnER,  Lauand,  Ukoek 
gegen  die  Annahme  erhoben  wurden,  dass  durch  die  Reohtaaitie 
über  die  Anstibung  der  StajitsgRwalt  überhaupt  tnibjectfre  Reciiti 
(Volks-,  Grund-  oder  Prcilujitsrochte)  der  Einzelnen  begrfiniM 
werden '^.  Auf  diese  Einwürfe  wird  später  zurückzulcommon  bol 
Hier  soll  stunächst  einigen  Bedenken  Ausdruck  gegeben  voilni, 
welche  sieb  spociell  dagegen  erheben,  dass  diese  8nbjcctiTc&  Rechte 
aus  den  die  Befugnisse  der  Verwaltung  umschreib^a- 
den  RechtssÄtzen  abgeleitet  werden. 

Das  eine  dieser  Bedenkon  ist,  dass  in  diesem  Falle  die  s&b- 
jectiven  Rechte  thatsäcldich  inhaltsleer  warten.  G^leirhriel 
ob  der  Inhalt  des  Rechtes  im  (Gebiete  der  indiiriduellen  FNAeA 
oder  in  dem  des  individuellen  luteresses  gesucht  wird,  imner 
TeHtQchtigl  er  sich  für  die  nähere  Betrachtung  in  Nichts.  Sa 
und  dasselbe  individuelle  Interesse,  ein  nnd  derselbe  Willeosict 
stellt  sich  als  rechtlich  geschützt,   oder  als  den  Beschränkongai 


*)  S&BWKV  a.  a.  O.  8. 66:  ,Es  gilt  der  allgemeine  Gmodaits,  da*  ßtf 
Aen  Intercssnn  der  EinzflneD   das  öffentlichr  Intereno   stellt.    Allatn  ei  W 
eine  der  vorzüglichsten  Aufgaben  dea  VurwultungsrecJitea,    featEoatellaL,  n 
dieser  Grundsatz  seioe  iireiuo  hat,   oder,   da  die  Walining  de«  dffctttbrlM 
Iiiicre««08  di(!  Aufgalm  der  Tcrwaltendoxi  Organe  des  Staates  ist,    1-^    ■• 
viduoticn  Wollen  dieser,  ihrer  Willkür  in  der  TLätigkeit  für  die  öm 
Intereaaen,  durch  Xormcn  die  Schrankon  zu  ziehen,  innerhalb  weichet  y^' 
OrandaatK   zu   vorwirklichen    iat.     Dies    ist   gleichbedeutend    mit  <ler 
Feststellung   der  Rechte  und   Pflichten  des   Einiclaeo  gvgtt 
Ulicr  dem  Staate  und  den  öfTenlhchen  KorporstioneB."     S.  34  sagt  S\<^<r^ 
die  Vorschriften   über  die  Qronzon  der  Gewalt  der  Organe  der  Gfi 
Gewalt  and  die  Bedingungen  der  Aus&bong  dieser  Gv^-ult  rathalten,  lÄUd 
zunächst  Kum  Inhalt  die  Begrenzung  und  Absteckung   der  Reebti- 
•  fihäre  der  Einzelnen  gegen  Eingriffe  der  ^jtaatBgnw■1t. 

')  Gerbkk,  üebcr  rifTenti.  Rechte  S.  77  ff.  und  GnindEÜgi;  de« 
Staatsrcchtwi  S.  S4;  I^uibasd  a.  a.  0.  I  8.  14»  (1.  Aufl.);  r»ui»,  SytUn» 
öitorr.  aUgem.  Privatr.  I  S.  496  ff. 
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rch  die  Verwaltung  preisgegeben  dar,  je  nachdem  man  Uin  i« 
(las  Licht  dieser  oder  jener  Gesetzesbestimmung  stellt;  von  keinem 
Individualinteresse,  von  keiner  Willens  bot  hiitigung  des  Einzelnen 
kann  gesagt  werden,  dass  sie  schlechterdings  unter  allen  Um- 
ständen gegen  Eingriffe  seitens  der  Verwaltung  gescliötxt  wäre. 
Das  Interesse,  welches  der  Einzelne  z.  B.  daran  hat,  eine 
bestimmte  gewerbliche  Handlung  vorzunehmeu,  kann  vom  Stand- 
punkte des  Gewerbepolizeirechtes  gegen  Eingriffe  durchaus 
geschützt  erscheinen,  dagegen  kann  die  Behörde  befugt  sein,  die 
Handlnng  aus  allgemeinen  polizeilichen  Gründen  (aus 
Rücksichten  der  :dlgemeineu  Bau-,  Feuer-,  Strassen-  oder  Gefiund- 
heitspoÜzei)  zu  untei*sagen.  Welches  ist  der  Inhalt  des  durch 
die  Rechtssätze  der  Gewerbeordnung  über  die  Befugnisse  der 
Vorwaltung  begründeten  subjectiven  Rechtes  des  Einzelnen,  wenn 
ans  diesen  Rechtssätzen  nur  so>'icl  fiiesst,  dass  djia  Inili\'idual- 
interesse,  der  suhjective  Wille  innerhalb  gewisser  Grenzen  gegen  Ein- 
griffe aus  gewerbepolizeilichen  Gründen  geschützt  sind,  nicht 
aucb,  dass  irgend  ein  Individualinteresse,  irgend  eine  Willens- 
bethjitignng  die  volle  Garantie  gegen  Behinderungen  seitens  der 
Verwaltung  geniesst^).     Oder:  eine  Versammlung  kann  nach  dem 

•)  Vom  Staudpuuktc  des  deutschen  Gewerberechtes  könnte  eingewendet 
werden,  das»  die  Rcichsgewerböordnong  dieZulassung  mm  Gewerbebetrieb 
crschÜpfcnd  norniiK  und  dass  daruni  d&a  Intereese,  welches  der  Eiuzebio 
daran  hat,  einen  Gewerbebetrieb  überiiaupt  beginnen  zu  können,  dun;h 
die  Gewerbeorduong  ium-rhalb  f^wiBser  Grenzen  tbataacbHch  ffeachutzt 
enehcint.  Allein  die  diesetn  Einwände  r.u  Gnmde  liegende  KJBBxificirut^ 
dca  Individiialintercssca  in  Anlehnung  an  die  ihre  Verwirklichung  bedingen- 
den Reuhtsformen  ist  unzulässig.  Der  Einzelne  hat  nicht  ein  von  dem  Inlcr- 
nse  au  der  Auaübnng  dos  Gewerbes  vorsoliiedenoB  Interesse  an  der  Zn- 
liwnng  zu  demselben.  £r  hat  ein  Interesse,  bestiiorato  Haadlungen  vor- 
lanehmen;  dass  er,  bevor  er  %ie  ausübt,  erst  zu  dem  Gfwerbelwtriebe 
togelawicu  werden  mu«a,  liegt  in  dem  objectivcn  Recht,  bemrkt  aber  keiBO 
Sonderling  icincr  Intercsaeu.  Wenn  durch  Laudcsrccht  polizeiliche  Bc- 
•ehrtüikuDgen  der  Ausübung,  »ei  os  bloss  aus  (Tründen  der  allgcmpinon  Poli- 
soi)  wie  5Luc  Sbydkl  („Das  Gewcrbepolizeireoht  nach  der  Heichagewerbe- 
ordnuog,  RniTii'9  Annalea  1881  8.  38)  oder  auch  aus  gewerbt^pulizcilichen 
Kfickriuhten,  wie  Jaoobi  (Die  GewcriK-geJietzgebuiig  im  Deutschen  Reiche 
,,89)  will,  eittgcluhrt  werden  küunca,  «u  crHuheint  durch  die  Gcwerbe- 
du  bestimmter  Kreis  von  Individualintereasen  eben  uioht  absolnt 
hiitzt. 


Versanuuliingspolizt'irccbt  joder  Eiiiflussnaliiiie  darch  dio  Pofeei 
entrückt  sein»  gleichwold  kann  die  Polizei  weitgehende  Mft«TCgfhi 
gegen  dieselbe  aiis  Gründen  der  Soaitüts-,  SicLerhcits-  oder  SiU- 
liclikeita-Polizei  ergreifen.  Kann  nan  gesagt  werden ,  dass  die 
Vorechriftcn  des  Vereins-  uder  Versammlungsgesetzes,  wfl  *  ' 
BefugniäSti  der  Polizei  beschräukeu,  ein  subjoctives  Kct.^:  :, 
Einzeben  mit  der  Wirkung  begründen,  dass  eine  bo&tiniiDte 
AViUeus-  oder  Interessensphäre  desselben  gegen  Eingriffe  seitau 
der  Verwaltung  scblechibin  geschützt  erscheint  ?  Bildet  ßn 
geschütztes  Interesse,  oder  der  auf  dasselbe  gerichtete  WüJe  ilut 
Einzelnen  den  Inhalt  des  Rechtes,  so  reicht  das  Recht  dodi  om 
so  weit,   als    das   Interesse   wirklich  gegen   Eingriffe  jeder  Art 


*)  \j^\.  Entdcbciduu^  dea  Fretus.  Obervüru'alttuigvgericbtes  bei  JtBBX 
V.  Mktkiuen  titid  J&CODI  Hd.  VI  u.  56,  wovclUt  ^-^itgt  wird:  .(Lus  die  (V 
wülu-lcisluii];  tezw.  HcguluiiH  dt!s  Vänauimluji^srcclitcs  dunJi  Art.  SH  dar 
Vcrf.-Urk.  die  j\jiwirijiJung  der  allgeiupiDen  Gcsotze  auf  VersuDmhiDL-- ' 
atiaschliosst ,  Gouiit  also  auch  nicht  ein  Eiiuchrcltcn  der  Polizei  war 
duniiig  Av^  Zusammeutrittefl  von  VerturuntungeD  in  gcsohlotsenen 
oder  sur  BebclirSnkun^  donelbca  auf  mo  itcvimc  Zahl  von  Tbmhic! 
auf  Omnd  luidcnveitiger.  dorn  durch  jene  VorsclirifWn  fferesreltcn  üilii-i^ 
(l«i  V«rBaiiimluD((prw!htos  iiidit  Bugehörijpfu  gesetzHolien  )' 
dus  g  10  Tit.  17  Tli.  U  A.  L.-R.,  welcher  dor  Polwei  di.- 
erlegt,  nicht  cur  die  ÖfTcntlichc  Orduoug  in  der  AitsUbnitg  «i 
Inogartchics  zu  walircii,  sondcru  auch  darüber  hbiaus  VemusL.iiLtii^vij : 
Abwunduiig  dor  dem  Publicum  Wyorsteh enden  Gefabrcu  za  trt£iiiiL  INe 
Pollzeilitihördo  ist  aUo  heispieUweis«  uubvdenklich  (nr  befugt  zu  endM, 
vitui  Vunuuniiiluiig  vou  ciucm  Lokalci  fern  xu  halten,  dM  mit  dem  Eiariai 
droht  oder  vun  unstcukcndcn  Kraokheiteu  inficirt  iat,  und  nach  el^en  < 
GesichUpuuktcu  urscheinl  es  rccblUuh  zalJUsig,  dass  die  Poliz^ibebordi  * 
X'utentDhnier  einer  Vcntaminlung  die  ituncrato  Frenze  der  Zahl  voa  Du^ 
uelimern  angibt,  deren  InneluUtuug  sie  im  «icherheitepolizcDichun  Inl<nw 
zu  ern^ingon  genÖthigt  ist*  u.  8.  w,  —  Ächulicb  »,  a.  0.  IX  n.  57  aal  B 
n.  54;  au  letzterer  8t«Ue  helmt  ca:  „Indem  Art.  29  eutgt>^'cu  dem  frSxni 
Kecliuzuataude  lülgBuiein  das  Rei:bt,  sich  ohne  vorj^imgigu  obn^'kifitli^ 
£«rlaubuis8  in  gL'ouhlutRteueu  Räumen  za  versammeln  anorkeimt ,  nmtit  der 
urlbc  der  ticuetzgcbang  dea  Staates  gegenüber  Bnli-heu  Vi^nmaimliuigan  I 
eino  dcnuitge  AuBnahmeBtelhing  ein,  daw  die^clbeui  zugdaanm 
iiiüsötoü,  auch  wenu  das  Zusaminentreten  und  Vt-rweilen  von  Stfluelnni 
bcstinmitcn  Orten  odi'r  unter  bcaundcrcn  Vomosiictzuiigon  naeb  gar  atdk 
zur  Regung  de«  Versammlan^rcchtcs  erlassenen,  sondern  aodt»ai  OoUiUI 
m^pehüngeu  gusoUlichen  Vonchriftcn  unzoläsaig  crachiäDe." 


[gesichert  ist;   vom   StaDdpiinlcte  des  sein  Interesse  verfolgenden 
Snbjectes  des  Rechtes  erscheint  es  durchaus  gleichgütig^    ob   ein 
EingriS'  in  seine  Interessensphäre   aus   gewcrbepoLizeilichen  oder 
ans  feuerpolizeilichen  Uücksichtcn   erfolgt.     Oder  soll  sich  etwa 
dar  Inhalt   des   Rechtes  jeweilig   erst   aus  der  Gesammtheit  der 
che  Befugnisse   der  Verwaltung   umscltreibeudeu   Rechtssätze   er- 
geben, derart,  dass  das  lndi\iduaÜnteresse  nur  iosoweit  als  recht- 
I  Heb  geschützt  zu  gelten  hätte,  als  nach  keinem  dieser  Rechtssätze 
i  dne  Beschränkung  desselben  zulässig  istV    In  diesem  Falle  dürfte 
'man   sich  wohl  ganz  vergebens  nach  einem  (assbarea  Inhitlte  des 
Rechtes  umsehüD.     Die  herrschende  Meinung  geht  ja  doch  dahin, 
dass    insoweit,    als   ein    Rechtssatz   der   Verwaltungsbehörde    ein 
„freies   Ermessen*'    in   Rücksicht    der   behufs  AVahi-nelunung  des 
öffentlichen  Interesses  zu  treffenden  Verffigungen   einräumt,   von 
einem  subjectiven  Rechte   des  Einzelnen,   welches   einer   solchen 
Verfügung    entgegengehalten    werden    könnte,    nicht    gesprochen 
werden  kaiui^**);   das  Interesse,  der  Wille  du»  Kinzülncu  ist  abo 
E  insoweit  nicht  rechtlich  geschützt.     Da  nun  doch  nicht  behauptet 
I  Verden  kann,  dass  irgend  ein  Individualinteresse  derart  beschaffen 
[ist,  dass  der  Einzelne  niemals  in  die  Lage  kommen  kann,  dasselbe 
[unter  Umständen   reaüsiren   zu   wollen,    unter   welchen    die  Ver- 
I  valtungshehörde  zu  Eingriffen   nach  freiem  Ermessen  belügt  ist, 
(da   es   vielmehr  im  Gnmde   immer  von  mehr  oder  weniger  zu- 
Umständen  abhängt,   ob   das  individuelle  Interesse  gegen 
[das  öffentliche  nach   dem  Gesetze  aufkommt  oder  nicht,  so  er- 
[übrigt,    wenu   man   die  Gesammtheit  der  Befugnisse  der  Venval- 
[■tungsbehürde    dem  BUnzelinteresse   gegenübergestellt  denkt,   aucb 
oicht    das    bescheidenste  Änsmass   einer   gegen  Eingiiffe   absolut 
l^eschützten   Interessensphäre.     Darüber   wird   man   sich  keiner 
Täuschung  hingeben,  wenn  man  bedenkt,    dass   sich  ja  doch  die 
nteressen   der   Einzelneu    nicht   nach    den  Kategorien   der  ver- 
schiedenen Rechtsinstitute  differeuziren,  dass  die  gleichen  Zwecke 
^des    Einzelnen  in  den   verschiedensten   Beziehungen  des  Rechts- 
ebens   wiederkehren,    und    darum   auch   nicht    einer    derselben 

w>  BiHH   a.   a.   Ü.  S.  67  t  und  161;    v.  Sarwict  ,   Allgcm.    Vcrw.-R. 
f  in  MAr<iuardscDs  Ilandb.  S.  153;   Lökino,    Lehrbuch  d.  deutacfaen  Verw.-R. 
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Belli echthiii  geschützt  ist,  wenn  er  don  Schuiit  nur  kmft  urnl 
iunerhalb  eines  speciellen  Roolitsiustitutt-s  gciiiosst.  I):iä  Im'.-- - 
z.  B.,  welches  der  Kiiizelnu  iliirau  hat^  seinen  Aufentiiai'^ 
zeit  wocliscln  zu  künoen,  kommt  doch  gewiss  nicht  eiwa  nur  im 
Kalimen  des  Rectitainstitutes  der  Freiztigigkcit  zur  Sprache,  lud 
dieses  luteresse  ist  darum  auch  nicht  insoweit  als  BescbrÄakuii^ 
desselben  nach  dem  Freizügigkeitsgesetze  unzulässig  sind,  schledit' 
bin  geschützt,  wenn  die  VerwiUtungsbohördeu  zugleich  erraachtiip 
sind,  aus  Rückaichten  der  Sanitätspolizei  nach  freiem  Emuusen 
der  Bewegimg  des  Einzelneu  Schranken  zu  setzen.  Es  iül  m 
und  dasselbe  Individualinteresse,  in  welchem  eingegriffen  wiri, 
wenn  Jemand  auf  Grund  des  Frinziipigkcitsgosctzes  internirt, 
oder  wemi  er  im  Falle  einer  Quarautäiie  gehindert  wini.  'rio^ 
hestinimten  Ort  zu  verlassen.  ^H 

Nicht  mindere  Bedenken  erheben  sich   gegen  die    o1h;ii  dar- 
gelegte Auffassung  der  subjectiveu  Freiheits rechte,  wenn  man  dis 
Verhjlltniss,  welches  nach  dieser  Auffiissung  zwischen   der  Befag 
nisB  der  Verw;dtuiigKhchürde    und    dem  Froiheitsrechte   des  Ein 
zelnen  bestehen  soll,  mit  jonem   vergleicht,   welches  zwisrl 
Verwalttmgsbefugniss    und  dem  ausgeprägtesten   aller   sub,.  . 
Rechte ,   dem  Privatrechte    thataächlich  besteht.     Das  «ubjetür«; 
Freiheitsreclit   soll   jenseits   der   gesetzHchen  Grenzen  der  Er- 
mächtigimgen  der  Verwaltungsorgane  hegen ;  der  Rechtssatz,  «i4 
eher  die  Befugnisse  der  Verwaltung  umsclu*oibt,   soll  die  Gmi» 
schaffen   zwischen   dem  Rechte  des  Staates  ")   und    dem  Recht« 
des  Staatsbürgers.   Eingiiffe  in  die  Sphäre  des  subjectiTen  '■ 
erscheinen  darnach  als  schlechthin  unzulässig.     Darf  das  \ 
tungsorgan  in   die  Willens-   oder  Interessensphäre   des  Eini 
beschränkend  eingreifen,  so  ist  eben  insoweit  ein  subjectives 
des  Einzehien  nicht  vorhanden,  wie  umgekehrt   eben  nur 
dass  die  Behörde  nicht  eingreifen  durfte,   auf  die  Existeos  äinei 
sidyectivcn  Rechtes  geschlossen  werden  kann  ").  Gesetzmäs»i«< 


■•)  So  insb.  LöKiKO,  Lehrb.  d.  deuUcfaen  Verw.-R.  H,  IS. 

")  V.  Sarwkt  bemerkt  wohl,  bct  Bcsprochimg  der  Anaicbt  SfKUn'i' 
obon  nur  dadurcb,  doss  ein  aubjcctivos  Recht  verlcUl  wird,  wtr^  ^ 
Hiiodluug,  welche  ia  subjoctivo  lutcrosseo  tüigrcift»  eine  ot^^cctir  ndito 
widrige   (a.  a.  0.  S.  113);   beruft   sich  aber   duoh  andorerscits 


:    in    Jas    bubjectivo  Ilecht  yibt   es  lüemacb   nicht.     Wie 
-ßOBZ  audüre  liogt  di«  Sncho  in  Küclcsiclit  dos  subj(?t;tivirii  Privat- 
rechtes!   Es  unterliegt  gar  koinein  Zwt;ifclj  ditss  die  Verwaltuugs- 
rechtüsützo  die  Bohördo  vieliacU  zu  Eiugrifleu  in  subjective  Privat- 
[^rechte   erwäcbtigeu,   da&s   ein  auf  Grund  eines  solchen  Rechts- 
zcs  ergehender   Befehl    ein    zweifellos   cxistirondcs    subjectives 
iecht  tangirt,  indem  er  in  letzter  Folge  zur  Einschränkung  oder 
'!nty.ii'bung  dieses  Rechtes   führt.     Hiur    iilso  respcotiren   die  die 
jKrmäehtigungGu  der  Verwaltungsorgane   uniselu-eib enden  Itechts- 
26  offenbar  nicht   die  Frenzen  des  subjektiven  Rechtes,  noch 
iel  weniger  bilden  sie  etwa   selbst    die  Grenze    desselben.     Wie 
CS  nun  erklärt  werden,  dass  Ucchtasatzc  von  juristisch  durch- 
gleicbem  lulinit    in    dem    einen  Falle    ein  suhjecUvcs  Reelit 
begründen,    in  dem  aitdem  umgekehrt  die  Zulässigkeit  der  Ein- 
IBchräiikung  eines  solchen  schaffe»  sollen  V   Es  ist  freilich  möglicli 
;>er  diese  Incongruenz  hinwegzukommen,  indem  man  sagt,  dass 
neb  die  die  Vei-waltung  zu  Eingriffen   in  Privatrechte  ennächti- 
^endeu   Rechtssätze    miantastbai'e    subjective  Re.chte    begründen, 
[le  sicli  in  nichts  von  den  Freilieitsrechlun  uutüi'seheideu,  dass 
kraft  (Ueser  Rechtssätze  zu  dem  IVivatrecbt  noch  ein  öffent- 
Iches  sul:»jectires  Recht  hinzutritt,  dessen  Inhalt  das  gegen  Ein- 
griffe   der   Verwaltung   geschützte   Vermögensintor- 
58 e    des  Einzelnen    bildet  ")    und   welches   mit   den  Ermächti- 
iingen  ^r  Verwaltung  in  eben  jener  Wechselbeziehung  steht,  wie 
ie  Freilieitsrechte.   Nun  ist  es  aber  gerade  hier  besonders  klar, 
89   das  objectiv-rechtiiche  Fundament  eines  solchen  subjectiven 
chtes  niemals   der  die  Ermächtigung  für  die  Verwaltung   ent- 
haltende  Rechtssatz    sein    könnte ,    sondern    eben    nur   der   eine 

daraaf,  das»  die  Vorwaltungsrcchtsyrechimg  organisirt  werden  müisü 
'  StreitijjkeitcD,  in  wclcben  der  Vei'wallttng  die  Benifung  auf  «iu  nar.}i  dem 
}e8i*u  uuuutastbares  Kocht,  d.  b.  die  EmwuuUuug  der  Uclier- 
I  schrcitang'  der  dor  Vürwalluug  bcsii Jülich  dca  £iug;riffs  in 
^—Privatiuteresiieu  von  dum  Gesetze  gozogcueu  Grenze  entgegen* 
^Bgcitetzt  wird  (S.  159). 

^H  ")  Gcwissermosaeu  ein  das  Privatrecht  dci*  VerK-altimg  gcgcnübor  znr 

^BGeltimg  bringendes  Recht,   ein   droit   priviS  conitiderö  »ous  lo  point  de  vue 
admioistraitf  (Chauvkau  citirt  bei  0.  ÜIaye»  ,  Tlieoric  de«   Snsa.  Vorw.>£L 
-■S.  lOti). 
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ganerollc  Satz,  daaa  die  Verwaltuug  in  Privatrechte  nicht  o)m 
geaatdicUü  Ermächtigung  eingreifen  darf.  Dcnu  es  wird  ja  dodi 
nicht  emsthcU  behauptet  werden  woUen,  dasa  z.  B.  die  ßacbw 
des  EigentliÜmers  dann,  wenn  ein  Rechtasatz,  welcher  die  Behörde 
in  gewissen  Füllen  zur  Enteignung  bei*echtigt ,  nicht  hestünde, 
begrenztor  wären,  als  im  Falle  der  Geltung  dieses  Kechtsatzes, 
folgerichtig  auch  nicht,  dass  es  dieser  Reclitsaatz  ist,  dnrdi 
welchen  zu  dem  Eigen thumsrechtc  noch  ein  weiteres  Recht  hin- 
zutritt. Wenn  ein  solches  öffentliches  Individualrecht  ejdstirt,  w 
kann  es  nur  auf  dem  Satze  bendien,  dass  das  Eigcutliuin  nicht 
ohne  gesetzliche  Enuäclitigung  entzogen  werden  darf»  wahrcod 
jene  Bechtssütze,  welche  die  Ermächtigung  wirklicli  ertbcilen,  doch 
wieder  nur  die  Verwaltung  zu  Eingiiffen  in  die  Sphäre  des  suhjecliTöi 
Rechts  berechtigen.  Das  aber  soll  nach  der  herrschenden  Meiuußg 
bei  den  Frcilicitsrochton  durchaus  nicht  der  Fall  sein.  Woid  Icit« 
auch  sie  diese  Rechte  im  Grruude  auf  den  supponirten  Fowin- 
mentalrechtssatz  zurück,  dass  in  die  individuelle  Interessen-  oda 
Willenssphäre  nur  auf  (7i*und  gesetzhchcr  Ermächtigung  emgegnAu 
werden  dar!  Allein  ihr  ist  nicht  dieser  Rechtssatz  fflr 
sich  die  Quelle  des  subjcctiven  Rechtes,  sie  hält  Wehnehr  dana 
fest,  dass  das  suhjective  Recht  seine  Detemiiuirung  erst  dordi 
jene  Rochtssätze  erfahre,  welclie  die  Befugnisse  der  Venraltnug 
einzeln  umschreiben,  woraus  daim  von  selbst  die  absolute  Unas- 
tastharkeit  dieser  Rechte  fliesst,  eine  Unantastbarkcit  freilich, 
welche  nichts  anderes  ist  als  die  Consequenz  der  vollste 
Abhängigkeit  des  ümfanges  des  subjcctiven  Rechtes  \oi.  u... 
die  Befugnisse  der  Verwaltung  nürmireuden  Rechtssätzen  und  auf 
welche  die  Theorie  wohl  gerne  verzichten  wollte,  wemi  sie  dafir 
den  Er oiheitsr echten  die  volle  Selbständigkeit  der  PrivatrechW  m 
gehen  wüsste  '*). 


")  Hie  Dud  du  kummt  wohl  dtir  Ged&uke  xuni  Durcbbrucb,  di»  vaek 
iu  diu  Siibärc  der  öflfciitlichcD   subjcctiven  Bcchu!  EiDgriiCe  der  Vemdliflif 
ziiliisoijf  ninü,  so  wenn  Baue  (Rechtsstaat  S.  35)  sagt:  iowcit  du  Reclit  6a 
(hiucnn&TimhaSt    rvicht,    in    die   Kechtsopfanro    ihrer   Aniteb«"! 
ifTüiti:)!,    müijflu    ihr   das    gegtiulibersteheudc   indivldti 
reichou.    Auch  v.  SjUIWET  (S.  79)  spricbi  von  KuläBsigen   Kinjnin 
Verwaltung  in  die  ItechtttsphÜre   dun  Kinzclacu.    Ks  h\,  frvilich  ir-'^- 
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Die  Vertreter  der  herrschenden  Lelirc  berufen  sich  nament* 
Seh  gegenüber  Gruber  uud  Gneist,  welche  die  Existenz  der  hier 
in  Hede  tstehenden  subjcctiven  Rechte  überhaupt  in  Abrede  stelleu, 
mit  Vorliebe  darauf,  dass  die  Gcsetzgebuug  Uborall  subijectiTC 
Rechte  dieser  Art  auerkemit,  und  dass  die  Verwaltungsrecht- 
[irechung  iii  den  meisten  Staaten  ganz  allgemein  auf  der  Voraus- 
VOQ  subjectiven  Hechten  beruht,  welche  den  Befugnissen 
Verwaltung  gegenüberstehen.  Dieser  Einwurf  ist  nicht  un- 
adet,  allein  auch  diejenigen,  die  ihn  machen,  bettnden  sich 
jnit  ihrer  eigenen  Auffassung  keineswegs  im  Einklang  mit  der  po- 
tiven  Gesetzgebung.  Während  Jene  konsetiuenterweise  in  jedem 
widrigen  Eingriff  in  die  Interessen-  oder  AVillenssphäre  des 
zelnen  die  Verletzung  eines  subjectiven  Rechtes  erblicken 
müssen,  Gesetzwidrigkeit  und  Verletzung  des  subjectiven  Hechtes 
^Iso  fiir  sie  in  Eines  zusammenfallen  '^),  stellen  die  Gesetze  über 
BTerwultungsgerichtabarkeit ,  insoweit  sie  für  die  Compctcnz  der 
H^erwaltungsgerichte  einen  allgemeinen  Grundsatz  aufstellen ,  fast 
Husnahmlos  ein  subjectives  Hecht  uDd  die  Verletzung  desselben 
^uurch  einen  gesetzwidrigen  Act  der  Verwaltung  als  Voraussetzungen 
der  Verwaltungsklage  hin.     So  hat  nach  §  2  des  osteiT.  Gesetzes 

dabei  Dicht  nur  an  EingnlTG  iu  Privatrcclito  gedaoht  wird;  denn  im  AU- 

cincu  bctoDt  goradc  Sjlbwkv  am  cDt»chiedcii8tcn  dio  Unantastbarkoit 

durch   das  Verwaltuogsi-celit   i,   c.  S.   begründcteu   subjcctivcu  RochU) 

pDurch  den  als  VorwuHungBi-ccht  i.  ©.  8.  bezcichuolcu  Tht-U  de»  ÖffentUcheu 

echt*"«  wprdcn  bestimmte  lutenisseu  der  Einzelueu  von  dem  Gesetzgeber 

lit  der  Absicht  uud  der  Wü-kimg   (^escbülxl,    doss    sie  unbt'dingto  Gel- 

^UDg  auffa    dem  WiUeu  der  SUietsorgane  gogcnübor  Imbcn.''     S.  73.    Dm 

^erwaliungsrccht  i.  e.  S.  cntbliU   ^die  Bestimmung  diTJüuigcD  RechbtspfaKre 

Einzelnen,  irclolie  auch  gegenüber  den  koUidirenden  Forderungen  des 

Jichon  IntereM«!   als  unantastbar   «ohluchthin  zu  auhteu  iBt.' 

6). 

'*)  "Wton  T.  Sahwey  sich  gegen  die  Annahmo   kehrt,  das  Ubjcct  dur 

ehtspreuhung  jede  Verletzung   iigend   eines  Thcües   der  Hechtsordnung 

(8.  &ö),  BO  iivakt,  er  dabei  doch  nur  daran,  dass  «rsteiu  einu  Verletsung 

I  Thüilea  de«  Ven^•ali^^lgs^cchtes,  welcher  positiv  dio.Walinmjj  de»  öflcut- 

lien  lutercflHeH  zum  UegtiDAtande  hat,  der  luetruetjou,  aieht  Object  der  Hccbt- 

precbuQg  »ein  koiiu  (S.  t>8  und  4I*>),  uud  doJss  zwciteua  die  Roeht^prcohuug 

uf  dem  Uebiete  des  ütTcntÜclicn  Rccbtes    ubeoiio    wie  auf  dem  ücbieto  des 

PrxTatrtfebt<.>8  die  Aurufuug  der  Behörde  ron  Seiten  dea  Vorleteten 

aoasetst  (ä.  78). 
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vom  S2.  Oct.  1875  der  VerwaltuiigSRerichtahof  in  jenen  Fällim 
zii  erkouueu,  in  denen  Jouiaiul  durch  uine  geaetzwidrigo  EntÄcli« 
düng  oder  YcrTügUDg  einer  Vorwaltungsboliördc  iu  Bcineni  Kocbt« 
verlctat  zu  sein  beliauptet  '*).  Nach  Ai't.  13  des  Württeml), 
Gesetzes  vom  16.  December  1876  steht  die  Verwaltungsboschwente 
dumjcaigou  zu,  welclicr  behauptet,  diiss  <Uc  ergangene^  auf  Gründa 
des  öffentlichen  Rechtes  gtatützte  Entscheidung  oder  VerfÜgm^ 
reclitlich  nicht  begründet  nnd  dass  er  liiodurch  ui  emcm  ihm  ni- 
slelieiuh'n  UeoUte  verletzt  sei.  Aji  deniselheu  Princip  halten  öbcr- 
liuupt  in  KUcksicht  der  hier  allein  in  Kode  stehenden  EUjigriffe  der 
Vorwaltiuig  in  die  SpbSjo  des  Einzelnen  —  also  insbes.  der  Potiüch 
Verfügungen  —  vielfach  auch  jene  Geaetzgebmigen  fest,  wdcl« 
die  Enumerationsmethode  befolgen.  Auch  die  Proussiscbe  üfr 
setzgcbung  gibt  der  Polizeivernigung  gegenüber  die  Knumerations- 
nieüiode  auf  und  stellt  in  §  127  (resp.  130)  des  Landcsverwaltungs- 
gesetzes  vom  30.  Juli  1883  in  Uüoksicht  der  ZulÜsngkeit  der 
Verwaltungsklage  gegen  solche  YcifUgungon  einen  Grundsatz  md, 
welcher  gleichfalls  das  Element  der  Geselzwidrigkcit  (Nicht: 
düng  oder  unrichtige  Anwendung  des  bestellenden  Kt-t-l.  ., 
bcziebnngäwei»e  Mangel  der  tlmt^ächlichen  Yoraussetzangtn 
der  Ermächtigung  zum  Erlasse  der  Yerfligung)  und  jenes  der 
Verletzung   eines    subjectiven  Rechtes   auseinanderhalt ").     IC* 


")  Andora  frciLch  Art.  3  lit.  b.  dca  Staattgnmdgeectzca  über  die  Eir 
srtxung  eines  ReiuluguncLteii ;  tiiur  iut  nicht  tod  OBsetzwidrigkcit  i!er  Vcr- 
nigiing,  soiiUem  uiir  von  der  Verletzung  oities  daroh  di'o  Vcrffusiiug  genhr- 
l(?i»tc>tcii  politUulii'u  Kectitus  die  Rede.  Dtu'micli  küuutti  ei  8ch<<iDuii,  da* 
weuigsteus  dieac  R«chto  schlechthin  unantastbar  sind,  daui  c»  hIki  gCMU* 
niäfläigc  Eingriffe  iu  dieae  Rechto  nicht  ^^bt,  da  ja  »onst  die  OoaetKwyii* 
keit  aot'h  liier  hatte  betont  worden  müssen.  In  der  That  ist  bezä^cb  tat- 
zeluer  dieser  Recht«  jede  nicht  schon  in  du  Staatsgmndigcaeti  ober  die  tH- 
gcmoinen  Rcohto  der  Staatsbürger  ausdrttcklioh  «dgeuomraeno  (also  im 
durch  diuiselbe  begründete  Hecht  selbst  schun  abgi-cnzcndt)  Busoh'- 
d.  i.  die  Zulassung  oder  Begründung  eines  aolchen  durch  CIcsetJt  (ohi.^  ■< 
fassnngsändoning)  ansgeeclilosseu.  Dass  dies  uioht  aasnalimslos  der  Fall  >c 
wird  weiter  anten  eor  Sprache  kommen. 

")  DasB  auch  in  §  127  Z.  2  A,-U-V.-G.  die  VctIbUobj  oiass  wbjofr 
tiven  Hechtes  vorausgesetzt  wird,  betont  v.  Stengel,  Orgma  der  Fnow.  Vo«- 
S.  473,  474.   —  Dass   MNichtwiwcnduug  oder   imriohtige  Aiiwimdaiijt  «kr 
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pntigprer  Siclierhpit  lässt  sich  ein  Gleiches  von  der  bayerischen 
Sesctzgebung  behaupten :  gleichwohl  fijiden  sich  ganz  bestimmte 
ÄnhaltspnnMe,  welche  dafUr  sprechen,  das«  auch  fUr  sie  im  Falle 
eines  Eingriffes  der  Polizei  in  die  individuelle  Interessensphäre 
CTCsetzvcrletziuig  und  Verletzung  eines  subjectiven  Rechtes  nicht 
losammen fallen.  Die  bayerischen  Staatsreclitsl ehrer  sind  einig 
darüber,  dasa  die  Verwaltungsklage  nach  bayer.  Rechte  bedingt 
ist  durch  ein  subjectives  Recht  auf  Seite  des  Klüvers  ")  und  es 
wird  auch  nicht  an  der  Absicht  des  Gesetzgehers  gezweifelt,  alle 
Streitigkeiten  über  ÖflTcntliche  Rechte  und  Pflichten  der  Judikatur 

fT  Verwaltungsgerichle  zu  überweisen.     Nun  lässt  aber  das  Ge- 
tz  nur  fiir  fine  relativ  geringe  Anzahl  von  Fällen,    in  welchen 
sich   um  Eingriflfe    der  Polizei    in    tlie  Sphäie    des  Einzelnen 
handeln  kann,  die  Verwaltungsklage  zu  **),  ungeachtet  gewiss  nicht 

Krkannt  wunle,  dass  Gesetzvorletzimgen  auch  in  anderen  Fällen 
cser  Art  vorkommen  werden.  Der  innere  Grund  dieser  Ein- 
schränkung kaim  nun  föglich  in  nichts  anderem  gesucht  werden, 
als  darin,  daäs  der  Gesetzgeber  davon  ausging,  dass  in  bestimmten 
Fallen  durch  eine  gesetzwidrige  VeriUgung  ein  subjectives  Recht 
des  Einzelneu   verletzt  werde,   in   anderen   nicht  ^''}.    Damit  ist 


Ge«ol2c'*   Ro  viel  bedeutet  als  ^Gesetzosverletzung* ,   darüber  Pr.  O.-V.-O. 

Cn.  17. 
»")  M.  Seydel,  Bayer.  Slaatw.  TT  8.  439;  Kium  in  v.  V'6t\»  Ooseltg.  d. 
.  Bayern,  Zweiter  Theil  IX  8.  27;  Kahb,  Daa  baycr.  OcbcIx  über  die  Br- 
hchtuu)^  tiinr'fl  VerwaltuagsgerichtahofoB  8.  13&. 

'«)  TiiGb.  AH.  8  Z.  3,  4,  «,  B,  10,  18  nnd  Art  10  Z.  Ift  dos  OeMtces 
vom  8.  August  1878. 
■        ")  In  dieser  Üeberzeujrtmg  winl  man  dadurch  bc'stiirkt,   dass  die  Ver- 
^raltnngsklage  thatsädilieh  nur  in  jenen  FäUen  sugeUsscn  erscbeinl,   in  wel- 
chen nach    den    weiter    unten   danEulcf^eoden  ßeaicttapunkte-n    zn-eircUos  ein 
^uhjecÜTes  Hecht  vorliegL  ^  Ea  kann  nicht  eingewendet  werden,    dass  die 
'^Folizci  überwiegend  nach  ihrem  Krmcssen  vorgeht    ^^^d    dass  üben  daram 
die   VerwaltongaUago   gegen   polizeiUchc    Verfügungen   nur  ausuahmswoiae 
Platc  grfift.    Denn  das  freie  Ermesse»  der  Polizei   ist  nirgt^nd»  ein  abunUil 
nnbenchrüiiktcs ,  und   eine  Verletzung  dieser  Schranken   kann   überall  vor- 
kommen (vgL  Krais  a.  a.  O.   S.  28  iintoD).    Der  Umstand,   dass  eine    Er- 
metmufrage  vorließ,  begründet  ühenlieB  nach  bayer.  Rechte  an  und  für  sich 
nicht  die  Unzuständigkeit   des  ViT^saltungiff^richtahofea ;   auch   in   den 
rdicisem  Qcricfat«bofe  «ngewieaenen  Fällen  können  ErroessensK'agen  vorliegen, 
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aoerkaimt j  duss  die  Gesetzwidr^keit  der  Yerfägang  an  und  ff-r  ><i'^i> 
noch  nicht    gleicbbedtutcnd    ist  mit  Verlotxung  eines   tnih; 
Rechtes'"). 

Angesichts  dieser  gesotÄlichen  Bestimmiui^^on  wird  iü  i.i 
dem  Öcbluasc  geleitet,  dass  die  sog.  Froilieitsre<!hte,  sowti!  -:■ 
überhaupt  bestehen,  ein  objectiv  röclitUcbcs  Fundament  Iahen 
müssen^  weldies  mit  den  die  Ennüchtipung  der  Verwaltimg  enl- 
hnltenden  Rechtssätzeii  niciit  ideiitiscli  ist.  Tm  (jruude  schräU. 
wie  bereits  hervorgehoben  ^vnrde,  auch  die  herrschende  Lebrp 
diesen  Rechtssätzen  die  Wirkung,  sulijective  Rechte  der  StutS' 
angchüngcn  zu  begründen,  nur  d.'iruin  zu,  weil  dit^e  RecbtasÜA- 
mit  der  Knnächtigung  /.ugleicli  iimh  die  Greuxe  der  Krmüchtiguu 
eutholteu,  weil  also  jede  solche  Norm  durch  den  Satz  ergänzt  ni 


in  difsfm  Falle  ist  aber  (wie  Kn\iB  a.  ä.  O,  S.  47  riehtÖR  aiwfnlirt)  die  Bt 
schwcrdc  nicht  wegen  UnzaatBniligkcit,  sondern  wegen  inatiTinllct 
ürnadlosigkeit  abzuwcis(>n. 

"}  Das  frnnzöeischc  Recht  kommt  hier  nicht  tu  Botracbt»  erstem  «sl 
eine  geseUliche  Be^^onzung  des  acW  du  coutentienx  mau^t-'It,  und  tveitna 
weil  fiir  uuh  überhaupt  nur  Eiu^ifie  der  Polizei  in  die  individuelle  WiUratf- 
MpfiEre-  in  Krage  kommen,  mwli  fninr^'iaischeni  Recht  abur  xeijcn  Vulisrwa» 
regeln  die  nnlenthche  Verwaltun^sklai^  nicht  zugelassen  iat  (Battuv,  ?kc> 
du  coum  de  droit  public  et  adm.  S.  S46;   von   den  Ansnahmeu  wini  «cikr 
unten  die  Rede  sein).    Wie   gef^en  aUc  Acte  der  Verwaltus^behanlü  km 
allerdingM    iiurh    ge(fen  PoHxciverfiij^ungen    der    remiitr»    pourf 
|)  II  UV  dir   nn  den  StaatsraUi  ergrüben    werden    (Piuii)rfcs>Foiiftafc ,    i  i 
droit  adm.  S.  724;  IJDCROCq,  Coum  de  droit  admiu.  S.  365)  allein  dWw  br 
ichwerde  setzt  eben  nicht  einen  acte  du  cuntcaticux  voraus  (vgL  U.  Mjina 
a.  a.  O.  S.  110   u.  Batuix  a.  a.  0.  S.  343).   —   Die   franiosiiohe  Thnuru 
utelil  der  in  Deutecbland   vorherrschenden  AiifruMsung    »ehr    ni.' 
Vorliaiidenitein    eines   acte   du  contentieux    ««t/^n    die    frKD7^*>-<i 
r)^ch(.*ttehn^r  ein  droit  acquia  vornu»,  weldies  durch  einen  VenratuitipKt 
vorklzt  wurde,  oder,  wie  Otto  Mavsm  richtigstellt,  verletabar  ut  (BinB 
Bagt:   «ai  l'aott;  odminifitratiT  bleoae  un  droit  acqiiia,   alurs   In  rueoun  tum- 
tontioux  est,  cn  gcni?ru],  admis.   a.  a.  0.  H.  344);    ein    droit   lc«Ö   winl  ibir 
nnob  Hphon  in  allen  Füllen  nngenonunen,  in  welchen  durch  dra  Venvaltsnir 
act  ein  Ocsctc  verletzt  wurde  («il  y  a  droit  acquia,  chaeffue  foia  qoe  l'icu 
ou  lä  fiut  contre  loquel  od  r^cJame  a  ^te  accompli  au  ucpris  d'une  ubiif»- 
tbn  legale  do  Tadministtration",  pRAnifcn-FonfEKl:  u.  a.  O.  B.  676*  nuch  U- 
BÜmmter  VrviKn,   citirt  bei  O.  ÄUrBtt:    «tonte   loi   qui   pose   une  rigl»  * 
deeiaion  pout  donncr  ouvcrture  A  un  di^bat  contcntiflux"). 


aenfren  ist;   dass  das  Befehlen  und  Verbieten  Über  diese  Grenze 
hinaus   unstattliaft   ist.     Leztercr  Sehlnss  ist  im  Ganzen   richtig, 
irrig  scheint  mir  nur,  dass  dai-auf  allein,  ohne  jede  weitere  Vor- 
BUssclzung   ein    subjectives  Kecht    gegründet   werden   wül.     Die 
Bttincipiellc  Geltung  jenes  Satzes  für  den  Rechtsstaat  ist  nicht  zu 
BezweilVln,  allein  es  ist  doch  otfenbar  zu  weit  gegangen,  und  stellt, 
wie  dargelegt,  nicht  im  Einklang  mit  der  positiven  Gosctzgobnngj 
verm  diesem  für  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  geltenden  Princip 
die  Bedeutung  eines  subjective  Rechte  der  Staatsbürger  begrün- 
denden Rechtssatzes  beigelegt  wird.     Nicht  aus  einem  postu- 
lirten    Princip,    sondern    nur   aus   einem   positiv   gegebenen 
Rechtssitt'/e   können   subjective    Rechte  abgeleitet  werden.     Niu' 
dann ,    wenn   aus   einem    positiven  Rechtssatze   die  Absicht   des 
Gesetzgebers,  ein  subjectives  Recht  anzuerkennen,  bestimmt  licr- 
vorleuchtet,    wird   ein  solches  Recht  des  Staatsbürgers  behauptet 
jrerden   können.     Sowie    man    aber  das  Requisit   der  erkenn- 
baren Absicht   des  Gesetzgebers   überhaupt   in's  Auge   fasst, 
wird   man   sich   auch  nicht  der  Bedeutung  der   Thatsaehe  ver- 

C essen  körmeu,  dass  überall  die  Gesetzgebungen,  u.  z.  tiber- 
end  die  Verfassungsgesetzc  in  Rücksicht  bestimmter  Bezieh- 
ungeu  zwischen  Verwaltung  nnd  Staatebürger  den  Satz,  dass 
innerhalb  dieses  Gebietes  Beschränkungen  des  Einzelnen  nur  in 
den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  imd  Formen  zulässig  sind,  als 
Konn    ausdrücklich    aufstellen ,    beziehungsweise    in    bestimmten 

t deren  Fällen  ausdrücklich  von  einem  der  auf  Verwirklichung 
B  öffcnthchcn  Interesses  gerichteten  Thätigkeit  der  Verwaltung 
genübcr^tehcndem  Rechte  des  Staatsbüi^ers  sprechen.  Die 
hatsache,  dass  rücksicbtlich  einzelner  Gebiete,  in  welchen  KoIH- 
loncu  zwischen  den  Anforderungen  des  öffentlichen  Interesses 
od  dein  Interesse  des  Einzelnen  in  Frage  stehen,  derartige  Be- 
stimmungen ausdrücklich  geti^ffen  werden,  rücksichtUch  anderer 
bingegen  nicht,  kann  juristisch  nicht  bedcutmigslos  sein.  Erwägt 
man  nun,  dass  der  Gesetzgeher  unhezwoifelte  subjective  Rechte, 
wie  die  privaten  Vermögfiisr echte ,  der  Verwaltwig  gegenüber 
principiell  gleichfalls  in  der  Weise  zur  Geltung  bringt,  dass  er 
in  Rücksieht  derselben  eben  auch  den  Rechtssatz  aufstellt,  da^ 
eschränkungen  nur   auf  Grund   gesctzUcher  Ermächtigung   zu- 
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lässig  flinclj  sn  (klangt  nuin  zu  dorn  Scblus&o,  dass  (riuerseiU  uiil 
der  uiHdrücklichen  Ausdehnung  diesos  Gruudäatees  auf  anden 
BcziehungDu  zwischen  der  Yerwaltmig  und  dem  £inzebca  die 
Gleicli Stellung  des  hn  8pielo  stehenden  Interesses  mit  den  Var- 
mögcnsrcchtou ,  also  die  Anerkennung  eines  äubjoctiveo 
Rechtos  intendirt  wini,  andererseits  damit,  dass  in  bestimoiiai 
Beziehungen  ausdrücklich  von  einem  Rechte  des  StaatsbtirgOT 
gesprochen  wird,  nichts  anderes  gesagt  sein  will,  als  dass  eben 
jeuer  Grundsatz  auch  für  dieses  G^hiet  Geltung  hat. 

Ist  diese  Sclüussfolgerung  richtig,  so  ergibt  sich  folgendo. 
Weder  die  Rechtssütxe,  welche  die  Ermächtigungen  der  VeroJ- 
tung  zu  Eingiiffen  in  die  WilleJis*  oder  Intei-essensphäre  desGio- 
zelnen  uinschreihen ,  noch  auch  das  Princip  des  Recht£staittef, 
dasa  solche  Eingriffe  nur  auf  Grund  eines  Rechtsaatzes  statttUidtn 
dürfen,  noch  endlich  jene  Rechtssätzc  im  Verein  mit  diesem  TV 
bilden  das  objectiv  rechtliche  Fundament  der  suhjectiven  Fi 
rechte  der  GimtelnenT  dem  Staatsangehörigen  steht  rielmehr  dtr 
auf  Verwirkhchung  des  öffentlichen  Interesses  gerichteten  Thätig 
keit  der  Verwaltungsorgane  gegenüber  ein  subjectives  Recht  nur 
dann  und  nur  insoweit  zur  Seite,  als  Tür  bcätimmt«  Pällo  von 
Kollisionen  des  ÖffentUclien  und  privaten  Interesses  jenes  Prtnd|i 
des  Rechtsstaates  in  einem  positiven  Rechtssatz  Aus<lruck  ge- 
funden hat.  Damit  soll  selbstvcr&tilndUch  kcincswc^  gesagt  seia, 
dass  in  Fällen  anderer  Art  die  Verwaltung  im  Rechtsstaate  aDts 
dürfe,  was  ihr  nicht  durch  Gesetz  ausdrücklich  untersagt  ist. 
Es  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Verwaltung  überall  der  gewitr 
liehen  Ermächtigung  zu  ihren  obrigkeitlichen  Akten  bedarf.  Allan 
daraus  folgt  nicht,  dass  ihr  der  Einzelne  auch  übenJl  mit  eiMOi 
Bubjectiven  Rechte  gegenüber  steht.  Insoweit  die  Absiebt  des 
Gesetzgebers,  ein  solches  Recht  anzuerkennen  nicht  zum  Ao* 
diiick  gelangt  ist,  enthält  jenes  Princip  des  Rechtsstaates  ßUa 
nur  eine  Diroctive  für  die  Ausübung  der  Staatsgewalt.  Bw 
Verfügung  ohne  gesetzÜche  Ermächtigung  erscheint  dann  pcm» 
als  eine  Verletzimg  der  Aratsplhcht  seitens  der  Behörde,  ;ds  m 
ohjectiv-reclitlich  unzulässiger  Eingrifi"  in  die  Splifiro  des  Kiviidnea^ 
welclien  dieser  mittels  Beschwerde  bei  der  Iiöliercn  VerwalCmigf' 
hehörde  anfechten  mag.     Will  nmn,    wie  LOnlno  tlmt,   um  i*T 
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liclit  (l(?r  Behörde  willen,  die  an  sie  gerichtete  Beschwerde  zu 
prüfen  und  dem  Gesetze  geroiisä  zu  bescheidenj  von  einem  Reclite 
der  B«schwerdefUhiiu)g  8])rcchen,  bo  ist  dagegen  nicht  viel  einzu- 
wenden; allein  dieses,  auch  der  durchaus  gesetzmassijren  Ver- 
fügung gegenüber  geltend  zu  machende  Kecht  ist  auch  alles,  was 
demjenigen  zugestanden  ist^  der  seinen  Widerspiiich  gegen  eino 
Verfügung   nur   auf  die  Gesetzwidrigkeit  derselben   zu  stützen 

*ennag.") 

9  Die  wichtigste  Oonsequcnz,  die  sich  aus  dem  Gesagten  ergibt, 
ist  aber  die:  dnss  Inhalt  und  umfang  jedes  einzelnen  der  Üfient- 
lichen  Peraoneiireclite  eben  nur  nadi  dem  für  die  bestimmte  Art 
Ton  Beziehungen  zwischen  Venvalttmg  und  Staatsbürger  geltenden 
fundamentalen  Roclitssatz  »ich  bestimmt,  mit  welchem  die  Ab- 
sicht, ein  snbjectives  Kccbt  anzuerkennen,  zum  Ausdruck  gelangt, 
und  dass  die  sohia  etwa  erlassenen  Gesetze,  mit  welclien  die 
Knnächtigungen  der  Verwaltung  in  diesem  bestimmten  Gebiete 
unmchrieben  werden,  zu  Eingriffen  in  die  Sphäre  subjcc- 
tiver  Rechte  ermächtigen,  keineswegs  aber  diegesctz- 

*cbe  Grenze  dos  subjectiven  Rechtes  selbst  bilden. 
Die  Verwaltungsrecbtssätze,  welche  die  Befugnisse  der  Ver- 
waltung zu  obrigkeitliclien  Acten  enthalten,  haben  den  Frciheits- 
rcHjhten  gegenüber  eben  jene  Bedeutung  wie  gegenüber  den 
Privatrechten.  Sie  begründen  keine  subjectiven  Rechte,  sie 
grenzen  auch  keine  Rechte  ab,  sie  schaffen  vielmehr  im  Gegen- 


■■       ")  StAtr  intcresBant   ist  in  diesor  Bmohiiug  die  heroit«  citirto  Eatscb. 

Hp  preow.  O.-V.G.  a.  ».  O.  II  n.  fiV.  Es  wird  Uier  die  Vi>rwhic(leDheit 
der  La^e  erörtert,  in  wcIcIiit  sich  einer  und  di'rselKeu  polizeilichen  Ver- 
fBgung  gpgeuüber  einerBeitu  derjenige,  dem  ein  Bubjectives  K^clit  zur  Seite 
«teht,  andprcnteits  der  Interessent  befindet,  der  rieh  nicht  auf  ein  aubjeotiireB 
Recht  ■iübicii  kann.  Dabei  ^rd  betont,  daas  ein  Intereascnt  ein  subjeeUvee 
Rpdit  lüeht  daraus  herleiten  kann,  dosn  eine  Norm  besteht,  welche  die 
voD  ihm  geltend  gemachten  lutereeBCD  zu  Hcbützcn  bestimmt 
isU  «Sein  Interesse  steht  wie  das  der  Uesammtheit  Icdiglicb  nnter  dem 
al1g4<meiiien  Scbutxe  einer  geordneten  VcrwaUnn^i;;  er  kann  dasselbe  durch 
Hinweisung  der  Polizeiverwollinig  auf  das  GoBetx,  dundi  Anzeige  von  Zu- 
vriderhandlungcn  und  durch  Beschwerden  im  VcrwaIluo;iiwege  xur  OelUing 
KU  bringen  versuchen.  Eine  Klage  steht  so  wenig  ihm ,  wie  irgend  ein«im 
unbüthciligtcn  Dritten  za. 
Archiv  iör  MTf-nUIdioB  Backt.  IH.  i.  33 
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theil  fijr  die  Verwaltungsorgane  die  rechtliche  Möglichkeit,  rat» 
bestimmteu  Yoraussctzuugon  und  mit  Beobachtung  bestimmter 
Fonuen  rechtlich  geschUtzto  (ideelle  oder  nmtorielle)  Güter  der 
Einzelnen  zu  ächniäleni  oder  zu  entziehen^*). 

Vom  Standpunkt«  dieser  Auffassung  lösen  sich  alle  Be<IenkL'n, 
zu  welchen  die  Kingangs  erörterte  Auflnstiung  In  KQckaicht  ds 
sog.  Frcüieitsrecbtc  Anl;i.ss  gab. 

Mun  siL-ht  bicl)  nicht  mehr  jener  Unfhssborkeit  dea  rechtlich 
geschützten  Gute»  gegenül>ergeätellt,  von  welcher  oben  geeprodieo 
wurde.  Das  reclithch  geschützte  Gut  (mag  dabei  die  WiBens- 
frcihcit  oder  das  individuolle  Interesse  betont  werden)  empfiogt 
seinen  Umfang  ledighch  durch  den  das  subjective  JUicUi  auer- 
kennendcn  Rechtssatz,  und  wird  durch  keinen  der  dio  Ennäch- 
tigungen  der  Verwaltung  outhaltenden  RochtssUtzc  taugirt;  ee 
besteht  ungcschmälei-t  fort,  bis  im  concrctcu  Falle  dio  ßeliürrk 
von  der  Ermächtigung,  in  die  Sphäre  des  subjective«  Rechtet 
eiruugreifeu  und  damit  das  Rechtsgut  zu  schmälern,  Gri*bnui<ii 
imicht,  äluüich,  wie  das  Eigcnthumsrecht  ungeaclitet  der  gesutx- 
liehen  Emijlchtiguiig  zur  Expropriation  oder  der  gesetzliches 
Vorscluiflen   über  die  8teuerpfUcht  u.  dgl.  angeachnüUert  fbrt^ 


")  JSa  wurdo  beniti  «uf  eiao  AensBorung  Bäb&'b  hmgewiescoi  mb 
weldier  die  oben  vertretene  Anttchatiung  vonitonmen  ««"eiulmr  «mm  Üf 
meint  nnd  die  Worte  BÄtm'»:  „Jede  Gt^nunsenscliafl  hit  du  Rocht,  in  gv 
wimem  Hnssc  in  die  Ilcchtssphäre  ihrer  ADgehbrif^cn  oinzugrctfpn.  Sowni 
ihr  Recht  dazosti^ht,  muss  ihr  das  goi^ciiillicr  stebündo  indi\iducl1i>  Rprlil 
weicliCD.*'  80  ventehe  auch  ick  daa  Yerliältni».  BÄU&  Tilgt  aber  frrütA 
sofort  hiiuD :  MUeberschroitet  sie  dagegec  jeue«  Mas*,  so  wird  dadorth  d« 
individueUo  Recht  vorletzt.*  Damit  ist  abo  dotdi  wieder  dar  Aoftunm 
Kaum  gegeben,  dass  dos  iadividucllc  Recht  selbst  durch  die  VoÜciaAl«" 
der  Vcrwaltaug  abgegrenxt  üt,  dass  e«  ahw  geietismItsBige  Eingriffe  m  il» 
Sphäre  dea  mibjectiven  Rochtes  (Privatrechte  tnjuier  BusgenommciiJ  om^ 
Ifibt.  £&  muBs  &eilich  gleich  hier  bemerkt  werden,  dau  von  omer  Vcr* 
Intzung  des  ProiheitsrechteR  durch  einen  gesetxmJLuigen  Yennitaiipait 
allerdings  nicht  wohl  zu  sprechen  ist,  da  daa  Recht,  wolchoa  der  Bhadv 
der  Veru-altiing  g'*geDUbor  hnt,  wie  weiter  miten  m  tcigen  lein  wird,  <II^ 
geachtet  aitcr  Eiu^r^üTe  in  die  Sphäre  des  Individuuuu  immer  ongeiKhinilirt 
foKliestcht.  lyagogcu  kann  allcrdinga  dai  dtnxrh  dieaiM  subjoatm 
gcschtttztü  Üat  dtiB  Kiuzeiocu  durch  einen  voUatäudJg  geaetcniMrigen  jUti 
Verwaltung  geschmälert  wui'den. 
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stellt,   uisoloiige  eine   Expropriation  nicht  erfolgt,   der  Steuer- 
Mrag  Dickt  cingebobea  ist. 

Diese  Äufiaestmg  lÄsst  es  ferner  erklärlich  erscheinen;  wamm 
oben  erwähnten  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Kompetenz 
■  Verwaltungsgerichtc  die  Gesctzvidrigkeit  einer  Vertügimg  nud 
Verletzung  eines  »ubjcctiven  Kechtes  auseiuanderhulttin  und 
jedes  dieser  Momente  als  selbständige  Voraussetzung  der  Ver- 
^uUtongsklage  hinstellen.  Der  Rechtssatz,  auf  welchem  das  sub- 
(ctive  Recht  berulit^  \»t  eben  ein  anderer,  als  jener,  welcher  die 
Grenzen  der  Befugniss  der  Verwaltung  umschreibt.  Ist  ein  be- 
stimmter Rechtssatz,  aus  welchem  die  Absicht  des  Gesetzgebers, 
subjectives  Reclit  des  Ehizelncu  anzuerkcmieu,  erschlossen 
rden  könnte,  nicht  nachweisbar,  so  ist  auch  durch  eine  gesetz- 
idrige  Verfugung  ein  subjectives  Recht  nicht  verletzt.  Die  Ver- 
ung  kann  gesetzwidrig  sein,  ohne  gleichwohl  ein  subjectives 
L'cht  zu  verletzen.  Und  umgekelut :  es  kann  ein  Eingiiff  in  die 
Sphäre  eines  subjectiven  Rechtes  vorliegen,  ohne  dass  darum  die 
ferfijgujig  gesetzwidrig  erscheinen  müsste  \  demi  die  Verwaltungs- 
echtssätze  ermächtigen  eben  vielfach  zu  Eingiifl'en  in  die  subjec- 
ve  Rechtssphäre.  Wenn  das  Gesetz  von  gesetzwidiigen  Ver- 
agen spricht,  durch  welche  subjective  Rechte  verletzt  werden, 
ergeben  sich  ids  logische  Gegensätze:  der  gesetzmässige 
iingriff  in  ein  subjectives  Recht  und  die  gesetzwidrige 
Terfügung,  welche  nicht  in  ein  subjectives  Recht  ein- 
greift. In  diesen  beiden  Fällen  ist  die  Verwaltungsklage  aus- 
schlössen ^*). 

Es  erübrigt  auszufuhren,  dass  die  hier  vertretene  Ansicht 
aen  Einwürfen  entgeht,  welche  gegen  die  herrschende  Lehre 
HS  dem  Begriffe  des  subjectiven  Rechtes  selbst  hergeliolt  werden, 
ödem  die  letztere  die  individuelle  Rechtssphare  jener  Willens- 
ier  Intfressonsphäro  gegenüberstellt,  welche  gcsetzUch  zulässigen 


**)  Daram   iBt   die  Frago,   ob   dem  Kl&gcr   ein  eubjcctiv»  Rooht  Eor 

eite  steht,  vor  Allem  zu  prilien;  wird  sie  verneint,  so  kommt  fiir  das  Ver- 

alhiDg^gericht  die  Frage  der  Ueectzmässigkeit  der  Verfügung  nicht  mehr 

Hctruobt  —  die  Klage  iit  al)zuwi:>i(»m;    %'gl.  Rxkl's  Sammlung    (das  Vor- 

\irta   vor  dem   k.   k.  Verwalturig»nerichtJihofe)  Nr.  ftn,  87,  KX»,  104,  105. 

^0.  ».  —  Knt«ch.  dt»  Preuss.  O.-V.-G.  II  u.  67i  IX  u.  38  u.  5«. 

38* 
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Eingriffen,  Beschränkungen,  Belunderungcn  seitens  der  Verwaltung 
uuKgosct^t  ist,  orblickt  sie  in  dem  subjoctivcu  Rcclitt;  den  sclilecht- 
bin  geschützten  Kreis,  welcher,  Bofom  als  sein  Inhalt  der  indi- 
viduelle Wille  vargestollt  wird,  als  eine  Fülle  von  Befugnissen, 
eofera  dagegen  auf  das  durch  den  Willen  vertretene  Intcreaw 
gesehen  wird,  als  das  Gebiet  unantastbarer  InteresA«8 
erscheint.  Darnach  wird  dann  auch  das  suhjcctivo  Recht  ent- 
weder als  Befugniss  oder  aber  als  recbtlicb  geschütztes  Interwse 
delinirt.  Die  letztere  BegriflsboBtimmung  idcnti6ciil  dxs  suhjcclive 
Recht  mit  dem  durch  dasselbe  geschützten  Gut,  dem  Rccfatagul, 
sie  deftnirt  das  Recht  durch  seinen  Effect.  Gegen  die  eretere 
liessc  sich  zuniichst  einwenden,  doss  sie  eigentlich  nicht  deHiiirt, 
sondern  nur  durch  einen  minder  vieldeutigen  Ausdruck  Uir 
macbeu  will,  was  sie  unter  dem  subjectiven  Rechte  ToncieÜL 
Wirklich  definbt  muss  es  im  Sinne  dieser  Auffassung  laatim: 
Das  subjective  Recht  ist  ein  Bandeln-Dürfcn,  ^cin  durch  besoiulere 
staatliche  Einrichtungen  garantirtes  Hnndeln-Dürfen" ").  Dtmit 
aber,  dass  mau  das  Wesen  der  sog.  Frciheits-  oder  Volksrechtf 
in  dem  Dürfen  erblickt,  provoziit  man  den  Einwurf,  das»  es 
sich  liier  thatsäcldich  nur  imi  Anerkennung  der  freien  Seit«  der 
Persönlichkeit  handelt  (Geubcr),  um  die  natürliche  Haudluu^ 
freiheit,  welche  dem  Einzelnen  im  bestimmten  Uniiauge  gosiclitfl 
wird  (Laband),  und  nicht  um  subjective  Rechte.  Was  dw: 
derailigc  Ycrtlachung  des  Begriffes  dos  Bul>jcctiven  Rechte? 
specicll  fUr  das  Gebiet  des  VerwaltimgsrcHitos  bedeuten  wül,  hm 
Gneist  eindringlich  genug  auseinandergesetzt.**^.  Be-nierkt  tuis 
werden,  dass  es  im  Grunde  auf  dasselbe  hinauskommt,  oh  nun 
ebensoviele  subjective  Rechte  annimmt,  als  Handlungen  : 
sind,  welche  durch  die  Verwaltungsrechlsnormcn  gegen  h>\ 
rung  seitens  der  Verwaltung  geschützt  sind,  oder  ob  nuüi,  ^h 
beispielsweise  LOntng  will,  an  ein  einziges  durch  diu  G< 
beit  dieser  Nonnen  begründetes  subjcctives  Recht  denkt 
dort  als  specielles  Recht  gilt,  erscheint  hier  als  eine  in  dem  Ali« 
umfassenden  Rechte  enthaltene  Befugniss  —  also  nach  Löswn« 

")  Su  BRRKATxnE,  Rechtsprechung  und  miit^riellt}  KechtaknA. 
•^  Vgl.   insb.    „Znr  Vcrwaltnng«reronn   nnd  VerwidlmigsrechUiAp* 
S.   IB. 
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gener  Definition  im  Gninde  doch  wieder  als  subJectiTes  Recht 
und  eine  merkliche  Beruhigung  findet  das  juristische  Gewissen 
a,  wenn  wohl  ein  subjectives  Recht  zu  reisen,  sich  an  einem 
stimmten  Oi-te  nicderzidassen  u.  e.  w.  negirt,  zugleich  aber 
^klärt  wird,  das  Reisen,  Niederlassen,  Betreiben  eines  Gewerbes 
„Ausübung  des  Rechtes  der  Freiheit". 
Das  Rubjective  Recht  ist  HeiTschafl.  des  Willens  eines 
Indhiduums  über  den  Willen  eines  anderen^').  Wo  dieses 
Moment  d<^r  Herrschaft  mangelt,  kann  ein  subjectives  Recht  nicht 
Linden  werden,  und  ebensowenig  ist  von  Ausübung  des  Rechtes 
sprechen,  wo  diese  Herrschaft  nicht  zur  Bethätigung  gelangt 
He»  Recht  besteht  nur  durch  und  fiir  den  Willen ,  es  äussert 
bh  in  der  Gebundenheit  eines  Willens  durch  einen  andern, 
haben  objectives  und  subjectives  Recht  gemein,  und  nur  um 
gemeinsamen  Begriffsmerkmales  willen  darf  mau  sie  ftber- 
Bpt  beide  in  dem  Begriflsganzen  „Recht"  zusammenfassen.  Das 
^bjective  Recht  ist  aber  freilich  Herrschaft  eines  an  sich  macht- 
Willens,  des  Willens  eines  Individnams  als  solchen,  es  ist 
lurrh  bedingt,  dass  diesem  ein  machtvoller  Wille,  der  Wille 
es  Staates,  zur  Seile  tritt.  Das  subjective  Recht  ist  bedingt 
_durch  irinen  Satz  des  objectiven  Hechtes,  welcher  an  den  Willens- 
Jt  des  Individuums  den  Imperativ  knüpft,  diesen  Willen 
ir  Herrschaft  potenzirt.  Das  subjective  Recht  ist  zu- 
chat    ein    Zustand    ruhender    Herrschaft.  *^) ,    das    Herrschaft- 

")  Ukqkb  o.  a.  0.  S.  493.  499;  die  da&elbst  niedergelegtes  GnmdgcdazikeD 
Uten  für  alle  tubjecttven  Rechte,  nicht  fiir  die  Frivatrccfaic  allein. 

*")  Daa  VerliaHniss  zwiscben  dem  Berechtigten  und  dem  Verpflichteten 
(laoemd  cltin-'h  (lu'.  KcchtRDorm  hehem'rhi ,  und  os  ist  clamin  richtig, 
der  geietzliche  Imperativ  für  den  Vcrpflicliteten  fortwirkt,  auch  ohne 
dsM  noch  der  Berechtigto  seinen  Willen  geäussert  hätte  (BcEDO^e ,  Dtc 
Xormcn  unil  ihre  Uebertretnng  I  S.  150  ft'.).  Dieser  Zustand,  ia  welchem 
der  Wille  des  Berechtigen  und  jener  des  Verpflichteten  in  keine  onniittel- 
laro  Berühruug  kommen,  insbesondere  der  herrschende  Wille  nichl  aotiv 
Mird,  möchte  eben  mit  den  Worten  „ruhende  Herrsehafl"  bezeiehnet  werden. 
Incbt  berechtigt  iiit  man  dagegen,  um  dieser,  ohne  Znthnn  des  Bereehtigten 
TortdaaemdeD  Geltung  des  ImperativB  willen,  m  negiren,  dju«  der  Ver- 
pflichtete durch  den  Willen  des  Berechtigten  gebiindcji  ist,  dase  ei 
die  Wille naherrscbaft  de«  letzteren  ist,  welcher  der  Verpflit-htete  uutcrworfea 
(vgL  Wach  im  GcrichUBul  1873  S.  450  ff.).  Ohne  Weiteres  wird  freilich 
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moment  in  ihm  ist  bloss  virtuell;  actuell  wird  es  vor  AHtnu  iu  jtncu: 
Acte  des  Berechtigtt'n,  mit  welchem  derselbe  den  seinem  Willea^ 
Seite   tretenden   gesetzlichen   Imperativ   einem  Dritten  gegenfl 
thatsiicMich   wirksam  zu  majr.hen  beabsichtigt ,  in    dorn 
des  Anspruches'*).    "Was  mit  dem   subjectiven  Rechte 
noch  gewählt  ist :  ein  gescliütztes  Interesse,  der  gesicherte  tic 
eines  Gutes,  die   Beiiigniss  zur  Vornahme  von   UiindltuigeBil 


«IngoriUimt,  d&n  in  dieser  Hemchoft  des  individaeUen  'Willem  mcbt  ot«* 
den  nbjjocÜYon  Privatrcchtou  EigcDthümUchu«  erbliokt  wcrdm  kauui 

*)  VgL  Thon,  RouhtsDüpm  uiid  subjcctivea  Kccht  S.  223  ff.  Waui  «lo 
die  VOQ  I^OM  gewählt«  Bc^eichjiuug  „Aiiepnicli"  beibelialteii  wird,  lu  iit  , 
dos  Wort  doch  uiulit  durohauB  iu  dcni  Siuue  ^'iiudiiuco»  ia  mlo 
TooN  vonU-ht.  Nach  der  Aoffusuug  Tdon'b  ist  der  Anapruch  nur  fnf  j 
Fall  der  Narmvnrlctsung  gegeben,  nnd  er  ist  identisch  mit  den  nm  ^ 
Recht-sordDimg  dem  Einscloen  gowährtea  uud  zuni  boliebigvrD  OchmidMl 
luseneu  Mittel  zur  BcsctU^ng  dor  Norniwidripki-it  (S.  l'S'i),  Diese . 
Cftsauog  ist  uieiucs  Enichteiis  zu  ujg;  der  Aiisprucb  isl  nicht  in 
¥1illcn  darcli  Noniivcrlt:txuiig  seitens  dua  Verpfliclitcten  budiogi,  imd  er  | 
dumm  nach  nicht  immer  aof  Beaeitigung  der  Nonnwidrigkeit;  eio  Aiupra^ 
wird  immer  crboWn ,  wenn  durcb  einen  Willcmact  von  der  durch  du  aar 
jeotive  Recht  gewährten  Herrechaft  zum  Zwecke  der  Unterordnung  do  W\Üat 
eines  I>ritten  Gebrauch  tu  machen  boabsiobtigt  wird.  Besomlera  wichttgeJ 
der  Aneprucherbübung  ohue  vorangegaugone  NormverleUung  wcrdeu 
unten  aus  dem  Uebiate  de«  öffentlichen  Rechtes  vollführt  worden.  Vu 
«weite,  was  gegen  Thox  erinnert  werden  muaa,  ist,  iljuta  der  Anfiprach  oith 
als  etwaa  fUr  die  Privatrcohte  Charakt<tristischeB  angesehen  werden  lauii>. 
Thon  hemit  freilich  neben  dem  Privatanspruch  auch  einen  öff<e<iillicb*P 
lichcu  AnBpmch,  allein  dieser  ist  w,  wie  Thon  ihn  definirt  (»ein 
rechtlicher  Anspruch  he^  immer  vor,  wenn  im  Falle  der  Normv 
ein  GtAathchea  Organ  da«  Recht  und  die  Pflicht  hat,  von  Amtcwe^en 
schreiten")  thutsächlich  kein  Anspruch.  Tbok  \Bmt  oben  voUstimli^  so 
beachtet,  dass  seit  Schofftuig  der  Vcrwaltungsgerichtaharkeit  auch  im  öebi* 
des  öffentlichen  Rechtes  in  vielen  Fällen  dem  £inieluen  «ein  Slittr]  w 
Beseitigung  der  Vonnwidngkeit  von  der  ReehtsordnuDg  gf^ben  md  n 
beliebigem  Gebrauche  Qberlasscu  wird".  Wohl  spricht  er  (B.  14^)  xoa  ta^ 
Rechte  des  Einicbon  wider  den  .Staat  und  von  einem  Ansimidie  dencAn 
im  Falle  der  Norm  Verletzung.  Die  IdcuÜtat  diese«  AuBj)mche«  mil  dem  "* 
ihm  als  PrivatanBpmoh  bcaeichneten  erkennt  aber  Tnos  nicht  aa,  ^ 
Zweifel  ilarum,  weil  er  nur  das  BeohisnutteJ  der  Beschwerde  an  di»  I 
Vent-altungsbehürdc  vor  Augen  hat.  Damit  gerathen  tni  Qruude  alir 
fnhnmgen  Tuon's  über  den  Unterschied  vun  jirivnttui  und  ofTcntlichea  B*e^ 
m'a  Wanken, 
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Ä  wird  mittclbiir  zum  Inhiilt  eines  subjcctiven  Rechtes,  insofern 
Wüle  eines  subjectiv  Berechtigten  auf  Verwirklichung  eines 
eresses,  auf  den  Genuss  eines  Gutes,  auf  die  VoniaJmie  einer 
Handlung  gencbtet  ist;  an  und  für  sich  macht  es  aber  das  Wesen 
des  subjectiven  Rechte  nicht  aus.  Ein  Interesse  kann  objectiv- 
rechtlicb  geschützt  sein,  ohne  dass  dem  Interessenten  ein  snbjec- 
tives  Recht  zukommt;  die  Sicherheit  des  Genusses  eines  Gutes 
kann  auch  ohne  subjectives  Recht  gewälirt  sein,  und  die  Befug- 
uiss  zu  Handlungen  ist  nur  ausnahmsweise  durch  ein  subjectives 
Recht  bedingt.  Nur  insofern  ich  etwas  mit  der  Wii-kung  thue, 
da&s  der  WiJ'.e  eines  Andern  meiner  Willensbethätigung  gegen- 
über gebunden  erscheint,  sei  es,  dass  er  nicht  hindern  darf,  was 
er,  wenn  meiu  Wille  nicht  zur  Herrschaft  potenzirt  wäre,  hindern 
dfirftCf  sei  es,  dass  er  auf  meine  "Willcnsäusserung  bin  zu  thun 
gehalten  ist,  was  er  sonst  lassen  könnte,  übe  ick  ein  subjectives 
icht  aus"*»). 
So  wenig  wie  irgend  ein  anderes  subjectives  Rocht  kann  auch 
s  der  Freiheitarechto  als  blosses  Handeln- Dürfen  vorgestellt 
en.  Auch  in  dem  subjectiven  Freiheitsrecht  muss  eijiß^^fTlIens- 
macht  des  Einzelnen  enthalten  sein.  Nicht  sojWn  Idar  ist  es  frei- 
Kcb,  in  welchem  Sinne  hier  von  einer  Wilk^mÄcht  die  Rede  sein 
kann.  Es  wurde  oben  ausgeführt,  d^^  die  objcctiv-rechtlicho 
Grundlage  dieser  Rechte  in  Rechts si^**^^*^"  gesucht  werden  muss, 
welche  ejtjdicite  oder  implicite  eben/^^  das    eine  besagen,    dass 

")  Das  Erheben  des  Anspruches  i"t  aleo  keineBwe^a  die  einzige  mög- 
liclie  Forni  der  AusübuDg  dtj»  eubjectiv^"  Rechtes.  Xeben  die  dirocte  Madit- 
übuug    des    hergebenden   Willens    imj   ^»lle   Jet-  Anapruchserhebung    tritt 
bei  bestimmten  Rechten  die  iDdirectr'  *jeb"ntlenheit  des  Willen»  dos  Ver- 
pfliobteten  Acten  des  Bcri^chÜgteD    gegenüber,   welche  iu  anderer  Absicht 
bIs  der  der  Hurrschaftsübiuig  vorj^r  nomnien  werden.     Eine  solche  (Tcbunden- 
heit  muM  aber  jeder  Act  bewirke^«   ^^^  welchem  gesagt  wenlen  soll,  dass 
er  Ausübung  eines  Rechtest  ist   ^"ii  „Bindung  eines  fremden  Willens"  kana 
nicht  schon  dann  gesprochen  werden ,  wenn   der  Dritte  das  Handeln  cmes 
Bttbjectes  uicht  slüren  darf  ^^°  f-  ^-  von  Stksokl,  Lehrb.  d.  Vorw.-R.  S.  82J. 
Damit   ich    von   einem  I>>tten   ru  BethStigdug  meiner  Wülensfreilieit  nicht 
gtthindert  werde,  dazu  ^^^  ^^h  keines  subjectiven  Rechtes.  Soü  da«  Njeht- 
Btorvn-Dürfen  als  W-'^"^B  ^'"es  subjecüvea  Hechtes  auf  meiner  Seile  er- 
tchcinen,  so  muss  -^  ^"^  gelialtea  »ein,  etwas  geschehen  tu  lassen     was 
er  hindern  dürft'  ^'^^  '°^  ^^^«  'ur  Wülenamacht  geeteigert  wäre 


bestimmte  Wülensbot 
der  Verwaltung  entwe 
ausdrücklicher  gesetzücl 
werden  dürfen.    Es 
nur  um  eine  Negation 
für  die  Ausübung  äevj 
natürlichen  Handln' 

das  wäre  doch  nur  . 

in  der  Befugniss  zu  TT 

zelne    auch    ohne    Vor 

könnte,   in   der  Behau] 

er  mit  den  Organen  il- 

wenn  also  in  jeder  Bit 

eines  subjecüveu  Recht' 

oben  dargelegte  Begrti 

ausgeschlossen.   Das  sii 

einzig  und  allein  im  V  t 
id  der  Verwaltuu:.' 

ge^2e*NrtwjyreBtelU  ist,  K 

seines  WiJTetr*   durcli 

erscheinen.     Es  IVt,! 

individuellen  Willenshct  jij  _ 

zur  Spniche,  wenn  ein  Ve*:>viili. 

Freiheit  versucht,    der  Ein 

die  verbotene  Handlung  vuin^ 

zu  dürfen  nur    durchdringen, 

eine  gesetzwidrige  war.     Nun 

Abwehr  versuchter  rechtswidrigi^ 

Willens  im  Allgemeinen  ein  subj^ 

Wenn  es  zur  Unterordnung   meine 

eines  subjectiven  Rechtes  bedarf,  so  Vi; 

los,   ja   gesetzwidrig    unternommenen y 

durch   ein   subjectives  Recht  auf  meiuerv 

der  mir  gegenübertretende  Wille  nicht  du.., 

jectiven  Rechtes  zur  Willensmacht   potenzin« 

meinerseits  keiner   rechtlichen  Willensmacht, 

wehren,  ich  behaupte  eben  nur  meine  natürhL 
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B.  ZW.  wenn  dio  versuchte  Unterordnung  lediglich  als  Befehl  auf- 
ritt, dnrch  blosse  Pas3i\ität.  Anders  liegt  die  Sache,  wenn  der 
pir  gegen  übertretende  Wille  ein  mit  Macht  ausgestatteter  Wille 
t,  und  wenn  darum  der  Befehlende  seinen  Willen  auch  dann 
lurchzusetzen  vennag,  wenn  er  das  (rewoUte  nicht  auf  Grund 
iiCiocr  Bechtsnonn  verlangen  kann.  Wäre  die  Behauptung  v.  Sar- 
Hbt's,  dass  der  Wille  der  Verwaltungsorgane  im  Verfaftsungs- 
Staate  nur  insoweit  mit  der  Kraft  des  Staatswillens  ausgestattet 
t,  als  er  »ich  in  Uebereiustimmung  mit  den  Verwaltungsrechts- 
oen  befindet,  durdiaus  zutreffend,  so  wäre  allerdings  dem  sub- 
ctivon  Frei  hei  tsrechte  (welche  doch  Sakw-et  selbst  behauptet) 
ßr  Bälden  entzogen,  deun  dann  bediirfle  es  keiner  Steigerung 
Willens  des  Einzelnen  zur  Willensmacht ,  um  dem  gesetz- 
^diigen  Befehle,  also  einer  nicht  mit  der  Macht  des  Staatswillcns 
^«isgestatteten  WUlenaäusaenmg  des  Venvaltungsorganes  gegenüber 
zu  behaupten.  Allein  jene  Behauptimg  erleidet  doch  wosent- 
ßhe  EiiLschränkungen.  Am  schärfsten  zeigt  sicli  das  darin,  dass 
WiUensact  eines  Verwaltungsorgancs ,  sofern  seine  Norm- 
«drigkt'it  ebon  nur  darin  besteht,  dass  ohne  gesetzliche  Ermäch- 
iigung  in  die  Sphäre  d<'s  Einzoluen  eingegriffen  wurde,  dio  volle 
des  Staatswillens  gewinnt,  sowie  er  formelle  Rechtskrail 
Qgt  hat,  sowie  er  unanfechtbar  geworden  ist.  Dem  Befehle 
Verwaltung  gegenüber  darf  sich  der  Einzelne  nicht  passiv 
Tcrlialtcn,  er  miiss  auch  daim,  wenn  der  Befehl  gesetzwi<lrig  ist, 
durch  eigenes  Thätigwerden  zu  verhindern  suchen,  dass  der  Befehl 
vollstreckbar  werde.  Und  el)en  nur  darum,  weil  der  Wille  der 
('crwaltungsorgane,  auch  wenn  er  gesetzwidrig  ist,  die  Kraft  des 
fitswillens  erlangen  kann  —  freilich  aber  auch  nur  insoweit, 
das  der  Fall   ist")  — ,  bedarf  es   auf  Seite    des  Einzelnen 

")  Darum  kfuin  von  einem  Rechte  der  körperlichen  lotcgrität 

SuwKT,   Allgcm.  Vcrw.-R.  in  Marquanisen's  Hondb.  8.  120)   oicbt  ge- 

ocben  wenleii.    Ueberwhroitet  ein  Organ  der  Vürwallting  bei  uuiiiittfll- 

cr  Gewallanwcniluag  gegen  die  Person  aeioe  geseUIichen  BefagniNso,  so 

Ut  Hcjno  Uomllung  tioter  daa  Strafgesetz;   oa  Hegt  eine  at>s<.tliil  verhotono 

ndlong  vor  iind  iHi'ser  gegeitühür  heilarf  e«  koinp«  Bubjpctivrn  Ronlitos  dca 

2chieia.   Hier  irilTl  die  sehr  richligo  Bcniurkimg  Deoknkoui's  (KiutaAsuugt- 

nnd  Crtiieüsuoi-ui  S.  87}  zu:  „Das  sobjectivc  Becht  reicht  streng  ge- 

Dco  nur  so  weit  als  die  Indiflcrone  der  Staatsgewalt  gegmitibur  dem  Ein- 
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eines  subjectiven  Rechtes,  wenn  der  AVille  tlesselben  gegen  Jen 
der  Verwaltung  diuchdringen  soll.  Hier  liegt  der  Punkt,  vcm 
welchem  aus  sich  gegenüber  der  gesetzwidrigen  Verfilguiig 
die  Scheidung  der  Verwaltungsbescliwerde  und  der  Verwalttmgs- 
klugo  erkhirt.  Ist  der  WiUo  des  Einzelnen ,  insofern  er  aaf  die 
Abwehr  eines  gesetzwidrigen  Eingriffes  der  Verwaltung  gerichtet 
ist,  nicht  durch  einen  positiven  Rechtssatz  zur  WilleuBmacht  ge- 
steigert, 80  kommt  dem  Verletzten  nur  die  Beschwerde  zu,  a 
steht  dem  machtvollen  Willen  der  Vcnvaltung  uhnu  eigene  Macht 
gegenüber  und  ist  darauf  augewiesen,  dass  ihn  die  höhere  Ver- 
waltungsbehörde, allerdings  durchaus  ilirer  Pflicht  gemäss,  nlÜm 
doch  olme  äussere  Nöthigung,  gegen  den  gesetzwidrigen  Eingrifl 
in  Schutz  nimmt;  ist  dagegen  in  Rücksicht  bestimmter  Beziehungen 
zwischen  der  Venvaltung  imd  dem  Einzelnen  ein  subjeclives  Retiit 
des  letzteren  durch  einen  positiven  Rechtssatz  anerkannt  ubiI 
Boliin  der  Wille  desselben,  insofern  er  auf  Abwehr  einer  geseti- 
mdrigcn  Beschränkung  gerichtet  ist,  zur  Macht  potcnzirt,  so  ist 
dem  Verletzten  die  Vens'altungsklage  gewährt,  mit  welcher  ti 
seinen  Willen  selbst  gegen  den  Willen  der  Verwaltung  durclwetit. 
Daraus  ergibt  sich  Inhalt  und  Umfang  d£:r  subjectiven 
Freiheitsrcchto.  Das  suhjectivü  Recht  ist  Herrschaft  des  indin* 
dueUeu  Willens;  vermöge  des  subjectiven  Freiheitsrechtes  ist  ßnn 
der  Wille  des  Einzelneu  insoweit  zur  AVilleusmacht ,  zor  Herr- 
schaft gesteigert,  als  er  auf  Abwehr  gesetzwidriger  Beschränkungen 
der  iudividuellen  Willcnsbethätigung  durch  obrigkeitücho  Befehle 
gerichtet  ist.  Das  subjective  Freiheit^recht  gewährt  darum  andi 
dem  Berechtigten  nur  einen  Anspruch:  den  Anspruch,  dass  ts 
durch  Verfügungen,  welche  nicht  auf  gesetzlicher  ErmSchtigung 
beruhen,  an  der  Bethätigung  seiner  Willensfreiheit  in  bestimiatco 
Richtungen  nicht  behindert  werde.  Von  selbst  ergibt  sich  schlicss- 
heb,  dass  bei  dem  subjectiven  Freiheitsrecht  irgend  eine  ander« 
Art  der  Ausübung  als  eben  das  Eiheben  diesem  Ansprüche«  nickt 
denkbar  ist'-). 


IrcWn   dcH    ihm    ontsprßchcudfo    Erfolge«/      Ygt.    »aofa   die   AmflihmpjW« 
v.  Stein'»  a.  a.  0.  1,  1  S.  369. 

")  Aeussorlich  sind  dämm  lUc   individuellen  FnnlioiUrechte ,   ongloti 
audvren  ntbjectivcu  Keuhtcu,  identisch  mit  dum  der  Vi-ttliddiguog  der  imli- 
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Das  subjective  Freiheitsrecht  (welches  nicht  als  einages,  cfie 
^ammtü  Wüleusapharc  des  Individuums  umfassendes  Reclit,  son- 
fu  lüs  ein,  eine  Anzahl  von  subjectiven  Rechten  iimfiissender 
Uuügshegriff  zu  denken  ist)  ■■)  ist  die  Maclit  des  LnilividueDen 
Ileus,  sich  in  Richtung  auf  seine  Bothätigung  innerhalb  eines 
l^cli  das  olijective  Verwaltungsrecht  geregelten  Gebietes  monsch- 
ler  Tliiitigkeit  ^^egeniiber  der  entgegenstehenden,  nicht  auf  go- 
icher  Ermächtigiuig  beruhenden  WillensÜusscrung  eines  Vcr- 
ungsorganes  zu  behaupten. 

Ob  und  inwieweit  ein  derartiges  Recht  besteht,  lasst  sich  je- 
lig  nur  nach  dem  positiven  Rechte  des  einzelnen  Staates  beur- 
Oen.  Im  aQgcmeiuen  muss,  wie  oben  dargelegt,  die  Absicht 
Gesetzgebera,  ein  subjectives  Recht  anzuerkennen,  angenommen 
rden,  wenn  in  Rücksicht  bostiumater  Beziehungen  der  Verwol- 
Ig  zu  den  Staatsbürgern  der  Rechtssalz  specicU  ausgesprochen 
tlt  d:i.ss  KiiigrifVe  der  Verwaltung  in  die  Sphäre  des  Einzelnen 
halb  dieses  Gebietes  nur  auf  Grund  gesetzlicher  EnuÜchti- 
zulässig  sind**).  Aber  auch  da,  wo  die  gleiche  Absicht  des 
ifaegebers  aus  anderen  Umstünden  hervorleuchtet,  kann  für  das 

elleo  Freiheit  geu'älirten  formellen  Sßbntzrcchte.  IKeselben 
en  aber  eXten  diirum ,  weil  sie  nicht  zu  oinom  sabjcctJveii  Becht£  faic- 
eton,  sondern  eine  selbständige  £xi«tvnz  haben  und  den  Genuas  eiucs 
nur  durch  «ie  freschiitztoii  (4ut«B  Biuheni,  »U  eine  besondere  Kntcgoric 
Qectivor  Recht«  behandelt  werden.  Das  «ud  die  individueUcn  FreihoiLs- 
bte  im  engeren  Sinne.  In  weite-rcm  Sinne  ktinu  nmu  zu  den  FreifaeiU- 
ht*n  auch  jcaea  formelle  Schutzrccht  gegenüber  Eingiiffen  eeitens  der 
valtung  rechnen,  welches  zu  den  aubjectiven  PriTatrcchten  hiuzutriti.  Sein 
ftit  ist  derselbe ,  wie  der  der  eigentlichen  Frdhcitsrechte,  allein  es  führt 
selbBtäudige  Existenz ,  es  ist  vielmehr  an  das  Privatrecht  gebunden 
durch  dessen  Existenz  bedingt. 

")  Das  ist  aber  auch  nicht  ao  gemeint,   dasü   es   etwa  nur  darauf  an- 

e,  die  Wülenaircüieit  nach  den  möglichen  Richtungen  ihrer  fietbätigung 

Bcriegcu  und  darnach   eine    mehr   oder  weniger  willküHiche  Anzahl  wib- 

jtivor  Rechte  zu  couBti-uircn,    welche   iu   ihrer  Gcsammthcit  doch  wieder 

gtsaniiute  "WillenBfreiheit  decken  wüi-den.    Es  enlacheidet  «ich  vielmehr 

aus  uach  dem  poHitiveu  Hechte,   üb  die  WUlciisfroihcit  in  hostimmtea 

c{chun|;^>n  der  Ver^^altung  gegenüber  zur  Willenstnacht  gesteigert  ist. 

"*)  Wenn  der  da«  subjective  Recht  begrüudeudu  Rcchtasati  ciueu  Bo- 
adÜieU  der  Verfassung  bildet,  kann  durch  dcuselbeu  auch  diu  (JeseLegcbung 
punden  und  die  fiiuniliruogvuaBcsuliränkiingeii  durch  Gesetz  untersagt  werden. 
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8ubjecti\'e   Recht    ein   nnderor   iJk    der   jenem    KechtssaUe  ent- 
sprechende Inhiüt  nicht  gefundeu  werdou. 

Es  wirft  sich  nun  die  Frage  auf,  welche  praktische  Bedentnng 
für  die  liier  dargelegte  Auffassung  des  dem  Einzehien  der  Ver- 
waltung gegenüber  zustehenden  subjecüven  Retchtes  in  Anspmdi 
genommen  werden  kann,  welche  Cousequenzen  sich  aus  derselben 
für  das  Yerhältniss  zwischen  der  Verwaltung  und  dem  Einzeka 
ergeben,  die  nicht  auch  schon  aus  der  herrschendeji  Theorie 
fliessen  würden.  Eine  dieser  Consequcnzen  liegt  wohl  auf  der 
Hand*  Da  nicht  die  gesetzliche  Abgrenzung  der  ErmSchtignng 
der  Verwaltung  genügt,  damit  ein  subjectives  Recht  des  EinzebcD 
begründet  erscheine,  dieses  Recht  nelmehr  auf  einem  besonderen 
Rechtssatz  beruhen  muss,  so  kann  sich  ergeben,  dass  die  Yer- 
waltungsklage  in  gewissen  Fällen  fiir  ausgeschlossen  gelten  muss, 
iü  welchen  sie  nach  der  herrschenden  Lehre  platzzugrcifen  hätte. 
Dieser  Puidct  wurde  bereits  im  Vorstellenden  in's  Licht  gestellt 
Minder  kenntlich  dürfte  es  sein,  worin  der  praktische  Unterschied 
in  jenen  Fällen  zu  suchen  sein  soll,  in  welchen  auch  nach  der 
oben  vertretenen  Auffassung  ein  subjectives  Recht  des  Einzebeo 
anzuerkennen  ist.  Die  vorherrschende  Meinung  geht  dahin,  dau 
das  subjective  Recht  seine  Grenze  an  den  gesetzKcben  Bcfiig- 
uisson  der  Verwaltung  findet;  dem  entgegen  wurde  die  Anndit 
vertreten ,  dass  das  subjective  Recht  selbst  durch  diese  Ter- 
waltungsrcchtssätze  in  keiner  Weise  eingeengt  wird,  sondern  in 
dem  vollen  nach  dem  dasselbe  begründenden  Kechtssatze  sich  be- 
stimmenden Umfange  fortbesteht,  mögen  der  Verwaltung  noch  so 
weitgehende  Befugm'ssc  durch  andere  Gesetze  eingeräimit  soD. 
Dass  triftige  theoretische  Gründe  ftir  diese  Auffassung  spröcheiif 
>vird  vielleicht  eingeräumt  werden.  Da  aber  schliesslich  doch 
gesagt  werden  musstc,  dass  kraft  dieses  subjectiven  Rechtes  der 
Wille  des  Einzelnen  gegen  den  der  Verwaltung  nur  aufkonnut, 
wenn  der  letztere  nicht  auf  gcsetzhchcr  Ermächtigung  beruht,  dass 
der  mit  diesem  Rechte  verknüpfte  Anspruch  nur  darauf  gerichtet 
ist,  dass  der  Einzelne  nicht  durch  gesetzwidrige  Acte  der  Behönfc 
an  der  Bethatigung  seiner  Willensfreiheit  in  bestimmten  Ricb- 
tmigen  behindert  werde,  so  scheinen  beide  Auffassungen  ins»- 
weit  doch  zu  dem  gleichen  praktischen  Resultate  zu  fuhren. 


Blei 
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Dass  dem  nicht  so  ist,  soll  nun  im  Folgenden  gezeigt  worden. 
Die  Bedeutung  der  im  Vorstehenden  entwickelten  Auffassung 
des  subjectiven  Rechtes  des  Einzelnen  in  seinem  Verhältnis»  zu 
der  Verwaltimg  tritt  zu  Tage  in  jenen  Fällen,  in  welchen  der 
Einzelne  in  Rücksicht  der  Vornahme  von  üaiidlungen ,  welche 
in  den  Kreis  seiner  durch  ein  suhjectives  Recht  geschützten 
Willensspliüro  CaUeDj  an  die  vorgängige  Genehmigung  der  Be- 
hörde gebunden  ist. 

Die  verwidtungsrcchtlicho  Nntur  der  Genehmigung  (des  Con- 
soDses,  der  Concession)  kann  an  dieser  Stelle  noch  nicht  gekenn- 
zeichnet werden;  nolhwendig  ist  es  aber,  wenigstens  die  in  Tle- 
.cht  zu  ziehenden  Änwendmigsfölle  derselben  ihren  allgemeinen 
erkmalen  nach  zu  bestimmen.  Von  dem  Erfordemiüs  einer 
Genehmigung  sprechen  wir  in  Hücksicht  aller  auf  die  Vcrwedhung 
(den  Genuss)  eines  rechtlich  geschützten  Gute^  (sei  es  eines  Ver- 
mfigensobjectes,  sei  es  eines  idealen  Gutes)  gerichteten  Handlungen, 
an  deren  Vornahme  eine  Strafe  als  mittelbare  Folge  geknüpft  ist, 
^Mofem  der  Handelnde  nicht  vorher  bei  der  competouten  Behörde; 
^Bie  Erklärung  erwirkt  hat,  dass  dem  beabsichtigten  Handeln  das 
^Burcii  das  objcctive  Rocht  der  Behörde  zur  Wahmelmiung  über- 
^Briescnc  üfTentUchc  Interesse  nicht  entg:egensteht. 
^^  Damit  soll  der  Akt  der  Genehmigung  gegennber  folgenden 
in  nuinchem  Betracht  verwandten  Verwaltungsukten  abgegrenzt 
erden : 

1.  Gegenüber  den  Beurkundungen,  d.  i.   Akten,  durch 
eiche   nur   eine  Thatsachu   constatiit  wird,   wie  durch   die  Be- 

K'inignng   der   erfolgten  Anzeige   des  Beginnes  eines  Gewerbe- 
letriehes,  oder  durch  die  auf  Grund  ebies  BeHihigungsnach weises 
'ertigende  Approbation  (sofern  sie  im  Falle  der  Beibringung 
Kachweises  nicht  versagt  werden  darf); 

2.  gegenüber  den   constitntiven  Akten,    d.  i.  solchen 
durch   welche   entweder  ein   subjectives  Recht  begründet 

oder    welche    doch    nicht    bloss    Bedingung    des   Handeln- 

Dürfens  sind,  vielmehr  die  "Wirkung  haben,  dass  an  das  für  zu- 

ig  erklärte  Handeln  sonst  nicht   eintretende  Rechtswirkungen 

:nüpft    erschMuitn,   wie   z.  B.   die  Verleihung   des    Bergwerks- 

>nthmns,  die  ErtJieilung  einer  Eisenbahnconcesaion ; 
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3.  gegenüber  den  Dispensationen  d.  i.  Akten,  durdi 
welche  niclit,  wie  durch  die  Genclunigung,  ein  nicht  unter  (hr 
Htrafreclitsuorm  fallender  Thatbestaiid  hergestellt  wird,  mit  welcba 
violnielir  die  Behörde  kraft  gnsi'tzlicher  Ermäolitigung  da*  Vit- 
bot  einer  Handlung  für  einen  coucreten  Fjdl  ausser  Wirksamkeit 
setzt; 

4.  gegenüber  jenen  behöi'dlichon  Gestftttungen,  welche  Ar 
Vomalmie  einer  Handlung  vorangehen  sollen,  ohne  daas  (loch 
die  Handlang  stratliar  (erscheinen  würde,  wenn  die  zustinuneodf 
Erklänuig  der  Bf'hörde  nicht  vorliegt  **). 

Das  eigentlich  kritische  Moment  liegt  aber  freilich  in  der 
Voraussety.ung,  diuis  die  der  Genehmigung  bedürftige  HnndloDif 
ftuf  den  Genuas  eines  rechtlich  geschützten  Gutes  gcriclitet  ist, 
dass  also  dem  Antragsteller  ein  subjectives  Recht  zur  Seite  sttit. 
Diese  Voraussetzung  ist  überhaupt  nur  haltbar,  wenu  dasjenige 
richtig  ist,  was  oben  über  die  subjectiven  Freiheiterechte  uus^'p- 
führt  wurde.  Auf  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  ein  subjectiT« 
Reclit  anzuerkennen,  wäre  dsj'nach  überall  zu  schliesscn,  wob 
Rücksicht  bestimmter  Bezieliungeu  zwihdien  der  Verwaltung  ood 
dem  Einzelnen  durch  besonderen  Rechtssatx  ausgesprochen  wird, 
dass  Besclu-änkungen  der  AVilleusbethätiguug  des  Einzelnen  inntr 
halb  dieses  Gebietes  nur  nach  Massgabe  des  Gesetzes  (oder  einer 
auf  Grund  gesetzlicher  Delegation  erlassenen  Verordnung)  «i- 
lässig  sind.    Ist  dem  »o,  dann  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen. 

dass    in   bestiiumten    Fällen     die    oben    ei  AÜlmto    Vorau:-^  ' 

thatsäcldich  zuti'iflt.  Als  Rechtssätze ,  durch  welche  sul  m 
Rechte  der  Einzelnen  anerkannt  werden,  müssen  beispielswei^  (üe 
folgenden  gelten :  §  1  der  deutschen  Rcichsgewcrbeurdnuug:  »Dö 
Betiieb  eines  Gewerbes  ist  Jedermann  gestjittet,  soweit  aiclrf 
duj'ch  dieses  Gesetz  Ausnahmen  oder  ßescliräukungcn  Torgf 
schrieben  oder  zugelassen  sind"  ").  Ebenso  Art.  6  des  iisi^rr. 
Stiuitsgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867  über  die  allgemeii 


■*)  Bei»piel:  §  27  Deutsche  R.Grw.-O. 

")  Baas  der  Wortlaut  dieser  und  der  folgendes  gosatelieheii  BrntiB' 
iimiigDii  die  ADDahine  hugünstigty  es  handle  iticli  um  Auerkcnoonji  *"" 
BofugDisscD,  kann  uiclit  Inudi-m,  dass  ein  subjectives  Kvcht  in  den  itM 
dargcicgteu  Sinne  als  durch  siu  be^ruudct  crkuuut  werde. 
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echte  der  Staatsbürger:  „Jeder  Staatfibürger  kann  —  unter 
m  gesetzlichen  Bcdüigungeu  jeden  Erwerbszweig  ausüben.*' 
Bmer  Art.  12  dessolben  Gesetzes:  „Die  österroichisclicn  Staats- 
Vger  haben  daa  Recht,  sich  ^u  veräanimelu.  Die  AuBÜbiuig 
pes  Rechtes  wird  durch  besondere  Gesetze  geregelt."  Nicht 
indcr  muss  Art.  29  der  preussischeu  Verfassungäurkunde, 
jlcher  von  dem  Versammlungsrecht  handelt,  in  seinem  vollen 
tnfismge  hergezUlilt  werden  ^').  Erwähnt  sei  endlich  Art.  7  des 
inz.  Gesetzes  vom  2.  März  1791 :  „A  comptcr  du  1  avril 
ochain  il  sera  Ubre  k  toute  personne  de  faire  tel  negüco^  ou 
ucrcer  teile  profession,  art  ou  mctier  qu'elle  trouvera  bun : 
pB  ello  sera  tonue  —  de  se  conformer  aux  rfcglcments  de  poUcc 
ä  sont  ou  pourront  etre  üaits"  *"*). 

D  TTngeachtet  der  Anerkennung  des  subjoctivcn  Rechtes  findet 
K  nun  sowolü  in  der  deutschen  (resjj.  prcussischen)  wie  in  der 
pirreichischen  Gesetzgebung  das  Erfordcmiäs  der  Genclmiigung 
r  den  Betrieb  bestimmter  Gewerbe,  für  die  Erriclitung  bestimmter 
wejbUcher  Betriebsanlagen,  für  die  Abhaltung  von  Versamm- 
Dgen  unter  freiem  Himmel,  in  der  französischen  das  Erfordcr- 
der  Genehmigung   einzelner   gewerblicher  Betriebsanlagen  **) 


")  Ofit  Aiicksiclit  auf  den  Wortlaut  dieses  Artikels  konnte  das  zweüal- 
ertchciiion.  Dur  Kwcit«  Alisntie  erklärt,  die  Bestimmung  des  ortitcn  Ab- 
wouach  alle  Preunsen  herochtigt  siuci,  sieh  ohne  vorfjiüiR^igo  olirig- 
itlichc  ErlauhniBs  friRtllich  und  uhnc  Waffen  iu  gcschloBucnn«  Räumon  ra 
Qcln,  beziehe  bicU  Dicht  auf  VersammluDgen  unter  freiem  Himmel. 
|!kÖimtc  daraus  gcscUos^en  worden,  das«  damit  dio  Bcrcclitigaiig  zu 
ilungeii  dor  letzterea  Art  negirt  werden  soll.  Dio  Faseui^  den 
etxes  ist  wolü  kuino  ganz  glück]iclie.  AUciü,  weim  den  Wort^^ii,  „dii^so 
limmaiig  lioitielit  sieb  nicht  auf  Vorsammluagen  unter  freinm  Uimmd' 
T  Zusatz  l'(il}<t:  ^welche  auch  iu  Bezug  auf  vorgiUigig«  obrigkc-itliche  Er* 
abnlsB  der  VcrfSgoag  dos  Gcsotzcs  untcrworfcu  sind",  bo  wird  die  Deutung 
shtig  sein,  da»  mit  dein  Ewoitoo  Absätze  eben  nur  iiit«ndirt  wird,  diu 
■actzlicbe  Au&teUuog  di'»  Erforderuiseea  der  vorgäugigen  Erlaubniss  für 
JisBig  xa  erklären. 

•*)  Vgl.  dazu  Ddcrdch  a.  a.  0.  I  S,  739,  wost^lhst  für  „rdglcmouts  du 
e'  als  gleich h cd imti' ml  „loU  Ao.  poUce"  gesetzt  %-ird. 
••)  Für  Schankwirthaühaftcn  ist  au  Stelle  der  mit  Decret  vom  29.  Deoem- 
1661    eingeführten    lj<.'hördlicben    autoriaatiun    seit  dem  Gesetze  Tum 
Juli  1680  bloss  das  Erfordemifls  einer  decUraiion  getreten. 
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u.  zw.  ilurchwegs  mit  der  Wirkung,  Aa&s  das  Handeln  ohne  ücnch- 
migun^  iStrafe  nach  sich  zieht. 

Die  Gesetze  stellen  aber  das  Erfordemiss  der  (reiiehmignog 
auch  rücksiclitlich  solcher  Handlungen  auf,  welche  die  Terwerthung 
eines  dm*ch  ein  sulijectives  Privat  recht  gescliützten  Gutes  be- 
zwecken. Nach  deatficbom  und  üsterreicliischein  Rechte  biet^ 
nich  als  der  hemcrkenswertheste  P:ül  dieser  All  das  Erfurdcmiss 
des  ßauconsenses  dai-.  Ein  für  sich  bestehendes  formelles  Frei- 
Iieitsrecht,  welches  jedem  Bauwerber  zur  Seite  stünde,  kann  nicht 
behauptet  werden;  dagegen  befindet  sich  allerdings  der  Eigen- 
tbömer  des  Baugrundes^**)  und  wohl  auch  derjenige,  weJchem  in 
Rücksicht  der  Verbauung  eines  Grundstückes  ein  Privatrccht 
anderer  Art  zusteht,  der  Verwaltungsbehörde  gegenüber  in  der 
Lage  eines  sidyectiv  Berechtigten.  Er  befindet  sich,  indem  er 
den  Antrag  auf  Ertlieiluug  des  Bnuoonsenses  stellt,  in  derselben 
llechtslage,  wie  etwa  derjenige,  welcher  die  Erthciluug  cim»r  Ge- 
werbeconcession  beantragt. 

Zur  Bechtfertiguug  der  Annalirae,  dass  derjenige,  welcher 
den  Antrag  auf  Ertlicilung  einer  Genehmigung  stellt,  in  bwtimiBtei 
Fallen  der  Behörde  mit  einem  subjcctiven  Rechte  gegenüberstellt, 
Iicdaif  es  nun  freilich  vorerst  einer  Außeinandersct^iuiig  mit  der 
herrschenden  Theorie,  zu  welclior  jeue  Annahme  in  dirod«» 
Gegensatze  steht. 

Die  Theorie  geht  bei  Beurtheüuug  des  Erforderuiaaes  der 
Genehmigung  nicht  überiül  von  den  gleichen  Gpsicht-spunkten  aiB, 
gct:ingt  aber  gleichwohl  in  zicndicher  ITebereiusiimmung  zu  tläm 
Resultate,  dass  in  diesem  Erfordeniisso  selbst  schon  «ine  matt- 
riolle  Beschränkung,  sei  es  der  natürlichen,  sei  es  der 
rochtÜchoD  Freiheit  der  Einzelnen  zu  erblicken  ist,  das»  also  d» 
subjectivc  Recht  —  sofeme  e,s  nicht  schon  prindpiell  zu  neginin 
ist  —  dort  Beine  Grenze  findet,    wo   die  vorgängige  behördliche 


*•)  RÖSXB,  Staat«-,  d.  prouw.  Mon.  tV  S.  303.  .Steht  dem  ÄuMt 
Rtclhtr  tili  privatrecht  nicht  zu,  bo  kaiin  im  Falle  der  Verweigerung  da 
Conaenecs  von  der  Yortetzung  ßines  sultjccUven  Keclites  ülierbaupt  nidit 
pf<'«proehcD  wcnlcn.  —  Mehrere  öslerr.  BauordntuiKCD  Terlnngt-u  (^Tadtfcu  An 
Nacliwets  des  EiKentfaamsreobtfs.  —  Vgl  anch  Erk.  d.  Pr.  t).-V.-U.  XH.  Gl 
und  mehrere  aud«re. 


oebmigimg  Bedingung  des  Handeln -I>iirfens  ist.  Ihren  be- 
omtesten  Ausdruck  findet  diese  Ansicht  bezüglich  Jenes  Ge- 
etcs,  welchciu  die  neuere  Rechtswissenschaft,  angeregt  durch 
Bewegung  der  Gesetzgebung,  ülierhaupt  mehr  als  ge- 
?ohnliche  Beachtung  geschenkt  hat,  dem  Gebiete  des  Gewerbe- 
H^es. 
^^B|Me  Verschiedenheit  der  Gcsichtspnokte ,  von  welchen  hier 
nnsgcgangen  wird,  ist  eine  principiclle,  indem  den  Einen  die 
Gewerbefreiheit  nur  als  ein  die  natürliche  Handlungsfreiheit 
^^xespectirendes  politisches  Princip,  den  Anderen  als  ein  die 
jjective  Rechtssphäre  erweiternder  Rechtsgrundsatz  gilt, 
die  vornelimsten  Vertreter  der  ersteren  Auffassung  sind  zu 
snnen:  L.äJ)ani>,  Sbydkl,  ZoiiN;  Schulze  und  Jacobi.  „Gewerbo- 
tieit,**  sagt  Labanp,  „ist  kein  Begriff  von  positivem  Rechtsinhalt 
ad  noch  viel  weniger  ein  subjectives  Recht,  sondern  nur  die 
iegHÜon  gesetzlicher  Beschninkuiigen  der  iiUgeineinen  Handlung« 
-Freiheit  in  Bezug  auf  gewerbliche  Thätigkeit.  Insoweit  das  Princip 
Aar  Gewerbefreiheit  gilt,  befasst  sich  der  Staat  überhaupt  nicht 
mit  der  Gewerhsthfttigkeit  der  Einzelnen.  Der  Staat  greift  viel- 
mehr nur  beschränkend  ein;  wie  alle  Polizei  hat  es  auch  die 
Gewerbepuh/ei  nur  mit  Einschränkungen  der  natürlichen  Hand- 
lungsfreiheit zu  tliun.  Die  Gewerbepoüzei  ist  der  Gegensatz  der 
Gewerbe  fr  eiheit.  In  der  deutschen  Reichsgewerheordnung  ist  der 
Grandsatz  der  Gcwerhcfreilieit  nicht  unbedingt  und  uneingeschränkt 
durchgeführt.,  sie  enthalt  vielmehr  üben^•iegend  Beschränkungen 
des  Gewerbebetriebes,  und  zu  diesen  Gewerbebeschriinkungen 
gehört  auch  das  Erforderniss  einer  obrigkeitlichen  Erhiubniss  als 
geseLclicher  Vorbedingung  des  Betriebes  eines  Gewerbes."  Max 
Sbtdel,  welcher  den  reichsrechtlichen  Grundsatz  der  Geworbe- 
freflieit  nur  auf  die  Z  ulassun  g  zum  Gewerbebetriebe,  nicht 
Auf    dessen    Ausübung    hezielit,    erklärt    ganz   ähnlich   das   Bhr- 

trdemiss    der    Concession    Rir    eine    von    der    Reiclisgewerbe- 
rdnung  dem  Betriebe  einzelner  Gewerbe  auferlegte  polizeihche 
^cschrüukuQg. 

Diese  Auffassung  hat  den  Vorzug  voller  Klarheit  des  Prin- 
il>s  und  consequcntor  Durchführung  dessr-lben  fiir  sich.  Der 
fiinzcluc  steht  dem  Staate  nur  mit  seiner  natürlichen  (oder,  wie 

JUrJiiv  Wr  ÖffenÜchM  Ileclit.  IH.  i.  39 
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Seydel  sagt,  privftlrechtlichen)  HandlunRsfrciheit  gr^gcnäbor; 
Haudlungsfreilicit  setzt  der  Stmit  ilurcli  Gesetz,  insbesotKlere 
ge«etzliclie  Ermächtiguiigon  der  Yerw'altuiigälH'bÜrden  Sdinuiliai: 
das  Handeln -Dürfen   ist  kein   Recht,   das  Verbot   des 
aber  ist  allerdings  eine  Bcschräiüning^  mag  das  Verbot  mvk 
eiu  Handeln   olinc   specicUc   bebördbchc  Erlaubniss   trcffba» 
nicht  die  Handlung  als  solche. 

Auf  der  andern  Seite  steht  die  Meinung  deijenigen,  «ddie, 
wie  V.  Sakwey  aus  der  Ahgreruung  der  Ermächtiguugeo 
Verwaltung  eine  Potenzirung  der  so  geschützten  ludiridn, 
essen  zu  subjectiven  Rechten  folgern,  oder,  wie  LOsiNO  m 
V.  Stengel,  rechtlich  geschütztes  Uaudchi-Diirfeu  und  subjectiTcs 
Recht  identiäcirend,  StJiatsorgan  und  Staiitshürgcr  Uborftl)  nh 
Suhjecte  von  Rechten,  von  Befugnissen  einander  gegenühersi 
vorstellen.  Hier  gilt  die  Gewerbe  Freiheit  durchweg  als  ein 
den  Umfang  subjectiver  Rechte  der  Einüelnen  bedeuteazner 
grondsatz.  Freilich  geht  nur  V.  STENr*GL  so  weit,  zu  scigcDidif 
Gewerbefreilieit  bestehe  darin,  <hujs  jeder  physischen  Person  ohne 
Rücksicht  auf  Alter,  Gcsclüecht,  DispoBitiunsfähigkeit  u.  &■  n. 
gnmdsätzlich  die  Befugnlss  (0.  i.  nach  Stknoei/s  eigeuer  Dufiai* 
tion  das  subjective  Recht)  zum  Gewerbebetriebe  und  der  beEofaigtB 
Ausübung  desselben  zusteht,  LOninq  belügt  sich,  als  Am 
wcscuthchen  Inhalt  der  Gewci'bofreiheit  die  gleiche  RechtsfiÜu^ 
kcit  Aller  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb  hinzuatellea,  vünit 
er,  falls  hier  nur  die  privatrechtlichc  Reclits-  oder  Hadi 
faliigkeit  gemeint  sein  sollte  (was  frciUch  nicht  angenoi 
werden  kann)  der  Aufiussuug  Labamd's  sehr  nahe  känie^  B« 
Sabwcy  tindct  sich  eine  Umschreibung  des  juristischen 
der  Gcwerbcöeiheit,  welche  gewiss  sehr  beachtcuswerth  ist. 
Grundsatz  der  Gewerbe freiheit,  sagt  Sakwky,  gewinnt  im  Vir 
fasBungsstaate  die  Bedeutung,  dafis  nur  die  gesetzgebende  Geiolt 
dem  Einzelnen  Beschränkungen  auferlegen  kann  und 
Beschrönkuug  durch  Verwaltungsorgane  rechtUoh  zofissig 
welche  nicht  als  die  Ausfulirung  des  Gesetzes  oder  der 
liehen  Ermächtigung  gerechtfertigt  werden  kaim.  Nicht  coair 
qucnt  ist  es  dann  freihch,  wtmn  Sakwky  weiter  erklärt,  d»* 
jene  Elrwerbsarten,   deren   Ausübung  durch   Ertbciloug  eiuer  ht^ 


somleron  Hlrlaubniss  bedingt  ist,  von  dem  Grunilsatze  der  (iewerbe- 
ßreÜicit  ausgenommen  seien*'). 

Die  Negation  eines  suhjectiven  Rechtes  angesichts  des  Ver- 
botes, oluie  Conceasion  zu  bandeln,  ist  dort,  wo  das  Wesen 
j  des  suhjectiven  Rechtes  in  einem  Kandeln-Dürfen  erblickt  wird, 
gnnz  selbstvorstUndlicb.  ConspfjuenterweiBe  erklären  Lönino  und 
V.  Stgngbl  das  Krfordorniss  der  Concession  als  eine  Beschränkung 
der  Befugnisse  zum  Gewerbebetrieb.  Zu  ihnen  gesellt  aichG.MEYEK, 
welcher  wohl  den  Grundsatz  der  G«werbefrciheit  in  ähnlicher  Weise 
auffasst,  wie  v.  ÖARWTäY,  dabei  aber  doch  den  Ton  auch  auf  die 
Befugniss  zum  Gewerbebetriebe  legt,  und  die  Befugniss  solbst- 
verständUch  da  vermissen  muss,  wo  ein  Gewerbe  concessjons- 
pthdttig  erscheint,  d.  h.  wo  „der  Betrieb  nicht  .Tedermann,  son- 
dern nur  demjenigen  gestattet  ist,  der  eine  besondere  Erlaubniss 
dazu  erhalten  hat". 

kEs   mag   zunächfit  hcmork't  sein,    das«  jene   Auflassung   der 
ewerbefn-iheit,  welcher  TjAMAND  Äusdiuck  gibt  und  jene,  welcher 
ir    bei  Sarwky    begegnen,    einander   keineswegs   ausschliessen. 
ucwiss  ist  die  Geworbefreiheit  vor  Allem  ein  politisches  Princip; 
sie  entspiingt  jener  allgemeinen  Tendenz,  welche  zur  Beseitigung 
der    Schraukon    der    Handlungsfreiheit    überhaupt    drängt,    und 
^■deren  Realisirung  im  Stnatsleben  eben  auch  nur  die  Möglichkeit 
^^rcder  Willeusbetlmtigung   der  Einzelnen   zur  Folge  hat.     Gewiss 
begriijidet   die   Gowerbefreilieit   in    diesem   Sinne   keine   sub- 
jectivcn  Rechte,  da  sie  ja  die  natürliche  Willensfreiheit  in  keiner 
^■SVeöse  steigert,  sondern  nur  Grenzen  derselben  beseitigt.     Wenn 
PBnm  aber  der  Staat  niclit  alle  Scliranken   fidlen   iHsst,   viclinchr 
neben    die    Qcwcrbefreihcit     ein    Geworb  epulizeir echt    stellt,     80 
erscheint   allerdings    einerseits    das    Princip    der   Gewerbefreiheit 
dorchbrochcD,    andcreraeits    wird    aber    im    Rechtsstaate    dieses 
Princip  auch   das  Gewcrbopohzcirccbt  insoweit  beherrschen,    als 


**)  Es  zeigt  sich  hier  eben  der  Einfhiu  der  AufTnasung  des  lubjcciiTui 
Becbtes  tilifi  eioca  durch  GoseU  gi-gcn  Eiagrifle  gescliüt^lcn  Intereesei:  du 
Intcrt'HSi',  welulu'«  lU'-r  EiiuiiUne  an  dein  Beginne  uiaca  ilor  Conc-ession  uiiter- 
■worfcncu  OnwiTlH-lw  strichen  Imt,  crscbeiot  gegen  BeachmDkungeu  seitens  der 
VerwftltunfT  lücbl  s<;hli>cfathin  gcBuhützt,  und  es  lii^^gt  darum  ausserhalb  der 
BechtiiphSre  des  Individuuius. 

89* 
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es  zur  Aufstellung  des  obersten  Gnmdsatzes  fuhrt,  dosi  IW* 
schränkuugen  und  Eingriffe  in  die  Gewerb ethütigkoit  nur  nach 
Massgabe  des  Gesetzes  rechtlich  zulÜÄsig  sind.  Die  GtweAe- 
freilieit  selbst  ist  also  allerdings  kein  Rechtsgnmdsatz,  allein  dsi 
Princip  derselben  äussert  sich  mit  auch  in  dem  Schafien  &sm 
ReclitssatzGs;  die  Gewerbe&eiheit  begründet  keine  sabjedhwi 
Rechte,  sie  gewährt  thatsächlich  nur  Rauio  itir  die  natOxlicht! 
Haudlungsfähigkett,  allein  der  Satz,  mit  welchem  sie  in  der 
Gesetzgebung  Ausdruck  fiudet,  schafft  ein  8ubjecti?es  Recht  fiir 
den  Einzelnen  in  seinem  Verhältniss  zur  Verwaltung.  Diesa 
subjectivc  Recht  ist  keine  Befugniss,  kein  Hondeln-DGrCeti;  das 
Feld  des  Handeln- Du rfens  liegt  in  dem  weiten  Gebiete  der  G^ 
Werbefreiheit  in  nicht  juristischem  Sinne,  in  dem  Gebiete,  u 
welchem  der  Handlungsfreiheit  nicht  Grenzen  gesetzt  siod,  itoj 
es  hat  keinen  juristischen  (Jluuukter.  Das  subjectivo  Röcht  lieg^ 
inj  Gebiete  des  Gowerbepülizeirechtes,  es  erecheint  da  «o  dit^ 
Behörden  zu  Eingriifen  in  die  Handlungsfreiheit  crmüchtigt  wcrdm, 
es  hat  seine  "Wurzel  in  dem  obei-sten  Grundsatz  des  Geweih 
polizeirecht  CS ,  dass  es  zu  diesen  Eingriffen  der  gci^etdichen  Er 
mächtigung  bedarf,  imd  es  äussert  sich  in  der  Jlacbt  de.*  iudi 
riduellcn  Willens,  sich  gegenüber  gesetzwidrigen  Beschräiikunget) 
seitens  der  Venvaltungsorgiine  zu  behaupten. 

Wenn  nun  hn  Sinne  des  eben  Gesagten  den  Ausffihniiigra 
T.  Sauwey's  über  die  juiütische  Bedeutung  der  Gewerbe&otiat 
nur  zuzustimmen  ist,  so  erscheint  es,  wie  bereits  angedouteti  docli 
durchaus  unzulässig,  das  ConcesBionsiiystem  als  eine  Durch- 
brecliung  der  Gewerbefreüieit  im  juristischen  Sinne,  oder,  wie  « 
richtiger  lauten  muss,  des  dem  Princip  der  Gewerbefreiheit  ent- 
springenden Rechtsgrundsatzes  hinzustellen.  Daran ,  dass  in 
Gebiete  des  Rechtes  irgendwo  ungebundene  Freiheit  zu  find« 
wäre,  kann  ja  doch  überhaupt  nicht  gedacht  werden.  So  ist 
denn  auch  nicht  etwa  gemeint,  dass  im  Conoeesionssystem  dv 
Princip  der  GJewerbefreiheit  gewalirt  wäre;  die  Geworltefreih 
im  politiKchen  Sinne  erleidet  durch  das  Erfordemiss  der 
cession  zweifellos  eine  Einscliriinkung,  wie  ja,  naob  Labamd'i 
schon  citirter  Bemerkung,  die  gcsammte  Qewcrbepolizei  nur 
schränlnmgen    der    Handlungsfreilieit     bezweckt.     Allcia 
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'echtsprincip,    welches   untor   clcm    Eiufluss«    <lor   Mco   der 

|Cicwerbefrciheit  an  die  Spit/o  des  üewei*bepolizeii*echts  tritt,  also 

renn    man    so    sagen    darf,    die  Geworbefreilicit   im   juristisclien 

ämne,  gilt  (ur  das  Concessionssystem  im  Rochtsstaato  ebenso  wie 

andere  Fonneu  der  Bothätigung   der  Polizei   gegenüber   der 

}owerbethätigkeit. 

Dieses  Princip  findet  seine  Bcalisirnng  durch  den  Rechtasatz, 
fdass   die  Genehmigung  nur  aus  gesetzlichen  Gründen 
rersagt  werden  darf**). 

Auf  den  Umstand,  dass  das  Handeln  ohne  Ooneession,  ohne 
renchmignng  schlechthin  rerboten  ist ,  uird  man  kein  Gewicht 
^egen,  sofern  man  eben  nicht  Handeln-DUrfen  und  subjectives 
echt  identificirt.  Dieses  Verbot  gehört  Überhaupt  nicht  dem 
rerwaltungsrechtlichen  Gebiete  an.  Seine  Bedeutung  ßir  das 
Sehiet  der  Verwaltung  ist  nur  eine  mittelbare,  es  soll  ein  wirk- 
ner  Impuls  geschaflen  werden,  dass  derjenige,  welcher  eine 
Boncessionsptliehtige  Handlung  vornehmen  will,  thatsäcblich  vorerst 
Ifeststellen  lasse,  ob  diese  Handlung,  bczw,  der  durch  sie  herbei- 
führende Zustand  mit  dem  öflfentlichen  Interesse  vercinbai*  ist. 
Ss  ist  eine  dui'ch  eine  Strafrechtsnorm  geschaffene  Garantie  für 
üo  Zwecke  der  Verwaltung,  wie  ihrer  die  Gesetzgebung  unzählige 
Aufweist.  Ernst  Meier")  weist  zmn  Belege  dafilr,  dass  die  Ver- 
rtilichtung  zur  Anzeige  des  Beginnes  eines  sog.  „freien  Gtewerbes" 
keine  materielle  Beschränkung  des  fünzeben  involvire,  darauf  hin, 
dass   die  Unterlassimg   der  Anzeige    eben  nur  als  Ucbertrctung 


**]  Es  kann  eiogewendot  werden,  dass  es  nich  hier  im  Grunde  doch 
wieder  nar  ain  ein  Pnntiilat  handelt.  TlmtsÜchlich  int  eiozuraunien,  ilius  dem 
eieo  Enncflsoti  der  Bcbürilc  in  Rücksicht  der  Ertheilung  der  Gen<:bmif;ung 
rüUach  eiD  weiter  Spielraum  gewälirt  ist.  Gleichwohl  muss  behauptet  werden, 
jener  Reeht?Batz,  welcher  für  bestimmto  Fälle  ansdrücklich  nufgcatcllt 
irird,  ganz  nllgimioiuo  Gcltimg  hat.  Das  freie  Ermcsaoa  der  Behörde  ist 
ptcnds  ein  absohit  uneingeschränkte b,  und  oa  wird  weiter  anten  zti  Keifr<^tt 
ßin,  dass  die  Verwaltungsbehörden  gerade  in  Rücksicht  der  Gründe,  aus 
irelchen  die  Genehmigung  versagt  werden  kann,  that^ochlicli  überall  durch 
Oeaetx  gebunden  sind,  und  da*«  ihr  freie«  ErmeftBcn  anf  die  ßenrtheihing 
Frage  bcnchraitkt  ist,  ob  da»  öfT^utlidie  Interesse  erheischt,  dass  aufl 
liescn  Gründen  die  GeuehmiguDg  versagt  werde. 
**)  Holtzekdortf's  Rechtsloxicon,  Q.  S.  163, 
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gestraft  wird,  woitero  Wirlningen  aber  nicht  äussert,  insbeBondat« 
nicht  (ho  jiolw«iliGhe  VerUindorung  des  ohne  Anzeigo  angefiugeDoi 
Bptriebes  herbeiTdlirt.  Dem  ist  nun  freüich  bei  den  concMÖo»- 
pflichtigen  Gewerben  anders.  Im  Falle  der  Betrieb  eines  ^r 
Gewerbes  ohne  vorgängige  Erwirlcimg  der  behürdliuhcn  1:4.  ^.^.> 
niss  begonnen  wird,  ist  die  Behörde  zur  üntersngnng  und  tmvi^ 
weisen  Verhinderung  der  Fortsetzung  des  Betriebes  ermächtigt. 
Allein  auch  diese  TJntersagung  richtet  sich  ja  doch  ntir  gegen 
die  Uehertrctung,  gegen  die  in  der  Missachtung  dos  6e*etM 
liegende  Störung  der  öiTenthchon  Ordnung;  mit  ihr  Ist  ItEiiwt* 
wegs  ausgesprochen,  dass  ein  bestimmter  Gewerbebetrieb  in  dm 
concroten  Falle  unzulässig  sei.  Diese  Frage  bleibt  gasa  ua^- 
rührt;  deijcnigo,  dem  die  Fortsetzung  eines  ohne  Concesioii 
begonnenen  Gewerbebetriebes  untersagt  wurde,  befindet  sich  doaeu- 
ungeachtet  nach  wie  vor  in  der  gleichen  Rechtslage  gegeotter 
der  Behörde,  wenn  er  nachträglich  den  Antrag  aiif  ErtheSong 
der  Ooncession  stellt.  Nur  weil  die  Pohzei  überhaupt  berafcn 
ist,  strafbare  oder  auch  nur  die  Öffentliche  Ordnung  stüreud* 
Hniidlungcu  zu  verhindern,  schreitet  sie  auch  gegenüber  don- 
jonigen  ein ,  der  ein  conceasionspÜichtiges  Gewerbe  ohne  Coi- 
cession  betreibt**);  und  wenn  ein  Gleiches  nicht  im  Falle  unt«^ 
bliebener  Anzeige  des  Beginnes  eines  freien  Gewerbes  gtjichidit, 
so  gründet   sich  das  eben  nur  auf  eine  AuBnafarnGbestämmang*')' 

•*)  Auf  diosem  Standpunkt  »toht  z.  B.  auch  du*  rranzosiBcfac  R?-^*-  ^'" 
Polizpißtrafn,  welcho  demjenigen  trifft,  der  eine  coDSPnnpflielitijfe  gyv. 
Anlage  ohno  bchürdlicUo  ErlanbniM  errichtet   hat,   ist   die   allgctiiuuc  J/^ 
Art  471    Z.  15   den  code    pönal   wogen  ÜDgefaonaxiu   gegen   gcwtiBiiMi^ 
Verorfluungen  (vgl.  O.  MjiYSa  a.  a.  O.  S.  217). 

**)  Da«  preoss.  O.-V.-G.  erklärt,  cnt^gcn  RetDcr  in  frÜfacrco  WD« 
mr  Geltung  gebrachten  Anschauung ,  in  der  £ntioh.  V.v  n.  44,  dm  tkr 
zweite  Absatz  dos  §  15  B.-Ocn.-O.  keineswegs  bezweckt,  der  PoltxtffbdAdi 
für  d!o  dort  bfseiohncton  Gewerbe  besondere  Befugnisse,  weloho  über  <fi» 
der  PoHjtci  narh  allgemeinen  Recbtagrondsätzon  ohnehüi  xuBtebendroi  lUobtf 
hinausgehcit,  beixulegen,  daea  aus  demselben  nelmehr  die  Abaiebi  hoiBi- 
gclcscn  werden  mnaa,  (Us  den  Polizeibehördon  nach  allgemeinen  Gnmdiitn 
xustehendc  Roclit,  die  Vornahme  oder  ForiBelzung  ttran)Brer  ITaiJ* 
lungcn  rwangsweise  zu  verhindern,  abzugrenzen,  alsn  kl«rsuAteUeii.  ili* 
die  präreutive  TliKUgkeit  der  Poliüci  sich  auf  diejenigen  Gewcrfw  ii  !»•■ 
schränken  habe,  welche  einer   besonderen   peUzciltoben  Genehmignoi^  W 
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7lc  wenig  die  Zuläsaigkeit  der  Ütitersaguiig  zum  Wesen  der 
lenehmiguiig  gehört,  erhellt  Uhrigens  daraus,  dass  aucli  hier  eine 
Ausnalune  Platz  greift,  indem  im  iPalle  einer  nicht  consentirten 
Bauführung  wohl  die  Strafe  eintritt,  die  Demolirong  des  Baues 
jedoch  nur  dann  angeordnet  werden  kann,  wenn  der  durch  die 
Baufiilirung  herheigeruhrtfl  Zustand  mit  dem  6ifentUchen  Interesse 
nicht  vereinbar  ist*'). 

Dem  Verbot,  ohne  Genehmigung  zu  handeln  kann  ein©  das 
snbjectivQ   Recht   des  Einzelnen    tangirende  Wirkung   nicht   zu- 
geschrieben werden.    Das  individuelle  Interesse  erscheint  nur  da 
serhalb   dee   nonngeschützten   Interessenkreises    gestellt  f    wo 


*f«ii,  nicht  aber  bei  der  Btrafbaren  AoBÜbung  eines  jedeo  Gewerbes  —  ins- 
onderc  wegen  anterlafi^ner  Anmeldung  —  eintreten  solle.    Das  0.-V.-G-. 
llt  diese  Sätze  allerdings  EuaÜcIist  nur  aaf,  um  daraui  zu  folgern,  dasa  die 
Krage,  ob  die  Polizeittfliörden  liefugt  Bind,  den  nnerlaubtcn  Betrieb  einea  Ge- 
werbes, zu  deveen  Beginn  eine  besondere  Genehmigung  crforderlieh  ist,  mit  £xo- 
uÜTttrafe  zn  bedmhen,  nach  den  aUgemeinen  Ghnmdsstzen  über  die  BefiigniBse 
Polizei  zu  bcurüieilcn  und  sohin  ru  verneinen  ist    Gleichwohl  kommt 
lit  zugleich  zum  Anadruclce,   dajis  die  üntersagimg  dor  ForUetzung  des 
ewoa-bobetriobea  nur  unter  den  allf^eraeinen  Oerichtspunkt  der  Vcrhin- 
lerong  einer  strafbaren  Handlung  gestellt  werden  muss.    Wenn  dor- 
ilbe  Gerichtshof  in  mehreren  anderen  Fällen  betont,  dasB  die  TJnteraagung 
iicht  eine  Strnfe  ist,  and  dass  tdo  somit  nicht  etwa  nur  vom  StrafHchtor 
äwisgerprochen  werden  kann,  so  hält  er  doch   überall  an  dem   eben   ausgc- 
^hproofaenen  Grundsätze  fest,  daes  es  sieh  hier  nicht  um  eine  Spezialbefugnis 
PBer  Polizei,  sondern  tun  die  Ausübung  der  allgemeineu  rrüventivfitnotionen 
derselben,  om  ^Verhinderung  von  Vergehen*  (B.  IX  n.  40)  um  Hintanhalten 
DU  Störungen  der  öffentlichen  Ordnung  (B.  I  n.  48)  handelt 

")  E.  des  österreichischen  V.-G.-H.  bei  Büpwinski  n.  183,  «83,  727.  — 

aeh    ilas   preuse,  O.-V.-G.  hat  unter   Benifung  auf  §  S5  ff.  Tit  8  Th.  I 

i.  L.-R.  und  anf  locale  Polizeiordnungrfn  in  mehreren  Fällen  ausgesprochen, 

aus  dem  Mangel  einer  polizeilichcu  ErlaubniHs  xa  einer  Baofubrnng  noch 

ht  ohne  weiter»  die  Befugniss  der  Polizei  folgt,  dio  Boscitigung  de«  aus- 

efiihrtcn  Baues  m  verfUgcn,  doss  vielmehr  ein  polizeiliches  Vorgehen  erst 

dann  statthaft  ist,  wenn  der  Bau  oder  die  Anlage  im  öfTenUichcn  Interesse 

nicht  zu  dulden  ist,  seiner  Bpschaffenheit  nach  „gegen  das  lieRtohende  dem 

chnlze  der  Pulizeibehürde  anvortrante  nffentliche  Recht  verstosst"  ""d  das» 

bob  dann  noch  nicht  in  allen  Fällen  die  Beseitigung  des  Baue?,  sondern 

wenn  tbnnlich  nur  eine  den  Anfoniernngen  des  Öffentlichen  Intcrcs»?s  Bcch- 

ang  tragende  Abänderung  anzuordnen  ist  (I  n.  47,  V.  n.  58,  VI.  n.  44,  XUI 

53). 
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dem  auf  dasselbe  gcricbtctcn  Handeln  des  Einzelnen  die  Madii, 
sich  XU  behaupten  überhaupt  versagt  ist,  nicht  auch  Bclion  lU, 
wo  die  Bethütigung  dieser  WUlensmacht  an  bestimmte  Formet 
und  VorausBctzungGu  gebunden  ist.  Ist  ja  doch  fast  ■'  ■  "  'r 
Einzelne    in    Rücksicht    der   GcltendmachuDg   seines  •  n 

Kccfatos  auf  GinhaJtung  bestimmter  Formen  angevic-scn  und  Ter- 
gebons  vennicht  er,  seine  Willensmacbt  zur  Geltung  za  bringen, 
wenn  er  diese  Können  ausser  Acht  lasst. 

Wenn  man  sich  von  der  Vorstellung  üu  trennen  vennag,  du 
der  Anspruch  durch  Norm  Verletzung  bedingt  ist^  so  wird  fnAu 
kaum  noch  zu  zweifeln  Grund  haben ,  dass  der  Antrag  auf  Kr- 
theilnng  einer  (Tenehmiguug  in  der  Tlmt  nichts  anderes  ifit,  aU 
Erhebung  eines  mit  dem  subjecüven  Rechte  gesgcbonoi  A  n- 
Spruches*').  Ansprucherhebung  ist  jene  Hiuidlung  eint*  ««b* 
jcctiv  Berechtigten,  mittels  welcher  der  den  Willen  desselben  inr 
Macht  potenzirendc  gesetzliche  Imperativ  im  concrcten  FaDe 
einem  Dritten  gegenüber  wirksam  gemacht  werden  soU.  E&  i^ 
unschwer  zu  erkejnien,  daas  die  BegriffsmerVmale  des  Anspmcbi» 
bei  der  Antragslellung  durchaus  /ulreflfen.  Die  mit  dem  näh 
jectiven  Freiheitsrechte  verliehene  Macht  des  iudinducUcn  Willem, 
sich  in  Rticksicbt  auf  seine  Bethiitigung  gegenüber  gesetzv. 
Bchindonmg  seitens  der  Ycrwaitungaorgane  zu  hcliaupteu,  i...=Mi» 
sich  hier  als  die  Macht,  von  der  Behörde  jenen  Act  zu  erwiikai, 
kraft  dessen  die  individuelle  Wille nshethätigung  rechtlich  xottOBg 
erscheint.  Das  Erforderniss  der  Genehmigung  bedeutet  g«gfn- 
über  dorn  subjectiven  Hechte  nichts  anderes,  als  eine  Aend^rung 


*^  Im  würU'inb.  Archiv  Bd.  XV.  S.  78,  Bprioht  v.  Sabwkt  v- 
sulgcctirrn  Itcchte  auf  Erl&nhnisü,  welches  dem  Banfonscnflbowerbcrrnr  - 
eteht.  Aehnlich  in  OefF.  G.  q.  Verwaltungsrcchtcpr.  S.  506.  Dagcgoi  ä.  51D: 
Kinnowßit  yine  Conoession  Bedingung  eines  Gcworbobotriobos  ist,  btfUbl  vo» 
Ertheiliing  derselben  kein  sabjectives  Recht.  Gegen  die  Verweigenntg  dn^ 
»olben  gibt  es  keine  administrative  Klnge."  —  Wenn  dM  pnaii 
O.-V.-O.  in  mehreren  Fallen  die  VerwaltungflklRge  wegen  Yerweiganuif  clw 
Bauconsenaes  unbegründet  fand,  weil  der  Baiirxtnsens  nirht  nothwcndic  «v. 
und  somit  durch  die  Vcrsafrong  ein  AubjcctiTcs  Recht  niobt  vcrUut 
wnrdo  (a  b.  O.  XII  6S  ocd  VIII  5ä)  so  mnss  das  eben  dahin  TontaiukB 
worden,  dass  ein  Anspruch  auf  Ertbeilong  des  Couscnses  mangeli  cutf 
subjootiven  Rechtes  nicht  bestand. 


—    609    — 


er  Form  und  Her  VoranssctzunRcn  des  mit  diesem  Reohi«  ge- 
ebenen Aiisprucliea.  Matoriell  Ideiljt  der  Anspruch  derselbe, 
wclclier  er  wäre,  wenn  jenes  Erfonlernisa  nicht  bestünde;  for- 
mell daf^egen  erscheint  er  als  Ansprueh  auf  Ertheiinng 
der  (.Tenehmigung.  Die  Voraussetzungen  der  Erhebung  des 
Anüpmches  erfiiliren  tbgegen  eine  sehr  wesenthche  Modification, 

tdem   hier  die  Nonn Verletzung  nicht  Bedingung  des  Anspruches 
t:    der   Ansprurh    envjiclist   nicht  erst  cbinn,  wenn  die  Behörde 
it   einem   geselzwidi'igeu  Befehle  in  die  subjective  Rechtssphäre 
eingegriffen  hat,  das  Erheben  des  Anspruches  ist  vielmehr  jeder- 
Bnt  in  das  Beheben  des  subjectiv  Berechtigten  gestellt. 
^*       Womi  oben  gesagt  wurde,  dass  ein  subjcctivcs  Freiheit^recht 
_uicbt  mehr  gewiüu-e  als  den  AiLSpruch  auf  Verhinderung  des  Ein- 
ittes  der  Kecht^foigen  eiues   ohne  gosetsdichc  Ermächtigung  er- 
encn ,     diu    Handlungsfreiheit    einsolnünkendon    Venvaltnngs- 
so  muss  nun  hier  beigefügt  werden,  dass  ^mcJi  das  Er- 
der   Geuclunigung   in    Vorbindung   mit   der    dasselbe 
bützendeu  Straf  rechts  norm  jener  Anspruch    allerdings    formell 
idificirt    wird;    materiell   aber    entspricht    das   Verhältniss 
ischen    der  Verwaltung  und  dem  Einzehicu   auch  hier  den   in 
Kücksicht  der  subjcctiven  Freiiioitsrccbte  entwickelten  allgemeinen 
^Begeln.     Auch  liier  ist  das  subjective  Recht  nichts  anderes,   als 
Bie  Macht  des  Einzelwülens ,    sich    gegen  Bescliriinkungen   durch 
die  Verwaltungsorgane  zu  belmupten;  auch  hier  gclit  der  Anspruch 
im    Grunde    auf  Verhinderung    des    Eintrittes    der   Rechtsfolgen 
eines  gesetzwidrigen  Aktes.     Wenn    der   bescbWtnkende  Akt    der 
Verwaltung  nicht  als  Verbot,    der  Anspruch    nicht  als  eine  Ab- 
wehr, sondern  als  ein  Begehren  auftritt ,   so   sind   das   durchaus 
nur  formelle  EigenthümHchkeiten,  welche  sich  aus  der  Strafiechts- 
norm  erklären.    Das  Verbot  liegt  in  der  Norm,   darum  kommt 
■&S  blosse  Versagen  der  (jcnehmiguiig  einer  Beschränkung  gleich, 
und  eben  weil  das  Verbot  besteht,  ehe  die  Verwaltung  thiltig  ge- 
worden ist,    geht  der  Anspruch  auf  ein  Thätigwerden   der  Ver^ 
waltung,  auf  Herbeiführen   der  Rechtsfolgen  oinos  gesetzmassigen 
Aktes. 

Die  Befugnisse  der  Verwaltung  —   soweit  sie  nicht  das  straf- 
bare Handeln  ohne  Genehmigung,  sondern  die  Verhinderung  des 
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Handelns  bei  durchaus  correctem  Vorgehen  des  Einzelnen,  d.  l 
im  Falle  der  Aiitragstellung,  bi.'trcffcu  —  ergeben  sich  nicht  äos 
dem  das  Erfordcrniss  der  Genehmigung  au&telienden  Rechtseatzc, 
sondern  erst  aus  jenen  Rechtssätzen,  welche  die  Be* 
hörde  zum  Versagen  der  Genehmigung  erraachtigeiL 
Und  auch  diese  Rechtssatze  ermächtigen  hier  wie  Qbenül  die 
Behörde  zu  Eingriffen  in  die  subjective  Rechtggphfir«, 
ohne  selbst  ßchon  das  subjective  Rocht  zu  bcseitigtti *'). 
Das  subjective  Recht  wird  insbesondere  auch  dadurch  nicht  berührt, 
dass  bestimmte  Kechtssätzo  die  Verwaltimgsbeliörden  zur  Versagrag 
der  Genehmigung  nicht  etwa  bloss  ermächtigen ,  sondern  ihDes 
die  Versftgung  beim  Eintreffen  bestimmter  thatsächücher  Vonutt- 
setzungen  zur  Pflicht  machen.  Derjenige,  der  mit  einer  bV 
sdutjckenden  oder  anstockenden  Krankheit  behaftet  ist,  hftt  gewi» 


**)  bi  diesem  Sinne  hat  denn  auch  z.  B.  das  premBiBchL*  0.>V.-G 
wiodiU'hoH  ausgesprochen,  ilnss  jene  n&udluuguu,  deren  Vomahnte  dorci 
ßesotx  »der  Polizei vnrordnunp;  au»  Uründun  den  öfTfutUchen  hitercna  u 
diu  vorjpinipgc  polixoilicliu  Gtriu-hiriiffiing  gL>knii[>ft  int,  «nn  sich  der  A*i- 
fluss  dei  Rechtes  der  cinitelncn  Person  sind"  imd  daas  m  öcb 
hier,  wenn  die  polizeiliche  Genehmigimg  versagt  wird,  «nm  einen  Ein{(Hff 
in  die  KechtBflphäre  dos  EinKoIncn"  handelt  (z.  B.  B.  IX  K.  56,  31 
B.  Xn  N.  fil).  Pas  0.-V.-<.>.  spricht  von  einem  dorch  §  1  Koichi4rfWci^ 
Ordnung  »im  Allgemeinen  anerkannten  snbjeotiveu  Rechte  dttr 
RcichoangehÖrtgen,  Eom  Gewerbebetrieb  sugelasaen  au  werden,^  «oldm 
^genülier  die  Versagunjc  der  Geneliroi^ng  (dei  WandergewerbesobdÜnM] 
als  eine  Bcschränlcnng  den  Rechte«  znm  freien  GewerlwW triebe  erwbräL 
Die  letztere  AandruckaweiBo  ist  allerdings  nicht  ganz  »nli-i-tTerid,  v»  Traun 
rii-litip  nur  von  einem  „Eiu^ff  in  die  Ilccbt^Bphäre"  d.  i.  einer  Bchtnlenici; 
dos  R^nuHseit  des  rit-htlich  )j:«? »schützten  Gutes  gesprochen  werilwi,  nicht  reu 
(üncr  Boschräukung  dw  »ubjectiven  Rechtes;  dieses  Recht  selbst  bleibt,  ww 
von  den  die  Verwaituif(5behürde  zur  Verssf^on^  ermäch tigendeo  Reolitssitica. 
Mu  uiohl  minder  auch  von  der  Vcrsagung  selbst  anberiihrt,  !)%»  anetkcaptt 
Hudi  das  t>.-V.-G.,  indem  es  ans  dem  KundarafutßlyniiidsätwD  der  Ratc^ 
Oewcrbeonlnung  den  Satz  h^rrlcitot^  dass  durch  die  V'ersagung  der  Cow»mioa 
(los  im  Allgemeinen  jedem  ätaatsaugchöriffcn  gewälurlei«tete  Roc-ht  nicht  e(«a 
derart  aofgchobcn  wird,  doss  duselbe  im  Sinne  des  g  7  "Ht  16  Th.  T  A.  U-K. 
fortan  als  crlosehen  gelten  müsste,  wobei  «iir  Be^indnog  speciell  diiW 
hinjtvwieMn  wird,  liass  diw  Gcwerl»«  zwar  erst  nach  Krtheilune  der  KrUnW 
uiaa  betrieben  werden  darf,  diese  Erlauhuiss  jedoch  nur  ans  den  im  Ot«*« 
angeHihrtcn  Qröndeo  versagt  werden  darf  (B,  V  n.  46). 


gldchen    Rubjectiren  Preiheitsrechto  wie    die   anderen  Staats- 
ngchörigen,  luigoachtet  ihm  gemäss  §  57  R.-Gew.-O.  ein  Wander- 
ftwerbcschein   nicht   ertheüt    werden    darf.      Durch   Bechtssätzu 
er  Art  ist  eben  nm*  das  Ermessen  der  Behörde  in  sehr  enge 
pn  gewiesen,    und  wenn  aneh  das  Erheben  des  Anspruches 
bnUchen  Fällen  regebnässig   zu   einem   negativen  Kesultate 
en   wird,   so  äussert  sich   das   snbjectire   Hecht   doch   nicht 
darin,  dass  gegen  die  Versaguiig  jene  RechtsmitteJ  zugelassen 
ad ,    zu   welchen   nur   ein   aulyectives   Recht  legitimirt,  sondern 
Auch    darin,    dass    aus    der  Ertheilung    der  Genelunigung ,    mag 

ti  auch  in  diesen  Fällen  nur  in  Folge  einer  Verletzung  der 
nitspfliolit  seitiMis  der  Behörde  möglich  sein,  dem  Einzelnen  eben 
uor  neue  Anspruch  erwuchst,  welcher  sich,  wie  noch  darzulegen 
in  wird,  an  das  subjective  Recht  kraft  der  Consensertheilung 
un  Allgemeinen  knüpft. 

Bas  Gesagte  zu  stützen,  bedarf  es  aber  freilicli  voi-erst  noch 
chtfertigung  des  oben  aufgestellten  Satzes,  dass  die  Geuehraigimg 
erhaupt  nur  aus  gesetzlichen  Gründen  versagt  werden  darf, 
[tieser  BehuuptiißR  scheint  die  Thatsache  gegenüberzustehen,  dass 
Rücksicht  der  Erllieihmg  der  Genehmigung  zweifellos  Vieles 
m  arbiträren  Ermessen  der  Verwaltungsbehörden  anheimgestcllt 
Das  ist  richtig;  allein  ebenso  ge\viss  ist  das  fi-cic  Ermessen, 
Be  discretionäre  Gewidt  der  Behörde,  Überall  wo  die  Genehmi- 
ttg  emer  auf  Verwerthung  eines  rechtlich  geschützten  Gutes 
gerichteten  Handlung  in  Frage  kommt,  durch  Gesetz  in  bestimmte 
kcn  gewiesen.  Das  ist  nicht  etwa  so  gemeint,  dass  die 
Dhranko  in  dem  allgemein  geltenden  Rccbtssatzo  gelegen  wäre: 
^Thue,  was  du  glaubst,  dass  es  durch  das  öfientliche  Wohl  be- 
dingt ist"  (Behkatzik).  Dieser  Reebtssntz,  wenn  man  ihn  schon 
50  bezeichnen  soll,  hat  auf  das  Verhüllniss  zwischen  der  Verwal- 
_tung  and  dem  Einzelnen  keinen  Einfliiss.  Er  gilt  Cor  die  Behörde 
Uefa  da,  wo  es  sich  um  Erthcilimg  einer  Dispensation  handelt, 
ne  dass  dcricnige,  der  die  Dispensation  anstrebt,  aus  ihm  irgend 
¥aa  fiir  sich  dediiziren  könnte.  In  Rücksiclit  derGenoimiigung  hegt 
he  Grenze  immer  in  besonderen  Vorscluiften,  welche  die  der  Ver- 
waltungsbehörde überall  zukommende  Erwägung  der  Anforderungen 
öffentlichen  Intei-esses  in  einen  bestimmten  Kreis  bannen. 
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Wenn  die  Ansicht  aiifkaiu ,  dass  in  den  meisten  Füllen  du 
Krtlieitcn  einer  Genelunigung  durchaus  in  das  Ermessco  der 
BoliÖrdc  gestellt  ist,  so  liegt  da3  zum  guten  Theüe  daran,  dass  um 
diis  freie  Ermessen  nicht  selten  auch  in  einem  Gebiet«  zuzulassen 
geneigt  ist,    in  welchem    es  schlechtliin  ausgescldosseu  erscheint. 

Die  Verweigerung  der  Genelunigung  ist  immer  durch  eioen 
Thatl>G8tand  bedingt,  welcher  bei  Hinzutreten  der  der  Genehmigunj 
bedürftigen  Handlung  geeignet  wäie,  das  öffentliche  Intereaw  so 
schädigen,  be^eliungsweisc  durch  bestimmte  an  <lie  vorzunehmsode 
Handlung  sich  knüpfende  TliatumstÜnde ,  deren  WirkungeJi  inil 
dem  öffentlichen  Interesse  gleich  unvereinbar  wiiren.  Das  Vor- 
handensein dieses  Thatbestandes  resp.  Hie  Absicht  des  Antrag- 
stellers, einen  mit  dem  Öffentlichen  Interesse  unverträglichen  that 
süchlichon  Zustand  herbeizuführen,  bildet  den  Grund  des  V«r- 
sagens  der  Genehmigung.  Das  Gesetz  bedient  sicli  quo 
sehr  häufig  gan:i!  idlgemeiner  und  ungenauer  Ausdrücke  Kur  Be- 
zeichnung des  Thatliestandes,  welcher  die  Verweigerung  der  Gb- 
nehmigung  begründen  soll,  ja  es  begnügt  sich  nicht  selten,  diesen 
Thatbestand  ledigHch  durch  Hinweis  auf  seine  "Wirkungen  w 
kennzeichnen.  Darum  ist  es  aber  doch  nicht  gerechtfertigt,  irenn 
\'ielfach  von  freiem  Ermesson  der  Behörde  auch  in  Rücksicht  Atr 
Frage  gesprochen  wird,  ob  durch  die  von  ihr  ermittelten  That- 
umstände  der  von  dem  Gesetze  vorausgesetzte  Tbat^ 
bestand  hergestellt  wird.  Das  &eie  Ermessen  kann  sich  imnit^ 
nur  auf  die  Anfordcnmg  des  Öffentlichen  Interesses  bezieheu,  aiifdio 
Frage,  welchen  Einfluss  im  concreten  Falle  ein  bestimmter  That- 
bestand auf  die  öffentlichen  Interessen  zu  nehmen  geeignet  ist- 
Ob  der  Thatbestand  selbst  vorliegt,  ist  eine  Frage,  d«rPD 
Lösung  zunächst  durch  juristisch  coiTCcte  Interpretation  der  ilm 
kennzeichnenden  Gesetzesbestimmung  anzubahnen  ist.  Geräs 
greift  auch  in  Rücksicht  dieser  Frage  eine  gewisse  freie  Wfi^ 
diguug  Platz,  allein  diese  Würdigung  der  That^iachen  ist  keiDK- 
wegs  etwa»  den  Fimctionen  der  Verwaltungsbehörden  EigenthÜn* 
liebes,  sie  steht  vielfach  auch  dem  Richter  zu,  und  es  ist  danuB 
auch  nicht  ausgesclilossen,  dass  ein  Vonvaltungsakt,  welcher  an 
der  freien  Würdigiiug  gewisser  Tlmtumstandc  hervorgegangen  ist, 
mittels  der  Verwaltungsklage  angefochten  und  auch  in  Rückiicbl 
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"Her  ^ragp,  ob  der  Thatbestand  vorliegt,  welchen  das  Gesetz 
treÖt'ii  wollte,  der  richterlichen  l'ebeqjrUfuüg  unterzogen  werde. 
Nur  io  Rücksicht  seiuer  Rückwirkung  auf  die  öffentlichen  Iiiter- 
e^cn  entzieht  sich  der  Thatbcstand  der  Bourthoilung  des  Rich- 
ters. Behufs  Charakterisirung  des  voransgesetzten  Thatbestandes 
sich  diinii  ihus  Gesetz  nocli  so  rülgemeinor  Ausdrücke  ho- 
aen,  ja  es  mag  denselben  selbst  nur  durch  Benennung  der  Art 

~de»  öffeutUcben  Interesses,  welches  es  geschützt  wissen  will,  kenn- 
zeichnen, immer  ist  doch  ein  Anhaltspunkt  gegoboo,  um  gegebenen 
Falles  eine  Gesetzwidiigkeit  der  behördUchen  Verfügung  durch 
Uichterspruch  zu  constatiren.  Im  Falle  der  speciellen  Tleuonnung 
des  öffL'ntlichon  Interesses  liegt  die  gesetzliche  Schranke  fiir  die 
Vf^rwultungsbehüi'dc  oben  darin,  dass  sie  im  concreton  Falle  ein 
öffentliches  Interesse  anderer  Art  nicht  in  I^tracht  ziehen 
darf*»). 

Gewiss  enthält  §  6  des  Österr.  Gesetzes  vom  15.  November 
1867  eine  sehr  allgemeine  Ermächtigung  für  die  Behörde,  wenn 
er  sagt;  jede  Versamndung  könne  untersagt  werden,  deren 
Abhaltung  die  öffentliche  Sicherheit  oder  das  Öffonthchc  Wohl 
geföhrdct.  Gleichwohl  ging  das  Reichsgericht,  welches  diese  Be- 
stimmung auch  auf  die  Genehmigung  von  Versammlimgen  unter 
freiem  Himmel  bezieht,  niemals  von  der  Ansicht  aus,  dass  das 
Erlheilen  oder  Versagen  einer  solchen  Genehmigung  durchaus  in 
das   freie  Ermessen   der   Behörde   gestellt  wäre.     Dasselbe   hält 


")  Vgl  z.  B.  E.  d.  ÖBlorr.  V.-Ü.-H.  Bddwwski,  n.  ßSl.  —  Zum  niin- 
devten  dadurch  ist  auch  in  Frankreich  die  BehürilL-  m  Rücksicht  der  Ge- 
nelmiiguiig  von  schädlichen  (4^eworbcaDlaffen  nach  dem  Decrut  vom  15.  Ooto- 
ber  1810  s^lmmlen.  Eti  verdip-nt  Iiunierhin  ht-rvnrgchobcn  z\i  wvrdoo,  dftss 
das  (ranzöfiische.  Recht  pf-rado  gegenüber  rlera  eine  solche  Geoehmijfiiuj^  vtir- 
tag^nden  Acte  der  Behörde  lallcrdinj;«  auch  fi^cgenüber  der  Grtlieüung  der 
Qenehmiguug)  eine  AuRnahmu  von  der  Regel  eintreten  lässt,  dasa  gegen 
PoUseiniHsiiregehi  diu  ordeulÜcbe  Verwaliuugsklage  uiubt  sUitiGudui.  Es 
muss  darin  freiliuli  mit  Rücksicht  auf  die  Schciduug  der  ordentlichen  Ver- 
woltangsklage  und  des  r«cour8  pour  exc^-s  de  pouvair,  wie  sie  in  Frankmicli 
besteht,  eine  Irreguluritat  orbtickt  werden.  Glcichwulil  rang  man  daj'in 
cngleich  einen  Beleg  Huden,  daas  der  Oosol^ober  einen,  wenn  auch  durch 
QesctiE  Dicht  naher  definirbaren   Anspruch  des   Antragsteller«  auorkcnnen 
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Yielmehr  ati  dem  Principe  fostj  dfiss  seine  Cognition  aicli  audi 
darauf  bezieht  (allerdings  aber  auch  sich  diirauf  beöchr&nkl),  (i(i 
der  Behörde  Ulicrhaiipt  solche  Thatsachen  vorlagen,  aas  velclwn 
die  Besorgniss  einer  G^ralinluug  des  öffentUchcn  Wohles  mit 
Qrund  abgeleitet  werden  kann,  während  allerdings  die  weilvK' 
Frage,  oh  diese  ThaAsachen  auch  so  beschaffen  und  stark  genug 
waren^  um  das  Versagen  der  Genelunigung  zu  rechtfertigen,  di- 
also^  ob  das  ÜfTentliche  Interesse  die  Versagung  erheischte,  Vm 
Substrat  der  Suhsumtiön  eines  gegebenen  Thatbestajidcs  unter 
das  Gesetz  odor  unter  eine  bestimmte  Reclitsregel  ist^),  uit 
anderen  Wollen :  in  das  freie  Ermessen  der  Biihördo  fallt 

So  hat  auch  das  Preussische  ObcrverwaltnugsgoricUt  wioAei 
holt  selbst  in  Rücksicht  einer  so  allgemeinen  Vorauasetiung,  w 
sie  in  dem  vom  Gesetz«  gtibraucliten  Worte  „Gefidir"  aui^ 
drückt  ist,  das  freie  Kmiesseii  nicht  zugelasseu  ^')  und  mit  Beclit 
ausgesprochen,  das»  das  Vorhandensein  einer  G  efalir,  vo  thä 
Gesetz  von  einer  solchen  spricht,  eine  thatsächlicho  Vonutf- 
Betzung  fUi*  das  Krlassen  einer  Polizei  Verfügung  bildet'^''). 

Dem  Verwaltungsriditer  erwUclist  üherali  die  Auff^ahe  ilfr 
strengen  Ermittelung  der  Grenzen  des  administrativen  B^e«s«»s, 
und  er  darf  dieses  Enrnssen  in  keinem  Falle  zulassen,  wo  «ä 
sich  um  Intcqjrctation  des  Gesetzes  in  Rücksicht  des  von  ihni 
vorausgesetzten  Thatbestandes ,  und  um  Subsumtion  der  in 
concreten  Falle  ermittelten  Thatumstände  unter  das  Gesetz  IwR- 
delt*')-  Der  österreichische  VerwaUungsgcrichtshof  scheint  mir 
dem  freien  Ermessen  der  Venpaltungsbehörde  einen  viel  zu  wcilfn 
Spielraum  einzuräumen,  indem  er  Beschwerden,  welche  gegen  ^ 
Verweigcrmig  von  üewerbeconcesaioneu,  von  Gcnebaiiffunj^iai  gr- 
werblicher  Anlagen  oder  selbst  von  Bauconscnsen  gerichtet  wnd, 
überwiegend  unter  Berufung  auf  §  3  Ut,  e  des  Gesetzes  vom  23.  Oc- 


••)  v.  HvB,  8tutiml.  R.  Erk.  des  mimr.  RoiohBjrnriubte«,  n.  78,  Ä<U 
iUintieh  Brk.  vom  SO.  .lÄnnei-  1H8K. 

'■')  ü.  a.  0.  B.  rV.  II.  71,  VT.  n.  Ö3,  VC.  n.  6ä 

**)  „Die  Gefahr  Ipildct  den  Thatheatand  des  §  10  Tit.  IT  Tli,  üt 
A-'U-R."  B.  XUl  n.  53,  S.  39«. 

")  VkI.  E.  .L  Pr.  O.-V.-G.  n.  IX  n.  50. 
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)  n  limine  abweist.    Allfrrdings  sind  die  einschlägigen 
.tisterrcichischcu  Gesetze   dem  freiuii  Enuesaen  der  Behörden  un- 
gemein hold,   allein  eben  darum   ist  alle  Veranlassung  gegeben, 
IJe  Qronzen  dieses  Ermessens  auf  das  Uenaneste  zu  Uhcntachen. 
)er    österTGichisclie    Verwaltungsgcrichtshof   liess    in     einzelnen 
^Fällen    das    Jxoie    Ermessen   auch   in  der  Frage  der  Subsumtion 
3es  Thatbcstandes  unter  das  Gesetz  zu.   So  wurde  eine  Beschwerde 
limine  abgewiesen,  „weil  sowohl  bei  der  Entscheidung  der  Frage, 
Db  durch  einen   bestimmten   Bau   eine  Eiuschiclitc  entstünde,  als 
Huch  bei  der  Beurthciluug,  ob  der  Bau  ungeachtet  seiner  isoUrten 
ge  in  Öffcntücher  Beziehung  zulässig   oder    ob   er   aus   Rück- 
bten  der  Sicberlieitspolizei  nicbt  zu  gestatten  sei,  die  Behörde 
ch  freiem  Ermessen  vor/ugclien  berechtigt  ist"").     Es  ist  nun 
l^ewiss  bedenkUch,  wenn  hier  auch  in  RUcksicbt  der  Frage,  was 
Sinne   des   Gesetzes   eine  Einschiclitc  sei,    „freies  Ermessen" 
Bugelassen  wird.    Mag  es  auch  unmöglich  sein,  den  Bcgriir  der 
Einschichte   derart  haarscharf  abzugrenzen,   dass    gesagt    werden 
könnte:    bis    zu   dieser  Entfernung   von  der  im  Zusammenhange 
iiten   Ortsclial't    handle    es    sich    um   eine   Einsclüchte,   bei 
Bgeror  Entfernung  aber  nicht  mehr,  so  ist  doch  andererseits 
if  dass  ein  wirklich   freies  Ermessen  der  Behörde  in  dieser 
Lücksicht    nicht    Platz    greift,    und    der   Verwaltungsgerichtshof 
riirde  gewiss  diesem  Ermessen  Schranken  ziehen,  wenn  sich  eine 
Behörde  etwa  einfallen  Hesse,    ein    mitten    in    der   Ortschail    zu 
rbauondcs   Haus   für  eine   Einschichte   zu  erklären.     In  Fällen 
Art  wäre    es   wohl   am   Phitze,   das  oben  envähnto,  vom 
bsgerichte  aufgestellte  Princip  zu  accepliren,  dass  das  Gericht 
prüfen  Itat,  ob  überliaupt  die  wirkUche  Sachlage  eine  derartige 
ist,  dass  die  Besorgniss  einer  Gefiihrdung   üffeutlicher  Interessen 
|daraus  abgeleitet  werden   kann,    ob    also    in    dem   beispielsweise 
igefülirten  Falle  der  in  Aussicht  genommene  Bauplatz  von  der 
im  Zusammoiihange    gebauten  Ortschaft   überhaupt  so  weit  ent- 
fernt ist,  dass  irgend  welche  Missständo  in  Rücksicht  der  Haud- 


*M  §  3.  «Vou  der  ZoBtSndigkeit  des  VerwaltanfpgericKtshofus  sind  au8- 
gesclilosseii :  —  —  —  lit,  e)  AnK^l'^m'iilitiUMi,  io  deucn  und  insoweit  die 
Verwultungalttiliürd^ti  nsu'h  freiem  Ertneaaen  voreugohco  berechtigt  siad.' 

**)  £XKL  8  Saiiimlusg  o.  802. 
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)mbung  der  SichcrhcitspoUzi^i  im  Falle  dür  Ausfiihrunr  ' 
projectirten  Baut's  bi'fUrchU't  werdeu  küiineii,  wäJin*nd  daii.i 
dings  die  Frage,  ob  diese  MiässtÄndo  eine  solche  Bc*dc'utang  habra, 
iluss  der  Bau  zu  unteraagea  ist,  dem  Ermessen  der  Bfbörde  aa- 
huinifullt.  lu  einem  anderu  äliulicbca  Falle  (Exel,  a.  315)  hat 
der  Yerwalinngsgcrtchtshor  selbst  diesen  Standpunkt  annähünu) 
eingenommen,  indem  er  aussprach,  dass  ^dic  Butscbeidung  der 
Fragei  ob  bei  der  beträchtlichen  Entfernung  des  Orte» 
der  beabsichtigten  Buuführung  vom  Dorfe  der  Ban- 
conaena  zu  crtheüen  isf^,  in  das  freie  Ermessen  der  Beh5rtle 
rrdlt.  Den  gleichen  Einwendungen ,  wie  der  crsterwaliutc  Be- 
scIdnsB,  begegnet  auch  der  Plenai'beschluss  des  Yerwidtunffs- 
GcTichtshofes  (Exel,  n.  437),  mit  welchem  dieses  Grerickt  sieb 
(lir  nicht  competent  erklärt  zur  Beurtheilung  der  Cubcscholtenhöt 
im.  Sinne  der  Gewerbeordnung,  weil  „Verlässlichkeit  und  Üiihe- 
scholtenheit"  Eigenschaften  seien,  über  dereu  Vorhandensein  St 
Behörde  nach  einem  durch  keine  bestimmte  gesetzliche  Vorschrift 
besehriinkteni  Ermessen  zu  entscheiden  hat,  die  AitgeU^cubät 
somit  als  eine  diskietionäre  der  richterlichen  üebei-pnifung  ent- 
zogen erscheint.  —  Die  Schranke  des  &eion  Ermessens  liegt 
eben  in  den  ron  dem  Gesetze  gebrauchten  Worten  j,Verlässlicli- 
keit  und  Unbescholtenheit",  diese  bezeichnen  a  contrario  den 
Thatbestand ,  welcher  zur  Versaguiig  der  SchrunkcuncessinR 
berechtigt,  darum  müssen  Thatsachen  vorliegen,  aus  velcfaen 
der  Mangel  dieser  Eigenschaften  erschlossen  werden  kann^  und 
ob  solche  Thatsachcn  vorliegen,  entzieht  sich  der  Beortheihuis 
dos  Gerichtes  nicht.  Wenn  der  Vcrwaltungsgerichtshof  in  einein 
anderen,  die  Genehmigung  einer  geworbhchen  Anlsge  betrolfvndc« 
Falle  (BiniAVTNSRi,  n.  1665)  anstatt  den  Satz  aufzustellen:  ^Die 
Behörde  hat  nicht  btosä  nach  ihrem  Ermessen  zu  beurtheiUai 
ob  irgend  welche  gcäundheitsschadliche  oder  lästige  EinftfiF^ 
bestellen,  sondern  auch,  ob  dieselben  so  weit  reichen,  dass  üiret' 
wogen  die  Anlage  überhaupt  zu  verbiete«,  cveuluell  unter  wt-Iclien 
Bedingungen  sie  zu  bewilligen  sei",  —  gesagt  hätte:  die  BcJiünlr 
hat  nicht  nach  ihrem  Ermessen  zu  beuiiheilcn,  ob  irgend  welch« 
gesuudlieitsschädliclio  oder  lästige  Eint!  üsse  bestehen ,  BonJeni 
nur,   ob   dieselben   soweit   reichen,   dass   ihretwegen   die   AnUgt 
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juis  öffentlichen  Hücksicbtcn  zu  verbieten  ist,    so   hätte  er   dem 
freien  Ermessen  eine  nchtige  Grenze  gezogen**). 

Trotz  diesen  und  ähnlichen  Aussprüchen  des  Vcrwaltuugs- 
gcricfatshofes  thcilc  ich,  auch  soweit  specicil  das  Gebiet  des  öster- 
reichischen Hechtes  in  Betracht  kommt,  nicht  die  Ansicht  Beb- 
satzik's,  das»  inj  Falle  der  Verweigerung  einer  Genelimigung  die 
VcrwaJlungsklage  principiell  ausgeschlossen  sei.  Bernatzik  erklärt. 
die  Parteieii  hätten  kein  Recht  auf  Consentirung  einer  gewerb- 
beben  Anlage,  eines  Baues  u.  s.  w. ;  sie  bUtten  mir  dos 
Recht,  eine  bestimmte  formelle  Action  der  Behörde  zu  fordern, 
niclit  das  Recht,  eine  bestimmte  Art  der  Entscheidung  zu  ver- 
langen, wa»  nuin  damit  auszudrücken  ptlege,  dass  man  sagt,  die 
Conseusertbeilung  hege  im  Ermessen  der  Behörde.  Damm  stehe 
auch  weder  dem  Conseiiserwerber  im  Falle  der  Abweisung  noch 
dem  Drittbetbeiligtcn  im  Falle  der  Bewilligung  das  Recht  der 
Bchwerde  im  den  Verwaltungsgerichtshof  zu.  Es  ist  richtig, 
absolutes  Recht  auf  die  Couaensertheilnng  bat  die  Partei 
cht,  allein  sie  hat  das  Recht,  an  der  Handlung,  welche  der 
Jeueluiiigung  bedarf,  von  der  Behörde  nicht  ohne  gesetzliche 
rmäcbligung  gL'hiudert  zu  werden,  und  indem  sie  den  Antrag 
'  Consensertbeilung  stellt,  erbebt  sie  den  Anspruch,  doss  ihr  die 
Qchmigung,  olme  welche  sie  nicht  liandelu  darf,  ertheilt  werde, 
Dfern  »iu  nicht  aus  gescizlicbeu  Gründen  zu  versagen  ist.  Die 
chwerde  an  den  Verwaltungsgerichtshof  ist  keineswegs  prind- 
^ell  ausgeschlossen,  sondern  nur  insoweit,  als  das  freie  Ermessen 
Behörden  Platz  greift,  und  dass  auch  nach  österreichischem 
cht4*  diesem  Ermessen  Grenzen  gezogen  siiiU,  hat  der  Ver- 
sal tungsge  rieh  tshof  selbst  Kiederholt  anerkaimt,  indem  er  aus- 
prach,  bei  Concessiousertheilungen  seien  die  Behörden  allerdings 
treclitigt,  nach  freiem  Ermessen  voi-zugehen,  jedoch  nur  insoweit, 
Is  kein  stricter  gesetzhcher  Anspruch  auf  die  Ertheilung  einer 
ßonccssion  besteht  (ßui>wiX8Ki  n.  1848,  2008,  240H)  und  in  einem 
finzt-bien  Falle  sogar  erklärte:  „wenn  ein  im  Gesetze  begründeter 
jisUiüd  nicht  besteht,  so  dürfen  auch  cuucest^ionirte  Gewerbe 
Dioben  Bewerbern,   welche   die  gesetzUche  Bedingung   ihrer  Er- 

*•)  Sehr  ricfatigu  AuifUhnuigM  übt-r  dif  FruRO  ilts  „freien  Bnueasen»" 
mim  bei  Setdkl,  Bayiu-.  Staalir.  U.  S.  440  (T. 
Ari-hiv  Wr  dfli-nüiclca  Hectit.  in,  *,  4q 
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laiigimg  erfüllen,  nicht  versagt  werden."  (Büdwinski  n.  634.)  Ei 
bedürfte  nur  der  Anerkennung,  dass  eben,  weil  das  nicht  gc&cbeboi 
darf^  der  Antragsteller  in  allen  Fällen  einen  Anspruch  hat,  t^ 
wie  des  Festhaltene  an  dum  Grundsätze,  daSB  das  freie  Gnuessem 
der  Behörde  nui*  in  Rücksicht  der  Anforderungen  des  öffentliclien 
Interesses  f  nicht  auch  in  Bücksicht  der  Würdigung  des  Tlatlfc 
Standes  Platz  greift,  um  damit  die  Rechtsprechung  des  Verwaltungs 
gerichtshofea  in  Sachen  der  behördhchcn  Genehmigungen  in  weit 
ausgedehnterem  Masse  geübt  werde,  als  es  bislier  der  Kall  ist  - 
ein  gesetzhcher  Gnmd  stünde  dem  nach  geltendem  östcrrcichischci 
Rechte  nicht  entgegen.  J^ach  der  Praxis  des  Verwaltungsgenchl« 
bofes  wird  aber  allerdings  ein  stricter  Anspruch  vorausgesetÄ 
wenn  die  Beschwerde  zulässig  sein  soll,  und  ein  solcher  strictcr 
Anspruch  vörd  nur  da  angenonunen,  wo  nach  der  Lage  des  cod 
creten  Falles  die  Concession  nach  dem  Gesetze  nicht  ter 
weigert  werden  darf.  Falle  dieser  Art  sind  nun  &eilicli  md 
österreichischem  Rechte  sehr  selten.  So  konnte  denn  der  Ver 
waltungsgericbtsbof  scbUesslich  aussprechen,  „ein  stricter  gei«tj 
lieber  Anspruch  auf  die  Bo^iUigung  einer  bestimmten  Betht'bv 
anlage  stehe  Niemandem  zur  Seite."  Es  sollte  aber  doch  wohl 
im  Auge  behalten  werden,  dass  es  sich  speciüll  in  Gewwl 
gelegenheiten  um  ein  staatsgrundgesetzlicb  gewährloisletos 
handelt,  dass  dieses  Recht,  sofern  es  überhaupt  einen  lohiU 
baben  soll,  nur  darauf  gerichtet  sein  kann,  dass  die  £rv< 
tbätigkeit  des  Einzebien  nur  nach  Massgabc  des  Gesetzes 
geschränkt  werde,  und  dass  dieser  Anspruch,  welcher  durch  dit 
^fordemiss  der  Concession  an  und  für  sieb  noch  nicht  aofgc- 
bobcn  wird,  einem  Joden  zur  Seite  steht,  der  den  Antrag  uf 
Ertheilung  einer  Concession  stellt.  £s  wird  ohne  weiteres 
räumt,  dass  in  allen  Fällen  in  höherem  oder  geringerem  Mas»e 
freie  Ermessen  der  Behörde  mit  im  Spiele  sein  wird,  aod 
muBs  aber  betont  werden,  dass  nicht  minder  in  allen  FiUleD  ftr 
dieees  freie  Ermessen  eine  gewisse  Grenze  zu  tinden  sein  vinL 
mag  sie  unter  Umständen  auch  nur  z.  B,  in  einem  Sadivrp 
stündipcnhefunde,  also  in  den,  nach  den  tochnisohou  Regeln  VB^ 
Kunst  ermittelten  Tliatsachen  gelegen  sein"  *').  Zum  mindestCAl^ 

^')  Der  VerwaltuDgsgoriobtshof  solbst    hat   atugosprocheui  dav 
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jedem  Falle  festeustellen  seiu,  ob  die  Behörde  die  ihrem  Ermessen 
zogcoe  Grenze  nicht  überäohritten  habe.  Die  Zahl  der  Abweisungen 
limine  würde  dium  wohl  sehr  herabgemuidert  werden. 

In  dem  Satze,   dass  demjenigen,   welcher  den  Antrag  auf 

£rtbeilung  einer  Genehmigung  stellt,  im  Falle  der  Verweigerung 

Vcrwoltungsklage  zusteht;   sofern  ein  bestimmter  Rechtssatz 

achweisbar  ist,  aus  welchem  für  das  in  Fntge  kommende  Gebiet 

DU  Bcidchuugeu  zwiächen  dem  Einzelnen  und  der  Verwaltung  ein 

nbjectives  Kecht  des  crsteren   abgeleitet  werden   kaim,   ist  die 

ktische    Consequenz    der    oben    entwickelten    Auffassung   des 

Terliältnisses  zwischen  dem  mdividiiellen  Rechte  und  den  Befug- 

jüßseu    der   Verwaltmig    ausgedrückt.     Durchaus    imorkonnt    ist 

Pieser  Grundsatz   in   der  Praxis   der  Preussischen  Verwaltunga- 

erichto'^');   eben  jene  Gründe,   welche   hier   daTiir  entscheidend 

dass  die  sog.  Generalklausel  des  §  127  A.  L.-V.-G.  auch 

Qfibcr  der  Ven^eigerung  einer  Genehmigung  zur  Anwendung 

ebracht   wird,  sprechen  aber  auch   fiir  die  Zulassung  der  Ver- 

JtungsklÄge  seitens  der  Gerichte  jener  Staaten,  in  welchen  der 

%iz,  dass  gegen  gesetzwidrige  Verfügungen  dem  dadurch  in  seinem 

abjectiveu  Rechte  Verletzten  die  Klage  zusteht,  geltendes  Recht  ist. 

Demgegenüber  tritt  dasjenige,  was  noch  über  die  Natur  des 

ictcs    der   Genehmigung  selbst  zu  sagen  ist,    praktisch  in 

Hintergrund.     Theoretisch   werden   aber    immerhin  die  oben 

retenen  principiellen  Sätze  auch  hier  bedeutsam. 

Unnüttelhar   ergibt   sich   aus  ihnen,    dass    die  Genehmigung 

rech tsbegrüuil ender  Act  ist,    dass  sie  nicht  zu  den  con- 

|titutiven  Verfügungen  gehört.   Rücksichtlich  der  Gewerbe- 

oncessioii   hat   das  Max  Sbydel  nachdrücldich  betont,  freilich 

Ermesicn   durch  die  im  Woge   des  SachTorständigcnbcwcises    ftwtm- 
Uenden  ThataocheD  beRclirünkt"  enicbcint.    (Budw.  d.  1848). 

**)  Mit  vollem  Recht  hat  da«  Pr.  O.-V.-O.  atugesprochcu,  das»  eelbst 
Minderiälirigi'n ,  welchiuu  die  AiufSortiguDg  eines  L^timatioiisscbeiiicfi 
Ä'andergcwerljeHL^Iitiiiie»)  verweiguri  wurdo,  die  VL-rwaltungiddagc  2UBtchl, 
Dgencbtct  di«  Verweigerung  gemäsa  g  57  a.  R.-Gew.-0.  m  der  Regel  cin- 
Ti'tüu  bat.  und  AuBnahmen  jedenfalls  dem  ErmenDCD  der  Behörde  aubeim- 
ORtrtlt  sind;  denn  das  durch  §  1  oit.  be^rrUndete  snbjectivo  Becbt  stobt 
ticb  dem  Mindurjäliri^u  wi,  jeder  Eingriff  iu  dasselbe,  von  welchem  der 
Avou  Bctroficue  bclmu]>tet,  datts  ur  geaeUwidrig  war,  hercclitigl  zur  Klage. 

40* 
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mit  einer  Begründung,  welcher  ich  nicht  in  allen  Stückco  m- 
stimmen  möchte.  Seydel  sagt:  „Es  kann  keinem  ZweiXel  nnter- 
liegen,  dass  es  sich  hier  nie  und  nirgends  tun  die  Verleihung  t^ioea 
Gewerberechts ,  eoudoni  nur  um  eine  polizeiliclje  Prüfung  oadi 
der  Richtung  handelt,  oh  im  gegebenen  Falle  gesetdiche  Gründe 
vorhegen,  welche  die  Verwaltungsbehörde  berechtigen,  Jcmandtti 
von  einem  bestimmten  Gewerbebetriebe  aus  Rücksichten  des  üflent- 
lichen  WolJes  auszuschliessen.  Die  Ai>probatiou,  Concession,  Zu- 
lassung oder  wie  sonst  der  betrcfifende  behürdhche  Ausspruch 
genannt  sein  möge,  eraeugt  daher  für  den  Gewerbsmann  uiomab 
ein  Recht  zum  Gewerbebetriebe,  weder  Dritten  gegenüber,  ugch 
gegenüber  der  Behörde.  Der  Gewerbebetrieb  selbst  ist  vielmehr 
nichts  anderes  als  die  Bethätiguug  der  allgemeiueu  privatredit- 
lichen  Handlungsfreiheit,  der  nui-  die  öfiFentUch-rechthche  Bcingm» 
der  Verwaltungsbehörde  einschiiinkend  gegenübersteht.  Jene  unii 
diese  bewegen  sich  sonach  auf  zwei  verBchicdenen  Kechtsgebieteo. 
Wo  daher  die  Befugnisse  der  Verwaltungsbehörden  an  geselzüdn' 
Normen  gebunden,  also  ihrerseiU  iiiclit  schrankeiüose,  Boudem 
bestimmt  umgrenzte  sind,  da  ei-scheint  die  Bestreitung  des  bebÖid' 
Hohen  Ausspruches  als  eines  ungesetzlichen  durch  den  betrofTcnen 
Gewerbsmann  nicht  als  Geltendmachung  eines  Privatrechtes,  son- 
dern als  Geltendmachung  des  Mangels  der  Vornusbctzungcn,  unUsr 
welchen  die  privatrechtliche  HandlungsfUhigkeit  üffentUch-rechÜich 
eingeschränkt  werden  kann"  ").  Es  ist  nun  durchaus  zutreffend, 
wenn  hier  gesagt  wird,  dass  der  Gewerbebetrieb  selbst  niclits 
anderes  ist,  als  die  Bethätigung  der  allgemeinen  UandlungsfrethNt, 
keineswegs  Ausübung  eines  Rechtes,  und  dass  darum  die  Coo- 
cession,  insofern  sie  eben  den  Ausspruch  entliält,  dass  dieser 
Handlungsfreiheit  aus  Giilnden  des  üfTeutlichen  Interesses  eine 
Schranke  nicht  gesetzt  wird,  als  ein  rechtsbegründender  Act  nictil 
angesehen  werden  kann.  Erinnert  mag  aber  sein,  dass  in  drti 
oben  wiedergegebenen  Ausfütirungen  Sicvdkl's  ein  unzidä&aigifr 
Schluss  cuthaltcn  ist,  indem  daraus,  dass  die  Genehmigung  kein 
Recht  verleiht,  gefolgert  wird,  dass  derjenige,  dem  die  Ge- 
nehmigung versagt  wird,  kein  Hecht  geltend  macht.     Die  G^ 

'^)  Va»  Utiwcrbepolizeirecbt  u»ch  der  Reichsgcwcrbcordnox^  iii  HnU» 
Aiinaleu.  1881.  8.  69. 


ehmiguiig  verleilit    kein  Recht,    weil    das  Handeln-Dürfeu  übor- 
apt  nicht  Inhalt  eines  suhjectiven  Rechtes  ist,  ferner  aber  und 
^^nptsächÜch  darum,  weil  jene  Willensmacht,   welche  allein  den 
bbalt  des  Rechtes  bilden   kann,   dem  Einzelnen  schon  vor  Er- 
■eUnng  der  Ooucessiou  zukommt,  und  durch  die  Antragstellung 
t)st  zur  Gtiltting  gebracht  wird.     Wird  die  Concession  versagt, 
80  kann  (allerdin^   kein  Privatrccbt,   wohl   aber)    der   mit  dem 
ffcntUchen  subjoctivcn  Rechte  verknüpfte  Anspnich  mittels  Klage 
nf  Ertheilung  der  Genehmigung  geltend  genuicht  werden.    Wird 
Concession  verliehen,    80   erlischt   nicht  etwa    das   snbjectivo 
bt  des  Erwerbers,  es  besteht  vielmehr  fort,   wenn  auch,    wie 
zeigen  sein  wird,  mit  verändertem  Ansprüche. 
Die  Genehmigung  ist  kein   rechtebegriindcnder  Akt,   sie   ist 
ber  auch  nicht  eine  Entscheidung^).    Bebnatzik '*)  will 
rntersclüed  gemacht  wissen,  je  nachdem  dem  genehmigen- 
Akte  der  Behörde  ein  abstract  geregeltes  Verfaliren  vorher- 
iit  oder   nicht.     In  letztcrem  Falle  gilt  ihm  die  Genehmigung 
eine    nicht   im  Wege   der  Rechtsprechimg  ergehende  consti- 
Jtivo  Verfijpnug,   im  ersteren  (z.  B.  im  Falle  der  Genehmigimg 
ner    gewerlhchen    Betriebyanlago ,    der    Ertheilung    eines    Bau- 
QHensea)  erscheint  der  Consens  durch  eine  Entscheidung, 
Inen    Akt    der    Rechtsprechung    bedingt.      Und    das, 
Dtzdem  nach  Bkknatzik'k  Ansicht  die  Behörden  durchaus  nach 
Bva  technischen  Ermessen  vorzugehen  haben,  den  Parteien  nur 
Recht  gewährt  ist,   hestimmte  Forniahtäten   des  Verfahrens 
fordern,   mid  die  Vcrwaltuugsklage  (Beschwerde  an  den  Ver- 
Jtungsgorichtshof)  nur  dann  ziUässig  ist,  wenn  die  Vorschriften 
ber   das  Verfahren    ausser  Acht  gelassen   wurden,   nicht  auch, 
pnn   behauptet    nird,    dass    die  verweigerte  Gcnelimiguug   nach 
Gesetze  zu  ertlieilen,  oder   die   gewährte   zu  versagen  war. 
Scse  Ausfühi-ungeu  Beknatzik's  sind  auf  die  von  ihm  Überall 

*")  Wenn  dos  Pr.  O.-Y.-G.  a«^  cter  ßaucoaeens  sei  nichts  anderes  als 

Erkläniiii,',  da»  dem  heabeichtigten  Bau   Rück&iuhton  des  uCfentUohen 

ivrcsse»  nicht  cotgcgcustebcn,  so  eoU  duuit  nur  Jcr  AufTaasiuig  entgcgen- 

reten  worden,   als  wäre  die  Geaehmigung  ein  Gebot  oder  ein  Verbot,  es 

damit  keineswegs  der  juristUobe  Charoctor  der   Ocnehmigung  g(>kcnn- 

^üknet  wurden. 

**')  u,  u.  O.  S.  11  u.  VJ,  66,  74  u.  75,  und  an  vielen  anderen  Stellen. 
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mit  voUcra  Rechte  festgehaltene  Scheidung  des  Alctes 
sprwhuug  von  der  an  df^nselben  sich  kniiitfenden  Verfägmig 
zurückzufühien.  Die  GenehmigQug  ist  darnadi  in  allen  Fällen 
cino  constitutivD  Verfügung,  sie  findet  aber  in  bestimmieu  Fülldi 
ilircn  Grund  in  einer  Entscheidung.  Nun  soll  wohl  dem  ron 
BKimATzuv  mit  viel  Scharfsinn  entwickelten  und  coiiseiiuem  dnrcfa- 
gefiihrten  Satze,  dass  eine  Yerfagung  ihren  rechtlichen  Gnind  in 
einem  Schlüsse  finden  kann,  welcher  in  Form  der  R«uhl- 
sprechung  zum  Ausdrucke  gelaugt,  in  keiner  Woiöo  witgegwi 
getreten  werden.  Allein  es  wirft  sich  doch  die  Frage  auf^  ob 
denn  auch  der  Akt  der  Genelunigung  eine  solchu  Zorivguiig  in 
zwei  Bestandtheile:  die  Entscheidung  und  die  Verfiiguug  Ter 
trage?  Was  besagt  die  Genehmigung?  Nichts  audüre»,  ab  da» 
dem  beabsichtigten  Handeln  iius  Gründen  des  durch  das  otijec- 
tive  Recht  der  Walmichniuug  durch  die  Behörde  üben*^ 
öffentlichen  Interesses  nichts  entgegensteht.  Ist  das  ei^iL  ;.... 
Scheidung"),  was  bleibt  dann  für  die  Verfugung  Übrig?  An 
jenen  Ausspruch  knüpft  sich  kein  Gebot  und  kein  Verbot,  Würdm 
ausnalunsweise  Gebote  oder  Verbote  heigeftigt,  so  idnd  sie  «n 
blosses  Accidenz,  gehören  aber  nicht  mit  zum  Wesen  der  Gt- 
nehmigung*^.  FreiUch,  es  soll  sich  um  eine  constitutiire  Vtt- 
fügungf  nicht  um  einen  Befehl  handeln.  Allein  auch  (ür  eine 
solche  Verfügung  wäre  kein  Inhalt  zu  finden.  Wollte  man  in 
der  Genehmigung  eine  Entscheidung  erblicken,  so  könnte  sie  nur 
als  eine  Pr^udicialeutscheidung  bezeichnet  werden,  als  dn  All 
der   Rechtsprechung ,    au    welchen    sich   keine   V     -  ' 

nicht  eine  constitutive,  knüpft.    Wäre  hingegen  th    ■  ■ 

**)  Nach  Bkunatzs  «oll  allerding«  nicht  dai  der  Ocgenitttid  dvt  bl- 1 

cheidmiK  nein,  das»  eine  gewünschte  gewerbliche  Aula^o  den  öt^ 
Intoretttteu  wideratrcitB,  souderu  die  Kutitc:häiduiig  cnUteiit  «m> 
AuwcuUang  der  Rechtanortn  anf  diofto  im  diBoretionarcu  Ermetit: 
liegende  Pi-ämiissti  (8.  ItiS).  Eine  solclic  Scheidung  iat  aber  Oberhaupt  oc 
bei  dem  Vüraagüu  nicht  auch  bei  der  Erthcilung  dor  &tiDclinnirQO( 
inöglioh.  Im  Fallu  drr  £rtheilung  spriehl  die  BefaOrdu  nur  aui,  daai  Jh 
Anlage  dem  öircntliubun  Iiilerc^fto  nicht  widerstreit«,  odor  »ic  »agt  «inbaA- 
diü  Genehmigung  wird  ertheUt  Uebr^dns  mag  hier  auch  itar«a  (rinorfc 
werden,  was  obcD  gegen  die  Annahme,  dan  da»  di8cn:>tionifcre  ErmeMea  A* 
tbatsächliuhen  Prämissen  trifl^  eingewendet  wurde. 
**)  PreoM.  O.-V.-ö.  n  8.  356  und  XUI  &  894. 
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constdtutiver  Akt,  so  könnte  das  rechtsconstitutivc  Kloment 
tlur  in  jenem  bchürdlicticn  Äusspruchu  geeucht  werdon,  und  daun 
iriire  derselbe  jedcnfoU»  keine  Entscheidung^*). 

Die  GeueUmiguag   als  solche   ist   ein  einfacher,   nicht 
Zerlegbarer  Akt,  welcher  in   dein  Ausspruche   besteht:   „Die 
ehmigung   wird   ertbeilt."     Es  muss  nun  eingeräumt  werden, 
dieser  Ausspruch   in    gewissen   Fällen    implicite    die  Fest- 
eBung  eines  Rcchtsvcriuiltnisses   bedeuten,  tüso   den   Charuktcr 
^es  Alctes    der    Rechtsprechung   amiclunen    könnte"^),    u.  zw. 
wenn  sich  durch  einfache  Subsumtion   des  Thathcstandes 
nter  das  Gesetz   ergibt,    dass   die   Genehmigung  nicht  versagt 
Kerden  diirf^").     Ein  Fall  dieser  Art  kami,  wie  beute  der  SUuid 
ler   Gesetzgebung    ist,    eintreten,   soweit  es   sich    um    die   Ge- 
ltung der  Abludtung  einer  Versamndung  unter  freiem  Himmel, 
1er  um  Gewerbecoucessionou  Iiandelt.     Nun   ist   aber  tblgcndcs 
beachten.     Der  Thathestand,   bei  dessen  Vorhandensein  jedes 
eie   Ermessen    der    Behörde   rticksichtUch    der    ErtlieUung   der 
lenehmigung  in  bestimmten  Fällen  ausgeschlossen  erscheint,  ist 
er  nur    negativer   Natur;    es  dürfen    keine   Thatsachcn 
Bgen,    welche    die    Bettirchtmig    einer    Störung    der   öffent- 
jldien    Ordnung    rechtfertigen    würden ,    beziehungsweise ,   welche 
eignet  wären,    die    „Zuverlässigkeit",    „Unbescholtenheit^    des 
kntnigstellers   in  Frage    zu   stellen    u.  s.  w.     Nun    kommt   es, 
irie  Berxatzik  mit  Recht  hcnorhebt,   gerade   in  diesem  zweifcl- 
i,    an    den    Grenzen    der    Rechtsprechung    und    der   Vef' 
Faltung    im    engeren    Sinne    liegenden    Gebiete    wescntUch    auf 
lie    erkennbare    Absicht    an,    das    die    Verfügung    bedingende 
ecbtsverliältniss    festzustellen,    sofern    von    einer    Entscheidung 
besprochen  werden  soll.   Diese  Absicht  ist  aber  in  den  en^ähnten 
fällen    gewiss    nicht   vorluinden.     Es    wird    nicht    intendirt    die 
JUnbeechoUenheit",  „Verlässlichkeif*   und   dergleichen  durch  die 

•')  Wie  rieh  von  selbst  versteht,  wird  oben  überall  nur  von  den  Act« 
eziefaini^iig  nicht  von  Jenem  gCBprochen,   mit  welchem  eine  Gcneh- 

versagt  wird. 
")  I>ttriibcr  BsRNATZUC,  inabea.  8.  &4  a.  129  f. 

••)  EtviiHs  andere»  ist  es,  wenn  bei  gewcrblicbün  Anlogen  aitsgespnKheu 
Irird:  Die  Genehmigung  ist  nicht  erforderlich;  dann  ist  dio  tieaehiuiguiig 
vorsagen. 
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Genehmigung  zu  constatiren  *'').  Mag  die  Behörde  auch  gehalten 
sein,  genaue  Erhebungen  zu  pflegen,  so  genügt  es  schHesdich 
doch,  dass  ihr  keine  Thatsachen  bekannt  geworden  sind,  wekhe 
auf  das  Gegentheil  schliessen  lassen.  Die  Behörde  erklärt  nie- 
mals, dass  solche  Thatsachen  in  dem  concreten  Falle  überhaupt 
nicht  vorhanden  sind,  und  darum  besagt  auch  die  Genehmigung 
nicht,  dass  die  Concession  nicht  versagt  werden  ksno. 
Die  Genehmigung  tritt  als  Willensentschluss  der  Behörde 
auf,  die  Behörde  ertheilt  die  Genehmigung;  auf  Grund  welche 
Feststellungen  und  Erwägungen  sie  so  thut,  ob  sie  sie  ertheÜt, 
weil  sie  sie  nicht  versagen  darf,  oder  aber,  weil  sie  sie  mcht 
versagen  will,  tritt  nach  aussen  hin  nicht  hervor. 

Ist  nun  in  Fällen  dieser  Art  nicht  von  einer  Entscheidong 
zu  sprechen,  so  noch  viel  weniger  dann,  wenn  nach  der  Sachlage 
in  Rücksicht  der  Ertheilung  der  Genehmigung  dem  freien  Er- 
messen der  Behörde  ein  gewisser  Spielraum  gewährt  ist.  Freie 
Würdigung  der  Anforderungen  des  öffentlichen  Interesses  nsd 
Rechtsprechung  schliessen  einander  aus.  Ein  Akt,  för  welchen 
auch  nur  in  der  einen  oder  andern  Richtung  ein  aus  freieim 
Ermessen  hervorgegangener  Willensentschluss  der  Behörde  ent- 
scheidend war,  ist  niemals  ein  Akt  der  Rechtsprechung*').    Das 

"')  Sehr  richtig  sind  Bernatzik's  Ausfuhrungen  rücksichtlich  der  Frage 
der  Rechtskraft,  der  „thatsäL-hlichen  Prämissen",  insoweit  sie  darzult-gen 
Iiczwecken,  dass  rein  thatsachliche  Feststellungen  als  Inhalt  einer  Ent- 
scheidung nicht  möglich  sind,  dass  vielmehr  überall  der  Causabiexus  zwist-ien 
Thatsache  und  Rechtsnorm  zum  Ausdruck  kommt,  indem  ja  alle  im  Recht^ 
U'hen  gebrauchten  technischen  Ausdrücke  niclits  Anderes  sind  als  „die  Bilder 
von  Begriffen ,  deren  gemeinsames  Merkmal  die  Anwendbarkeit  einer  all- 
gemein und  häufig  gebrauchten  Hechtsnorm  auf  einen  abstraliirten  That- 
bestand"  (S.  160).  Zu  diesen  Ausdrücken  geboren  eben  beispielsweise  auch 
die  "Worte  „Uubescholtenheit",  „Verlässlichkeit".  Hier  handelt  es  sich  nicht 
mehr  um  rein  thatsächliche  Prämissen,  sondern  imi  ein  Rochtsverhaltuiss.  I*if 
Feststellung  dieses  Rechtsverhältnisses  wird  aber  nicht  inteudirt. 

^^)  Es  wird  vielleicht  nicht  überflüssig  sein,  durch  einige  Beraerkungfo 
der  Aunahme  zuvorzukommen,  als  stünde  das  oben  Gesagte  im  Widersprucht 
mit  den  früheren  Ausführungen  ül)er  die  Zulassigkoit  der  Verwaltung^ikla"'«.' 
wegen  Verweigerung  der  Genehmigung.  Die  Behörde  kann  die  Oeiioli- 
migimg  nicht  versagen,  ohne  die  Thatsachen  zu  bezeichnen,  auf  Grund  \ve!i:Ijtr 
sie  nach  freier  AVürdiguug  der  Tragweite  derselben  die  Erlaubniss  aus  Rüci- 
bichten  des  öffentlichen  Interesses  zu  verweigern  findet.     Damit  ist  auch  Ak 


W  ganz    besonders   von   dem   Akte  der  Genehmigung,   dessen 
CDtlicher  InliaJt  ein  von  selbst  gegebener  ist,  und  bei  welchem 
, darum  das  freie  Krmesseu   immer   nur   dio  Fnige  trifft,    ob   die 
Henehratgung  zu  ertheilcn  ist,  oder  nicht.     Ein  solcher  Akt  wird 
Inch  dadurch  nicht  zu  einer  Entscheidung,    dass  er   auf  Grund 
Bbics    vonin gegangenen    abstract    geregelten    Verfahrens    ergeht. 
Das  Verfahren  bezweckt  zunächst  nicht,  eine  Ba.sis  für  die  F<«t- 
stcUung  von  Rechtsverhältnissen  zu  scliaffeii,   dasselbe   soll   viel- 
mehr dazu  dienen,  kUmsustellen,  ob  und  inwiefern  die  beabsichtigte 
Hajidlung  (ÄufTührung  eines  Jteucs,   Eriichtung  einer   Betriebs- 
Hüage)  mit  dem  öfTentUchen   rntcresse  vereinbar  ist.     Die  Ge- 
«ammtrichtung    dos   Verfahrens    bestimmt    sich    eben    nach  dem 
Zwecke  des  Aktes,   welchen    es  vorbereitet;   dieser  Akt  ist  aber 
bier  auf  nichts  anderes,  als  auf  die  Wahrndmmng  des  öfTeutJicheD 
Interesses  gerichtet**). 

Oruudlaj^f  Kt^^bä^^n  '»'■  die  ricbu?riiche  Üelieri>rQfunff  der  Fratfo,  ob  die 
l3vJiehnii)^n^  versag  werden  kouutc.  Die  Bt^hünlu  hal  ilir»  AuHiebt  über 
die  Anfordoningen  de»  ÖlTcDtlichi-n  Tiiton'sscß  aii^eKprochcu  uiitl  damit  die 
Frage  in  ein  Stadium  gebracht,  in  Wülohein  ihre  Titturtheilung  durchAua  Toni 
Standpunkt«  de»  OescUee  möglich  winL  Dom  Richter  liegt  qhh  Dreierlei 
br:  dit;  ut^selalicbi?  Feststellung  der  Griindi;,  aus  welchen  die  Genehmigung 
KUgt  werden  kann,  die  Thatsacheo,  um  welcher  willen  die  Behörde  dio 
nehmigung  versagt  hat,  endlich  die  Ansicht  der  Behörde  Über  die  Trap- 
pte diocr  Thatsaehcn  in  Hückincht  des  öffcntlicbon  XnU'resses.  Der  Richter 
ob  durch  die  von  der  Beltörde  geltend  tfCH»it:hteu  Thaieachni  jener 
xtbentand  hergestellt  ist,  welcher  noch  dein  Gesetze  die  Verweigerung  der 
Biu-hiuijniug  XU  begruaden  vermaff;  i«t  diese  Frage  zu  bejahen,  so  wird, 
uc  doKH  dio  Aiixicht  der  Behörde  Über  die  Kiickwirkung  auf  die  ötTeut- 
InteressQu  einer  Kritik  unterzogen  werden  könnte,  die  Klage  ab- 
riescn-,  wii-d  sie  verneint,  so  erscheint  die  Klage  begnlndot.  Ganz  andern 
dio  Sache,  wenn  c«  nioh  erst  noch  um  jenen  behürdlicheu  Akt  aolbst 
liandeltf  mittels  dessen  die  Öffentlichen  Interesseu  wahrziinelinien  sind  also 
am  ilon  Akt  der  Oenehmigimg.    Die  geset/Iicliu  Bestinunnng  nnd  die  Tbat- 

fbeo,  welche  der  Behörde  bekannt  gewurden  siod ,  bilden  nicht  diu  g&- 
peude  Grundl^;«  des  Aktes;  sind  auch  dio  Thut«aufaen  bo  beschaffen,  dias 
Gcuebnu>n)ng  TCniagt  wiTd<;n  kann,  su  ist  zuletzt  doch  erst  das  arbiträre 
QCBBon  der  Bobördo  dafür  eutscheidend,  ob  die  Genehniigung  vrtbeili  wird 
nicht 

"*)  Zutreffend  gekennzeichnet  ist  das  Wesen   der  Genehmi^ng ,   wenn 

Bstcrreichiecho  V.-G.-H.  sagt,  dit<t  Geuehmigung  einer  Betriebeaulugc  bei 

zclncu  Gewerbeu  sei  ru   dem  Zweckt;    erlurderlicli ,    um    die    mit   solchen 
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Freilich,  das  Verfahren  nimmt  nicht  nur  auf  das  Organ  d« 
5fieQÜichcu  lutertiäses  und  auf  den  Antragsteller,  sondern  audi 
auf  die  sonstigen  luteresüenten,  insbesondere  die  Anrainer,  Bo* 
dacht,  verschafft  ihnen  die  Gewähr  des  Gehöres  und  gibt  üiecd 
das  Kecht  der  Beschwerde.  Insoweit  nun  in  einem  durch  doa 
Antrag  auf  Grtlieilung  einer  Genelimigung  hervorgerufenen  Va- 
tahren  Interessenten  thatsKchlich  auftreten,  kann  es  geschebettf 
dass  Rechtsverhältnisse  zur  Sprache  kommen,  ülier  welche  die  zur 
Eitheiluug  der  Genehmigung  berufenen  ßchörde  zu  eutscheideo 
liat.  Ausnahmslos  gilt  das  auch  nicht.  Zunächst  macheu  diu 
Interessenten  vielfach  eben  nur  Interesseu  geltend,  uwl  in  diesem 
Fidle  werden  sie  überhaupt  nur  dann  Gehör  finden,  wenn  die 
Behörde  diesen  Interessen  eine  solche  Bedeutung  beimisst,  doits 
sie  die  Berücksichtigung  derselben  aus  GrÜJidcn  des  öffentlichen 
Wulües  für  angezeigt  eraclitet.  Aber  uucli  da,  wo  ein  Interessent 
dem  Antrage  auf  Ellheilung  der  Genohmiguug  die  Behauptong 
eines  Hechtes  entgegensetzt,  welches  duich  die  der  GenelinüguBg 
bedürftige  Handlung  gestört  wüide,  kommt  die  Verwaltungs- 
behörde nicht  immer  in  die  Lage,  das  Bechtsverhältniss  fesUa- 
stellen'").  Die  Genehmigung  einer  BetriebsiuUage  kann  z.  B. 
orthoilt  werden,  weil  die  Behörde  die  rebcrzeugung  gewiiuit, 
daas  durcli  den  beabsichtigten  Gewerbebetrieb  das  von  den  lntc^ 
esseuten  eingewendete  Wasserhezugsrecht,  selbst  wenn  es  in  den 
vollen  beliaupteten  Umfange  bestünde,  nicht  beeinträchtigt  werden 
wird.  Hier  entfällt  die  Feststellung  des  Rechtsverhältnisse*. 
Aber  auch  dann,  wenn  die  Ertheiluug  der  Genehmigung  nicht 
ohne  vorgUngige  Feststellxmg  von  lU-chtsverhältiussen  möglidi 
ist,  wird  nicht  behauptet  werden  können,  dass  die  Genehmigung 
im  Wege  einer  Entscheidung  ergeht.  Ein  Akt  der  Reclitsprfchung 
liegt  nur  da  vor,  wo  die  Feststellung  des  Rechtsverlmltniasta  ika 
zureichendüD  Grund  einer  Verfiigung  bildet.  Die  Ertheiluug 
einer  Genehmigung  —  von   dem  Versagen   derselben  wird  hier 


Anlagen  rerbundeDen  Qußüm1un|;;en  und  BeliatiKuugeu  and  diu  hiednRv 
gcbotoncn  VonitchU>n  wuhrzuneKineii  tiiiil  das  EinxeliotareiBo  mit  dum  IllU^ 
esse  dor  (iosaiumthcti  in  KiuklAti^j;  zu  briogca  (Budw.  n.  665). 

'"O  Ganz  abgeEchcu   voii   dorn  Falle   der  Gcltoodiuochuog   \oa  l'rivtt- 
reuliten;  wir  mciueu  hier  z.  B.  WaaserbeKugsnohtc,  XacLbarrouhte  o.  dgl. 
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stvcrstäDdlicli  nicht  gesprochen  —  findet  aun  aber  lueraaLs 
■eu  zur».*ichenden  Grund  in  der  FeatsteUuiig  von  Rechtsvor- 
d^tnissen,  welche  snvischeu  dem  Antragsteller  und  den  Inter- 
^^Dten  bestehen ;  diese  Feststellung  ftihrt  nur  zu  dem  Schlüsse, 
3as8  die  Geuehmiguijg  ertheilt  werden  kann,  ob  sie  wirklich  zu 
ertheileu  ist,  darüber  bescliliesst  die  Behörde  auf  Grund  der 
Wiirdigiuig  der  ihrer  Walimehmung  durch  das  objective  Reclit 
überwiesenen  öffentlicheo  Interessen.  In  Fallen  dieser  Art  kann 
doi'um  nur  von  der  Cumulirung  einer  Genehmigung  und  einer 

tächeidung  die  Kctle  sein,  ohne  tbiss  man  berechtigt  wäre,  den  Akt 
:iner  TotsüitÜt  als  eiiiun  Akt  der  Rechtsprechung  /.u  be/.eichnen. 
Jeder  Zweifel  darüber,  da&s  es  sich  hier  um  zwei  abgesun* 
p,  ihrer  Natur  nach  das  Zusammenfassen  in  Eines  aus- 
6"iess4^nde  Akt,  um  eine  Priijudicialen  tscheiduug  und  um 
nicht  im  Wege  der  Rechtsprechung  ei^ehendc  Verfügung 
Jelt,  wird  dadurch  beseitigt,  dass  wold  der  Ausspruch  über 
die  rechtlichen  Einwendungen  des  InttressenU'n,  nichl  aber  der 
Ausspruch  über  den  Antrag  auf  Ertheilung  der  Genelmiigung 
disr  materiellen  Rechtskraft  fällig  ist.  Ersterer  wird  rechtskräftig 
unter  der  Voraussetzung,  dass  er  thatsäclüicb  die  Feststellung 
eines  Rechtsverhältnisses  zum  Lihalte  hat.  Nicht  ao  die  Geneh- 
migung selbst;  diese  wird  formell,  aber  nicht  materiell  rechts- 
kräftig"). Das  ist  im  Grunde  auch  die  Meinung  Bebnatzik's-, 
ftuach  seiner  Ansicht  ist  die  Genehmigung  eine  constitutive 
iguug,  und  bei  dieser  ist  die  materielle  Rechtskrait  ausge* 
ssen.  Allein  diese  Verfugung  soll  in  gewissen  Fällen, 
naniontlich  wenn  es  sich  um  die  Genehmigung  einer  gewerblichen 
■Anlage  handelt,  im  Wege  einer  Entscheidung  ergehen  und  der 
iescr  Entscheidung  t^nthaltene  Schlnss  soll  der  Rechtski-afb 
I '').  Dem  ist  entgegenzuhalten,  was  bereits  oben  bemerkt 

lu  diesem  Sinne  erklärt  auch  Bekxatzik,   dass   diu   logischen  Prli- 

cmfacfaor  VerwaltmigtialEtQ  biadcudc  Judicat^vrirkuDKeu  tlaim  bcfiitzeu, 

dorch  einen  Akt   ftxirt    wunU'ii ,    di^r   uU  llIiitHcheitiua^   den  dafür 

cbcnden  RechtüvcrhiUiiiisses  bc&hsiehtigt   ist  und   als  sokhe  deo  Par- 

g^cnübürtritt, 

")  \Vl  E.  d.  Pr.  O.-V.-Ü.  Xn  n.  «3. 

"j  Jcduch  uucli  nur  dünn,    wt^nn  dem  behürdliuhen  Akte  da  abstrakt 
geregeltes  Vorfalirca  vuraogebi;  denn   sonst  mnunt  aooh  Beeüatzui   selbst 
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wurde,  niünlich,  dass  dieser  Schluss  niemals  ausschliesslich 
die  Feststellung  eines  RechtsverhiiltnisBes  betrifft^ 
dass  er  danun  auch  keineswegs  ein  roin  lo^^cker  Schluss  ist, 
sondern  in  letzter  Reihe  doch  nur  ein  Willensent schluss, 
welcher  durch  Erwägung  der  Anfordeningeu  des  öffentlichen 
Interesses  bestimmt  wird,  und  der  materiellen  Hcchtakraft  gewiss 
nicht  ßihig  ist.  Fehlt  aber  auch  nur  einem  Gliede  in  der  Kette 
des  Schlusses  jene  Festigkeit,  welche  die  Rechtskraft  bedingt,  so 
kann  auch  der  Scliluss  als  Ganzes  nicht  rechtskrädig  worden"), 
üebiigens  lassen  auch  die  gesetzlichen  Bestimmungen  Qbar 
die  Entziehung  von  Geuehniigimgeu  keinen  Zweifel  darfib^ 
zuj  dass  von  einer  Rechtskraft  der  Genehmigung,  u.  zw.  auch 
soweit  es  sich  um  Genehmigung  gewerblicher  Bctriebsanlagen 
handelt,  nicht  gesprochen  werden  kann.  Dio  wenigen  Worte,  die 

in  fictn  Fülle,  dait»  RcchtnvcrbÜltnüsc  in  Frage  stAadon,  nicht  die  Rechta- 
krafl  an;  er  erklärt  z.  B.:  eiue  Concessicii  Ijcfmmde  nicht  enlflchicdcno 
Sache  hiuiiiuhüich  jener  Bechtsverhällmsse  uud  Reüht«lTAgoD,  5bi>r  woloho  neb 
■iio  Behörde  klar  werden  mnsstc,  ehe  sie  die  Conveaaion  ertheilt  (a.  a.  0.  S.  139). 
'*)  Die  Pivi^rgenz  der  olwn  verlrettmen  Aufiassung  gegenüber  dw  A» 
dcbt  BsRXATZtK'fi  ist  im  lotxtcn  (Tninde  iitieraU  duniuf  Kurückzufahreu,  ditt 
Brrnatzik  das  fruie  Ermessen  der  Behörden  ani  die  Würdigung  der  thaUKdh 
liehen  Prämissen  bezieht,  während  es  nach  meiner  Ansicht  nnr  die  FnfB 
betrifi^,  was  bei  Vorhandensein  des  im  Gesetze  uomiirtcn  Thatbettandei  ein» 
ZwLi'ke  der  'Wabnii^tilutni^  des  öffentlichen  Intere«se8  zu  geecheheu  bat 
Nnvh  dieser  AufTaeeuD];  ist  also  wohl  zuuiU-h»i  die  Fru;;u  xii  prüfen,  ob  iSt 
restgestcUten  Thatumst&ndc  den  ThatbestAud,  welchen  das  Gcsotx  treffSB 
will,  hcrvtelluu,  dann  ist  aber  die  Anwendung  der  Recbtanorm  auf  dioKn 
Thiitbcetand  noch  koineswefra  Gcf^custond  eines  roin  loschen  SohlMKi^ 
sondern  es  wirft  sich  (sofern  Überhaupt  ein  freies  Ermessen  Plat«  greifl) 
immer  noch  die  Frage  auf,  ob  da»  üffenüichc  Intrresae  crhci»cht,  ilass  vob 
der  geeetzlichcu  Ennächti^mg  Gebrauch  (fcmacht  werde,  eventuell  auch  wai 
im  öffentlichen  Interesse  zu  geschehen  hat  "Wird  es  in  Folge  reohtUchcr 
BiuwendimgeD  uincs  Intcres^tcnten  nothwendig,  dass  vorerst  noch  ein  Reohl*- 
vi'rhälluisB  festgestellt  werde,  so  tritt  im  Falle  der  Ki-Uieüung  der  tieotfb- 
iiii^mg  die  Feststellung  dieses  präjudicielleu  Rechtsverhältnisses  äubkcrlich 
nicht  selten  als  Motiv  der  Verfiigung  auf.  Allein  thateäiJtUch  ist  »ie  doch 
nur  eine  selbständige  Präjudicialcntscheidung,  welche  rechtsknAig 
wird,  während  die  durcli  sie  partiell  bedingte  Verfugimg  der  Hcchtaknft 
nit:ht  Riliig  ist.  WullU'  miu:  in  der  Feststellung  dieses  präjuilicielh.'n  Ki^Jit»- 
verhällnitiSL's  nur  ein  Motiv  der  Verfugung  erbliukeu,  no  konnte  auch  ihr 
Uvchtskroit  nicht  nigesckrieben  werden  (darüber  Bkhnatzue  a-  h.  O.  S.  1A3). 
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hierüber  zu  sagen  nüthig  ist,   leiten  zugleich  zu  dem  letzten  zur 
Sprache  zu   bringenden  Punkte    hinüber.     Otto  Mayi:r  stellt  in 
seinem  mehrfach  citirteu  Werke,   zunäclist  freilich   nur  in  Rück- 
sicht des  frauzösLschen  Rechtes,  einen   allgemeinen  Grundsatz  in 
Betreff  der  Zulüsbigkeit    dei-  Entziehung    einer  ertheilten  Geueh- 
migong  auf,  welcher  darin  gipfelt,  dass  von  da  ab,  wo  auf  Grund 
der  Erlanbniss  ein  neuerZustand  fiir  den  Einzehien  geschaffen 
LriTorden  ist,    neue  Interessen  für  ihn  entstanden  sind,    deren  Be- 
^KnHusäung  ein  neuer  Eingriff   fiir  ihn  wäre,    die  Erlaubniss  von 
^Ber  Behörde  nicht  mehr  frei  zurückgenommen  werden  kann.   Vor 
^filintreten    dieses  Zustandes    der  Befestigung   ist  die  Behörde   in 
keiner  Weise  gebunden,  und  es  stehen  dem  von  der  Zurücknahme 
Betroffenen  Rechtsmittel  nur  insofern  zu,   als    ihm  solche  gegen 
die  Yersagung  zustünden  (O.  Maye&  bemerkt  dazu:  „also  rcgel- 
mästdg  hat  er  keine**).  Nachher  aber  kommt  es  umgekehrt  darauf  an, 
^ob  und  inwieweit  das  Gesetz  zur  Zurücknahme  ermüchtigt,  denn  die 
^Kurücknaluuü  ist  jetzt  ein  neuer  Eingriff,  und  es  firagt  sich,  iiiwie- 
^Bveit  die  Verwaltung  die  Macht  hat,  das  Bestehende  zu  ändern''^). 
^»        Mit  einer  gewissen  Modiücatiou  können  diese  Sätze  Änspmch 
auf  atlgcmelnerc  Geltung  eHiehen.    Sofern  man  zunächst  bei  dem 
formalen  juristischen  Gesichtspunkte    stehen  bleibt,    wird    gesagt 
werden  müssen,   dass  schon  die  ErtheUung  der  Gcnclmiigung  für 
den  Eiiizehien  eine  neue  Rechtslage  schafft  —  vorausgesetzt,  dass 
ilim  bei  der  Antragstellung  ein  ßubjektivoa  Recht  z\ir  Seite  stand. 
Der  Prozcss  der  Genehmigung  stellt  sich  in  diesem  Falle  flir  die 
juristische  Betrachtung  als  eine  Uebergangsj)hase  dar,  welche  der 
dem  Einzelnen  zum  Schutze  seiner  Freiheit  oder  seines  Vermögens 
gewährte  Anspruch  gegen  die  Vei-waltungsbehörden  durchzimiachen 
hat,  damit  er  auch  f  o  r  m  o  1 1  den  gleichen  Inhalt  gewinne,  welcher 
der  mit  den  Preiheitsrechten  verknüpfte  Anspnicli  insgemein  auf- 
weist.     Mit   dem   Zeitpunkte    der  Erlangung    der  Genehmigung 
kommt  der  Einzelne  der  Verwaltung    gegenüber    in  jene  Rechts- 
lage,   welche    vorneherein    bestünde ,    wenn    das  Erforderniss  der 
Öenehmigung   gesetzlich   niclit    aufgestellt   wäre.     An   die  Stelle 
des  Anspruches    auf  Ertheilmig   der  Genehmigung   tritt  der  An- 
spruch,   an   der   Vornahme   uud  Fortsetzung   der  genehmigten 
"■)  a.  a.  O.  S.  171  IT. 
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Handlung  ()h?zw.  an  der  AufrecliÜialtung  des  durdi  dieselbe 
gescbaffeuon  Zustandes)  von  der  Verwaltungsbehörde  nicht  ohne 
gesetzliche  Enuäclitigung  gehiudert  zu  werden.  Das  gut,  wohl- 
vei-staudeu,  unter  der  Voraussetzung,  dasa  der  Concessionffwerber 
voniehereia  auf  ein  suhjectives  fiecbt  sich  stützen  konnte.  Wenn 
Otvo  Mayisk  aagt,  dass  Tor  jener  Befestigung,  welche  durch 
Schafibii  eines  neuen  Kästelndes  herbeigefÜlirt  wird ,  gegen  die 
Zurücknahme  der  Genehmigung  Rechtsuüttel  nur  zustehen,  insofeni 
sie  gegen  die  Ven\'eigenmg  zulässig  waren,  so  kann  man  das 
durchaus  gelten  lassen;  in  den  Fällen,  von  welchen  eben  ge- 
sprochen wurde,  kann  aber  eben  wogen  Verweigerung  der  Geneh- 
migung die  Verwaltungsklage  criiobeu  werden,  und  dieselbe  steht 
denn  auch  demjenigen  zu,  dem  die  Uenehmigung  wieder  entzogen 
wird  ^*).  Bedeutungslos  bleibt  es  aber  auch  hier  nicht ,  wemi 
durch  die  genehmigte  Handlung  ein  neuer  Zustand  herbeigeführt, 
insbesondere  aber,  wenn  ein  Bau,  eine  gewerbliche  Anlage  her 
gestellt  wurde.  Die  (Teaetzgebuiig  trägt  dem  dadm-ch  eutst^ideuen 
neuen  lüterusse  des  Eiuzelueu  zumeist  dadurch  Rechnung,  dass 
sie  ihm  einen  An8i)ruch  auf  Ersatz  des  erweislichen  Schadens 
einräumt,  sofern  die  Beseitigung  dieses  Zustande«  aus  Gründeu 
des  öffentlichen  Interesses  nothwendig  geworden  ist'^). 

Stand  dagegen  dem  Einzelnen  nicht  schou  bei  der  Antrag- 
Stellung  ein  suhjectives  Reclit  zur  Seite,  so  treffen  die  von  Onv 
Mayek  aufgestellten  Sätze  uneingeschränkt  zu.  Hier  tritt  dann  in 
der  Tliat  mit  dem  Schäften  eines  neuen  Zustandea  der  entscheidende 
Wcndepmdct  ein ;  erst  von  da  ab  erscheint  die  Entziehung  der  Ge- 
nehmigung durch  besondere  gesetzhche  Ermächtigung  bedingt"). 


'*).So  nach  niioh  fraozOsiflchein  lU'oht  den^enigon *  dem  der  fisnier« 
Betrieb  einer  gf:ue)iinigt«D  Gewcrbsanlagc  tintersiig't  vi-ird.  Es  ist  das  oben 
hier  der  eitisigc  Fall,  lu  welchem  davoD  gesprochen  wcrdcD  kann,  dass  dm 
Eimeincn  zur  Zeit  der  AntragstcUung  ein  mibjectives  Recht  zur  Seile  itaml 
Ob  iu  allen  Fiill(ui  die  ordentliobe  Venraltiuigiklflge  zugelassen  ist,  luiui 
hier  diihingeatollt  bleiben.     Vgl.  darüber  0.  MaVRK  b.  a.  0.  S.  216  f. 

")  So  §  fil  R.-Qew.-O.  in  Riicksicbl  der  gewerblichen  Aiilagea.  XkI 
frnnzöslschcni  Rechte  tritt  dagegen  eine  Entscbädigiuig  nicht  ein.  —  In  lÜr 
«elbe  Reihe  iät  xu  titelloQ  die  Nüthwendixkeit  der  Expropriation,  bo  Piß* 
ein  genufamigtpr  Bau  ans  öfli'nüichrii  Rückaiobten  beseitigt  worden  muB. 

'*)  Das  triffl  nun  allerdings  in  jenen  Fällen  zu,  welche  O.  MatR  •.  a.  0. 
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In  den  Fällen  der  ersterwähnten  Art  niuss  von  dem  Moment 
er  £rtheUuug  der  Genelunlgung  an  jede  ITnter&agimg ,  mag  sie 
ich  im  Gesetze  als  Eutzicbung  der  Concesslon  bezeichnet  wer- 
en,  als  ein  neuer  Kingriff  gelten.  Sofern  das  Gesetz  zu  einer 
Entziehung  rcsp.  Unt<>raagung  nicht  cmiiichtigt^  ist  eine  solche 
onstatthaft.  Im  Wege  der  Gesetzgebung  könneji  dagegen  Ein- 
schränkungen jeder  Art  und  unter  allen  Bedingungen  zugebissen 
werden.  Thatsächlich  gestattet  auch  die  positive  Gesetzgebung 
ein/einen  Fallen  selbst  gegenüber  einem  durch  die  genehmigte 
Handlung  geschaffenen  neuen  Zustande  Eingriffe  ohne  irgend  eine 
andere  Voraussetzung,  als  dasa  die  öffcnthcben  Interessen  einen 
EingriÖ*  erheischen.  Üas  gilt  beispielsweise  nach  deutschem  Recht 
len  auch  gegenüber  den  gewerblichen  Betriebsaulageu  ''■■).  Da 
die  Prämissen  einer  solchen  untersagenden  Verfiigung  mit 
lern  Schlüsse,  aus  welchem  die  Genehmigung  hervorgegangen 
"),  notbwendig  in  directem  Gegensatz  stehen  müssen,  so  er- 
[t  wohl,  dass  die  Gesetzgebung  diesem  Schlüsse  auch  in  einem 
alle  der  erwähnten  Art  Judicatswirkungen  nicht  boimisst. 

Die  Ertlieilung  der  Gonebniigung  rui^  also  für  die  Behörden 
eue  Imperative  wach,  welche  je  nach  Verschiedenheit  der  Hand- 
ung, fiir  welche  die  Genehnügmig  crlboilt  wurde,  verschieden 
sind.  Die  Genelmiigung  schafft  ein  neues  Rocbtsverhältuiss,  ohne 
dass  sie  zugleich  ein  schon  bestehendes  feststellen  würde,  sie  ist 
eine  Verfügung  ^').  Sie  begründet  kein  Bubjcctives  Hecht,  darum 
ist   sie    keineswegs   eine   constitutive   Verfiigiuig   im   cigentHchen 

S,  172  vor  Augen  hat.  Ein  Bubjpctives  Recht  des  Einzelnen  in  Rücksicht 
der  yerMimulungsfrcihcit  kann  für  das  Gebiet  des  fronzöeLBchcn  ßcchtr 
weiiigiiteuii  iiidit  mit  Bestimmtheit  behauptet  wcnleji. 

")  So  auch  in  Fraukreich  ecmSes  Art.  12  des  Dekrolee  vom  16.  Octo- 
ber  1880. 

**}  Obige  Bemerkung  okkomodirt  sich  den  AuafÜhruEgen  UKaNATZK'i> 
a.  a.  0.  S.  130  u.  103,  ohne  dass  damit  die  AusLcht,  daäs  dio  Gcnchnuguii^ 
jemals  auf  einein  logischen  Schlüsse  beruhen  könnte,  acceptirt  werden  sollte. 

")  Pr.  O.-V.-G.  XII,  61:  ^Der  Begriff  der  iinlizcilicbcn  AVrfilgung 
wird  nicht  erschöpft  durch  ErlasAc,  welche  dcnt  davou  Bctrofleneu  ein 
Tbtm  oder  Unterlassen  aufgehen;  es  sind  vielmehr  denitclbon  auch  solche 
amtliche  Aeussenuigen  der  Polizeibehörde  boizusÜhlcD ,  welche  dos  Gesets 
ob  Vorbedingung  für  die  Ausübung  von  Rechten  der  bctheiligtco  Frivat/^n 
hüi  stellt.* 
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Biime,  aber  sie  bewirkt  eine  Aonderung  dos  RcchtsTerhältnissi!», 
eine  formcUc  Aendenmg  des  mit  dem  schon  früher  existenlcn 
subjectiven  Rechte  verknüpftem  Anspruches. 

Nicht  in  allen  Fällen  werden  die  neuen  Imperative  äo  lauti 
daäs  die  Behörden  iu  Rücksicht  der  einmal  ;^ciiclmiigten  Hand- 
lung lediglich  auf  Grund  freier  Wüi'digung  der  Anforderungen 
des  öffentlichen  Interesses  zu  neuen  Eingriffen  berechtigt  er- 
scheinen würden.  Da  die  Genehmigung  eben  bezweckt,  die  Ver- 
eiubarkeit  oder  Unvereinbarkeit  eines  Handelns,  oder  eines  dnrdi 
dasselbe  zu  schaffenden  Zustandes  mit  den  öffentlichen  Interessen 
festzustellen,  ehe  die  Handlung  vorgenommen  ist,  die  Behörde 
also  Kchon  in  diesem  Stadium  in  die  Luge  kommt,  von  ihren 
Befugnissen  zur  Wahrnehmung  des  Gemeinwohles  Gebrauch  m 
machen,  so  kaim  die  Gesetzgebung  die  Befugnisse  der  Verwal- 
tung gegenüber  der  einmal  genehmigten  Handlung  wesentlich 
enger  umschreiben ,  als  es  der  Fall  sein  könnte ,  wenn  eine 
Genclmiigung  nicht  voranzugehen  hätte.  Ohne  dass  also  die  Ge- 
nehmigung in  Rechtskraft  erwächst,  geniesst  doch  deijeuige,  dem 
sie  oitlieilt  wurde,  eine  erhöhte  Sicherheil  in  Rücksicht  der 
Freiheit  seines  HandeUis.  Das  Yerhältmss  seines  individuellen 
Interesses  zu  dem  öffentlichen  ist  einmal  zur  Sprache  gekommen 
und  zum  Ausgleicli  gebracht  worden,  imd  das  Gesetz  kann  noo, 
obue  daes  eine  Beeinträchtigung  der  gemeinen  Wohlfahrt  zu. 
besorgen  wäre,  die  Befugniss  der  Verwaltung  in  der  Weise  ein- 
schränken, dass  ohne  wesentliche  Aendermig  der  Saddage  ein  Ein— 
giiff  in  die  Itechtsepliare  des  Eiuzelnen  ausgeschlossen  ei*BcheiDt^ 
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**)  Soweit  flieh  in  dieser  Richtaug  übcrbaapt  ein  all^'cinc-iner  Ontnfl- 
ealz  aufstellen  Yiaai,  koain  gesagt  werden:  dass  eine  Genebiuiguiig  rdclit  viu 
mlclior  Tliatsaclien  willen  eulzogen  wenlen  darf,  welche  BohoD  vor  dir  Hr^ 
Üieiluug  dtr  Genebmtguug  vorta^n  und  der  Behörde  bekannt  ircwordca  «o4 
wenngleich  ilJuso-  lliatsflcheii  cur  Vprweigfjung  der  (lenehnii^imf;  liero^tiftt 
hätten.  Freilich  kommt  hi(!r  aber  Alles  uiif  das  positive  Ret'hl  au.  D» 
deutsche  Ji.-(Jew.-0.  bat  jenen  GrundButz  zur  Anwendung  gebracht  in  844 
und  §  58,  nnr  wenig  abweichend  auch  in  §  63. 


Quellen  uud  Entscheidungen. 


Archiv  für  öfffloUiches  Becfat.  m.  4.  4| 


Ist  der  in  dem  zweiten  Absatz  des  §  4  Nr.  3  des 
Beichsstrafgesetzbuches  zur  strafrechtliGlien  Ver- 
folgung erforderte  Antrag  der  zuständigen  aus- 
landischen Behörde  nach  den  Vorschriften  der 
§§  61  ff.  dieses  (Gesetzbuches  zu  beurtheilenl 

Voa 
Stegmab  Fbiedläender 

in  Ostrowo. 

Am  20.  Juni  1887  kam  vor  dem  Schwui^richt  zu  0.  die  Strafeache 
wider  die  verehelichte  Mariauna  K.  aus  D.  wegen  Mordes  zur  Verhandlung. 

Die  Angekl^fte  war  als  firüher  verehelichte  Wirth  und  Tischler 
Marianna  "W.  in  Skomlin  in  Russisch-Polen  wegen  derselben  That  von  der 
Kaiserlich  Russischen  Anklagebehörde  unter  Anklage  gestellt  und  ist  durch 
das  Urtheil  des  Kaiserl.  Russischen  Bezirk^erichts  zu  K.  vom  27.  März 
1881  (ur  schuldig  befunden,  in  Gemeinschaft  mit  ihrem  Liebhaber  Michael  S. 
ihren  Ehemann  Joseph  "W.  vorsätzlich  ohne  Vorbedacht  getÖdtet  zu  haben, 
und  auf  Grund  der  §§  1453.  6.  7.  19  und  25  des  Russischen  Strafgesetzes 
zum  Verlust  aller  Standesrechte  und  zur  Verweisung  zu  Zwangsarbeiten  in 
Fabriken  auf  6  Jahre,  sowie  nach  Beendigung  dieser  Straf&ist  zur  An- 
siedelung in  Sibirien  verurtheilt  worden.  Nach  Erlass  dieses  Urtheüs  ist  sie 
aaf  dem  Transporte  entsprungen,  hat  sich  nach  Preussen  geflüchtet  und  hier 
unter  dem  Namen  Hedwig  G.  mit  dem  deutschen  Staatsangehörigen  Joseph 
K.  in  D.  sich  verheirathet.  Da  sie  durch  die  Verheirathimg  die  Eigenschaft 
einer  Deutschen  erlangt  hat  und  deshalb  ihre  Auslieferang  nach  Russland 
befau&  StrafverbäsBong  ausgeschlossen  war,  so  ist  auf  Antrag  des  Kaiserl. 
Russischen  Ministerii  der  aus^nirtigen  Angelegenheiten  vom  15./27.  Februar 
1886  von  der  KÖnigL  Staatsanwaltschaft  zu  0.  von  Neuem  wegen  des  von 
ihr  gegen  das  Leben  ihres  Ehemannes  W.  begangenen  Verbrechens  Anklage 
erhoben  und  von  der  Strafkammer  des  Königl.  Landgerichts  zu  O.  wider 
me  wegen  dieses  Verbrechens  das  HauptverfEihren  eröfthet  worden. 

41* 
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In  der  Hauptverbtndlung  erhob  der  Vertheidiger  der  Angeklagten  da 
Einwand  der  UiucutäSHigkeit  des  Verfahrens  and  liüantragtu  SinRtoUuBg  d» 
BplUen,  weil  nicht,  iiiuorhalb  der  im  §  Ül  des  Reichsstralgesetsbuchn  be- 
zeichneten Friat  von  drei  Monaten  von  dem  Rainisclien  PrukoraUir  d.  k. 
von  der  Ruuiachon  StrafVeifolgungsbehörde  ein  Antrag  auf  BestnifoDg  iW 
Angekläfften  geotaUt  wäre.  Der  Genchtshof  wie»  den  erhobenen  Etswnd 
der  Angeklagten  und  den  dar&u  geknüpften  Antrag,  das  Verfahren  etnn- 
stellen,  all  unbcgründot  zurück,  veil  der  im  §  4  Nr.  3  Aba.  S  des  Rric)»- 
etrafgcBotzbuches  bezcichuett'  Autrag  von  dem  io  den  §(|  61  Sl  dusa 
Gesetzes  bchondeltoD  Autrage  gona  verschieden  wäre,  so  dau  die  dsit 
gegebenen  ÖrundsStae  auf  ihu  keine  Auwuudung  finden  konnten. 

Diese  Auflassung')  ist  in  dt^r  Lili>ratur  nicht  unbestritten;  wtbrCB^ 
nriniHch  Olsual'ssn")  und  SchCtzk")  derselben  licitrelfn.  ist  OrPIWHoir't 
gerade  der  entgegei^eseiEteu  Ansicht,  indem  er  für  den  Antrag  ini  1 1 
Nr.  3  Abs.  2  K,-ät.-a.-B.  ausdrücklich  die  VonohhUen  der  g§  61  flu  Ar 
masagebend  erklärt. 

Uiu  beortheiloD  zu  können,  nach  welchen  Qmndiätaen  der  fragliclMi 
Antrag  zu  behandeln  ist ,  erscheint  ein  Eingeben  auf  die  £ntstefauiip> 
geschichte  de»  Abs.  2  Xr.  3  §  4  St-ti.-B.  \xm  erbeblicliater  Bedeutung. 

Die  GmudBütze  des  Reicbsstrafgeactzbuehcs  in  Beeug  auf  die  Befatud- 
lung  des  sog.  internationalen  Strafrechts  sind  im  Wesentlichen  dieselbcD, 
wie  im  Preussiechen  Strafgesetzbuch  vom  14.  April  1851.  Anch  im  R*id* 
Strafgesetzbuch  findet  »ich  eine  Verbindung  des  TorritorinlitiitsprinBl«  Bit 
dem  Person Hlitätsiirinxipe,  auch  hier  tsi  insbssODdere  fenier  die:  Vn&tgnf 
und  Bestrafung  der  im  Auslände  Ijegangeoen  Verbrechen  und  Vergehia 
nicht  in  der  Weise  obligatorisch  gemacht,  wie  die  Verfolgung  der  im  lollidf 
bngangencu  strafbarun  Handinngen. 

Waa  8i>cKicU  den  §  4  des  ReicbsstrafgcBetzbuches  anlangt,  ao  war  te- 
■elbo  in  dem  ersten  Entwürfe  vom  Juli  18ti9  dorn  §  4  des  Preum^ 
StrafgeseUbuche«  völlig  analog  ge&sst.  Dagegen  finden  sich  bereits  io  doB 
zweiten,  dem  Reichstage  vorgelegten  Entwürfe  verschiedene  AbwoicbiisgA 
Abgesehen   von   der  Veränderung  darcli   Neufaildong  der  besonderen  9  i 

')  Dieselbe  ist  auch  ausgesprochen  in  einer  auerdbrlichen  Verf&guof 
des  Ministers  der  answärtigcn  ADgelegenheitcu  d.  d.  Berlin,  den  10.  Jaavtf 
1887,  sowie  in  dem  UrLbeile  den  Reii:bnfj;uriclit9  in  der  Strafsache  gegon  K> 
vom  80.  September  1887,  D.  1836/87  („Rechtsprechung  des  Reidtsgoickl^ 
Bd.  rX,  S.  481  (T.-). 

^)  Conitnentar  zum  Strafgesetzbuch  für  das  Dentacbo  Reich,  Bcrlu 
1880,  Bd.  I  S.  65  Anm.  U. 

*)  Lehrbuch  des  cleut«clieu  Strafrechts,  S.  170,  Anm.  IS  cd  g  60.  ' 
Auch  Bd>-i>ino  (Die  Normen  und  ihr«  Lltibertrctungen,  Bd.  I,  Leipsig  1879t 
scheint  dieser  Auaicht  zu  aciu.  iudfiu  vr  auf  S.  181  dcu  §  4  Nr.  8  AtiLl 
noch  besonders  nebcu  di;n  Autni^s verbrechen  erwähnt. 

*)  Das  StnifgecctKbuch  für  das  Deutsche  Reich,  10.  Ausgabe,  S.  SS, 
Anm.  32  xu  ^  4. 
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und  6   für  die  AuraahineD  Je»  AI«.  2  Xr.  8  bwsw.  for  Jod  die  Ucliftrtrc- 

tungvn  betreffenden  Absatz  'i,  enthielt  die  Xr.  'i  des  g  4  folgenden  Zusatz: 

»Die  Zailssigkcit  der  V^erfolgting  ist  nicht  dadurch  tjcdingt,  dsss 

der  ThHter  bereits  bei  Begehung  der  Handlung  ein  Nordd«ut«chcr 

war.'' 

Au9  welchen  Gründen  dieser  Znsttz  auf^nniDmen  worden  ifit,  d&rShcr 

tibcn   die  Motive   keine   Auskunil.     Ualsciihsh')   begründet  diee   in   dot 

feintt,  «weil  in  der  preussischen  Pmxi«  Zweirel  darüber  entstanden  waron, 

die  Worte    „ein  Preufse"    im    §  4   Nr.  3   des  Preustiischen   Strafgesetz- 

Dchofl  auch  auf  den  Zeitpunkt  der  verübten  That  zu  beziehen  Hoicn'' ;  nach 

Zcii^insc  VON  Schwärze's*)  int  der  Zmatc  in  der  Bundenoonnuisiion 

Dt«r   Bezugnahme   auf  Art.  5  den  Kgl.   Sächrisahen  tjtrafgcsetzbuchea  ein- 

cbalt«!,  nach  Mittheüung  von  RtUionrp')  mit  Rückaieht  auf  dju  im  §  9 

Bthnlt^ne   Verbot    der    Auslieferung   von   Xorddeuiacben    fCr   erfortlerlirh 

chtel  worden  *). 

Die  wahre  Bedeutung   dieses   ZuHatzf«   aU   einer  Krw^iti^nnig  de»  §  4 

r,  8   iat   erst   klar   her^'orgpireten  in   der  Ri-icltstagssitxutig   vom   S.   Müi-z 

70,  in  welcher  der  Reichstag  auf  Grund  eines  AbÜnderungsantrag«  der 

p;eorducten  Fbxbs  and  Genossen  zum  §  4  Nr.  3  dea  Entwurfs  t)C3chlossea 

bt,  den  besagten  Zusatz  tn  folgender  Weise  zn  Tauen: 

„Die  Voi-folgung   ist   aiieb  ziilä«"ig,    wenn  der  Thäter  bei  Bo* 
gehung  der  Hantllunjr  u«M:h  iiitrbl  XonltleuUchiT  war.** 
WKhrend  bis   dahin   nach  Preussischcm   Recht   und   noch   nach   dorn 
en  Entwürfe  des  Reich wtrafgesetzbufhs  der  Deutsche,  der  im  Auslonde 
,  Verbrechen  begangen  hatte,  nur  dann  verfolgt  und  licstraft  lA-erden  sollte, 
"wenn  er  diu  ftew^ize  beider  Länder  ühertrelen  hjii.te,  di-T^enige  dagegen,  der 
ft-ühcr  als  Ausländer  «ne  strafbare  Handlung  begangen  hatto,   nach  aeinor 
^nfeahme  in   den  Xorddeut sehen  Bund.   bczw.   in   das  Deutsche  Reich  roll- 
en   straflos   blieb ,   resp.   den  doutscben   Gesetzen    nicht    unterworfen 
le.  sollt«  auf  Gruud  des  erwähnten  Zusatzes  von  nun  an  ein  Ausländer, 
olcjicr  im  AuslaiHh-  pin  Verlm-ehen  oder  Vergehen  begjinßi'-n  halte,  gcwisser- 
in  das  Postlimiuiuin  der   Strafbiirkeit  eintreten,   d.  h,  verfolgt  und 
werden  dürfen,  wenn  er  nachtrSglich  Deutscher  wurde"). 


>)  Der  Oerichimaal,  Bd.  XXX  ä.  168. 

')  Commcntar  zum  Strafgesetzbuch  für  daa  Deutsche  Reich,  5.  Aufl., 
Dipzig  1884,  8.  59. 

*)  Strafgesetzbaeh  für  das  Deutsche  Reich,  2.  Aufl..  Not«  10  ku  ij  4. 

")  S.  darubt^r  auch  0L?avü8ES,  n.  a.  0.  S.  59  Anm.  3  zu  §  4  und 
in  (Jv)ltilainmen(  Archiv,  Bd.  XXVI  S.  424. 

•)  BiXDiNa  a.  a.  Ü.  S.  86  Amn.  160  findet  hierin  eine  wirkliche  Riick- 

Dvendune  der  deutifchen  Strafgesetze  und  fügt  hinzu :  „Ich  nircbte,  volker- 

chtliche  Erui'Sgimgen  httben  hier  zur  Aufstellung  eines  hiich»t  liMdenklieh*n 

Rtzes  gcfiibrt:   denn  mir  scheint  hier  eino  Person   den  deutschen  Slraf- 

etzen  unterworfen,  die  in  vielen  Fällen  einer  sie  vorbindenden  Xoi-m  gar 
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Der  ÜTuDcl,  weshalb  in  solcfaea  ll^lcu  eine  itnfreohUIclie  Verfülgu&g 
sngelassen  worden  tat,  tingt  dArin,  diuts  eine  Auilieffirung  solcher  At» 
IHoder,  welche  die  Rcicheongehöri^kcit  erworben  hsben,  nickt  nebr  zu- 
lÄueig  ist.  i%  9  des  Reichsutrafgeset^ljueha.)  „Ich  kann  mir",  ao  tagt  il  A. 
tun  Genosse  vou  Fboes,  der  Abgeordnet«  Bkcker,  .den  g&nxen  Ziuatt  pt 
mcht  uider»  erklären,  als  dass  er  motivirt  worden  ist  dnroh.  die  AuhUm» 
Uolikeit  des  schönen  Prinzips  im  Artikel  9:  Wir  WJlleD  keinen  Deat*cib«o 
ausliefen!!  Darum,  wuil  wir  ihn  nioht  ausliefem  vollen,  wollen  wirümuek 
fOr  die  Vergangenheit  anaorer  Stndgewalt  iu)t«rwerreo'* '"). 

Es  iKt  dadurch  dnr  di>r  ganzen  Xr.  3  des  g  4  zu  UmndA  liegende  ml 
«aa  i)i>-ntrlbuu  in  Vi-rbindung  mit  §  9  des  Rcichsstra^csetxbachce  seh 
ergebende  gesetigeberiachc  Grundgcdaako  weiter  aasgefuhri,  dan  cdne  Ter 
folgong  und  MBeitrafting  der  Inländer  im  Inlande  weiten  dor  im  Auitondo  u 
Aoslfindem  verübten  Verbrechen  udor  Vergehen  ontf^^en  dem  TeniterttÜ- 
tätfipriiizipö  aus  poUtischen  Gründen  zugelassen  werden  soll,  weil  die  roodtf- 
neu  Kulturstaatcu  aU  UlifTdcir  eines  gronseu  Rtaataaystems  ein  geraeiBniDCi 
Interesse  an  der  gegcnaoitigou  Unterstützung  der  .Strofgewalt  behob  Sr- 
haltong  der  Reohtaordnung  haben,  und  nar  dann  ein  vcrDunRgeiuiuei 
Kobeneioanderbestehen  der  Staaten  mÖgUcb  ist,  wenn  das  Inland  sich  mckt 
i&nm  A^l  Hir  Inländer  macht,  welch«  im  Aaslande  Verbreohcn  begehee*  "| 

In  jener  Sitzung  VDm  3.  Marx  1870  hat  der  Helohstog  aber  ferner  nf 
Grund  des  weiteren  Abündcrungsautrage«  der  Abgeordneten  Yhtta  ood 
QeaOHen  dem  Zaaatse: 

^Die  Verfolgung  ist  aueli  zulässig,    wenn  der  Thftter  hd  Bs- 
gehung  der  Handlung  noch  niuhl  Norddeutaoher  war*, 
noch  den  weiteren  Nachsatz  hinxngefögt: 

nln  diesem  Falle  bedarf  es  jedoch  eines  Antrages  dff 
suständigen  Behörde  des  Landes,  in  welchem  die  slnf- 
bare  Handlung  begangen  worden,  und  das  ^naiSixIii-W 
Gesetz  ist  anzuwenden,  soweit  dieses  milder  ist*  **). 

Wie  sich  aus  der  Verhandlung  selbst  ei^cbt**),  ist  dns  EKordenuu 
eines  Antrags  der  aualändischen  Behörde  im  Reichstage  hianigongt  «ordn, 


nicht  zuwider  gehandelt  hat,  an  dass  nicht  nur  den  deutschen  StnügeaeUea. 
sondern  auch  den  deutschen  Normen  rnckwirkendo  Kraft  beigrl^  wmL' 
Dass  diese  Furcht  eine  unbegründete,  der  neue  Zusatz  ein  fnlgericb liger  aai 
uubedenklicher,  durfte  sieh  aus  den  nachfolgenden  Erürtcrunpeu  crccbeo. 

^^)  Stenographische  Berichte  ülter  die  Verhamllungeu  des  Rcichstagv 
des  Norddeutschen  Bundes,  I.  Legislaturperiode,  Session  1870,  Bd.  I  S.  li>l< 

*^)  So  das  oben  citiric  Urtheil  des  Bcichagerichts  Tom  30.  Scptcmltf 
1887,  S.  489  a.  £. 

")  Durch  die  Annahme  dieses  Nachsatzes  sind  auch  die  BeddokN) 
welche  v.  Bak  in  Goltdammer «  Archiv  Bd.  XVIH  S.  88  u.  8»  go^  6» 
ursprüngliche  Fassung  dea  Zusatzes  erhebt,  beseitig  worden. 

*■)  VgL  die  oben  naher  bezcichnutcii  Rcichstagsbenchte  S,  167  ff. 
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CO  Terbätcn,  dasa  gi^a  Ausländer,  welche  die  RdchiuigchÖngkGit 
nrorbcn  haben  irod  in  Folge  dessen  {^mass  §  9  de»  Ruiohntraif^etzbuohs 
er  auülärilisclifii  RegicniDg  zur  Verfolfl:img  nicht  überUefiürt  wenlen  dürfen, 
"c^D  frub^T  von  ihnen  im  Äuelauilo  bcfitaugencr  straTlmrcr  HaiidlungcQ 
lue  »trafrecbtlicfie  Verfolgung  in  Dcubtchland  nllzuleicht.  und  auanolimslo» 
ingclciuiL  wenJe.  Eis  sollte  nicht  eine  dauernde  ReohUunxioIicrbcil  für 
klche  lodividaen  f,;caclialTen ,  sondern  im  Gegcntbeil  ihnen  eine  gewisae 
-srantie  für  einen  gcsichcrtoD  Rccbt«zijstand  im  Inlande,  ein  SchuU  der 
enÖnlichcn  Freiheit  gewährt  und  etwaige  materielle  Uiigeiecbtigkeiten,  die 
oh  wia  der  auannhnialosen  Einleitung  der  »trafrechtlichen  Verfolgung 
köontea,  verhindert  werden. 

r  Der  Grundbegriff  aller  Strafbarkeit  liegt  an  sich  darin,  dasa  derjenige 
in  dp-Sften  Bezirk  die  strafbare  Handlung  begangen  üft^  auch  das 
echt  ta  Mrafen  hat,  und  das»,  wenn  er  dieses  Recht  nicht  auiniben  will, 
Hit  gewissemia^sen  schon  vou  ihm  eelbet  die  Haudlung  nicht  ao  auf- 
jHttt  wird,  daes  sie  verfolgt  werd«u  könnte  ode-r  mUaste.  Diu  deutache 
tvm^walt  wird  in  duu  meisttm  Füllen  au  der  Verfolgung  bczw.  Bestrafung 
m  AoBländem,  welche  die  Keichsangehörigkeit  erworben  und  vorher  im 
uslande  strafbare  Handlungen  begangen  haben ,  ein  unmittelbares 
kteresae  nicht  hal>en;  es  kann  aber  auch  Fälle  geben,  wo  auch  dio  aus- 
odiacho  Straigcwalt  ein  Intcresso  an  der  nachträglichen  Bestrafung  solcher 
idividaen  nicht  hat. 

Aus  diesem  (rrunde  und  ferner,  weil  eine  Analioferung  solcher  Aus- 
ikder,  welche  durch  £rwerb  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  Inländer 
worden  «ind,  nicht  mehr  zuliisstg  ist,  imiU  die  ütrafrechtlitthe  Verfolgung 
den  genannten  Fällen  nur  insoweit  zugelassen  wcrdon ,  als  tliatsächlicb 
1  Interesse  des  Auslände«  an  der  Bestrafung  vor1i^;t,  und  diesos  Interesse 
Itens  des  Auslandes  durch  Stellung  eines  bezüglichen  Antrages  za  erkennen 
geben  wird. 

Dieser  Antrag  auf  Verfolgung  soll  also  an  Stelle  des  gesetElich  nicht 
läangen  Auslieferung san träges  treten;  er  stellt  sich  als  ein  dem  Auslielcruugs- 
trag  entsprechender,  diesen  ersetzender  dar ").  Eh  handelt  siiJi  sonaob, 
D  aas  alledem  fo^  bei  diesem  Antrage  um  ein  amtliches  Verlangen,  ein 
tUidies  Ersuchen,  va  handelt  sich  darum,  den  Staat,  an  welchen  dieser 
ttrog  gerichtet  wird,  and  seine  Stra%owalt  für  die  Söhno  der  vorgefallenen 
•rietzung  der  Beohtsordnnng  zu  intercssiren ,  also  um  eine  Anregung  xur 
:beruahme  einer  stnüErechtUcben  ITnt«ntuchang,  mn  eine  ErklSning  vou 
I^XQ  Staat. 
■Es  entspricht   dieses  Erfordemiss  des  §  4  Xr.  3   Abs.  2  de«  Rcichs- 

1^)  Ein  Unterschied  ergibt  sich  nur   insofern,   als   der  AusUefenmgs- 
den   Zweck   hat,  den  Verfolgten   der  Strafgewalt  des '  orHUchcndou 
I  zuzuführen,    und  sonach  wesentlich  im  Interesse  der  Strafrecbtsptlege 
I  Staats  gestellt  wird. 
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fltrafgeset3:bu<;hefl  fksL  vollständig  den  in  oinigcu  anJvrcu  Stiu^owUea  ft- 
die  slrnfreclitliche  Verfolgung  der  Inländer  wegcD  gewiss«'  im  Auluii 
begnngeiipr  fitralTjarer  Handlungen  aufgestellten  Erfordernisat^o,  irofm  jedoofc 
nicht  zu  übonHibcQ  iat,  üaas  es  sich  im  §  4  Nr.  8  Abs.  2  um  eiaeu  Ihiitt 
handelt,  wolchor  bei  Bi^g^hung  der  Handlung  noch  nicht  Inlfinder,  Bocb 
nicht  Deutjtuhor  war.  Sn  vorlangt  der  Code  tl'instnicdon  crimioeUr  vob 
17./27.  NßvemlKr  1608  bczw.  daa  franzöeische  üeset^  vom  87.  Juni  1806 
im  Art.  6  Abs.  4  eine  ^döitnaciatiün  offieielle  h  l'aatont^  francütv  {«r 
raatnrit*^  du  payit,  oü  lu  d^Ht  a  ät6  commis"  '*),  daa  belgische  Ooseti  von 
17  April  1878  in  don  Artikeln  6,  8  und  9  ein  ..avis  offloiell  dotuit^  k  YwUo- 
rit«  beige  par  rautoritc  (^'traDg^rc",  also  ebenfalls  eine  amtliche  MitlhFilmi«, 
einen  amtlichen  Bericht,  eine  Erklärung  von  StAat  eu  Staat 

Aus  der  touben  erortcrion  Bedeutung  dos  fraglichen  Antragos,  si* 
eines  justizpolitischen  Aktes,  ei^ebt  sich  anch,  dass  nnter  der  «mtib' 
dig«'u  Biliord»'"  de«  §  4  Nr.  3  Abs,  2  uieht  die  Rir  die  Strafverfolgung; 
der  Handlung  nach  den  Gesetzen  des  Auslände«  oder  nach  Staatcvertriffu 
zuständige  Behörde  de«  Auslandes  sa  verstehen  ist,  das«  dieser  Antng  viri- 
mehr  nur  von  den  zufolge  internationaler  Vorscltririen  zaständigeD  OrpuMB- 
von  derjenigen  Behörde  des  Landes,  vrclchc  nach  dessen  Verfatiuiqr  bcuv. 
nach  abgeschlossenen  StaaLsvert ragen  zur  Stellung  berechtigt  encheint''). 
von  der  Centralstclle,  welche  im  vÖlkcrrcchtHchen  Verkehr  nach  AunNOi  tda 
daa  T./and  vortritt  ^*},  d.  h.  also  von  der  betrefTenden  Staatsregiermig  mü  dena 
Gesandten  ausgehen  kann. 

Dieser  Ponkt  allein,  die  Initiative  xar  Strafverfolgung  seituni  der  tm- 
värtigen  Regierung,  ist  es,  in  welchem  sich  der  Verfolgungsantn^  aus  (|  \ 
Nr.  3  Abs.  2  mit  dem  Antrage  der  §§  102.  103  des  Reichsstra^esflzbocli'? 
deckt.  Auch  bei  feindlichen  Handlungen  gegen  befreundete  Htaatcn  bov. 
bei  Beleidigung  des  Landcsherm  oder  des  Regentt^n  eines  dieser  StaiteB 
tritt  nämlich  die  Verfolgung  nur  auf  .^Vutrag  der  auswärtigen  Regien»^  öl 
Während  aber  in  diesen  Fällen  die  Staatcanwaltsehnf)  beim  Torhtnde^^^| 
des  erfonlerlichou  Antrages  den  stralprozeesualen  Beetimmungen  fmd^^l 
(§  15S  Abs.  2  Str.-F.-O.)  ziun  Einschreiten  verpflichtet  ist,  iat  die  Verfoigmf 

^)  Lot  concemant  les  crimes,  les  d^iis  et  les  contniventions  oomnii*  & 
Vötranger  du  37.  juin  1866  (Bulletin  des  lois  p.  917).  Articie  I:  »Lei 
articles  5,  6,  7  et  187  du  Code  d'inetmction  criminelle  sont  abrog^  et  serwil 

remplac^B  ainsi  qu'il  auit:  Art.  5: „Bn  cos  de  d£lit  commis  (so.  par 

un  Pran^uis  hör»  de  territoire  de  France)  contre  im  particolicr  fraocaii « 
i^traiigor,  la  poursuite  ne  peut  Stre  int'tmtee  qu'4  la  roqucte  du  mtnift^n 
pubhc;  olle  doit  t'!tro  j>r<5i;edi)  d'unc  plainte  de  la  parlie  offeun^e  ua 
d'uue  di^-nonciattnn  officicile  ä  Tautorite  frangaise  par  rintoriU 
du  pays,  oü  Ic  delit  a  cti$  cammis." 

")  cf.  OLsttAUsd  o.  a.  0.  S.  65  Anm.  U. 

'^  cf.  ÜpPEKHorr  a.  a.  0.  S.  35  Anm.  31  zu  §  4  tmd  von  Scbwabu  a.  a.0. 
S.  69. 
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'Fallo  de«  §  4  in  das  freie  Ermessen  der  StafttannwaJtBohaft  gestetlU  »l«o 

keine  obl^toHsclie,  üondera  eine  fakultative'").    Es  wird,  wie  sicli  hiurauB 

I  ert^t,  die  Stttalsftnwaltscbni't    in  den  FäUon    dnr  S§  102.  108    ateta  und  an- 

'  mittelbar  um  üebernahme  dpr  Btrafrechlliclien  Vertu Iguug,  um  Einleitung  des 

•trafrecht  liehen  Veriahren«   an^^^gea  vr^rdt-n ,    wiüirend   im  Falle  des  §  4 

uliigen  Ausführungen  ffemüis   dem  deutschen  Staate  von  der  ntran>»reu 

Utmg  seitens   der  Regicrung^  des  Auslandes  nur  in  irgend  einer  Forni 

Dtnias  gegeben,   die   etwaige  Ueboroahme   einer  strafrechtlichen  Cntcr- 

hiing  nur  angeregt  wird,   die  weiteren  Schritte   aber,   insbesondere   die 

'  ÜiataSchltche  Einleitung  der  Vf  rfolgting  und  de»  Vcr&hrena,  den  deat»chcn 

tirdon  völlig  anheimgeatellt  werden. 
Ana  den  voratchenden  Erörterungen,  d.  fa.  aus  der  £nt«tehung«gescluohtc 
Zusatzes  zu  §  4  Xr.  8  und  speciell  des  Nachsatzes  za  diesem  ZnMtse, 
sowie  aus  der  Natur  und  dein  charaklehstificben  Wesen  des  gemKaa  dieaor 
6f4timniung  tur  «Irafrtfclitlichru  VerfulguJig  orforderten  Antrags  der  zu- 
at&ndigcn  ausländischen  Behörde  folgt  nüt  Nothwcndigkcit,  dass  dieser  Antrag 

fedem  in  den  ^  61  ff,  des  Roic-faBStrafgesetzbuohe«  behandelten  Antrage 
Vcrlcljclen  oder  anderer  Bert^^^-hligteD  gänslich  vereehiedon  ist,  und  dast 
Gesetzgeber  nicht  beabsichtigt  haben  kann,  die  Falle  des  §  4  Nr.  3 
3  systemntisoh  als  Antragsdehktr  zu  behandeln  imd  den  in  den  §§  61S^ 
at«lU«n  (TrundaSteen  eu  untenA-erfen. 

Zur  Bestürkunt;   dichter  Auffasstuig   kommt   hinzu,   das«   die   in  Rede 

hcnden  internal ionalen  Bestimmungen  in  dem  allgemeinen  Thcito  und  zwar 

I  in  den   cinlcitouden   Bestimmungen    zum  Hpichxslrafgi-^ictidmcb    ahgi'handclt 

sind,  dass  ferner  gerade    an   der   entscheidenden  OesctzcsstcUe  über  die  Zu- 

i^wdgkeit  uder  Unzuläesigkeit  der  Verfolgung  einer  iiu  Auslände  iKgangouen 

ilbaren  Handlung  nach  den  StrafgeseizoD  des  Deutschen  Reichs  einander 

BÜbergestellt   werden    im   g  4  Nr.  3    Abs.  2   da«  Erfordfroiss    dps   Er- 

der  ausländiechf^n  Behörde  und  im  §  h  Nr.  3  das  £rfordcrui»s  eines 

LfantrageB  des  Verletzten  "),    und  endlich,  dass  die  in  den  g§  81  )V.  Über 

den  Stratautrag  enthaltenen  Bestimmungen,  insbesondere  die  Vorschrift  des 

>§  61  über  die  Antrogsfrist ,    sich  nach  ihrer  Fasnuag  und  ihrem  Inhalte  un- 

sweifelhaft  nur   auf  die  sog.  Antragsdelicte  (im  Gegensatz  zu  den  Ofilcial- 

delicten),  d.  fa.  anf  diejenigen  im  besonderen  zweiten  Theilc  des  Strafgesota- 

t  bncbs  behandelten  Ocsetzesiibertretnngen,  deren  Verfolgung  von  einem  Antrage 

,4e»  Verletzten  abhängig  gemacht  ist,  beziehen. 

^K     Zwecks  Begründung  des  Icüilcren  Punktes  mag  }üer  nur  noch  angerührt 

^^"    '■)  .Jedoch  kann  nauh  den  Strafgesetzen   des  Dcutsobcn  Reichs  ver 

lbl|(i  werden "  hdsit  es  im  §  4. 

^')  Vgl-  auch  die  oben  t:ittrte  Besliminiiug  den  franzÜBtacheu  Gesetzes, 
vom  37.  Juni  1866,  in  welcher  der  ..denoociatioD  ofiicieJIe",  der  amtlichen 
Anregnng,  die  »plainte  de  la  partio  offunsäe",  der  Stra&ntrag  des  Verletzten, 
direkt  gegeuüberge&tellt  wird. 
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wflorden,  dara  die  usIXndiiohe  Behörde,  sobald  ne  fiber  einen  der  Beiinimin| 
dei  9  4  Nr.  8  Abs.  9  ontenteUtem  FaU  Kenntmisa  ertiSlt,  nicht  immv,  w 
ea  ana  volkerreditliGhen,  sei  ee  aas  anderen  Chriinden,  in  der  Iiage  sein  irird, 
sofort  darüber  eine  Entscheidang  la  treffen ,  ob  sie  die  Verfolgimg  bei  der 
dentflohen  Begienmg  anr^en  soll  oder  nioht,  dass  sie  ferner  nach  gofiwtm 
Besohlosse  oft  erst  FeststeÜni^en  treffen  wird,  ob  überhaupt,  becw.  in  welchem 
TJm&nge  und  unter  welchen  Voranssetsangen  eine  Yerfolgong  in  Deotiek- 
land  möglich  nnd  ndSssig  ist,  and  dass  sie  demi^Ushst  savördent  selbit  eii» 
Aofkläning  des  Saehverhalts  dnroh  Yerhandinng  mit  ihren  eigenen  Jutii- 
behorden  swecks  genaoer  Feststellong  der  thatsBoMtchen  and  rechtlich 
Clesichtapankte  versuchen,  ja  vielleicüit  öfters  behnft  ordmmgsmSssiger  and 
gründlicher  Vorbereitong  einer  Anr^;nng  bei  der  dentachen  B^;ieraiig  ^ 
Uebersetsung  des  gesammten  Aktenmaterials  in  die  deatsche  Sivaobe  tv- 
anlassen  wird. 

Dass  hienm  —  gans  abgesehen  davon,  dan  bei  «itfemten  I4ndem  m 
nioht  tmerheblioher  TbeU  der  Frist  sohon  dnroh  ^  BefSrderang  des  Antngi 
nach  Dentsohland  verloren  geht  —  eine  Frist  von  drei  IConaten,  wie  sie  9  61 
vorschreibt,  in  vielen  Fällen  dorohaos  ananreiohend  sein  würde,  bedarf  keiner 
weiteren  AasfUhrong. 


Literatur. 


BoHin,  Prof.  in  Frciburg.  Badische  VerfÜJAll^pifileiie.  Huidlublio- 
tliek  BaOischer  (hjwize.  I.  Band-  Frefl>urg  i.  B.  J.  C.  B.  Mohr.  1887. 

Der  Bestand  und  die  Exitwicklmig  der  badischen  tJesotzgcbung  soll  in 

er   neuen  Sammlung    weiteren  KreJsuD    zugiinglich    gemaüht    wrerden.     Das 

prbegendc  erste  Bündchen  erfüllt  denn  aiicJi  mit  oinur  aasEufaHiuhun  rechU- 

•cbichtlicheD   und  die  Gnmdzügu  der  badiachen  V.-ü.   vyHteiuatisch  grup- 

i;ndeu  Emleitunf;  allc>  An^^prÜcbe,  die  man  an  mno  ausreichende  Infonna- 

DU«-  und  Instruktionsquelle   erbeben    kann.    Unter  den   zum  Abdruck   go- 

hten  zahlrrirhpn  Texten  heben  wir  als  btuonden  werthvoll,  weil  weiteren 

eisen   weiü|i;  t>ekaDnt ,   hon'ur  da»  da«  bAdische  Budgetreclit  von  den  g&- 

rechtlichen  Zweifeln  und  Controversen    vielfach    befreiende  freaetiE   vom 

9.  Mai  1683,  betr.  den  Staatsvoraoschlag  und  die  Verwaltung  der  Staata- 

Binuahnicu  uud  Ausüben.  St. 

.  T.  Kirche  übe  im,  Prof.  d.  R.  in  Heidelberg.  Lehrbuch  de«  Deutschen 

SlauUrc'ch  tB.   Handbibliothek  d^^e  uffentUchen  Rechta.   I.  Bd.  Stutt- 
jfart-     Fenl.  Euke.     1887.     [SS.  XVI  u.  440.] 

Wie  «ehwierig  e»  ist,  Coüectivbcarbeitangon  eines  gesammten  "Wieacna- 

pbietes  eineo  einheitlichen  Charakter  zu  geben,  sie  auf  den  Grundton  eines 

gebenen  Programma  xu  atimtnen,  beweist  die  vorliegende  Arbeit,  deren 

ator  trotz  der  Personömdäntität  dem  Herausgeber  und  scincni  Plane  doch 

tiuli  in  die  Quer«  gekommun  iat.   Dean  die  von  dem  b^tztorn  l>egriiQdete 

ndhibbotbck  des   üftentlichen   Rechts"  (s.  hierzu   die   Besprechungen  im 

chiv  n.  8.  1<AÜ  fg.  uud  IIL  S.  475  fg.)  soll  nach  der  vorausgeschickten 

Vorbemerkung  einem  allerdings  nicht  m  leugneuden  Bedürfiiiss  durch  knapp 

ehaltene  Lehrbücher  genügen ,  die  sich  schon  nach  ihrem  Um&ng  nicht 

tmiEaascudc  Handbücher  mit  erschöpfenden  (Quollen-  und  Materialangaben 

stellen  dürren,  sondem  vollständige  Bearbeitungen  bringen  sollen,  in  denen 

ein  wesentlicher  Punkt    des  Hystoras   unberückBichtigt   bleiben   dörfo, 

Be  aber  für  Erfassung  der   iu'n  Biuzclne  gehenden  Fragen  sich    mit  kurzen 

rinweison    auf  den  richtigen  Weg  begnügen    niüssten.     Diesem  vom  Stand- 

bunkt  des  UutoTrichtazwcckcs  im  vollen  Umfange  zu  billigenden  Programme 

pt  K-'s  Lehrbuch  nicht  nachgekommen  und  danmi  ist  die  darauf  verwendete 

rbett  eine  vcrgubliche  geblieben.    Sic   wird   noch  einmal   gemudit  werden 

nüaaen,  ko  lange  unsere  Studit^renden  unter  der  traditionellen  n^^itbürdung" 

OQ    ernsteren    üffentboh-rechtlichcn  Studien    leiden,    welch»    ihnen  das  Zu- 

rcifen  ^\i  tiefcrgohcnden,  iu's  Einzelne  dringenden  Darstellungen  entbehrlich 

cht,   und  so  lange  an  Lehrbüchern,   welche  bei  Vorlegungen   über  diese 

Päcber  als  Stützpunkte  dienen  können,  empfindlicher  Mangel  herrBcbi.    Der 
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neue  yoraui:h  wird  aber  bei   einer   enutlicheD  Bi'folgonff   des  uuiy 
Programrocs   auf  den    EHbls    /Jihleu    köntum,    der   khTiliehen    8ch> 
anf  Hodereu  Goliictcn  laufet  zu  TIk^U  ffcwonli-n   iai.     Waa  sotl    in 
Li'brbiichem    }^)Mitcu    ueitlcu?     Eine    auf  eine  Cnnct^ntration   tift   u-  < 
Krifto    des    Lesers    nbKioictidc   conrentrirto    Dorstcltiing    der    daa  QtmaaaA- 
büd,    da«  Gefü^  anserer  I^hre   atumacbenden  Hechtsbegriffo   and  ttaTMlif- 
ton  Reobt«inBtitut«.     Das    ist   devshalb    dein    kleinca  wiasenscliBillichoa  V<r 
dii.msl-,    widl    es   zweifellos  grÖBtcre  ^ibt;    ea    kununt    dabei   rbnii  ttiiii-    7^^ 
Forsclier,    sondern   diu    im  akademischen  Beruf  nUcrdiugs  uicht  nrn 
rricbcnd  hcrückmchtigte  LehrtliÜtigkeit    ram  Wort.    Du  Prindp  di    .... 
Hocohränkung  anf  das  Wesontlicbe  iiud  HoraiiahL^bung  desselben  ans  drm  ab- 
lenkenden Beiwerk,   —   «vben  wir  an  keinem  Punkte   der  rorbf."  ■  '  ■■  ''u- 
tttcllun^  iu  wÜDschenswerther  Weise  verwirklicht.    Sie  bietet  t^: 
fiöcliliehe» ;  um  dem  an  dieser  Stelle  ganz  unbcgründeteu  eTemii>-ii'.-ii  tu^ 
würfe  zu  bt>)?ej^eu,  dem  Vci-f.  sei  trveud  etwas  enLgaiigen,  wird  im  Sturm  iDd 
fEe*<trein.    Gin  solcher  „Vorwarf'  nm89  den  Bearbeiter  eiaeti  LehrbndiM  Rr 
Studien-nde  vollifi;  kübl  lassen.    Am  storendsteu  niacbrn  sicli  diose  lidiaMt 
mit  einem  grossen  Aufwand  von  Mühe  and  Arbeit  geschaffenen  «odioaeo  «Atii 
au  Iccteur'  iu  den  grundlegenden  Thellen  fühlbar,  nunlich  in  der  gaselucfat- 
lichen  Einfuhrung  und  im  1,  Buche  in  der  allg.  Einleitung  in  das  Cffentllclic 
Recht  DeutachUmds.    Diese  Theile  machen  den  Eindruck  vtnea  StemigraBUBi 
mit  endlosen  Lücken   und  nKammersiglott* ,   die  oben  ntir  der  Schr«ibeDd» 
selbst  auszufüllen  oder  ?m  lesen  vermag.    Jeder  Andere    und  vor  AHnn  dir 
Stodicrtmde  steht  ratldos  vor  den  kraaw>n  Linien.     Uober   die  Teodem  dci 
gOBchichllichen  Darstellung  wollen  wir  mit  dem  Verf.  nicht  streiltin,  ti  bil 
ein  Recht  anf  die  seinige,   wie  andere  auf  eine  audore;  aber  üc  darf  mc^ 
so  in   den  Vordergrund  treten «   dasa  stelleiiweUe   dem  Lc-ner  nur  Tusdtu 
und  —  gar  keine  doscfaichte  mehr  geboten  wird.  Der  Studierende,  dam  £» 
Zeit  vor  Auflösung  des  Reichos  als   die  der  „ehnTfiidigcn   alten  Ordom^ 
(S.  60);   die  Zeit  nach  den  Freiheitskriegen  als   die  drä  pVöIkerfrÜbfinp* 
(S.  41);   MirmBinoH  nur  al&  «Gegner  jeder   liberalen  Regung*    bcaeicbnri 
wird,  der  „anf  die  Selbstsucht  ucd  Eitelkeit  der  kleinen  Kürslem  bsni^.  m 
im  Trüben  das  habsburffische  dj-nastische  Interesse  gu  Tlrdtm*  (S.  ' 
Studiiuendo.  dem  die  Nationalversammlung  in  der  Paulikindic  im  Ci 
TngcopnbliciKtik  dadurch  au8reiuhi.>nd  gekcnuKcicbDct,  wird,  dass  in  •] 
nSwar  üWr  500  beste  Kräfte,  aber  damnter  über  100  Pn»fcs«»oren  w 
raten  sasaen",  —  dem  aber  an  anderer  Stelle  nieht  im  Eiuzelnen  genii'j  ;  ■■■■:' 
wird,  welche  territorialen  Veränderungen  das  Jahr  1866  im  GefuVj»?  1  .■  ■     — 
ein   rechtsgeechiohtlioh  so   geschulter  Jurist   ist   für  seinen  hLi  rd 

weniger   vorbereitet  als   derjenige,    dessen    rochtohistoriflcbea  l'  -^ 

darcli   die   auf  S.  38    gegebenen    iabellansohen    Hauptdaten    dir     i    .'    : 
StaatRgeschidite  umiichriebcu  ist.  Erscheinen  uns  die  bisher  erwiUmU-i!  "  l<  i 
verCohtt,  so  müssen  wir  doch  anerkennen,  dasn  in  den  folgenden  drei  hi.  i  r.. 
(L  Die  Grundlagen  des  ÖSenthchen  Rechts-,  IL  Die  Organisation  de>  Stuu> 
[YerTaEsangsreclit] ;  HI.  Die  Funktionen  des  Staates  [Regierungiredikl)  caU* 
reiche   fllr  dtm  Studierenden   lehrreiche  Fingerzeige   und  oricT^<' 
Stellungen  enthalten  sind.  Darin,  dass  Vorf.  stellenweise  dem  p-  . 
siändniss  seines  Lesers  durch  Ausfilhmngen  Ober   den  Zwecke  \\i'^- 
üoncUen  Werth  des  bchandetteu  luitltuts   entgegenkommt,  kann  i  . 


'vio  Hebm  (Krit.  Vierlcyahrsschrift,  29.  Bd.  S.  462)  einen  Fehler  erblicken; 
Verf.  den  Stdatsratli  junsüarh  EutreiTcTid  charaktoriairt ,  kaun  os  ilem 
ike  «iie«  Lehrbuo-he«  nur  diirchniui  entspreohen ,  wenn  eine  beigefiiffte 
kuDg  die  prakttachc  Bedeutung  dieser  und  anderer  dem  Studu^reuden 
VOD  seHMt  einleuchtendea  Einricbtungen  kkr  stellt.  Audi  den  an 
Stelle  gerügten  Mangel,  das«  VerC  nicht  bei  allen  die  inncm  Kreise 
liiteratur  bewegenden  StreJtfrajjren  alle  rationcB  dubitandi  et  decidendi, 
Q  für  eine  auigestellle  Lehrmemung  oder  gegen  eine  eolcbe  »iireclien, 
lihrt  habe,  em|)rmi3e  ich  nicht  als  solchen,  in  dem  AngenbHcktt,  da  ich 
die  toiAiip  bemewene  Aufgabe  deo  Buehea  vergegenwärtige.  leh  Iiütt« 
rielmohr  eine  itrangore  Wahrung  dieses  Charakters  anch  an  vielen  Pncktcn 
dieaer  Theile,  üborviohtliche  DiBtinclionen,  wörtliche  AnfBlimi^  zahlreicherer 
Goetsesstellen  etc.  gewünscht.  Naniontlich  ctum  letztera  Mangel  könnte  leicht 
abgeholfen  werdpii  ohne  Erweiterung  des  Umfangcs,  wenn  das  fiir  den  Sto- 
dierenden  wenhvolle  QucUcumatcrial  in  einer  neuen  Bearbeitung  an  die 
Stelle  der  für  ihn  zumeist  völlig  wcrthloBen  literarischen  Courtoiaie-Cilate 
der  Citato  rein  decorativer  Xatur  treten  würde.  Stoerk. 


de  Gratfl.  Handbuch  der  Verfassung  und  Verwaltang  in 
Preussen  und  dem  Deutschen  Reiche.  5.  Auflage.  Berlin. 
Springer.    1886.  6".    S.  604. 

Dass  das  vorliegende  Buch  iin  Verlaufe  von  wenigen  Jahren  —  die  erste 
ist  am  Schlüsse  des  Jahres  1881  erscfaienen  —  bei  der  fünften  Aus- 
anlangen  konnte,  zeigt,  daas  es  den  Zugang  aum  Oeriobt,  xur  Verwal- 
^beborde  und  vielleicht  sogar  —  ein  Vertreter  des  Öflcntlicben  Rechts 
'  nicht  allzu  Bauguinisch  »ein  —  zu  den  Böcherbreltem  unserer  Recht«- 
lidaten  gefunden  hat.  Die  Thatsuche  kann  freudig  vcnceichuct  werden, 
das  sebliclite  Handbuch  ist  nicht  das  Rexullst  eines  „glitcklicbcn 
sondern  das  Ergebniss  einer  tief  eindringenden  S&chkeuntiüss;  in 
'Disposition  des  Ganzen,  wie  in  der  Ansführung  des  Gebotenen,  wie  in 
lAndeutung  des  Ausgeschiedenen.  Wob  dem  Buche  m.  E.  noch  fehlt, 
oh  wenn  en  nit-ht  den  Anspruch  erheben  will,  als  fachliches  Lehrbuch 
dienen  —  ist  eine  mgcbnäasi^  Verweisung  bi*i  allen  Kapiteln  auf  die 
<  entsprechenden  Abschnitte  in  den  Hauptwerken  unserer  staaU-  und  vcrwal* 
tungHrech fliehen  Literatur.  Eh  würde  dadurch  auch  dery'euigon  besser  zum 
I  Hilf»'  und  Handbuch  dienen,  welche  ans  der  descriptiven  Darstellung  unserer 
gesammten  üfTcoMicb  rechtlichen  VerhaltiuBse  den  Zugang  zur  wiBscuachafV 
ibchen  Dogm&tik  einer  specielleu  Frage  gewinnen  wollen.  St. 
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Amt,  Hecht  auf  das  85. 

AflerkenDung  emes  sabjectiven  Kechta 
584. 

Äppanagenrecht  im  russischen  Kaiser- 
haas 972. 

Appanagenschatz,  russischer  373. 

Armenfursorge,  Collisioa  139. 

Armengesetzgebung  Deutschlands  und 
ihre  Reform  446. 

Annenpflege,  ländliche  449. 

Armenwesen  Englands ,  Geschichte 
444. 

Asylrecht  452. 

Attentatsclausel  459. 

Ausdehnung  der  Kranken-  und  Un- 
fallversicherung 291. 

AushebungBgeachäfl,  Sache  derEinzel- 
staaten  605. 

Ausländer,  Aufenthalt  hülfsbedürftiger 
146. 

Auslieferung  637. 

Auslieferungareuht   und  -pflicht   452. 

Autonomie  477. 

Autorisation  599. 

Baden,  Jagdrecht  175. 

Beamte,  Rechte  der,  aus  dem  An- 
stellungsvertrage 65. 

BehÖrdenorganiaation  Kaiser  Ferdi- 
nands I.  472, 

Berg>erksbetricb  353. 

Betriebe,  versicherungspflichtige  291. 

Betriebsunfall,  Begriff  des  291. 

Beschränkungen  der  Verwaltung  571. 


Beschwerderecht  571. 
Beurkundungen  597. 
Budgetgesetz  325. 
Bndgetrecht  233,  533. 
Bundesfürsteu  und  Senate,  militäri- 
schen Rechte  der  613. 
Bundesstaatsbegriff  184. 

Censor,  Gompetenz  des  römischen  6. 
Centralamt    für    den    intemationalea 

Transport  367. 
Competenzcompetenz  184. 
Concession  603. 
Conflictszeit,  preussische  207. 
Contingentsherrlichkeit  491. 
Contingentsverwaltung  499, 
Contrasignatur  511. 

DefectenbeschluBS  558. 
Delicte,  politische  457. 
Deutscher,    Uebeniahme    eines   vor 
maligen  — ,  ans  dem  Auslande  409- 
Dienstaustrittsrecht  des  Beamten  72. 
Dienstpflicht  66. 
Dispensation  598. 

Ebenbürtigkeit  nach  kaiserlich  rassi- 
schem Hausgesetz  264. 

Effectivstärke  des  deutschen  Heer« 
217. 

Ehefrau,  U.-W.  der  400. 

Ehescheidung  im  russischen  Kaiser 
haus  278. 

Ehrenrechte,  militärische,  der  Lamlfs- 
herren  514. 
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Eisenbahnbetrieb  321. 

Eisen  hahnfracbt  verkehr ,  internatio- 
nales TJebereinkommen  über  den 
369. 

ElementarereigniBae  als  Betriebsanfall 
340. 

Entfernung,  zeitweilige,  vom  Aufent- 
haltsort, Einfluas  auf  den  Erwerb 
des  U.-W.  394. 

Entlastung  der  localen  Armenverwal- 
tung 460. 

Entschädigungsanspruch  auf  Qrond 
der  Reicfasgesetze  über  die  Unfall- 
Versicherung  291. 

Erbgut  nach  russischem  Hausstatut 
281. 

Ermächtigung  566. 

Ermessen,  freies  617. 

Ersatzpflicht  des  Beamten  74. 

ErwerbsunfUhigkeit  294. 

EUt,  Wesen  des  194,  536. 

Exterritorialität  des  Papstes  182. 

Fahneneid  522. 

Fahrlässigkeit    des   Verletzten    beim 

Betriebsunfall  347. 
Familienstatut,  russisches,  von  1797 

98. 
Feld-  und  Forstpolizei  177. 
Finanzvermögen  549. 
Finnland,  Verfassung  des  Grosaherzog- 

thums  199. 
Frachtberechnung  390. 
Freiziigigkeitsgesetz  141,  407. 
Fremdenrecht  198. 
Friedenspräsenz  192,  203. 

Garautiegesetü,  italienisches  180. 

Gehaltsansprnch  des  Beamten,  juri- 
stische Natur  69. 

Gehaltsverhältnisse  der  Mi^licder  des 
russischen  Kaiserhauses  99, 

Genehmigung  569. 

Generalrecbenkammer  537. 

Gerichtshof,  internationaler  fUr  Kück- 
ArcUv  für  öffenticlieg  Recht.  HI.  4. 


griffsstreltigkeiten  unter  den  Eisen- 
bahnen 379. 

Gerichtskassenwesen,  preussisches  199. 

Gesandtschaftsrecht  des  Papstes  188. 

Gesetz  571. 

Geirährong  einer  öffentlichen  Unter- 
Btützung  398. 

Gewalt,  vollziehende  560. 

Gewerbepolizei  673. 

Gtothaer  Vertrag,  sein  Verhältniss  znm 
Freiziigigkeitsgesetz  144,  407. 

Ghx>ssfür8tontitel  136. 

Grundrechte  672. 

Haftbarkeit  des  FrachtfHhrers,  Gren- 
zen der  371. 
Hausgesetz,  kaiserlich  rassisches  88. 
Hausstatut,  russisches,  von  1799  89. 
Havarie,  Reclamationen  wegen  371. 
Heer,  deutsches  203. 

—  Einheitlichkeit  des  deutschen  491. 
Heeresorgamsation  230. 
Heimathlose  416. 
Heimatsrecht,  bayrisches  vom  16,  April 

1868  142. 

—  österreichisches  199. 
Höchstcommandirende  509. 
Hoheitsrechte  28. 

Immunität  des  Papstes  182. 
Indemnität  560. 
Interessenaplmre  571. 

Jagdrecht,  badisches  176. 

Kaiser,  Rechte  in  Beziehung  auf  das 

Heerwesen  506. 
Kaiserthum,  rechtliche  Natur  des  468. 
Kirchengeschichte  476. 
Klagerecht  571. 

Krankenversicherungsgesetz  404. 
Kriegsbereitschaft  209. 

Localverwaltnng  in  England  442. 
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Mnrinp,  r>ieD8t  in  der  530. 
Methode,  (iOQStructivc  I. 
MilitärcoEVt'utionen  Ö2B. 
Militarfiscus ,    Vcrwaltuop    deswllwu 

3lilitarli(>heit    der  Kiiuccliitaatoii  4543. 
Militiirstrnfrecht  52ö. 
Mischchon  nach  rassischem  HatinsUtut 
S70. 

iVaturaüafttionsact ,  juristische  Natur 

deesclbon  4ß 
Nichtauslicfei-UDg  eigener  Unterthnaen 

■159. 

OIitirrechnuiigBkamnicr  53ii. 
0J)<^rverwalt.ang9gericlit,  Rochtagrund- 

lätzn  dnfl  kg),  preussitichva  169. 
OrganiRstiott   der  Anncnpflegc  450, 

Papsl,   vJilken-üühtlicbe  Stelloug  des 

181. 
Prä^enxzthl  des  deutac-heu  Hccroti  2fi5. 
PrüTungBordnuDg  Jurist.  430. 

KangvßrhältniBse  der  Milghedor  des 

kaiserlichen  Mausci  in  Ruseland  99. 
RciOit,  Buhjrattvßs  5(i9. 
Kcchtahülfe  453. 
Kechtalaat  569, 
Kecbtstudium  480, 
Regalien  Sä. 

Regentschaft,  nurisohc  119. 
U<-geDtschaft«rath    in    Rassland    125. 
Kcich,  HeolitsverhältnJss   des   —   zu 

den  Gliedstaaten  184. 
Reichsgericht,    österreichisches    560. 
Reichi-hufnith  473. 
Reichskanzler,  als  Vertreter  des  Reichs- 

tiacus  3ti8. 
Heicbsland,  .iurintiacho  Xatnr  470. 
Reichstag,  Mitwirkung  bei  der  ßosetz- 

geliuiig  in  Mihtiirsachen  203. 
RrRi]inii:il«t    ah    Princip    der    inter- 

uatioaaien  Staaten  Verwaltung    415. 


Russlaud,  kaiserliche  Tlinrnfolge  tind 
IfaDsgesetii:  88, 

Hohiedsgcrichte ,  pruceasaalo  Würdi- 
gung dea  Bctrichsun&Ila  vor  dem 
3W. 

Seereohl  SOO. 

i^lltstverwraltung.  ßcgriflsbeaiinimung 
463. 

Septcnnat  1H3. 

Snuveriinftiit  des  Papstes  182. 

Staatenbund  184. 

Stnalsangehurigkeit  636. 

Staat«dien8lver)iältuisii,  jurisUache  Ka- 
tar 48. 

Staatsdienstvertrag,  ein  Oowaltvfir 
bältniss  5S. 

.Staatsdoiuilne  553. 

Staatsgewalt  28,  Schrankoo  d«r  ~  ia 
den  Vereinigten  Staaten  435. 

StBBts>-erm(>gen  546. 

Stammlmch  de»  ruuiscbeti  Kumt 
hauscs  267. 

.Hieltvertretungskoeten  fUr  Beamtin 
welche  xu  Mitglietlem  geaetagebaa- 
der  Körper  gewählt  worden  sind  IM. 

StcucrgcsctJEgvbnng  EnglandB  48^ 

Straiautrag  636,  641. 

Strafverfolgung  Ö39. 

Studium,  staaUrcchtliohefl  423. 

Stuhl,  heiliger,  RechtsTorbKItoisse  da 
—  Kam  Königreich  Itnlico  179, 

SucocssionBordnuDg   in   Rosalaud  9t 

SynoüalverTaraung  776. 

Swod  Ruflslandi  99. 

Testament  der  Mitglieder   des   nisst- 

Bchen  Kaiserhausea  888. 
ThrunlH!.>FiLciiahine    in   Rutifiland    115, 
—  Verzicht  auf  114. 
Thronfolgcgeietx.  kaiserlich  msaitchci 

86. 
Thronfolgcordnuug  in  RupBlaad  109. 
Thmiifulger,   Rechte  drs   rusnach« 

111. 
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Titel  und  Ehreixrechto  der  Mitglieder 
des  russischen  Kaiserhauses  132, 
268. 

Triennat  193. 

Trappenkörper ,  glcichmässige  Ein- 
richtung aller  —  des  deutschen 
Reiches  520. 

Uebemahme ,  annenrechtliche,  eines 
vormaligen  Deutschen  aus  dem  Aus- 
lande 402. 

Unfall,  Begriff  des  296. 

Unfallsmeldung,  Pflicht  zur  299. 

Unfallverrichenmg  291. 

UnfallTersicherungsgesetz  vom  6.  Juli 
1884  291. 

Universalitätsprincip  in  der  Rechts- 
pflege 453. 

Untersagung  607. 

UnterstützungBwohnsttz  146,  394. 

UoTeräasserliclikeit  der  Domänen  554. 

Urlaub,  Befreiung  des  Beamten  vom 
—  zum  Eintritt  in  den  Landtag  168. 

Verfahren  bei  Auslieferung  461. 
Verfügung  571. 
Verordnung  571. 
Verpflegoi^  Hilfsbedürftiger  148. 
Versammlungsrecht  574. 
Verschulden   dritter  PerBoucn  beim 
Betriebe  344. 


Vertrag,  öfientlich-rechtlicher  1. 

Verwaltungsakt  16. 

Verwaltungsgerichtshof,  österreichi- 
scher 615. 

Verwaltungsrecht ,    französisches    15. 

Verwaltnngsrecht,  internationales  415. 

Volksvertretung  Frankreichs,  Rechte 
derselben  in  Ansehung  der  Friedens- 
präsenz des  französischen  Heeres 
258. 

Volljährigkeit  nach  rusBiBchem  Haus- 
gesetz 117.  279. 

Vormundschaft  nach  russischem  Haus- 
gesetz  120. 

Wahlrecht  158. 

Wählbarkeit  168. 

Wehrpflicht,  allgemeine  225. 

—  im  Kriege  621. 

WeiblicheThronfolge  inRusslaod  103. 

Westfalen,  Staats-  und  Selbstverwal- 
tung 179. 

Württemberg,  Gesetz  v.  20.  März  1886 
betr.  die  Kosten  der  Stellvertretung 
für  Beamte,  welche  Mitglieder  der 
Kammer  der  Abgeordneten  sind 
156. 

Zurückweisung  Hilfsbedürftiger  412. 


48* 


u  el  lenr  e  g i  s  !^r 

^wisclimi  (       )  gliSfUteu  ZahlcD  bedcutou  die  Seite,    auf  wctclier  löi" 
Aiuführungca  über  die  citirte  QucUu  im  3.  Bande  beginnoD. 


k.  Deatsohes  Reich. 


I.   VerfaBBUngaurkuudc. 

Art.  4  (163).  Art.  5  ('236),  Art.  17 
(407).  Art- 21  {160,  IHB).  Art. 
aa  (1«2,  löfl).  Art.  42  (495). 
Art.  48  (4%).  Art.  m  (495). 
■Art.  M  (495).  Art  57  (326). 
Art.  89  (226).  Arti.  ÖO— 66 
(213,  367,  491).  Art.  67  (502). 
Art.  69  (536).    Art.  7B  (496). 

TT.  Gesetze  imd  VorordnuDgen, 

1867.  1.  Nov.,  Freüugigkeit^gpacU 
(139—156,  407—420). 

—  9.  Nov.,  betr.  die  Verpfliuhtuug 
tum  Kriedadieiiit  (217). 

1869.  21..Imu,  Gcwcrbcordnimg.  §27 
(598). 

1870.  31.  Mai,  Strafgesetzbuch.  §  4 
(635).  JS  61  (635).  §  103  (640). 
fi  108  (640).  §§  113— 1S9 
(176).  8  117  (176).  g  142(318). 
§  196  (65).  §  229  (34f>).  %  2H0 
(846).  8§  292-296  ( 1 75).  S  3«  l 
(175).  ft36fi(175).  §367  (175). 
9  368  U7ä). 

—  1.  Juni,  betr.  die  Erwerbung 
und  den  Verliut  der  BuodeB- 
(Rcich»)  und  Stafttaangeliörig- 
kt-it  (413). 

—  6.  Juni ,  betr.  den  Unter- 
stützuugBWoUueitz  (149,  394  bis 
406). 

1871.  22.  Aiiril,  betr.  die  Einmbning 
Norddctitsi'hiT  Bundesgcsetxc 
iu  B&ycm  (153). 

I  ^—      7.  Juni,  betr.  die  Verbindlich- 


keit zum  Schadcnorsnt/.  für  i 
bri  tlem  Itctricbo  von  £itcii- 
babnen,  Berpverken  a.  b.  w. 
Jirrbeiifi-nilirLcn  Tndtnn^ctt  ote. 
(295,  3TO). 
1871.  27.  Juni,  Militäri)onnouige«clJt 
(5(13). 

—  9.  Dei.,  R.-a.betr.dieyricdon»- 
pt^cnzstürke  (214,  233). 

1873.  31.  März,  Rrtichs-BeiLmtBU- 
gcsctz:  §  14  (16t,  171).  $  19 
(162).  S  23  (66).  g  !M  (67). 
S  25  (81). 

—  30.  Mai.  R.-G.  betr.  die  dcot- 
Hvheu  Festungen  (867). 

—  30.  Juni»  R.-(t.  betr.  dio  Wob- 
uuoasgeld£UKcbüS60  (67). 

1874.  2.  Mai.  MilitÜrgesets  (216.  21«, 
oOtt,  527). 

—  2.  Nov.^  Verordnung  über  den 
Urliub  der  Heichsbeomt«»  niul 
doTou  Stellvertrctunc-  (.169). 

1875.  U.  Febr..  R.  «.  betr.  lÜe  B» 
visioD  der  R«chnungou  dM 
Deutschen  Reiche«  (568). 

1877.    27.  Jan.,  Oeri*hl»\erf»i(iuii 
gofleU.     §  13  (366). 

—  80.  Jan.,  C'iWIprozeasordnu 
nir  diut  Dciit-Mclic  Rrich.  g  16 
(356).  ^  240  <366).  §  25» 
(355).     g  ä6iJ  (355). 

—  I.  Ft'br.,  Straf])  roocssorditiiug. 
9  152  (610). 

—  27.  .Iiili.  R.-fMi.li'  di.'Unlef- 
dncbuiiu  VON  S  ri  (298). 

1880.    6.   Miti,   li.M  >u  (No- 

velle) (215). 
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1884. 
188Ö. 


l»8a.    16.  Jtmi,  R.-G.  betr.  die  Kran- 
UcDvcruicherniiff  (2»8). 
tt.    Juli ,    UurullvcntichonuiKs* 
ffi^aeu  (2H7). 

28.  Mai,  R.-G.  Itclr.  ilie  An»- 
ilchnuii^  di:r  Unfall-  und  Ki-an- 
keDverwcheruiig  (&91). 
fi.  Aog. ,  Kaiserliche  Verord- 
nnuff  betr.  ilie  Können  doü 
Veraüirens  etc.  des  R.-Ver- 
licberongsamta  fS9d). 
—  3.  Nov.,  Kaiserliche  Vcrord- 
niuig  betr.  du«  Vcrfaliren  vor 
den  SchicdsgerichtcD  (Unfall- 
versic-heruiijf)  (294). 

188«.    II.  März,  R.-G.  betr.  die  Prie- 


dendpi-ä^eDZfitJtrke     dt>9    Detit- 
■chcD  Jfccp.'S  (215). 

1886.  15.  Mär2,  botr  die  Fünturgo 
fijr  Bianite  uud  Personen  de« 
Soldatenstaudus  iu  Folge  von 
BelrteliantifÄllen  (S99). 

—  5.  Mai ,  betr.  die  Ünrallver- 
liuberung  der  iu  lond-  und 
fonrtwirthsrhHfyicbein  Hütrieb 
büichaftiffteu  Personen   {S9S}. 

1887.  11.  Juli,  R.-G.  betr.  die  Unfiül- 
vcr%icberunj{  der  bei  BaitUm 
beschüfiiglon  Personen  1292). 

—  13.  Juli,  k-U.  betr.  die  Üiifall- 
vergichenm^  der  SeelcuU(202). 


B.  Deutsche   OliedstaateiL 


1.  Preussdn. 

L  V  c  rf a  h  k  u  n  p;  f  u  r  k  u  n  d  e. 
1850.  31.  Ja«.  Art.  2£t  (574).  Art. 
48(545).  Art.78(lftO).  Art.  84 
(1«4).  Art.  85  (170).  Arl.  «8 
(85).  Art  II!)  C53G).  Art.  100 
(547).  Art  103  (547).  Art,  1(4 
(547).     Art.  lOfl  (m)). 

n.  Cabiuetsordrcs. 
181».   33.  Dez.  (208.) 
1830.    17.  Jan.,  bilr.  din  ScaatsJiaus- 

halt    und    das  Staatsscbiildon- 

we«cii  (540). 
1897.    7.  Juai  (540). 
1844.   Sl.  Febr.  (543). 

in.  Staat^tministeriftl- 
be^ch  tÜ89e. 
1863.   22.  Sci>t.  116.5). 
18e7.    19.  Febr.  (16.$). 

—  37.  Juni  (141). 

—  4.  Oct.  (1H3). 
1868.   31.  Jan.  (141). 
ie«i>.   24.  (»ct.  (Ifi-I). 
1686.    lei.  April  (150). 

—  15.  Juul  (152). 

IV.  Gcsolze  und  Vorordoungen. 

1713.  18.  Au^.,  Königl.  HRU«ge»etx 
(553). 

1808.  17.  Dez.,  Köniffl.  HvingeseU 
<554). 

18 10.  37.  Oct.,  (tos.  bntr.  din  ver- 
änderte' Verfii-tünni,^  aller  «ber- 
aton  StimtJibehiirdi'D  (M'i). 

1814.  8.  Sept.,  Ges.  betr.  VerpUich- 
lung   KUiu  KHegsdieuul   (208). 


1830. 

1834. 

1827. 
1842. 
1844. 


1881. 


1872. 


28.  Oet. ,  Ut'm-hBflHiiifltnietion 
für  die  Oberj'pilvideiiU'n  (541). 
ft.  Mär7 ,  Voruninung  betr. 
reulitl.  \alnr  der  Doiniiuen 
|ö54>. 

17.  J»n.,  Vitrordniing  b«tr.  da« 
Stantfwclmblenwi'.sHn  (554). 

18.  Dez,,  Instruction  betr.  die 
ObernTidiumiKskoimaer  (5113). 
'i.  .Tiiii,  Domizilorduuug  (147). 

30.  Dez.,  .\nnen((tsoi.j!  (151). 
24.  Jan..  VoronlniiuK  betr.  die 
FfslHHlzung  und  Kraatz  der 
Defekt«  <ö58). 

1.  Nov. ,  Feldpoliiciordnong 
(178). 

31.  .Joli,  Ges.  botr.  Dienstver- 
gehen der  nicht  richterlichen 
Beamten,  ij  87  («7). 

30.  Mui,  Slüdteurtluiing  für  die 
ti  östlicheo  Pmvinzen  (5*i5i. 
38.  Apnl,   betr.   die   Landge- 
meinden (147). 

34.  .Toni,  revidirte  Städt4.'ord- 
uuiip  (147). 

34.  Tilat,  (fes.  betr.  die  Erwüi- 
woiterung  dos  Hechtswcgus 
(556). 

26.  Febr. »  Wildsohongotuts 
(177). 

8.  ^[iin^,  AnxtiibningHKr^ietK/um 
Reich sfifi-sciU  über  ilen  l'nier- 
itütziuig'Twohuaitz    (151,  408). 

27.  Man;,  Ge».  betr.  eine  Zn- 
Katxboat.  zum  Art.  76  d.  Verf.- 
Urk.  (546). 
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1880.    1.  April,  Ponit-  imd  FeldpoU- 

z«igcictz  (177). 
1883.   30.  Juli,  CJes.  betr.  die  lAWles- 

verwalluug  (580). 
V.  AllgemeineH  I.Biulreulil. 

I.  fi  §  36»  u.  §  371  (IttB).    L 

«  §  U  (76).    I.  8  §  05  CH07). 

L    10    S  90  (7H).     1.    16    g  7 

{HIO).     II.  13  §  1  §  15  (541). 

m.  17  §  10  (641}. 

2.  Bayern. 

L  VorfftftsuDgsurkuudc. 

1818.  36.  Mai.  HL  §§  1-7  (551). 
VII.  §8  17,  18  (551). 

li.  irutetze. 
1848.   4.  Juui  (161). 
im8.    16.  Apri),  HdmatigeKtz  Artt. 

«,  28,  2Ö  (142,  145), 
1878,    8.  Aug.  (581). 

3.  Sachsen. 
I.    VerfasttuDgH Urkunde. 
1831.   4.  Sept.     3    75   (161).     §    1^ 
(170). 

II.   Ucsotz. 
1835.   7.  März  (161). 

4.  Warttemberg. 

I.    V  e  r  fa « 3 11  n  g  .1  u  r  k  u  n  d  e. 

1819.  SV  8iMH.  g  107  (551).  ^  133 
(166).  §  146  (168).  §  190  {iö7). 
%  193  (166). 

n.  GcBetae 

1621.    20.  Juni  {156). 

1842.    6.  Juli  (160). 

1874.    28.  Juui  (160). 

1876.    28.Juni,  Btiaintengesetz(156f.). 

1876.    16.  Dez.  Art,  13  (580). 

1886.  20.  März,  betr.  dio  KosU-n  dw 
Stellvertretung  für  Beamte, 
welcbe  Milglieder  der  Kain- 
~  Hier    ilür    Abi;eorduot4]u    sind 

(166). 

1870.  2L  25.  Nov. ,  Miülareonveo- 
tiüD ,  abgcscliloBsen  awiBoben 
WürUcniiicrg  tiiuI  dem  nord- 
dcutdcliüD  Bunde  (öll). 

5.  Baden. 
L   VcrfaiBungsurkaadi'. 
1818.    22.   Aug.    8  37  ^58).     §  58 
(551). 


n.  Gesotae  und  Verordatto^i 

1850.  2.  Des.«   betr.   die    Au«ul 
der  Jagd  (175). 

1883.   23.  Mai,  Gc«.  betr.  den  StoaU- 

viirauscblsf;  (645). 
1886.   39.  April,  betr.  die  Aueübutig 

der  Jagd  (175).  __ 

—       6.  NoVt   Verordnung  (1*0- 

8.  Hessen. 
1820.   17.  Dex.  VciMT.  Art.  10  1551^ 
1872.   8.  Xov.,  WaldgeactE  (158). 

7.  Oldenburg. 

1859.    22.  Nov.    Verf.-U.  Art.  31 

«.  ä  3  (161). 

8.  Braunsobwfllg. 

1832.    13.    Od.,    Svnt:    Lands 
ordnuiig  ^  164  IÖ51). 

1851.  22.  Nnv.    §  15  (161). 

9.  Sachsen. Meiningen. 

1829.    23.  Aug,  1.  ünmdgewU  §  45 

(5511. 
1883.    24.  April,  «oaetz  Art.  18  (161). 

10.  Sachsen-Aitenburg. 
1870.    31.  Qlai,  G.8*U  §  38  (161). 

11.  Sachsen-Ksburg-Golha. 

1853.  3.  M.ii,  SisnUgrundgesdjt  §  117 
(551).     S   154  (IKH. 

12.  AabalL 
1859.    18.  J  ulL  31.  Aug.,  LandsdiafU- 
nntouDg  (551). 

13.  Schwarzburg.Rud  Ol  Stadt 

1854.  31.    Mära.   GmndgescU    $  10 
(551). 

1870.    IB.  Nnv.,  (Joset/  §  3  0*^0). 

14.  Schwarzburg-Sondarshausea. 
1857.   8.  Juli.  LÄude«grund(re«ctjt  g  51 

(5531. 
185A.    14.  Jan..  tfesetjc  §  5  (161). 

16.  WaldMk. 

1852.  17.  Aug.,   VerfiiMungsurknudc 
5  50  1160). 
16.  Reuss  fiillem  Liuiv). 

1867.   28.  Marx,  VcrlAMungmrkuiule 

§  60  1161). 
17.  Reuss  (jüngere  Linie). 
1852.    14.   April ,    StoatignuidgeHiU 

9  85  (161). 


—    6ß5    — 


18.  Schaufflburfl-LippB. 

Art,  1»  flHl). 

19.  Lippe. 
1876    3.  Juni,  Gi-atTtK  ilBI). 

20.  EJsass-Loth ringen. 

rtcsciRe  und  Vorordiiiingyn. 

,873. 23.Dea.,  Einmiinm([sgeseU  (IH 1 ). 


187Ä.    26.  April,  hctr.  den  Crlaub  der 

Beamten   und   deren  Stellver- 

Irelune  (IfllJ. 
187H.    28.  AiiriJ.  Kaiw.-rl.  Vemnbung 

§  »9  (81). 
1881.    24.  Mära.    §  1«  (81). 

Bün^eri.  Gesetzbuch  An.  1384 

(366). 


0.   A  u  8  ]  a  D  d. 


1.  Belgien. 
7.  Febr.,  Verf.  Art.  111  (589). 
17.  April,  Gesetz  (639). 

2.  England. 

1848     l'ublic  HL>a|tti   Act.  (443). 
1871.   LocaJ  (invrrnmcnt  Aut.  (443). 
1875.   Public  HcalÜi  Act.  (443). 
1 883.   Mtmicipal   Oirporations    AoL 
(443). 

3.  Frankreich. 
Charte«   constitutionDelles. 
1814.    9.  .Tuni  {2Mt). 
1830.    ».  Aug.  (258). 
n.  Ge«titzc  und  Verordnungen. 
1791.    8.  Mirz  (5»9). 
1806.    17.— 27,  Nov.,  Code  d'iurtnic- 

tion  criminelle  (6:j9). 

[1818.    10.  MSm  (258). 

11832.    21.  M«iv.  (25H). 

|l«5l     2».  Dez.  (599). 

1864.    1.  Jnoi  (552). 

1866.   27.  Juni,   lot   ooncemant   lee 

crime«,    Ißa   d^lits  et  \ea  oon- 

travüniions  conunis  ft  l'^trangei* 

(639). 

1.  Febr.,  loi  iur  le  recrutement 

de  Tarmee  (258). 

27.  Juli,  lui  aur  le  recrut4unent 

de  Vmnie  (260). 


1678.  S4.  Juli,  loi  relative  ik  Vorgu- 
nlsation  de  l'arm^e  (269). 

1875.  13.  März,  Cadrcspciiet«  (269). 
1880.    17.  Juli  (599). 

-       15.  Oct.  (681). 
4.  Italien. 
1871.    13.  Mai,  (tarantiegceetz  (180). 
6.  Oesterreich. 

StaBtH^ruiiil  j;  e**:t7.e. 
1867.   21.  Dez.,  ühr^r  ditt  EtuMtzung 

eine«  RcieJiB^criclitA  (580), 
1867.   21.  Der,  über  die  allgemeinen 

Rechte  der  Staatsbürger  (598), 

1876.  S8.  üot.,  Oeselx  §  2  (580). 

6.  Ruftsland. 

UcBctzc. 

1722.  TlirongescU  (96). 

1886.  2.— 14.  Juli,  HausgeiicU  des 
ruBsiscben  KaiHcrliauBe«  iu  Ver- 
bindung mit  dem  Hauestiitul 
vom  5.-17.  April  1797  (87— 
186,  268—291). 

7.  Schweiz. 

1876.   20.  März,  Kiaou1>almbaflpi1tchL- 

fsetÄ  (374). 
Htiinioual,  Eisenbahctmu- 
portgeaetz  (384). 


D.   iDternationale   Verträge. 


1851.  15.  Juli,   Ootliner   Convention 
(139.  141.  148,  407—410). 
—       15.  Jub",  ScbluBBprritokoIl  (41 1). 

1853.  11.  Juli,  Kisonacher  Ueberein- 
kuna  (140,  407—430). 

1854.  2Ö.  Jtili,  Schlu8«protokoU  (140, 
411). 

1858.    29.  Juli,  S<^hlu«sprotoIcnll  (4 1 1). 

1864.  30.  Üct.,  Fried ftnsv ertrag,  altg. 
zu  Wien  zwischen  üeatcrroich, 
Preuaaen  und  DiinemÄrk  (142). 


1876,  27.  April,  NicderlMsungsver- 
trag  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  der  Schweizeri«cben 
EidgenosKecschad  (146). 

1877.  7.  .fuli,  PeutBch-Belginoho  De- 
cLaratioD  (420). 

1883.  12  Juli,  Handels-  und  SchifT- 
fahr1*verlraK  zwischen  dorn 
Doutsdicu  Reich  und  Spanien 
(1«)- 


AnMtx*. 

{^UAKli.  ihn  flinheii\whitfrH  Ar*  «ImruoUnLi  Hi-c-n^  nnd  iliV  <Vntiiij]Vtnl*> 
luiiTriuJikett  .     , 

0.  filfnj.  (iiluHliinjpMUg  llttü   HiliJlxilVi^   RtH-ijl       - 

nri^-lHritrTi^jrkRtxhuchi«  Jiur    •tmfr.'ichtltfliMi   ViTfrilsfiim   »trif-r 

pvi^U''    AtitTHj;    ilftr   xtialSnditffti    ituiliiuilikclif'ii    HiOiMnlt*    nw^ii 

^«•K  Vor»i--ll9i-ifl«<)i  iJor  S^)(Mt  IT.  cUi-tic«  In^M'UlmrliO  ru  tniultirilnuy 

IJttcrutiir. 

Tl.. -Ix    Htubticlie  Vi?rfiwBiuii,'>^i..jt-tzs  I.  Fiuibara  IW".  iSlimric  t 

lf^7.     lit'l'rriint  St"frk 

IlUJ*  bfc  Ouit,  IJoutlk    (irr  VcrfaMoac  ^^a^  V«nni)IUTi$   iu  l'rtnwvi* 
niol  )in  rlviilJif^lii'n  Ktiiclie.    t.  AiUL     n«M-l)ii  tJ«H4.    (Slu) 

Rh  TiTT'oitUr    - 


4UI 


tV3A 


Arcbiv  tiii'  öfloutliehes  Reclit. 

füfÜHctit  ZiihI-iuhIh  an  Hetru  I'ruftfdiwr  Dr.  T.  Sluprk  Itt  tirpifswjilil  dirukt 

p<>r  l'ii^l    frau<'<i  L-in/ii'^riPili'n 

JltiiTniiTt'  f^ji'rHhWru  rtufuLtf^'s  siuil  ilrc  iJeilfii:! iMii  i^itiii^L'  \Vf*(-!)';Ti  Vnr  Ihrer 
Kjeim-iiijuhü  an.'imii'lik'i:i, 

I'rt-  A'rrlii^iii.jclii  auf  (Uv  im  Archiv  orsdj'.'iiK.'n'lifU  Abliftridlnutfon  tU'iUt 
tliT  ViTlttjijahnfidliinß  mif  4  .lalirt-  (fewrihrt. 

Vim  J(k1*iii  Doitrft|!  yrhfill  «Jit  U«ir.  IWitarltriUr  15  SeifÄnit-Abiügt 
nur  [MMittitlürtL  Ki'Httrlhitj^f  K^vlu;  wt'llt'iv  Hii]\urtiii\)jz'üse  vi'ytU'ti  uiir  15  Vtg^ 
j»rT»  i'UiruInKti  IVurktjfJui'ti  licrcclitifT,  l>ii-  Sf|iar;if-Aliirctjir  mfi*"tt*n  -i'sitr-lwn« 
bri  Kiicl.*fTii|iiii«  tlci  Oiiinft'tiir  lii'xifUl  wiiilcu  luid  ktitiiiKii  ileni  \Vrfii^*;r 
nlelit  \'if  AuMpaliL*  Jt-»  HrfLn,  in  v^elulit*ui  tUe  IjcIt.  AbliamÜiuij*  «ni'bcint, 
.jaigc»T«itlt  wiTiirn 

WtTkc,  ikTim  ISfuiii'i-i'limiff  fiTi  Arrftir  [(«'WÜnwshL  -winl,  ^in«l  «q  Uk-rm 
yii»lfc**i.5- Ur  I'".  •**i">flc  ill.  fln  it»v')i]il  uih'V  XU  ili*-  Vrrliiflisiiftndtitci^  tlirrtt 
per  I'ort  fn»i(i'<^  wmj.iir.i-nil>'ii. 

HU^Uira  1   E,  tirKifs\»-nW 

Frrjlutrg  i.  Jt, 

Akad&mfKobe  Terlagsbuchliandlung  von  J.  C.  B.  Mohr. 


Nftuer  Verla«  von  Brvitkopr  A  HJIrle]  in  Lo 


Das  Prcussische  Staatsrecht 

'  auf  OrnncU.itre  tlee  l>out«chen  StantsroclifH 

•Urßcstcllt  von 

Dr.  Heru.  Schulze. 

Kr-i^tcr  HauU.   Zwititi^  Autlugc. 

XU  und  <B9  S.  gr.  8.  ««*>■  M  12.—.;  Unn  gc^il.  51.  O.fiil, 


BEiicIlEr  l^cclAg  oon  3.  Qi.  B-  H-^üljC  in  ^cciburg  u  B. 


Dr.  paut  I^liait^ 

'tJr&lcRei  Sil  Ut  Uiiitiniiiai  ctiaBltutn- 
üwiilB  oänfliifi  itmoeArhridtc  JtufUgt 

(Stficr  4)attb. 
ÖTOB  8".    fflt.  I7.d0,  ocbiinbrn  50».  20.—. 


"^*reu|ird)eÄ  Staatsrecht. 


laon 


C  Bornljah. 

8'.  m,  s.--. 


Stueifer  utiueträntierlet  lltifaL-udt. 
—  («rrtcc  dt«  »tltlcr  «anb.  ^ 

an.  Ao- 


Akademische  Verlagsbuchhandlung  von  J,  C«  B.  Mohr  (Paul  Siebeck) 

In  Freiburg  I.  B. 

SDlarquarbfenV  $aub6ti(^  be$  CcffentHt^cn  SRei^td. 

#effentCtc^c  ^cc^i 
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Dr.  x>no  IWcfcv. 

,-;iiicitc  iiiiifteArbeitctc  'Jluflaflr. 


A.  V,-...!    ..    l-i-,ii!L*  i.  H. 


